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Vorwort 


Zum ersten Male erscheint das Kirchliche Jahrbuch wieder als Jahr- 
buch im strengen Sinne. Die kirchlichen Ereignisse des Jahres 1949 
stehen im Vordergrund. Einige Beiträge allerdings umfassen einen 
größeren Zeitraum. Es war notwendig, die Geschichte der kirchlichen 
Pressearbeit und die Entwicklung auf dem Gebiet der christlichen 
Unterweisung seit 1933 um der Bedeutung der Sache willen dar- 
zustellen. 

Der Überblick über die „Sekten“ wirft ein besonderes Licht auf 
die religiöse Lage der deutschen Nachkriegszeit. Der Bericht über die 
Ostkirche soll einen Eindruck vermitteln von den überaus verwickelten 
und uns durchweg unbekannten Verhältnissen in der Orthodoxie, wie 
sie infolge des Sowjetstaates geworden sind. 

Die früheren, vor 1934 erschienenen Kirchlichen Jahrbücher ent- 
hielten einen ausgiebigen Teil „Kirchliche Statistik“. In den letzten 
Jahren war etwas Derartiges aus Mangel an Unterlagen noch nicht 
wieder möglich. Das vorliegende Jahrbuch bringt nun wieder den ersten 
statistischen Beitrag. Gerade dieser Beitrag wird vielleicht besonders 
umstritten sein. Wir sind uns der Grenzen kirchlicher Statistik sehr 
wohl bewußt, aber wir meinen, daß es weite Bereiche gibt, in denen 
sie mit Nutzen getrieben werden kann. Die verantwortlichen Männer 
der Kirche werden sie bei ihren Leitungsaufgaben gebrauchen. 

Nachdem die beiden Kirchlichen Jahrbücher, die nach der langen 
Unterbrechung wieder erschienen, eine so freundliche Aufnahme ge- 
funden haben, hoffen wir, daß nun auch dieser erste Band, der dem alten 
und bewährten Stil des Jahrbuchs wieder entspricht, den Dienst tut, 
um dessentwillen die Mitarbeiter und der Verlag viel Mühe aufgewandt 
haben, wofür ihnen herzlich gedankt sei. 


Düsseldorf, August 1950. 
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Kirchliche Zeitgeschichte 


von Joachim Beckmann 


Einleitung 
Die Kirche vor den Fragen der Zeit 


Im Jahre 1949 fielen Entscheidungen von großer Tragweite für die 
ganze Welt. China wurde dem Kommunismus ausgeliefert und dem 
Einfluß Moskaus unterworfen. Das ist vielleicht das bedeutsamste Er- 
eignis des Jahres. An ihm hängt nicht nur Wesentliches für die Ge- 
schichte Asiens, sondern auch für die Zukunft der christlichen Kirche in 
Asien. Die Frage ist, ob im kommunistischen China christliche Ver- 
kündigung und christliche Kirchen geduldet werden; ob die Anfänge 
christlichen Gemeindelebens in diesem gewaltigen Reich weiter wachsen 
können oder ob sie der Sturm der Revolution hinwegfegen wird. 

Auch in Deutschland fiel eine Entscheidung von schwerem Gewicht. 
Die westlichen Besatzungsmächte gaben die Wege frei zur Bildung 
der westdeutschen Bundesrepublik, und Rußland ließ in seiner Be- 
satzungszone die Deutsche Demokratische Republik ausrufen. Nur die 
Hauptstadt Berlin blieb aus beiden Staatsgebilden draußen. De facto 
zerfiel damit Deutschland in zwei selbständige und sehr verschieden 
konstruierte Staaten ‚westlicher‘ und „östlicher“ Prägung. Die Grenze 
der Welt geht mitten durch Deutschland hindurch — die eine welt- 
umspannende Grenze, hinter der sich die westliche und östliche Welt- 
macht entfaltet. Und die Evangelische Kirche in Deutschland hat ihren 
Bereich diesseits und jenseits dieser Grenze. Sie lebt unter dem Macht- 
anspruch und der Einflußsphäre beider Welten. Sie steht buchstäblich 
an der Grenze, sie sieht sich beiden Mächten gegenübergestellt. Hier hat 
sie ihren weltgeschichtlich einzigartigen Platz angewiesen bekommen. 

Es ist begreiflich, daß diese Lage ihr Handeln, ihre Worte und ihre 
Taten entscheidend bestimmen muß. Fragen von größter Bedeutsamkeit 
sind ihr zur Beantwortung auferlegt. Sie ist berufen, sich als Kirche in 
der Welt und für die Welt, wie sie in dieser Wirklichkeit ist, zu bewähren, 
und das heißt vor allem: sie hat den einen Auftrag, das Evangelium von 
der freien Gnade Gottes allem Volk zu verkündigen, und dabei darüber 
zu wachen, daß sie diesen Auftrag nicht in den Dienst menschlicher 
Zwecke und Wünsche stellt oder stellen läßt (Barmer Erklärung These 6). 

Kein Thema ist darum im vergangenen Jahr so leidenschaftlich erörtert 
worden wie das Thema: Kirche zwischen Ost und West. Hier ist die 
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große Anfechtung der evangelischen Kirche. Sie wird gefordert, sich 
zu entscheiden für den Westen gegen den Osten, für den Osten gegen 
den Westen. Wie selbstverständlich hätte hier anscheinend die Ent- 
‚scheidung fallen müssen — und doch mußte gerade hier widerstanden 
werden. Das Ringen um den rechten Weg der Kirche zwischen den 
Mächten, Ideen und Weltanschauungen bestimmt die Auseinander- 
setzungen des Jahres. Es ist keineswegs abgeschlossen. Aber es ist 
jedenfalls so viel deutlich geworden: die evangelische Kirche bemüht 
sich, durch alle Wirren und Gegensätze hindurch den Weg zu finden, 
der ihr mit ihrem Auftrag vorgeschrieben ist, sie weiß um die Gefahr 
und erkennt ihre Anfechtung, sich von diesem Weg abdrängen zu lassen 
auf irgendeine der breiten Straßen der Welt. 

Mit dieser weltpolitischen Machtfrage ist. für uns in Deutschland das 
Problem des Friedens in besonderer Weise verbunden. Die Welt vermag 
nach dem zweiten Weltkrieg offenbar nicht zum Frieden zu kommen. 
Im Mittelpunkt des Friedensproblems aber steht ohne Zweifel Deutsch- 
land. Der Unfriede der Welt geht mitten durch unser Land hindurch. 
Wie soll es zum Frieden kommen, wenn nicht in erster Linie hier? 
So spielt die Frage nach der Verwirklichung des Friedens gerade in 
Deutschland eine besondere Rolle. Wiederum ist hier die Kirche ge- 
fordert, weil ihre Botschaft den Frieden Gottes auf Erden verkündigt 
und ihr Dienst für die Welt aus diesem Evangelium des Friedens ein 
Werk zum Frieden unter den Menschen und Völkern sein will. Ganz 
neu sind uns die Fragen von Krieg und Frieden gestellt. Während sich 
die Christenheit lange damit zu beruhigen schien, daß es ja nach der 
Schrift in der Welt Kriege geben müßte, ist ihr in steigendem Maße in 
jüngster Zeit die Frage schwer auf die Seele gefallen, ob nicht die Kirche 
eine Aufgabe habe, für den Frieden in der Welt und gegen den Krieg 
einzutreten und dafür auch etwas zu tun. Die Evangelische Kirche in 
Deutschland hat in den vergangenen Jahren, besonders aber im letzten 
Jahr ihre Stimme in dieser Sache kräftiger und eindringlicher erhoben 
als zuvor. Das Gewicht der Verantwortung der Kirche für den Frieden 
in der Welt ist erkannt und wird ernst genommen, ein bedeutsames ° 
Zeichen für einesich anbahnende Wandlung gerade auf deutschem Boden. 
Zu den wesentlichen Erkenntnissen in unserer Zeit nach dem zweiten 
Weltkrieg gehört die Einsicht, daß nicht den Programmen, Ideen und 
Weltanschauungen, sondern dem Menschen der Vorrang gebührt. Die 
Widerfahrnisse der letzten Jahrhunderte haben die ungeheure Be- 
drohung des Menschen durch die Programme und Ideen des Menschen 
ans Licht treten lassen. Es gibt keine bedrängendere und ernster 
zu nehmende Aufgabe in der Gegenwart als diese, einen Weg zu finden, 
der den Menschen vor der Vernichtung durch sich selbst rettet. Die 
Gefahr einer völligen Selbstvernichtung des Menschen ist nicht nur 
durch die Erfindung der Atombombe, insbesondere durch die 1949 in 
Auftrag gegebene Wasserstoff-Atombombe, sehr nahe gerückt. Sie be- 
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steht auch unabhängig davon kraft der Macht und Gewalt von Ideen, 
wie sie ihren Ausdruck im. Staatstotalitarismus gefunden haben. Die 
Möglichkeit des Menschen, als Mensch unter Menschen zu leben, steht 
auf dem Spiel. Das durch den zweiten Weltkrieg hervorgerufene wirt- 
schaftliche und politische Chaos und die faktische Unmöglichkeit, 
Ansatzpunkte zur. Lösung dieser Fragen zu finden, geben den Boden 
und schaffen die Voraussetzungen, die den Menschen in Angst und Ver- 
zweiflung treiben und ihn zu Systemen der Unmenschlichkeit verleiten. 
Die Welt wird so zu einem Vulkan, der jeden Tag ausbrechen kann, 
alles Leben unter seinen Feuergluten zu begraben. 

In dieser Lage ergeht der Ruf der Kirche: Rettet den Menschen! 
Sie wendet sich an die Politiker, die Wirtschaftsführer, die Staats- 
männer, an alle, die Verantwortung und Macht haben. Nicht mit einem 
kirchlichen Programm der Politik und Wirtschaft, sondern mit ihrer 
Botschaft Gottes an und für den Menschen. Sie darf nicht schweigen 
und die Welt ihrem Schicksal überlassen, denn sie ist Kirche für die 
Welt, die Gott so sehr geliebt hat, daß er ihr seinen eingeborenen Sohn 
gab. So ist es zu verstehen, daß die Evangelische Kirche in Deutschland 
sich in ihren Botschaften und Kundgebungen im vergangenen Jahr 
ganz besonders mit den politischen und sozialen Fragen der Zeit befaßt 
hat. Sie steht ja in einem Land, das in der Welt — neben China — in 
einzigartiger Weise in seiner Existenz, menschlich leben zu können, 
von allen Seiten bedroht ist. Wir werden mit dem Problem der Einord- 
nung der Vertriebenen in unser wirtschaftliches und gesellschaftliches 
Leben nicht fertig. Es geht über unsere Kraft, wobei wir uns darüber 
klar sind, daß unsere Schwäche auch in sittlicher Ohnmacht wurzelt. 
Um so mehr sieht sich die Kirche vor die Aufgabe gestellt, dieser Not 
an die Wurzel zu gehen und nicht nachzulassen, für die heimatlosen, 
entrechteten und beraubten Glieder unseres Volkes einzutreten und die 
Verantwortung aller beteiligten Machthaber wachzurufen, die sie für 
Millionen von Menschen haben, Es ist kein Zweifel, daß im Jahre 1949 
durch das Wort und den Einsatz der Kirche, wobei der Flüchtlings- 
abteilung des Weltkirchenrats in Genf ein hohes Verdienst zukommt, 
die Einsichten in die Notwendigkeit einer umfassenden Hilfe für die 
Vertriebenen gewachsen sind. Gerade auch außerdeutsche christliche 
Kirchen haben in der Weltöffentlichkeit eine weitgreifende Wirksamkeit 
zugunsten der deutschen Flüchtlinge entfaltet. So wesentlich dies ist, 
so gewiß sind wir der Überzeugung, daß in dieser Frage die deutsche 
Selbsthilfe in der ersten Linie zu stehen hat. Die evangelische Christen- 
heit Deutschlands ist hier der Aufgabe der Betätigung und Weckung 
der Nächstenliebe im engsten Sinn dieses Wortes gegenübergestellt. 

Das Vertriebenenschicksal ist nur ein, freilich der bedeutsamste Aus- 
schnitt aus der Gesamtnot unseres Volkes. Daneben steht die aus- 
gedehnte Zerstörung der Städte und Industriegebiete mit den mannig- 
fachen Nöten der Ausgebombten, die oft nicht viel weniger verloren 
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haben als manche Flüchtlinge. Die Währungsreform 1948 hat die 
wirkliche Verarmung in Deutschland offenbar gemacht. Das Jahr 1949 
war das erste Jahr nach dem Währungsschnitt. Es begann eine neue 
Wirtschaftspolitik im Westen auf dem Boden der westlichen Hilfs- 
maßnahmen. Waren, Lebensmittel, Güter aller Art wurden produziert, 
eingeführt, angeboten und gekauft. Eine ungeheure Umwälzung des 
Wirtschaftslebens vom Mangel zum Überfluß an Waren und vom Über- 
fluß zum Mangel an Geld ereignete sich in diesem Jahr. Die Zwangs- 
bewirtschaftung brach in sich zusammen und wurde beseitigt. Das 
Geld wurde immer wertvoller, so daß sogar die Preise ihren hohen Stand 
nicht zu halten vermochten, da es zu wenig Leute in Deutschland gab, 
die viel Geld zu verdienen verstanden. Die Auswirkung dieser Wandlung 
brachte uns eine glänzende und in mancher Weise überaus unechte, 
ja auch unerfreuliche Scheinblüte, eine Fassade von Scheinreichtum, 
hinter der sich die große Armut verbarg. Wir gerieten in ein höchst 
fatales Licht bei den andern, die nur den äußeren Schein zu sehen ver- 
mochten. In dieser neuen Lage erstanden die sozialpolitischen Fragen 
mit neuer Dringlichkeit: die Frage einer neuen Wirtschaftsordnung 
in Gesamtdeutschland, der Lastenausgleich, das Problem der Arbeits- 
beschaffung im Blick auf die wachsende Arbeitslosigkeit. 

Mit all diesen sozialpolitischen Fragen und den darin liegenden 
sozialethischen Aufgaben hat die evangelische Kirche angefangen sich 
zu befassen. Sie ließ sich weder von irgend jemand auf das ‚‚rein religiöse 
Gebiet“ abdrängen, noch meinte sie selbst, den Fachleuten die Lösung 
der weltlichen Fragen überlassen zu sollen, ohne jedoch dabei dem um- 
gekehrten Fehler zu verfallen, so etwas wie christliche Sozial- und 
Wirtschaftsprobleme zu entwerfen. Es ist kein Wunder, wenn auf diesem 
Gebiet erst einige Anfänge sichtbar werden, denn es ist für die Kirche 
in unserem Volk Neuland. So ist sie noch recht unsicher und tastend 
nach dem rechten Weg, der ihr vom Evangelium geboten ist, sie hat 
weder die Tradition noch die Naturrechtslehre des römischen Katholi- 
zismus. Sie kann sich hier nicht anschließen auf der Basis einer ‚„‚natür- 
lichen Theologie“, sondern sie muß um die Erkenntnis ringen, die sich 
aus ihrem Verständnis des Evangeliums für die sozialen und wirt- 
schaftlichen Fragen ergeben. Die römisch-katholische Lehre mit ihrem 
System der natürlichen Ordnungen ist gerade auch heute wieder in 
Deutschland für viele eine große Versuchung, zumal die evangelische 
Kirche keinerlei Möglichkeit hat, ein evangelisches System daneben- 
zustellen. Um so bedeutsamer ist es, daß überall in der evangelischen 
Kirche von den evangelischen Grunderkenntnissen der Rechtfertigungs- 
theologie her in zahlreichen Arbeitskreisen, auf den Evangelischen 
Akademien die Bewältigung der Aufgabe christlicher Sozialethik und 
konkreter Entscheidungen in den Tagesfragen der Sozialpolitik und Wirt- 
schaft in Angriff genommen ist. Man wird nicht bestreiten können, daß 
hierbei schon erste positive und wertvolle Ansätze sichtbar geworden sind. 
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Im Zusammenhang mit der Inangriffnahme dieser Arbeit ist etwas 
für die evangelische Kirche Deutschlands überaus Wesentliches ge- 
schehen. Es ist zu einer neuen Begegnung mit dem Sozialismus und der 
gewerkschaftlichen Arbeiterbewegung gekommen. Während bisher diese 
Begegnung von beiden Seiten Auseinandersetzung und Kampf be- 
deutet hatte, und zwar durch ein ganzes Jahrhundert hin, bahnt sich 
nun eine Wendung an. Die evangelische Kirche beginnt, sich frei zu 
machen von einer prinzipiell antisozialistischen Haltung, die von der 
Überzeugung getragen war, daß die sozialistischen Forderungen als 
solche vom christlichen Glauben her zu verwerfen seien. Und auf der 
Seite der Arbeiterbewegung bahnt sich die Erkenntnis an, daß der 
Sozialismus nicht prinzipiell in einer atheistischen Weltanschauung 
wurzele und er darum nicht nur in einer christentums- und kirchen- 
feindlichen Überzeugung vertreten werden könne. Zwar ist es noch 
nicht dahin gekommen, daß wir uns von der Last und Wirksamkeit 
einer so langen Geschichte des Gegensatzes und der Verständnislosigkeit 
frei gemacht hätten. Dazu ist das Gewicht der Geschichte zu groß. Aber 
der Anfang ist gemacht, die Mauern niederzureißen. Und dieser Anfang 
einer neuen Begegnung, der hier und da sichtbar wird, ist von entschei- 
dender Bedeutung in der gegenwärtigen Lage Deutschlands. Es ist 
geradezu eine Existenzfrage für unser Volk, daß die evangelische Kirche 
und die Arbeiterschaft sich finden, indem die gegenseitig aufgewachsenen 
Berge von Vorurteil und Mißverständnis abgetragen werden, indem 
die Kirche frei wird von gesellschaftlichen Bindungen und Vorurteilen 
und die Arbeiterschaft von weltanschaulichen Gebundenheiten und 
antikirchlichen Affekten. Der im deutschen Volkscharakter so fest 
wurzelnde Doktrinarismus, der uns an den Rand des Abgrundes zu 
bringen drohte, muß gerade in diesem historisch so verhärteten Raum 
überwunden werden, und zwar auf allen Seiten. Wir meinen zu sehen, 
daß in der evangelischen Kirche die Lage und Stellungnahme eine andere 
ist, als es etwa nach 1918 der Fall war. Und es gibt auch unter den 
verantwortlichen Leuten der Gewerkschaften und politischen Arbeiter- 
bewegung solche, die nicht nur vom marxistischen Dogmatismus der 
Vergangenheit frei sind in ihren sozialistischen Überzeugungen, sondern 
auch erkennen, daß die christliche Kirche als solche nicht die geborene 
Feindin der Arbeiterbewegung und des Sozialismus ist. Damit ist endlich 
eine Bahn gebrochen für eine sachliche Diskussion der mit dem Begriff 
„Sozialismus“ gegebenen Idee einer Reform unseres wirtschaftlichen 
Lebens im Unterschied vom kapitalistischen Liberalismus und tota- 
litären Kommunismus. Die Kirche sieht sich in steigendem Maße in die 
Auseinandersetzung der Sachfragen versetzt, wobei sie diese zu den 
wesentlichen Fragen nach dem Leben des Menschen, nach der Gerechtig- 
keit und nach der Freiheit für den Menschen in den Wirtschafts- und 
Sozialordnungen in Beziehung setzt. Hier ist ihre Sendung, ihr Dienst, 
ihr Auftrag im Blick auf die Fragen der Sozial- und Wirtschaftspolitik, 
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Programme, Ideen ‘und Ordnungen daraufhin zu prüfen und danach 
zu beurteilen, ob in ihnen der Mensch vor den Dingen, Ideen und Insti- 
tutionen den Vorrang hat. 

Von derselben Grundvoraussetzung her sieht sich die Kirche auch 
den schweren und notvollen Tatbeständen gegenüber, die gerade auch 
1949 die Gemüter in und um Deutschland heftig erregten: die Demon- 
tage, die Kriegsverbrecherprozesse, die Zurückhaltung der Kriegs- 
gefangenen und die Internierungen. Bei all diesen Tatbeständen handelt 
es sich um die letzten offenkundigen Auswirkungen des Krieges, um 
letzte ‚„‚kriegerische‘‘ Maßnahmen gegenüber dem seit Jahren besiegten 
und besetzten Deutschland. Die ausgesprochene Gefahr dieser Tatsachen 
ist in unserem Land die Erregung und Wiedererweckung eines ver- 
hängnisvollen Nationalismus. Seit Jahren hat die evangelische Kirche 
auf die Unmenschlichkeit und Sinnlosigkeit, auf die Fragwürdigkeit 
und Gefahr dieser Maßnahmen hingewiesen, nicht ohne dabei dem 
deutschen Volk zugleich seine Schuld an dem ihm widerfahrenden 
Unrecht vorzuhalten. Die Stellung der Kirche in dieser Sache ist be- 
greiflicherweise überaus gefährdet und umstritten, sowie Mißverständ- 
nissen von beiden Seiten ausgesetzt. Nichts ist schwieriger, als hier den 
rechten Ton zu finden, die Sprache zu sprechen, die von beiden Seiten 
verstanden wird, damit nicht durch ein falsches Wort der Schade nach- 
her größer wird als zuvor. Auch bei der Stellungnahme zu diesen Proble- 
men stand die Kirche wieder „zwischen West und Ost‘‘ — während die 
öffentliche Meinung Deutschlands zumeist entweder ‚westlich‘ oder „‚öst- 
lich“ ausgerichtet war. Die Freiheit der Kirche durch das Evangelium 
durfte sich hier aufs neue bewähren, ob es um ein Wort gegen Internierung 
oder Prozesse, gegen Demontage oder die Zurückhaltung der Kriegs- 
gefangenen ging. Wer vermöchte in solchen Fragen. von stärkster na- 
tionaler Gewichtigkeit zu reden, ohne ‚„‚nationalistisch‘“ zu werden? 
Dazu gehört eine Position, die nicht aus dieser Welt ist, sondern die von 
„höchster Warte‘ aus urteilt, d.h. von Gottes Wort bestimmt und aus- 
gerichtet ist. 

Neben den großen und hervorragenden politischen Fragen und Auf- 
gaben, die der Evangelischen Kirche in Deutschland gestellt waren, 
gab es auch solche von innerkirchlicher Art. Das erste Jahr der 1948 
begründeten EKD mußte eine erste Erprobung der neuen Ordnung 
und der Arbeitsfähigkeit ihrer Organe bringen. Was die EKD nun ei- 
gentlich sei, war theoretisch nicht in einer glatten Formel auszudrücken, 
um so mehr war es auch ein praktisches Wagnis, es dennoch mit ihr 
zu versuchen. Ohne Spannungen und Auseinandersetzungen konnte es 
dabei nicht abgehen, aber sie waren doch nicht beherrschend. Vielmehr 
erwies sich die Wirklichkeit einer kirchlichen Gemeinschaft und Ver- 
bundenheit als stärker. Die in den vorhergehenden Jahren so leiden- 
schaftlich diskutierte „konfessionelle Frage“ erfuhr ein bemerkenswertes 
Abklingen. Das Thema war irgendwie erschöpft, und eine theologisch- 
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lehrhafte Lösung hatte sich nicht finden lassen. Im übrigen machten 
sich andere gewichtige theologische und praktische Fragen geltend, die 
stärker in den Vordergrund rückten. Als das wesentliche theologische 
Problem trat die Auseinandersetzung um die „Entmythologisierung“ 
mehr als vorher ins Licht. Es wird immer deutlicher, daß die in diesem 
Wort von Bultmann aufgeworfene Frage sich zum Hauptthema der 
theologischen Auseinandersetzung entwickelt. Die Erörterung ergriff 
im letzten Jahr immer weitere Kreise, und das Für und Wider wird 
mit steigender Leidenschaft diskutiert. Das weist darauf hin, daß es 
hier um eine entscheidende Sache geht: um die rechte Auslegung der 
Heiligen Schrift, um die ‚Interpretation‘ der Botschaft, des „Kerygmas“ 
im Neuen Testament, also um das zentrale Problem der protestantischen 
schriftgebundenen Theologie. Man wird nicht sagen können, daß die 
Auseinandersetzung des letzten Jahres immer sachgemäß theologisch 
war, aber es hat sich doch auch eine gründliche Beschäftigung mit 
dem Thema angebahnt, wodurch die der Theologie gestellte Aufgabe 
in ernster und fruchtbarer Weise weitergeführt worden ist. Nur auf 
solche Weise wird der Kirche und ihrer Verkündigung gedient, indem die 
hier aufgeworfenen echten Fragen nicht einfach beiseitegeschoben 
werden, sondern ihrem Gewicht standgehalten und eine wahrhaft theo- 
logische Anwort gesucht wird. 

Die praktische Hauptaufgabe der Kirche im Jahre 1949 war ohne 
Zweifel die ganz elementare Notwendigkeit, die Kirche wirtschaftlich 
durch das erste Jahr der Währungsreform hindurchzubringen. Auf 
keinem Gebiet sind mehr neue Maßnahmen getroffen worden als hier. 
Denn infolge der Währungsreform war die Kirche zuerst sozusagen 
„bankrott‘‘, und sie mußte neue Mittel und Wege finden, ihre Finanz- 
wirtschaft wieder ins Geleise zu bringen. Sie tat dies im wesentlichen 
durch eine Reform ihres Kirchensteuerwesens, da in Deutschland seit 
langem die Kirchensteuer die wesentliche Grundlage ihrer wirtschaft- 
lichen Existenz ist. Man mag das bedauern, man mag es für höchst 
fragwürdig ansehen, aber wir stehen vor dieser geschichtlich gewordenen 
Tatsache, die nicht von heute auf morgen beseitigt werden kann. Zwar 
erhoben sich im letzten Jahr manche Stimmen, die zu einer radikalen 
Erneuerung des kirchlichen Abgabenwesens aufriefen, aber es erwies 
sich faktisch als unmöglich, in der bedrängten Lage dieses Jahres einen 
solchen Versuch zu unternehmen. Und wo man es trotzdem tat, zeigte 
sich die praktische Undurchführbarkeit in der gegenwärtigen kirch- 
lichen Situation. Immerhin wurde die Fragwürdigkeit des Kirchensteuer- 
wesens stärker als früher empfunden, und man ist von der Aufgabe be- 
wegt, neue Wege in die Zukunft zu suchen, zumal man keineswegs 
sicher ist, daß die gegenwärtige Gestaltung des Kirchensteuerwesens 
von allzu langer Dauer ist. Schon heute zeigen sich im Bereich der 
Ostzone Entwicklungen, die der Kirche es nicht ersparen werden, 
rechtzeitig und gründlich auf eine Erneuerung der kirchlichen Finanz- 
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wirtschaft bedacht zu sein. Vorerst ist es gelungen, der Finanzkrise 
einigermaßen Herr zu werden. Es ist natürlich nicht ohne schwere Ein- 
griffe abgegangen, die sich die festbesoldeten Amtsträger der Kirche 
in Gestalt von Gehaltskürzungen, Notopfern oder Einbehaltungen auf- 
erlegen lassen mußten. Aber die Steuerreformen in Gestalt von Gegen- 
wartsbesteuerung, Lohnabzug, Landeskirchensteuer, durch welche eine 
stärkere Ausschöpfung der Steuerkraft der Gemeindeglieder ermöglicht 
wurde, haben es langsam dahin gebracht, daß die ärgsten Notstände 
überwunden wurden. Große Anstrengungen erforderte es, zu verhindern, 
daß die Einrichtungen und Arbeiten der Kirche, insbesondere auch der 
Inneren Mission und des Hilfswerks, gefährdet wurden oder gar zum 
Erliegen kamen. Dabei darf nicht verschwiegen werden, daß den Kirchen 
und ihren Einrichtungen von seiten der deutschen Länder eine groß- 
zügige Hilfe zuteil geworden ist. Die meisten Staaten boten der Kirche 
durch Kreditgewährung und Zuschüsse wie auch durch ihre Steuer- 
gesetzgebung die Hand, so daß sie instand gesetzt wurde, sich wirt- 
schaftlich wieder zu festigen und selbst zu helfen. 


So wurde es auch möglich, daß trotz der schweren Krise der kirch- 
liche Wiederaufbau in den vom Krieg besonders heimgesuchten Gebieten 
kräftig weiterging, ja sogar weit besser als in den Jahren vor der Wäh- 
rungsreform. Das Jahr 1949 ist geradezu gekennzeichnet durch eine 
außerordentlich umfangreiche Inangriffnahme des Wiederaufbaus von 
Kirchen, Gemeindehäusern, Pfarrhäusern usw. Überall in den großen 
Trümmerstädten und -gebieten regt sich der Wille der Gemeinden, ihre 
zerstörten Gotteshäuser und sonstigen gemeindlichen Bauwerke wieder- 
herzustellen. An vielen Orten ist hier bereits Erstaunliches geleistet 
worden. Große Summen sind dafür durch Sammlungen neben den 
Kirchensteuern aufgebracht worden. Freilich mußten auch große Kre- 
dite aufgenommen werden, da es weit über die Finanzkraft der Ge- 
meinden hinausgeht, die ungeheuren Zerstörungen in kurzer Zeit durch 
Wiederaufbau zu beseitigen. 


Dem Wiederaufbau kirchlicher Gebäude entspricht in den evan- 
gelischen Kirchen Deutschlands ein Wiederaufbau der kirchlichen Ord- 
nungen. Seit 1945 sind die Landeskirchen damit beschäftigt, sich nach 
der z. T. völligen Zerstörung ihrer Verfassungen und innerkirchlichen 
Ordnungen nach den Erfahrungen und Erkenntnissen des Kirchen- 
kampfes eine neue „Grundordnung‘‘ und auch neue Ordnungen für 
die kirchlichen Dienste wie für das Gemeindeleben zu geben. Im Jahre 
1949 gaben die Veröffentlichungen der Landeskirchen einen starken 
Eindruck von den inzwischen erarbeiteten und in Gesetzen verabschie- 
deten Ergebnissen. Der Grundordnung der EKD und der VELKD 1948 
folgten eine Reihe von Grundordnungen der Gliedkirchen der EKD im 
Westen wie im Osten. Charakteristisch ist ferner die kirchengesetzliche 
Ordnung des Hilfswerkes — wie in der EKD so in den meisten Glied- 


kirchen — als eines Werkes der Kirche in ihrer Zuordnung zur Landes- 
kirche und zur Inneren Mission. 

In den nachfolgenden Kapiteln soll der Versuch gemacht werden, 
einen Überblick über die Wirksamkeit der EKD im Ganzen wie ihrer 
Gliedkirchen zu geben. Die wichtigsten kirchlichen Ereignisse des Jahres 
1949, die Kundgebungen kirchlicher Organe, ferner Einrichtungen und 
Ordnungen der evangelischen Kirchen, die in diesem Jahr geschaffen 
wurden, soweit sie von einiger Bedeutung erschienen, sollen zur Dar- 
stellung gebracht werden. Dabei werden wir auch einen Einblick in das 
innerkirchliche Leben zu geben uns bemühen. In dieser Darstellung 
muß sich zeigen, inwiefern die Evangelische Kirche in Deutschland 
ihrem Auftrag angesichts der ihr gestellten großen Fragen des poli- 
tischen und kirchlichen Lebens gerecht zu werden versuchte. Im wesent- 
lichen möchten wir die Dokumente selbst zu Wort kommen lassen und 
unserer Beurteilung die engen Grenzen setzen, die uns durch die Nähe 
der Ereignisse des Jahres 1949 gestellt sind. 


1. Kapitel 
Die evangelische Kirche ın Deutschland 


1. Die Synode der EKD in Bethel vom 9.-13. Januar 1 949° 


Nachdem die Kirchenversammlung der EKD im Juli 1948 die Grund- 
ordnung der EKD beschlossen und die Gliedkirchen, mit Ausnahme 
der Bremer Kirche, ihre Zustimmung erklärt hatten, konnte der Rat 
der EKD zur ersten ordentlichen Synode der EKD einladen. Zum 
erstenmal in der Geschichte des deutschen Protestantismus trat eine 
Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland zusammen. Die 1933 
gebildete sogenannte Nationalsynode der DEK verdient nicht, als eine 
evangelische Kirchensynode bezeichnet und anerkannt zu werden. Sie 
war: weder auf kirchliche Weise gebildet, noch vermochte sie, kirchlich- 
synodal zu handeln. Ihre Wirksamkeit auf ihren beiden Tagungen 1933 
und 1934 gehört zu den traurigsten Kapiteln der evangelischen Kirchen- 
geschichte. 

So hat es dabei zu bleiben, daß im Jahre 1949 die erste Synode der 
Evangelischen Kirche Deutschlands, von den neugeordneten kirchlichen 
Organen der evangelischen Kirchen beschickt, stattfand. Sie konnte 
in kirchlicher Freiheit und alleiniger Gebundenheit an die Bekenntnis- 
grundlage der Kirche handeln. Keinerlei Zwang, keine Nötigung oder 
Forderung von außen lag auf ihr. Ob sie sich als eine echte kirchliche 
Synode erweisen und bewähren würde, lag allein an ihr selbst. Es mußte 
sich zeigen, ob die Kirchenversammlung mit ihrer Grundordnung den 
rechten Weg für die Gemeinschaft und Zusammenarbeit der evan- 
gelischen Kirchen gewiesen hatte. Die Glieder der neugebildeten, zum 
erstenmal zusammengerufenen Synode mußten natürlich erst zuein- 
ander finden. Die Anfangsschwierigkeiten eines so großen Gebildes waren 
zu überwinden. Allerlei ‚„‚Geschäftliches“ war zu regeln. Aber über allem 
stand von vornherein die eine Hauptfrage, an deren Lösung die Synode 
am schwersten zu arbeiten hatte: die Bildung des Rates der EKD, 
insbesondere die Wahl des Vorsitzenden und seines Stellvertreters. Alles 
andere, so wichtig es im einzelnen war, trat dahinter zurück. Denn 
hinter der Wahl der Personen standen die sachlichen Spannungen und 
Gegensätze, die in den vergangenen Jahren bei der Bildung der EKD 
in Erscheinung getreten waren und die sich in der Hauptsache unter 
dem Stichwort der „konfessionellen Frage“ auf das Verständnis der 
EKD als „Kirche“ oder „Kirchenbund‘“ bezogen. 
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Landesbischof Wurm, der kurz vorher seinen achtzigsten Geburtstag 
gefeiert hatte, konnte aus Krankheitsgründen die Synode nicht eröffnen. 
An seiner Stelle mußte Martin Niemöller sie eröffnen und den Bericht 
des Rates geben. D. Wurm sandte der Synode ein Gruß- und Abschieds- 
wort: 


Abschiedswort von Landesbischof D. Wurm an die Synode 
und die Kirchenkonferenz der Evangelischen Kirche 
in Deutschland 


Seit Wochen durch Krankheit lahmgelegt, bitte ich um Entschuldigung 
dafür, daß ich meiner letzten Amtspflicht als Vorsitzender des Rats nicht 
nachkomme und ein schriftliches Abschiedswort sende. 

Das erste, was ich aussprechen möchte, ist der Dank an alle, die dazu 
geholfen haben, daß der Zusammenschluß der evangelischen Landeskirchen 
in Deutschland eine Form gefunden hat, die niemanden bedrückt, aber 
jeder Kirche die Möglichkeit gibt, ihre Eigenart und ihre Erfahrung 
fruchtbar zu machen für das Ganze. Wenn einige Kirchen großen Wert 
darauf legen, daß es ein Bund selbständiger Kirchen ist, den wir geschaffen 
haben, so ist es doch niemandem verwehrt, im gemeinsamen Beten und 
Hören auf das Wort, in gemeinsamem Dienst und Kampf sich zusammen- 
zuschließen mit allen Gliedern der EKD zu dem Volk Gottes, das im Neuen 
Testament und bei Luther Kirche heißt. Wir dürfen und sollen unsere 
Verschiedenheiten nicht verschweigen und unterdrücken, aber wir wollen 
uns alle unter die apostolische Mahnung stellen: „Lasset uns untereinander 
unser selbst wahrnehmen mit Reizen zur Liebe und guten Werken und 
nicht verlassen unsere Versammlung.“ 

Einst vor zwanzig Jahren hat man im Blick auf die gefährliche Situation 
der evangelischen Kirche nach dem Umsturz von 1918 gejubelt, daß man 
durch den Engpaß hindurch sei. Es zeigte sich bald, daß dieser Jubel 
verfrüht war und daß von anderer Seite Gefahren heraufzogen, für die man 
nicht gerüstet war. Wir sind uns gewiß alle dessen bewußt, daß in einer 
Welt, die so voll dämonischer Mächte ist wie die heutige, es keine Sicher- 
heit gibt für eine Kirche, die über irdische Machtpositionen und Hilfs- 
quellen nicht verfügt. Man darf es wohl auch als schmerzlich bezeichnen, daß 
man sich auf seiten maßgebender politischer Faktoren in Deutschland immer 
noch nicht dazu aufschwingen kann, den Glauben an das hohe Gut der 
Freiheit auch dadurch zu betätigen, daß man der christlichen Elternschaft 
ein Mitbestimmungsrecht bei der öffentlichen Erziehung einräumt. Aber 
wir wissen auch, daß die Kirche der Feindschaft und Gleichgültigkeit, 
von der sie umgeben ist, nur mit den Waffen des Geistes begegnen kann, 
mit der lebendigen Verkündigung der Heilsbotschaft, mit dem unerschrok- 
kenen Zeugnis der Wahrheit gegen das Böse und mit dem aufopfernden 
Dienst der Liebe. Hierfür die berufenen Diener der Kirche und die Ge- 
meindeglieder immer geschickter zu machen, ist die Aufgabe, die uns, 
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besonders den Kirchenleitungen, täglich auf der Seele brennen muß. Die 
Kirche verdient die höchste Anerkennurg, die den anderen zeigt, wie sie 
sich von ungeeigneten Elementen befreien und auf geistlich lebendige 
Menschen eine Anziehungskraft ausüben kann. Nicht genug können wir 
es in unsere Pfarrerschaft, in unsere Gemeinden und landeskirchlichen 
Gemeinschaften hineinrufen: Schickt uns die rechten Leute! 

In den Kämpfen der Vergangenheit haben wir gelernt, daß mit einer 
entschlossenen Minderheit und mit einer entschiedenen Haltung mehr aus- 
zurichten ist als mit Weichheit und Nachgiebigkeit. Aber laßt uns daraus - 
nicht das Recht ableiten, argwöhnisch und mißtrauisch zu sein gegen jeden, 
der uns helfen will, besser als bisher an die Menschen der Gegenwart her- 
anzukommen. Die Pflicht, der Säkularisierung innerhalb der Kirchen zu 
wehren, schließt die Pflicht zu einer aufgeschlossenen Haltung gegenüber 
Fragen und Bedürfnissen der Gegenwart nicht aus. Und vor allem, liebe 
Amtsbrüder, gewährt dem evangelischen Laientum einen viel weiteren Raum 
in der Kirche! Laßt es spüren, daß wir Theologen das Reich Gottes nicht 
gepachtet haben, sondern daß wir dankbar sind, wenn es seiner Verant- 
wortung sich bewußt wird. 

Und nun, liebe Brüder, insbesondere ihr, die ihr mit mir gegangen seid 
auf manchem saueren Tritt, auch in Ministerzimmer und Reichskanzlei, 
in Auseinandersetzungen mit Freund und Feind, laßt mich schließen mit 
dem Pauluswort an die Ältesten von Milet: „Ich befehle euch Gott und dem 
Wort seiner Gnade, der da mächtig ist, euch zu erbauen und zu geben das 
Erbe unter allen, die geheiligt werden.“ 


Natürlich lagen auch zahlreiche andere Grußworte aus der Ökumene 
wie aus dem politischen Bereich vor, und es fand am Sonntag eine 
einigermaßen glanzvolle Eröffnungssitzung statt, während am Samstag 
vorher die Kirchenkonferenz den ganzen Tag getagt und sich mit den 
Fragen der Synode und der Bildung des Rates befaßt hatte. Am Montag- 
morgen begann die Arbeit, die man zweckmäßig in drei Gebiete einteilt: 

a) Die Gesetzgebung, 

b) Die geistlich-theologische Arbeit, 

c) Die Berufung des Rates der EKD. 


Die Durchführung dieser Arbeiten erfolgte nicht programmgemäß 
nacheinander, sondern je nach dem Stand der Vorbereitung in den 
Ausschüssen der Synode. Wir werden in unserer er nach den 
Sachgebieten vorgehen. 


a) Die Gesetzgebung 


Die erste Synode der EKD hatte zwangsläufig einige gesetz- 
geberische Maßnahmen zu treffen, unter denen die vorläufige Ordnung 
des Hilfswerks die bedeutsamste war. In dieser Ordnung bekannte 
sich die Synode zum diakonischen Amt der Kirche in Verfolg der 
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schon in Treysa 1945 sichtbar gewordenen Linie. Die Neuartigkeit der 
Probleme der Zuordnung von Hilfswerk und Kirche vor allem im Blick 
auf das Verhältnis von EKD und Gliedkirchen ließ es geraten erscheinen, 
zunächst nur eine „vorläufige“ Ordnung zu erlassen. Ihre wichtigsten 
Bestimmungen lauten: 


Kirchengesetz zur vorläufigen Ordnung des Hilfswerks der 
Evangelischen Kirche in Deutschland vom 13. Januar 1949 


$1 
Das Hilfswerk der Evangelischen Kirche in Deutschland ist eine Ein- 
richtung der Kirche in der Erfüllung ihres diakonischen Auftrages. 


$2 

(1) Der Dienst des Hilfswerks vollzieht sich für den Gesamtbereich 
der Evangelischen Kirche in Deutschland in dem Hilfswerk der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland (Gesamtwerk) und für den Bereich der 
Gliedkirchen in den Hilfswerken der Gliedkirchen. 

(2) Die zur Durchführung der Tätigkeit des Hilfswerks nötigen Mittel 
sollen durch Sammlungen, Opfer und Spenden der Gemeindeglieder auf- 
gebracht werden. Die gliedkirchlichen Hilfswerke sind verpflichtet, mit den 
vom Wiederaufbauausschuß festgesetzten Umlagen ($ 6 Absatz 4 Ziffer 2) 
zur Finanzierung des Gesamtwerks beizutragen. 


$ 3 
(1) Rechtsträger des Hilfswerks der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land ist die Evangelische Kirche in Deutschland. Das Hilfswerk erfüllt 
seine Aufgaben selbständig im Rahmen dieses Gesetzes. 
(2) Die Abgrenzung der Aufgaben des Hilfswerks von denen anderer 
kirchlicher Organe und Werke erfolgt in Zweifelsfällen durch den Rat der 
Evangelischen Kirche in Deutschland in Vereinbarungen und Richtlinien. 


Auch das andere Gesetz der Synode wurde als vorläufige Ordnung 
erlassen: Das Gesetz über die Bildung eines Schiedsgerichtshofes. 
Daß gleich auf der ersten Synode von einer solchen Sache die Rede war, 
könnte befremden: als ob nichts so eilig gewesen wäre als die Bildung 
eines Organs zur Beilegung von Streitigkeiten. Aber wie es scheint, war es 
keineswegs so. Denn man hat nicht gehört, daß der nach dem Gesetz ge- 
bildete Gerichtshof im ersten Jahr seines Bestehens angerufen worden ist. 

Viel Mühe machte natürlich die Regelung der Finanzen, die im 
Gesetz über den Haushalt der EKD zu erfolgen hatte. Denn hier ging 
es um die Umlagen der Gliedkirchen und um deren Kollekten zugunsten 
der EKD. Aber nach langen Debatten wurde auch hier Einmütigkeit 
erzielt. Auch die Beratung über die Geschäftsordnung der Synode 
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wurde mit deutscher Gründlichkeit in einer Breite durchgeführt, die 
‚einer größeren Sache würdig gewesen wäre. 


b) Die geistlich-theologische Arbeit 


Demgegenüber kam eigentlich die geistlich-theologische Arbeit auf - 
der Synode etwas zu kurz, obwohl das vorgesehene Thema in jeder 
Hinsicht es wert gewesen wäre, daß ihm eine eingehende Beratung 
zuteil geworden wäre. Professor Delekat sprach über die Krise des 
Rechtes unter dem Thema: Recht, Rechtsbewußtsein und Kirche. Die 
Art der Behandlung dieses Themas forderte Professor Heinrich Vogel, 
Berlin, zu einem aus dem .Stegreif entworfenen Korreferat heraus, das 
in seiner Leidenschaft der Diktion und Kühnheit der. Formulierungen 
zu dem Eindrucksvollsten gehört, was auf der Synode überhaupt ge- 
redet wurde. Leider kam es wegen der Zeitknappheit, die infolge der 
ausgedehnten Wahldebatte eintrat, nicht zu einer Verarbeitung der in 
dem Referat von Delekat und der Antwort von Vogel aufgeworfenen 
‚theologischen Fragen. Die Fortsetzung der Diskussion wurde einem 
Ausschuß übertragen, der eine Stellungnahme der Kirche erarbeiten 
sollte. Ein erstes Ergebnis dieser Arbeit war das im Oktober verabschie- 
dete Wort des Bruderrates der EKD ‚Gebt Gott Recht“. 

‘Der Bruderrat der EKD hatte der Synode ein in seinem Kreise 
ausgearbeitetes und in Detmold unmittelbar vor der Synode beschlos- 
senes Wort zur Flüchtlingsfrage vorgelegt. Dies Wort wurde von der 
Synode angenommen und wurde bemerkenswerterweise die einzige 
Kundgebung dieser ersten Synode der EKD überhaupt. Die Tatsache 
dürfte ein Hinweis darauf sein, welche Bedeutung dieser Frage seitens 
der evangelischen Kirche beigemessen wird. 


Wort zur Flüchtlingsfrage 


Mit dem folgenden Wort zur Not der deutschen Flüchtlinge wenden 
wir uns in erster Linie an unsere vertriebenen Brüder und Schwestern, 
aber auch an die, die für ihr Schicksal verantwortlich sind, sowie an alle, 
die mittelbar und. unmittelbar zur Hilfe an den Flüchtlingen berufen sind, 
an die Leitungen der Kirchen, an die leitenden Männer der internationalen 
Hilfswerke, an die Behörden, Regierungen und die Besatzungsmächte. 


I. 


Wir wollen nicht vergessen, daß unsere deutschen Flüchtlinge von heute 
nicht die ersten sind, die dies schwere Los getroffen hat. Vorher ist dasselbe 
durch uns an anderen Völkern, an Polen und Russen, Franzosen und 
Holländern und anderen europäischen Nationen, an Juden und politisch 
Verfolgten aus dem eigenen Volke geschehen. Gottes Auge sieht vom Himmel 
her all das große Unrecht, das hier durch Menschen geschehen ist und noch 
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geschieht; er sieht all die große Not, die wir Menschen erbarmungslos ein- 
ander bereiten, all der Heimatlosen Verlassenheit, all der Kinder Sterben, 
all der Mütter Tränen. Wir sollten erschrecken vor dem Gericht dessen, 
der das Schreien der Elenden hört, und, solange es Zeit ist, um- 
kehren und den Frieden Gottes und die Versöhnung mit den Menschen 
suchen. 


Unrecht erzeugt Vergeltungsdrang und Haß; blinde Verzweiflung denkt 
an keine Folgen. So träumt heute mancher von einem neuen Krieg als 
dem einzigen Ausweg aus seiner Not. — Wir müssen unsere Brüder und 
Schwestern bitten, sich nicht von solchen falschen Hoffnungen betören zu 
lassen und nüchtern zu bleiben in ihrer Not. Wir brauchen keinen Krieg, 
sondern einen Frieden, der uns die Möglichkeit gibt, in redlichem, gemein- 
samem Mühen unsere Nöte zu überwinden. Wir rufen die Männer der 
Presse und des Rundfunks auf, ihre Verantwortung für das Kommen 
eines rechten Friedens ernst zu nehmen. Wir bitten Eltern und Erzieher, 
die Jugend das böse Übel des Krieges erkennen und den Segen eines rechten 
Friedens sehen zu lehren. — 


Bei den Bemühungen um einen wirklichen Frieden werden die ver- 
antwortlich Regierenden dafür sorgen müssen, daß das Flüchtlingselend 
nicht verewigt wird. Es muß möglichst rasch beseitigt werden. Es ist aber 
nicht zu überwinden, solange die wirtschaftliche Grundlage nicht geschaffen 
werden kann oder darf, die der Gesamitbevölkerung einschließlich der 
Flüchtlinge eine menschenwürdige Existenz sichert. 


Nur ein solcher Friede, der den Menschen das Leben läßt, gibt die 
Möglichkeit zum Wiederaufbau, verheißt dem Heimatlosen eine Heimat, 
dem Hungernden das tägliche Brot, dem Rechtlosen sein Recht und der 
ehrlichen Arbeit ihren Lohn. 


Wenn wir die Regierenden bitten, einen solchen Frieden herbeizuführen, 
wissen wir uns in Übereinstimmung mit der gesamten Christenheit und 
erinnern an die Botschaft des Ökumenischen Rates der Kirchen von 
Amsterdam, wo es heißt: 

„Wir wollen Gott bitten, daß er uns miteinander lehre ein echtes Nein 
und ein echtes Ja zu sprechen: ein Nein zu allem, was der Liebe Christi 
zuwider ist, zu jedem System, zu jedem Programm, zu jedem Menschen, 
die einen Menschenbruder behandeln, als wäre er nicht Gottes Geschöpf, 
sondern ein Stück Ware, das man ausnutzen kann; ein Nein zu denen, 
die im Namen der Ordnung das Unrecht zu Recht machen, zu denen, die 
die Saat des Krieges süen oder zum Kriege drängen, weil er doch unvermeid- 
bar sei. Ein Ja zu allem, was mit der Liebe Christi zusammenstimmt, 
zu allen Menschen, die das Recht aufrichten, zu allen, die in der Welt einen 
echten Frieden schaffen möchten, zu allen, die um des Menschen willen 
hoffen, kämpfen und leiden, ein Ja zu allen denen, die — selbst ohne es zu 
wissen — sich ausstrecken nach einem neuen Himmel und nach einer 
neuen Erde, in welchen Gerechtigkeit wohnt.“ 


15 


Hs 


Wir Deutsche aber in Ost und West, zusammengedrängt auf engsten 
Raum, noch ohne Freiheit, unser staatliches, wirtschaftliches und kulturelles 
Leben in sozialer Gerechtigkeit selber zu gestalten, müssen heute schon das 
Menschenmögliche tun, um unsere Last miteinander zu tragen und einer 
dem anderen zu gleichem Recht zu verhelfen. 

Als evangelische Chhristenheit wollen wir in der kirchlichen Gemeinde 
das Zeugnis christlicher Bruderschaft aufrichten. Ihr Einheimischen, laßt 
euch das Flüchtlingsschicksal eine Lehre sein, wie unbeständig die Schätze 
sind, die wir auf Erden sammeln. Laßt uns an die Mahnung unseres 
Herrn denken und gute Werke tun, laßt uns Schätze sammeln im Himmel, 
die die Motten und der Rost nicht fressen. 

Ihr Flüchtlinge, vergeßt nicht die schwersten Stunden eures Lebens und 
laßt nicht ab, den öffentlich zu preisen, der euch hörte, als ihr niemanden 
hattet, zu dem ihr rufen konntet. Was euch geblieben ist, ist immer noch 
mehr, als was euch genommen wurde, denn das Leben ist mehr als die 
Speise, und der Leib ist mehr als die Kleidung. 

Ihr habt mehr gelitten als andere in unserem Volke, darum seid ihr 
uns lieb und teuer. Es kann, wenn Gott Gnade gibt, aus eurem Leiden für 
euch und für uns alle die edelste Frucht der Geduld und der Läuterung 
reifen. Gott hat euch Leib und Leben nicht bewahrt, damit ihr eure Tage 
in Trauern und Grämen um Verlorenes verbringt, sondern vorwärtsschaut 
und im Vertrauen auf Gottes gnädige Führung der Gewißheit lebt, daß 
Gott mit euch noch etwas vorhat. 

Und so ermahnen wir unsere Gemeinden, die Brüder und Schwestern 
aufzunehmen und dessen gewiß zu sein, daß uns Gott in ihnen einen Segen 
zuwenden will. 

Wir danken allen den Männern und Frauen in Deutschland und in 
anderen Ländern für die Hilfe, das Erbarmen und das Opfer, womit sie 
die Hungernden gespeist, die Gefangenen besucht, die Verfolgten aufge- 
nommen haben. Wir bitten: Werdet nicht müde in diesem Werk. Gottes 
Sohn ist Mensch geworden, damit sein Licht auf Erden leuchte, und wir 
sind gerufen, seines Lichtes Träger zu sein. 

Wir denken in dieser Stunde an die Flüchtlinge in aller Welt. Wir 
beten für sie. Wir gedenken aller derer, die auf der Flucht oder im Exil 
gestorben sind. Wir beugen uns vor dem Herrn der Geschichte im Wissen 
um die Schuld unseres Geschlechtes und bitten ihn, er möge uns trösten 
und helfen, damit wir jetzt nicht erliegen, sondern getrost das tun, was 
uns befohlen ist. 


Ein letztes Wort der Synode galt der Ökumene. In der Frage des 
Verhältnisses der EKD zum Weltrat der Kirchen gab es eine äußerst 
schwierige Debatte, weil an diesem Punkt das Verständnis der EKD 
als „Kirche“ zur Verhandlung stand. Die EKD ist bekanntlich eine 
der Gründerkirchen des Weltrates der Kirchen. Nun aber tauchte die 
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Frage auf, ob denn das überhaupt möglich sei, da ja doch die EKD 
„eigentlich“ keine Kirche, sondern ein „Bund bekenntnisbestimmter 
Kirchen“ sei. Zeitweise schien es auf der Synode so, als ob eigentlich nur 
die Gliedkirchen der EKD Mitgliedkirchen des Weltrates der Kirchen 
sein könnten, während de facto längst die EKD Gründerkirche des 
Weltrates der Kirchen ist. Da der Weltrat selbst keine bestimmte Lehre 
von der Kirche hat, kann er nicht entscheiden, ob eine Kirche, die zu 
ihm gehört, Kirche ist oder nicht, sondern diese Frage ist von den 
Kirchen, die als solche zu ihm gehören oder gehören wollen, selbst nach 
ihren eigenen Überzeugungen zu entscheiden. Man sieht, das hier für 
die EKD vorliegende Problem ist bei der Eigentümlichkeit ihres Selbst- 
verständnisses nicht zu lösen, solange man auf dem Boden der Grund- 
ordnung zu bleiben willens ist. Die Erörterung vermochte daher auch nur 
die Problematik dieses Tatbestandes sichtbar zu machen, ohne jedoch 
zu einer Lösung zu kommen; denn es gab niemand, der das Faktum 
der Zugehörigkeit der EKD zum Weltrat der Kirchen rückgängig machen 
wollte. Das abschließende Wort der Synode zur Ökumene bringt darum 
auch nichts aus der Auseinandersetzung, sondern ist auf einen anderen 
Ton gestimmt. 


Entschließung der Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland zu ökumenischen Fragen vom 13. Januar 1949 


Seit dem Abschluß der Eisenacher Kirchenversammlung hat die EKD 
eine neue und festere Stellung in der Gesamtkirche gefunden. Die Synode 
begrüßt die Gründung des Weltkirchenrates mit herzlicher Freude und 
verbindet damit den Dank für die große Hilfe, die ihr die anderen Glieder 
der ökumenischen Gemeinschaft gewährt haben durch ihre Fürbitte, durch 
ihr unermüdliches Eintreten vor der öffentlichen Meinung des Auslandes 
und durch ihre materielle Unterstützung. 

Die Synode sieht es als vordringliche Aufgabe der EKD an, diese 
Haltung des ökumenischen Verständnisses und der brüderlichen Hilfe im 
eigenen Lande zu bewähren. Sie begrüßt die Bildung der „Arbeitsgemein- 
schaft christlicher Kirchen“ und hofft zuversichtlich, daß im Zusammen- 
wirken mit den Freikirchen die besonderen Gaben, die jede christliche 
Gruppe empfangen hat, sich im gegenseitigen Verständnis und Wetteifer 
fruchtbringend für das uns gemeinsam anvertraute Werk entfalten werden. 

Das größte und schwierigste Beispiel für die ökumenischen Spannungen 
und die ökumenischen Verpflichtungen in Deutschland ist das Verhältnis 
zur Römisch-katholischen Kirche. Alle Christen sind gemeinsam einer 
christusfremden und christusfeindlichen Welt gegenübergestellt. Die Um- 
siedlungen lassen in Deutschland keine konfessionell ungemischten Gebiete 
mehr übrig. Der Dienst an der Herrschaft Christi und die Verantwortung 
vor den Brüdern gebieten es, daß Teilkirchen, die nebeneinander leben, 
einander kennenlernen und ernst nehmen. Es wäre aber ein Fehler, wenn 
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diese Begegnungen zu einer schwärmerischen Verbrüderung führten. Im 
Gegenteil, erfreuliche Erfahrungen beweisen, daß uns gerade ernsthafte 
Streitgespräche die Einheit der Kirche Christi deutlich machen können. 

Voraussetzung solcher Gespräche ist aber, daß beide Teile bereit sind, 
aufeinander zu hören und sich, zwar nicht von einer Überlegenheit des 
andern, aber von der Wahrheit Gottes überwinden zu lassen. Nur der buß- 
fertige Aufblick zum gekreuzigten und auferstandenen Herrn gibt uns 
Freiheit und Nüchternheit, auch den Bruder zu sehen, wie er wirklich 
ist und wie er neben uns unter Gott steht. In dieser Gewißheit grüßt die 
Synode über die Grenzen der Konfessionen hinaus alle Glieder der Einen 
Heiligen Kirche Jesu Christi. 


c) Die Berufung des Rates der EKD 


Die wichtigste der Synode gestellte Aufgabe war die Neuwahl 
des Rates. Die Schwierigkeiten hierbei lagen darin, daß bei der Auswahl 
der Mitglieder so sehr verschiedene und einander entgegenstehende 
Gesichtspunkte zur Geltung kommen mußten. Einmal sollte er der 
konfessionellen Verschiedenheit Rechnung tragen, dann die Gebiete der 
EKD, vor allem auch den Osten, berücksichtigen, schließlich mußte 
auch das ‚„Laienelement‘‘ angemessen vertreten sein. Man wird daraus 
ersehen, welche Aufgabe dem Nominierungsausschuß der Synode erwuchs, 
dem allem gerecht zu werden. Es ist eigentlich erstaunlich, wie es ihm 
schließlich dennoch gelungen ist, das alles einigermaßen ins Gleich- 
gewicht zu bringen, und die Synode wählte dann auch die elf Mitglieder 
mit großer Einmütigkeit, nachdem sie Dr. Heinemann schon zu Beginn 
der Synode einstimmig zum Präses gewählt hatte, der als solcher das 
zwölfte Mitglied des Rates war. Schwierigkeiten entstanden eigentlich 
erst bei der Wahl des Vorsitzenden und seines Stellvertreters. Nachdem 
man sich auf dringenden Wunsch der Vertreter der Ostzone für Bischof 
D. Dibelius als Vorsitzenden entschieden hatte, stand die Synode vor 
dem Problem des stellvertretenden Vorsitzenden. Denn diesen Platz 
hatte bisher Martin Niemöller inne. Aber die zur VELKD gehörenden 
Abgeordneten erhoben auf diesen Platz Anspruch und schlugen Bischof 
D. Lilje vor. Man erkannte zwar das Unerfreuliche dieses Gegenüber 
und suchte einen Ausweg aus dieser Lage, aber gerade Niemöller gab 
der Synode diesen Ausweg nicht frei. So kam es zur Wahl, bei der keiner 
von beiden die erforderliche Zweidrittel-Mehrheit erhielt. Wieder wurde 
ein Ausweg gesucht, aber auch dieser wurde von M. Niemöller als ein 
unechter Kompromiß abgelehnt. Er lehnte dann eine Wiederaufstellung 
zur Wahl ab, worauf D. Lilje im zweiten Wahlgang mit der erforderlichen 
Mehrheit gegen etwa dreißig Stimmenthaltungen zum stellvertretenden 
Vorsitzenden des Rates gewählt wurde. Damit war die Aufgabe der 
Synode in dieser Sache abgeschlossen. Der Rat der EKD besteht also 
für die nächsten sechs Jahre aus folgenden Mitgliedern: Bischof D. Dr. 
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Dibelius in Berlin als Vorsitzender, Landesbischof D. Dr. Lilje 
in Hannover als stellvertretender Vorsitzender, Oberbürgermeister 
Dr. Dr. Heinemann in Essen als Präses der Synode, Landesbischof 
D. Hahn in Dresden, Prälat Dr. Hartenstein in Stuttgart, Ober- 
kirchenrat Lie. Herntrich in Hamburg, Präses Dr. Kreyssig in 
Magdeburg, Synodalpräsident Mager in Dresden, Landesbischof 
D. Meiser in München, Kirchenpräsident D. Niemöller in Wiesbaden, 
Moderator D. Niesel in Schöller b. Dornap, Professor D. Dr. Smend 
in Göttingen. 

Man wird nicht sagen können, daß die Synodalen der Betheler 
Synode in jeder Hinsicht befriedigt von dieser ersten Tagung nach 
Hause gereist sind. Viele waren jedenfalls sehr niedergeschlagen, denn 
sie hatten sich mehr von dieser Synode versprochen. Vielleicht hatten 
sie zuviel erwartet in der Erinnerung an Bekenntnissynoden der Kampf- 
zeit. Sie hatten vielleicht nicht mit dem Gewicht der Schwierigkeiten 
gerechnet, das durch die „Bekenntnisverschiedenheit‘‘ der EKD und 
die damit gegebene verschiedenartige Beurteilung des Wesens und der 
Aufgabe einer Synode der EKD gegeben ist. So konnte esnicht ausbleiben, 
daß das Urteil über die Synode zunächst sehr zwiespältig war. Aber es 
ist doch wiederum ein gutes und hoffnungsvolles Zeichen, wenn kurz 
nach der Synode ein Mann wie Niemöller folgenden Brief an Bischof 
Meiser schreiben konnte: 


„Sehr verehrter Herr Landesbischof! Lieber Bruder Meiser! 


Auf der Rückfahrt von Bethel nahm ich mir vor, Ihnen zu schreiben, 
weil mir im letzten Augenblick ein Gerede zu Ohren kam, das ich nicht 
unwidersprochen laufen lassen möchte, weil es geeignet sein könnte, die 
vorhandenen Schwierigkeiten, die getragen werden wollen, weiter zu be- 
lasten. Es wurde mir nämlich berichtet, daß irgendwelche Kreise, vielleicht 
auch nur Einzelpersonen, die von einer Zusammenkunft der Mitglieder 
der Bekennenden Kirche am Donnerstagabend gehört hatten, darüber in 
der Weise berichtet hatten, als wäre die BK nun aufs neue in Opposition 
gegangen mit der Absicht, sich von der jetzigen Leitung der EKD zu 
distanzieren und eine neue Organisation aufzubauen. Ich möchte Sie ledig- 
lich wissen lassen, daß die in Bethel anwesenden Vertreter der BK durchaus 
die von mir im Plenum der Synode vertretene Haltung billigen und teilen, 
wonach wir alle Kräfte anspannen müssen und wollen, um der EKD vor- 
wärtszuhelfen, im Rahmen dessen, was in ihrer Grundordnung festgelegt 
ist. Wir gedenken das in positiver Mitarbeit am Aufbau zu tun und ın 
keiner Weise in der Haltung einer Opposition. Von hier aus droht jedenfalls 
der EKD nicht die geringste Gefahr. — Wir haben auch nicht die Absicht, 
irgendwie die getroffene Lösung zu diskreditieren, sondern im Gegenteil 
alles zum Besten zu wenden. — Die Brüder haben den Wunsch ausge- 
sprochen, daß ich num wieder selbst an die Spitze des Reichsbruderrats 
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treten möge; ich werde das tun, sobald ein ordentlicher Beschluß vorliegt. 
Ich werde in der Leitung des Reichsbruderrates kein anderes Bestreben 
haben, als daß ein Beitrag dazu geleistet wird, daß die EKD sich in ihrem 
Wesen und in ihrem Handeln als eine bekennende Kirche versteht und 
bewährt. Eine offene oder geheime Zurücknahme dessen, was der Reichs- 
bruderrat in Eisenach zur Grundordnung der EKD beschlossen hat, steht 
nirgendwo zur Debatte. Ich teile Ihnen das ausdrücklich mit, weil ich 
nicht möchte, daß unter Umständen bei der Leipziger Tagung der VELK 
Gerüchte auftreten und eine Rolle spielen, die nicht kontrolliert werden können. 
Deshalb bitte ich Sie, von meiner vorstehenden Erklärung Kenntnis zunehmen. 


Mit verbindlichen Grüßen 
Ihr D. Niemöller.“ 


Eine einzigartige und vielleicht die wesentlichste Beurteilung der 
Synode wurde von H. Vogel gegeben, die deswegen als Abschluß dieses 
Berichtes dienen möge. 


Versuch eines Berichtes über die 1. Synode der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland 


„Was ist passiert?‘ — das ist ja wohl die schlichteste Frage, die aus 
den Gemeinden an alle die gerichtet wird, die diese fünf Tage in Bethel 
vom 9.—13. Januar als Synodale die I. Synode der Evangelischen Kirche 
in Deutschland mitgemacht haben. Die ganze Fragwürdigkeit dieser Synode 
und dessen, was da geschehen ist, möchte sich sofort darin dokumentieren, 
daß einem — mir jedenfalls! — diese schlichte Frage die Rede verschlägt 
und daß ich es der unbegreiflichen Barmherzigkeit, Geduld und Weisheit 
des Herrn der Kirche gänzlich überlassen muß, die eigentliche Antwort auf 
diese Frage zu wissen und zu geben. Er allein weiß, ob auf dieser Synode 
trotz allem — vielleicht doch in dieser oder jener Rede, vielleicht doch in 
irgendeinem Gespräch am Rande! — etwas ‚passiert‘ ist, etwas, was für 
das Reich Gottes Bedeutung hätte! Er allein wird wissen, ob während des 
chaotischen Redegewirrs und trotz der Schande dieser mit so viel Menschen- 
klugheit und Menschenfrömmigkeit operierenden Synode vielleicht doch bei 
den Engeln im Himmel etwas von der Freude war, die dort oben ist, wenn 
hier unten einer, nur einer sich nicht mehr selbst rechtfertigt, sondern Buße tut. 

Ja, was ist passiert? Man kann die Frage ja auch äußerlich und mit 
einem andern Gewicht stellen; da wäre dann zu berichten, daß nach un- 
säglichem Wirrwarr und durch Wahlen, bei denen man an das Wahl- 
verfahren der neutestamentlichen Gemeinde nur mit einiger Scham denken 
konnte, schließlich ein 1. und 2. Vorsitzender gewählt wurden, nachdem 
vorher, ebenfalls durch geheime Zettelwahl, der aus elf Männern bestehende 
kat der Evangelischen Kirche neu bestellt worden war. Und es wäre als 
ein positives greifbares, weiteres Ergebnis zu nennen, daß einige notwendige 
Gesetze: Kirchengesetz zur vorläufigen Ordnung der Evangelischen Kirche 
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in Deutschland, Kirchengesetz über die Schiedsgerichtsbarkeit der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland, Kirchengesetz über den Haushaltplan der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, Kirchengesetz über den Vertrag mit 
der Evangelischen Brüderunität, von der Synode verabschiedet worden sind; 
außerdem wurden noch einige Ausschüsse und Kammern gebildet, u. a. für 
Erziehung und Unterweisung, für soziale Fragen, für die Frage Kirche 
und Öffentlichkeit usw. Wenn die Beratung dieser Gesetze für die Synode 
keine geistliche Entscheidung bedeutete, so standen die Personalentscheidun- 
gen nun doch im Zeichen einer vom Herrn der Kirche an uns gestellten 
Frage! Aber was sage ich!? Standen sie wirklich, so wie diese Synode sie 
in qualvollen Berechnungskünsten erörterte, im Zeichen Seiner Frage? 

Da mußten konfessionelle Gruppen, landschaftliche Gliederungen, Ost 
und West und ja auch noch die Zuordnung von geistlichem und Laien- 
element bedacht werden! Das alles hat ja seine Berechtigung und hätte 
wohl seinen guten Sinn haben können, so aber, wie es geschah, mochte man 
versucht sein, mit ebenso grimmigem wie betrübtem Spott zu fragen, ob es 
hier wirklich um die Wahl geht, die der Heilige Geist, der die Gnaden- 
gaben gibt, durch uns Menschen vollziehen will, oder um arithmetische 
Kunststücke, — wobei denn die Synode sich tagelang bemühte zu beweisen, 
daß 2 doch gleich 3 ist, bzw. sich an der berühmten Quadratur des Zirkels 
versuchte. Was mögen die Journalisten und die zahlreichen Zuhörer auf 
den dicht besetzten Tribünen angesichts dieses Haufens mit all seinen 
Titeln und Würden gedacht haben?! 

Nun, ich bin der Letzte, der das letzte Wort hier einen Spott sein lassen 
wollte, der den Schaden Israels, wie er auf dieser Synode allerdings nackt 
in aller Öffentlichkeit aufbrach, ja auch gewiß nicht heilen könnte. Aber 
wie die Sünde und Not dieser Synode sich vor aller Augen (und das war 
wohl trotz allem not und gut) abspielte, davon darf auch dieser Bericht nicht 
schweigen! Mit Retouschierungskünsten und fromm-freundlichen nachträg- 
lichen Interpretationen würde der besagte Schade Israels jedenfalls auch nicht 
geheilt werden. Nicht was diese oder jene Synodalen etwa angesichts der 
(nicht einstimmig erfolgten) Wahl der beiden Bischöfe Dibelius und Lilje 
an Fragen und Sorgen bewegt, meine ich hier in erster Linie. So, wie die 
Dinge lagen, war es in der Tat sehr schwer, wenn nicht schier unmöglich, 
eine alle befriedigende Lösung in dieser Personalfrage zu finden. Nein, 
die Personen, also diese beiden nun gewählten Brüder, sollen in ihrem 
Amt gesegnet, d. h. von der Fürbitte der Gemeinde, die sie sehr not haben 
werden, getragen sein, ebenso wie die Brüder des Rates, bei dem ja die 
eigentliche Leitung der Evangelischen Kirche Deutschlands liegt. Die Ver- 
suchung, von der diese Synode umklammert war, lag vielmehr darin, die 
Namen, die Menschennamen mit einem Gewicht zu werten, das ihnen 
in der Kirche Jesu Christi nie und nimmer zukommen darf und kann! 
„Ist denn Dibelius für euch gekreuzigt oder seid ihr auf Niemöllers Namen 
getauft?“ (1. Kor. 1,13). Steht und fällt denn das Geschick der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland damit, daß dieser oder jener Mensch an 
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die leitende Stelle gesetzt wird? Nicht als ob das gleichgültig wäre! Der 
Heilige Geist wirkt ja wirklich durch Menschen, und eine Synode, die 
nicht zuerst nach den Charismen, auf deutsch Gnadengaben, sondern nach 
politischen, konfessionellen oder was weiß ich welchen Gesichtspunkten 
fragt und wählt, versündigt sich an der Wahl des Heiligen Geistes. Gott 
sei Dank, daß der Herr Christus, trotz, über und in allem der Herr bleibt 
und — wie wir es in der Schlußpredigt der Synode noch hören durften — 
die Freiheit seines Erbarmens behält auch und gerade über den Dienern, 
die er gebraucht. Gott sei Dank, daß er größer ist als diese unsre Synode, 
angesichts derer man in wirkliche Anfechtungen stürzen und versucht sein 
konnte, an ihr zu verzweifeln. 

Wenn wir an dieser entscheidenden Stelle einig wären, in dem Bekennt- 
nis unserer Ratlosigkeit und Not, die in unserer Selbstrechtfertigung, 
unserer frommen Klugheit gründet, ja viel mehr: wenn wir als die so Ge- 
demütigten einig wären in dem Glauben, daß Er das Haupt des Leibes, 
wirklich auch der Heiland seines Leibes, der Kirche, der einzige Arzt ihrer 
schwärenden Wunde ist, — dann könnte alles gut werden, dann könnte 
auch diese Wahl trotz ihrer Methodik der Kirche zum Segen gereichen. 
Dann täten die, die angesichts dessen, was bei der Synode herausgekommen 
ist, ins Hintertreffen geraten zu sein scheinen, also doch wohl die Be- 
kennende Kirche, nicht gut daran, sich an irgendeiner Klagemauer in einer 
frommen Absonderung zum kirchenpolitischen Gegenangriff zu sammeln. 
Wohl aber täten sie, sie alle und in einer besonderen uns unabnehmbaren 
Verantwortung wir Brüder und Schwestern der Bekennenden Kirche gut, 
miteinander und füreinander durch die ganze Kirche hindurch das eine 
zu bedenken, was not tut: uns selbst zu der allein tragenden und rettenden 
Verheißung rufen zu lassen und jedermann dazu zu rufen, ob er es hören 
will und kann oder noch nicht. Was nicht nur die Welt, sondern auch die 
Kirche, ja sie insbesondere, in Grund und Boden verdirbt, das ist die 
Selbstrechtfertigung; und es dürfte wohl Zeit sein, daß sich die Evangelische 
Kirche in Deutschland in allen ihren Gliedern auf diesen articulus stantis 

‚et cadentis ecclesiae (auf den Artikel, mit dem die Kirche steht und fällt) 
wieder besinnt, das ist auf den Artikel von der Rechtfertigung des Gottlosen 
allein in dem für uns gekreuzigten und auferstandenen Jesus Christus, 
unserm Heiland und Herrn! 

Und damit sind wir denn bereits zu der Frage vorgestoßen, die der Synode 
im Zentrum ihrer Beratungen gestellt war. (Ach, hätte gestellt sein sollen!) 
Die Frage nach der Gerechtigkeit, und zwar die angesichts der Rechtsnot 
des Menschen der Gegenwart der Kirche hier und heute gestellte Frage nach 
dem Recht, war ja auf die Tagesordnung der Synode gesetzt durch den 
Vortrag, mit dem Prof. D. Delekat-Mainz beauftragt war und den er dann 
unter dem Thema: ‚Kirche, Recht und Rechtsbewußtsein“‘ hielt. Diesem 
Vortrag stand dann, und zwar aus meinem Munde, ein zweites Wort zu 
dieser Sache gegenüber, das in fundamentalem Gegensatz zu dem von 
Delekat Gesagten die Frage nach dem Recht bis in die letzte Wirklichkeitsnot 
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des entrechteten Menschen hinein durch das G@nadenrecht Gottes in 
dem für uns entrechteten und von Gott in sein Recht gesetzten Jesus 
Christus verantwortet sein lassen wollte. Es ist innerhalb dieses Berichtes 
nicht der genügende Raum dafür gegeben und würde sich im Munde eines 
der beiden Partner dieses Gespräches auch mißlich machen, wenn ich 
hier das, was ich in dieser Sache im Zeichen der Frage: Wie kommt Gott 
zu seinem Recht? (nicht zuerst wir Menschen, auch nicht wir deutschen 
Menschen!) wider alle Selbstrechifertigung und für alle Entrechteten (in 
Deutschland, C'hina und anderswo!) glaubte sagen zu müssen, ausführlich 
darlegte, ohne daß die Darlegungen Bruder Delekats zu gleicher Zeit zu 
Worte kämen. Es möchte sehr lehrreich sein, nicht nur für die Theologen, 
sondern für jedermann, diese Frage im Studium unserer beiden so gegen- 
einander stehenden Reden zu bedenken. Das, was die Synode aber in dieser 
Sache so in Frage stellt, ist einfach die Tatsache, daß es (aus Zeitman- 
gel — — —!) zu einer wirklichen Erörterung dieser Frage auf der Synode, 
geschweige denn zu einem öffentlichen, einmütigen Zeugnis der Synode 
in dieser durch den Notschrei der Rechtsnot unserer Welt gestellten Frage 
nicht gekommen ist! Gerade so, wie die Frage im Zeichen des Gegensatzes 
zwischen den beiden Vorträgen von Delekat und mir in der Synode gestellt 
wurde, wartete sie am Schluß der Synode auf Antwort, und obschon diese 
unsere Vorträge als solche gut und gern unbeantwortet bleiben können, so 
wartet doch gewiß noch die Frage, die Gott der Kirche durch die 
Rechtsnot der Menschen uns als Frage vor die Füße gelegt hat. Vielleicht 
wäre die Synode viel getrösteter und gewisser nach Hause gegangen, wenn 
sie sich diese Frage wirklich als die zentrale Frage hätte gestellt sein 
lassen! Sie wäre dann wahrscheinlich noch in ganz andere Not geraten, 
aber in eine Not, hinter der gewiß eine Verheißung wartet. Vielleicht hätte 
sie dann auch jene anderen Fragen, vor die wir gestellt waren, in ihrer 
rechten, untergeordneten Sicht in aller Sachlichkeit und Ruhe behandelt! 
Ja, die Frage Gottes, des Gottes, der als ein entrechteter Mensch und als 
der Bruder der Entrechteten an die Stelle der weltlichen und frommen 
Rechtsbrecher trat, die wir alle vor seinem Angesichte sind, — sie wartet 
noch auf uns! Gott wartet noch darauf, wer unter uns die Antwort 
heute und hier hört, die er gegeben hat in Jesus Ühristus, die er uns 
gibt, damit wir sie weitergeben und den Menschen in seiner Rechts- 
not mit dem Gnadenrechte Gottes verteidigen. Wer wird sie 
hören? Werden wir, die wir uns Bekennende Kirche nennen, sie hören? 
Gott bewahre uns vor dem Sicherheitswahn, mit dem wir meinten, daß wir 
dazu sozusagen von unserer Vergangenheit her besonders geeignet und 
tüchtig wären! Dieser Wahn wäre das Dokument unserer Taubheit und 
würde unseren Mund für das Wort, was hier not täte, gewiß nicht öffnen. 
Gott kann und wird ganz anderen Leuten, als wir es sind, da und dort ın 
der größten Anfechtung das Ohr für die Frage und die Antwort in Jesus 
Christus öffnen! 

Aber freilich — wenn einer fragt, was die Bekennende Kirche heute 
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zu tun hat und wo ihre Verantwortung ist, dann antworte ich: Im Hören, 
im glaubenden und gehorsamen Hören und je und wieder in der Tat, die 
davon nicht abtrennbar ist! So gerade könnte sie der Gesamtkirche einen 
ganz schlichten brüderlichen Dienst leisten, wie ja denn das Wort, in dem 
diese Synode für die Not der Flüchtlinge eintrat, vom Reichsbruderrat 
erarbeitet und der Synode zur Verfügung gestellt wurde. Wenn die Be- 
kennende Kirche und ihr in der Neukonstitwierung begriffener Reichs- 
bruderrat (der unter dem Vorsitz unseres Bruders Martin Nviemöller 
stehen wird) durch den Gang der Dinge auf dieser Synode von gewissen 
Belastungen kirchenpolitischer ‚Belange‘ frei gemacht sein sollte, dann 
könnte das Negativum, das in dem Verlust von Einfluß und dergleichen 
mehr liegt, ein unerhörtes Positivum werden, unter der einen Voraussetzung, 
daß wir uns nicht selbst rechtfertigen, sondern hören und, wenn Gott Gnade 
gibt, zur Zeit oder auch zur Unzeit reden. Wenn es wahrlich kein gutes 
Wort war, das einen der leitenden Brüder der VELKD auf dieser Synode 
in einem entscheidenden Augenblick davon reden ließ, daß er für die 
„Interessen und Belange‘‘ seiner lutherischen Kirche einzustehen hätte, 
dann sind wir selbst vor die entscheidende Frage gestellt, ob wir in Sachen 
der Bekennenden Kirche es etwa doch auch mit der defensiven und offen- 
siven Wahrnehmung von „Belangen und Interessen‘‘, oder wirklich allein 
mit der Herrschaft der freien Gnade Gottes in Jesus Christus halten und 
es gerade auch in den konkreten Entscheidungssituationen Ihm überlassen, 
auf welche Weise Er die ‚Interessen und Belange‘‘ seiner Kirche verteidigt! 
Mitten in der verworrenen Not und Schuld der Synode hörten wir das 
Gleichnis des Herrn von dem unfruchtbaren Feigenbaum (Luk. 13, 6—9). 
Es ist manchem unter uns in die Knochen und in das Gewissen gefahren, 
was da von den „drei Jahren‘ (— — — —!) steht! Es steht wahrhaftig 
nicht nur für die Vereinigte-Evangelisch-Lutherische Kirche da, sondern 
auch und gerade für die Bekennende Kirche, der unsere Liebe gehört, — 
für die ganze Evangelische Kirche in Deutschland, deren Einheit wir 
suchen und erbitten. Was bleibt uns allen miteinander anderes übrig, als 
in dem Glauben an den, der da für uns bittet: „Laß ihn noch dies Jahr“, 
— zu beten: Herr, vergib uns allen alle unsere Sünden und laß uns und 
aller Welt noch dies Jahr! 

Heinrich Vogel- Berlin. 


2. Die Auswirkungen der Betheler Synode 


Der neugewählte Rat ging unter der starken Initiative seines Vor- 
sitzenden schon bald an die Arbeit, um die ihm von der Synode gestellten 
Aufgaben in Angriff zu nehmen. Zuerst mußte die nicht leicht zu lösende 
Frage der Kirchenkanzlei bearbeitet werden. Der bisherige Präsident 
Asmussen war ausgeschieden. Es mußte ein neuer Präsident berufen 
werden. Auch mußte ein neuer Ort für die bisher in Schwäbisch Gmünd 
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notdürftig untergebrachte Kanzlei gefunden werden. Die Verhandlungen 
über diese Punkte zogen sich durch Monate hin, bis endlich in Hannover 
eine geeignete Möglichkeit der Unterbringung der Kanzlei der EKD 
sich fand und schließlich auch der Kirchenkonferenz der EKD in der 
Person des bisherigen Oberlandeskirchenrats Brunotte, der schon früher 
in der Kirchenkanzlei in Berlin gearbeitet hatte, ein neuer Präsident 
vorgeschlagen werden konnte. Das Vorgehen des Rates in dieser Sache 
fand jedoch nicht die Billigung der Reformierten Kirche von Nordwest- 
deutschland. Sie nahm dies zum Anlaß eines grundsätzlichen Protestes, 
der darin gipfelte, daß diese Kirche unter den obwaltenden Umständen 
sich der weiteren Beteiligung an Kirchenkonferenz und Synode ent- 
halten würde. 


Die Leitung der Reformierten Kirche Nordwestdeutschlands richtete 
das folgende Schreiben an den Rat: 


Evangelisch- Reformierte Kirche 
in Nordwestdeutschland Aurich, den 18. Mai 1949 
An den 
Rat der Evangelischen Kirche 
in Deutschland. 


Betr. Kirchenkonferenz am 3. Mai 1949. 


Der Landeskirchenvorstand unserer Kirche hat sich in seiner Sitzung 
am 16. Mai mit dem Verfahren bei der Wahl des Präsidenten der Kanzlei 
beschäftigt. Er hat dabei eine Erklärung zur Grundordnung der EKD 
beschlossen, die wir in der Anlage übersenden und die wir außerdem den 
Landeskirchen und anderen kirchlichen Stellen übersenden werden. 

Die Verhandlungen der Kirchenkonferenz am 3. Mai 1949 bei der Wahl 
des Kanzleipräsidenten sind für uns nicht wegen der Person von Ober- 
landeskirchenrat Brunotte von so entscheidender Bedeutung, sondern wegen 
des falschen Weges, der hier deutlich geworden ist. Eine Kirche, die in 
brüderlichem Gespräch fortschreiten will, darf niemals ihre Glieder ohne 
ein solches Gespräch vor eine Abstimmung stellen, bei der man sich über 
das Übergewicht der eigenen Stimmen klar ist. 

Die Grundordnung sieht vor, daß die Wahl des Kanzleivorsitzenden 
nach Fühlungnahme mit der Kirchenkonferenz erfolgt. Wir meinen, daß 
solche Entscheidung — wie es übrigens in staatlichen Kabinetten allgemein 
üblich ist — durch schriftliche Erörterung der Vorschläge und durch eın 
Abwägen des Für und Wider in gegenseitigem schriftlichem Meinungs- 
austausch vorbereitet werden sollte. Das Hören auf die Brüder muß auch 
bei einer solchen Entscheidung zu einem ehrlichen und zähen Ringen um 
eine einmütige Haltung zum Ausdruck kommen. Erst dann, wenn nach 
eingehender Erörterung kein anderer Weg offenbleibt, kann die Entscheidung 
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der Mehrheit mit Furcht und Zittern getroffen werden. Dabei darf das 
Ziel nicht aus dem Auge verloren werden, die Minderheit wenigstens zu 
einer Anerkennung der Mehrheitsentscheidung zu bringen, während die 
Minderheit diese Anerkennung nicht aus Bigensinn verweigern darf. Diese 
Grundsätze hat im weltlichen Bereich der Bundesrat des alten Deutschen 
Reiches in vorbildlicher Weise verwirklicht. Wir glauben, daß die Kirche 
hinter einer solchen Verständigungsbereitschaft im weltlichen Bereich nicht 
zurückstehen darf, sondern der Welt vielmehr ein Beispiel zu geben hat, 
daß in der Kirche nicht die Macht der Mehrheit, sondern das brüderliche 
Gespräch und die Macht der Friedfertigen herrscht, die sich über alle 
Meinungsverschiedenheiten hinweg in dem Einen Herrn der Einen heiligen 
Kirche zusammenfinden. 


In einer Kirche, in der schlimmer als im Bereich der weltlichen Macht- 
politik das angebliche Recht der Mehrheit betätigt wird, bedenkenlos über 
jede Minderheit hinwegzustimmen, bleibt uns nur die Aufgabe des Protestes; 
denn es ist uns durchaus bekannt, daß wir immer in der Minderheit sein 
werden. Wir brauchen dazu nicht weite und kostspielige Reisen zu unter- 
nehmen, um uns diesen Tatbestand nur noch einmal bescheinigen zu 


lassen. 
gez. Dr. Fokken. 


Ferner veröffentlichte sie folgende Erklärungen: 


Erklärung der Evangelisch-reformierten Kirche 
in Nordwestdeutschland 


Angesichts der kirchlichen Entwicklung der letzten Zeit sieht sich der 
Landeskirchenvorstand im Bewußtsein seiner Verantwortung für die EKD 
zu folgender Erklärung genötigt: 


Die am 3. Dezember 1948 verkündete Grundordnung der EKD enthält 
ohne genügende Verbindung zwei Linien. Sie läßt sich einerseits verstehen 
als Ruf an die in der EKD zusammengeschlossenen Kirchen, in Gemein- 
schaft des Glaubens, Liebens und Hoffens bekennende Kirche zu sein und 
so auf dem Wege zu bleiben, der seinerzeit auf der Barmer Bekenntnis- 
synode gemeinsam betreten worden ist. Sie bietet andererseits eine Handhabe, 
die bestehende Gemeinschaft der deutschen evangelischen Ohristenheit auf 
eine Reihe von Außerlichkeiten zu beschränken und innerhalb der EKD 
in erster Linie das Leben konfessioneller Kirchentümer zu pflegen. Jede 
Gliedkirche steht vor der Entscheidung, ob sie der beharrenden Richtung 
verhaftet sein oder die vorwärtsweisenden Linien der Grundordnung zu 
ihrem Recht kommen lassen will. 


Der Landeskirchenvorstand der Evangelisch-reformierten Kirche in 
Nordwestdeutschland ist davon überzeugt, daß Gott uns die Barmer Be- 
kenntnissynode und die von ihr gemeinsam bekannte Theologische Erklärung 
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nicht deshalb geschenkt hat, damit wir heute erneut auf die Bekenntnisse 
des sechzehnten Jahrhunderts als das bis auf weiteres abschließende Wort 
der Kirche zurückgreifen und die auf ihnen erbauten Bekenntniskirchen 
als bis auf weiteres unaufgebbare Gebilde betrachten. Darum halten wir 
es für erforderlich, daß die von der Grundordnung nicht ausgeschlossene 
Tendenz einer kirchenpolitischen Orientierung nach rückwärts durch eine 
einmütige und kraftvolle Betonung derjenigen ihrer Grundbestimmungen 
überwunden wird, die das Erbe des Kirchenkampfes bejahen und die 
daraus sich ergebende Verpflichtung anerkennen. 


Wir sind uns jedoch auch darüber klar, daß in zahlreichen Landes- 
kirchen die entgegengesetzte Auffassung herrschend ist, die die vorwärts- 
weisenden Bestimmungen der Grundordnung paralysiert und das Erbe 
des sechzehnten Jahrhunderts um so nachdrücklicher verabsolutiert. 


Die Betheler Synode hat den Eindruck hinterlassen, daß diese entgegen- 
gesetzte Auffassung in der EKD zur Zeit vorherrscht. Dabei bleibt völlig 
im Hintergrund, daß die EK.D ausdrücklich „‚bekennende Kirche“ (Art.1,2) 
sein will und „sich um die Festigung und Vertiefung der Gemeinschaft 
unter den Gliedkirchen zu bemühen‘ hat (Art. 6,1). Stattdessen wird 
immer wieder allein betont, daß sie „nur“ ein Kirchenbund sei. Und dem- 
entsprechend ist auch das praktische Verhalten der meisten Landeskirchen. 
Dies hat nicht nur die Betheler Synode mit ihren Wahlen gezeigt, sondern 
zeigt nunmehr die in Gang befindliche Wahl des Präsidenten der Kirchen- 
kanzlei, die die Gefahr einer Beherrschung der EKD durch die VELKD 
praktisch naherückt. 

Es läßt sich verstehen, daß man in einem rein äußerlich aufgefaßten 
Kirchenbund die Machtpositionen nach den vorhandenen Macht- 
verhältnissen verteilt. Von dem anderen Grundverständnis her, welches 
ein gemeinsames brüderliches Fortschreiten im Hören aufeinander und 
auf das Zeugnis der Schrift fordert, ist dieses Verfahren unmöglich. Weil 
wir von diesem Grundverständnis ausgehen, ja es für das einzig sachgemäße 
halten, darum müssen wir es ablehnen, wenn in den Organen der EKD 
immer deutlicher der reine Machtstandpunkt ausschlaggebend wird und 
Minderheiten bedenkenlos majorisiert werden. 

Dabei wollen wir gewiß nicht für den Standpunkt unserer eigenen 
reformierten Konfession streiten. In unserem zentralen Anliegen wissen 
wir uns vielmehr mit zahlreichen Brüdern in den unierten und lutherischen 
Kirchen einig, und wir sind überzeugt, daß wir nicht nur in unserem eigenen, 
sondern in ihrer aller Namen gegen eine Entwicklung protestieren, die 
die EKD zu einer kirchlichen Scheingröße stempelt und von ihr lediglich 
eine formale Bürokratie übrigläßt. 

Diesen unseren Protest deutlich zu machen, sehen wir keine andere 
Möglichkeit, als daß wir von einer Teilnahme an den Tagungen der Synode 
und der Kirchenkonferenz so lange absehen, bis wir zu der Annahme 
berechtigt sind, daß in der EKD an die Stelle eines kirchenpolitischen 
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Machtdenkens wieder der Geist kirchlicher Bruderschaft getreten ist und 
die EKD nicht nur auf dem Papier, sondern in konkreten Entscheidungen 
„die Erkenntnisse des Kirchenkampfes über Wesen, Auftrag und Ordnung 
der Kirche zur Auswirkung bringt‘. 


Die Kirchenleitung der Evangelisch-reformierten Kirche 
in Nordwestdeutschland 


Middendorff Udo Smidt Dr. Fokken 

Fürst zu In- und D. Dr. Hollweg Arends 

Knyphausen Diepen Herrenbrück 
Schumacher 


Dieser Einspruch, dem auch von anderer Seite grundsätzlich zu- 
gestimmt wurde, erschien so gewichtig, daß es daraufhin zu ausführ- 
lichen Verhandlungen kam, um diesen Konflikt in brüderlicher Weise 
zu bereinigen. Die Sache wurde in kirchlichen Zeitschriften ausführlich 
erörtert, wobei natürlich die „konfessionelle Frage‘ wieder aufgegriffen 
wurde, obwohl es eigentlich darum in dieser Angelegenheit gar nicht 
ging. In welcher Weise es an der Jahreswende 1949/50 gelang, geht 
aus dem Schriftwechsel hervor, der am Anfang des Jahres 1950 von der 
Reformierten Kirche in Nordwestdeutschland veröffentlicht wurde. 


Zweite Erklärung der Evangelisch-reformierten Kirche in 
Nordwestdeutschland zur Grundordnung der EKD 
vom 28. Dezember 1949 


Veranlaßt durch die Erklärung der Evangelisch-reformierten Kirche 
in Nordwestdeutschland zur Grundordnung der EKD vom 16. Mai 1949, 
entsandte der Rat der EKD seine Mitglieder Landesbischof D. Meiser, 
Präses Dr. Kreyssig und Oberkirchenrat Lic. Herntrich zu einer Be- 
sprechung mit dem Landeskirchenvorstand, die am 5. September 1949 auf 
Schloß Lütetsburg stattfand. 

Dabei kam es zu einem brüderlichen und offenen Meinungsaustausch, - 
der nicht nur einzelne Anstände bereinigte, die sich aus den Vorgängen 
vor und während der Kirchenkonferenz am 3. Mai 1949 sowie aus der 
dadurch veranlaßten Erklärung des Landeskirchenvorstandes ergeben hatten, 
sondern darüber hinaus zum Kern der Sache führte. 

Die mündlichen Verhandlungen wurden später schriftlich fortgesetzt, 
haben jedoch bis heute zu keinem befriedigenden Ergebnis geführt. 


I. 

Es ist zu befürchten, daß über den. hin- und hergehenden Bemühungen 
um strittige Einzelpunkte das Grundanliegen der damaligen Erklärung 
sich verliert. Darum stellen wir heute folgendes fest: 

Die Grundordnung der EKD kann nur dann richtig ausgelegt und 
angewandt werden, wenn Art. 1, Abs. 1 und 2 miteinander zur Geltung 
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kommen und die hier wahrnehmbare Spannung als für die EKD wesentlich 
anerkannt wird. 

Nach unserer Überzeugung hat der sachliche Gehalt dieser Feststellung 
den Weg der EKD zu bestimmen. Die in der Grundordnung wahrnehmbare 
Spannung können wir nur so deuten, daß wir die EKD ungeachtet ihrer 
gültigen Rechtsform als einen noch im Werden begriffenen Leib zu betrachten 
haben, in dem um ein echtes biblisches Selbstverständnis gerungen werden 
muß. Neben der Bezeichnung als „Bund“ in Art. I, Abs. 1 wird die EKD 
in Art. 1, Abs. 2 ausdrücklich als „bekennende Kirche‘‘ bezeichnet, die 
nach Art. 15 die Verkündigung der Liebe Christi in Wort und Tat als 
ihren Beruf betrachtet. In diesen Formulierungen lebt sachlich der Beschluß 
von Treysa 1945 weiter, wonach „die EKD in Abwehr der Irrlehren der 
Zeit und im Kampf gegen einen staatskirchlichen Zentralismus zu einer 
kirchlich gegründeten inneren Einheit geführt worden ist, die über den 
Deutschen Evangelischen Kirchenbund von 1922 hinausreicht“. 

Dies alles, verbunden mit der Erinnerung, daß uns im Jahre 1934 
die Barmer Erklärung und mit ihr kirchliche Gemeinschaft zuteil geworden 
ist, läßt uns unsere Mitarbeit in der EKD in dem Sinne verstehen, daß 
wir zu unserem Teile „die Erkenntnisse des Kirchenkampfes über Wesen, 
Auftrag und Ordnung der Kirche zur Auswirkung bringen“. 

Wenn bislang innerhalb der EKD immer wieder versucht wird, die 
„kirchliche‘ Linie der Grundordnung hinter einen äußerlich verstandenen 
Kirchenbund zurücktreten zu lassen, so ist dies für uns ein Anlaß zu 
verschärfter Aufmerksamkeit. Wir können noch nicht vergessen, daß der 
derzeitige Präsident der Kanzlei der EKDausdrücklich erklärt hat ( Pfarrer- 
blatt 1949, 8.39). „Die EKD hat nur solche Aufgaben, wie sie auch 
sonst einem Kirchenbund zuzukommen pflegen: Vertretung gemeinsamer 
äußerer Interessen z. B. gegenüber Staat und Öffentlichkeit; Regelung von 
gemeinsamen Verwaltungsfragen.‘‘ Wir vermögen noch nicht zu erkennen, 
daß die Organe der EKD bemerkenswerte Versuche machen, über diese 
Haltung hinauszukommen. Im Gegenteil besteht der Eindruck fort, daß 
in der EKD juristische und verwaltungsmäßige Anliegen im Vordergrund 
stehen, während die eigentlich kirchlichen Entscheidungen dem Bruderrat 
der Bekennenden Kirche überlassen werden. 


II. 


Soweit es in den Besprechungen mit dem Rat auch um die praktische 
Frage ging, ob für uns eine Teilnahme an den Synoden und Kirchen- 
konferenzen der EKD wieder möglich ist, stellen wir folgendes fest: 

Der Rat der EKD hat durch seine Behandlung unserer Erklärung 
vom 16. Mai 1949 deutlich gemacht, daß es ihm darum zu tun ist, inner- 
halb seines Aufgabenbereichs dem Geist kirchlicher Bruderschaft Raum 
zu geben. Wir freuen uns dessen, müssen aber daran die Erwartung 
knüpfen, daß über unsern Einzelfall hinaus der Rat sich für eine dem 
geistlichen Gehalt der Grundordnung entsprechende Handhabung aller ihrer 
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Bestimmungen einsetzen wird. Dabei scheint es uns auf Grund der Er- 
fahrungen der Kirchenkonferenz vom 3. Mai 1949 erforderlich, daß der 
Rat die Gliedkirchen erst dann vor eine formale Abstimmung stellt, wenn 
vorher die Sache unter Offenlegung der Schwierigkeiten mit allen Kirchen 
_ eingehend erörtert worden ist. Vor allem aber halten wir es für unerläßlich, 
daß der Rat jeder von bedeutsamer Seite vorgebrachten unrichtigen Aus- 
legung der Grundordnung alsbald entgegentritt und für ein sachgemäßes 
Verständnis ihrer Bestimmungen sorgt. 


Frage 
des Landeskirchenvorstandes der Evangelisch-reformierten Kirche in Nord- 
westdeutschland an den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland. 


Wir richten an den Rat der EKD die Frage, ob er unsere in der Ver- 
antwortung als Gliedkirche der EKD gewonnene Überzeugung als förderlich 
anerkennt. 

Antwort 
des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland an den Landeskirchen- 
vorstand der Evangelisch-reformierten Kirche in Nordwestdeutschland. 
Berlin-Charlottenburg 2, den 19. 1. 1950 
Jebensstraße 3 


Sehr geehrte liebe Herren und Brüder! 


Auf das Schreiben des Landeskirchenvorstandes vom 31. Dezember 1949 
— Nr. 6051 — und die hierzu abgegebene mündliche Erklärung des Herrn 
Moderator D. Niesel hat der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 
in seiner Sitzung vom 18. Januar 1950 in Halle beschlossen, folgendes 
mitzuteilen: 


Der Rat ist einmütig der Meinung, daß die mit Artikel I der Grund- 
ordnung gegebene Spannung für die in der Evangelischen Kirche in 
Deutschland bestehende Gemeinschaft wesentlich ist und daß daher die 
Grundordnung nur dann richtig ausgelegt und angewandt werden kann, - 
wenn Absatz I und Absatz 2 des Artikels 1 miteinander voll zur Geltung 
kommen. 

Der Rat gesteht allen Beteiligten zu, daß sie ihr Verständnis der Grund- 
ordnung offen aussprechen können. Er hält es für förderlich, wenn bei einer 
unrichtigen Auslegung jede Seite die andere in brüderlicher Weise darauf 
hinweist, daß die im Artikel 1 enthaltene Spannung gewahrt werden muß. 
Der Rat wird selber jederzeit für eine Handhabung aller Bestimmungen 
der Grundordnung in brüderlichem Geiste eintreten. 


In Verbundenheit des Dienstes 
gez. Dibelius 


Wir sehen in der Antwort des Rates Anliegen gewürdigt, die zu unsrer 
Erklärung vom 16. Mai 1949 geführt haben. 
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Die im Schlußsatz der Antwort gegebene Zusicherung berechtigt uns 
zu der Annahme, daß die EKD im Geist kirchlicher Bruderschaft ihren 
Weg fortsetzen wird. 

Was an Fragen und Wünschen offen bleibt, überlassen wir der ferneren 
Zusammenarbeit innerhalb der EKD — „im Hören aufeinander und auf 
das Zeugnis der Schrift‘‘ —, nicht zuletzt auch dem gemeinsamen Gespräch 
auf den Tagungen der Synode und Kirchenkonferenz. 

Aurich, den 30. Januar 1950 


Der Landeskirchenvorstand der Evangelisch- 
reformierten Kirche in Nordwestdeutschland 


Middendorff D. Dr. Hollweg Dr. Fokken 
Fürst zu Inn- und Knyphausen Diepen Arends 
Udo Smidt Johannes Immer Herrenbrück 


Die Bearbeitung und Beilegung dieses Streitpunktes ist ein Zeichen 
dafür, daß die EKD in einer zwar spannungsreichen, aber nicht zu 
Spaltungen neigenden Gemeinschaft miteinander zu leben angefangen 
hat. Die Brüder, die ihre abweichende Meinung zur Geltung bringen, 
werden ernst genommen, und ihr Wort wird gehört, und damit wird 
der Gemeinschaft der EKD am fruchtbarsten gedient. 

Die Kirchenkonferenz der EKD, die nach der Grundordnung 
das Organ der EKD ist, in welchem alle Kirchenleitungen der Glied- 
kirchen mit je einer Stimme vertreten sind, faßte auf ihrer oben er- 
wähnten Tagung am 3. Mai eine Entschließung im Blick auf die Mit- 
arbeit der Kirche im politischen Leben. 


Entschließung der Kirchenkonferenz der Evangelischen 
Kirche in Deutschland zur Mitarbeit der Kirche im 
politischen Leben 


Die Kirchenkonferenz der Evangelischen Kirche in Deutschland hat 
in ihrer Sitzung vom 3. Mai 1949 folgende Entschließung gefaßt: 


1. Wir bitten angesichts der künftigen Wahlen und anderer politischen 
Entscheidungen die Gemeinden, sich mit ihrem Einsatz dem politischen 
Leben, auch der Mitarbeit an den Aufgaben der Parlamente und Par- 
teien und in öffentlichen Ämtern nicht zu versagen, sondern sich als 
Christen auch in diesen Aufgaben zu bewähren. 

2. Dagegen halten wir es für unerläßlich, daß die im Amte stehenden Pfarrer 
sich um der rechten Ausübung ihres Dienstes willen, den sie allen ohne 
Ansehen der parteipolitischen Zugehörigkeit schuldig sind, von der 
aktiven Beteiligung an Parlamenten und Parteien fernhalten. 


Diese Entschließung ist für die Stellung der evangelischen Kirche 
zur Politik in der Gegenwart überaus charakteristisch. Sie ist nicht 
ganz unbestritten, insbesondere was den zweiten Punkt angeht, aber 
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sie spricht doch aus, was als die Meinung der Mehrzahl der Verantwort- 
lichen in der evangelischen Christenheit gilt. Die Kirche fordert die 
aktive Mitarbeit der ‚Laien‘, ohne daß sie diese irgendwie parteipolitisch 
bindet. Allerdings findet sie, daß sie sich in dieser Aufgabe als Christen 
bewähren sollen. Das heißt: die evangelische Kirche kennt keine ‚„christ- 
liche Politik“ als solche, sondern sie wünscht, daß ihre Glieder als 
Christen Politik treiben und also nicht als Politiker ihr Christsein ver- 
leugnen. Der zweite Satz der Entschließung ist eine Erkenntnis, die erst 
in jüngster Zeit in der evangelischen Kirche Raum gewonnen hat. 
Dahinter stehen die Erfahrungen aus den Anfangszeiten des Dritten 
Reichs, aber auch die tiefere Erkenntnis vom Wesen des Pfarramtes. 
Die rechte Ausübung des Hirtenamtes in der Gemeinde erfordert den 
Verzicht auf aktiven politischen Einsatz in der Übernahme eines partei- 
politischen Mandates. Der recht verstandene Dienst des Pastors in der 
Kirche läßt es nicht zu, daß er gleichzeitig in einem andern Amt steht. 
Sein Amt fordert ihn ganz und als einen in seiner alleinigen Bindung 
an sein Ordinationsgelübde ganz freien Mann. Die evangelische Kirche 
hat bisher darauf verzichtet, ein dahingehendes Verbot auszusprechen, 
in der Überzeugung, daß sie auf die Einsicht ihrer Pastoren in dieser 
Sache rechnen kann. Es wäre auch kein gutes Zeichen, wenn sie es für 
erforderlich halten würde, mehr zu sagen, als in der Entschließung 
ausgesprochen ist. 

Die Kirchenkonferenz ist noch ein zweites Mal im Jahre 1949 zu- 
sammengerufen worden, jedoch ohne daß von ihren Beratungen etwas 
in die Öffentlichkeit gelangt ist. Sie hat ja auch eigentlich keine aus- 
gesprochenen selbständigen Funktionen neben dem Rat und der Synode, 
ist sie doch mehr ein beratendes Gremium, das dem Rat und der Synode 
als Vertretung der Leitungen der Gliedkirche helfend zur Seite steht 
und der gegenseitigen Fühlungnahme und Aussprache unter den ver- 
antwortlichen Männern der Gliedkirchen dienen soll. 

Der Rat dagegen ist nicht nur mit großer Regelmäßigkeit alle zwei 
Monate zusammengetreten, wobei er in den verschiedensten Gebieten - 
der EKD in Ost und West den Ort seiner Tagung wählte, um bei dieser 
Gelegenheit mit der dortigen Kirche in Verbindung zu treten, sondern 
er hat auch eine ganze Fülle von Arbeit in der Leitung der EKD ge- 
leistet. Hierzu gehört der Ausbau der Kirchenkanzlei in Hannover und 
der für die Sowjetzone erforderlichen Berliner Stelle der Kanzlei. Hierzu 
gehört die Bildung von beratenden Kammern, z. B. für Erziehung und 
Unterweisung, für Publizistik (Presse, Rundfunk, Film) und von Arbeits- 
ausschüssen, z. B. des Finanzbeirates der EKD, sowie die Berufung eines 
Referenten für die Schulfrage in der Person des Oberkirchenrats Osterloh. 

Besonderer Erwähnung wert erscheint uns auch eine bedeutsame 
theologisch-kirchliche Entscheidung des Rates in der Frage des Verhält- 
nisses der evangelischen Kirche zur Christengemeinschaft. Längere 
Zeit hindurch hatte eine Studienkommission „Kirche und Anthropo- 
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sophie“, deren Vertreter durch die Studiengemeinschaftder Evangelischen 
Akademien in Deutschland berufen waren, unter Leitung von Bischof 
Stählin gearbeitet und ihre Ergebnisse in einem Gutachten dem Rat 
vorgelegt. Der Rat machte am 31. Mai sich das Gutachten zu eigen 
und stellte fest, daß er die Taufe, die in der Christengemeinschaft geübt 
wird, nicht als christliche Taufe anerkennen könne. 

Der Schlußteil des Gutachtens, der die praktischen kirchlichen 
Forderungen enthält, hat folgenden Wortlaut: 


1. Durch die Bildung einer eigenen, keiner sonstigen kirchlichen Instanz 
verantwortlichen Leitung, durch die Schaffung einer eigenen Kultus- 
gemeinschaft, durch die Ausbildung und Ordination eigener Priester und 
durch ihre Anerkennung als Körperschaft öffentlichen Rechts ist mit der 
Christengemeinschaft ein selbständiges kirchenartiges Gebilde ent- 
standen, das neben die vorhandenen evangelischen Landeskirchen tritt. Es 
wird den Kirchenleitungen empfohlen, diesem Tatbestand Rechnung zu 
tragen und die nachstehenden Folgerungen zu ziehen: - 

a) Eine Anerkennung der in der Chhristengemeinschaft geübten Taufe 
erscheint uns trotz Verwendung einer trinitarisch aufgebauten Formel nicht 
möglich, da wesentliche Bestandteile einer christlichen Taufliturgie fehlen 
und da die Intention von der der christlichen Kirche bewußt abweicht. 

b) Die Teilnahme an zwei deutlich voneinander verschiedenen Kult- 
gemeinschaften erscheint auf die Dauer nicht möglich, da dabei die Gefahr 
kaum zu vermeiden ist, daß eine der beiden nicht wirklich geachtet wird. 
Eine rechtliche Doppelmitgliedschaft, wie sie heute noch vielfach 
besteht, erscheint deswegen nur als Notlösung in einer Übergangszeit tragbar. 
Deshalb empfehlen wir, diese Frage im Einzelfall seelsorgerlich zu behandeln. 

c) Über die Zulassung zum Patenamt wäre im Rahmen der allgemein 
geltenden Bestimmungen zu verfahren, sofern ein der Christengemeinschaft 
angehörender Pate bereit ist, die mit der Übernahme des Patenamtes in 
der evangelischen Kirche verbundenen Verpflichtungen zu erfüllen. 

2. Es erscheint uns mit der gegenwärtig geübten ökumenischen Praxis 
nicht vereinbar, wenn man der Christengemeinschaft die Zugehörigkeit zur 
Ökumene verweigern würde; die Entscheidung darüber steht uns jedoch nicht 
zu. Eine Aufnahmeindie,,Arbeitsgemeinschaftchristlicher Kirchenin Deutsch- 
land‘‘ scheint uns in Anlehnung an die ökumenische Praxis nicht unmöglich 
zu sein, falls die Christengemeinschaft diese Aufnahme anstreben sollte. 


Das Bedeutsame dieser Entscheidung liegt nicht nur darin, daß von 
seiten der evangelischen Kirche zur Christengemeinschaft Stellung ge- 
nommen ist, sondern auch darin, daß der Rat der EKD diese Entschei- 
dung getroffen hat. Er hat damit zum erstenmal so etwas wie eine 
Lehrentscheidung gefällt, indem er die Taufe der Christengemeinschaft 
verworfen hat. Er hat dadurch die in der EKD bestehende Gemeinschaft 
an einem besonderen Punkte sichtbar gemacht. Das Gutachten der 
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Studienkommission zeigt in seinem Schlußteil die eigentümlichen 
Schwierigkeiten, die in der „Ökumere“ bestehen, wenn man eine Lehr- 
frage erörtern muß. Es ist mir fraglich, ob man den Folgerungen wird 
zustimmen müssen, die in bezug auf die Arbeitsgemeinschaft christlicher 
Kirchen gezogen werden. Mir scheint eine christliche Gemeinschaft ohne 
Taufe in keinem Betracht als ‚Kirche‘ anerkannt werden zu können. 
Wo die Sakramente nicht in einer Gemeinschaft sichtbar werden, kann 
nach reformatorischem Bekenntnis die Kirche nicht erkannt werden, 
da die Sakramente zu den objektiven Kennzeichen der Kirche gehören. 
Aber ich gebe zu, daß hier ungelöste Fragen hinsichtlich der ökumenischen 
Gemeinschaft vorliegen, die auch im Rahmen der ‚„Arbeitsgemeinschaft 
christlicher Kirchen‘ noch nicht gelöst sind. 


3. Die Kundgebungen des Rates der EKD zu den Fragen 
der Zeit 


Wir haben in unserer Einleitung von den großen politischen Problemen 
Deutschlands gesprochen, an denen die Kirche nicht vorübergehen 
konnte, ohne zu ihnen das Wort vom Auftrag der Kirche her zu nehmen. 
Der Rat ist im vergangenen Jahr fast kein einziges Mal zusammen- 
gekommen, ohne eine Stellungnahme, einen Aufruf, eine Bitte, eine 
Forderung in den politischen Angelegenheiten zu erheben. Der Rat 
verstand sich mit Recht als das Organ der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, von dem man als dem obersten Sprecher der Evangelischen 
Kirche ein Wort je und je erwartete. Er hat den Mund aufgetan für die 
Stummen, die Armen und Entrechteten, er hat Weisung zu geben gesucht 
für das Handeln der Christenheit und an die Verantwortung der Mäch- 
tigen in der Welt appelliert. Er war in manchen Fragen durch die Lage 
unseres Volkes berufen, als Anwalt des Volkes denen gegenüber auf- 
zutreten, unter deren Macht unser Volk gegeben ist. 


Wort der Kirche zum Frieden 


Die eindrucksvollste Kundgebung des Rates war das öffentliche, 
auch durch Rundfunk weit verbreitete Wort am Osterfest in der Pauls- 
kirche zu Frankfurt am Main. Es war das Wort der Kirche zum Frieden, 
gesprochen in drei Reden der drei führenden Männer Dibelius, Niemöller, 
Lilje. Die Bedeutsamkeit des Themas und seiner Behandlung veranlaßt 
uns, die drei Ansprachen im Wortlaut folgen zu lassen. 


D. Dr. Dibelius: Deutschland und der Friede der Welt 


Er ist auferstanden, das heißt: es ist Hoffnung da für diese ratlose, 
sich selbst zerfleischende Welt. Heute weiß noch kein Mensch, was eigentlich 
werden soll. Im Grunde ihres Herzens zittern sie ja alle im Westen und 
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im Osten, und wir würden mit ihmen zittern müssen, wenn diese Botschaft 
nicht wäre: Er ist auferstanden. Er, der in Gottes Rat gesessen hat, ist bei 
uns alle Tage, Er sagt uns nicht voraus, was werden wird. Er gibt auch 
kein Rezept, wie das deutsche Volk einmal wieder auf die Füße kommen 
und die Welt wieder einmal zur Freiheit und zum Frieden kommen könne. 
Aber er sagt uns zu, daß er uns führen wird zu einem großen heiligen Ziel, 
das Gott in seiner vergebenden Barmherzigkeit für uns bereit hat. 

Aber das soll nun nicht ins allgemeine hinein gesagt sein, sondern 
es muß gesagt sein in die konkreten Nöte und in die Probleme hinein, mit 
denen die Menschheit von heute sich abquält. Die große Frage, um die 
es heute geht, ist ja die: kann und wird endlich Friede werden auf der Welt, 
oder wird es so weitergehen mit kaltem Krieg und mit heißem Krieg, bis 
dann schließlich doch die Atombomben fallen und allem ein Ende machen? 
Kann Deutschland, kann die Evangelische Kirche in Deutschland etwas 
dazu tun, daß dieser Alpdruck von der Menschheit genommen und daß noch 
einmal Friede werde auf Erden? 

Weltpolitisch spielt jetzt Deutschland keine Rolle mehr. Wir können 
keine der großen Mächte durch den Einsatz unserer eigenen Macht daran 
hindern zu tun, was ihr beliebt. Diplomatische Einwirkungen, durch die 
unter Umständen auch einmal kleine machtlose Staaten zum Frieden 
helfen können, sind uns versagt. Die evangelische Kirche Deutschlands 
vollends hat weder diplomatische Organe noch Kulturmissionen oder irgend 
etwas dergleichen in anderen Ländern der Welt, und sie will ja so etwas 
auch nicht haben. Wohl können wir nur Worte für den Frieden sprechen, 
wie das einer Kirche Jesu Christi ziemt, und das haben wir getan. Wir haben 
es im vorigen Jahr gesagt und wiederholen es jetzt noch einmal, daß für 
uns als evangelische Christen der Krieg zu Ende ist, daß wir 
nicht mehr Feindstaaten und Freundstaaten kennen, sondern nur noch 
Menschen, zu welcher Nation und Rasse sie auch gehören, als unsere 
Brüder und Schwestern vor Gottes Angesicht ansehen. 

Das haben wir gesagt, aber wir geben uns da keinen Illusionen hin. Was 
sind heute Worte? Wir sind uns ja auch darüber im klaren, daß Worte, 
die aus deutschem Munde kommen, heute von vielen in der Welt noch weniger 
geglaubt werden als die Worte, die von anderen Leuten kommen. Ja, was 
können wir tun? Was können wir noch tun, daß wir in dieser notvollen 
Lage, in der wir uns befinden, ernster und gründlicher als bisher darüber 
nachdenken, welches denn die Ursachen dieser unerträglichen Situation 
sind, daß alle Völker der Erde sich nach dem Frieden sehnen und daß das 
Ende immer neue Kriege sind? Und nun ist die Ursache dieser ewigen 
Kriege doch die, daß die Menschheit sich in einem System von Macht- 
staaten aufgliedert, die das Bestreben haben, auf Kosten anderer Staatsgebilde 
ihre Macht zu vermehren. Und die treibende Kraft dabei ist die Wirtschaft, 
die in dieses Machtstreben der Staaten eingegliedert ist. Und hinter diesem 
Streben der Wirtschaft, sich mit Hilfe staatlicher Machtmittel zu entfalten 
und möglichst viele Petroleumquellen und Uraniumvorkommen in die 
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eigene Hand zu bekommen, steht die Diesseitsgesinnung eines Jahr- 
hunderts, dem der materielle Wohlstand zu dem einzigen Ziel geworden 
ist, für das es lebt. Und solange es bei dieser Einstellung und bei dieser 
Lebensordnung der Menschheit bleibt, wird niemals Friede werden. Darum 
ist alles Arbeiten für den Frieden, das nur äußere Mittel kennt, unfrucht- 
bares Arbeiten. 

‚Helfen, wirklich helfen kann nur das eine, daß die Menschheit endlich 
umdenken lernt, umdenken über alles, über den Staat, über die Wirt- 
schaft, über die Kultur, über die Technik. Und das wird sie dann nur 
. können, wenn sie den Punkt außerhalb gefunden hat, von dem aus sie 

die alte Welt aus den Angeln heben kann. Dieser Punkt ist die ewige 
Wirklichkeit Gottes, die zu Ostern ihren Triumph über alles menschliche 
Wollen und Planen begeht. Es ist kein Zufall, wenn der auferstandene 
Christus seinen Jüngern zuruft: „Friede sei mit euch!“ Wo er ist, da ist 
mit einmal wirklich Friede. Daß wir ihn verkündigen, wie ihn die anderen 
Kirchen der Welt ja auch verkündigen; daß wir ihn aber verkündigen 
mit der neuen Bereitschaft, ihm gehorsam zu sein und nach nichts anderem 
zu fragen als nach seinen Befehlen; daß wir ihn verkündigen mit dem 
‚täglichen Gebet, die Kraft seiner Auferstehung zunächst einmal an uns 
selber zu zeigen, das ist unser Beitrag dazu, daß Frieden werden möchte 
auf Erden. 


D. Niemöller: Weltweite Christenheit und die Versöhnung 


Die Katastrophe, deren Zeugen wir haben sein müssen und die nun 
weitere und vielleicht noch schlimmere Katastrophen im Zuge unabsehbarer 
Kettenreaktionen auszulösen droht, ist ein Alarmruf gewesen, vor dem 
niemand sein Ohr hat verschließen können. Und die Christenheit ist un- 
ausweichlich vor die Frage gestellt, ob sie dazu schweigen darf oder reden 
muß, ob sie weiterhin zuschauen kann oder gerade jetzt und hier eine Auf- 
gabe, einen Auftrag wahrzunehmen hat. Bedeutet die Engelbotschaft etwas, 
die beim Eintritt Jesu Christi in diese unsere Welt erscholl: Friede auf 
Erden, — oder redet sie nur von einem Traum, der zu schön ist, um wahr 
zu werden, und der im Grunde zu nichts verpflichtet? Man hat gerade im 
Blick auf diese dringende Frage nach dem Frieden der Weltkirchen- 
konferenz von Amsterdam den Vorwurf gemacht, daß sie kaum etwas 
Wesentliches zu sagen gewußt und daß sie praktisch tatsächlich nichts in 
dieser Hinsicht zustande gebracht habe. Das entspricht allerdings dem ersten 
unmittelbaren Eindruck, und dieser Eindruck deckt sich mit dem, was wir 
Vertreter der Kirchen in Amsterdam selbst schmerzlich und demütigend 
empfanden. Seither aber ist die Entwicklung ja nicht stillgestanden, und 
wenn in Amsterdam festgestellt wurde, was wir alle bereits fühlten und 
wußten, daß heute die Menschen voll Furcht und Bestürzung fragen: was 
will nun werden? —, dann ist inzwischen dieses Fragen ja nur noch 
dringender und drängender geworden. Und da mag es doch etwas sehr 
Wesentliches sein, wenn dort in Amsterdam der eine lapidare Satz geprägt 
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und in voller Einmütigkeit bezeugt wurde: „Krieg soll nach Gottes 
Willen nicht sein.‘ Das heißt dann aber doch: wir Christen und wir 
christlichen Kirchen haben in unserer Verantwortung vor Gott und um 
Gottes willen alles zu tun und nichts zu unterlassen, damit Frieden werde 
und Friede bleibe. 

Das eine ist dabei allerdings an den Tag gekommen, daß es nämlich 
mit der Aufstellung von Programmen und dem Erheben von Forderungen 
nicht getan ist. Da hebt unsere eigentliche Not erst an, wo es am gemein- 
samen guten Willen fehlt oder an der Kraft, den guten Willen zu Tat und 
Wirklichkeit werden zu lassen. Da hebt unsere Not an, und da hört unsere 
Möglichkeit auf, durch die vereinten Anstrengungen der Weltchristenheit 
und ihren Einfluß in der Welt tatsächlich etwas zustande zu bringen. „Des 
Königs Herz ist in der Hand des Herrn,“ nicht in unseren Händen. Und 
dennoch ist hier die Aufgabe der Kirchen für den Frieden noch keineswegs 
zu Ende. Ihre eigentliche und wesentliche Aufgabe ist hiermit 
noch gar nicht berührt, denn diese eigentliche und wesentliche Aufgabe 
geschieht gar nicht dort, wo die Christenheit auf den Ablauf des Welt- 
geschehens ihren naturgemäß bescheidenen, unmittelbaren Einfluß ausübt, 
sondern dort, wo sie dem Wort des Herrn gemäß in der Dunkelheit als ein 
Licht leuchtet, an dem man sich orientieren kann, oder als ein Salz von 
innen wirkt, das neue Bedingungen schafft. 

Es hat doch Eindruck gemacht, daß inmitten einer Menschheit, von der 
der Friede gewichen ist, die Kirchen der Welt trotz ihrer Verschiedenheiten 
und alten Trennungen unmittelbar nach Beendigung der Feindseligkeiten 
wieder zueinander fanden. Daß es ihnen möglich war, über die Feindschaft 
der Völker hinweg einander brüderlich zu begegnen und damit einer ge- 
quälten Menschheit, die sich mit allen Fasern nach Frieden sehnt, zu 
zeigen, daß es Frieden gibt und auch heute Frieden unter Menschen 
und Völkern geben könnte. Und diese brüderliche Begegnung hat sich 
seither als beständig und echt erwiesen. Hier wurde nichts von dem ver- 
schwiegen, was zwischen uns lag, und davon wird auch heute nichts ver- 
schwiegen. Auf dem Boden der Ökumene haben jene Aussprachen statt- 
finden können, die anderwärts noch nicht möglich gewesen sind zwischen 
Deutschen und Polen und Franzosen und Dänen und Tschechen und mancher- 
lei Christen aus allen Völkern und Ländern, in denen die Feindschaft noch 
nachglüht, weil das Gestern mit seinem Grauen auch unter dem Druck 
des Heute einfach noch lebendig ist und nicht vergessen werden kann. Aber 
hier kann miteinander gesprochen werden, und hier wird gesprochen, 
deutlich und oft scharf. Und doch kann ich mich kaum einer einzigen 
solchen Begegnung erinnern, in der wir uns nicht schließlich doch als 
Glieder eines Leibes und als Brüder untereinander erkannt und anerkannt 
hätten. 

Diese christliche Solidarität, diese Bruderschaft ist in unserer Mitte 
in den friedlosen Jahren nach dem Kriege auf mannigfache Weise sichtbar 
geworden. Unser eigenes Volk hat sie in einer Periode härtester Leiden 


37 


und Entbehrungen immer wieder als eine Tatsache sehen dürfen, und wir 
können auch heute unseren Dank für alle empfangene brüderliche Hilfe 
nicht unterdrücken. Ungezählte Menschen sind dadurch vor dem Hungertod 
bewahrt geblieben, und ungezählte Menschen haben daraus Hoffnung und 
Zwversicht gewonnen. Vielleicht ist dieses Helfen auch nicht nur ein Licht 
gewesen. Vielleicht wirkt es schon hier und da in der Tiefe als ein Salz, 
vielleicht will einiges bei uns anders und besser werden. Es begegnen uns 
Menschen, die aus ihrer Bitterkeit frei geworden sind, die nun selber Hand 
anlegen und, helfen möchten, Menschen, die versöhnt sind und Frieden 
wollen, Frieden, an dem sie selber aktiv beteiligt sind. 

Ob die Atmosphäre eine andere wird? Das hängt gewiß auch zu einem 
nicht geringen Teil an der Einsicht der Mächte und Gewalten. Darum 
wenden wir uns mit dem Ruf ‚Gebt uns Frieden!“ voll Zwversicht und 
Hoffnung an die weltweite Chhristenheit. Wir vertrauen, daß die Kirchen 
in der Welt bei ihren Regierungen tun, was sie nur vermögen, um der Welt 
und damit uns Frieden zu schaffen, und daß sie ihnen bezeugen, daß ein 
Friede ohne Bereitschaft zur Versöhnung eine Utopie ist und bleibt. Wir 
bitten aber vor allem darum, daß die weltweite Christenheit ihren eigenen 
und eigentlichen Beitrag für den Frieden in der Welt zu leisten nicht 
müde werden möchte, daß sie festhalte an dem Frieden, der uns geschenkt 
ist, und daß sie fortfahre, diese Bruderschaft sichtbar und wirksam werden 
zu lassen. 


D.Dr. Lilje: Die Kirche in der Friedlosigkeit unseres Volkes 


Es geht den Christen in unserem Volk nicht anders als jedem anderen 
auch, wir können als Deutsche nicht von der Welt den Frieden fordern, 
wenn wir selber nicht bereit sind, einige wesentliche Voraussetzungen zu 
erfüllen, damit es bei uns zu diesem Frieden kommen kann. 

Es sind vor allem vier Punkte, an denen ich die praktische Aufgabe 
verdeutlichen möchte, in der sich unser Osterglaube bewähren muß. 

Der Augenblick ist gekommen, mit der Liquidation unserer Ver- 
gangenheit zu einem wirklichen Abschluß zu kommen. Ich spreche nicht 
von der wichtigsten psychologischen Erkenntnis, daß es vier Jahre nach dem 
Abschluß des Krieges keinen rechten Sinn mehr hat, noch immer nach 
Vergeltung zu rufen. Ich wiederhole auch die Kritik nicht, die an den 
Methoden geübt ist, mit denen diese Klärung der Vergangenheit versucht 
worden ist, sondern ich frage nach dem tiefen Grunde, warum dieser Versuch, 
der so logisch und einleuchtend erschien, nun nach vier Jahren eigentlich 
nichts Befreiendes und Klärendes bewirkt und nicht zur Gesundung geführt 
hat. Vielleicht muß die Antwort so lauten: Wir haben von Gott eine Frist 
bekommen für die Klärung unserer eigenen Vergangenheit. Nach mensch- 
lichem Urteil ist diese Frist vorbei. Wir sollten mit der Klärung der Ver- 
gangenheit in der Weise Schluß machen, daß wir allen, die redlichen Willens 
sind, eine Chance geben. Wir sollten in Großzügigkeit und Entschlossenheit 
versuchen, mit allen, die es mit unserem Volk gut meinen, zu einem neuen, 
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positiven Anfang zu kommen, ohne die Fehler und die Schuld der Ver- 
gangenheit zu wiederholen. Es kann ein tiefes Verständnis des Glaubens 
der Christen an die Vergebung der Sünden sein, wenn sich unsere Blicke 
von der Vergangenheit abwenden und entschlossen in die Zukunft richten. 

Wir bitten auf der anderen Seite aber auch um Gerechtigkeit für alle, 
denen sie jetzt noch vorenthalten ist. Es gibt unter uns immer noch Menschen, 
die in der Vergangenheit schweren Schaden an Gut und Ehre erfahren 
haben und denen bis heute noch keine rechte Wiedergutmachung 
zuteil geworden ist. Über alle menschliche Reizbarkeit und Empfindlichkeit 
gilt das klare Wort jener biblischen Ordnung, die in der Jüngergemeinde 
des Auferstandenen Geltung hat: „Im Reiche dieses Königs hat man das 
Recht lieb.‘‘ Wie aber könnten wir neuem Unrecht wehren, wenn wir nicht 
altes Unrecht wieder gutmachen, soweit es in unserer Macht steht? 

Wir gedenken auch in dieser Stunde mit besonderem Nachdruck der 
Vertriebenen und der Flüchtlinge. Ich erwähne sie nicht nur des- 
halb, weil kein Wort über die deutsche Lage von heute vollständig in Ordnung 
wäre, das nicht auch dieses Problems gedächte, des schwersten, das wir zu 
tragen haben. 

In diesem Augenblick grüßen wir alle Vertriebenen in unserem Land 
auf eine christliche Weise, weil sie nämlich von Gott den Auftrag haben, 
die ganze Chhristenheit daran zu erinnern, daß wir hier im Stand der Pilger 
und in einer vergänglichen Welt leben, in der es keine letzten Sicherungen 
gibt. Sie leben unter uns als Symbol des Pilgerstandes und als Repräsen- 
tanten der Frage, ob uns wirklich die Welt der Vergänglichkeit und Un- 
gesichertheit wichtiger ist als jene unvergängliche Welt, die wir im Oster- 
glauben mit aller Christenheit bekennen. Und weil die Flüchtlinge in unserer 
Mitte als Hinweis auf diese Aufgabe und als Beispiel dieser Glaubens- 
bewährung leben, darum grüßen wir sie in diesem Augenblick besonders. 

In dieser Gesinnung bezeugen wir ihnen und denen, die es angeht, 
daß wir vor dieser Not auch dann nicht kapitulieren dürfen, wenn sie 
immer noch unüberwindlich erscheinen will. Wenn es eine Christenheit 
gibt, die aus dem Glauben an ihren auferstandenen Herrn lebt und arbeitet, 
dann wird sie sich auch nicht mit den allgemeinen Erklärungen begnügen, 
mit deren Hilfe der eine die Verantwortung auf den anderen zu schieben 
versucht, sondern über konkrete Pläne nachdenken. Es wird in ihr Menschen 
geben, die Land hergeben zum Siedeln, die beim Häuserbau in eigener 
tatkräftiger Verantwortung mithelfen und damit zugleich eine von unseren 
Voraussetzungen zu erfüllen helfen, von denen ich sprach. Wir können 
das Flüchtlingsproblem nicht ohne ausländische Hilfe lösen; aber es sollte 
doch wohl selbstverständlich sein, daß man ausländische Hilfe so lange 
nicht in Anspruch nehmen kann, solange wir nicht mit allen Kräften das 
Unsere zu tun versuchen. 

Der letzte Punkt, auf den ich aufmerksam machen möchte, ist der, daß 
wir einen neuen Lebensstil des öffentlichen Umgangs brauchen. 
Es steht uns wohl an zu lernen, daß wir großzügiger und brüderlicher 
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miteinander umgehen, als wir es gemeinhin tun. Es ist schmerzlich, welchen 
Umfang Neid und Mißgunst in unserem öffentlichen Leben haben! Es ist 
ja nicht von ungefähr, daß wir nach solchen kleinlichen Maßstäben mit- 
einander umgehen. Das Schicksal, das für viele noch ganz schwer und 
ungewiß ist, wird uns dann nicht in wehrlose Gereiztheit treiben, wenn 
wir von einem Weg wissen, der, wie es im Glauben an den Auferstandenen 
geschieht, uns hilft, vor der Not der Welt nicht zu kapitulieren, sondern 
um Jesu Christi willen ans Werk zu gehen. 

Natürlich könnte man fragen: Was hat die Kirche mit dem 
allem zu tun? Wir haben diese Fragen nicht im Stil irgendwelcher 
klerikaler Forderungen behandelt, sondern von einfachen und menschlichen 
Dingen gesprochen, die uns deshalb selbstverständlich sein sollten, weil 
der Christ von einem Befehl seines Herrn weiß. Ferner muß auch 
die Welt wissen, daß es ohne Liebe und ohne Opfer in unserer Lage 
niemals geht. Woher sollen Liebe und Opferdienst kommen? Der Jünger 
Jesu Christi kann nichts anderes tun, als seinen Herrn darum bitten, 
daß er seine Kirche zu einer Stätte brennender, tatkräftiger Liebe und 
williger Opferbereitschaft mache. Das Letzte ist dies: Keine Ostergeschichte 
der Evangelien verzichtet darauf zu bezeugen, daß am Abend des ersten 
Ostertages, den die Welt erlebte, die Welt wieder heimkehren durfte in den 
Frieden, in die Erlösung der Welt, in die Überwindung von Schuld und 
Sorge, in den Sieg über Todesfurcht und Lebensangst. Um der Auferstehung 
Christi willen ist es die Aufgabe der Christenheit, in der Friedlosigkeit 
unseres Volkes zu bezeugen, daß wir uns in dieser Welt nicht fürchten 
sollen, weil wir im Frieden des Herrn leben dürfen. 


Zweimal sah sich im Jahre 1949 der Rat genötigt, seine Stimme 
öffentlich für die Kriegsgefangenen und Internierten zu erheben, nach- 
dem schon in den vergangenen Jahren immer wieder der Ruf der 
evangelischen Kirche zur Freigabe der Gefangenen ertönt war und 
unzählige Bemühungen bei allen Instanzen darum gerungen hatten. Im 
Frühjahr wandte sich der Rat öffentlich mit einem Wort an die Alliierten 
Besatzungsmächte: 


Wortder EKD zur Kriegsgefangenen- und Internierten-Frage 


Die Evangelische Kirche in Deutschland hat in den letzten Jahren keine 
Gelegenheit vorübergehen lassen, die siegreichen Mächte zu bitten, die 
Kriegsgefangenen unseres Volkes freizugeben. 

Es liegt als ein schwerer Druck auf unseren Gemeinden, daß entgegen 
allen Zusicherungen noch immer ein so großer Teil unserer gefangenen 
Männer und Frauen nicht in die Heimat zurückgekehrt ist. Eltern, Frauen 
und Kinder warten noch immer in Unsicherheit auf eine Nachricht über 
das Schicksal der unzähligen Vermißten. Auch die Zahl der noch im In- 
und Ausland internierten Angehörigen unseres Volkes ist erschütternd groß. 
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Die Gefangenen haben vielfach keine ausreichenden Möglichkeiten, sich 
gegen schwere Anschuldigungen zu verteidigen. Die Verfahren vor den 
Gerichten, die nur über Angehörige unseres Volkes wegen Kriegsverbrechen 
urteilen, haben Mängel, auf die die christlichen Kirchen vielfach hinge- 
wiesen haben. 

Die christlichen Gemeinden, die mit den Angehörigen unserer @e- 
fangenen für diese zu Gott bitten um ihre baldige Heimkehr, um Schutz 
für Leib und Seele, leben in großer Anfechtung und in der Versuchung 
der Verbitterung. Um der Liebe Christi, um der Gerechtigkeit Gottes, um 
des Friedens der Welt willen bitten wir die Mächte, die über unser Volk 
Gewalt haben: 


Gebt die kriegsgefangenen Frauen und Männer zurück! 
Sorgt für Freigabe der Internierten! 

Laßt ab von dem Sonderrecht gegen die Besiegten! 

Beendet die Auslieferung von Kriegsgefangenen für 
Kriegsverbrecherprozesse! 

Gebt wenigstens den Angeklagten deutsche Verteidiger! 

Gebt den Verurteilten eine Appellationsinstanz und laßt über 
ihnen Gnade walten! 


Vom 9.bis 15. Oktober fand in allen deutschen Landeskirchen, wie 
in den Vorjahren, eine Gebetswoche für unsere immer noch nicht heim- 
gekehrten Kriegsgefangenen, Verschleppten und Vermißten statt. Aus 
Anlaß der Gebetswoche richtete die Kanzlei der Evangelischen Kirche 
in Deutschland ein Rundschreiben an die Landeskirchen, das 
ein Wort des stellvertretenden Vorsitzenden des Rates der EKD, Landes- 
bischof D. Dr. Lilje, an die Gemeinden enthält. Das Wort, dem die 
Verse aus dem neunten Psalm vorangesetzt sind, in denen Gott als 
Schutz der Armen und als rechter Richter angerufen und gepriesen 
wird, hat folgenden Wortlaut: 


Auch in diesem Jahre rufen wir die evangelischen Gemeinden in Deutsch- 
land zu einer Woche des @ebets für die Kriegsgefangenen. Wir rufen nicht 
nur die Angehörigen, die noch immer auf die Heimkehr eines kriegs- 
gefangenen Mannes oder einer verschleppten Frau warten. Wir rufen alle 
Glieder unserer Gemeinden, daß sie, wenn sie selbst der Sorge enthoben 
sind, doch nicht die Not der anderen vergessen, sondern treue Fürbitte tun. 

Laßt uns nicht vergessen alle die Not Leibes und der Seele, 
die auf ungezählten Menschen noch immer lastet! Laßt uns nicht vergessen 
die Gefangenen und Vermißten, von denen noch Hunderttausende ın Lagern 
und Gefängnissen sind! Laßt uns nicht vergessen die Mütter und Frauen, 
die Bräute und Kinder, die von einem Tag zum andern warten und müde 
und verzagt werden! 

Laßt uns nicht vergessen die Barmherzigkeit Gottes! Er hat uns in 
mancherlei Not geholfen. Viele unserer Brüder und Schwestern sind ım 
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vergangenen Jahr heimgekehrt. Viele Gebete sind erhört worden. Laßt uns 
den Dank nicht vergessen, den wir Gott schulden, die Gelübde, die wir 
in schweren Zeiten vor ihm getan haben! 

Gott vergißt nicht! Er vergißt nicht Schuld, Leid und Friedlosigkeit, 
die auf dieser Welt liegen und an denen wir unsern Anteil haben. Er 
vergißt aber auch nicht seine Barmherzigkeit; er vergibt uns unsere Schuld 
und läßt es den Aufrichtigen gelingen. 

Er vergißt nicht die Gefangenen, Elenden, Heimatlosen und Trost- 
bedürftigen. Er ist ihnen nahe in wunderbarer und verborgener Weise. Er 
vergißt nicht seine arme, friedlose Welt. Er hat mitten in ihr das Wort 
von der Liebe aufgerichtet durch Jesus Christus, der gekommen ist, die Welt 
zu erlösen. 

Laßt uns Gott, den Vater unseres Herrn Jesu Christi, anrufen, daß 
er seine Hilfe spüren lasse alle Gefangenen und Verfolgten, alle Einsamen 
und Wartenden, alle Hoffnungslosen und Verzweifelten. 

Herr, sei uns gnädig, auf daß wir erzählen all Deinen Preis, daß wir 
fröhlich seien über Deine Hilfe! 


Zur selben Zeit erhob noch einmal der ehemalige Ratsvorsitzende 
und wackere Anwalt der Gefangenen D. Wurm seine Stimme im Rund- 
funk. 


„Herr bringe wieder unsere Gefangenen, wie Du die Bäche wiederbringst 
im Mittagslande.‘‘ So ruft mit dem 126. Psalm die Christenheit in Deutsch- 
land zu dem Gott, der die Welt regiert und auch die Herzen der Mächtigen 
lenkt. 

Viereinhalb Jahre sind dahingegangen, seit die Waffen verstummt 
sind. Nicht wenige unserer Soldaten sind aber vor Schluß des Krieges in 
Gefangenschaft geraten und entbehren schon 7 oder 8 Jahre die Freiheit. 
Sie sahen ihre Kameraden davoneilen, als diese die Erlaubnis zur Heim- 
kehr erhielten. Wie bitter ist das Los der Zurückgebliebenen, um so 
bitterer, je mehr ihre Schar sich lichte. Wäre es jetzt nicht genug der 
Strafe für diese Männer? Wo bleibt das Völkerrecht, dessen Bestimmungen 
diese endlose Zurückhaltung der Kriegsgefangenen widerspricht? Wollen 
diejenigen, die gegen die Rechtsbrüche des Hitlersystems zu Felde gezogen 
sind, das Unrecht verewigen? Hat man dazu gegen die Unmenschlichkeiten 
in der Kriegführung des Nationalsozialismus protestiert, um selbst Un- 
menschlichkeiten begehen zu können? Esisteine Unmenschlichkeit, Männer, 
die keines Verbrechens schuldig sind, von ihren Familien fernzuhalten, 
ihre Ausbildung in dem von ihnen erwählten Beruf zu hindern, ihre Frauen 
und Kinder zu schädigen, weil man ihnen ihren Ernährer entzieht, und 
ihren Lebensmut zu brechen. Wie die Schuld, die Hitler und seine Schergen 
auf sich geladen haben, so kann sich auch diese Schuld rächen an den 
dafür Verantwortlichen und an den Völkern, in deren Namen solches 
Unrecht geschieht. 
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Die meisten dieser zurückgehaltenen Gefangenen befinden sich in der 
Gewalt der Sowjetunion. Wir nehmen gerne davon Kenntnis, daß zurzeit 
der Rücktransport im Gange ist und jede Woche von dort Heimkehrer 
eintreffen. Aber die Zahl derer, die noch nicht an die Reihe gekommen 
sind, ist noch gewaltig, und besonders erschütternd ist es, daß viele Frauen 
unter Lebensbedingungen, die für sie entwürdigend sind, als Arbeits- 
sklavinnen festgehalten werden. Sie alle sollen wissen, daß die Heimat sie 
nicht vergessen hat, und daß wir nicht ruhen werden, bis auch die letzten, 
Männer und Frauen, wieder heimgekehrt sind. 

Manche Gefangenen werden deshalb nicht entlassen, weil ihnen irgend- 
ein Vergehen gegen die Ordnung zur Last gelegt wird. Wir haben leider 
nicht das Vertrauen, daß hierbei gerecht und sachlich verfahren wird; denn 
wenn schon in der deutschen Ostzone niemand davor sicher ist, daß ihm 
aus dem Hinterhalt irgendeine Verfehlung aufgebürdet, seine Ver- 
haftung angeordnet, seine Verteidigung unmöglich gemacht und seine 
Angehörigen von seinem Verbleiben nicht benachrichtigt werden, wieviel 
mehr ist der in einem russischen Lager Befindliche jeder Willkür aus- 
geliefert! 

Aber auch im Westen gibt es noch Gefangene, denen keinerlei persön- 
liches Verschulden nachgewiesen werden konnte und die trotzdem Jahr 
um Jahr vergeblich auf ihre Entlassung hoffen. Das unselige Kollektiv- 
prinzip, das in der Entnazifizierung entgegen allen bisherigen Rechts- 
grundsätzen der Kulturstaaten zur Anwendung kam, die Bestrafung nicht 
auf Grund begangener Vergehen oder Verbrechen, sondern auf Grund der 
Zugehörigkeit zu einer Menschengruppe, zu einer Kategorie militärischer 
oder ziviler Art hat Schule gemacht. Davon sind insbesondere Mitglieder 
der Waffen-SS-Formationen betroffen, darunter nicht wenige, die nicht 
durch eigenen Entschluß, sondern durch Aushebung zu einer dieser 
Formationen kamen. In Frankreich wird immer noch die Division „Reich“ 
festgehalten. Eine Kompanie dieser Division hat das schreckliche Ver- 
brechen von Oradur begangen. Ist es nötig, befriedigt es das französische 
Nationalbewußtsein, wenn auch die anderen Kompanien, die von dieser 
Untat nicht einmal etwas wußten, geschweige denn beteiligt waren, weil 
sie sich auf dem Marsch nach Nordfrankreich zur Abwehr der Invasion 
befanden, festgehalten werden? Der Klassenarrest ist eine Maßnahme von 
zweifelhaftem Wert und gilt nicht als Merkmal eines guten Pädagogen; 
aber auf militärisch-politisches Gebiet übertragen, ist er moralisch nicht 
besser als das Geiselsystem, das zu den verwerflichsten Methoden Hitlers 
und Himmlers gehörte. Wir können nur alle Völker Europas bitten: Macht 
Schluß mit all diesen Racheakten und Vergeltungsmaßnahmen! Wie soll 
zwischen den europäischen Völkern das so bitter notwendige Vertrauen 
entstehen, wenn so weitergemacht wird, wie es seit vier Jahren üblich ist? 
Nur durch Versöhnlichkeit und Großherzigkeit kann das schwer bedrohte 
Abendland genesen. Es wird seine Kultur nur erhalten, wenn es sie nicht 
selbst verrät. 
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Die Zerreißung Deutschlands durch die Schaffung der Westdeutschen 
Bundesrepublik und die Deutsche Demokratische Republik in der 
Sowjetzone stellte den Rat vor die schwierigste Frage des politischen 
Lebens Deutschlands. An keiner Stelle war die Kirche so gefordert wie 
hier, ein wahrhaft kirchliches Wort zu sagen. Nirgendwo konnte leichter 
mißverständlich oder auch belangloser geredet werden, wenn man eine 
falsche oder ausweichend gar keine Stellung bezog. Als der Parlamen- 
tarische Rat in Bonn die Bundesverfassung abschließend beriet, ließ 
der Rat durch seinen stellvertretenden Vorsitzenden D. Lilje eine kirch- 
liche Stellungnahme zur Schulfrage an den Parlamentarischen Rat 
herausgeben. Zur Bildung der Westdeutschen Bundesrepublik selbst 
äußerte er sich nicht. 


Das Schreiben D. Liljes lautet: 


„Die Beratungen des Parlamentarischen Rats in Bonn sind in das 
entscheidende Stadium eingetreten. In diesem Augenblick, der um des 
künftigen Schicksals unseres leidgeprüften Volkes willen auch die evan- 
gelische Christenheit besonders bewegt, empfinden wir Genugtuung darüber, 
daß es durch die Zusammenarbeit der Parteien gelungen ist, unserem Volk 
die Anfänge einer staatlichen Ordnung wieder zu geben. Wir müssen aber 
. noch auf einen wesentlichen Punkt des Verfassungsentwurfs aufmerksam 
machen, der von grundsätzlicher Bedeutung ist. Es handelt sich um die 
künftige Gestaltung der Schule und den Raum, den die Bundesverfassung 
dem Recht und der Verantwortung christlicher Eltern einzuräumen gedenkt. 

Die Verantwortung, die die christlichen Eltern für ihre Kinder vor 
Gott tragen, ist von dem Wechsel des Staatsformen unabhängig. Wenn der 
Staat den Anspruch erhebt, das gesamte Erziehungswesen aus eigener 
Machtvollkommenheit zu bestimmen, so ist das der Ausdruck einer totali- 
tären Staatsauffassung. Nicht nur jeder christliche Vater, der sich die 
Verantwortung für seine Kinder durch keine irdische Instanz abnehmen 
lassen kann, würde eine solche Staatsauffassung bekämpfen müssen, sondern 
schlechthin jeder Christ. Gegenüber jeder Äußerung solcher totalen, Staats- 
auffassung kann die evangelische Kirche nur ein entschlossenes Nein sagen. 

Wir verkennen nicht, daß das in Bonn vorgeschlagene Kompromiß die 
Möglichkeit einer der christlichen Verantwortung entsprechenden Lösung 
in den Ländern offen läßt. Wenn wir bereit sind, der vorgeschlagenen 
Lösung mit Vertrauen zu begegnen, so kann es nur in der Erwartung 
geschehen, daß die Gesetzgebung der kommenden Länderverfassungen unser 
Vertrauen rechtfertigen wird. Da grundsätzlich die Verantwortung der 
Eltern vor Gott und die daraus sich ergebende Forderung nicht durch 
wechselnde parlamentarische Mehrheiten bestimmt werden können, zumal 
dann nicht, wenn nach der gegenwärtigen innerdeutschen Situation diese 
Mehrheiten jeweils nur eine schmale Basis für solche Entscheidungen 
abgeben, können wir gegenüber solchen Bestimmungen der geplanten 
Bundesverfassung unsere Bedenken nicht verschweigen. Artikel 7b enthält 
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in der gegenwärtigen Fassung keine Aussage darüber, daß den Eltern 
das Recht zusteht, über die Schulform zu entscheiden, wie es auch noch 
die Weimarer Verfassung getan hat. Weiterhin kann der Artikel 149a, der 
das sogenannte ‚reservatum Bremense‘‘ enthält, dazu führen, die Bestim- 
mungen des Artikels 7b, insbesondere Absatz 3, wieder hinfällig zu machen. 

Wir machen diese Bedenken geltend, weil wir für eine Staatserneuerung 
aus echter Freiheit eintreten. Gerade die Erziehung ist das Gebiet, das sich 
jedem Versuch einer totalitären Regelung entziehen muß. Wir würden eine 
Pflicht gegenüber Kirche und Staat versäumen, wenn wir diesen Raum 
grundsätzlich preisgäben. 

Gott segne unser Volk in diesem Augenblick seiner Geschichte und lenke 
die Herzen aller, die für seine künftige staatliche Ordnung Verantwortung 
tragen!“ 


Als dann die Wahlen zum Bundestag in den westlichen Ländern 
ausgeschrieben wurden, ergriff der Rat erneut das Wort, und zwar in 
der Weise, daß er es den beteiligten Landeskirchen als Anregung für 
ein von diesen zu erlassendes Wort weitergab. Auch dieses Verfahren 
zeigt die Schwierigkeit einer allgemeinen Stellungnahme. In diesem 
Schreiben an die Landeskirchen im Westen heißt es: 


„Die neue Staatsordnung in Deutschland umfaßt die Wahl politischer 
Parlamente durch das Volk. Aus den Parlamenten soll Obrigkeit in Stadt 
und Land erwachsen. Die Parlamente sollten uns in den Grenzen echter 
staatlicher Betätigung Gesetze unter Wahrung der Menschenwürde geben 
und das Tun und Lassen der Regierenden nach dem Willen der Wähler 
lenken. 

Die Kirche Christi bejaht grundsätzlich eine solche Neuordnung und 
erwartet, daß sie überall wirksam werde. Das ganze deutsche Volk, insonder- 
heit aber die evangelischen Männer und Frauen, tragen darum eine große 
Verantwortung dafür, daß die neue Staatsordnung eine Ordnung der 
Gerechtigkeit, der Liebe und des Friedens und der Freiheit und eines neu 
zu erarbeitenden Wohlstandes werde. 

Wir mahnen die evangelischen Männer und Frauen, sich als tragende 
Glieder in dieser Ordnung zu betätigen und die ihnen als Christen von Gott 
gegebenen Gaben darin einzusetzen. 

Weltliche Obrigkeit dient — so sind wir überzeugt — einer gotigewollten 
Ordnung jedes menschlichen Gemeinschaftslebens. Die christliche Kirche 
hat deshalb den Auftrag, das Werk der weltlichen Obrigkeit vom Worte 
Gottes wegweisend zu begleiten und zu fördern. Es ist Aufgabe der evan- 
gelischen Männer und Frauen, sich an der Bildung der politischen Parla- 
mente zu beteiligen und ihren Christenstand auch in solcher Mitarbeit 
zum Ausdruck zu bringen. 

Wir rufen deshalb unsere Gemeinden auf, sich auf den gegebenen Wegen 
für die Aufstellung von evangelischen Männern und Frauen als Kandidaten 
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einzusetzen. Wer die Gabe des Dienstes in Parlamenten und Obrigkeit hat, 
sollte sich der ihm darin gestellten Aufgabe mit selbstloser Hingabe widmen. 

Wir rufen die Gemeinden auf, sich an politischen Wahlen zu beteiligen 
und ihre Stimmen solchen Kandidaten zu geben, die einer freien Ver- 
kündigung des Evangeliums von Jesus Christus in Gottesdienst, Unter- 
weisung und Evangelisation sowie einer freien Betätigung christlicher 
Liebestätigkeit Raum zu geben gewillt sind.‘ 


Wie die Landeskirchen diese Anregung des Rates verarbeitet haben, 
sei an dem Beispiel der Westfälischen Kirche verdeutlicht. Diese erließ 
zum Wahltag folgende Kanzelabkündigung: 


„Das deutsche Volk in den Westzonen wählt seinen Bundestag. Alle 
wahlfähigen Glieder des Volkes sind dazu aufgerufen. Das geht auch die 
Kirche an. Es geht ihr nicht um Einfluß und Macht. Sie wirbt für keine 
einzelne Partei. Sie proklamiert kein Programm. Aber sie ruft zur Ver- 
antwortung. Gottes Gebot steht über aller Welt. Gottes Wort bindet auch 
den Politiker. Darum kann die Kirche nicht schweigen. Sie weist alle 
Abgeordneten darauf hin, daß nur in der Beugung unter Gottes Wort 
ihr Amt Verheißung hat. Sie mahnt alle Wähler, sorgfältig und fleißig 
ihre politische Stellungnahme zu prüfen und so ihrer Wahlpflicht zu genügen. 
Christen sind zu aktiver Mitarbeit gefordert. Die Wahl zum Bundestag 
ist eine entscheidende Gelegenheit, das zu bewähren. Darum mahnen wir 
die Glieder unserer Kirche, sich an den Wahlen zu beteiligen und ihre 
Stimme denen zu geben, die einer freien Verkündigung von Jesus Christus 
Raum geben und sich in ihrem politischen Handeln an die Verantwortung 
vor Gott und für den Menschen gebunden wissen.“ 


Nachdem im Herbst der Konstituierung der Westdeutschen Bundes- 
republik die Gründung der „Deutschen Demokratischen Republik“ ge- 
folgt war, konnte der Rat sein Wort zu der durch die beiden Staats- 
gründungen in Deutschland geschaffenen Lage von Berlin aus 
sprechen: 


„Die Bildung einer Bundesregierung der Bundesrepublik Deutschland 
im Westen und einer provisorischen Regierung der Deutschen Demokrati- 
schen Republik im Osten hat aufs neue die Zerrissenheit Deutschlands 
in zwei Teile sichtbar gemacht, die aus der Uneinigkeit der Besatzungs- 
müächte entstanden ist. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
der sich für die evangelische Ohristenheit im Osten und Westen Deutschlands 
gleichermaßen verantwortlich weiß, ermahnt die Gemeinden, in dem schweren 
Schicksal der Aufspaltung unseres Volkes nach der Führung Gottes zu 
suchen, der uns darin in seinem Gericht und seiner Gnade begegnet. 

Trotz aller Entscheidungen der weltlichen Mächte, die über uns herrschen, 
bleiben wir ein Volk und sind darum zu brüderlicher Gemeinschaft mit- 
einander und zu brüderlicher Achtung voreinander verpflichtet. Laßt uns 


46 


nicht aufhören, füreinander zu beten und in opferbereiter Liebe füreinander 
einzustehen. 

In der Not der Zerrissenheit, in die wir auf diese Weise hineingestellt 
sind, enthüllt sich aber das Gericht Gottes über das, was wir versäumt haben. 
Diese Not können wir nur dadurch überwinden, daß wir alle zu den @e- 
boten Gottes zurückkehren. Gottes heilige Gebote sind und bleiben das Fun- 
dament für eine gerechte Ordnung im Leben der Völker. Sie verpflichten 
uns zur Gerechtigkeit und Wahrheit. Sie schließen aus, daß staatliche 
Ordnungen die freie Gewissensentscheidung mißachten. 

Diejenigen deutschen Männer und Frauen, die nun die Regierungs- 
verantwortung auf sich genommen haben, ermahnen wir, ihr Handeln 
nach der Wahrheit und der Gerechtigkeit einzurichten, die Gott gebietet. 
Von beiden deutschen Regierungen erwarten wir, daß sie alles daran- 
setzen, dem deutschen Volk eine neue Einheit seiner staatlichen Ord- 
nungen wiederzugeben. 

Die Männer und Frauen unseres Volkes aber mahnen wir, ihren @e- 
horsam gegen die nun geschaffene staatliche Ordnung in jener Freiheit zu 
üben, die aus der persönlichen Verantwortung vor Gott entspringt. Gott hat 
den nicht verlassen, der in seinen Geboten wandelt. Unser Volk aber, die 
Regierenden und die Regierten, befehlen wir seiner vergebenden und 
erneuernden Gnade.“ 


Dies Wort zeigt nicht nur die unermeßliche Not, in der sich unser 
Volk durch die Entwicklung des Jahres 1949 politisch versetzt sieht, 
es zeigt auch die Not einer kirchlichen Stellungnahme zu diesen poli- 
tischen Tatsachen. Man wird nicht sagen können, daß dies Wort eine 
Gewissen bindende und befreiende kirchliche Botschaft ist. Vielleicht 
ist es zu rasch herausgebracht worden. Es hätte noch einiges mehr sagen 
sollen angesichts der tiefen Gewissensnot und Bedrängnis wie auch der 
erschreckenden Wirklichkeit, in die es hineingesprochen sein sollte. Der 
am Ende des Jahres aufflammende Sturm um das Interview Niemöllers 
ist ein Zeichen dafür, daß mit dem Wort des Rates vom Oktober der 
Sache nicht an die Wurzel gegangen wurde. 

Zum Abschluß unserer Darstellung der Worte des Rates der EKD 
sei noch dreier Kundgebungen Erwähnung getan, die sich mit verschie- 
denen Sonderfragen deutscher Volksnöte befassen. Im Herbst erschien 
nach längeren Vorbereitungen die Kundgebung zum Lastenausgleich, 
jener seit Jahren erörterten und so überaus verwickelten und darum 
nicht zum Ergebnis kommenden Frage, an deren Lösung für den Wieder- 
aufbau einer sozialen Volks- und Gesellschaftsordnung in Deutschland 
so viel hängt. Selbst im Bereich der Kirche zeigt sich die Schwierigkeit 
eines „innerkirchlichen Lastenausgleichs‘, um den manche Landeskirchen 
kräftig bemüht sind. Das Wort des Rates zum Lastenausgleich, dem 
sich auch die Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland 
anschloß, hat folgenden Wortlaut: 
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Mit dem Soforthilfegesetz wird für die drei westlichen. Besatzungs- 
zonen Deutschlands der Versuch gemacht, die Nöte, die der Krieg über uns 
gebracht hat, wenigstens teilweise zu lindern. Es legt vielen Gliedern unseres 
Volkes neue Lasten auf und wird doch nur in beschränktem Umfange 
und nur in dringenden Einzelfällen den Schwerbetroffenen die ersehnte 
Hilfe bringen können. So besteht die Gefahr, daß sich beide Teile gegen 
einen solchen Lastenausgleich auflehnen: diejenigen, die opfern sollen, weil 
sie meinen, daß die neuen Opfer wirtschaftlich nicht tragbar seien; die 
anderen aber, die Hilfe erwarten, besonders die Flüchtlinge aus dem Osten, 
weil sie sich in der Hoffnung enttäuscht sehen, daß sie noch einmal ihre 
alte Stellung im Leben der Volksgemeinschaft zurückgewinnen können. Hier 
erwächst der Chhristenheit in unserem Volk eine große Aufgabe. 

Keine staatliche Gesetzgebung kann jemals ausgleichen, was ein langer 
Krieg an Not und Leid über ein Volk bringt. Und keine noch so redliche 
Bemühung kann die Lasten einer Notzeit so verteilen, daß niemandem 
Unrecht geschieht und daß doch das Volk als ganzes lebensfähig bleibt. 
Echter Ausgleich und wirkliche Befriedigung kann nur von innen her 
erwachsen. Wo die Liebe Augen und Herzen für die Not des anderen öffnet 
und darum freudig Opfer bringt und so gleichzeitig die Not in der Gewißheit 
getragen wird, daß sie aus Gottes Händen kommt und daß darum eine 
Kraft des Segens in ihr verborgen liegt, nur da wird auf beiden Seiten die 
Bitterkeit und das Murren überwunden. Nur da kann auch inmitten aller 
Verschiedenheit der Lebensführungen echte Gemeinschaft erwachsen. Nur 
da wird erkannt, daß wir alle, Altbürger und Neubürger, Bewahrte und 
Getroffene, Entlastete und Sühne-Verpflichiete, in gemeinsamer Schuld 
vor Gott stehen und die gemeinsame Aufgabe haben, miteinander und für- 
einander einen Anfang zu machen. 

Deshalb rufen wir alle in die Nachfolge unseres gekreuzigten Herrn, 
in der die Versuchung zu Neid und Gehässigkeit, aber auch die kaltherzige 
Abkehr von dem leidenden Bruder siegreich überwunden wird durch den 
Geist der Liebe, der Opferfreudigkeit aus der Dankbarkeit. 
In solcher Nachfolge wollen wir uns in das schicken, was jetzt gefordert - 
wird und was geleistet werden kann. Wir wollen das Vorrecht des Christen 
üben, den Zwang gesetzlicher Vorschriften in eine freie Tat dankbarer 
Liebe umzuwandeln. 

Den Flüchtlingen, die unter unsagbaren Entbehrungen die Ent- 
wurzelung aus der angestammten Heimat haben durchmachen müssen und die 
bisher stellvertretend für uns alle die Hauptlast des Krieges getragen haben, 
muß so durchgreifend geholfen werden, daß sie in Zuversicht eine neue 
Existenz beginnen können. Eine besondere Verantwortung erwächst der 
Liebe der Christen gegenüber denen, für die bisher noch keinerlei gesetz- 
liche Hilfe vorgesehen ist. Daher müssen die Kriegsversehrten und 
Hinterbliebenen Rat und unsere Hilfe finden, wenn sie in besonderer 
Not sind. Wir dürfen die Heimkehrer nicht vergessen und erst recht 
nicht die Familien derer, die noch in Gefangenschaft sind. Wir müssen 
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auch der verdrängten Beamten und der ehemaligen Berufssoldaten gedenken, 
die ohne ihre Schuld in bittere Not gestürzt worden sind. Hier muß die Pflicht 
der Liebe erfüllt werden. Wir wollen als Christen den Beauftragten des 
Staats helfen, daß bei der Hilfe, die der Staat zu bringen versucht, alles 
recht und ordentlich zugehe und daß, soweit es in Menschenkraft steht, 
auch gerecht verteilt wird. In das gesetzliche Handeln des Staates aber 
wollen wir den Geist der herzlichen Liebe hineinlegen, ohne den alle Hilfe 
unfruchtbar bleiben muß. 

In solcher Bereitschaft müssen wir uns auch an die Besatzungsmächte 
mit der dringenden Bitte wenden, dem deutschen Volk in seiner schweren, 
ja fast unlösbar erscheinenden Aufgabe zu helfen und ihm die noch be- 
stehenden Beschränkungen in der wirtschaftlichen Bewegungsfreiheit nach 
innen und außen abzunehmen. 

Gott löse unser aller Herzen aus dem Bann der Selbstsucht. Er lehre 
uns die Nachfolge dessen, der um unseretwillen sein Kreuz getragen hat! 
Er erwecke den Geist der Liebe in unserer Mitte! Er schenke uns und aller 
Welt einen wirklichen Frieden! 


Während die Not der Vertriebenen und Ausgebombten und anderer 
weiter Kreise unseres Volks in ihrer Verarmung nach Hilfe, Entlastung 
und Errettung aus Verelendung ruft, geschehen in Deutschland Dinge, 
die in schreiendem Widerspruch zu unserer Not stehen und die dringend 
einer Beseitigung bedürfen. Zu diesen Dingen gehört das Unwesen der 
Spielbanken und des Fußballtoto. Darum wandte sich der Rat in einer 
Kundgebung vom September an die Gemeinden und die Träger öffent- 
licher Verantwortung. Übrigens taten verschiedene Landeskirchen in 
ihrem Bereich das Gleiche. 


Ein Wort der Kirche gegen Spielbank und Fußballtoto 


Die Einrichtung von Spielbankbetrieben in einer Reihe von Städten 
und Kurorten der drei westlichen Besatzungszonen und die Auseinander- 
setzungen über das Recht oder Unrecht derartiger Vorhaben machen es 
erforderlich, daß Pfarrer und Gemeinden, besonders auch alle für die 
Genehmigung solcher Betriebe zuständigen Stellen an ihre Verantwortlich- 
keit bei der Entscheidung dieser Fragen erinnert werden. 

Das deutsche Volk befindet sich nach dem Zusammenbruch des Dritten 
Reiches in allen seinen Schichten wirtschaftlich und moralisch in einer so 
gefährlichen Lage, daß jede Duldung oder irgendwie geartete Förderung 
von Sipielbankbetrieben in deutschen Städten als verantwortungslos be- 
zeichnet werden muß. Die aus Spielbanken erzielten Steuergewinne und 
das beim Spiel gewonnene Geld dürfen die Gewissen nicht betäuben. Die 
Spielbanken täuschen mit ihrem Luxus einen wiedergewonnenen Wohl- 
stand vor, wo in Wirklichkeit keine echte Vermögensbildung stattfindet. 
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Sie verführen zu bedenkenlosem Spiel mit dem Glückszufall und halten _ 
die notwendige Erkenntnis auf, daß jeder, der kann, arbeiten muß, wenn 
er essen will und wenn er danach trachtet, etwas zu besitzen. Die Spielleiden- 
. schaft führt häufig zur Verschwendung von Mitteln, die für den Lebens- 
unterhalt der Familien unbedingt notwendig sind. Dadurch entstehen neue 
Nöte und werden der Öffentlichkeit zusätzliche Lasten auferlegt. Das Leben 
und Treiben in der Umgebung der Spielbanken verbittert die ehrlich und 
schwer arbeitende Bevölkerung und schädigt das Ansehen Deutschlands 
im Auslande. e 

Besonders nachteilig wirkt der Betrieb der Spielbanken auf die heute 
um eine echte sittliche Haltung ringende Jugend, die angesichts dieser 
Möglichkeit eines mühelosen Geldgewinnes für die Erwachsenen in der 
Gefahr steht, die Achtung vor der Arbeit und die Freude an einem. 
auf ehrlichem Schaffen aufgebauten Leben zu verlieren. 


Die gleichen Bedenken gelten für das Fußballtoto, das, allen Schichten 
des Volkes und besonders der Jugend zugänglich, auf die Dauer gefähr- 
liche Auswirkungen hat. Nach Berichten aus der Jugendfürsorge 
häufen sich die Fälle, in denen sich Jugendliche durch Diebstahl und 
Unterschlagung die zur Teilnahme am Fußballtoto notwendigen Mittel zu 
verschaffen suchen. Es muß als ein Zeichen sozial-ethischer Verwirrung 
angesehen werden, wenn 2. B. in einer norddeutschen Großstadt das Fußball- 
toto an einem einzigen Sonntag einen Gesamtumsatz von 320000 DM hatte. 
Gegenüber solchen Geldbeträgen muß auf die bittere Armut der kirchlichen 
Liebeswerke besonders im Osten, aber auch im Westen hingewiesen werden. 


Die Ablehnung des Fußballtotos bedeutet kein Nein zum Sport. Im 
Gegenteil wird von kirchlicher und christlicher Seite ein gesunder Sport 
als ein wesentliches Mittel der Bildung und Erziehung der Jugend begrüßt. 
Führende Sportsleute erblicken im Fußballtoto die Gefahr, daß der Sport 
in eine falsche finanzielle Abhängigkeit gerät. 

Alle Glieder der christlichen Gemeinden müssen bestärkt werden in 
einem klaren christlichen Urteil über Recht und Unrecht. Niemand darf 
gleichgültig zusehen, wie Glück und Eigentum leichtsinnig verspielt werden. 
In der christlichen Gemeinde muß durch Taten der Liebe und der brüderlichen 
Hilfe, durch treue und redliche Arbeit in Erscheinung treten, wie der Not 
unserer Zeit allein gesteuert werden kann. Die Eltern müssen die Jugend 
von Wegen fernhalten, die ins Unglück führen. In unseren Gemeinden 
muß ehrlicher Fleiß geachtet werden und das Vertrauen lebendig bleiben, 
daß Gott es den Aufrichtigen gelingen läßt. Es darf nicht in Vergessenheit 
geraten, daß das Glück für den einzelnen und das Glück für unser ganzes 
Volk im Gehorsam gegen Gottes Gebote besteht. Gegen die leichtsinnige 
Spielsucht müssen Zeichen dafür aufgerichtet werden, daß die Christen 
durch Jesus Christus auf den Weg desehrlichen Dienstes füreinander 
gerufen sind und unter der Verheißung stehen, in treuer Arbeit alle Ver- 
suchungen zu überwinden. 
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Gegen Ende des Jahres sah sich der Rat auf Grund mannigfacher 
Berichte aus den Gebieten jenseits der Oder-Neiße-Linie genötigt, sich 
mit einem Aufruf an die Gemeinden zu wenden, der ihnen die unermeß- 
liche Not unserer Glaubensgenossen in diesen von uns völlig abgetrennten 
Gebieten ans Herz legt und zur Fürbitte für unsere notleidenden Brüder 
ermahnt. In ihm heißt es: 


Tausende deutscher evangelischer Gemeindeglieder sind im abgetrennten 
Osten auf sich selbst angewiesen und haben seit Jahren keinen deutschen 
evangelischen Gottesdienst mehr erlebt und das Heilige Abendmahl nicht 
mehr feiern können. 

Tausende evangelischer Männer, Frauen und Kinder leiden dort seit 
Jahren in Zwangsarbeitslagern unter unerträglichen Verhältnissen, 
ohne jeden Gottesdienst, ohne Andachten, ohne ein Gotteswort an den zahl- 
reichen Krankenlagern und an den vielen Gräbern. Andere sind zu schwerer 
Zwangsarbeit auf dem Lande verschickt, ohne Entgelt, meist mit schlechter 
Ernährung, ohne ausreichende Kleidung. Vielfach sind die Angehörigen 
unserer Gemeinden durch Zwang zur Verleugnung ihrer Volkszugehörigkeit 
und zur Option zugunsten der polnischen Staatszugehörigkeit veranlaßt 
worden. Besonders schlimm dran sind die arbeitsunfähigen Alten und 
Siechen, die sich nach ihren Kindern und Angehörigen in den übrigen 
Zonen sehnen und nicht heraus können. Viele elternlose Kinder werden 
ihrer Muttersprache und dem Glauben ihrer Väter entfremdet. Wer denkt 
an sie, wer kümmert sich um sie? Auch sie sind Glieder am Leibe Christi, 
und wir sollten mit ihnen leiden. 


Sie alle fühlen sich von ihren Glaubensgenossen in Westdeutschland 
verlassen; sie meinen, daß wir von ihnen nichts wissen und nichts wissen 
wollen, daß wir an sie nicht denken, für sie nicht beten und für sie nichts 
tun. Das müssen wir aber, wenn auch für uns das Schriftwort noch gilt: 
„So ein Glied leidet, so leiden alle Glieder mit.“ 


Wir wollen nicht bloß an unsere Brüder und Schwestern denken, 
sondern auch für sie und ihr Geschick beten. Wirklich ernst müssen wir 
es nehmen mit solcher Fürbitte für sie, die sehr viel Schwereres als wir 
durchzumachen haben, die in ganz besonderer Weise den verlorenen Krieg 
für uns mit durch ihren Schweiß und durch ihr Blut bezahlen müssen, 
die auch ein Stück unserer gemeinsamen Kriegsschuld für uns abbüßen. 
Im Gottesdienst der Gemeinden, in Bibelstunden und Andachten, auch in 
Hausandachten und im persönlichen Gebet wollen wir inbrünstig zu Gott 
flehen, daß er diese unsere Glaubensgenossen vor Unmenschlichkeiten be- 
wahren und ihnen bald die Freiheit wieder schenken möge. Betet, daß unsere 
bisher vergeblichen Verhandlungen mit den zuständigen Stellen endlich 
zum Erfolg führen, eine kirchliche Versorgung ermöglichen und die äußere 
Not lindern! Betet auch dafür, daß unsere Bemühungen, den Glaubens- 
genossen, die es beantragen, die Einreise in die deutschen Gebiete der 
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verschiedenen Besatzungszonen zu gestatten, endlich durch die Besatzungs- 
behörden Erfüllung finden mögen! 

Wenn uns solche Fürbitte recht von Herzen kommt, dann werden wir 
auch etwas tun wollen für unsere leidenden Brüder und Schwestern. Helft 
uns mit Euren Gaben, daß ihnen weiter seelsorgerliche Briefe geschrieben 
werden können, die von Hand zu Hand gehen als Zeichen unserer Glaubens- 
verbundenheit und als Trostworte aus der Heiligen Schrift. Sie haben uns 
dankbar darauf geantwortei: „Wenn wir nicht mehr zur Kirche gehen 
können, so kommt die Kirche zu uns.‘ Helft, daß weiter Losungen, Bibel- 
teile, Andachten, Spruchkarten, religiöse Bilder für die Jungen und Alten 
hinübergeschickt werden können. Helft, sie willig und freundlich aufzu- 
nehmen, wenn sie dann nach schwerster Heimsuchung müde und elend, 
unterernährt und schlecht bekleidet zu uns in unsere überfüllten Gemeinden _ 
und Häuser kommen. Man soll es merken, daß wir Christen zusammen- 
gehören und zusammenstehen, daß wir alle Glieder am Leibe Christi 
sind. 


Wir haben die Worte des Rates der EKD in möglichster Vollständig- 
keit und auch durchweg im Wortlaut gebracht, weil uns auf diese Weise 
die eigentliche Wirksamkeit der Leitung der EKD objektiv sichtbar 
gemacht werden kann. In der Theorie kann man ohne Ende diskutieren, 
ob die EKD Kirche ist oder nicht, ob es Leitung der EKD im eigentlichen 
Sinne geben kann, in der Praxis der Wirksamkeit des Rates scheint 
uns sichtbar zu werden, daß hier auf Grund des Evangeliums mit dem 
Wort der Verkündigung geistliche Leitung der Christenheit ausgeübt 
wird. Sofern das je und je möglich geworden ist, ist das geschehen, 
was uns im Blick auf die EKD das Wesentliche ist. 


4. Die Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen 
in Deutschland 


Im Frühjahr 1948 war es zu einer „Arbeitsgemeinschaft christlicher 
Kirchen in Deutschland‘ gekommen (von der wir im letzten Jahrbuch 
bereits Kenntnis genommen hatten). Zu dieser hatten sich mit der EKD 
eine Anzahl von ‚Freikirchen‘ verbunden, und zwar der Bund Evan- 
gelisch-Freikirchlicher Gemeinden (die frühere deutsche Baptisten- 
kirche), die Evangelische Gemeinschaft (auch ‚„‚Albrechtsleute‘ genannt), 
die Methodistenkirche, die altkatholische Kirche, die Vereinigung der 
deutschen Mennonitengemeinden und der Bund freier evangelischer 
Gemeinden, schließlich die der EKD angeschlossene Evangelische Brüder- 
Unität. Eine solche Arbeitsgemeinschaft war eine Konsequenz aus der 
ökumenischen Arbeit. Wenn man mit diesen Kirchen im Weltrat der 
Kirchen sich zusammenfand, mußte man um so eher noch auf dem 
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ökumenischen Boden im eigenen Lande sich finden. Jemand nannte diese 
Arbeitsgemeinschaft die Ökumene zu Hause. Es ist nun für uns sehr 
aufschlußreich und z. T. überraschend, wer sich in dieser Arbeits- 
gemeinschaft findet — und wen man vermißt. Um das zu verstehen, 
muß man sich daran erinnern, welche Kirchen dem Weltrat der Kirchen 
beigetreten sind — und welche nicht. 

Hier liegt der Grund dafür, daß die lutherischen Freikirchen Deutsch- 
lands fehlen und die altkatholische Kirche dabei ist. Wir bedauern es, 
daß sich einige lutherische Kirchen in der Welt (übrigens auch die 
Gereformeerde Kerk in Holland) nicht an der Ökumene beteiligen. Wir 
freuen uns um so mehr, daß wir in Deutschland auch unter den christ- 
lichen Kirchen den Anfang einer Gemeinschaft haben, der bisher nur 
auf dem Boden der Evangelischen Allianz vorhanden war. Weltweite 
Ökumene kann nicht gedeihen ohne Ökumene zu Hause. An Ort und 
Stelle, wo man ganz nahe beieinander ist, muß das gegenseitige Ver- 
hältnis geklärt, gebessert, hier müssen die strittigen Fragen in aller 
Offenheit brüderlich ausgetragen werden. Nur so wächst die ökumenische 
Bruderschaft. Wir sind einander nähergekommen in Deutschland. Die 
Kluft zwischen ‚„Landes“-Kirche und ‚‚Frei“-Kirche ist ganz wesentlich 
vermindert. Auf beiden Seiten hat man gelernt, in den anderen christliche 
Brüder zu sehen und den Weg zu respektieren, den sie bzw. ihre Väter 
geführt worden sind. Man kann es heute wagen, als Vertreter einer 
Landeskirche sich mit Brüdern aus einer Freikirche zu treffen, ja sogar 
in deren Kreis zu sprechen, ohne deswegen eines unmöglichen Verhaltens 
beschuldigt zu werden. Seit 1948 gibt es sogar gemeinsame Kundge- 
bungen an die Christenheit. Im Jahre 1949 hat die Arbeitsgemeinschaft 
ihre 1948 begonnene Weise fortgesetzt. In drei Veröffentlichungen ist 
etwas von dieser Arbeit und ihrem Wollen den Gemeinden bekannt- 
gemacht worden. 


(1) Im Blick auf die weltpolitischen Spannungen der Gegenwart, 
wie sie im Frühjahr 1949 wieder einmal besonders lastend empfunden 
wurden, beschloß die Arbeitsgemeinschaft auf ihrer Frankfurter Tagung 
ein Wort zum politischen Weltanschauungskampf. Dies Wort trifft ohne 
Zweifel einen zentralen Punkt der machtpolitischen Auseinander- 
setzungen unserer Zeit mitihren weltanschaulichen Totalitätsansprüchen. 
Zwischen diesen ist eine Verständigung unmöglich. Sie sind es, die die 
Menschen in Tod und Verderben, in gegenseitige Vernichtungskriege 
treiben. Niemand vermag dies so klar zu erkennen wie die christliche 
Kirche auf Grund der ihr im Worte Gottes geschenkten Einsichten über 
den Menschen und seine Sünde. Darum ist es gerade ihr befohlen, den 
Menschen zur „Erkenntnis der Wahrheit‘ zu helfen und sie vor größerem 
Unglück, als schon geschehen, zu bewahren. 

Das Wort der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutsch- 
land zum politischen Weltanschauungskampf hat folgenden Wortlaut: 
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Die machtpolitischen Auseinandersetzungen, +? heute den Frieden der 
Welt gefährden, erhalten ihre Schärfe dadurch, daß sie mit weltanschau- 
lichen Gegensätzen begründet und, gerechtfertigt werden, zwischen denen 
es angeblich keinen Ausgleich und keine Verständigung gibt und geben 
kann. Diese Weltanschauungen treten auf beiden Seiten mit dem Anspruch 
auf, daß es ohne ihre Annahme und Befolgung keine friedliche Entwicklung 
für die Menschheit gebe; und zugleich versprechen sie die entscheidende 
Wendung zum Guten, wenn man ihnen Raum und Geltung verschaffe. 
Beide verlangen Glauben und volle Hingabe und enthüllen sich damit als 
religiöse Heilslehren. Während auf der einen Seite das Heil von der Freiheit 
des Menschen erwartet wird, die dadurch zum Götzen wird und für sich 
den absoluten Vorrang verlangt, verspricht man sich auf der anderen Seite 
das Heil von der Gesellschaft, die dann ebenso zum Götzen wird und von 
dem einzelnen die bedingungslose Unterordnung unter ihre Interessen 
fordert. 

Die Kirche weiß und verkündigt, daß beide Wege, wie sie uns heute 
empfohlen werden, nicht zum Heil führen; denn sie weiß und verkündigt, 
daß das Heil da ist in Jesus Christus. Nur in ihm gibt es rechte Freiheit 
und echte Gemeinschaft, eine Freiheit ohne Willkür und eine Gemeinschaft 
ohne Tyrannei, weil die Freiheit den Willen Gottes anerkennt und die 
Gemeinschaft das Recht des Bruders achtet. Deshalb bezeugt die Kirche 
Jesu Christi gegenüber den Mächten, die vorgeben, daß sie für die mensch- 
liche Freiheit eintreten, daß Gott alles Streben nach menschlicher Freiheit 
durch die Verantwortung für den Bruder begrenzt. Deshalb bezeugt sie aber 
auch gegenüber den anderen Mächten, die den Anspruch der Gesellschaft 
voranstellen, daß alle menschliche Gemeinschaft mit der Freiheit ihrer 
Glieder steht und fällt. Die Kirche läßt daher ihren Widerspruch laut 
werden, wo immer die äußeren Machtmittel der Gewalt, des Geldes oder der 
Propaganda dazu verwandt werden, den Menschen, die Gott durch Jesus 
Christus erlöst und erworben hat, einen falschen Glauben aufzuzwingen 
und sie damit zum Kampf gegen einen anderen falschen Glauben zu ver- 
führen. Nicht ein falsches Evangelium der Freiheit und nicht ein falsches 
Evangelium der Gesellschaft darf den totalen Anspruch auf uns Menschen 
erheben, sondern Gott allein, der in Jesus Christus zu uns spricht: 
„Ich habe dich erlöst, du bist mein.“ 

Die Frage nach dem rechten Verhältnis zwischen Freiheit und 
Verantwortung, zwischen dem Recht des Einzelmenschen und dem 
Anspruch der Gesellschaft wird nur durch das Evangelium von Jesus 
Ohristus endgültig beantwortet und nur im Reiche Gottes wirklich erfüllt. 
In dieser Weltzeit haben wir danach zu ringen, daß jeweils eine rechte 
erträgliche Mitte zwischen Willkür und Tyrannei gefunden und beachtet 
werde; nicht aber haben wir für den Götzen Freiheit gegen den Götzen 
Gesellschaft oder umgekehrt zu kämpfen, als ob davon unser und der Mensch- 
heit Heil abhinge. Denn so spricht der Herr zu seinem Volk: „Du bringst 
dich ins Unglück; denn dein Heil steht allein bei mir!“ 
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(2) Die anderen Veröffentlichungen der Arbeitsgemeinschaft be- 
treffen das Verhältnis der christlichen Kirchen untereinander mit den 
praktischen Schwierigkeiten, die sich aus dem Nebeneinander und Mit- 
einander verschiedener Kirchen im gleichen Raum einer Stadt oder 
eines Dorfes ergeben. Es ist ein Zeichen der Nüchternheit, daß die 
Arbeitsgemeinschaft an diesen Wirklichkeiten nicht vorübersieht und 
in der Höhenluft einer deutschen Konferenz Proklamationen verfaßt, 
sondern in dieser Konferenz die Probleme des nüchternen Alltags zum 
Gegenstand der Erörterung macht. So wird der christlichen Brüderlich- 
keit in der „Ökumene zu Hause‘ mehr geholfen als durch gemeinsame 
Kundgebungen nach draußen. Zuerst wurde ein anscheinend sehr neben- 
sächlicher Punkt zu klären unternommen: die Frage der Begräbnis- 
feiern freikirchlicher Gemeinden auf landeskirchlichen 
Friedhöfen. Hier war es mancherorts zu unerfreulichen Reibungen 
zwischen Landeskirche und Freikirchen gekommen, wodurch das Ver- 
hältnis immer wieder schweren Trübungen unterworfen wurde. Darum 
wurde am 25. Februar ein Rundschreiben der Arbeitsgemeinschaft an 
die Landeskirchen über die Begräbnisfeiern freikirchlicher Gemeinden 
auf landeskirchlichen Friedhöfen herausgegeben, das folgendermaßen 
lautet: 


An die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutsch- 
land! 

In einem wachsenden Maße dürfen wir erfahren, daß Jesus Christus 
es ist, der uns in der Ökumene verbindet. Es ist uns besonders seit 1945 
manches Mal gegeben gewesen, aus einem Munde die Kraft des Evangeliums 
und die Heiligkeit des Willens unseres Gottes zu bezeugen. Es ist den in 
der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland zusammen- 
gefaßten kirchlichen Gemeinschaften eine ernste Verpflichtung, unsere 
Verbundenheit dort, wo es uns möglich ist, Gestalt werden zu lassen. Wir 
möchten einander bewahren helfen, daß wir nicht in das Urteil fallen, daß 
um unseres Verhaltens willen der uns anvertraute Schatz verlästert wird. 

Je und je macht es Schwierigkeiten, wenn Glieder der in unserer Arbeits- 
gemeinschaft zusammengeschlossenen kirchlichen Gemeinschaften von landes- 
kirchlichen Gemeinden erbitten, ihre Entschlafenen auf einem kircheneigenen 
Friedhof in ihrer Weise bestatten zu dürfen. Wir verbergen uns nicht, 
warum es mancher Gemeinde leichter wird, bei einer Beerdigung etwa eines 
alteingesessenen katholischen Christen Raum auf dem Friedhof, freie Be- 
tätigung des Kultus und sogar das Glockengeläut zu gewähren, als das 
gleiche Entgegenkommen jemandem zu bezeigen, der einer der uns ver- 
bundenen kirchlichen Gemeinschaften angehört. Bisweilen ist die Trennung 
des Verstorbenen von der landeskirchlichen Gemeinde erst vor kurzer Zeit 
geschehen, oder sie hat in der vorangegangenen Auseinandersetzung die 
Gemeinde bewegende und schmerzliche Dinge ausgelöst. In solchen Fällen 
steht für manche Beteiligten noch stärker im Vordergrund das Trennende 
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als die Gemeinschaft in dem Bekenntnis des Sohnes Gottes als unser aller 
Heilandes. Wir möchten keiner Verharmlosung der Fragen, in denen uns 
eine gemeinsame Antwort bisher versagt blieb, das Wort reden. Wir möchten 
unter der Zucht und Gewalt des Wortes Gottes und unter dem Gebet um die 
Gabe des Geistes voreinander aushalten, „bis daß wir alle hinankommen 
zu einerlei Glauben und Erkenntnis des Sohnes Gottes‘ (Eph. 4, 13). 
Aber wir halten die Frage der Gewährung eines Friedhofsplatzes und einer 
Beerdigung nach der Ordnung der kirchlichen Gemeinschaft des Ent- 
schlafenen nicht für den Ort, an dem die Not unseres Getrenniseins vor 
unseren Gemeinden und vor der Welt in die Erscheinung treten dürfe oder 
gar müsse. So sicher die Liebe nicht von der Wahrheit gelöst werden darf, 
so sicher sollte die Liebe bei unserer unvollkommenen Erkenntnis von der 

göttlichen Wahrheit unser Miteinander am kräftigsten bestimmen. 


Wir halten es nicht für richtig, die Landeskirchenleitungen um Ver- 
ordnungen zu bitten, durch die die Gemeinden angehalten werden, nach 
unserem Vorschlag zu verfahren. Wir halten es für wesentlicher, daß wir 
bereit werden, das notwendige Ringen unter uns um die wahre Erkenntnis 
Gottes und die rechte, kirchliche Gestaltwerdung nicht zur Lieblosigkeit am 
Grabe werden zu lassen. Wir bitten deshalb unsere Brüder und Schwestern 
in den landeskirchlichen Gemeinden, sie möchten mit uns aus dem Geschenk 
unserer ökumenischen Verbundenheit in Christus an dieser Stelle für uns 
alle und für die Welt erkennbare Folgerungen ziehen. Wir halten es dabei 
für selbstverständlich, daß bei solcher Bestattung nichts geschieht, was 
die die Bestattung gewährende Gemeinde betrüben könnte. 


Wir sprechen unsere Bitte aus, weil wir im Aufeinanderhören und 
Einanderdienen in der Arbeitsgemeinschaft der christlichen Kirchen in 
Deutschland erfahren durften, daß die Liebe der sicherste Weg unter die 
segnenden Arme Christi ist. 

gez. D. Niemöller. 


Wir meinen daß dies Schreiben in würdiger und brüderlicher Weise 
unsere Gemeinden anredet, und daß wir es hören und annehmen können. 
Immerhin ist es nicht ohne Widerspruch aus einer Landeskirche ge- 
blieben, die der Meinung Ausdruck gab, daß es über die Zuständigkeit 
der Arbeitsgemeinschaft hinausginge, so weittragende, die Landes- 
kirchen berührende Fragen in dieser Form zu behandeln. 


(3) Etwa zu Pfingsten veröffentlichte die Arbeitsgemeinschaft 
„Richtlinien zur Überwindung der Schwierigkeiten, die 
sich aus dem Nebeneinanderarbeiten verschiedener christ- 
licher Kirchen an einem Ort ergeben“. In ihnen wird der Versuch 
gemacht, den so überaus notvollen Konflikten zwischen der landes- 
kirchlichen Gemeinde und den freikirchlichen Gemeinden, die in deren 
Bereich durch evangelistische Veranstaltungen Mitglieder werben, zu 
begegnen. 
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1. Verschiedene Kirchen, die Jesus Christus als Gott und Heiland 
anerkennen, können nicht an einem Orte nebeneinander leben und arbeiten, 
als hätten sie nichts miteinander zu tun. Sie haben untereinander ein 
brüderliches Verhalten anzustreben. 

2. Die Ehre Gottes und das wahre Heil der Menschen hat das Ziel 
ihrer Arbeit und die Richtschnur ihres Verhaltens zu sein. 

3. Die brüderliche Liebe bewährt sich in der Wahrheit. Deshalb dürfen 
tiefgreifende Unterschiede in der Lehre nicht verharmlost, nicht verwischt 
und nicht verschwiegen werden. 

4. Jede christliche Kirche hat den Auftrag und darum auch das Recht, 
den Herrn Jesus Christus nach dem Maß der ihr geschenkten Erkenntnis 
zu bezeugen. 

d. Jede Kirche darf eine andere Kirche auf deren vermeintliche oder 
wirkliche Irrtümer im Geist der Wahrheit und der Liebe ansprechen, soll 
aber auch bereit sein, in gleicher Weise sich von jeder anderen Kirche 
ansprechen zu lassen. 

6. Es soll jeder Kirche unbenommen sein, wenn sie es für geboten hält, 
im Bereich der Gemeinde einer anderen Kirche zu evangelisieren. Dabei 
wird allerdings vorausgesetzt, daß sie nicht nur unbrüderliche Anfeindungen 
vermeidet, sondern auch unmißverständlich zu erkennen gibt, wer sie ist. — 
Freilich wird sie es sich auch gefallen lassen müssen, daß die Gemeinde, 
in deren Bereich sie evangelisiert, ihre ernstlichen Bedenken, wo sie es für 
geboten hält, öffentlich erhebt. 

7. Es ist in Demut anzuerkennen, wenn Gott jemand, den wir durch 
die Taufe für die Gemeinde Jesu Christi in Anspruch genommen und 
durch die religiöse Unterweisung zu Christus zu führen versucht haben, 
durch den Dienst einer anderen Kirche zum persönlichen Glauben an den 
Herrn Jesus Christus bringt. 

8. Es ist aber ernste Schuld und führt nicht zur Erbauung, sondern 
zur Zerstörung der Kirche Jesu Christi, wenn eine Kirche in dem eigen- 
süchtigen Streben, sich auszubreiten, einer anderen Kirche lebendige Glieder 
abwendig macht, um sie für sich zu gewinnen. 

9. Wir vertrauen darauf, daß Gott auch durch die Verschiedenheit und 
Geschiedenheit der christlichen Kirche hindurch seinen Namen heiligen, 
sein Reich kommen und seinen Willen geschehen lassen wird. 

(An der Beschlußfassung über die obigen „Richtlinien‘‘ haben mit- 
gewirkt für die EKD: Kirchenpräsident D. Niemöller, Kirchenpräsident 
Middendorff, Prof. D. Schmitz, Superintendent Kunst; für die Evangelische 
Brüder-Unität: Unitäts-Direktor Lic. Renkewitz; für den Bund Evan- 
gelisch-Freikirchlicher Gemeinden: Bundesdirektor Schmidt; für die Evan- 
gelische Gemeinschaft: Superintendent Leger; für die Methodistenkirche: 
Seminardirektor Dr. Wunderlich; für die Altkatholische Kirche: Prof. 
Dr. Küppers; für die Vereinigung der Deutschen Mennonitengemeinden: 
Bibliotheksrat Dr. Crous; für den Bund Freier evangelischer Gemeinden: 
Prediger Glebe.) 
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Das Wort zeigt ein ernstes Bemühen, einer grundsätzlich nicht zu 
lösenden Problematik in brüderlicher Weise nach Möglichkeit praktisch 
in einer christlichen „‚Toleranz‘‘ Rechnung zu tragen, ohne daß dadurch 
die in unserer Konfessionalität beruhende Wahrheitsfrage beiseitege- 
schoben wird. Es ist überhaupt schon gut, daß diese Fragen als solche 
genannt und die damit für alle bedrängende Not der gespaltenen Christen- 
heit gemeinsam ausgesprochen wird. Auf solche Weise wird jedenfalls 
die Atmosphäre entgiftet und vielleicht ein erster Schritt eingeleitet, 
der aus dem feindlichen Gegeneinander herausführt. Alle falschen 
„Totalitätsansprüche“ müssen auch in der Christenheit preisgegeben 
werden. Alle unsere Differenzen müssen geistlich ausgetragen werden. 
Wir sollten als Christen auch bei der Verschiedenheit unserer Bekennt- 
nisse miteinander reden können, statt bloß übereinander zu sprechen. 
Es ist darum von großer Bedeutung, wenn dies in der Arbeitsgemeinschaft 
christlicher Kirchen so geschieht, wie es in ihrer bisherigen Arbeit 
sichtbar geworden ist. Wir haben allen Grund, dafür dankbar zu sein. 


5. Der Deutsche Evangelische Kirchentag 


Die größte und vielleicht auch bedeutsamste Veranstaltung der 
Evangelischen Kirche in Deutschland im Jahre 1949 war die Deutsche 
Evangelische Woche in Hannover vom 27. Juli bis 1. August. Im Jahre 
1935 hatte gleichfalls in Hannover zum erstenmal eine Evangelische 
Woche stattgefunden. Sie war aus der Arbeit der Bekennenden Kirche 
herausgewachsen. Da diese Evangelischen Wochen wegen ihrer großen 
Beteiligung im Dritten Reich höchst unerwünscht waren, wurden sie 
durch die Gestapo unmöglich gemacht. Endlich, nach vielen Jahren 
erinnerte man sich in der evangelischen Kirche dieser Einrichtung aus 
dem Kirchenkampf, und es fanden sich die Männer zusammen, die Mut 
und Freudigkeit hatten, sie wieder aufleben zu lassen, in der Überzeugung, 
daß die evangelische Kirche nicht nur in Gestalt ihrer Synoden und - 
Kirchenkonferenzen, sondern gerade auch auf eine ganz andere, ihr 
besonders angemessene Weise in Erscheinung treten müsse, nämlich 
in Form eines „Gemeindetages“. Die Evangelische Woche sollte eine 
Sache evangelischer ‚Laien‘ und nicht der „amtlichen“ Kirche sein — 
eine Veranstaltung, vornehmlich von Männern und Frauen der Ge- 
meinden getragen und für die Gemeindeglieder eingerichtet. Der Katho- 
likentag hat ohne Zweifel hierbei in keiner Weise Pate gestanden, wie 
man vermuten könnte. Die Evangelische Woche sollte auch erst recht 
nicht ein protestantisches Konkurrenzunternehmen zum Katholiken- 
tag werden. Im Gegenteil, man wollte gerade nicht konkurrieren, ob- 
wohl man es natürlich auch gekonnt hätte, wenn es darauf angekommen 
wäre. Nicht protestantische Demonstration in der Welt, nicht Massen- 
aufgebot, sondern evangelische Besinnung und geistliche Vertiefung in 
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brüderlicher Gemeinschaft der evangelischen Christenheit Deutschlands, 
das war es, worum es ging. D. Reinhold von Thadden, der aus seiner 
pommerschen Heimat vertriebene ehemalige Präses der pommerschen 
Bekenntniskirche und Schöpfer der ersten Evangelischen Woche war 
vom Rat der EKD beauftragt, die Verbindung der EKD mit den 
großen missionarischen und diakonischen Werken und Verbänden, mit 
den Laienorganisationen der evangelischen Christenheit herzustellen 
und zu vertiefen. Er war darum der gegebene Mann zur Inangriffnahme 
dieses Werkes, aufs neue eine Deutsche Evangelische Woche zu organi- 
sieren. Man muß sagen, daß dies über Erwarten gelungen ist. Es kam 
nicht nur zur Wiederbelebung des alten Gedankens, sondern darüber 
hinaus zur Schöpfung eines Deutschen Evangelischen Kirchentages, 
d. h. einer Zusammenfassung der evangelischen Laienarbeit zur Ent- 
faltung der in der Christenheit vorhandenen Gaben und Kräfte, zur 
Stärkung und Verlebendigung kirchlicher Verantwortung der evan- 
gelischen Gemeindeglieder. 
Die Evangelische Woche fand in der imposanten Niedersachsenhalle 
Hannovers einen würdigen und festlichen Rahmen. Oft war der ge- 
waltige Raum überfüllt mit etwa 5000 Teilnehmern. Die Veranstaltungen 
des Tages begannen und schlossen mit Gottesdiensten. Täglich fand 
Bibelarbeit statt. Die Themen kreisten um die politische Verantwortung 
des Christen in der Gegenwart, um die Krise des menschlichen Gemein- 
schaftslebens. Hierzu redeten Männer wie Oberbürgermeister Dr. Heine- 
mann, Minister Albertz, Dr. Bovet, Zürich, Arbeiter und Abgeordneter 
Paul Seeger. Von Theologen sprach Präses Held, P. v. Bodelschwingh, 
Prof. Rendtorff, Bischof Lilje. Am letzten Tag fanden Fachversamm- 
lungen für Juristen, Mediziner, Pädagogen, Wirtschaftler und Techniker 
mit Rednern wie Prof. Hammelsbeck, Dr. med. Giesen, Dr. Eugen 
Diesel über Fragen aus ihren Berufen statt. Den Höhepunkt bildete der 
„ökumenische Sonntag‘ mit der Predigt Niemöllers und dem Haupt- 
vortrag Dr. Visser’t Hoofts-Genf: ‚Der Christ zwischen den Nationen“. 
Die Predigt Niemöllerss und Hauptstücke aus dem Vortrag Visser’t 
Hoofts sollen im Wortlaut folgen: 


Predigt am 31.7.1949 von Martin Niemöller 


„Und Jesus ging umher in alle Städte und Märkte, lehrte in ihren 
Schulen und predigte das Evangelium von dem Reich und heilte 
allerlei Seuche und allerlei Krankheit im Volke. 

Und da er das Volk sah, jummerte ihn desselben; denn sie waren 
verschmachtet und zerstreut wie die Schafe, die keinen Hirten haben. 
Da sprach er zu seinen Jüngern: Die Ernte ist groß, aber wenige 
sind der Arbeiter. 

Darum bittet den Herrn der Ernte, daß er Arbeiter in seine Ernte 
sende.“ Matth. 9, 35—38 
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Beim Anhören dieses Evangeliums ersteht ein Bild vor unsern Augen; 
und dies Bild stimmt merkwürdig überein mit der Wirklichkeit, die uns 
umgibt. — Wür sehen den Menschen in seiner Ratlosigkeit, der nicht weiß, 
was er tun soll, und darum der Unterweisung bedarf; wir sehen den Men- 
schen zwischen Angst und Hoffnung, der nicht mehr weiß, was Freude 
heißt, und deshalb nach einem Wort hungert, das ihn frohmachen soll; wir 
sehen den Menschen unter der erdrückenden Last körperlicher Not und 
Krankheit, die er nicht tragen und auch nicht loswerden kann. — Und 
alsbald wird uns auch klar, daß alle diese einzelnen Menschen nun eben 
doch keine Einzelfälle darstellen: daß es die Massen sind, die unter ihrem - 
Elend seufzen; daß es das ganze Menschengeschlecht ist, das vergebens 
nach Freude und Zwversicht verlangt; daß das Volk, die menschliche Ge- 
sellschaft hierhin und dahin auseinanderläuft und den Weg verloren hat. 
— „Verschmachtet und zerstreut, wie die Schafe, die keinen Hirten haben!“ — 

Sagen wir’s nur ehrlich und geben wir’s ruhig zu: Wir haben Angst vor 
diesem Bild! Es ist ja nicht so, daß wir es in der kühlen Ruhe des unbe- 
teiligten Zuschauers betrachten könnten; und es gibt auch nicht mehr viele 
unter uns, die all dies Leiden nur mit einem warmherzigen Mitleid an- 
schauen und mit dem ehrlichen Wunsch zu helfen, wie das seit Generationen 
unter Christenmenschen die Regel gewesen ist, und wie das in mannig- 
jachen Werken christlicher Armenpflege und Liebestätigkeit seinen Aus- 
druck gefunden hat und noch findet. — Dies Bild steht uns nicht mehr als 
blasses Bild gegenüber: es ist Wirklichkeit geworden, eine Wirklichkeit, 
die ihre Arme nach uns ausstreckt und die uns umfaßt. — Wir wissen 
nicht mehr, was wir tun sollen; wir selber hungern nach Freude und Zu- 
versicht; wir schleppen uns dahin unter der Last eines Elends, das uns 
erdrücken will. — Und deshalb haben wir Angst: wir gehören ja selbst 
dazu: ‚„Verschmachtet und zerstreut wie die Schafe, die keinen Hirten 
haben!“ — 

Noch vor einem knappen Menschenalter war es üblich, mit dem Hinweis 
auf das menschliche Elend die christliche Gemeinde zur Aktivität, zur Tat 
und Hilfe aufzurufen; und immer wieder hat man es der Christenheit ' 
einzureden und einzuprägen versucht, daß die Ratlosigkeit, die Angst und 
die Not der Menschen für die Kirche die große Gelegenheit sei. Hier und 
da kann man auch heute noch solche Stimmen vernehmen, und sie er- 
wecken den Anschein, als sei nun die Stunde für das Christentum gekommen, 
nachdem alle anderen Hoffnungen zuschanden geworden sind. — Wer von 
uns hat denn nicht darauf gewartet, daß nach dem allgemeinen Bankrott 
eine große Erweckung aufbrechen sollte, und daß die Welt jetzt endlich 
erkennen müßte, daß es nur noch einen einzigen, den Weg der Rettung 
gibt! — Aber wir haben vergebens gewartet, und unsere Hoffnungen sind 
ebenfalls zuschanden geworden. — Wir haben schlecht und recht versucht, 
der allgemeinen Not im Rahmen des uns Möglichen abzuhelfen, und unsere 
Leistungen können sich neben dem, was Menschen sonst geleistet haben, 
wohl sehen lassen; wir haben auch Anstrengungen gemacht, um der Rat- 
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losigkeit mit wohlgemeinten guten Ratschlägen zu steuern und der Ge- 
rechtigkeit und dem Frieden zu dienen, und auch das ist nicht völlig um- 
sonst geblieben; wir haben uns endlich darum gemüht, den Bekümmerten 
Trost und den Verzweifelnden Hoffnung zu bringen, und vielleicht ist es 
uns hier und da sogar gelungen. — Die „große Ernte‘ jedoch ist ausge- 
blieben; und wir haben sie jedenfalls nicht eingebracht. — Im Gegenteil, 
wir Christen stehen ärmer und schwächer da denn zuvor, selber ohne klare 
Wegweisung, selber ohne rechte Freudigkeit, selber nach Hilfe und Rettung 
ausschauend: selbst voller Furcht vor dem, was kommen mag! — 

Es war wohl notwendig, daß diese Enttäuschung kam; sonst wären wir 
ja wirklich einer Täuschung erlegen! Oder haben wir uns etwa nicht ein- 
gebildet, daß wir Christen nach allem Druck und nach aller Verfolgung 
der letzten Jahre nun endlich zum Zuge kommen würden, und daß wir 
nun, nach langem Mühen und Warten ernten dürften — für uns?! Und 
ist das nicht am Ende noch immer unser geheimer Wunsch?! — Wenn es 
aber so um uns steht, dann wird Gott uns noch weiter enttäuschen müssen, 
bis uns auch die letzte Selbsttäuschung vergeht! 

Gewiß: „Die Ernte ist groß,‘ aber diese Ernte, die eingebracht werden 
soll, ist nicht unsere Ernte, sondern ‚seine — Gottes — Ernte‘. — Wir 
haben gar nichts zu ernten und zu erben, wenn es ratlos und trübe und elend 
in der Menschenwelt aussieht und zugeht. Und wenn die Massen ‚‚ver- 
schmachtet und zerstreut‘ umherirren „wie die Schafe, die keinen Hirten 
haben‘‘, dann ist das noch lange keine Gewähr dafür, daß es nun bald 
anders und besser wird, und daß sie dann ausgerechnet zu uns kommen 
werden, um Rat und Trost und Hilfe zu suchen! — Aber wenn es so weit 
gekommen ist — und heute ist es ja zweifellos an dem —, dann sucht 
Gott Arbeiter, weil Er eine „große Ernte‘ halten will. — Dann schlägt 
Gottes Stunde; und wir dürfen gewiß sein, daß sie heute geschlagen hat! 
Sie schlägt immer und überall, wo Menschen keinen Rat mehr wissen; 
nicht weil sich die Menschen in ihrer Ratlosigkeit schließlich zu Gott hin- 
kehren, sondern weil Gott sich zu uns Menschen gekehrt hat in dem, der 
den Namen trägt: „Wunderbar-Rat‘‘. Und diese Stunde schlägt dort, wo 
Menschen im Elend versinken; nicht weil Not beten lehrt, sondern weil 
Gott den gesandt hat, der „Kraft-Held‘‘ heißt. Und diese Stunde ist da, 
wo Menschenkinder an sich und der Welt verzweifeln müssen, und nicht, 
weil sie dann doch noch im letzten Moment einen Ausweg finden, sondern 
weil der Retter da ist, der „„‚Ewig-Vater‘‘, und frohe Kunde bringt: „Wer 
mich sieht, der sieht den Vater!‘ — 

So geht Jesus umher unter den Menschen: er lehrt die Ratlosen, er heilt 
die Elenden, er bringt die Freudenbotschaft für die Verzweifelnden. — 
Und er ist der „‚Friede-Fürst‘‘, der gute Hirte, der die verschmachtete und 
zerstreute Herde zusammenbringt und weidet. — Wo Jesus Christus zu 
den Menschen kommt, wo in ihm das Erbarmen Gottes die Menschen sucht 
und ruft, da geht Gottes große Ernte an. — Und dazu braucht es nun 
Arbeiter! Denn Jesus Christus kommt dadurch zu den Menschen, daß er 
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verkündigt wird, von Menschen verkündigt wird zu Menschen. Wo das 
geschieht, da wird er selber gegenwärtig in Gericht und Gnade, zum Glauben 
oder zum Unglauben; da fällt die Entscheidung; da wird es offenbar, was 
Weizen und was Unkraut ist: Christus verkündigen, das heißt Arbeiter 
sein in der Ernte Gottes! 

Ob es heute noch stimmt, daß ‚der Arbeiter wenige sind“, wie Jesus es 
hier zu seinen Jüngern sagt? — Ob das noch gilt im Zeitalter der Mission 
und der Ökumene, da es kaum noch ein Fleckchen auf der weiten Erde gibt, 
wo sein Name nicht genannt und ausgerufen wird?! — Aber so dürfen 
wir wohl nicht fragen; sondern die Frage, die uns gestellt ist, lautet: ob 
eigentlich den Menschen, die sich selber keinen Rat mehr wissen und die 
sich selber nicht mehr helfen können und die im Abgrund der Verzweiflung 
versinken, ob den Menschen, die wie verschmachtete und zerstreute Schafe 
dahinleben und dahinsterben — ob ihnen Jesus Christus so bezeugt und 
verkündigt wird, daß sie sich für oder gegen ihn entscheiden müssen? 
— Wohlgemerkt: es handelt sich nicht darum, daß die Menschen sich für 
oder gegen uns entscheiden, daß sie unsere Meinungen, Gedanken und 
Programme annehmen oder ablehnen, auch nicht unsere angeblich oder 
wirklich christlichen Meinungen, Gedanken und Programme, sondern ihn 
selber, ihren Heiland und Herrn! — Und solcher Arbeiter, die das recht 
verkündigen, die ihn recht bezeugen, deren gibt es jedenfalls bei weitem 
nicht genug; und deshalb kommt Gottes Ernte in unsern Tagen nicht herein! 
Und darin liegt heute die Not der Menschheit wie der Kirche beschlossen. 

Dabei fehlt es gar nicht am guten Willen; trotz allen guten Willens bringen 
wir’s einfach nicht zustande. Denn wir wissen nicht, wie wir die Menschen 
so anreden sollen, daß es ihnen im Herzen deutlich und im Gewissen 
zwingend wird; wir haben die Botschaft nicht so, daß wir sie aussprechen 
könnten. — Wir wissen alles und haben’s doch nicht verfügbar. Und 
darum hilft es nichts, daß wir zu allem Dienst und zu jedem Einsatz 
bereit sind; wir werden nicht Gottes Erntearbeiter durch unsere Bereit- 
schaft! — sondern nur durch Gottes Bevollmächtigung! Wir können tausend- 
mal Jesus Christus sagen, und das Wort bleibt tot, das aus unserem Munde 
kommt; und wenn wir’s ein einziges Mal in der Vollmacht Gottes, d. h. im 
Heiligen Geist aussprechen, dann versetzt es Berge. — Es geht also nicht 
darum, daß wir uns freiwillig melden, sondern daß Gott uns sendet; es 
geht nicht darum, daß wir ans Werk gehen, sondern daß wir den Herrn 
der Ernte bitten, daß er uns ans Werk stellt. — Wenn unserer Kirche 
heute eins vor allem anderen fehlt und nottut, dann ist es das demütige, 
schlichte und dringende Gebet, Gott möchte doch sein Wunder an uns und 
durch uns geschehen lassen, daß wir für eine Menschenwelt, die am Ende 
ist, Boten seines Heils werden, damit seine große Ernte eingebracht werde! — 

Wo Gott solches Gebet erhört, da wird dann freilich vieles anders und 
alles neu werden. Da werden wir nicht mehr davon träumen, daß wir 
mitten im Elend der Welt einer herrlichen Zeit für die christliche Gemeinde 
warten dürften; da wird uns vielmehr das Herz brechen über diesem Elend 
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der Menschen um uns her, wie es von Jesus heißt: „Ihn jammerte des 
Volkes.‘‘ — Und dann werden wir nicht warten, daß sie mit ihrem Elend 
zu uns kommen, und dann werden wir unsere Zeit nicht damit zubringen, 
für diesen Fall unsere Rezepte vorzubereiten, und dann werden wir uns 
nicht dabei beruhigen, daß wir eine Hilfe bereit haben für den Fall, daß 
sie sich endlich einmal an uns wenden. Da werden wir uns aussenden 
lassen — „hinauswerfen lassen‘, wie es im Text eigentlich heißt — aus 
unserer selbstzufriedenen Ruhe, hinein in seine Ernte, die ja darauf 
wartet, daß die Arbeiter zu ihr kommen. Da werden wir die Brüder in 
ihrer Ratlosigkeit aufsuchen, wie Jesus von Nazareth das tat, als er in 
ihre Synagogen ging und sie lehrte; da werden wir die Botschaft von der 
Königsherrschaft Gottes zu ihnen bringen, damit das Licht der Freude in 
das Dunkel ihrer Verzweiflung fällt; da werden wir Leid und Elend mit 
ihnen teilen und tragen, wie er es tat, und werden nicht mit dem Priester 
und Leviten vorübergehen oder sie mit Almosen abspeisen. Da wird die 
Gemeinde wirklich Herde dieses einen Hirten werden und dann auch als 
eine Stadt auf dem Berge nicht verborgen bleiben können. 

„Die Ernte ist groß.‘ — Wenn Gott seine Kirche, die er so gnädig 
bewahrt und so reich gesegnet hat, heute mit ihrem Werk nicht weiter- 
kommen läßt, dann geschieht das dazu, daß wir’s hören sollen: ‚Bittet 
den Herrn der Ernte, daß Er Arbeiter in seine Ernte sende!“ — und 
dazu, daß wir’s auch tun: „Hier bin ich, sende mich!‘“ Amen. 


Die Aufgabe des Christen in der gegenwärtigen Weltkrise 
Vortrag von Dr. Visser’t Hooft (im Auszug) 


Der Christ zwischen den Nationen hat eine Aufgabe, und diese Aufgabe 
ist so groß und so ernst, daß er keine Zeit mehr übrighat für das leere Spiel 
der Katastrophenreden über die internationale Lage. Der Christ als Glied 
der weltweiten Kirche Christi darf sich verbunden wissen mit Brüdern 
und Schwestern aus allen Nationen. Das ist sehr trostvoll und ein großer 
Reichtum. Aber es ist auch eine Bürde. Der Christ trägt mit am Leiden der 
Völker. Es ist seine Sache, wenn die Kirche irgendwo in der Welt verfolgt 
oder unterdrückt wird. Es ist seine Sache, wenn in dieser Stunde Glaubens- 
brüder in Osteuropa in Gefangenschaft sind. Es geht ihn an, wenn seinen 
Brüdern Unrecht geschieht, wenn sie von ihrer Heimat vertrieben werden. 
Und wenn Volk gegen Volk steht, so fühlt er das als ein Schwert, das quer 
durch seine Existenz geht; denn die Feindschaft der Völker ist eine Ver- 
leugnung dessen, der für alle gestorben ist. Aber wie soll unsereiner das 
alles tragen? Werden wir denn nicht innerlich zerbrechen, wenn wir das 
alles auf uns nehmen müssen? Die Antwort ist, daß wir es gar nicht selber 
zu tragen haben, es ist alles schon getragen worden am Kreuz. Der Christ 
hat Anteil an diesem Geschehen. Indem er mitträgt, wird er selber getragen, 
indem er mitleidet, wird er selber getröstet, und so wird er gerade befreit 
von aller egozentrischen Bürde. Er sieht, daß das, was sein Volk leidet, 
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nur ein Teil des Leidens der Kreatur ist, das in Christus überwunden ist. 
Der Christ muß darum sein Volk erinnern, daß es zusammen mit allen 
anderen Völkern unter dem Urteil und. der Verheißung des einen Gottes steht. 
Wenn er wirklich aus dem Glauben lebt, daß die allgemeine Kirche Christi 
wirklich da ist, so kann er nicht mitmachen in der Ichhaftigkeit der Nation, 
ihrer Verherrlichung und Vergötzung. Aus seiner tiefen Bindung an die 
Brüder aller Nationen wird er immer wieder dazu aufrufen, die Existenz, 
die Rechte, die Nöte anderer Nationen ernst zu nehmen, damit es zwischen 
den Nationen zu einer rechten Ordnung komme und die primitiven Methoden 
der Auseinandersetzung aufhören. So ist der Christ als Glied der weltweiten 
Kirche Christi aufgerufen, teilzunehmen am Werk der Versöhnung der‘ 
Nationen. Er weiß ja, was Versöhnung eigentlich ist. Er weiß, daß sie 
möglich ist, weil Gott die Welt mit sich versöhnt hat. Er weiß, daß der 
Zustand kommt, wo es Bereitschaft zur Buße gibt, und daß Buße nicht 
wartet, bis alle anderen gebüßt haben. Denn wo einer aufhört zu schreien, 
daß er immer recht hatte, und einfach sagt „Meine Schuld!‘“, da fängt 
das Neue an, da wird der Teufelskreis durchbrochen. Wir haben — Gott 
sei Dank! — etwas davon sehen dürfen nach diesem letzten Krieg, und Gott 
hat die Worte, die die Kirchen damals zueinander sprachen, gesegnet. 
Wir sollten Gott bitten, daß er uns diesen Geist der Buße und wahren 
Besinnung immer wieder neu schenke. 

Was bedeutet das alles für unsere gegenwärtige Lage? Meines Erachtens 
kann das nur heißen: uns, die wir hier in West- und Mitteleuropa in neuer 
Weise zur Entscheidung aufgerufen werden, uns werden wir zusammen 
die Antwort geben müssen auf die Frage: „Wo warst du, Europa? Wohin 
gehst du, Europa?“ Die Frage auf Leben und Tod für Europa ist 
die, ob dieser Kontinent seinen eigenen und besonderen geschichtlichen 
Auftrag wieder entdecken kann. Europa darf nicht die Beute des Kom- 
munismus werden. Nicht, weil wir um jeden Preis die Überreste einer 
bürgerlichen und kapitalistischen Zivilisation zu reiten haben, sondern 
deshalb, weil die Wahrheit, für die Europa im Laufe der Geschichte eingetreten 
ist und die heute genau so wirklich ist wie je zuvor, dann verleugnet 
werden wird. Europa darf aber auch nicht einfach ein Vorposten Amerikas 
werden. Amerika und Europa sind in vielfacher Hinsicht verwandt; ihre 
Berufung indessen ist verschieden, Europa hat ein ganz bestimmtes Erbe 
zu vertreten. Aber Europa darf nicht zur Einheit zusammengefügt werden 
bloß durch Verneinung und Furcht. Es existiert allerlei verworrene Abwehr 
gegen Amerika; jedoch solche Abwehrhaltung ist unfruchtbar. Drohender 
allerdings ist die Gefahr einer rein antisowjetischen Blockbildung, die eine 
Bildung ohne Einheit ist und nur von der Herrengesellschaft gegen den 
Kommunismus bestimmt ist. Eine wirkliche Abwehr gegen den Kommunis- 
mus besteht darin, die Ursachen aus der Welt zu schaffen, die ihm seine 
Anziehungskraft für die großen Massen gegeben haben, und die schnellste 
Methode, den Kommunismus vermeidbar zu machen, ist die, Europa in 
einen status quo hineinzubringen und dabei zu halten. Es besteht die Möglich- 
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keit, daß Europa zum Schlachtfeld der beiden mächtigsten Ideologien wird. 
Das wäre das schlimmste. Denn das wirkliche Problem, die Überwindung 
des Nihilismus, würde durch einen Krieg nicht gelöst, sondern verschärft 
werden. Wo liegt denn die wirkliche Begründung für die europäische 
Einheit? Welches ist die Grundlage, auf der Europa seine eigene Gestalt 
und seine Sendung in der Welt erfüllen kann? Die Antwort auf diese Frage 
kann nicht in irgendeiner geschichtlichen oder kulturellen Analyse allein 
gefunden werden. Europa ist heimgesucht worden durch ein großes und 
schreckliches Gericht Gottes, und der gegenwärtige Auftrag Europas 
kann nur verstanden werden, wenn wir den Sinn dieses Gerichts erfassen. 

Aber Gerichtetsein braucht nicht zu bedeuten: ausgelöscht werden. Es 
kann einen neuen Anfang bedeuten; denn der Herr züchtigt die, die Er 
liebhat. Es hängt davon ab, ob die Buße echt ist. Die Sünde der großen 
Kulturen und Zivilisationen ist immer die gleiche: immer wird die Gnade 
benutzt zum Wort statt zum Dienst. Laßt uns bedenken, was Europa alles 
empfangen hatte. Durch den Glauben an Gott, der sich selbst in der Geschichte 
offenbart hat, hatte Europa jenes Wissen um den Sinn der Geschichte, 
das diesen Kontinent zur lebendigsten Macht unter dem Erdkreis gestaltete, 
ein Wissen, das auch die säkulare Welt und die Kommunisten übernommen 
haben. Aber Europas lebendiges Wirken, das ein Segen für die Völker 
werden wollte, verrannte sich in Eigensüchtigkeit. Die Gnadengabe wurde 
ausgegeben als ein Anspruch auf Herrschaft und Ausbeutung, und so 
wurde das Salz dumm. Europa ist heute der Kontinent, auf welchem der 
Nihilismus triumphiert. 

Europa hat nur noch die Wahl, aufzuhören zu existieren oder die Buße, 
die völlige Kehrtwendung zu vollziehen. Die geistigen Kräfte, die Europa 
empfangen hatte, sind erschöpft. Aber dieser Augenblick des Endes kann 
sehr wohl der Augenblick der Wiederentdeckung werden. Europa ist ein 
Kontinent am Ende seiner Weisheit, ein Erdteil unter dem Gericht, 
aber gerade deshalb ein Erdteil, der in dem Kampf um Leben und Tod 
das Leben ergreifen kann. Hier liegt der Unterschied zu Amerika, das 
noch nicht in seinen Grundfesten erschüttert ist, und zu Asien und Afrika, 
die in diesem Augenblick erst anfangen, in die Weltgeschichte einzutreten. 
Und das ist der Weg zur Einheit in Europa: die große gemeinsame De- 
mütigung, das Ende aller Macht, das nach einem neuen Anfang ruft. 
Der römische Katholizismus war zu stark gebunden durch die Aufrecht- 
erhaltung seines institutionellen Lebens, der Protestantismus zu sehr auf- 
gespalten, der Liberalismus zu individualistisch, der wissenschaftliche 
Rationalismus zu blutlos, der Sozialismus zu opportunistisch, der National- 
sozialismus zu zerstörerisch. Und mit den Klassen steht es nicht anders. 
Auch sie sind ‚kranke Erde‘‘, einschließlich der Arbeiterklasse mit ihren 
zwar verständlichen, aber auch unfairen Ressentiments. Deshalb aber ist die 
Zeit nun wirklich da, neue geistige Grundlagen zu erwecken. Flickwerk 
mützt nichts mehr. Nur diejenigen, die das Urteil Gottes ernst nehmen, 
können das heutige Europa einheitlich ansprechen. Die wirklich ent- 
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scheidenden Lebenszentren in Europa sind nicht dort zu suchen, wo es 
laut hergeht und von wo aus die Zeitungen gedruckt werden. Nicht in den 
Konferenzen, der Außenminister, nicht in den Parlamenten, nicht in den 
protestantischen Synoden sehen wir das neue Europa Gestalt gewinnen; 
denn überall da reden Menschen, als hätten sie noch mehr oder weniger 
festen Boden unter den Füßen. Aber vielleicht wird etwas neu gewonnen, 
wo kleine Gruppen von Männern und Frauen sehen gelernt haben, 
daß sie einem großen Nichts gegenüberstehen, und wo sie beginnen, nüchtern 
und geduldig dieses Nichts zu füllen. Ein Neues geschieht dort, wo Versuche 
gemacht werden, den toten Punkt zu überwinden, an den sich alle geistigen 
Kräfte binden, dort, wo Sozialisten sehen, daß es nicht genügt, den Massen 
Brot allein zu geben, wo Christen sehen, daß es nicht genügt, moralische 
Ratschläge zu verabreichen. Es geschieht dort, wo katholische und prote- 
stantische Pfarrer und Laien aus ihren hohen gesicherten Plätzen heraus- 
gehen und sich in das ungeheure Niemandsland wagen, in denen so viele 
hungrige Seelen herumirren. Es geschieht dort, wo Evangelisation nicht 
einfach bedeutet, Außenseiter mit den Besonderheiten christlicher Aus- 
drucksweise und kirchlicher Tradition vertraut zu machen, sondern wo 
ein echter Versuch gemacht wird, den modernen Heiden anzusprechen mit 
der Botschaft, die in ihrem Inhalt unveränderlich ist, aber die immer ganz 
neu gesagt werden muß. Es geschieht dort, wo Gemeinden, die eingefangen 
waren im Gefängnis bürgerlicher Zellen und von kirchlicher Bruderschaft 
nichts mehr wußten, umgewandelt werden in lebendige Zellen christlichen 
Lebens. Europa wird dort gebaut, wo die Kirche die verschiedenen Völker, 
die auseinandergerissen wurden, unter das Band der Gemeinschaft 
Christi bringt. Gott sei gelobt, daß solche Dinge in Europa heute auch 
geschehen! Aber bis jetzt sind es erst kleine Anfänge, und noch können 
sie erstickt werden durch die wilden Ströme des Nihilismus und der ideolo- 
gischen Leidenschaft. 

Wie können wir nun einem solchen Geständnis einen positiven Inhalt 
geben? Mit welcher politischen und sozialen Substanz soll dieses neue 
Europa gefüllt werden? Das ist eine um so dringendere Frage, als diejenigen . 
Kräfte in Europa, die nach neuen Lösungen ausschauen und die es ab- 
lehnen, das Entweder-Oder von Ordnung und, Gerechtigkeit, von Freiheit 
und Gemeinschaft hinzunehmen, wie es jetzt ist, sich ausschweigen. Wir 
können natürlich sagen, daß alles Neue, alles noch nicht Verwirklichte 
sich im Nachteil befindet gegenüber dem Alten. Denn in der gegenwärtigen 
Welt, in der wir uns täglich einzureden versuchen, daß es nur zwei Möglich- 
keiten gibt, macht die Stimme dessen, der da sagt, es gibt eine dritte, den 
Eindruck einer Stimme in der Wüste. Eine Haltung, die unabhängig 
bleibt von den herrschenden Meinungen, sieht aus wie die Haltung eines 
Zuschauers, während doch aktives Mitkämpfen die einzige männliche, 
würdige Haltung zu sein scheint. Aber es muß nicht so sein. Im Gegenteil, 
es kann die eine, wirklich positive Haltung sein. Und sie ist es, wenn sie 
ihren Grund hat in der Überzeugung, daß die beiden großen Ideologien, 
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die jetzt in ihrem weltumspannenden Kampf stehen, miteinander zum 
Untergang bestimmt sind, weil keine von ihnen die Aufgabe dieser Stunde 
erfüllen kann. Das Leben hat keinen Sinn, wenn die Gerechtigkeit die 
Freiheit verschlingt. Das Leben hat einen Sinn, wenn der Mensch in einer 
verantwortlichen Gesellschaft lebt, in einer Gesellschaft, in der Gerechtigkeit 
und Freiheit zu einem richtigen Zusammenklingen gebracht sind. Wir 
haben schon daran erinnert, daß die alten Christen von ihren Gegnern ein 
„drittes Geschlecht‘ genannt wurden; denn sie durchstießen die gültigen 
Formen. Zu ihrer Zeit schienen sie als dritte Kraft völlig ohnmächtig zu 
sein; denn sie ließen sich nicht einordnen in die geltenden Meinungen. 
Vielleicht sollte unsere Generation der Christen sich an dieses Beispiel 
erinnern. Wir müssen an diejenigen denken, die durchstießen zu einer 
neuen Erfassung von dem, was Gott mit seiner Geschichte will. Was zeichnete 
diese ersten Christen aus? Ihr besonderes Verständnis der Geschichte und 
die Überzeugung, daß die Kirche, die durch die Tat Gottes entstanden war, 
einen neuen Anfang in der Welt bedeutet. Christen können wirken als die 
Kraft von morgen, nicht aus einer Haltung, die zur Vergangenheit zurück- 
strebt, noch aus einer Haltung, die sich der Gegenwart anpaßt, sondern 
als Menschen, die den Weg zu einem neuen Tag weisen. 

In einer Welt, in der die Politik verabsolutiert wird, brauchen wir 
einen unerschütterlichen Baugrund, um die politischen Dinge in der rechten 
Rangordnung sehen zu können; denn politische Dinge sind nützlich, aber 
niemals das Letzte. Das Beste, was Mächte tun können, ist, sich von den 
Ideologien zu befreien, denen sie Ewigkeitswerte beimessen. Zurzeit bilden 
die ideologischen Leidenschaften den Ersatz für das geistige und geistliche 
Leben. Das große Vakuum, das sie auszufüllen versuchen, in einer besseren 
Weise zu füllen, bedarf es des Evangeliums, bedarf es der Einsicht, 
daß Europa nur dann leben kann, wenn es seinen eigenen Weg wieder 
entdeckt, wenn es lernt, daß dieser Weg nicht einer der alten Wege und 
keiner der Wege der mächtigen Ideologien sein kann. In der Botschaft 
von dem Herrn, von dem alle Dinge an ihren richtigen Ort gestellt werden 
und vor dem die Politik zu einem demütigen Dienst wird, trägt die christ- 
liche Kirche eine ungeheure Verantwortung in dieser Stunde der euro- 
päischen Geschichte. Es ist eine Frage auf Leben und Tod, ob sie aus 
ihrer furchtbaren Isolierung herauskommt, ob sie dem Gefängnis der Rück- 
ständigkeit entfliehen und ihre Sendung unter den Massen, die keinen 
Hirten haben, erfüllen kann. Das Zeichen wirklichen Lebens in den euro- 
püischen Kirchen, besonders während des Krieges, ist die Rückkehr zur 
Bibel als der Quelle aller neuen Erkenntnis. Die große Bewegung in der 
Theologie ist Grund zur Heilung, aber keineswegs die ausreichende Antwort 
der Kirche auf Gottes Ruf. Die irregeleiteten, verzweifelten Massen verlangen 
unendlich mehr. Sie verlangen nicht nur die Erneuerung der Kirche in ihrem 
eigenen Bereich, sondern die Hinwendung der Kirche zur Welt — eine Hin- 
wendung, die in ihrer Fähigkeit, das Evangelium weiterzugeben, vergleichbar 
sein muß mit der großen Bewegung der Äußeren Mission im 19. Jahrhundert. 
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Wir dürfen es nicht als selbstverständlich ansehen, daß Europa eine 
Zukunft hat. Wir haben keine Zusage, daß die Pforten der Hölle es nicht 
überwältigen werden. Wir müssen mit der Möglichkeit rechnen, daß Europas 
Rolle ausgespielt ist. Aber wenn das so kommen sollte, dann gebe Gott, 
daß nicht das Versagen der Kirche heute und in unserer Generation die 
Ursache dafür ist. Es ist möglich, daß Gott Europa als den Mann ansieht, 
der sich weigerte, Ihn anzurufen. In diesem Fall wäre es vorbei mit Europa. 
Aber es möchte auch sein, daß Europa Gott ansieht als den verlorenen 
Sohn, den Er wieder annehmen möchte. Die christliche Kirche soll hoffen 
und bitten, daß der Vater noch einmal Seinen Sohn aufnimmt, wenn er 

nach langem Herumirren Buße tut und heimkehrt. 


In der Schlußversammlung am 1. August wurden gleichsam die 
Ergebnisse der Evangelischen Woche zusammengefaßt. Es wurden ver- 
schiedene wichtige Resolutionen eingebracht und beschlossen. Die erste 
betraf die Konstituierung des Deutschen Evangelischen Kirchentags. 
Hierdurch wurde aus der Evangelischen Woche eine feste Einrichtung 
der „Laienbewegung‘“ in der EKD. 


Der Konstituierungsbeschluß 
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Die in Hannover vom 28. Juli bis 1. August 1949 versammelten 
Glieder der evangelischen Christenheit in Deutschland beschließen, einen 
alljährlichen Deutschen Evangelischen Kirchentag zu konstituieren. 
Er soll der Zurüstung der evangelischen Laien für ihren Dienst in der 
Welt und in der christlichen Gemeinde dienen sowie die Gemeinschaft und 
den Austausch mit den Laien der im Welirat der Kirchen zusammen- 
geschlossenen Kirchen fördern. 

Mit der Ausführung des Beschlusses wird der Präsidialausschuß unter 
Leitung von Dr. von Thadden-Trieglaff beauftragt. 

Die Versammelten rufen die evangelischen Laien auf, in allen Teilen - 
Deutschlands Evangelische Tage und Wochen als Grundlage des 
Kirchentages zu veranstalten und darüber mit dem Präsidialausschuß in 
Verbindung zu treten. 

ie 


Dieser Beschluß wird dem Rat der EKD zugeleitet. Der Präsidial- 
ausschuß wird beauftragt, sich. mit dem Rat der EKD über die Ausführung 
des Beschlusses zu verständigen. 


In zwei Kundgebungen nahm die Versammlung das Wort zu den 
großen aktuellen Fragen des politischen Schicksals Deutschlands: zur 
Bundestagswahl in Westdeutschland und zum Frieden, letzteres in 
Gestalt einer Bitte an die Christenheit in der Welt. 
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Wort zur Bundestagswahl 


In tiefer seelischer und materieller Not muß unser Volk den. weiten 
Weg von der totalen Kapitulation zur Wiederherstellung seiner Freiheit 
gehen. Jeder Schritt auf diesem Weg ist schwer. Immer von neuem werden 
wir vor ernste Gewissensentscheidung gestellt. Als Christen wissen wir, daß 
wir solcher Entscheidung nicht ausweichen dürfen. Aus Trotz, Verbitterung 
oder Weltflucht kann kein neuer Staat entstehen. Wir erkennen mit vielen, 
daß unsere Parteien vielleicht allzu rasch gebildet sind und bei allem ernsten 
Wollen noch weithin im Zeichen eines Überganges stehen. Die geistige 
Wandlung, die allein zur sozialen und politischen Erneuerung unseres Volkes 
führen kann, muß sich erst durchsetzen. 


Zugleich sehen wir mit besonderem Schmerz, daß am 14. August nu. 
ein Teil unseres zerrissenen Volkes sich eine Vertretung geben kann. 

Im vollen Bewußtsein dieser Belastungen nehmen wir im Dienst an 
unserem Volk die Verantwortung für den Neubau unseres staatlichen 
Lebens auf uns. Inmitten eines politischen Übergangszustandes gehen wir 
darum als evangelische Christen zu einer Wahl, deren Gewicht wir auch 
unseren Freunden und Nachbarn vor Augen stellen wollen. Jetzt ist es 
wichtig, Persönlichkeiten zu wählen, die sich unserem ganzen Volk ver- 
pflichtet fühlen und in ihrem politischen Handeln zu den Entscheidungen 
ihres Gewissens stehen. Wir wollen Männern und Frauen unsere Stimme 
geben, die für die Bedrängten, für die Heimat- und Existenzlosen, für alle 
Verzweifelten, für Gerechtigkeit und Frieden eintreten im Gehorsam gegen 
Gottes Gebot. 


Bitte um einen gerechten Frieden 


Angesichts einer Entwicklung, die unserem Volke den Frieden ferner 
rückt als je zuvor, wendet sich der Deutsche Evangelische Kirchentag in 
Hannover an die christlichen Brüder in aller Welt. 

Noch immer stehen Millionen von Heimatvertriebenen vor dem Nichts 
und drohen der Ungewißheit über ihre Zukunft zu erliegen. Noch immer 
gehen Kriegsgefangene und Verschleppte fern der Heimat zugrunde in der 
Gewalt von Mächten, die sie nicht freigeben. Der Wille zum Aufbau einer 
neuen wirtschaftlichen Existenz wird in unserem Volke gelähmt durch 
unbegrenzte Entnahmen aus der laufenden Produktion ebenso wie durch 
Demontage von Werken, die für den Wiederaufbau unentbehrlich sind. 
Eine Scheidelinie geht mitten durch das Herz unseres Volkes, das sich 
in seiner Zerrissenheit nach einer gemeinsamen Ordnung des Rechts und 
der Freiheit sehnt. 

In diesem Zustand zwischen Krieg und Frieden drohen die Mächte 
der Verzweiflung und der sittlichen Auflösung sich erneut gefährlich zu 
entfalten. Darum wenden wir uns in ernster Sorge an die christlichen 
Brüder in aller Welt: 
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Wirkt mit uns auf einen gerechten Frieden hin! Betet mit uns um den 
Frieden, der die lühmende Angst von der Menschheit nimmt, der den Haß 
überwinden hilft und der auch unserem Volke die Möglichkeit gibt, sich 
wieder zusammenzufinden. 


Schließlich nahm die Versammlung die Gelegenheit wahr, der Kund- 
gebung des deutschen Katholikentags von Mainz eine evangelische Ant- 
wort zu geben. Zum Verständnis dieser Antwort sei das Wort des 
Katholikentages vorangestellt. - 


Wort des Katholikentages an die getrennten Brüder 


Die in Mainz zu ihrer 72. Generalversammlung zusammengekommenen 
deutschen Katholiken fühlen sich gedrängt, ein Wort an die von ihnen 
getrennten christlichen Brüder zu richten. Die gemeinsam erlittene 
Bedrängnis hat zwischen uns ein Gefühl der Verbundenheit geschaffen, 
das uns mit Freude und Hoffnung erfüllt. Eine neue Atmosphäre guten 
Zusammenlebens ist so entstanden. Was das theologische Gespräch zwischen 
Katholiken und Nichtkatholiken angeht, so hat es ein Stadium erreicht, 
in dem es sich nicht mehr um polemische Auseinandersetzungen oder 
irenische Überbrückungsversuche handelt, sondern in dem die strenge 
Wahrheitsfrage zu seinem Inhalt geworden ist. Die Sorge darum ist eine 
Angelegenheit des Hirtenamtes und der von den Hirten der Kirche damit 
Beauftragten. Das hat erst kürzlich ein römisches Dekret wieder eingeprägt. 
Wir stellen mit Befriedigung fest, daß dieser Stand der Dinge auch von 
den Führern der ökumenischen Bewegung anerkannt und bejaht wird. 
Darüber hinaus aber gibt es einen zweiten Bereich, in dem alle Christen 
in Deutschland mehr denn je zusammenwirken müssen. — Unser Heiliger 
Vater, der Papst, hat in vielen Kundgebungen — von seiner Weih- 
nachtsansprache 1945 bis zu der Namenstagsansprache dieses Jahres — 
alle Menschen guten Willens und alle Christen aufgefordert, einander die 
Hand zu reichen, um der großen Katastrophe zu begegnen, von der die _ 
Welt bedroht ist. Das ist in Deutschland in vielfacher Weise geschehen. 
Wir stehen gemeinsam gegen die Mächte, die das Bild Gottes im Menschen 
auszulöschen versuchen, und wissen uns verbunden durch das Band der Liebe, 
die bereit ist, in den Armen, den Heimatlosen und Vertriebenen Christus selber 
aufzunehmen. Das Zusammenwirken aller verantwortlichen Christen in der 
Arbeit an der sozialen Neuordnung unseres Volkes und in der Caritas stärkt 
unseren Willen und unsere Hoffnung. Uns alle drängt ja die Liebe Christi. 
Besonders gedenken wir der Hilfe, die uns in den früher fast ganz evange- 
lischen Gebieten unseres Vaterlandes zuteil geworden ist, in denen durch die 
großen Volksverschiebungen der Nachkriegszeit eine siarke katholische 
Diaspora entstanden ist. Die evangelischen Christen, Pfarrer und Laien, 
haben dort nicht nur selbstlos Kirchen, Gottesdienst- und Unterrichtsräume 
zur Verfügung gestellt, sondern auch durch vielerlei persönliche Dienste die 
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katholische Seelsorge in ihrem mühevollen Amte unterstützt. Dafür möchten 
wir ihnen heute von ganzem Herzen danken und sie zugleich bitten, in 
diesem brüderlichen Dienste nicht nachzulassen. Wir wollen beten, daß 
es uns gegeben werde, die Probe des Zeugnisses für Christus in unserer Zeit 
zu bestehen, und daß wir die Gnade erhalten, die Spaltung im Glauben, aus 
der unserem Volke so viel Anfechtung und Unheil erwachsen ist, zu 
überwinden in unserem Herrn Jesus Christus und seiner heiligen Kirche. 


Antwort des Ev.Kirchentages an die Katholischen Christen 


Die Teilnehmer des Deutschen Evangelischen Kirchentages 1949 in 
Hannover haben das Wort des Deutschen Katholikentages in Mainz „An 
die getrennten Brüder‘‘ gehört und bekunden ihre Dankbarkeit dafür. 


Es bleibt eine Not der Christenheit, daß der Ernst des Ringens um die 
göttliche Wahrheit uns auf getrennten Wegen gehen heißt. Unser Ruhm 
ist allein, daß die Gnade und Vergebung Jesu Christi seine ganze Kirche 
trägt. 

Wir sind der Zuversicht, daß unsere Wege, wenngleich sie getrennte 
Wege sind, auf den Einen zugehen, der da spricht: „Ich bin der Weg und 
die Wahrheit und das Leben.“ 


Wir wissen, daß wir alle in der Nachfolge unseres Herrn Jesus Christus, 
des Hirten und Bischofs unserer Seelen, zum Dienst an unserem Volk 
gerufen sind. Wir erbitten vom Herrn, daß wir in solchem brüderlichen 
Dienst stets miteinander erfunden werden. Wir bitten Gott, Er wolle solchen 
Dienst und das Zeugnis der Gemeinde Jesu Christi segnen. Wir bitten 
für den Frieden der ganzen Welt mit allen, die den Herrn erwarten: Ja, 
komm, Herr Jesu! 


Der in der erstgenannten Resolution erwähnte Präsidialausschuß 
wurde vorläufig gebildet. Er hat außer dem Vorsitzenden zehn Mitglieder, 
zumeist Laienvertreter aus den verschiedenen Gebieten Deutschlands. 
Dem Präsidialausschuß trat ein Beirat der Werke und Verbände zur 
Seite, da diese ja zu den tragenden Kräften des Kirchentags gehören 
sollen. Der Präsidialausschuß erhielt die Aufgabe, im nächsten Jahr 
einen Kirchentag im Ruhrgebiet vorzubereiten, und die rheinische 
Kirche lud im Verein mit dem Oberbürgermeister der Stadt Essen den 
Kirchentag nach Essen ein. 

Die Bedeutung der Tatsache eines Deutschen Evangelischen Kirchen- 
tags kann nicht leicht unterschätzt werden. Hier ist eine Einrichtung 
geschaffen, die die EKD vertreten kann ohne das eigentliche Schwer- 
gewicht einer Synode mit ihrem amtlichen Charakter. Diese Einrichtung 
ist frei und beweglich genug, in ihrer Mitte die Fragen der Christenheit 
in der Welt im Licht des Evangeliums zur Sprache zu bringen, ohne 
daß die Hemmnisse des geordneten Kirchentums mit ihren theologisch- 
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konfessionellen Schranken im Wege stehen. Dieser Kirchentag gibt der 
evangelischen Christenheit eine Plattform, ihre Anliegen zur Aussprache 
zu stellen und vor der Öffentlichkeit des deutschen Volkes und der Welt 
ein Zeugnis ihres Glaubens abzulegen. Insofern ist er eine gute und 
wichtige Ergänzung der amtlichen Organe der EKD und als solcher 
eine typische Erscheinung der evangelischen Kirche. Auch die großen 
Werke und Verbände der evangelischen Kirche brauchen einen Ort, 
an dem sie zusammenkommen und zu gemeinsamer Aussprache und 
Wirksamkeit gelangen können. Die Gefahr der Verengung des Blick- 
feldes durch die notwendige Spezialisierung in Männer-, Frauen- und 
Jugendarbeit, Innere Mission, Volksmission, Hilfswerk, Diasporaarbeit 
usw. ist unvermeidlich, wenn ihr nicht kräftig engegengewirkt wird. 
Auch der Gefahr einer „Veramtlichung‘‘, einer Institutionalisierung oder 
Bürokratisierung des Kirchenwesens, die zweifellos weithin vorhanden 
ist, muß begegnet werden. Dazu kann ein „Kirchentag‘“ seinen wirk- 
samen Beitrag leisten. In der gleichen Richtung liegt auch die Arbeit 
des Bruderrates der EKD, von dem wir im folgenden Abschnitt aus- 
führlicher berichten wollen. Vorher sei jedoch noch eines Ereignisses 
gedacht, das die evangelische Christenheit unter Laienführung auf neuen 
Wegen der Betätigung zeigt und darin für die Entwicklung der evan- 
gelischen Kirche in diesen Jahren charakteristisch ist. 


Im Spätherbst des Jahres 1949 fand sich ein Kreis evangelischer 
Christen in führenden Stellungen des politischen und wirtschaftlichen 
Lebens mit dem Präsidenten des Evangelischen Kirchentags und dem 
Präses der Synode der EKD zusammen, um über Mittel und Wege zu 
einer stärkeren Anteilnahme der Laienschaft an gesamtkirchlichen Auf- 
gaben zu beraten. Das Ergebnis war die Gründung einer Stiftung 
„Kirche für die Welt“. Sie wandte sich mit folgendem Aufruf an die 
evangelische Christenheit, insbesondere an Männer und Frauen in 
Politik und Wirtschaft: 


Stiftung „Kirche für die Welt“ 


Unsere Kirche bedarf der Erneuerung. Die Erneuerung der Kirche an 

Haupt und Gliedern war das Ziel der Reformation. Um diese Erneuerung 

ging.es im Kampf der Bekennenden Kirche. Auf das Sichtbarwerden solchen 

Erneuerungswillens warten noch heute unzählige Menschen, Menschen, 

die im Glauben wach sind, Menschen, die von der Kirche tief ent- 
täuscht sind. 


Gottes Wort läßt uns aber nicht die Freiheit, enttäuscht zu sein, sondern 
will, daß wir hören und gehorchen. 
Laßt uns also Hand anlegen und helfen, eine Kirche zu sein, die nicht für 
sich selbst, sondern für die Welt da ist. Dazu will die Stiftung „Kirche 
für die Welt‘‘ beitragen. Sie hat sich zunächst folgende Ziele gesetzt: 
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Die Erweckung und Stärkung der Laienkräfte in den Gemeinden, 
insbesondere durch die Arbeit des 


Deutschen Evangelischen Kirchentages 
und der Laien- und Gemeindetage. 
Das Gespräch und die Zusammenarbeit in evangelischer Verantwortung mit 


allen Kreisen unseres Volkes, denen es um eine Neuordnung des politischen 
und sozialen Lebens geht. 


Die Hilfe für den Nächsten, wo die Not am brennendsten. ist, 
darum wollen wir uns besonders der 
Förderung von Baugemeinden 

annehmen. 


Die Zusammenarbeit aller evangelischen Christen und Kirchen über alle 
trennenden Schranken hinweg, damit die evangelische Christenheit von allen 
innerkirchlichen Auseinandersetzungen frei werde zum 
Dienste für die Welt 


Wir bitten Sie um Ihre Mitarbeit an diesen Aufgaben 
und um Ihre Beteiligung an der Stiftung. 


Das Kuratorium: 


Dr. Dr. Heinemann D. Dr. von Thadden-Trieglaff 
Präses der Synode der EKD Präsident des Deutschen 
Bundesminister des Innern Evangelischen Kirchentages 
Dr. Krueger Dr. Walter Bauer Staatsrat Dr. Meinzolt 
Bergwerksdirektor Heilbronn/Fulda Präsident der Landes- 
synode von Bayern 
Ludwig Metzger Hinrich Kopf Gertrud Staewen 
Oberbürgermstr. Darmstadt Ministerprsdt., Hann. Fürsorgerin, Berlin 
Willi Halstenbach Dr. Börker Paul Seeger 
Fabrikant, Wuppertal Staatsanwalt, Grubenschlosser 
Braunschweig Dortmund 


Dr. Hans Wilhelmi Bernhard Hofmann Prof. Dr. Hammelsbeck 
Präsesd.Landessynode Konsistorialpräsident, Direktor d. Pädagog. 


von Hessen u. Nassau Magdeburg Akademie in Elberfeld 
Reimer Mager Paul Lechler Prof. Dr. Ludwig Raiser 
Synodalpräsidentn Präsid.d. Landeskirchen- Rektor der 
von Sachsen tages von Württemberg Universität Göttingen 
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Die verantwortliche und selbständige Mitarbeit der Laien in den Ge- 
meinden und auf den Synoden der Bekennenden Kirche war im Kirchen- 
kampf eine der beglückendsten Erfahrungen. Die Kirche war nicht mehr 
nur eine Sache der Pfarrer. Das bittere Wort von der „Pastorenkirche“ 
hatte in der Bekennenden Kirche keine Geltung mehr. 

Das ist nicht immer und überall so geblieben. Die lebendigen Glieder 
unserer Gemeinden haben weithin den Eindruck, daß nach 1945 ihre 
Stimme und ihre Mitarbeit — etwa bei den entscheidenden Fragen kirchlicher 
Neuordnung — nicht mehr so gehört und erbeten würde, wie vor 1945. 

Die Bereitschaft und der Wille zur verantwortlichen und selbständigen 
Mitarbeit sind aber erhalten geblieben und neu wach geworden, gerade auch 
bei denen, die ihr eigenes Versäumnis bei dieser Mitarbeit offen ausge- 
sprochen haben (siehe Erklärung des Barmer Laienkreises vom Mai 1948). 
Es wird sicher eine unserer vornehmsten Aufgaben sein müssen, mehr als 
bisher die lebendigen Laienkräfte in unserer Kirche — nicht nur auf den 
Synoden — zu Gehör und zu selbständiger Arbeit kommen zu lassen. 


1. Der Deutsche Evangelische Kirchentag ist ein verheißungs- 
voller Anfang. Er wird aber nur dann mehr und etwas anderes sein als eine 
machtvolle Repräsentation der evangelischen Christen in Parallele oder 
im Gegensatz zum Deutschen Katholikentag, wenn er von einer lebendigen, 
durch die Verkündigung erweckten Gemeinde unter dem Wort getragen 
wird. Darum muß seine Arbeit und seine Zielsetzung aus den Laien- und 
Gemeindetagen unter dem Wort erwachsen, die über den ganzen Bereich 
der Evangelischen Kirche in Deutschland hin gehalten werden sollten, um 
die lebendigen Kräfte durch die Verkündigung zu sammeln. 

Sowenig wir eine „Pastorenkirche‘‘ sein wollen, so wenig kann und 
darf es in der Kirche zu einer „Laienherrschaft‘‘ im Gegensatz zu den 
Pfarrern kommen. Die Verheißung des Herrn für seine Kirche liegt weder 
auf den einen noch auf den anderen, sondern auf der Gemeinde von Brüdern 
und Schwestern. 


2. Eine solche Gemeinde, in der einer dem anderen dient mit den Gaben, 
die er empfangen hat, wird stets offen sein für die Not aller Menschen. Sie 
fragt nicht nach Herkunft, Weltanschauung oder Parteirichtung, sondern 
nach dem Menschen. Sie ist mit keinem System und keiner überlieferten 
oder neuen Gesellschaftsordnung verbunden. Sie redet nicht von einem 
„christlichen Standpunkt‘ aus zu den Fragen des öffentlichen Lebens. 
Sie steht allen und allem frei und offen gegenüber in der Freiheit der Kinder 
Gottes. Sie kennt nur einen Auftrag und nur eine Aufgabe: der Welt und 
allen Menschen ihre Befreiung durch Jesus Christus von allen gottlosen 
Bindungen dieser Welt zu freiem, dankbarem Dienst an den Menschen zu 
bezeugen. 

Eine solche Gemeinde wird darum weder den Weg der Weltflucht gehen, 
noch den Versuch einer „‚frommen‘‘, klerikalen Beeinflussung oder Bevor- 
mundung der Welt machen, sondern den Auftrag ihres Herrn erfüllen, für 
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alle Welt da zu sein und allen die Freiheit in Jesus Christus zu‘ ver- 
kündigen. 


3. Sind wir wirklich eine Gemeinde von Brüdern und Schwestern? Sind 
wir wirklich eine bekennende Gemeinde, die sich zu ihrem Herrn Jesus 
Christus bekennt auch mit dem lebendigen Zeugnis der helfenden Tat an den 
Geringsten seiner Brüder? 


Wir werden immer wieder gefragt, was wir Christen denn heute tun 
sollen, um uns als bekennende Christen, als bekennende Gemeinde zu 
erweisen. Wir brauchen nur die Augen aufzumachen. Gott hat uns Menschen 
vor die Füße gelegt, mit denen er uns nach unserem Zeugnis der brüderlichen 
Hilfe fragt. Mitten unter uns, in unseren Gemeinden leben sie: die Millionen 
Menschen, unsere Brüder und Schwestern, die aus der Heimat vertrieben 
oder durch den Luftkrieg in unseren Städten obdachlos geworden sind. 
Unsere heimatlosen Brüder sollen Wohnung bei uns, in unseren Gemeinden, 
finden. Darum ruft die Stiftung zur Förderung der Baugemeinden auf. 


4. Diese Dienste und Aufgaben können uns zu einer Gemeinschaft der 
evangelischen Christen und Kirchen führen, die wir bei allem Eifer und 
aller Hingabe nicht herbeiführen oder gar herbeizwingen können und die 
noch weniger ein „Programmpunkt‘‘ sein kann, die aber eine Verheißung. 
unseres Herrn ist und bleibt über denen, die sein Wort hören und ihm 
glauben. 


Die Zusammensetzung des Kuratoriums ist ein Zeichen für eine 
beginnende Wandlung in den Kreisen der Führungsschicht unseres 
Volkes. Hinter uns liegt eine lange Zeit, in der gerade die Menschen 
der Bildung und des Besitzes sowie der Politik, soweit sie zur evan- 
gelischen Kirche gehörten, für die Kirche gar kein Verständnis auf- 
brachten und auch praktisch nur in einem sehr losen Verhältnis zu ihrer 
Kirche standen. Man meinte, das Christentum auch ohne Kirche bejahen 
zu können. Gewiß ist die Kirche mit ihrer Verkündigung des ‚‚protestan- 
tischen Christentums“ nicht ohne Schuld an diesem Verhalten eines 
großen Teils ihrer Glieder. Inzwischen aber ist hier ein Wandel einge- 
treten und in steigendem Maße beginnt eine Wiederentdeckung der 
Kirche unter den ‚Protestanten‘ in Deutschland. Dabei wird ein neues 
Verantwortungsbewußtsein für die Kirche wach. Man erkennt, daß 
Christsein nicht ein privates religiöses Empfinden ist, sondern Berufung 
zum Dienst in der Gemeinde und der Welt. Die Erfahrungen der 
Christenheit im Dritten Reich und seinem Zusammenbruch beginnen 
auch hier einige Früchte zu tragen. 
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6. Der Bruderrat der EKD 
a) Die Neuordnung der Bekennenden Kirche in Deutschland 


Zu den eigentümlichen Kennzeichen der Evangelischen Kirche in 
Deutschland gehört ohne Zweifel die Tatsache der Fortexistenz einer 
Bekennenden Kirche trotz der in den vergangenen Jahren unter ihrer 
tätigen Mitwirkung vollzogenen Neuordnung der EKD und ihrer Glied- 
kirchen. Es wäre doch eigentlich sachgemäß gewesen, die Bekennende 
Kirche hätte sich nach dem Inkrafttreten der Eisenacher Grundordnung 
der EKD aufgelöst. Gewiß haben viele das erwartet, und zwar nicht 
nur solche, die außerhalb der Bekennenden Kirche gestanden haben. 
Wie ist es zu verstehen, daß der Bruderrat der EKD nicht die Parole 
der Auflösung der Bekennenden Kirche gegeben hat, sondern unmittelbar 
nach Eisenach 1948 von der Weiterführung seiner Aufgabe im Dienst 
der EKD redete und demgemäß seine Arbeit fortsetzte? Die verantwort- 
lichen Männer der Bekennenden Kirche und Mitglieder des Bruderrates 
hatten nicht die Freiheit, die Bekennende Kirche und ihre noch be- 
stehenden Organe aufzulösen. Sie waren der gewissen Überzeugung, 
daß die Bekennende Kirche der evangelischen Kirche noch einen Dienst 
zu leisten hatte, und zwar von dem überkommenen Auftrag der Be- 
kennenden Kirche her, der ja in eigenartiger Weise in die Grundordnung 
der EKD aufgenommen war. 


Nur wenn man den eigentlichen Auftrag der Bekennenden Kirche 
versteht, kann man erkennen, warum der Weg der Bekennenden Kirche 
nicht damit zu Ende gegangen ist, daß der Kirchenkampf beendet und 
die EKDneugeordnet wurde. Denn die BekennendeKirche istnichtalseine 
Widerstandsbewegung gegen Deutsche Christen und Nationalsozialismus 
entstanden, sondern aus einem neuen Verständnis des Wortes Gottes und 
der reformatorischen Theologie. Gewiß ist nach der Beendigung des 
Kirchenkampfes ihre damalige Aufgabe des Kampfes um den Bestand 
einer evangelischen Kirche erledigt, und sie mußte darum auch z. B. ihre 
kirchenleitenden Funktionen, ihre synodale und gemeindliche Ordnung 
fallen lassen. Aber damit ist doch ihr Auftrag noch nicht beendet: die 
Durchdringung der evangelischen Kirche von dem neu gewonnenen 
Verständnis des Wortes Gottes, des Evangeliums, der Gemeinde, der 
kirchlichen Ordnung her, und damit die Ausrüstung der evangelischen 
Kirche für die Auseinandersetzung mit den gegenwärtigen geistigen, 
religiösen und politischen Mächten. 

Richten wir unseren Blick auf die EKD, auf die Landeskirchen, 
auf die Gemeinden, so erscheint uns jeweils eine eigentümliche Aufgabe 
der Bekennenden Kirche innerhalb dieses unseres evangelischen Kirchen- 
tums vorzuliegen. Die EKD braucht neben ihren amtlichen Organen auch 
solche, die nicht an die vorgezeichneten Wege der Institutionen gebunden 
sind, sondern in einer größeren Freiheit und Selbständigkeit eine geist- 
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lich-theologisch-kirchliche Initiative ergreifen können, die uns heute 
gestellten Aufgaben in Angriff zu nehmen. Vor allem ist es angesichts 
der „zentrifugalen‘“ Kräfte notwendig, daß eine Gegenbewegung da ist, 
die aus den Ursprüngen der Bekennenden Kirche dahin gerichtet ist, 
daß die EKD mehr sei als ein bloßer Bund von Kirchen, daß es in ihr 
sich je und je ereigne, Kirche Christi zu sein. 


In den Landeskirchen besteht bei den heutigen Aufgaben des Wieder- 
aufbaus allzu leicht eine Tendenz zur Restauration. Wer sähe nicht 
die Gefahr eines Rückfalls in ein volkskirchliches Wesen vergangener 
Zeiten? Die Kirchen brauchen eine Unruhe, eine innerkirchliche Bewe- 
gung, die mit dem Zustand, wie er war und ist und wieder zu werden 
droht, unzufrieden ist, die davon durchdrungen ist: ecclesia semper 
reformanda! 


Die evangelische Christenheit ist weithin von der Frage der Gemeinde 
bewegt. Wir wissen um die Not eines gemeindelosen Kirchentums, in 
dem es nur Institutionen und Amtshandlungen gibt. In der Bekennenden 
Kirche ist einmal in den Kampfzeiten an vielen Orten Gemeinde ge- 
worden, und wir haben daran aufs neue erkannt, wie sehr alles darauf 
ankommt, daß die evangelische Kirche als eine ‚„‚congregatio fidelium‘“, 
als Gemeinde lebendig werde. 

Diese kurzen Hinweise mögen deutlich machen, warum die EB. 
kennende Kirche in Deutschland in ihren verantwortlichen Männern 
der Überzeugung war, daß die Aufgabe der Bekennenden Kirche in 
unserer Kirche weitergehen müsse. Sie haben die in ihrer Mitte gestellte 
Frage, ob es geboten sei, die Bekennende Kirche aus dem Leben der 
evangelischen Kirche verschwinden zu lassen, verneint. Aber sie haben 
auch die Notwendigkeit gesehen, der Bekennenden Kirche eine neue 
Ordnung zu geben. 

Das geschah auf der ersten Bruderratssitzung des Jahres 1949, am 
6.und 7. Januar in Detmold, unmittelbar vor der Synode der EKD. 
Hier wurde folgende Ordnung der Bekennenden Kirche in Deutschland 
beschlossen: 


Ordnung der Bekennenden Kirche in Deutschland 


Die Bekennende Kirche weiß sich gerufen, dazu zu helfen, daß die 
Evangelische Kirche in Deutschland mit ihren Gliedkirchen im Sinne des 
Art. 1,2 der Grundordnung der EKD bekennende Kirche sei. Sie 
lebt in den Gemeinden und ihren Pfarrern, Ältesten und Gemeindegliedern 
und in allen kirchlichen Organen, die sich dafür verantwortlich wissen 
und in solchem Dienst ihren Glauben bewähren. 

Die Landesbruderräte werden in einer Weise, die sich aus den beson- 
deren Verhältnissen in den einzelnen Gliedkirchen ergibt, möglichst aber 
von den Gemeinden her, gebildet. 
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Der Bruderrat der Evangelischen Kirche in Deutschland ( Reichs- 
bruderrat) wird durch die Landesbruderräte gebildet. Jeder Landesbruderrat 
oder mehrere Landesbruderräte zusammen 


Land Sachsen Württemberg 

Provinz Sachsen und Anhalt Hessen-Nassau 
Hannover und Braunschweig Mecklenburg 

Westfalen Kurhessen 

Rheinland Pommern 

Berlin Baden 

Brandenburg Oldenburg und Bremen 
Ostpreußen und Danzig Hamburg und Lübeck 
‚Schlesien Pfalz 
Schleswig-Holstein Ev. Rrf. Nordwestdeutschland 
Bayern und Lippe 
Thüringen - 


wählen aus ihrer Mitte ein Mitglied des Bruderrates der EKD und dessen 
Stellvertreter. 

Die so gewählten Mitglieder des Bruderrates der EKD kooptieren 8&—10 
weitere Mitglieder, die möglichst Laien sein sollen. 

Der Bruderrat der EKD wählt aus seiner Mitte seinen Vorsitzenden 
und zwei weitere Mitglieder, die zusammen mit dem Geschäftsführer den 
Geschäftsführenden Ausschuß bilden. 

Zur Leitung der Geschäfstführung beruft der Bruderrat der EKD einen 
hauptamtlichen Geschäftsführer. Den Anstellungsvertrag unterzeichnet der 
Vorsitzende. Die weiteren Mitarbeiter in der Geschäftsführung werden auf 
Vorschlag des Geschäftsführers durch den Geschäftsführenden Ausschuß 
bestellt. Ein Wechsel in der Geschäftsführung ist mit der Neubildung des 
Bruderrates der EKD nicht verbunden. 

Der Bruderrat der EKD tritt nach Bedarf zusammen. Er führt sein 
Amt jeweils 4 Jahre. Nach Ablauf dieser Zeit können bisherige Mitglieder 
wiedergewählt werden. 

Der Bruderrat der EKD soll für die Bekennende Kirche sprechen. 

Der Bruderrat der EKD kann Ausschüsse und Kammern bilden. Er 
wird, sich wie bisher vor allem eine Kammer für theologische Fragen und 
eine Kammer für Ordnungsfragen angliedern. 

Der Bruderrat der EKD soll ein- bis zweimal im Jahre eine Konferenz 
der Landesbruderräte (Kodlab) einberufen. 

Die Landesbruderräte Land Sachsen, Provinz Sachsen und Anhalt, 
Hannover und Braunschweig, Westfalen, Rheinland, Berlin, Branden- 
burg, Schleswig-Holstein, Bayern, Thüringen, Württemberg, Hessen- 
Nassau können zur Kodlab bis zu 3 Vertreter, die übrigen Landesbruderräte 
bis zu 2 Vertreter entsenden. Jeder Landesbruderrat soll nur 1 Mitglied 
der Kirchenleitung entsenden; 1 Vertreter soll ein Kirchenglied sein, das 


78 


weder Pfarrer, noch Berufstheologe, noch Inhaber eines besoldeten Kirchen- 
amtes ist. 

Die Zusammenarbeit des Bruderrates der EKD mit der Kodlab soll 
so gestaltet sein, daß ein Austausch der Erkenntnisse und Erfahrungen 
zwischen dem Bruderrat der EKD, den Landesbruderräten bis hin zu den 
Gemeinden zustande kommt. 

Diese Ordnung der Bekennenden Kirche tritt zum 1. Februar 1949 in 
Kraft. 

Der bisherige Bruderrat der EKD bleibt bis zum Zusammentritt des 
neuen Bruderrates im Amt. 


Nach dieser Ordnung ist der Bruderrat der EKD nicht mehr, wie 
vorher, das synodale Leitungsorgan der Bekennenden Kirche, von der 
Bekenntnissynode der EKD gewählt, sondern baut sich auf den ‚‚Landes- 
bruderräten‘, den Vertretungen der Bekennenden Kirche in den Landes- 
kirchen, auf. Sie entsenden ihre Abgeordneten als die Mitglieder des 
Bruderrates der EKD, und diese haben die Möglichkeit, noch einige 
persönliche Mitglieder zu kooptieren. Voraussetzung dieser Ordnung 
ist also das Vorhandensein von Landesbruderräten. Es hatte sich heraus- 
gestellt, daß in den Landeskirchen, in denen während des Kirchen- 
kampfes Landesbruderräte als Leitungen einer Bekennenden Kirche 
tätig waren, auch noch im Jahre 1948 solche Organe der Bekennenden 
Kirche vorhanden waren. Sie waren in den verschiedenen Landeskirchen 
aus verschieden geprägten Bekennenden Kirchen gebildet und in irgend- 
einer Weise immer noch tätig. Besonders stark z.B. in Berlin-Branden- 
burg, in Sachsen, in Hessen-Nassau. In einigen Kirchen waren die 
„Pfarrerbruderschaften‘ aus der Geschichte der Bekennenden Kirche 
übriggeblieben, so z.B. in Bayern, im Rheinland, anderswo ‚„Bekenntnis- 
gemeinschaften‘““ wie in Württemberg und Hannover. Faktisch waren 
also allenthalben bestimmte Gemeinschaften der Bekennenden Kirche 
innerhalb der neugeordneten Kirchen tätig geblieben oder nach einer 
Zeit der Untätigkeit wieder wirksam geworden. Diese Tatbestände in 
den Landeskirchen gaben den Männern des Bruderrates der EKD das 
gute Gewissen, eine neue Ordnung der Bekennenden Kirche in Detmold 
zu beschließen, die sich auf die in der EKD bzw. ihren Gliedkirchen vor- 
handene Wirklichkeit gründen konnte. Es ist dann auch im Laufe des 
Jahres dazu gekommen, daß aus allen Landeskirchen die Organe der 
Bekennenden Kirche ihre Vertreter zum Bruderrat entsandten und damit 
die Neuordnung verwirklicht wurde. Die Neukonstituierung fand im 
Oktober in Berlin statt, wobei der neugebildete Bruderrat auch die 
vorgesehenen Kooptierungen vornahm. M. Niemöller wurde zum Vor- 
sitzenden gewählt, trat jedoch dies Amt erst im Dezember an, da er im 
Herbst auf einer großen ökumenischen Reise in Australien tätig war. 
Bei dieser Dezembertagung des Bruderrates konnte auch das aus einer 
Ruine aufgebaute Haus des Bruderrates in Darmstadt unter großer 
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Beteiligung von Vertretern der evangelischen Kirche, der Ökumene 
und auch des politischen Lebens eingeweiht werden. Der Bruderrat 
schuf sich damit eine Geschäftsstelle für alle Dienste der Bekennenden 
. Kirche und zugleich einen Ort für Zusammenkünfte des Bruderrates 
und anderer Organe der Bekennenden Kirche. 

Bei der Einweihung des Darmstädter Hauses hielt M. Niemöller 
eine Begrüßungsrede, die wir im Wortlaut folgen lassen, weil in ihr die 
Frage beantwortet wird, welche Aufgabe die Bekennende Kirche heute 
nach der Überzeugung eines ihrer führenden Männer hat. 


Ansprache M.Niemöllers 


Meine Damen und Herren, liebe Brüder! 


Sie haben sich heute hier mit uns versammelt, um dieses Haus, das der 
Bruderrat der Evang. Kirche in Deutschland mit vieler freundlichen 
Bruderhilfe von anderer Seite wieder erstellt hat, mit uns in Gebrauch zu 
nehmen. 

Ich heiße Sie im Namen des Bruderrates der Evangelischen Kirche zu 
diesem Festakt sehr herzlich willkommen. Wir hoffen, daß Gott, der Herr, 
durch Jesus Christus mit seinem Heiligen Geist sein Werk in diesem Haus 
tun wird; aber solch ein Werk wird immer in Gemeinschaft getan werden, 
und deshalb sind wir glücklich, daß wir hier in einem Kreis beisammen 
sind, da wir uns miteinander anreden können und anreden lassen können 
mit dem Worte Gottes, so wie es der Bruderrat als seine Aufgabe weiß und 
sich immer wieder erbittet. 

Ich darf Sie herzlich grüßen, daß Sie gekommen sind und uns in dieser 
Stunde feiern helfen wollen. 

Ich habe gesagt, dieses Haus soll als Heimatstätte dienen für den Bruder- 
rat, und wer etwas vom kirchlichen Leben je gehört hat, weiß, daß es hier 
um die Bekennende Kirche geht, um den Bruderrat der Bekennenden Kirche 
und um den Kreis von Leuten, die als Repräsentanten der Bekennenden 
Kirche die Arbeit der Bekennenden Kirche weiter zu betreiben haben. Die 
Bekennende Kirche ist für viele nicht mehr als eine historische Erscheinung 
aus der Zeit, da im deutschen Volk ein schwerer Kampf tobte um und gegen 
eine Weltanschauung, die von unserem Volk, wenn nicht Besitz ergriff, 
so doch die Gewalt über unser Volk erlangte. Es ging um eine Weltan- 
schauung, die den Menschen ganz konsequent auf sich selber stellte und 
das Schicksal des Menschen einem ernannten oder gewählten oder sich selbst 
zum Diktator aufgeworfen habenden Übermenschen in die Hand legte und 
die damit gerade den Menschen auf Gnade und auf Ungnade, aber wie wir 
zu sehen bekamen, weit mehr auf Ungnade, dem Menschen und Über- 
menschen auf eine Weise auslieferte, daß der Mensch nicht mehr Mensch 
sein konnte, sondern genötigt und gezwungen wurde, ein untermenschliches 
Dasein zu führen. Die Bekennende Kirche ist in jener Zeit geboren worden. 
Kein Mensch hat sie geplant, kein Mensch hat sie gebaut, sie war da, sie 
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mußte da sein, weil sich Gottes Autorität nicht unbezeugt läßt, wenn der 
Mensch seine Autorität, die Autorität Gottes beiseiteschiebt. Die Bekennende 
Kirche war da, um die Autorität Gottes zu bezeugen, den Platz, auf dem 
deutlich wird, daß der Mensch, um Mensch zu sein, unter der Autorität 
Gottes mit Bewußtsein stehen und leben und gehorchen muß, und daß der 
Mensch so seine menschliche Freiheit erhalten oder wiedergewinnen oder 
wiederfinden kann, daß er die Autorität Gottes, wo sie ihm begegnet, an- 
erkennt und sich von dieser Autorität, der er auf Gnade und Ungnade 
ausgeliefert ist, in die Gnade Gottes hineinnehmen läßt. Über diesem Ringen 
ist die Bekennende Kirche, die keinen Anlaß hat, auf sich selber stolz zu 
sein, zu einer leidenden Kirche geworden, und als die leidende und verfolgte 
Kirche ist die Bekennende Kirche draußen über die Grenzen unseres 
Volkes bekannt geworden. Die Bekennende Kirche hat eine besondere 
Verbundenheit mit der Christenheit jenseits der Grenzen, aber nicht in dem 
primitiven Sinne, wie ein Adolf Hitler das verstand, sondern in dem be- 
sonderen Sinne, daß die Bekennende Kirche als eine leidende Kirche das 
Werkzeug geworden ist, mit dem der Herr Jesus Christus die Verantwortung 
der Christenheit in der ganzen Welt füreinander geweckt hat. 


Nun könnte man heute denken: das ist also eine historische Erscheinung, 
dieses Ringen ist vorüber, und das haben wir jetzt nicht mehr nötig. Wir 
haben auch in der Zeit, da dieses Haus mit vielen Opfern und Kosten und 
leider auch mit Schulden wieder erstellt wurde, es immer wieder zu hören 
bekommen: wozu noch Bekennende Kirche? Der Kampf um diese 
Weltanschauung und gegen diese Weltanschauung ist heute nicht mehr nötig. 
Es kann sich alles wieder in Frieden und Freiheit entwickeln. Nun steckt 
endlich das Schwert in die Scheide. Seid friedlich und laßt alle Dinge so 
laufen, wie sie laufen wollen. 

Unser deutsches Volk leidet ja heute darunter, daß jeder kein höheres 
Ziel kennt, als möglichst bald wieder auf dem Stand von vor 1933 zu sein. 
Wir müssen dabei aufpassen, daß wir in diesem Bestreben nicht bald 
wieder auf die Schwelle von 1933 geraten. Wir sind uns darüber einig, 
daß es mit unserem Volk und unserer Kirche nicht dadurch besser wird, 
daß man die Zustände von einst wiederherstellt. Es st nicht damit getan, 
daß die Kirche entsprechend ihrer Möglichkeiten auf das Leben des Indi- 
viduums und auf das Leben in der Gemeinschaft wieder einen Einfluß 
gewinnt. Wir müssen uns hüten, daß es nicht heißt: Danach ward es mit 
dem Menschen schlimmer, denn es zuvor war, 

Die Evangelische Kirche in Deutschland, in der die evangelischen 
Landeskirchen seit der Eisenacher Synode vereinigt sind, bezeichnet sich 
selbst in ihrer Grundordnung als eine bekennende Kirche. Dazu wollen 
wir helfen, daß diese evangelische Kirche in ihrer ganzen Ausdehnung 
immer wieder daran erinnert wird, daß sie bekennende Kirche sein will 
und daß sie bekennende Kirche sein muß, wenn sie leben, wenn sie ihren 
Dienst ausüben will, wie er ihr aufgetragen ist. 


6 Kirchl. Jahrbuch 1950 8 


Die Bekennende Kirche sieht ihren Auftrag darin, nicht die alten 
Zustände wieder herzustellen, sondern die Unruhe, die Gott uns geschenkt 
hat, wachzuhalten und immer wieder zu wecken und das Licht aufzustecken, 
wenn diese Unruhe im Dunkel zu versinken droht. 


Bekennende Kirche, das heißt für uns: die Kirche braucht gar 
nichts zu haben, sie braucht keinen Einfluß und keine 
Macht; aber eins braucht sie, sonst ist sie nicht mehr Kirche 
und sonst hat sie keine Wirkung mehr, nämlich das Zeugnis 
von Jesus Christus, dem einen Worte Gottes, das wir zu hören, 
dem wir im Leben und im Sterben zu vertrauen und zu ge- - 
horchen haben, wie es die Barmer Erklärung sagt. Das ist der 
bleibende Auftrag der Bekennenden Kirche: daß dieses Wort 
bezeugt wird, daß wir die Kirche zur Ordnung rufen, wenn 
sie irgendwo etwas anderes tut, als Jesus Christus zu pre- 
digen. Alle Arbeit wird vergeblich sein, die in diesem Hause getan wird, 
wenn sie nicht auf diese eigentliche Aufgabe ausgerichtet ist, diesen Auftrag 
zu erfüllen. 

Diese Botschaft ist nicht nur die Botschaft, die die Kirche zur Ordnung 
ruft, sie ist zugleich die Botschaft, die die Menschenwelt und den Menschen 
in der Welt und unter seinen Brüdern zur Ordnung ruft. Ich glaube, die 
Botschaft und der Kampf, um die es in den Jahren des Nationalsozialismus 
ging, ist auch die Botschaft und der Kampf, die uns heute anbefohlen sind. 
Der Übermensch war nicht Hitlers Erfindung, und der Übermensch war 
nicht nur das Resultat des Nationalsozialismus. Wir machen uns die Aufgabe 
und die Verantwortung zu einfach. Durch die ganze Weltpresse geht das 
fürchterliche Wort, das wir uns angewöhnt haben, — nicht erst seit 1933 — 
das Wort vom „Menschenmaterial‘‘. Hier haben Sie das ganze Elend klar 
vor Augen: daß der Mensch zum Ding wird und daß er beurteilt wird nach 
der Frage, was dieses Ding nützen oder was es schaden könnte. Die ganze 
Menschheitstragödie von dem ersten Menschen der zweiten oder dritten 
Seite der Bibel an liegt ja in diesem Wort beschlossen wie in einer Formel: 
Menschenmaterial. Das kauft und verkauft man, das benutzt man, und wenn 
man es nicht mehr braucht, wirft man es weg. 


Es geht Gott in Jesus Christus um den Menschen, um die 
Welt, in die Gott den nach seinem Bilde geschaffenen Menschen als die 
Krone seiner Schöpfung hineingestellt hat. Dafür hat die Kirche Zeugnis 
abzulegen vor den Brüdern und vor der Gemeinde, aber auch vor der Welt 
und den Menschen. Und das ist der Auftrag der Bekennenden Kirche. 
Eine Kirche, die sich dieser Aufgabe entzieht, entzieht sich ihrem rechten 
Auftrag und ihrer Verantwortung. 

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, daß wir an dieser Stelle}die 
Aufgabe uns niemals aus der Hand nehmen lassen: nämlich davon? 277 
zeugen, daß der Mensch im Auge und im Herzen Gottes einen 
solchen Wert hat, daß nicht mehr darüber diskutiert werden 
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darf; denn „also hat Gott die Welt geliebet, daß er seinen 
eingeborenen Sohn gab“. Die Menschen sind nicht Menschenmaterial, 
sie sind verlorene und wiederzufindende und heimzurufende Gottes- 
kinder. Darum kann der Mensch weder als Menschenmaterial betrachtet, 
noch darf er so behandelt werden. 


Meine Damen und Herren, damit wollte ich in kurzen Zügen zum Aus- 
druck bringen, weshalb ich so tief davon durchdrungen bin, daß die Aufgabe 
der Bekennenden Kirche keineswegs als eine historische Erscheinung zu 
den Akten gelegt werden darf. 


Bekennen zu jener Zeit hieß widerstehen, bekennen in unserer 
Zeit heißt bezeugen. Daß das geschehe, darum geht es in der Kirche, und 
nicht nur in unserem Volk; darum geht es heute in der Menschenwelt und 
in der menschlichen Gesellschaft. Ohne dieser Frage näherzutreten, können 
wir weder Christen noch Glieder einer christlichen Kirche sein. Darum 
haben wir Herrn Prof. Dehn gebeten, über das Thema: ‚Kirche und 
Gesellschaft‘‘ zu uns zu sprechen. 


b) Arbeit und Kundgebungen des Bruderrates der EKD 


(1) Die Tätigkeit des Bruderrates war im Jahre 1949 der Durch- 
arbeitung bestimmter, der Kirche zur Lösung aufgegebener Probleme 
gewidmet, bei der man sich bemühte, zu brauchbaren Ergebnissen zu 
gelangen. Schon 1949 hatte er angefangen, sich eingehend mit der 
Flüchtlingsfrage zu beschäftigen. Die Ergebnisse wurden in der ersten 
Sitzung des Jahres 1949 zu Detmold in zwei Worten niedergelegt, von 
denen das erste einige Tage später von der Synode der EKD übernommen 
und als deren Kundgebung erlassen wurde, wie es der Absicht des 
Bruderrates entsprach. Es ist das „Wort zur Flüchtlingsfrage‘‘ (s. oben 
S. 14). Außerdem verabschiedete der Bruderrat noch ein Wort ‚‚Send- 
schreiben an die Christenheit zur Flüchtlingsnot‘“ von größerer Ausführ- 
lichkeit. Dies konnte in der Synode der EKD nicht mehr beraten werden 
und ging daher als Wort des Bruderrates heraus. 


Sendschreiben an die Christenheit zur Flüchtlingsnot 


Angesichts der unermeßlichen Flüchtlingsnot in Deutschland richten 
wir das folgende Wort an die C'hristenheit, an die Gemeinden, ihre Pfarrer 
und Ältesten und an die Kirchenleitungen: 

Mehr als zwölf Millionen Deutsche sind aus ihrer Heimat vertrieben 
und haben heute, drei Jahre nach Beginn dieser Ausweisungen, großenteils 
noch keine rechte Aufnahme innerhalb Deutschlands finden können. An 
vielen Orten wird ihre äußere und innere Lage immer bedrohlicher, die 
Lebensverhältnisse führen sie zu einer fortschreitenden Proletarisierung, 
die innere Entwurzelung treibt sie in den Nihilismus. Die Gefahr der 
Radikalisierung in jedweder Gestalt zieht herauf. Die Flüchtlingsfrage ist 
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zu einer Lebensfrage unseres Volkes geworden. In diesem Geschehen sind 
die Kirchen und die Christen zu klarer Erkenntnis und Entscheidung 
gerufen. 

I. 

Der gnädige Gott hat unserer Evangelischen Kirche in Deutschland in den 
Jahren des Kirchenkampfes Erkenntnisse geschenkt, durch die wir auch 
ein neues Verständnis von Glauben und Kirche gewonnen haben. In schwerer 
Anfechtung haben Christen und Gemeinden nach diesen Erkenntnissen 
gehandelt. Heute stellt uns das Flüchtlingsgeschehen unter ganz anderen 
Verhältnissen als damals aufs Neue in die Bewährung. Heute sind wir 
neu gefragt, ob wir die Theologische Erklärung von Barmen ernst nehmen 
und nach ihr zu handeln bereit sind. Gegenüber dem Flüchtlingsschicksal 
geht es in der Kirche heute um die Verwirklichung des Satzes: 


„Die christliche Kirche ist die Gemeinde von Brüdern, in der Jesus 
Christus in Wort und Sakrament durch den Heiligen Geist als der Herr 
gegenwärtig handelt. Sie hat mit ihrem Glauben wie mit ihrem Gehorsam, 
mit ihrer Botschaft wie mit ihrer Ordnung mitten in der Welt der Sünde 
als die Kirche der begnadigten Sünder zu bezeugen, daß sie allein sein 
Eigentum ist, allein von seinem Trost und von seiner Weisung in 
Erwartung seiner Erscheinung lebt und leben möchte.“ 


Es soll nicht übersehen werden, daß nicht wenige Gemeinden und 
Christen barmherzige Liebe an den Heimatlosen geübt haben. Es darf auch 
nicht vergessen werden, welche Hilfe ihnen aus der brüderlichen Gemeinschaft 
mit den Christen der Welt durch das Hilfswerk der Evangelischen Kirche 
in Deutschland zuteil geworden ist. Aber aufs Ganze gesehen, haben wir 
uns bisher weder in unserer kirchlichen noch persönlichen Selbstsicherheit 
durch Gottes Handeln ernsthaft erschüttern lassen. Wir können daher nur 
in aufrichtiger Beugung vor Gott zur Flüchtlingsfrage sprechen. 

Inmitten der Millionen Vertriebener unserer Tage steht unser Herr. 
Er ruft und rettet. Er richtet und sucht heim. Sein Zuspruch und sein 
Anspruch machen uns zu Christen und untereinander zu Brüdern. In der _ 
Gegenwart dieses Herrn fallen alle Vorzüge dahin, die wir voreinander 
haben. Vor ihm sind die Flüchtlinge nicht die Besitzlosen und die Ein- 
heimischen die Besitzenden, sondern beide, die vor ihm Armen und Bedürfti- 
gen, beide, die von ihm Gerufenen und Beschenkten. Vor ihm hat keiner 
dem anderen das Seine vorzuenthalten, vor ihm hat keiner von dem anderen 
etwas zu beanspruchen. Vor ihm wird die schier unüberbrückbare Kluft 
geschlossen, die sich zwischen Flüchtlingen und Einheimischen aufgetan 
hat. Wo immer sein Wort recht gehört wird, da ist in solchem Gehorsam 
die herrliche Freiheit der Kinder Gottes. Weil dieser Herr die Menschen 
besonders nimmt, wird keiner den anderen auf seinen Weg nötigen. Jeder 
steht und fällt dem einen Herrn. 

Wo der Herr Jesus Christus ist, gibt es keine dringlichere Sorge als die, 
daß sein Wort läuft und gehört wird. Hilfe an den Flüchtlingen besteht 
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zuerst und vor allen Dingen darin, daß sie nicht Mangel leiden an seinem 
Wort und in seiner Nachfolge bleiben. 


Der gegenwärtige an uns handelnde Herr ist selber Bruder der Elenden 
und Heimatlosen und will in ihnen erkannt und geliebt sein. Seine Gemeinde, 
die selber eine Schar der Fremdlinge und Pilgrime ist, darf an ihnen ihrem 
Herrn dienen. 


Die Vertriebenen brauchen über ihrem Geschick nicht zu verzweifeln. 
Sie dürfen es ansehen als die gnädige Heimsuchung Gottes, der sie gerade 
darın auf den Weg des Glaubens und der Nachfolge stellen will. 


So wird für die ganze Gemeinde das Flüchtlingsgeschehen ein auf- 
gerichtetes Zeichen, das sie an ihren Dienst und an ihren Weg der Frremd- 
lingschaft in dieser Welt erinnert. 


EI, 


In der Gemeinde der Fremdlinge und Pilgrime bitten und mahnen wir: 
Verachtet nicht den Nächsten, weil er ein Flüchtling ist. Verachtet nicht 
den Nächsten, weil er ein Einheimischer ist. Den einen wie den anderen 
hat der Herr in seinen Gehorsam gerufen. Erniedrigt darum nicht den 
Flüchtling zum Objekt, das nur „sozial betreut“ und „kirchenamtlich ein- 
gegliedert‘ wird; erniedrigt nicht den Einheimischen zum Objekt, an das 
nur Forderungen gestellt werden. Helft beiden in der Freiheit stehen, zu 
der das Wort ihres Herrn sie berief. Der Flüchtling hüte sich davor, daß 
er in einem krampfhaften Bemühen um bürgerliche Sicherheit die gnädige 
Heimsuchung Gottes vergißt. Helft ihm, auch in seinem Geschick den 
Auftrag Gottes zu finden und mit seinen besonderen Gaben der Gemeinde 
zu dienen. Der Einheimische achte seinen besonderen Stand nicht gering. 
Helft ihm, daß er seinen Besitz verwalte als Haushalter Gottes und ihn 
habe, als hätte er ihn nicht. Laßt nicht weltliche Mindestforderungen die 
Richtschnur eines Lastenausgleiches sein. Um der Liebe Christi willen, 
die uns trägt, darf einer des anderen Last tragen. Laßt uns eifrig sein in der 
Liebe und allezeit einander begegnen als solche, die die zukünftige Stadt 
suchen, weil sie hier keine bleibende haben. Versagt darum ja nicht dem 
Flüchtling die Bruderschaft in der Gemeinde seines Herrn. 

In ihr gibt es keine Rechte, die der Einheimische besitzt und der Flücht- 
ling nicht. Enthaltet ihm nicht Dienste vor, zu denen sein Herr ihn berief. 
Gleich dem Einheimischen ist der Flüchtling zum Dienst in der Gemeinde 
und in den Werken der Kirche gerufen, zur Mitarbeit in der Gemeinde- 
vertretung und in der Synode berechtigt. Bedenkt, daß es in der Kirche 
keine Rangordnung gibt, am wenigsten eine zwischen Einheimischen und 
Flüchtlingen. Sehet zu, daß die Gemeinschaft der Kirche nicht dadurch 
Schaden leidet, daß der Dienst der Flüchtlinge geringer bewertet wird als 
der der Einheimischen. Beachtet stets, daß kein Christ als einzelner gelebt 
hat und leben kann, und achtet darum die Gemeinschaft des Glaubens und 
der Liebe, die ihn getragen hat und trägt. 
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ILL: 

Die Gemeinschaft des Glaubens. und der Liebe wird allein durch die 
Verkündigung von Jesus Christus geschaffen und erhalten. Der Herr selber 
ist es, der durch sein Wort im Heiligen Geist seine Gemeinde aus Einheimi- 
schen und Flüchtlingen immer neu sammelt. 

 Kirchenleitungen, Bruderräte und Hilfskomitees sollten darum nur die 

eine Sorge kennen, daß dem Lauf des Wortes Raum gegeben und das Werk 
des Herrn weder durch Ordnungs- und Rechtsfragen noch durch Heimat- 
oder Volkstumsbindungen gehindert werde. 

Wo es aber Kirchenleitungen, Bruderräten und Hilfskomitees Ei 
darum geht, daß Er wachse und Seine Gemeinde erbaut werde, werden sie 
einander um Dienst und Hilfe in der ihnen gemeinsamen Aufgabe bitten. 
Keiner sehe auf das Seine und schließe den anderen aus oder mißtraue 
ihm, sondern einer helfe dem anderen, seine Verantwortung zu tragen. 

Kirchenleitungen, Bruderräte und Hilfskomitees sollten darum als 
Brüder in Christo ständig miteinander beraten, was jeder mit seinen be- 
sonderen Gaben und Möglichkeiten dazu beitragen kann, daß aus Flücht- 
lingen und Einheimischen eine Gemeinde werde. 

Die einheimischen Kirchenleitungen, Pfarrer und Ältesten bitten wir: 
Laßt die geistlichen Gaben der Flüchtlinge fruchtbar werden für die ganze 
Gemeinde. Gebt den Pfarrern und tätigen Laien der Flüchtlinge die Möglich- 
keit — die Zeit, die Räume und die Mittel — zu besonderem geistlichem 
Dienst nach der Ordnung ihrer Heimatkirche. Solch besonderer Dienst 
an den Flüchtlingen durch Flüchtlinge spaltet nicht die Gemeinde, sondern 
läßt alle Teile der Gemeinde — Einheimische und Flüchtlinge — sich 
miteinander und aneinander freuen der mannigfachen Gaben des Geistes, 
die ihnen geschenkt sind. 

Wo Einheimische und Flüchtlinge — Gemeindeglieder, Älteste, Pfarrer 
und Kirchenleitungen — miteinander im Dienste des einen Herrn an 
seiner Gemeinde stehen, werden sie einander in der Liebe die Freiheit 
lassen, und in dieser Freiheit einander lieben, achten und ehren lernen 
als die eine Gemeinde von Brüdern, die allein sein Eigentum ist, allein 
von seiner Verheißung lebt und leben möchte. 


IV. 

In der Verantwortung vor Gott rufen wir angesichts des Flüchtlings- 
elends die ganze C'hristenheit, alle Obrigkeiten, alle die, die dieses Geschick 
mitzuverantworten haben, wie alle, denen die Hilfe an den Flüchtlingen 
aufgetragen ist, unter Gottes Gebot. Als Kirche haben wir kein fertiges 
Programm zur Lösung des Flüchtlingsproblems. Das aber bezeugen wir: 
Das Flüchtlingsgeschehen stellt an alle die Frage nach Recht und Gerechtig- 
keit. Böses mit Bösem zu vergelten oder in einem Kriege die Lösung des 
Flüchtlingsproblems zu sehen, hieße das Flüchtlingselend in der Welt nur 
vergrößern. Wir haben den Geistern der Rache zu wehren, die umhergehen 
und die Herzen der Menschen bitter und verzagt machen. Der Friede aber, 
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den wir erwarten und erbeten, wird nur dann echt sein, wenn er auch die 
wirtschaftlichen Voraussetzungen für die Überwindung der Flüchtlingsnot 
schafft. Der Weltkirchenkonferenz in Amsterdam danken wir es, daß sie 
sich im Bemühen um einen solchen Frieden auch der Flüchtlingsnot in 
Deutschland besonders angenommen hat. 

Sowenig das Flüchtlingsproblem durch uns Deutsche allein lösbar ist, 
sosehr sind alle verantwortlichen Männer und Frauen in Deutschland 
gehalten, das Mögliche zu tun. 

Auch die Flüchtlingsfamilien haben ein Recht auf ein gemeinsames 
Leben. Darum ist nichts unversucht zu lassen, um ihre getrennten Glieder 
zusammenzuführen. 

Auch die Flüchtlinge haben das Anrecht auf menschenwürdigen Wohn- 
raum und Arbeit. Massenlager und Bunkerwohnungen sind menschen- 
unwürdig und Herde der Krankheit und Verwahrlosung. Mit allen ver- 
fügbaren Kräften ist neuer Wohnraum auch auf dem Wege der Siedlung 
zu schaffen. 

Die Flüchtlingsjugend ist durch den Verlust der Heimat, teilweise auch 
der Familie, und durch häufiges Fehlen von Berufsausbildung gefährdet. 
Ihre Erziehung bedarf der ganz besonderen Fürsorge. 

Das Problem der heimatlosen Menschen ohne Zuständigkeit, der Wan- 
derer zwischen den Zonen und Ländern und der illegalen Grenzgänger kann 
und darf nicht allein durch polizeiliche Zwangsmaßnahmen beseitigt werden. 
Auch für die Entwurzelten muß es eine Heimat geben. 

Der notwendige zahlenmäßige Ausgleich der Flüchtlinge zwischen den 
Ländern darf nicht zu einer Erschwerung des Flüchtlingsschicksals werden. 

Den Vertriebenen ist auf allen Lebensgebieten die tatsächliche Gleich- 
berechtigung zu schaffen. 

Noch haben wir Zeit und Möglichkeit, diese Aufgaben aufzugreifen. 
Wir wissen nicht, wann es zu spät ist. 


Diese beiden Worte waren die ersten Kundgebungen der evan- 
gelischen Kirche zur Flüchtlings- und Vertriebenennot, die sich aus- 
führlich und in eindringlicher Weise mit dieser ungeheuer bedrängenden 
Notlage befassen. Ihnen folgte kurz darauf die eindrucksvolle Veranstal- 
tung des Weltrates der Kirchen (Flüchtlingsabteilung) in Hamburg mit 
ihren Gewissen weckenden Aufrufen an die ganze Welt. 

(2) Von der Behandlung der Flüchtlingsfrage führt ein gerader Weg 
zu dem zweiten Hauptthema des Bruderrates: den „Baugemeinden“. 
Es mag auf den ersten Blick merkwürdig erscheinen, daß die Bekennende 
Kirche sich mit einemmal mit einer so eminent untheologischen Sache 
beschäftigt. Aber der Bruderrat sah sich einfach genötigt, auch praktisch 
zu der Lösung der entsetzlichen Wohnungsnot von Millionen kirchliche 
Vorschläge zu machen. Der Ausgangspunkt war hier die Gemeinde als 
Schar von Christen, die zusammen wohnen — aber nun eben nicht 


87 


zusammen wohnen, sondern zusammengepfercht und darum feindselig 
und erbittert aufeinander, nicht menschlich, geschweige denn christlich 
zusammen existieren können. Wieviel Nachdenken und Kopfzerbrechen 
hierüber war in den letzten Jahren an der Unlösbarkeit der Probleme 
gescheitert. Eine gefährliche Resignation mußte die Folge sein. Darum 
der neue Appell des Bruderrates an die Gemeinden, sich zu wenn auch 
erst gering erscheinenden Taten der Bruderliebe aufzuraffen. Darum 
auch die praktischen Anweisungen an die Bauwilligen, ihnen die Wege 
zur Verwirklichung ihrer Gedanken und Wünsche zu zeigen. Die über- 
raschend guten Erfahrungen, wie sie etwa in Vilbel bei Frankfurt mit 
einer solchen evangelischen Baugemeinde gemacht waren, ermutigten 
dazu, auch anderen diese Wege ans Herz zu legen. So kam es zunächst 
zu dem 


Aufruf an die evangelischen Gemeinden zur Bildung von 
Baugemeinden 


Liebe Brüder und Schwestern! 

Wir werden immer wieder gefragt, was wir Christen denn heute tun 
sollen, um uns als bekennende Christen, als bekennende Gemeinde zu 
erweisen. In den Jahren des Kirchenkampfes war es deutlich, wo wir mit 
unserem Zeugnis gefordert waren. Wir brauchten nicht zu fragen und zu 
suchen, sondern wir wurden gefragt und gestellt. Auch heute ist es nicht 
anders. Wir brauchen nur die Augen aufzutun. Gott hat uns ja die Menschen 
vor die Füße gelegt, mit denen er uns nach unserem Zeugnis der brüder- 
lichen Hilfe fragt. Mitten unter uns, in unseren Gemeinden, leben sie: die 
Millionen Menschen, unsere Brüder und Schwestern, die aus ihrer Heimat 
vertrieben oder durch den Luftkrieg in unseren Städtenobdachlos gewordensind. 


Die Flüchtlinge sind heute die Frage Gottes an uns 


Sind wir wirklich eine Gemeinde von Brüdern? Sind wir wirklich eine 
bekennende Gemeinde, die sich zu ihrem Herrn Jesus Christus bekennt 
auch mit dem lebendigen Zeugnis der helfenden Tat an den Geringsten 
Seiner Brüder? Dann laßt uns zeigen, daß diese Geringsten Seiner Brüder 
wirklich unsere Brüder sind! 

Wir rufen euch auf, Hand anzulegen, um den Vertriebenen eine neue 
Heimat zu geben, indem ihr — Einheimische und Vertriebene als eine 
Gemeinde und in gemeinsamer Arbeit — ihnen neuen Wohnraum schafft. 
Dazu sollen sich Männer und Frauen aus den Einheimischen der Gemeinde 
mit Flüchtlingsfamilien der Gemeinde zusammentun und miteinander be- 
raten, was zum Bau neuer Wohnungen und Siedlungshäuser jeder mit 
eigener Arbeitsleistung und wiederkehrenden Sach- und Geldopfern bei- 
tragen kann. Ein Glied der Gemeinde nehme sich dieses Zusammenschlusses 
als Vertrauensmann an. Wo solch eine Baugemeinde zusammenkommt, 
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wird es sich dann erweisen, daß auch heute noch Gemeinsinn und Opfer- 
bereitschaft stark machen. Was der Einzelne nicht vermag, kann die ge- 
sammelte Kraft vieler. Solche örtlichen Baugemeinden, aus christlicher 
Verantwortung erwachsen und getragen von der Opferbereitschaft, der 
Mitarbeit und der Selbsthilfe der ganzen Gemeinde, sind die Voraussetzung 
für einen übergemeindlichen Zusammenschluß in den einzelnen Landes- 
kirchengebieten und weiter für den westdeutschen Raum zu einem „Bund 
für sozialen Wohnungsbau und für Siedlungsgründungen‘“. Diese zentrale 
Stelle der Baugemeinden übernimmt als Hilfsorganisation die Verhand- 
lungen zur Kreditgewährung, berät die örtlichen Baugemeinden bei der 
Planung und stellt die Erfahrungen des Gesamtwerkes zur Verfügung. 
Der Sitz des Vorbereitenden Ausschusses für diesen Zusammenschluß ist 
vorläufig Frankfurt am Main. Entscheidend für das Gelingen bleibt aber 
der Wille zum gemeinsamen Handeln in der örtlichen Gemeinde und die 
in ihr geleistete Arbeit. 

Wir rufen Pfarrer und Gemeinden auf, dieses Werk der Sammlung 
von Baugemeinden in Angriff zu nehmen. Unsere heimatlosen Brüder 
sollen Wohnung bei uns finden; und dadurch wird die Gemeinde selbst 
gebaut werden, indem sie an der Last der Heimatlosigkeit mitträgt und das 
Menschenmögliche tut, diese Last leichter zu machen. 

Die Baugemeinde soll zugleich zum Bau der Gemeinde führen. Darum 
braucht sie die mit ihr bauende christliche Gemeinde. Wenn die helfende 
Gemeinde ihren Dienst recht tut, wird sie dabei nicht weniger gesegnet 
werden als die Baugemeinde. 


Für den Bruderrat der Evangelischen Kirche in Deutschland: 
Niemöller Mochalski 


Für den Vorbereitenden Ausschuß: 
Fricke. 


Dieser Aufruf fand kein geringes Echo. Von vielen Seiten wurde 
ihm zugestimmt, und es kamen die Anfragen wegen der praktischen 
Möglichkeiten der Durchführung. Dem mußte durch eine ausführliche 
Darlegung der Idee der Baugemeinde geantwortet werden. Wegen der 
Eigenart und Bedeutsamkeit dieser Idee evangelischer Siedlungsarbeit 
sei wenigstens das Dokument im Wortlaut gebracht, das die Haupt- 
sachen enthält. 

Die Baugemeinde 
(Bund zur Förderung von sozialem Wohnungsbau 
und von Siedlungsgründungen) 


E 


1. Die Schaffung von sozialem Wohnungsraum sowie der Aufbau 
neuer Siedlungen hängt davon ab, daß die überhöhten Kosten für das Bauen 
aufgebracht werden. 
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Dabei wird vorausgesetzt, daß sowohl die Finanzierung wie auch die 
Bereitstellung des Bodens trotz aller Schwierigkeiten möglich ist. Um die 
größtmögliche Verbilligung des Bauens zu erreichen, bilden wir überall, 
wo die übrigen Voraussetzungen dafür gegeben sind, Baugemeinden (ört- 
liche Gemeinschaften). Die Baugemeinde ist der Zusammenschluß von ıns- 
gesamt bis zu 280 Wohnungsanwärtern, die eine Genossenschaft bilden. 
Ergeben sich am selben Ort größere Anwärterzahlen, so werden mehrere 
Baugemeinden gebildet, die zu einer vereinigten Baugemeinde zusammen- 
geschlossen werden. Jeder Wohnungsanwärter ist verpflichtet, nach dem 
Maße seines Einkommens zwischen DM 15.— und 30.— als Mindest- 
beitrag monatlich auf die Baugemeinde einzuzahlen. Der Bund zur För- 
derung von sozialem Wohnungsbau und von Siedlungsgründungen, als 
die tragende und helfende Gemeinschaft, ist bestrebt, zusätzlich weitere . 
Geldmittel für die Baugemeinde aufzubringen. Die so zusammengetragene 
Sparsumme dient zur Aufbringung der Löhne für die Bauarbeiter, 
so daß für die Gesamtkosten des Baus die Löhne grundsätzlich in Fortfall 
kommen. Die zusätzliche Arbeit am Feierabend, die von den Anwärtern 
selbst oder von ihren Freunden und Bekannten als Selbsthilfe geleistet wird, 
ist ebenfalls unbezahlt. Die Selbsthilfe wird so wirksam wie möglich gestaltet. 


2. Die Baugemeinde bildet den Kern der zukünftigen Lebensgemeinschaft. 
Ziel der Baugemeinde ist es, jedem ihrer Glieder nicht nur Wohnung zu 
schaffen, um dadurch seiner Familie Raum zu geben, sondern darüber 
hinaus die zusammengeführten Familien als Lebensgemeinschaften zu 
ordnen und zu gestalten. Hier setzt der Dienst der christlichen Gemeinde 
ein. Durch ihre Botschaft von der vergebenden Liebe und vom neuen Leben 
in Christus sowie durch ihre Sakramenisfeier verwirklicht sie Gemeinschaft 
wm tiefsten Sinne. Mitglied einer Baugemeinde kann darum jeder sein, 
der bereit ist, unter die Botschaft zu kommen und am Leben der Gemeinde 
teilzunehmen. 


3. Die Baugemeinden (örtliche Gemeinschaften) sind auf der Länder- 
ebene zusammengeschlossen als Landes- Baugemeinden. Die Landes- Bau- 
gemeinden zusammen bilden die westdeutsche Baugemeinde (Bund zur 
Förderung von sozialem Wohnungsbau und von Siedlungsgründungen). 
Auf der Länderebene sowie im westdeutschen Bereich gelten die gleichen 
Grundsätze und Ziele wie für die örtliche Baugemeinde. 


IL 


Die Baugemeinde (Bund. zur Förderung von sozialem Wohnungsbau 
und von Siedlungsgründungen) wird getragen von der Bekennenden Kirche 
Deutschlands und den bekennenden Gemeinden der EKD. Das Werk will 
der Überwindung der Not der heimatvertriebenen Brüder dienen. Diese 
Not tritt in Erscheinung als Krisis der Familie sowie als Krisis der Gesell- 
schaft. Was darum nottut, ist die Zusammenführung der zertrennien 
Familienglieder und die Neubegründung der Familie in der christlichen 
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Gemeinde. Was nottut, ist die Bildung neuer verantwortlicher Gesellschaft 
als Bürgergemeinde durch den Dienst der christlichen Gemeinde in ihrer 
Mitte. Um diesem Ziel zu dienen, beteiligen sich die Glieder der bekennenden 
Gemeinden durch regelmäßige Opfer oder gelegentliche Spenden oder durch 
zinslose Darlehen an der Aufbringung bzw. Erhöhung der Mittel der Bau- 
gemeinden. Sie übernehmen, wo es möglich ist, Patenschaften in verschiede- 
nen Formen. Solche Patenschaften können auch von außerdeutschen Ge- 
meinden übernommen werden. Die Beziehungen zu außerdeutschen Ge- 
meinden regelt das Gesamtwerk. 

Mitglieder des Bundes können sowohl einzelne, wie Gruppen, wie auch 
juristische Personen und Verbände werden. Der Bund erstrebt einen 
Zusammenschluß von solchen, die sich zur Überwindung der gegenwärtigen 
Krisis in Familie und Gesellschaft aufgerufen wissen. 

Der Vorstand der örtlichen Baugemeinde wird in der ordentlichen Mit- 
gliederversammlung der Genossenschaft gewählt. Dazu treten bis zu 3 Ver- 
treter, die die örtliche bekennende Gemeinde wählt. Auf der Länderebene 
bildet sich der Vorstand entsprechend durch die Mitglieder der Landes- 
Baugemeinde. Das gleiche gilt sinngemäß für die westdeutsche Bau- 
gemeinde. Jeweils in diese Vorstände entsenden die Landesbruderräte bzw. 
der Bruderrat der EKD bis zu 3 Mitglieder. 


III. 

Die Gemeindebildung im doppelten Sinn, als Bildung der Bürger- 
Gemeinde und als Bildung der Christen-Gemeinde, ist das Ziel, das die 
Baugemeinde erstrebt. Die Baugemeinde will zum Bau der Gemeinde 
führen. Die Gemeindebildung beginnt, wenn die ersten Häuser bezogen 
sind. Der Dienst der Seelsorge wird durch Laienkräfte oder durch Theologen 
getan, die zur Verfügung stehen. Wächst die Baugemeinde über einen 
gewissen Bestand an Familien hinaus und wohnt eine größere Gruppe von 
Arbeitern am Bauplatz, dann muß für eine besondere gottesdienstliche 
Stätte und für die Einrichtung von Gottesdiensten Sorge getragen werden. 
In diesem Fall wird eine neue christliche Gemeinde gegründet. Es sollen 
möglichst viele neue Gemeinden gegründet werden. Die Verantwortung der 
Bürger-Gemeinde wird durch den Vorstand der Baugemeinde wahrgenommen. 
Aufgabe des Vorstandes ist es, die angesiedelten Familien als werdende 
Bürger-Gemeinde zu entwickeln. Jeder Bürger soll teilhaben an der Ver- 
antwortung des Ganzen. Diesem Ziel dient die Mitgliedschaft aller Bürger 
in der Genossenschaft. Der Vorstand gibt nach den Richtlinien des Gesamt- 
werkes dafür Anregungen und Hilfe. Er regelt die Selbstverwaltung. Die 
christliche Gemeinde entwickelt sich zunächst auf der Grundlage der frei- 
willigen Gemeinde. Die Gemeinden pflegen in Verbindung mit ihrer Landes- 
kirchenleitung Gemeinschaft mit den benachbarten Gemeinden und unter- 
einander sowie mit den Organen der Bekennenden Kirche. Die Mitglieder 
der Baugemeinden beteiligen sich am Leben und an der Arbeit des Gesamt- 
werkes der Baugemeinde. 
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Erläuterungen und Erklärungen 


Plan und Idee der Baugemeinde, wie sie im Vorhergehenden kurz 
zusammengefaßt sind, bedürfen einiger Erläuterungen und Erklärungen. 


Pe 


Die Selbsthilfe 


Der Grundgedanke des Ganzen ist die Selbsthilfe. Daß das Bauen 
lebensnotwendig ist, weiß jeder. Auch weiß jedes Kind heute, daß die 
Baukosten unerschwinglich sind. Selbst bei sinkenden Preisen auf dem 
Baumarkt wird es auf den bisherigen Wegen der Finanzierung in absehbarer 
Zeit nicht möglich sein, den sozialen Wohnungsbau in größerem Umfang . 
durchzuführen. Darauf aber kommt nun alles an, daß so gebaut wird, daß 
der spätere Wohnungsinhaber mit seiner Miete 1. das investierte Kapital 
verzinsen und 2. dieses Kapital auch amortisieren kann. 


Man kennt die Tragödien von Familien, die in Wohnungen wohnen, 
die für sie zu teuer sind. Wir würden der ganzen Lage heute nicht gerecht 
werden, wenn wir nicht davon ausgehen würden, daß nur billige Wohnungen 
für die Massen der heute Wohnungsuchenden in Betracht kommen. Dies 
verstehen wir unter sozialem Wohnungsbau. Möglich ist er unter den heutigen 
Umständen nur durch größtmögliche Ersparung auf dem Wege der Selbst- 
hilfe. Der Idealfall wäre, daß die Wohnungsuchenden selbst das Haus 
errichten würden, in den Stunden ihres Feierabends oder auch an freien 
Werktagen. Dies geschieht tatsächlich oft genug. Die Schwierigkeit ist nur 
die, daß dadurch das Bauen unverhältnismäßig verzögert wird. Die Not 
brennt auf den Nägeln. Jeder Tag ist ein verlorener Tag. Wir müssen 
nicht nur bauen, sondern wir müssen in kürzesten Fristen bauen. Darum 
muß die Selbsthilfe verbunden sein mit einer Hilfsfinanzierung. Nur, wenn 
jeder Wohnungsanwärter einen regelmäßigen ‚verlorenen‘ Beitrag liefert, 
können die Mittel zusammenkommen, die einen ständigen Bautrupp unter- 
halten können. Freilich, dem einen ist das leicht möglich, einen solchen . 
Beitrag zu liefern, den anderen trifft es schwer, und er kann es kaum tragen. 
So ist es nötig, die Selbsthilfe und die Hilfsfinanzierung miteinander aus- 
zugleichen. Wer nicht zahlen kann, kann vielleicht um so mehr zusätzliche 
Arbeit leisten. Das alles bedeutet, daß die Selbsthilfe ein Handeln der 
Gemeinschaft sein muß. Die Zwangsläufigkeit der Verhältnisse führt 
zur bauenden Gemeinschaft auf dem Wege der Selbsthilfe. Die Rechts- 
form der Baugemeinde ist die Genossenschaft. Sie regelt die Verpflichtungen 
des einzelnen gegenüber der Gemeinschaft und führt die Gemeinschaft selber 
ihrem Ziel entgegen. Dieses Ziel besteht darin, daß alle Glieder der Bau- 
gemeinde, entsprechend den Verpflichtungen der Gemeinschaft, zu einer 
Wohnung kommen. 
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ER 


Die Mithilfe der christlichen Gemeinde 


Es ist hier nicht darzulegen, wieso die Sache der bauenden Flüchtlinge 
die Sache der ganzen christlichen Gemeinde ist. Sie ist es! Wir dürfen 
darauf hoffen, daß die Verantwortung dafür wach geworden ist. Alle Pfarrer 
und Gemeinden werden wissen, daß sie die bauenden Flüchtlinge in ihre 
Mütte nehmen müssen, daß die ganze Gemeinde hinter ihnen stehen muß — 
auch mit der Tat des Opfers. 

Christus geht heute durch unser Land in Gestalt des Flüchtlings. Soll 
Er vielleicht sagen: „Ich bin heimatlos und obdachlos gewesen, und ihr 
habt mir nicht geholfen, mein Heim zu gewinnen.“ Wie hilft die Gemeinde? 
Sie hilft auf verschiedenen Wegen: 

I. Sie kann zinsfreie Darlehen an die Siedler geben, damit sie ihre 
Beiträge monatlich aufbringen können, ohne hungern zu müssen. Eine 
solche Darlehnsaktion in der zugeordneten Gemeinde, zu der die Flüchtlinge 
gehören (in ländlichen Verhältnissen handelt es sich vielleicht um einen 
ganzen Kirchkreis), kann auch eine große Bedeutung haben zur Über- 
brückung der Baukapitalsengen, damit zur rechten Zeit das Material be- 
schafft werden kann. 

2. Die Gemeinde hilft außerdem, indem sie das eine oder andere Mal 
bei besonders sich bietenden Gelegenheiten ein besonderes Opfer aufbringt, 
sei es in Form einer freiwilligen Haussammlung oder in einer Sipenden- 
aktion besonderer Art. 

3. Es können auf dem Wege der Kollekten oder der gesamtkirchlichen 
Spendenaufkommen von den Kirchen und ihren Leitungen Gelder gegeben 
werden. Die Frage von Patenschaftsgemeinden in außerdeutschen Ländern 
braucht hier nicht erörtert zu werden. Sie bedarf der genauen Planung. 

Über dies hinaus wird die Gemeinde selbst Mittel und Wege finden, wie 
sie im Einzelfall ihrer Baugemeinde Hilfe leisten kann durch Transport- 
mittel, die sie zur Verfügung stellt, durch Fachkräfte, die sich freiwillig 
und ehrenamtlich anbieten, durch Hilfen bei der Beschaffung der Bau- 
stoffe. Ein reiches Feld möglicher nachbarlicher Hilfe tut sich hier auf. 
Das ist die große Gelegenheit, die für die Gemeinden entsteht, 
daß sie mit den Flüchtlingen selbst zu einer Familie Gottes 


werden. 
III. 


Der Bund 


Die Baugemeinde bezeichnet sich als „Bund zur Förderung von 
sozialem Wohnungsbau und von Siedlungsgründungen‘“. Der 
Bruderrat der Bekennenden Kirche hat das Werk auf seine Verantwortung 
genommen. Manche werden fragen, warum hat das nicht die Kirche selbst 
getan bzw. warum haben es nicht die Landeskirchen getan, oder warum 
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hat nicht das Hilfswerk der EKD diese Aufgabe übernommen? Was das 
letztere anlangt, so wird sich das Hilfswerk die Aufgabe der Hilfe für die 
Baugemeinde ohnehin angelegen sein lassen. Die Sache der Baugemeinde 
selbst aber ist nicht eine Sache der kirchlichen Institution, sie ist Sache 
der kirchlichen Bewegung. Sie muß es sein und werden! Darum ist es 
recht und richtig, daß die Bekennende Kirche, als die „Kirche in Bewegung“, 
diese Sache zu ihrer Sache gemacht hat. Dies bedeutet nicht, daß die Evan- 
gelische Kirche mit ihren Gliedkirchen sich nicht hinter diese Sache stellen 
könnte und sollte. Im Gegenteil! Aber die Kirche muß ihre Kräfte sinnvoll 
zum Einsatz bringen. Hier ist zweifellos die Kirche als bekennende _ 
Kirche aufgerufen. Es bedeutet also keine Verengung, wenn die Bekennende 
Kirche dies Werk der Baugemeinde auf ihre Verantwortung genommen 
hat. Es bedeutet, daß die Kirche als Bewegung sich heute der entscheidenden 
Not unseres Landes zur Verfügung stellt, wie sie einst angesichts der 
politischen Not unseres Landes zur Verfügung gestanden hat. Der Bund 
gibt nun freilich auch die Möglichkeit, weitere Partner in diesem Werke 
zu suchen und zu finden. Wer diese sein mögen, steht dahin. Es können 
Verbände und Gruppen sein, geistige Bewegungen oder juristische Personen 
und Organisationen. Und natürlich, es können und sollen einzelne Menschen 
sein, viele Menschen, sehr viele Menschen, will’s Gott. Ein Bund will sich 
schließen zwischen den Einheimischen und den Flüchtlingen und quer 
hindurch durch die verschiedenen „Länder“. Ist nicht der Bund eine 
Aufgabe für uns Deutsche? War nicht die letzte echte Bewegung in unserer 
Nation die bündische Bewegung? Und ist es nicht die Aufgabe, angesichts 
der deutschen Gefahr der Zersplitierung und Vereinsamung in der Selbst- 
sucht, daß wir zusammenfinden und zusammenarbeiten? Der Bund, der 
hier gemeint ist, könnte eine Plattform werden, auf der wir uns finden. 
Freilich, das ist ganz klar, daß wir uns nur finden können im Zeichen des 
Kreuzes. Denn wir tragen solidarisch an der Schuld unserer Katastrophe. 
Wir sind im Gericht Gottes. Darum können wir nur im Zeichen des Kreuzes 
einen neuen Anfang machen. Wer darin mit uns einig ist und einig sein 
möchte, der ist uns hoch willkommen. 


IV. 


Die Baugemeinde als Gemeinde 


Im Zusammenhang mit dem zuletzt Gesagten erklären wir, daß die 
Aufgabe des Bauens heute nur da ganz erfüllt wird, wo sich zugleich die 
Gemeinde erbaut. Die Krise, mit der wir es zu tun haben in der sogenannten 
Flüchtlingsfrage, ist die Krise der deutschen Gesellschaft schlechthin. Wir 
sind zerfallen und schrecklich isoliert. Wir haben die Verbindung mit Gott 
und mit unserem Nächsten verloren. Wir kommen um in der Eiseskälte 
unserer Lage. Die zertrennten Familien sterben an der Zertrennung und 
die aus der Heimat Entwurzelten müssen allen Halt verlieren. Sie sind 
damit ein Sinnbild für unser Aller Lage! Das heißt aber: Wir stehen vor 
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der Aufgabe der Überwindung der Krise der modernen M. enschheit, wenn 
wir an das Bauen herangehen. Nur in der Gemeinde ist diese Krise geheilt. 
Nur da, wo das Kreuz mitten innen steht, wo Christus sich selbst uns gibt 
und für uns einsteht, daß die Liebe des Vaters uns umfängt. „Auf daß sie 
alle eins seien, gleichwie du, Vater, in mir und ich in dir.“ Wo das gilt, 
da ist die Aufgabe bezwungen. Diese Aufgabe ist also die Aufgabe an der 
Front unserer Zeit. Gegenüber der Zwangsläufigkeit des Kollektivs ist die 
christliche Gemeinde die einzige Rettung. Die Frage ist nicht: Ost oder 
West. Die Frage ist: ob Christus Macht über uns gewinnt und wir uns, 
wir Abendländer, aufs neue bekehren zu Ihm. Die Aufgabe ist der Nach- 
vollzug des christlichen Abendlandes in seiner Rückbegründung. Die Auf- 
gabe ist: 
Durch die Baugemeinde zur Gemeinde, zur erneuerten Gemeinde. 


Die Tätigkeit des Bruderrates auf diesem Gebiet führte dazu, daß 
die auch von seiten des Hilfswerkes in Angriff genommenen Siedlungs- 
arbeiten mit den Bestrebungen des Bruderrates in Verbindung gebracht 
wurden. Durch Verhandlungen beider Kreise wurde eine Gemeinsamkeit 
der kirchlichen Wohnungsbaupläne und -werke erzielt. 


Man wird nicht erwarten können, daß eine so neuartige, so schwere 
und so viel Einsatzbereitschaft erfordernde Sache wie die Baugemeinden 
schon in der kurzen Zeit einiger Monate weithin sichtbare Auswirkungen 
hat. Um so bemerkenswerter ist die Feststellung, daß schon im ersten 
Jahr eine ganze Anzahl von Baugemeindeprojekten nicht nur geplant, 
sondern sogar in Angriff genommen wurde. Erst in Jahren wird man 
sehen, ob die Anregungen von den evangelischen Gemeinden in größerem 
Umfang aufgenommen wurden. Es wird dazu noch vieler Mühe und 
aufrüttelnder Einwirkung bedürfen, da die Lethargie in unserer Mitte 
viel zu mächtig ist, als daß wir zu Taten und Opfern bereit wären. Aber 
der Ernst der Lage gebietet es der Kirche, nicht müde zu werden in 
Worten der Erweckung und Werken beispielhafter Tat. 


(3) Schon seit geraumer Zeit, aber aufs neue angeregt durch die 
Erörterung auf der Synode der EKD, hatte sich der Bruderrat mit der 
Aufgabe eines Wortes der Kirche zur Not und Bedrängnis des Menschen 
unserer Tage im politischen Leben, in den Fragen des Rechtes und der 
Macht, des Staates und der Gesellschaft beschäftigt. Die Beratungen 
gingen durch mehrere Monate hindurch, bis endlich im Oktober in 
Berlin das Wort vorgelegt und beschlossen werden konnte, das fraglos 
das bedeutsamste kirchliche Wort des Jahres 1949 ist. Es liegt in der 
Linie einiger schon vorher veröffentlichter Kundgebungen der evan- 
gelischen Kirche, insonderheit des Wortes „Sehet den Menschen‘, das 
die Eisenacher Kirchenversammlung 1948 beschlossen hatte. Daß es in 
Berlin geschah, erscheint uns von symbolischer Bedeutung. Denn Berlin 
ist die Stadt in der Welt, durch die die Grenze zwischen West und Ost 


95 


mitten hindurchgeht. Und das Wort des Bruderrates steht in der Mitte 
zwischen West und Ost. Es will verkündigen, daß hier der Ort ist, wo 
die Kirche des Evangeliums zu stehen hat. Um dies noch zu verdeutlichen, 
gab der Bruderrat zur Einführung in das Wort eine Darlegung von 
Heinrich Vogel heraus, die so wesentlich ist, daß wir sie mit dem Wort 
zusammen folgen lassen. 


Die Kirche in der Bresche 
Einführung in das Wort „Gebt Gott recht‘ von H. Vogel 


Und der Herr sprach: Es ist ein Geschrei zu Sodom und Gomorra, das 
ist groß, und ihre Sünden sind sehr schwer. Darum will ich hinab- 
jahren und sehen, ob sie alles getan haben nach dem Geschrei, das vor 
mich gekommen ist, oder ob’s nicht also sei, daß ich’s wisse. 
Und die Männer wandten ihr Angesicht und gingen gen Sodom; aber 
Abraham blieb stehen vor dem Herrn und trat zu ihm und sprach: 
Willst du denn den Gerechten mit dem Gottlosen umbringen? Es möchten 
vielleicht fünfzig Gerechte in der Stadt sein; wolltest du die umbringen 
und dem Ort nicht vergeben um fünfzig Gerechter willen, die darin 
wären? Das sei ferne vor dir, daß du das tust und tötest den Gerechten 
mit dem Gottlosen, daß der Gerechte sei gleich wie der Gottlose! Das sei 
ferne von dir, der du aller Welt Richter bist! Du wirst so nicht richten. 
Der Herr sprach: Finde ich fünfzig Gerechte zu Sodom in der Stadt, 
so will ich um ihrer willen dem ganzen Ort vergeben. 
Abraham antwortete und sprach: Ach siehe, ich habe mich unterwunden 
zu reden mit dem Herrn, wiewohl ich Erde und Asche bin. Es möchten 
vielleicht fünf weniger denn fünfzig Gerechte darin sein; wolltest du 
denn die ganze Stadt verderben um der fünf willen? 
Er sprach: Finde ich darin fünfundvierzig, so will ich sie nicht ver- 
derben. Und er fuhr fort mit ihm zu reden und sprach: Man möchte 
vielleicht vierzig darın finden. Er aber sprach: Ich will ihnen nichts 
tun um der vierzig willen. Abraham sprach: Zürne nicht, Herr, daß ° 
ich noch mehr rede. Man möchte vielleicht dreißig darin finden. Er 
aber sprach: Finde ich dreißig darin, so will ich ihnen nichts tun. Und 
er sprach: Ach siehe, ich habe mich unterwunden mit dem Herrn zu 
reden. Man möchte vielleicht zwanzig darin finden. Er antwortete: Ich 
will sie nicht verderben um der zwanzig willen. Und er sprach: Ach 
zürne nicht, Herr, daß ich nur noch einmal rede. Man möchte viel- 
leicht zehn darin finden. Er aber sprach: Ich will sie nicht verderben 
um der zehn willen. 
Und der Herr ging hin, da er mit Abraham ausgeredet hatte; und 
Abraham kehrte wieder um an seinen Ort. 1. Mose 18, 20—33 


Da wird uns in jenem vor unser aller Augen und Ohren immer noch 
aufgeschlagenen Buch eine ebenso ungeheuerliche wie wundersame Ge- 
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schichte erzählt: von jenem Geschrei, das aus der Sünde der beiden Städte 
zu Gottes Ohr empordrang, und von einem Menschen namens Abraham, 
der hören durfte und mußte, was doch nur Gott hören kann! Aus einem 
unbegreiflichen, wahrhaftig nicht in der Qualität dieses Menschen begrün- 
deten Erbarmen ließ Gott ihn das Unerträgliche wissen. Dieser Mensch 
konnte daraufhin nur noch eins tun: vor Gottes Angesicht stehenbleiben 
und das Unerträgliche vor Gott ausbreiten, auf Gott werfen! Er wagte es, 
mit Gott zu handeln, ihn sozusagen herunterzuhandeln auf jene lächerlich 
kleine Zahl von zehn Gerechten, um derentwillen Gott dann wirklich die 
ganze Stadt zu verschonen versprach! Er redete mit Gott von seiner @e- 
rechtigkeit sehr menschlich. Er behaftete ihn bei den „Unschuldigen“ — 
was der Mensch so darunter versteht! —, die Gott doch nicht mit den Schul- 
digen unterschiedlos umbringen dürfte und könnte! Er trat wahrhaftig 
in die Bresche, und daß er das tat, ist — moralisch und religiös geredet — 
einfach unerklärlich. Der einzige Grund dafür liegt darin, daß Gott ihn 
um die Bedrohung der beiden Städte durch den Zorn Gottes wissen ließ, 
ja, und — in dem Geheimnis, daß lange nach diesem Menschen Abraham 
ein Mensch kommen sollte, durch den Gott selbst in den Riß trat, um die 
Welt mit sich selbst zu versöhnen! 

Das ist der Text, von daher hören wir heute — wir Menschen nach 
1945 — die Frage: Wer tritt in die Bresche? Daß die Welt von 
1949 geradezu grauenerregend gefährdet, von Selbstvernichtung bedroht ist, 
das weiß ja wohl nachgerade jedes Kind, und das pfeifen die Spatzen 
von den Dächern aller Rathäuser und Kirchen! Daß nicht nur unsere ganze 
sogenannte Kultur, sondern unser physisches Dasein von der Gipfelung 
des technischen Fortschrittes, die man Atombombe nennt, bedroht ist, das 
steht in jeder Zeitung, mitsamt den verzweifelten Versuchen, die unheim- 
lichen Gebilde rechtzeitig zu entschärfen! Wer aber weiß, daß unsere Welt 
der verweigerten Buße, der Selbstrechtfertigung und Selbstherrlichkeit, des 
Selbsterlösungswahnes und der politischen Religion, — von Gott bedroht 
ist — ja, von dem lebendigen Gott, der seiner nicht spotten läßt, und 
wer weiß um das auf uns wartende Geheimnis seines Gnadenangebotes? Wer 
weiß das dort, wo man auf den Konferenzen mit allen Sicherheitsprogrammen 
und Rettungsaktionen so eklatant gescheitert ist? Und wer weiß das da, 
wo das Gericht geradezu exemplarisch hereinbrach, in diesem unserem 
deutschen Volk?! Wer hört, was der Mensch nur als ein Hörer des Wortes 
Gottes mit Gott hören und wissen darf und kann: jenes zu Gott aufsteigende 
Geschrei aus einer Welt, die lebt, als ob Gott nicht lebte, und die trotz allem 
und nach allem dem Religionskrieg ihrer vergangenen Weltanschauungen 
mitsamt der zugehörigen unmenschlichen Methodik verfallen ist?! 

Die Welt droht jetzt wahrhaftig an der falschen Fragestellung zugrunde 
zu gehen: Ost und West, Bolschewismus und Kapitalismus, Kollektivismus 
und Individualismus, und wie das alles lautet! Da steht Menschenbild 
wider Menschenbild, und — man irre sich nicht! — da steht Götterbild 
wider Götterbild. Daß die einen sich als radikale Atheisten verstehen und 
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die anderen als die Verteidiger des christlichen Abendlandes, dürfte wahr- 
haftig nicht das Letzte sein, was in dieser Sache zu sagen ist! Tatsache ist 
jedenfalls, daß die beiden D-Züge aus den enigegengesetzten Richtungen 
aufeinander zurasen und wir uns mitten dazwischen befinden in dem 
Gefühl, daß die uns gelassene Strecke und Zeit nur noch sehr kurz sein kann! 
Nun — wir wollen hier keinen Prognosen verfallen und insbesondere 
keinem Pessimismus, der ja auch nur eine Form des menschlichen Enthusias- 
mus ist! Wir wissen uns nicht dazu gerufen, auf Grund von Geschichts- 
deutungen uns prophetisch zu gebärden! Der Mensch denkt, und Gott 
lenkt! Zu einem aber wissen wir uns gerufen: die falsche Fragestellung, _ 
von der die ganze Welt in einer geradezu unheimlichen Weise gebannt ist, 
zu durchbrechen und die ganz schlichte, bis auf den Grund hinuntergehende 
Frage zu hören, die der Gott an uns stellt, der in Jesus Christus für uns: 
in den Riß trat: Wer tritt in die Bresche? Wer erkennt, daß diese unsere 
Welt von Gott bedroht ist? Wer erkennt, daß sie allein durch Gottes Gnade 
zu retten ist! Wer wagt das, was Abraham wagte, was Mose und Daniel 
an ihrem Ort und zu ihrer Zeit wagten, was die priesterliche Kirche, die 
auf den einen ewigen Hohenpriester blickt, wagen darf und muß: mit dem 
barmherzigen Gott für die von dem zornigen Gott bedrohte Welt zu ringen?! 
Sie kann sich nicht in den frommen Winkel, in die sakrale Abgeschlossen- 
heit zurückziehen, sie kann nicht verleugnen, daß Gott nicht nur für ihre 
Sünden, sondern für die der ganzen Welt in den Riß getreten ist. Sie kann 
gerade angesichts all der Gottlosigkeit, Verstocktheit, Selbstsucht, Macht- 
sucht, Habsucht und Unnmenschlichkeit nicht mit religiös-moralischer Em- 
pörung reagieren! Gerade die Kirche Jesu Christi kann nicht das Feuer Gottes 
vom Himmel auf die Welt, die Christus ausstößt, herabwünschen, sie muß 
ein Ohr haben für die Stimmen des Hungers und Durstes, der verborgenen 
Erwartung und Sehnsucht. Was in die falsche Richtung geschrien wird, 
muß sie als in die rechte Richtung, die Richtung Gottes, gemeint hören. 
In der radikalen Solidarität mit der Ratlosigkeit und Ausweglosigkeit der 
Welt, aus der sie selbst ja nicht herausgenommen ist, muß sie es wagen, 
Kirche für die Welt zu sein. Wenn keiner schuldig sein will, so muß . 
sie wissen und bekennen, daß wir durch Schuld jedes Recht zu reden 
vor Gott und Menschen verwirkt haben! Wenn die Selbstrechtfertigung 
in den trotz allem und nach allem sich noch behauptenden „ismen‘“ des 
Abendlandes — nicht nur den politischen, sondern auch den kirchlichen — 
ihre grotesken Orgien feiert (bis hin zu einem neuen Antisemitismus!), — 
dann muß sie das rettende Herrengeheimnis der Wahrheit respektieren, 
die einen Namen hat, den einzigen: Jesus Christus! 

Diese Kirche in der Bresche, die durch die Völker quer hindurch in den 
Riß gerufene Abrahamskirche, die priesterliche Kirche unter dem Kreuz, 
wird den hier rechts und links drohenden Versuchungen zu widerstehen 
haben: auf der einen Seite der Parteinahme, auf der anderen der Neutra- 
Iisierung der Entscheidungen! Die Kirche ist keine fromme Partei, und ' 
sie kann weder die Sache des Westens noch die des Ostens mit der Sache 
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Gottes gleichsetzen. Sie kann auch nicht im Blick auf eine gewisse Nähe 
der westlerischen Welt- und Menschenauffassung zum „Christentum“ Jesus 
Christus zum Parteigänger des Westens machen. Sie darf das Wort vom 
Kreuz nicht mit einer Kreuzzugsidee verwechseln! Die Kirche, deren 
Grundartikel der von der Rechtfertigung des Gottlosen ist, wird die in jener 
offiziellen Stellungnahme der katholischen Kirche dokumentierte Ent- 
scheidung sich nicht zueignen und in die dort gebildete weltpolitische Front 
nicht im Namen der Verteidigung des Evangeliums einschwenken können! 
Sie wird von der Frage bedrängt sein, zu wem er, der von der „Kirche“ 
um „Gottes“ willen Gekreuzigte, sich wenden würde, wenn er heute wieder- 
käme. Sie wird die Antwort nicht vorwegnehmen dürfen! 

Wiederum wird sie es nicht mit einer billigen unwahrhaftigen Neutralität 
halten können. Sie wird gewisse Tatsachen, wie sie freilich nicht nur im 
Osten, aber doch dort im Zeichen seiner besonderen Methodik den Menschen 
in seinem Menschsein bedrohen, in ihrer harten Tatsächlichkeit nicht ver- 
kennen können. Sie wird gerade als die Kirche zwischen Ost und West 
an dem Menschen, über den sie sich zu erbarmen, den sie um Gottes willen 
zu verteidigen hat, — das ist, um nur das eine zu sagen, der dauernd, 
zum Lügen gezwungene Mensch! — nicht einfach vorübergehen dürfen, 
gerade auch nicht in Berufung auf das Evangelium! Sie wird darauf ge- 
faßt sein müssen, daß man ihr diesen ihren Dienst von beiden Seiten nicht 
dankt, daß man sie ignoriert oder belächelt oder auch verfolgt! Sie wird 
auch darauf gefaßt sein müssen, daß man diese ihre ‚Haltung‘ als ebenso 
unerlaubt wie faktisch unmöglich erklärt, und sie selbst wird um die An- 
fechtung wissen, in der es eine priesterliche Entscheidung in der Nachfolge 
des Gekreuzigten gilt, die — menschlich gesehen — nicht nur wider die 
Vernunft, sondern sogar wider das Gewissen zu sein scheint! Es sind erst 
wenige Jahre her, daß es in Deutschland Christen gab, die nicht wußten, 
worum sie beten durften. Um den Sieg Hitlers — Nein! oder um die 
Niederlage des eigenen Volkes mit allen ihren Folgen — —? Damals 
lernten einige unter uns, wie nie zuvor, ein ganz nacktes „Herr, erbarme 
dich!“ in eins zu beten mit jenem letzten „Ja, komm, Herr Jesu!‘ Befinden 
sich nicht heute — und zwar nunmehr durch die ganze Welt hin — viele 
Christen auf andere Weise in der gleichen Anfechtung? Wohin wir unsere 
geheimsten Gedanken auch wenden mögen, so stoßen wir auf Abgründe, 
vor denen es uns schaudert, sei es der eines dritien Weltkrieges oder einer 
Weltrevolution, die sich in Wirklichkeit ja dann wohl als ein und dasselbe 
nihilistische Chaos darstellen möchten! Wohl verstanden: Was uns zurück- 
schaudern läßt, ist nicht nur ein wirtschaftspolitischer Abgrund, eine 
Kulturkatastrophe oder wie man es nennen möchte, sondern ein uns im 
innersten Gewissen treffendes „Halt‘‘! So bleibt uns wirklich nichts anderes 
als der Standort in der Bresche, der mit einem menschlichen — auch einem 
kirchlichen — „Standpunkt“ nicht zu verwechseln ist! Es könnte aber sein — 
und zwar bis in den realpolitischen Bereich hinein (!), daß die Entscheidung 
über uns alle darin fällt, ob diese Kirche in der Bresche, um die Gott allein 
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weiß, auf dem Plan ist. Eins ist gewiß: Über ihrem jedem Mißverständnis 
so schutzlos preisgegebenen Beten und Tun ist die Verheißung. Wer 
den Ruf hört, der von dem Kreuz des in den Riß getretenen Sohnes Gottes 
‘ergeht, der wird zwar nicht einfach von der Not, in der wir alle stecken, 
befreit, aber er wird unter eine Verheißung gerückt, die für den nächsten 
Schritt, den er zu tun hat, wirksam wird: Das gilt wahrhaftig nicht nur 
den Kirchenmännern, sondern auch den Staatsmännern, unter denen gewiß 
manch einer viel angefochtener, ratloser und trostbedürftiger ist, als er es 
wahrhaben will und zeigen kann. Und wiederum gilt es nicht nur den 
Menschen, von denen wir meinen, daß sie Macht hätten, etwas Entscheiden- 
des zur Rettung dieser unserer Welt zu tun, sondern dem letzten, geringsten, 
äußerlich und innerlich nackten Menschen in irgendwelchen Trümmern 
oder in irgendeinem Verließ dieser Welt. Es könnte ja sein, daß man 
gerade dort in der Tiefe den Ruf hört und aufnimmt. Wer tritt in die 
Bresche? 


Wort des Bruderrates der EKD vom 14.10.1949 


Gebt Gott recht! 


Ehre sei Gott in der Höhe und Friede auf Erden und den Menschen ein 
Wohlgefallen (Lukas 2, 14). 

Der Herr läßt sein Heil verkündigen, vor den Völkern läßt er seine 
Gerechtigkeit offenbaren ( Psalm 98, 2). 

Gerechtigkeit erhöhet ein Volk; aber die Sünde ist der Leute Verderben 
(Sprüche 14, 34). 

Sehet, welch ein Mensch! (Johannes 19, 5). 

Gott hat den, der von keiner Sünde wußte, für uns zur Sünde gemacht, 
auf daß wir würden in ihm die Gerechtigkeit, die vor Gott gilt (2. Korinther 
5, 21). 

Es sind die Reiche der Welt unseres Herrn und seines Christus geworden, 
und er wird regieren von Ewigkeit zu Ewigkeit. Amen (Offenbarung 11, 15). 

Vor dem Abgrund einer neuen Gerichtskatastrophe, in die unser Volk . 
mit den Völkern der Welt zu stürzen droht, zehn Jahre nach dem Ausbruch 
eines Krieges, auf den kein Friede folgte, reden wir als die mitschuldigen 
Glieder unseres Volkes, die bekennen, daß sie vor Gott und den Menschen 
jedes eigene Recht zu reden verwirkt haben. 

Wir dürfen und können es aber nicht unterlassen um der Ehre des 
Gottes willen, der allein richtet und begnadigt, um des Erbarmens Gottes 
willen, der allein Frieden schenkt und von dessen Wohlgefallen wir Menschen 
leben, zu rufen, zu bitten und zu warnen: 


Gebt Gott recht! 


Wir rufen die Besiegten und die Sieger, die Besitzenden und die Ent- 
erbten, die Gefangenen und ihre Aufseher, die Machthaber und die Ent- 
rechteten, die ihre Schuld bekennen müssen und die sich selbst für unschuldig 


100 


_ die Gottesleugner und die den Namen des Herrn auf ihren Lippen 
en: 

Gebt dem Gott recht, der tötet und der lebendig macht. 

Wir reden nicht als die Parteigänger einer menschlichen Weltanschauung 
oder eines politischen Programmes, nicht in der Sache eines Gottes des 
Westens oder eines Gottes des Ostens, sondern im Namen des Gottes, der 
seinen Sohn für beide, für den Menschen des Westens und für den Menschen 
des Ostens, für uns alle, die wir Gottesrecht und Menschenrecht mit Füßen 
traten, an das Fluchholz hat schlagen lassen. 

Wir bitten im Namen des einen entrechteten, ohnmächtigen, geschändeten 
und verdammten Menschen, dem Gott Recht gegeben, den er von den Toten 
auferweckt hat, und den er seinen Sohn nennt. 

Im Namen Jesu Christi, durch den Gott dem Menschen ein Recht 
schenkt, das er verwirkt hat, und durch den er uns ruft, einer dem andern 
das Menschenrecht zu lassen, das Gottes Gnade uns gönnt, bitten wir: 


Laßt uns endlich Gott recht geben! 


Wir bitten Euch, Brüder des eigenen Volkes: Erkennt in der Selbst- 
rechtfertigung, die in uns und unter uns unheimlich Raum und Macht 
gewonnen hat, den Götzen, der unser Volk in den Untergang reißen will 
und der ihm einredet, ein dritter Weltkrieg oder eine Weltrevolution könnte 
seine Rettung werden! Sagt Euch endgültig von einem Nationalismus los, 
der aus der verweigerten Buße stammt und auf die Stunde der Vergeltung 
wartet! Laßt uns unser Vaterland lieben und sein Bestes suchen, indem 
wir Gott recht geben und unserem Volk im Gehorsam gegen Gottes Gebote 
dienen, auch angesichts des Unrechts, zu dem die Siegermächte ihre Gewalt 
über uns mannigfach mißbrauchen! 

Laßt uns einer dem anderen das Recht geben, das Gott in seiner @e- 
rechtigkeit ihm schenkt! Wie lange wollen die Besitzenden gegenüber den 
Flüchtlingen noch auf ihren Besitz pochen wie auf einen Raub, als ob der 
Gott der Armen es ihnen für ewig garantiert hätte? Wie lange wollen wir 
noch klagend einander anklagen, anstatt einer des anderen Last zu tragen? 
Wie lange noch wollen wir gegeneinander politische Schuld und Unschuld 
ausspielen? Wie lange wollen sich Glieder unseres Volkes noch dazu her- 
geben, einer den anderen zu bespitzeln, zu denunzieren und zu überantworten ? 
Laßt uns endlich in dem andern nicht mehr zuerst den ehemaligen PG oder 
Offizier oder Staatsbeamten, nicht das Werkzeug einer Politik des Ostens 
oder des Westens, sondern den Menschen sehen. Laßt uns auch da, wo 
Sühne um der Aufrichtung des Rechtes willen notwendig war und wird, 
nicht vergessen, daß wir alle von dem Gnadenrechte Gottes leben! Wir werden 
die Fremden, die uns beherrschen und die uns manche Wohltat erwiesen 
haben, auf das Unrecht, das sie an unserem zerrissenen, aufgeteilten, fried- 
losen Vaterland begehen, nicht glaubwürdig hinweisen können, wenn wir 
einander, der Bruder dem Bruder, das Recht verweigern, das Gottes Er- 
barmen ihm läßt! 
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Ob wir aber jedes eigene Recht zu reden verwirkt haben und auch durch 
kein fremdes Unrecht wieder erlangen können, so wenden wir uns im 
Namen des Gottes, der allein recht hat und mitten im Gericht Gnade walten 
läßt, auch an die Mächte, unter deren Gewalt unser Volk gegeben ist, und 
an ihre Staatsmänner. Mit Entsetzen sehen wir, daß auch bei ihnen im 
Osten und im Westen die Selbstrechtfertigung Macht gewonnen hat und 
daß auch dort nur wenige vor dem Gericht erschrocken sind, das über uns 
Deutsche und über alle Welt gekommen ist! Auf dem Rücken unseres 
zwangsweise getrennten Volkes fühlen wir den Fuß der Weltmächte, die 
eine jede ihre Weltanschauung, ihre Macht, ihr Recht, ihr Menschenbild 
und den @ott ihrer politischen Religion zum Sieg führen wollen! Von beiden 
Seiten hören wir die so gegensätzlichen Botschaften, die der Welt den 
Frieden verheißen, aber mit aller Welt graut uns davor, daß der Mensch 
offenkundig mit dem Gedanken umgeht, angeblich um des Menschen willen, 
entweder in einer kommenden Weltrevolution oder in einem dritten Welt- 
krieg, zehn oder auch, wenn es sein muß, hundert Millionen Menschen 
auf den Altären seiner Selbstrechtfertigung und seines Welterlösungs- 
wahnes zu opfern! 

Wir fragen: Ist der Dollar der Retter der Welt? Wir fragen: Ist in dem 
von einer totalen Staatsmacht regierten Kollektivmenschen, in dem Robo- 
ter einer maschinisierten Gesellschaft der Mensch, der nach Gottes Eben- 
bild geschaffen wurde, noch wiederzuerkennen? Wir fragen: Ist die Atom- 
bombe der geheime Gott und Heiland derer, die des Menschen Recht und 
Freiheit verteidigen wollen, ihn aber dem Menschen ausliefern, der die 
Macht hat, mit der Auslösung auch nur weniger dieser Ausgeburten einer 
dämonisierten Technik ganze Länder zu vernichten? 

Wir rufen nicht nur denen, die die Macht haben, sondern auch den Ohn- 
mächtigen, die nach der Hilfe durch eine Weltmacht sehnsüchtig Ausschau 
halten und ihre Zuversicht auf den Sieg der einen über die anderen setzen, 
das zu, was uns selber zuallererst gilt: Irret euch nicht, Gott läßt sich 
nicht spottien! 

Um jenes Gottesrechtes willen, dessen Name Gnade heißt, bitten wir 
im eigenen Volk und in den anderen Völkern alles, was Menschenantlitz 
trägt, wir bitten jeden einzelnen: 

Mißbraucht den Menschen nicht länger als Mittel für Eure Zwecke! 
Laßt endlich von all der Unmenschlichkeit, die zutiefst nicht aus moralischen 
Mängeln, sondern aus der Selbstrechtfertigung stammt, kraft deren der 
Mensch des Menschen Richter, Retter und Gott sein will! Es ist unmensch- 
lich, den Menschen als eine Arbeitsware zur Vermehrung des Kapitals zu 
behandeln. Es ist unmenschlich, ihn zum Zwangsarbeiter im Dienste staat- 
licher Planwirtschaft zu erniedrigen. Gebt dem Recht Raum, das Gott dem 
Menschen gibt! Dieses Recht leidet nicht, daß der Mensch ohne die Möglich- 
keit der Verteidigung und ohne einen Rechtsspruch den Interessen der 
Gewalt geopfert, an Leib und Seele gebrochen, zum willenlosen Werkzeug 
des Menschen gemacht wird! Dieses Recht leidet keine KZs und keine 
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Gestapo. Dieses Recht leidet nicht, daß der Mensch zur Lüge gezwungen 
wird. Ein Staatswesen, das auf Lüge aufgebaut wird, zerstört sich selbst. 
Ihr sollt wissen, daß Jesus Christus jeden Entrechteten seinen Bruder 
nennt, und Ihr sollt auch wissen, daß er am Kreuz für die bittet, die das 
Unmenschliche am Menschen tun, auf daß wir Barmherzigkeit mitein- 
ander lernen und üben. 

Wir alle sollen wissen, daß Gott allein die Macht und das Recht hat, 
zu richten und freizusprechen! Alle Weltherrschaftsträume des Menschen 
sind antichristlich! Ihre Illusionen reißen, auch wenn sie die Weltsicher- 
heit und den Weltfrieden zu gewinnen meinen, ins Verderben! Nur Einem 
ist die Weltherrschaft im Himmel und auf Erden gegeben: Er heißt Jesus 
Christus! Wer ihm gehört, der ist befreit zum Lobe Gottes und zum Dienst 
am Nächsten. Der braucht nicht aus der Angst, er darf aus der Liebe leben. 
Er darf inmitten alles Grauens der Anfechtung dessen gewiß sein: Jesus 
lebt! Er kommt und mit ihm der Endsieg des Rechtes Gottes auf Erden! 
Wer auf dies sein Kommen wartet und sich dessen freut, daß Gott in Ihm 
doch Recht behält in Zeit und Ewigkeit, der wird darum beten, dafür 
arbeiten und, wenn Gott will, auch dafür leiden, daß Gerechtigkeit und 
Friede sich küssen, auf daß Gott recht behalte nicht nur im Himmel, sondern 
auch auf Erden! Amen. 


Der Bruderrat wandte sich an die Evangelische Kirche in Deutsch- 
land mit der Bitte, sich das Wort zu eigen zu machen und es den Ge- 
meinden als Wort der Kirche kundzutun. Dieser Bitte wurde in einem 
ungeahnten Maße entsprochen. Überall wurde es veröffentlicht und am 
Bußtag oder am 2. Advent oder Silvester in zahllosen Gottesdiensten 
als Kanzelabkündigung verlesen. Auch in der Öffentlichkeit Deutsch- 
lands, ja darüber hinaus fand das Wort einen starken Widerhall. Freilich, 
ob dies Hören seine Frucht bringt, darüber kann die Kirche nicht ver- 
fügen. Das kann Gott allein in seiner Gnade schenken. 


(4) Außer den drei bisher genannten Problemkreisen, die wesentlich 
„politische“, d. h. Fragen des öffentlichen Lebens umfassen, hat der 
Bruderrat sich auch der Behandlung einer ausgesprochen „‚inner- 
kirchlichen“ Aufgabe zugewandt, nämlich der kirchlichen Geldwirt- 
schaft. Aus diesem weiten Gebiet nahm er zunächst einen Punkt heraus, 
der ihm am vordringlichsten erschien: die Kollekten der Kirche. Es mag 
überraschen, daß dies Thema überhaupt so wichtig erscheinen konnte, 
ihm eine ausführliche Beratung zu widmen. Aber die Kollekten waren 
schon einmal vor nicht langer Zeit ein leidenschaftlich umkämpfter 
Streitpunkt des Kirchenkampfes gewesen. Damals hatte man sich in 
zahlreichen Synoden mit dem Wesen und dem Recht der Kollekten der 

‚Kirche befaßt, man hatte um ihretwegen Not, Verfolgung, Strafen, 
Gefängnis erlitten. Aber das Kollektenwesen der Kirche war nach der 
Kampfzeit durchaus nicht in Ordnung gekommen. Vor allem nach der 
Währungsreform wurde ein Notstand sichtbar, dem mit allem Ernst 
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begegnet werden mußte. Die Verknappung des Geldes, verbunden mit 
den örtlichen Bedürfnissen und Nöten, führte zu selbstsüchtigen Maß- 
nahmen und Einrichtungen in den Gemeinden, durch welche die ge- 
 meinsam von den Gaben der Kirche zu tragenden Werke und Anstalten 
gefährdet wurden. Dies unchristliche Verhalten sowie andere Unsitten 
bei der Abkündigung und Verwaltung von Kollekten veranlaßte den 
Bruderrat zu einem Wort der Besinnung und der Ratschläge über die 
Kollekte als Dankopfer der Gemeinde. 


Die Kollekte als Dankopfer der Gemeinde 


I 


Die Behandlung des Geldes in unserer Kirche bedarf einer gründlichen 
Umbesinnung. Die herkömmliche Kirchensteuer hat das eigentliche Wesen 
der Opfergabe der Gemeinde verdunkelt und zur Verweltlichung der Kirche 
in erheblichem Maße beigetragen. 

Diesem Geist der Verweltlichung verfiel auch die sonntägliche Kollekte. 
Sie wurde in ihrem tieferen Sinnzusammenhang mit dem Ganzen des gottes- 
dienstlichen Geschehens nicht mehr verstanden. Weithin verschwand der 
Klingelbeutel aus dem Gottesdienst, und die Kollekte selbst wurde an den 
Ausgang des Gottesdienstes und oft des Gotteshauses verwiesen, als wolle 
man sichtbar machen, daß die Kollektengabe mit dem Gottesdienst unmiittel- 
bar nichts zu tun habe. 

Nun hat der Kirchenkampf auch hier eine Wandlung gebracht. In der 
Neubesinnung auf das Wesen des gottesdienstlichen Geschehens und in der 
Auseinandersetzung mit dem NS-Staat und seinen von ihm abhängigen 
kirchenbehördlichen Organen hat die Bekennende Gemeinde wieder das 
Wesen der biblischen Opfergabe entdeckt und der Kollekte ihren Platz 
im Gottesdienst wieder eingeräumt. Es gilt heute, diesen Erkenntnissen in 
unserer Kirche Raum zu schaffen und die praktischen Folgerungen daraus 
zu ziehen. 

II. 


Theologische Besinnung 


1. Geld und Güter sind nach den Worten unseres Herrn (Luk. 16, 1—12) 
das „Geringste“ in unserem Leben, der „ungerechte Mammon‘“, das 
„Fremde‘‘. Aber sie sind uns gegeben, daß wir sie „treu verwalten‘ und 
uns damit Freunde schaffen, die am Gerichtstage des Herrn für uns zeugen 
werden (Matth. 25, 31 ff.). Damit erhält der ‚‚ungerechte Mammon‘“ nicht 
nur seinen Raum in der Gemeinde, sondern er wird geradezu zum Probier- 
stein ihrer Liebe. 

2. Die Gabe, die der Christ gibt, weist auf die Gabe hin, die Christus 
gibt: „Denn ihr wisset die Gnade unseres Herrn Jesu Christi, daß, ob er 
wohl reich ist, ward er doch arm um euretwillen, auf daß ihr durch seine 
Armut reich würdet.“ Dasselbe Wort Charis, das die Gnadengabe Gottes 
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in Jesus Christus an die Menschen bezeichnet, wird von Paulus für die 
Dankgabe verwandt, die der Christ darreicht (Luther: „Wohltat‘‘, 1. Kor.16,3). 

3. Die Gabe, die der Christ gibt, wurzelt darin, daß er zuvor sich selbst 
dem Herrn und den Menschen gibt (2. Kor. 8,5). 

4. So geschieht auch die „Steuer‘‘ des Christen dem Herrn zur Ehre 
(2. Kor. 8, 19). Sie ist ein gehorsames Bekenntnis zum Evangelium Jesu 
Christi (2. Kor. 9, 13). 

ö. Solche Gabe des Christen kann nicht erzwungen werden. Sie geschieht 
aus freiem Willen. Wo sie gefordert wird, geschieht es, um zu erproben, 
ob die Liebe rechter Art ist (2. Kor. 8, 8). 

So stärkt die „‚Steuer‘‘ das Band der Gemeinschaft unter den Gemeinden, 
weil sie einen ständigen Ausgleich schafft zwischen Überfluß und Mangel 
(2. Kor. 8, 14). 

7. Wie die Kollekte geistlichen Ursprungs ist, so muß auch ihre Ver- 
waltung und Verwendung geistlich ausgerichtet sein. Ihre Einsammlung, 
Beförderung und Verwendung liegt in der Hand bewährter Christen, auf 
daß alles „redlich‘‘ zugehe vor dem Herrn und vor den Menschen (2. Kor. 
8, 20—21; Apg. 6,2 ff.). 


III. 


Praktische Vorschläge 


1. Auf Grund solcher Erhebungen aus der Schrift wird die Notwendigkeit 
der Erneuerung der Kirche in Bezug auf die Erhebung, Verwaltung und 
Verwendung ihrer Gaben unausweichlich. Die Folgerungen, die daraus 
für die Erhebung der sogenannten Kirchensteuer zu ziehen sind, erfordern 
eine besondere Untersuchung. Für die Erhebung der sonntäglichen Kollekten 
und Liebesgaben geben wir folgende Ratschläge: S 
a) Die Einsammlung erfolgt nach vorhergegangener Abkündigung. Die 

Abkündigung soll möglichst keine Allgemeinheiten enthalten (z. B. für 

die Gemeinde, für allgemeine Notstände usw.), sondern den Zweck. der 

Sammlung möglichst konkret der Gemeinde ans Herz legen. Es muß die 

Liebe der Gemeinde für den Zweck geweckt werden, für den die Gabe 

erbeten wird. 

b) Die Einsammlung geschieht im Gottesdienst selbst, am besten zwischen 
dem Predigtteil und dem Abendmahls- oder Gebetsteil. Während des 
Liedes nach den Abkündigungen werden die Gaben durch Älteste oder 
andere freiwillige Helfer eingesammelt, die die Opferteller oder Opfer- 
körbe von Bank zu Bank reichen, um sie danach dem Liturgen zum 
Altar zu bringen. Es empfiehlt sich, daß der Inhalt der einzelnen Körbe 
in ein oder zwei Gefäße gefüllt wird, ehe er zum Altar gebracht wird. 
Der Liturg empfängt die Gaben mit einem Dank- und Segenswort: 
etwa 2.Kor.9,6 oder 9,8 (Sprüche häufig wechseln!). Daran an- 
schließend: ‚Der Herr wolle gnädig annehmen das Opfer unseres Dankes. 
Er segne es und lasse es zum Segen werden.“ (Sollte eine weitere Samm- 
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lung, etwa am Ausgang des Gottesdienstes, erfolgen, so sollte auch diese 

Sammlung persönlich durch Ältestr oder Gemeindeglieder erfolgen.) Die 

Opfergabe wird dann vom Liturgen auf den Altar gestellt. 

c) Die weitere Behandlung der Opfergabe (Hinbringen in die Sakristei, 
Zählen und Eintragen in das Kollektenbuch) soll mit größtmöglicher 
Sorgfalt geschehen. Immer sollen mehrere daran beteiligt sein, so daß 
keine bösen Gerüchte entstehen können. Abzüge von der Kollekte dürfen 
auf keinen Fall vorgenommen werden. Die Kollekte ist voll und ganz 
für den Zweck abzuführen, für den sie abgekündigt wurde. Der Welle 
der Geber muß für alle Verwalter der Kollekte oberstes Gesetz sein. 

d) Was als Dankgabe und unter Gebet und Segen gegeben ist, muß auch 
im Segen verwandt werden. Mit Recht hat die Bekennende Gemeinde 
sich im Kirchenkampf dagegen gewehrt, daß die Kollekte kirchenfremden 
oder gar kirchenzerstörenden Zwecken zugeführt würde. Die Verteilung 
der Kollektengabe setzt daher besondere Sorgfalt voraus. 

2. Was von der sonntäglichen Kollekte gesagt ist, gilt auch für die 
sonstigen in der Gemeinde gesammelten Gaben (Hauskollekten, Opfer- 
groschen usw.). Die Kollektanten, die in die Häuser gehen, sind Boten 
der Gemeinde, die nicht nur die Gaben erbitten, sondern auch Rede und 
Antwort zu stehen haben in einem rechten christlichen Zeugnis. So ist das 
Kollektieren immer zugleich ein wichtiger Dienst der Verkündigung, der 
an den Gebern getan wird. 

3. Über alle in der Gemeinde gesammelten Gaben sollte regelmäßig im 
Gottesdienst Rechenschaft gegeben und den Gebern gedankt werden. Es 
empfiehlt sich, in einer gottesdienstlichen Stunde am Jahresende der @e- 
meinde zusammenfassend für alle im verflossenen Jahr gespendeten Geld- 
und Naturalgaben besonders zu danken und zu weiteren Opfern ihre 
Freudigkeit zu wecken. 

4. Besondere Beachtung verdienen die sogenannten Stolgebühren. Sie 
sind eine Abgabe der Gemeindeglieder für die Dienstleistung der Amts- 
träger der Kirche und gehörten früher zum Gehaltsaufkommen der Amts- . 
träger. Heute sind sie meistens abgelöst. Sie erinnern aber daran, daß auch 
die sogenannten Amtshandlungen (Taufen, Trauungen, Beerdigungen usw.) 
gottesdienstlichen Charakter tragen. Der Grundsatz, daß keine gottesdienst- 
liche Veranstaltung ohne das Dankopfer der Gemeinde sein soll, gilt darum 
auch für diese Amtshandlungs-Gottesdienste. 

ö. Eine Gemeinde, die im Geben geübt wird, wird durch solches Geben 
nicht ärmer, sondern reicher. Sie gibt den anderen Gemeinden ein Zeichen, 
daß Christus in ihr lebendig geworden ist, und wirkt zur Nacheiferung. 
Solch eine Gemeinde bezeugt mit dem Zeugnis des Apostels Paulus: ‚‚Gott 
aber sei Dank für seine unaussprechliche Gabe“ (2. Kor. 9, 15). 


Das Kollektenwort des Bruderrates, das den Landeskirchen mit der 
Bitte um Weitergabe an die Gemeinden übergeben wurde, ist nur ein 
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erster Schritt auf dem Wege einer Besinnung über die umfassendere Frage 
nach der Behandlung des Geldes, nach den wirtschaftlichen Denk- und 
Arbeitsweisen der Kirchen und Gemeinden, wobei die Kirchensteuer, 
ihre Ausschreibung und Einziehung, ihre Verwaltung und Verteilung 
der Hauptpunkt kritischer Betrachtung ist. Der Bruderrat hat schon 
begonnen, dies Thema zum Gegenstand seiner Beratungen zu machen, 
aber es wird erst im Jahre 1950 mit einem Ergebnis zu rechnen sein. 

Zu seinem theologischen Thema machte der Bruderrat am Schluß 
des Jahres die Frage der Taufe, die schon in den Jahren 1947 und 1948 
auf der Tagesordnung gestanden hatte. Damals war die Beratung durch 
die Gründung der EKD und die Vordringlichkeit der damit zusammen- 
hängenden Aufgaben unterbrochen worden. Inzwischen ging die mit 
dem Erscheinen von K. Barths ‚Die kirchliche Lehre von der Taufe“ 
lebhaft in Gang gekommene Auseinandersetzung über die Taufe in der 
evangelischen Kirche weiter, und der Bruderrat wurde von verschiedenen 
Seiten aufgefordert, hierzu ein kirchlich-theologisch wegweisendes Wort 
zu sagen, zumal die kirchlich überaus bedeutsame Frage des Rechtes 
der Kindertaufe zur Debatte stand. In der Dezembersitzung setzte der 
Bruderrat aufs neue mit der Tauffrage ein. Sie wird ihn noch eine ge- 
raume Zeit beanspruchen. Wir können nur hoffen, daß es ihm gegeben 
werde, ein Wort der evangelischen Kirche zur Taufe in Einmütigkeit 
zu sprechen. 
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2. Kapitel 


Die evangelischen Kirchen Deutschlands 
ım einzelnen 


Das Leben der evangelischen Kirchen in Deutschland war von jeher 
allem Zentralismus feind, und auch aus diesem Grunde mußte der 
einzige Versuch der Geschichte, einen reichskirchlichen Zentralismus 
aufzurichten, die DEK des Reichsbischofs Ludwig Müller und der 
Deutschen Christen, scheitern. Die Grundordnung der EKD von 
Eisenach 1948 hat keinerlei zentralistische Züge. Vielmehr wurde mit 
großer Sorgfalt alles vermieden, was irgendwelche wesentliche Befugnisse 
in die Hand von Organen der EKD gelegt hätte. Dieser geschichtlich 
gewordene kirchliche „Föderalismus“ ist übrigens nichts spezifisch 
Protestantisches, auch die katholische Kirche in Deutschland hat keiner- 
lei Tendenz einer deutschen Konzentration an irgendeiner Stelle oder 
unter einem „Primas‘. Auch hier gibt es nichts anderes als die Fuldaer 
Bischofskonferenz. 

Der deutsche protestantische „Föderalismus“ hat natürlich nicht 
nur historisch-politische Ursachen, sondern auch konfessionelle. Es kann 
von der Wirklichkeit lutherischen, reformierten und unierten Kirchen- 
tums in ihrer Verschiedenheit nicht einfach abgesehen werden. Viele 
Protestanten finden dies bedauerlich und sehen darin eine Schwäche, 
einen nicht zu begreifenden ‚„Konfessionalismus“. Aber man braucht 
wirklich kein Konfessionalist zu sein, um trotzdem gegen eine Zentrali- 
sierung und Vereinheitlichung der evangelischen Kirchen Deutschlands. 
schwere Bedenken zu haben. Es wäre kein gesundes, geistlich zu leitendes 
Kirchenwesen, wenn es bei uns lediglich eine EKD und keine selbstän- 
digen Gliedkirchen gäbe. Selbst wenn es also die „konfessionelle Frage“ 
gar nicht gäbe, würde man doch gut daran tun, dafür zu sorgen, daß 
die EKD immer ein „Bund“ evangelischer Kirchen bliebe. Denn für die 
geistliche Leitung einer Kirche gibt es gewisse Grenzen hinsichtlich der 
Zahl der Glieder, der Gemeinden und Pfarrstellen. Wir meinen, sie liege 
eher bei zwei bis drei Millionen als bei vier, eher bei 1000 als bei 2000 
Pfarrstellen und eher bei 5—600 als bei 1000—1200 Gemeinden. Darum 
ist das deutsche Landeskirchentum im Grunde besser als der Ruf, den 
es bei vielen genießt. Gewiß gibt es einige kleine Kirchen, deren Be- 
rechtigung zur Fortexistenz als Landeskirche zweifelhaft sein könnte. 
Es gibt aber auch große, die eigentlich nicht mehr recht in einer geist- 
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lichen Gemeinschaft, Ordnung und Leitung zusammengehalten werden 
können. Aber man wird auch hier niemals über geschichtliche Gegeben- 
heiten einfach hinweggehen können. Es ist also kein „Fehler“, wenn 
der Schwerpunkt des kirchlichen Lebens in den Landeskirchen liegt. 
Selbst in der anscheinend so völlig zentralistisch geleiteten und geord- 
neten römisch-katholischen Kirche sind die Bistümer die eigentlichen 
„Kirchen“, und sie haben ein weit eigenständigeres kirchliches Leben, 
als die Evangelischen zumeist meinen. Wir wollen gar nicht in Abrede 
stellen, daß es in den evangelischen Kirchen lange Zeit hindurch einen 
ungesunden Partikularismus gegeben hat, der sich in vieler Hinsicht 
schädlich auswirkte. Aber die letzten Jahre haben gezeigt, daß dieses 
Stadium überwunden ist. Es gibt längst eine evangelische Christenheit 
in Deutschland, die sich ihrer alle Landeskirchen übergreifenden Gemein- 
schaft bewußtist. Und esistauch in den Landeskirchen, nichtnurdurch das 
Einströmen von evangelischen Vertriebenen, zu einem neuen Verständnis 
evangelischer Verantwortung füreinander über die Grenzen hinaus ge- 
kommen. Die großen Werke und Verbände der evangelischen Christen- 
heit sind durchweg gesamtkirchlich ausgerichtet. Es gibt bedeutende 
Querverbindungen durch die Landeskirchen hindurch. Aber die Selb- 
ständigkeit und das Eigenleben der Landeskirchen wird dadurch nicht 
aufgehoben. Damit ist jedoch den Landeskirchen eine doppelte Aufgabe 
gestellt. Sie müssen ihr Verhältnis zueinander und zur EKD vertiefen, 
damit aus der gesunden und richtigen, oft auch konfessionell bestimmten 
Besonderheit keine gegenseitige Abgeschlossenheit werde, in der jeder 
seine Wege für sich allein geht. Die Grundordnung der EKD bietet 
hierfür eine gute Voraussetzung. In ihr sind die Möglichkeiten des Mit- 
einander, der engeren Verbindung und Verantwortung in reichem Maße 
gegeben. Sie muß nur recht gehandhabt werden — von der Synode, vom 
Rat, von der Kirchenkonferenz, von der Kirchenkanzlei und von den 
Leitungen der Landeskirchen. 

Einige wichtige Schritte in dieser Richtung sind bereits gemacht. 
Unüberwindliche Schwierigkeiten scheinen mir in weiten Gebieten nicht 
vorzuliegen. Wenn auch gewisse Grenzen durch die konfessionelle Ver- 
schiedenheit gesteckt sind, so zeigt doch z. B. ein Blick in die landes- 
kirchliche Gesetzgebung, daß hier ein faktischer Konsensus in den Auf- 
fassungen von kirchlichen Ordnungen, vom Pfarramt, vom Gemeinde- 
aufbau, von Synode und Kirchenleitung, in der Sakramentsverwaltung, 
in der Ordnung des kirchlichen Lebens (Konfirmation, Trauung, 
Beerdigung usw.) vorliegt, der weit mehr an Übereinstimmung und 
Gemeinsamkeit als an Verschiedenheit hervortreten läßt. 

Innerhalb der EKD gibt es nun freilich zwei Tatbestände, die für 
die weitere Entwicklung von entscheidender Bedeutung sind. Der eine ist 
die Bildung der VELKD, der andere der Fortbestand der Evangelischen 
Kirche der altpreußischen Union. Beide zusammen umfassen ungefähr 
drei Viertel aller Evangelischen in Deutschland. Beide sind überaus 
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große „Kirchengemeinschaften“, d. h. Zusammenschlüsse von insgesamt 
sechzehn Gliedkirchen der EKD. Beide haben große Teile ihrer Kirche 
im Westen und im Osten. Die VELKD verkörpert den Typus der 
konfessionellen Kirche, die altpreußische Kirche den Typus der Unions- 
kirche. Von da ausist es verständlich, wenn diese beiden Kirchen einander 
ein Gegenstand der Sorge und Beunruhigung sind. Männer der VELKD 
sehen in der Kirche der altpreußischen Union den gefährlichen Block des 
Unionismus, Männer der altpreußischen Union in der VELKD den 
gefährlichen Block des Konfessionalismus. Beide sehen in der andern 
eine Gefahr für die Einheit der EKD, und sie hätten es lieber, wenn die . 
andere sich im Interesse der EKD auflöste. Es scheint jedoch je länger 

je mehr in dieser gegenseitigen Besorgtheit eine gewisse Beruhigung 

eingetreten zu sein. Man geht jeder an seine Arbeit und rechnet ruhig 

und brüderlich mit der Wirklichkeit des ‚‚Nächsten‘, der in seiner anderen 

Herkunft und Verantwortung zu respektieren ist. Wir sehen uns auf- 

einander gewiesen und miteinander in die Gemeinschaft der EKD 

gestellt. Die Befürchtungen der Aufspaltung der EKD sind geringer 

geworden. Die Einsicht ist durchgedrungen, daß es nicht unsere Aufgabe 

sein kann, die EKD zu einer ‚‚Unionskirche‘‘ oder zu einer auf konfessio- 

nellen ‚Säulen‘ gebauten dreigeteilten Kirche zu machen. Man hat 

erkannt, daß die Lutheraner nicht beabsichtigen, die Unionen in der 

Evangelischen Kirche aufzuspalten, und daß die „Evangelischen“ nicht 

die Konfessionskirche unionisieren wollen. Nach den Jahren der Be- 

sorgnis ist das vergangene Jahr in dieser Sache überaus ruhig und fried- 

lich verlaufen. Die Frage der Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft 

konnte nicht durch die Grundordnung der EKD abschließend geregelt 

werden, überhaupt ist hier der Weg von oben nicht der gebotene. Diese 

Frage kann in der EKD nur von Kirche zu Kirche eine Beantwortung 

finden; sie ist im Jahre 1949 von einigen Kirchen bereits aufgegriffen 

worden. So trafen sich im Sommer 1949 Vertreter von verschiedenen 

Kirchen in Königswinter, um die Frage ihres gegenseitigen Verhältnisses 

in dieser Sache in Angriff zu nehmen. Die Ergebnisse dieser Verhand- . 
lungen liegen noch nicht vor. Aber der Plan ist gefaßt, eine Vereinbarung 

zwischen diesen Kirchen über die Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft 

zu treffen. Die stärkste Initiative ging inzwischen von der Kirche in 

Hessen-Nassau aus, deren Synode folgenden Beschluß faßte: 


Beschluß der verfassunggebenden Synode zu Artikel 4, 
Absatz 4 der Grundordnung der Evangelischen Kirche 
in Deutschland 


(Tagung vom 9.—11. 5. 1949) 


Die Synode der Evangelischen Kirche in Hessen und. Nassau stellt 
zur Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland Artikel 4 
Absatz 4 fest: 
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„In unserer Kirche werden Angehörige eines anderen in der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland geltenden Bekenntnisses ohne Ein- 
schränkung zum Heiligen Abendmahl zugelassen.‘ 


Es ist zu erwarten, daß andere Kirchen auf diesem Wege folgen 
werden. Dabei ist zu bedenken, daß die faktische ‚„Kanzel- und Abend- 
mahlsgemeinschaft‘‘ innerhalb der evangelischen Kirchen umfassender 
ist, als es in den offiziellen Feststellungen der Landeskirchen zum Aus- 
druck kommt. 

Wir wenden uns nun den Gliedkirchen der EKD im einzelnen zu. 
An den Anfang dieser Darlegung stellen wir die beiden großen Kirchen, 
die ja aus einer Anzahl von Gliedkirchen der EKD bestehen und darum 
als solche nicht eine Gliedkirche, sondern ein Verband oder eine Ver- 
einigung von Gliedkirchen sind: die VELKD und die Evangelische 
Kirche der altpreußischen Union. 


1. Die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche 


Am 23. Dezember 1948 erschien, vom Vorsitzenden der Vorläufigen 
Leitung der VELKD unterzeichnet, folgende 


Verlautbarung über das Inkrafttreten der Verfassung 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands 


Sämtliche neun lutherischen Kirchen, welche die Generalsynode in 
Eisenach im Juli 1948 beschickt und dort der Verfassung der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands zugestimmt hatten, haben 
dieselbe in der Zwischenzeit durch ihre Synoden ratifiziert. Die Verfassung 
tritt daher auf Grund von Artikel 18 am 31. Dezember 1948 in Kraft. 


München, den 23. Dezember 1948 
D. Meiser 
Der Vorsitzende der Vorläufigen Leitung der 
Vereinigten Evang.-Luth. Kirche Deutschlands 


Zur Unterstreichung der Bedeutung dieses Tatbestandes erließ der 
bayrische Landesbischof im Amtsblatt seiner Kirche eine Kundgebung 
folgenden Inhalts: 


Die kirchengeschichtliche Bedeutung des 31. Dezember 1948 


Nach dem Beschluß der lutherischen Generalsynode in Eisenach vom 
6.—8. Juli 1948 sollte die dort angenommene Verfassung der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands am 31. Dezember 1948 in 
Kraft treten, „sofern mindestens drei Gliedkirchen bis zu diesem Termin 
die Ratifikationsurkunden bei dem Vorsitzenden des Rates der Evangelisch- 
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Lutherischen Kirche Deutschlands hinterlegt‘‘ hätten. Inzwischen ist die 
Verfassung nicht nur von drei, sondern von sämtlichen Gliedkirchen durch 
ihre Synoden angenommen worden. Dadurch ist mit dem 31. Dezember 
1948 die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands Tatsache 
geworden. 

Damit ist erfüllt, was die lutherischen Väter seit mehr als einem Jahr- 
hundert ersehnt haben. Die deutschen lutherischen Landeskirchen sind aus 
ihrer Vereinzelung herausgetreten und haben den Weg zueinander zu gemein- 
samem Planen und Handeln gefunden. Wir können das Gelingen dieses 
Werkes nur als eine gnädige Führung Gottes preisen und sind voll Dank 
dafür, daß wir trotz vieler Schwierigkeiten, die sich uns immer aufs neue 
in den Weg stellten, das erstrebte Ziel nun doch erreichen konnten. 

Zugleich richten sich unsere Gedanken in die Zukunft. Welches wird der 
Weg der neuentstandenen Kirche sein und was ist ihr Auftrag? Wir er- 
hoffen von ihr, daß sie einen entscheidenden Beitrag zur geistlichen Neu- 
ordnung des deutschen Gesamtprotestantismus bieten wird. Sie soll Träger 
einer neuen biblischen Besinnung auf die Bekenntnisse der lutherischen 
Kirche werden. Sie will den ihr angehörenden Kirchen helfen, zu einer 
größeren Einheitlichkeit ihrer Ordnungen zu kommen, ihr ganzes Leben 
geistlich auszurichten und sich zu einer festeren Gemeinschaft untereinander 
zusammenzufinden. Die einzelnen Kirchen sollen sich gegenseitig anregen 
und befruchten. Was in der einen Kirche erprobt wurde, soll der anderen 
zugute kommen. Auch eine Vereinheitlichung der gottesdienstlichen Formen, 
vor allem die Schaffung eines einheitlichen Gesangbuchs, soll angestrebt 
werden. 

Darüber hinaus will die Vereinigte Lutherische Kirche die Verbindung 
mit den anderen lutherischen Kirchen Deutschlands und mit den Luthe- 
ranern in der Union pflegen. Auch in ihnen soll die Frage nach der rechten 
Bedeutung des lutherischen Bekenntnisses für Lehre, Leben und Ordnung 
der Kirche wach bleiben oder lebendig werden. 

So stellt unser Zusammenschluß die Vereinigung von Beharrendem und 
Werdendem, von Tradition und neuen Erkenntnissen, von Bekenntnis- . 
gebundenheit und rechter lutherischer Freiheit dar. So möchte die Vereinigte 
Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands ein Werkzeug des Herrn 
werden, durch welches das Zeugnis des Evangeliums in der rechten, un- 
verkürzten und unverfälschten Weise an unser Volk und an die Welt 
ergeht und zu Tat und Leben gebracht wird. 

Gott segne das begonnene Werk und erfülle seine Träger mit Demut, 
Gehorsam, Weisheit und Freudigkeit. Er schenke durch unseren Zusammen- 
schluß Pfarrern und Gemeinden reiche Frucht und fördere dadurch den 
Bau seiner Kirche auf Erden. Landesbischof D. Meiser 


Kurz nach der "Synode der EKD wurde demgemäß die erste ordent- 


liche Generalsynode der VELKD zum 25.—27. Januar nach Leipzig 
einberufen. Sie hatte als die erste Synode der VELKD ähnliche Aufgaben 
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zu erfüllen wie die Synode der EKD: Wahl der Leitung, Geschäfts- 
ordnungsfragen und dergleichen. Aber in ihrem Mittelpunkt standen 
charakteristischerweise Fragen des gottesdienstlichen Lebens: Kirchen- 
gesangbuch, Lektionar (Perikopenordnung). Es ist verständlich, daß 
eine lutherische Synode, die eine Einigung verschiedener lutherischer 
Kirchen herbeiführen will, bei den wesentlichen Aufgaben des gemein- 
samen Gottesdienstes einsetzt. Mir scheint dies kein schlechter Anfang 
zu sein. Denn es ist für die Kirchen viel wesentlicher, wenn sie Einmütig- 
keit über ihr gottesdienstliches Leben erzielen, als wenn ihre Verfassun- 
gen übereinstimmen. 

Um ein möglichst sachgemäßes Bild von dieser Synode zu geben, 
sei aus dem in den „Nachrichten für die evangelisch-lutherischen Geist- 
lichen in Bayern‘ erschienenen offiziellen Bericht ein Hauptabschnitt 
gebracht. 


Ein Neues wird gebaut 


Am zweiten Tage erhielt die Vereinigte Lutherische Kirche durch die 
Generalsynode ihre Leitung. Zuerst wurde der Leitende Bischof 
gewählt — in geschlossener Sitzung und wider Erwarten nicht ohne Hin- 
dernis. Irgendwie waren die Bedenken, die laut wurden, ein Spiegelbild 
der Lage und inneren Struktur der VELKD, die zwischen den Anliegen 
der zu einer vorschnellen Einheit drängenden EKiD und einem die Führung 
der Kirche unterschätzenden extremen Luthertum ihren Weg in der zu- 
gleich offenen und im Gewissen gebundenen Haltung Luthers finden muß. 
In dieser Hinsicht mußte das Vertrauen zu dem Manne, der in zäher 
Treue diesen Weg verfolgt und das Ziel erreicht hatte, eine beinahe selbst- 
verständliche Antwort der Synode sein. Nicht alle empfanden es so, und das 
Zahlenverhältnis von 35 Stimmen für Landesbischof Meiser zu 15 sich 
dieser Wahl versagenden Stimmen gab dem Ausdruck. 

Um so schwerer wog das Wort des neugewählten Leitenden 
Bischofs an die Synode und seine Bitte um das Gebet aller, die das 
hier begonnene Werk bejahen. 

Das Begrüßungswort des Präsidenten an den neugewählten 
Leitenden Bischof brachte den Gedanken zum Ausdruck, daß hier ein 
historisch erstmaliges Geschehen sich vollzogen habe: die lutherische Kirche 
habe sich zum erstenmal unbeeinflußt von politischer und sonstiger Gewalt 
ihren ersten Bischof erwählen können. 

Die anschließend gewählte Kirchenleitung hat folgende Zusammen- 
setzung: 1. Landesbischof D. Meiser als Leitender Bischof (Stellvertreter 
Landesbischof D. Dr. Beste), 2. Landesbischof D. Hahn als Stellvertreter 
des Leitenden Bischofs (Stellvertreter Landesbischof D. Lilje), 3. Dr. Bloetz 
als Präsident der Synode (Stellvertreter OKR. Dr. Schanze), 4. Oberkirchen- 
rat Lic. Herntrich als aus der Synode gewähltes Mitglied (Stellvertreter 
Geheimrat Kotte), 5.Oberkirchenrat Lotz als aus der Synode gewähltes 
Mitglied (Stellvertreter Dr. jur. Lerche). 
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Neben den Wahlen stehen die Beschlüsse, die verschiedener Natur 
sind. 

1. Gesetze. Ein Kirchengesetz über Bildung, Einberufung und 
. ‚Schließung der Generalsynode, ein Kürchengesetz über die Stellung luthe- 
rischer kirchlicher Werke zur VELKD und die Geschäftsordnung der Gene- 
ralsynode wurden verabschiedet, wobei uns die Möglichkeit der Zuordnung 
kirchlicher Werke zur VELKD zukunftweisende Bedeutung für das Luther- 
tum in Deutschland zu haben scheint. Hinzu kommt noch die Verab- 
schiedung eines vorläufigen Haushaltplanes, der für den Anfang 
äußerst bescheiden und klein gehalten ist. Wir warten darauf, ob wir dafür 
Lob ernten werden, daß wir uns hier nicht mit vollen Segeln in die uns so 
oft vorgeworfene Bürokratie gestürzt haben, sondern in der Zuversicht ge- 
handelt haben, daß der rechte Forigang unserer Sache nicht zuerst von der 
Größe des Haushaltplanes abhängt. 


2. Der synodale liturgische Ausschuß legte der Generalsynode zwei 
Vorlagen des ständigen liturgischen Ausschusses der VELKD (Leitung 
OLKR. Prof. D. Mahrenholz) zur Annahme vor: 


a) Das Evangelische Kirchengesangbuch (EKG), zu dessen Emp- 
fehlung D. Mahrenholz ein ausführliches Referat hielt. Es seien einige 
wenige Sätze daraus zitiert (anderes über das EK@ findet sich in der 
Evang.-Luth. Kirchenzeitung und an anderen Orten): „Wichtig erscheint 
uns, daß man nicht in der damaligen ersten Begeisterung über das 
Gesangbuch von der Treysaer Kirchenversammlung aus das Gesangbuch 
sozusagen als das einheitliche Gesangbuch aller Evangelischen in Deutsch- 
land herausstellte und durch Beschluß dazu erhob, sondern daß man die 
Angelegenheit als eine Angelegenheit des gottesdienstlichen Lebens ansah, 
als eine Angelegenheit, die bekenntnisgebunden ist.“ 


„Wir haben gefragt: Wie muß ein solches Gesangbuch, das einen 
Anspruch erheben will, den alten Kanon der Lutherischen Kirche 
wiederherzustellen, aussehen und zusammengestellt werden?“ 


„Bei den ganzen Beratungen sind wir nicht davon ausgegangen: 
wie können wir ein Gesangbuch schaffen, bei dem soviel weggestrichen 
wird an charakteristisch geprägtem konfessionellem Liedgut, daß schließ- 
lich nur eine dünne Sache übrigbleibt, sondern wir haben in den Be- 
ratungen eindeutig klargemacht: hier stehen die Lutheraner, da stehen 
die Brüder aus der Union, da die Reformierten! Nun soll ein Gesang- 
buch geschaffen werden, und nun soll die Frage gelöst werden, wie man 
dieses Gesangbuch so gestalten kann, daß es nicht einem falschen Unio- 
nismus Vorschub leistet, sondern jeder Konfession gibt, was ihr gebührt, 
und daber doch den Grundcharakter der lutherischen Kirche als der 
„singenden Kirche‘ trägt. 


Der Antrag wurde daraufhin ohne Debatte angenommen, er hat folgenden 
Wortlaut: 
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(1) Das der 1. Generalsynode in Leipzig vorgelegte Ev. Kirchengesang- 
buch ist das gemeinsame Gesangbuch der VELKD gemäß Artikel 5 
der Verfassung. 

(2) Den Termin der Einführung des Ev. Kirchengesangbuches in einer 
Gliedkirche bestimmt diese nach dem in ihr geltenden Recht. 

(3) Über die Schaffung landeskirchlicher Anhänge zum Ev. Kirchen- 
gesangbuch entscheiden die Gliedkirchen. Die Entwürfe sind der Leitung 
der VELKD zur Begutachtung vorzulegen. 


Beinahe zu schnell und ohne Zweifel überaus nüchtern und fast wie 
im Vorbeigehen vollzog sich dieses wichtige und weitwirkende Ereignis. 
„Lutherische Sachlichkeit‘‘ steht uns gut an, aber sie wäre ohne das starke 
innere Bewegtwerden durch die Gaben und Führungen Gottes ein Zeichen 
unserer Undankbarkeit und Unbeweglichkeit. Daß es manchen gibt, dem 
es zu schaffen machte, daß nur wenige Synodale das Gesangbuch, für das sie 
stimmten, überhaupt gründlich kannten, sei nur am Rande vermerkt. Es 
kann uns nur ein Wunsch bewegen: Möge dieses Gesangbuch zum Lobe 
unseres Hauptes Christus wirklich der Gemeinde dienen! 


b) Das Lektionar für evangelisch-lutherische Gemeinden. 
Aus Professor D. Mahrenholz’ Referat sei nur ein Satz mitgeteilt: „Wir 
sind auf die ursprünglichen Vorlagen der alten lutherischen Kirche wieder 
zurückgegangen und haben deren Texte eingesetzt, nicht etwa aus einer 
Liebhaberei für das Alte, sondern teilweise, weil die Lesungen als theologisch 
richtige sich herausgestellt haben, teilweise, weil wir wieder in die Gemein- 
schaft mit den anderen lutherischen Kirchen der Welt treten wollen, der 
amerikanischen und der skandinavischen, die beide noch die alten Reihen 
haben.“ 

Nicht ohne Bedenken bez. der Textgestaltung, der Zählung „nach 
Michaelis‘‘, sowie einiger besonderer Gedenktage (‚Gedenktag der Heiligen“ 
usw.) verstanden sich einige Synodale zu der Annahme dieses Antrages, 
der daher schließlich folgenden Wortlaut erhält: 

(1) Die erste Generalsynode der VELKD erklärt ihr Einverständnis 
zu der in dem „‚Lektionar für evang.-luth. Kirchen und Gemeinden“ 
vorgelegten Ordnung der Schriftlesungen und des kirchlichen Ka- 
lenders. 

(2) Die Kirchenleitung der VELKD wird ermächtigt, das für die Text- 
gestaltung und Drucklegung Erforderliche auf Grund der Vorschläge 
des Liturgischen Ausschusses der VELKD zu veranlassen. Dabei 
wird die Kirchenleitung gebeten, die in der Generalsynode geäußerten 
Bedenken noch einmal zu überprüfen. 

Auch hier wiederum ein Schritt zur Einheit, die auf dem Gebiet 

der Kirchenjahrordnung nötig ist und geschaffen werden muß! 

c) Der in Eisenach begründete Ausschuß für Gemeindeaufbau 
berichtete durch den Mund seines Leiters, Bischof Wester, über seine 
Beratungen anläßlich seiner in Leipzig erfolgten Konstituierung (auch 
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der theologische Ausschuß war in Leipzig erstmalig zusammen). Aus seinen 
Ausführungen, die vor allem die als Fernziel vor uns stehende Aufgabe der 
Schaffung einer gemeinsamen kirchlichen Lebensordnung zum 
Thema hatten, sei folgender Abschnitt wiedergegeben: „Wir wissen wohl, 
daß eine kirchliche Ordnung kein neues Leben schaffen und niemand erlösen 
kann. Aber wir wissen ebenso, daß die Ordnung der Kirche die Verkündigung 
des Evangeliums unterstützen oder hindern, den Entscheidungsernst der 
christlichen Botschaft ans Licht bringen, aber auch verharmlosen und ver- 
decken, ja verderben kann. Ob nun die dargebotene Ordnung diesen Dienst 
am Evangelium zu fördern vermag, das wird bei der Arbeit, die nun an- _ 
heben soll, unsere Frage sein an alle, die sich mit diesen Arbeiten beschäftigen. 
Das ist jedenfalls deutlich, daß die Amtspraxis, wie wir sie weithin noch 
üben, eine ständige Verletzung der Hoheit des Evangeliums darstellt. 
Darum, so scheint es uns, müssen wir neu sehen lernen, welches Handeln 
der Kirche aus ihrem Auftrag erwächst, damit die Ordnung der Kirche 
wirklich ein Spiegelbild ihres Glaubens wird.“ 

Das Ergebnis einer langen, wiederholt einsetzenden Aussprache über 
das Wesen und die Aufgabe der Ausschüsse war zuletzt doch 
die Empfehlung an die Kirchenleitung, diesen und den theologischen Aus- 
schuß an der Arbeit zu belassen. Aber zu diesem eigentlich selbstverständ- 
lichen Ergebnis bedurfte es einer Unzahl sich wiederholender rechtlicher 
und formaler Überlegungen, die uns die Grenze anzuzeigen scheinen, die 
einem so großen Gremium wie dem Plenum einer Synode gesetzt ist. 


d) Zwei leider ebenfalls nicht mehr diskutierte, aber deshalb nicht weniger 
wirkliche ‚Ereignisse‘ waren die beiden Referate über das Thema: 
„Christliche Erziehung und Elternrecht“, zu denen man sich ein 
gewisses sichtbares Ergebnis auf der Generalsynode erhofft hatte. Aus diesen 
Referaten bringen wir später Auszüge, doch muß noch ein Wort dazu gesagt 
werden. Der Unterschied dieser beiden Ausführungen ist uns, da sie aus 
westlicher und östlicher Sicht gehalten wurden, heute fast schon 
selbstverständlich. Vor allem ist es diese Beobachtung: im Osten redet man 
praktisch, ohme doch das Grundsätzliche zu vergessen; im Westen redet 
man grundsätzlich, ohne die Beziehung zu der dort gegebenen Situation 
zu übersehen. Das sollte für niemand ein Grund zu Vorwürfen und Ab- 
wertungen sein (‚Improvisation ohne Grundlage“ im Qsten; „Theorie ohne 
Bewährung“ im Westen), sondern sollte zu gemeinsamem gegenseitigem 
Dienst Anlaß geben, wo einer die Lage des andern als ein Handeln Gottes 
ie seiner Kirche anerkennt und keiner sich vor dem anderen für privilegiert 

ält. 

Am Abend des zweiten Tages brach bei dem letzten zu behandelnden 
Punkt der Tagesordnung (ohne daß direkt darüber debattiert wurde ) noch 
einmal die Frage nach dem Recht des Zusammenschlusses zu einer größeren 
und sich auf sich selbst besinnenden bekenntnisbestimmten Kirche auf. 
Es geschah an dem Problem der Vertretung der lutherischen Kirche 
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Deutschlands im Ökumenischen Weltrat der Kirchen. Sollen 
die lutherischen Landeskirchen in ihm vertreten sein (auf eine Vertretung 
durch die VELKD war man noch nicht zugegangen), oder kann die EKD 
ihren Anspruch aufrechterhalten, alleinige Vertreterin der deutschen evan- 
gelischen Chhristenheit im Weltrat zu sein? 


Hier zeigte sich, obwohl gerade noch ein halbwegs klarer und doch 
zugleich der EKD und dem Kirchlichen Außenamt gegenüber brüderlicher 
Beschluß zustande kam, daß wir noch sehr am Anfang sind. Mancher 
mußte hier erkennen, daß man Konflikte mit dem Verständnis der EKD 
in den unierten und unionisierenden Kreisen auf sich nehmen muß, wenn 
man eine Vereinigte Lutherische Kirche bauen und stark machen will. 
Man kann hier nur in aller Klarheit und Entschiedenheit diesem einseitigen 
Verständnis das historisch und sachlich richtige Selbstverständnis der EKD 
von seiten der lutherischen Kirche entgegenstellen. 

Es war für manche Teilnehmer schwer, hier den Augenschein der 
Wahrung „konfessioneller Belange‘ auf sich nehmen zu sollen. 
Ein Satz, der nicht auf dieser Synode, sondern bei einer anderen Gelegen- 
heit gesprochen wurde, schien hier am Platze zu sein: „Es geht nicht um 
konfessionelle Belange, sondern um Dienst.‘ Das können wir wohl alle 
vorbehaltlos unterschreiben, weil wir das, was gemeinhin als eine Wahrung 
solcher Belange abgetan wird, als einen uns gebotenen Dienst am Evan- 
gelium ansehen müssen, damit aber an der Ökumene, an der EKD selber, 
an unseren Gemeinden. Wir können z. B. der EKD nicht recht dienen, wenn 
wir als in unserer Überzeugung Vergewaltigte hineingehen, die ihr Erbe, 
das ihnen Gott gegeben hat, nicht mitbringen dürfen, weil es unter dem 
Odium der engherzigen Wahrung von Belangen steht und Sünde sein soll. 
Die Predigt von Bischof D. Halfmann hat dies mit wünschenswerter 
Deutlichkeit gezeigt. Und diese Synode ist bei aller Begrenztheit ihres 
Redens und Handelns doch in dieser. Linie weitergegangen und weiter- 
geführt worden. Dienst durch Treue. Und um des Dienstes willen 
Opfer, ja, auch am guten Ruf und Verstehen bei den christlichen Brüdern, 
so weh das tut. Nur als ein kleines Beispiel dieser zum Dienst willigen 
Haltung sei die Form des Gelöbnisses vermerkt, auf das künftig die zum 
erstenmal in die Synode eintretenden Synodalen verpflichtet werden sollen: 

„Ich gelobe vor Gott, daß ich als Mitglied der Generalsynode gehorsam 

dem Worte Gottes und gebunden an das evang.-luth. Bekenntnis treu 

und gewissenhaft dienen will.“ 

Nur eine Übereinstimmung in den Worten? Wir haben von dieser 
Synode her die Hoffnung, daß es mehr als das gewesen ist und in Zukunft 
sein wird. 

Aber nun das Ergebnis der Auseinandersetzung: Der theologische 
Ausschuß hatte die Vorberatung der Frage der Vertretung in der Ökumene 
übertragen bekommen (ihm war auch das Verhältnis zu den deutschen 
lutherischen Auslandsgemeinden in England zur Behandlung übergeben 
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+ 
worden). Sein Leiter, Rektor D. Merz, gab die Begründung des vor- 
gelegten Antrages, der folgenden Wortlaut hatte: 

Die EKD hat durch die Grundordnung klargesiellt, daß sie ein Bund 
 bekenntnisbestimmter Kirchen ist. 

Ferner wurde auf der Weltkirchenkonferenz in Amsterdam die Voraus- 
setzung für die Zugehörigkeit zum Ökumenischen Rat festgelegt. Daher 
erklärt die Evang.-Luth. Kirche von..... '. (folgt der Name der Glied- 
kirche der VELKD) zu ihrer Mitgliedschaft im Ökumenischen Rat fol- 
gendes: 

1. Sie ist im Ökumenischen Rat als eine Kirche des evang.-luth. Bekennt- 
nisses vertreten. 

2. Vertreter, die aus ihrer Mitte in den Ökumenischen Rat entsandt werden, 
sind als lutherisch zu bezeichnen. 

3. Innerhalb der Grenzen der Zuständigkeit der EKD läßt sie sich im 
Ökumenischen Rat durch die Vermittlung des Rates der EKD vertreten. 
Die Synode versieht diesen Antrag mit einer Präambel und nimmt ihn 

bei zwei Gegenstimmen und einer Enthaltung an. Der Antrag, diesen 

Beschluß von der Generalsynode aus nach Genf an den Ökumenischen Rat 

mitzuteilen, wird abgelehnt. 


Die Präambel hat folgenden Wortlaut: 


„Die Generalsynode der VELKD hat den Bericht des Ausschusses für 
theologische und ökumenische Fragen zur Kenntnis genommen. Sie emp- 
fiehlt ihren Gliedkirchen, in der Frage der Zugehörigkeit zum Welitrat der 
Kirchen folgende Erklärung an den Rat der EKD zu richten.“ 


Aus diesem Bericht wird die eigentümliche Schwierigkeit deutlich, 
die für die Synode der VELKD in der Zuordnung der lutherischen 
Kirchen innerhalb der EKD zum Weltrat der Kirchen bestand. Die 
beschlußmäßigen Formulierungen erscheinen wie die Quadratur des 
Zirkels. Sie versuchen, aus der theoretisch unmöglichen Lösung des 
Problems einen praktischen Ausweg, der darin besteht, daß die luthe- - 
rischen Kirchen gleichsam durch die EKD hindurch selbständige 
Mitgliedkirchen des Weltrates der Kirchen sein wollen. In einem Inter- 
view nach der Synode gab der damalige Oberlandeskirchenrat Brunotte 
hierzu folgende Erklärung, die wir um der Wichtigkeit der Sache willen 
wiedergeben. 


Frage: Auf der Synode der EKD in Bethel spielte die Frage der 
ökumenischen Beziehungen und ihrer Ordnung innerhalb der EKD 
eine Rolle. 

Antwort: Diese Materie ist in der Tat etwas schwierig. Um sie zu 
verstehen, muß man bedenken, daß die „Evangelische Kirche in Deutsch- 
land‘“ bei aller Wahrung kirchlicher Gemeinschaft unter den Gliedkirchen 
keine Einheits-Kirche, sondern ein Bund bekenntnisbestimmter 
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Kirchen ist, deren größte Gruppe, das deutsche Luthertum, natürlich gemäß 
seinem Bekenntnis seine Mitarbeit in der Ökumene an ganz bestimmte 
Voraussetzungen knüpfen muß. Da die Verfassung des Weltrates der 
Kirchen nur wirkliche Kirchen als Mitglieder des Rates kennt, die EKD 
aber eine Kirche in diesem Sinne nicht ist, können in Wirklichkeit streng 
genommen nur die einzelnen Gliedkirchen innerhalb der EKD Mitglieder 
der Ökumene sein. Diesen Tatbestand hat die Leipziger Generalsynode 
für den lutherischen Zweig der EKD ganz klar festgehalten: Die einzelnen 
Gliedkirchen betrachten sich in der Ökumene als zum lutherischen Zweig 
gehörig. Sie legen daher auch Wert darauf, daß ihre Delegierten bei öku- 
menischen Versammlungen als „lutherisch‘‘ bezeichnet werden. Dennoch 
stellen sich aber die in der VELKD zusammengeschlossenen deutschen 
Lutheraner in ihrer ökumenischen Mitarbeit, soweit sie den Weltrat der 
Kirchen betrifft, nicht außerhalb der EKD. Die Generalsynode in Leipzig 
hat eine glückliche Synthese dafür erarbeitet, daß unter voller Wahrung 
der spezifisch lutherischen Interessen dennoch eine einheitliche Vertretung 
der gesamten evangelischen Christenheit in Deutschland im Ökumenischen 
Rat möglich und gewährleistet ist. In dem dritten Satz des Leipziger Be- 
schlusses :heißt es, daß die einzelnen Gliedkirchen der VELKD ihre Ver- 
tretung im Ökumenischen Rat durch den Rat der EKD (das bedeutet 
praktisch: durch das Kirchliche Außenamt) wahrnehmen lassen, im Rahmen 
der Befugnisse, die überhaupt der EKD nach ihrer Grundordnung zukom- 
men. So ist trotz des Bundescharakters der EKD doch eine einheitliche 
Gesamtvertretung der EKD in der Ökumene möglich. Bei der ausgewogenen 
Zusammensetzung des Rates der EKD dürfte die Berücksichtigung der 
bekenntnismäßigen Grundlagen ohne weiteres gesichert sein. 


Der erfreulichste und für die Gemeinschaft der EKD bedeutungs- 
vollste Beschluß der Synode war die Annahme des Evangelischen Kir- 
chengesangbuches, zumal es sich bei diesem Gesangbuch nicht um etwas 
spezifisch „‚Lutherisches‘‘ handelt. Seine Vorgeschichte reicht ziemlich 
weit zurück. Das erste evangelische Einheitsgesangbuch war das DEG 
(Auslandsgesangbuch), das kurz vor dem 1. Weltkrieg erschien. Ihm 
schlossen sich nach dem Kriege viele evangelische Kirchen unter Hinzu- 
fügung eines landeskirchlichen Anhangs an. Rund die Hälfte des Gebietes 
der evangelischen Christenheit Deutschlands hatte am Anfang der 
dreißiger Jahre das DEG als Stamm. Inzwischen tauchte im Kreise 
der Hymnologen die Überzeugung auf, daß das DEG einer gründlichen 
Revision bedürfe. Hierzu wurde vom Deutschen Evangelischen Kirchen- 
ausschuß ein Auftrag an den Gesangbuchausschuß des Evangelischen 
Kirchengesangvereins gegeben. Die Arbeit ging durch die Zeit des 
Kirchenkampfes und des 2. Weltkriegs langsam aber stetig weiter, bis 
ein brauchbarer, von der Mehrheit der an dieser Arbeit Anteilnehmenden 
gebilligter Entwurf gedruckt werden konnte. Das war das GEC (Gesang- 
buch für die evangelische Christenheit). Aber der besonders beharrliche 
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Widerstand östlicher Kreise führte zu einer nochmaligen Verhandlung, 
wodurch natürlich der hierbei einzig mögliche Ausweg gewählt werden 
mußte, nämlich die Zahl der Stammlieder zu erhöhen. So kam es endlich 
1948 zum Evangelischen Kirchengesangbuch (EKG) mit 392 Liedern. 
Damit ist nun ein neuer Stand in der Frage des Einheitsgesangbuches 
aller Evangelischen in Deutschland erreicht. Ein Grundstock von sorg- 
fältig ausgewählten und erprobten Liedern für die Gesamtheit liegt 
vor. Dieser „Kern‘‘ kann natürlich von den Landeskirchen durch An- 
hänge erweitert werden, um den verschiedenen regionalen Wünschen 
und Notwendigkeiten Raum zu geben, auch um einen beweglicheren 
Teil zur Erprobung neuen Liedgutes zu haben. Während es bisher nicht 
möglich war, ein gesamtdeutsches evangelisches Einheitsgesangbuch zu 
erreichen, ist nunmehr offenbar der Zugang eröffnet, nachdem durch den 
Beschluß der VELKD das EKG von allen ihren Gliedkirchen bei der 
nächsten Gesangbuchreform übernommen werden muß. Durch diesen 
Beschluß ist das Einheitsgesangbuch bereits für rund 17000000 Evan- 
gelische sichergestellt. Inzwischen aber haben schon mehrere Landes- 
kirchen, die nicht zur VELKD gehören, den Beschluß gefaßt, das EKG 
einzuführen, z.B. Oldenburg, Hessen-Nassau und Kurhessen. Mit dem 
Anschluß der östlichen Gliedkirchen der altpreußischen Union sowie 
Württembergs ist auch demnächst zu rechnen. Es ist also die Hoffnung 
begründet, daß in absehbarer Zeit die Evangelische Christenheit in 
Deutschland ein gemeinsames Gesangbuch besitzt. Dieser Tatbestand 
ist wichtiger für die Gemeinschaft der EKD als die Grundordnung. 

Die auf der Generalsynode geschaffenen Organe der VELKD, die 
Leitung der VELKD und die Bischofskonferenz, haben im Laufe des 
Jahres ihre regelmäßigen Tagungen, meist in Verbindung mit dem Rat 
der EKD, gehalten. Sie schufen zunächst das Lutherische Kirchenamt 
in Hannover, zu dessen Präsidenten sie Oberlandeskirchenrat Brunotte 
beriefen, so daß in der Leitung der Kanzlei der EKD und des Lutheri- 
schen Kirchenamtes Personalunion besteht. Im übrigen scheint weder 
bei der EKD noch bei der VELKD die Absicht zu bestehen, ihre Dienst- 
stellen sonderlich umfangreich zu gestalten. Auch beim Lutherischen 
Kirchenamt erwies es sich als notwendig, eine Berliner Stelle zu errichten. 
Die Beratungsgegenstände der leitenden Organe der VELKD waren nach 
den bisher bekannt gewordenen Berichten wesentlich den Aufgaben des 
gottesdienstlichen Lebens gewidmet. Ausführliche Verhandlungen wur- 
den über eine gemeinsame Perikopenordnung (Lektionar) geführt. Es 
geht hier um eine Revision der im vorigen Jahrhundert geschaffenen 
sog. Eisenacher Perikopen. Die lutherische Kirche Deutschlands fängt 
somit an, sich um eine Einheitlichkeit ihres gottesdienstlichen Lebens zu 
bemühen. Dazu ist dies — neben dem Gesangbuch — ein wesentlicher 
Schritt. An die Stelle der vielen landeskirchlichen Agenden soll all- 
mählich ein gemeinsames lutherisches Kirchenbuch treten, das die 
Gottesdienste und Amtshandlungen übereinstimmend ordnet. Ein 
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weiterer Schritt auf diesem Wege waren auch die Beratungen über das 
Kirchenjahr und seine gemeinsame Gestaltung. Hier sind an relativ 
unwesentlichen Stellen größere Schwierigkeiten zu überwinden, z. B. 
in der Frage des Totensonntags und des Bußtages. So ist man im ver- 
gangenen Jahr noch nicht zu einer Übereinstimmung gelangt, da über 
die Ordnung der letzten Sonntage des Kirchenjahres, d. h. von Michaelis 
bis zum letzten Sonntag, eine Einmütigkeit nicht zu erzielen war. Nur 
in der Ablehnung eines besonderen kirchlichen Gedenktages der Ge- 
fallenen und Kriegsopfer, für den wieder der Sonntag Reminiscere in 
Vorschlag gebracht worden war, war man einig. Man sieht, daß es 
selbst innerhalb der lutherischen Kirche Deutschlands nicht so ganz 
einfach ist, zu einer gemeinsamen Begehung des Kirchenjahres zu 
kommen. 

Im übrigen wurde ein Sonderausschuß beauftragt, einen einheitlichen 
Text des Kleinen Lutherischen Katechismus herzustellen, und bemer- 
kenswerterweise wurden zu diesem Ausschuß auch Vertreter aus Kir- 
chen, die nicht zur VELKD gehören, aber den lutherischen Katechismus 
haben, eingeladen. Ferner hat man angefangen, die Ordnung des ge- 
meindlichen Lebens, d. h. Taufe, Konfirmation, Trauung, Beerdigung, 
zum Gegenstand der Beratungen zu machen, um auf diesem wichtigen 
Gebiet zu einer Übereinstimmung zu kommen. Mit diesen Arbeits- 
gebieten zeichnet sich der Weg, den die Leitung der VELKD zu gehen 
gewillt ist, deutlich ab. Auch die Kritiker der VELKD werden nicht 
sagen können, daß hier kein guter und kirchlich legitimer Weg beschritten 
ist. Was hier erarbeitet wird, wird eines Tages auch für die EKD von 
Bedeutung werden. Bedauerlich bleibt immerhin, daß viele der hier 
in Angriff genommenen kirchlichen Aufgaben nicht für die Gesamtheit 
der EKD bearbeitet werden, was nach unserer Überzeugung ohne 
Schwierigkeiten möglich wäre. 

Abschließend sei noch bemerkt, daß im Jahre 1949 zu den neun 
Gründerkirchen der VELKD als zehnte die Lübecker hinzutrat. Der 
elften Kirche, die sich zum Beitritt anmeldete, nämlich der Eutiner 
Kirche, wurde die Bedingung gestellt, sich einer größeren lutherischen 
Kirche anzuschließen. Von den lutherischen Kirchen sind nur Olden- 
burg und Württemberg bisher nicht beigetreten. Allerdings stehen sie 
in einem gewissen Gastverhältnis durch die Beteiligung ihrer Bischöfe 
an der Bischofskonferenz und von Gastvertretern bei der Generalsynode, 
wie es in der Verfassung der VELKD vorgesehen ist. Mit den Ver- 
tretern des sogenannten Detmolder Kreises!) wurde die Arbeitsgemein- 
schaft in Gestalt eines lutherischen Konventes fortgesetzt, der sich be- 
müht, die Fragen des Luthertums über die Grenzen der VELKD hinaus 
zu klären. 

ı) Zum Detmolder Kreis vgl. Kirchliches Jahrbuch 1945—1948. In ihm 


finden sich Vertreter lutherischer Gemeinden aus unierten Kirchen und luthe- 
rischer Kirchen außerhalb der VELKD zusammen. 
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2. Die Evangelische Kirche der altpreußischen Union | 


Während die VELKD im Jahre 1949 ins Leben trat und also das erste 
Jahr ihres Bestehens beging, muß man von der Evangelischen Kirche 
der altpreußischen Union sagen, daß sie auch in diesem Jahr immer noch 
bestand. Sie hat sich auch nach Treysa 1945 nicht aufgelöst. Ohne Zweifel 
haben viele das nach Treysa 1945 (vgl. Kirchliches Jahrbuch 1945—48) 
erwartet oder gar erhofft. Daß es nicht geschah, hat wiederum bei 
vielen den Gedanken aufkommen lassen, daß daran niemand mehr 
schuldig sei als die Gründung der VELKD. Aber in Wirklichkeit steht 
es anders. Zunächst einmal ist es gar nicht so einfach, eine Kirche 
„aufzulösen“. Außerdem wäre der Zeitpunkt einer Auflösung der alt- 
preußischen Union in der gegenwärtigen Situation denkbar ungeeignet. 
Man könnte den Anschein gar nicht vermeiden, als wolle sich der Westen 
vom Osten trennen. Und diese Frage spielt nun wirklich bei der Aufgabe 
einer Neuordnung der altpreußischen Union, wie sie in Treysa ange- 
fangen hat, gar keine Rolle. Schon lange bevor man etwas ahnen konnte, 
welche Folgen der Zusammenbruch des Dritten Reiches haben würde, 
ist in einem Ausschuß der altpreußischen Bekenntnissynode ein Ver- 
fassungsentwurf gemacht worden, der eine Verwandlung der bisherigen 
Kirchenprovinzen der altpreußischen Union in selbständige Gliedkirchen 
vorsah. Die Frage der altpreußischen Union ist in der Bekennenden 
Kirche während des Kirchenkampfes als eine geistlich-kirchliche Frage 
aufgetaucht. Man erkannte die Verderblichkeit eines kirchlichen Zentra- 
lismus. Man sah die Unmöglichkeit, ein so großes Gebiet wirklich geist- 
lich als eine Kirche zu leiten. Auf der anderen Seite wurde man in neuer 
Weise der Kirchengemeinschaft in dieser Kirche auf dem Boden der 
Bekennenden Kirche inne. Hier war eine wahre Einmütigkeit geschenkt, 
die es bisher so nicht gegeben hatte. Die altpreußischen Bekenntnis- 
synoden waren Zeugnisse dieser Einheit einer evangelischen Kirche bei 
verschiedener Bekenntnisprägung in Ost und West. Von hier aus muß 
man die gegenwärtige Lage der Kirche der altpreußischen Union be-. 
greifen. Einerseits sind seit 1945 die „Kirchenprovinzen“ zu selbstän- 
digen Kirchen geworden, und zwar aus den geistlichen Erkenntnissen 
über das Wesen der Kirche. Andererseits ist seit 1945 die Kirche der 
altpreußischen Union beieinander geblieben und sah sich nicht in der 
Lage, ihre neugewordenen Gliedkirchen als selbständige Landeskirchen 
völlig aus dem Verband der altpreußischen Union zu lösen. Man hielt 
es. nicht für verantwortbar, die seit langem tatsächlich vorhandene 
innere Kirchengemeinschaft durch äußere Trennung zu lockern. Eben- 
sowenig hielt man an dem zentralistischen System der Verwaltung und 
Leitung der altpreußischen Union fest, sondern gab sich hier gegenseitig 
die Freiheit eigener Leitung und Verwaltung, so daß faktisch die bis- 
herigen Kirchenprovinzen zu durchaus selbständigen Kirchen wurden, 
obwohl es noch eine „Kirchenleitung‘ der altpreußischen Union gibt. 
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Die im Jahre 1949 vorhandene Umformung der altpreußischen 
Union sieht folgendermaßen aus: Ende 1948 konstituierten sich die 
beiden westlichen „Kirchenprovinzen‘ als selbständige Landeskirchen: 
die Evangelische Kirche von Westfalen und die Evangelische Kirche 
im Rheinland. Ihre Provinzialsynoden nannten sich Landessynode. Dabei 
erklärten sie, durch diese Konstituierung nicht aus dem Verband der 
altpreußischen Union ausgeschieden zu sein. Nur ein ihrer Synode 
übergeordnetes Kirchenregiment der altpreußischen Union wurde von 
ihnen nicht akzeptiert. Mit dieser Neuordnung änderte sich die bisherige 
Struktur der Kirche der altpreußischen Union. So wurde auch die 
Kirchenleitung der altpreußischen Union für die Westprovinzen zwar 
formell beibehalten, aber nicht mehr, wie bisher, zum Erlaß gemeinsamer 
Notverordnungen gemäß der Verfassungsurkunde, sondern lediglich als 
ein Organ brüderlicher Verbundenheit der Westkirchen ohne Inanspruch- 
nahme rechtlicher Zuständigkeit für die beiden Kirchen. Es wird damit 
der Versuch gemacht, die bisherige Gemeinsamkeit der beiden Kirchen 
ohne Rechtsverbindlichkeit (wie früher) aufrechtzuerhalten und auch 
die fernere Rechtsentwicklung möglichst übereinstimmend zu gestalten. 

Im Osten blieb zwar die Kirchenleitung der altpreußischen Union 
mit ihren besonderen Kompetenzen für die östlichen Provinzialkirchen, 
aber sowohl in Berlin-Brandenburg wie in Sachsen und Pommern ging 
die Entwicklung zur Verselbständigung weiter. Die Berlin-Brandenburger 
Kirche schuf sich eine neue Grundordnung, die sächsische Provinzial- 
kirche wie die pommersche berieten die Vorlage einer solchen auf ihren 
Synoden. Nur in dem Restkirchengebiet von Schlesien geschah noch 
nichts Derartiges. Aber das hat seine besonderen Gründe in der ganz 
besonderen örtlichen Lage. Mit diesen ‚„Grundordnungen‘“ wird an der 
Stelle der bisherigen gemeinsamen ‚„Verfassungsurkunde“ der alt- 
preußischen Union für jede frühere Kirchenprovinz eine eigene Ver- 
fassungsurkunde geschaffen, d.h. die Kirchenprovinzen des Ostens tun 
dasselbe wie Rheinland und Westfalen — sie konstituieren sich als 
eigenständige Landeskirchen. Von seiten der EKD war bereits die An- 
erkennung dieser Selbständigkeit darin vollzogen, daß jede Provinzial- 
kirche der altpreußischen Union als Gliedkirche der EKD betrachtet 
wurde, die ihre eigenen Abgeordneten zur Synode der EKD entsandte. 

Dennoch ging die Arbeit der Kirchenleitung der altpreußischen Union 
weiter. Sie trat regelmäßig monatlich zusammen, und zwar manchmal 
mit, manchmal ohne die Vertreter der beiden Westkirchen. Beschlüsse 
kirchenregimentlichen Charakters wurden nur für die östlichen Provin- 
zialkirchen gefaßt. Das Wichtigste bei den Beratungen der Kirchen- 
leitung der altpreußischen Union im letzten Jahr war die Erörterung 
der Frage einer neuen Ordnung für die altpreußische Union. Was soll 
aus der Kirche der altpreußischen Union auf Grund der bisherigen 
Entwicklung werden? Soll sie aufgelöst werden oder eine neue Form 
erhalten? Man entschied sich schließlich dafür, den Versuch einer Neu- 
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ordnung zu machen. Es wurde ein Ausschuß gebildet, der einen Entwurf 
zur Vorlage an die Leitung der altpreußischen Union und die Leitungen 
der Gliedkirchen machen sollte. Ein Sonderausschuß sollte die Möglich- 
keit eines neuen gemeinsamen Bekenntnisartikels der altpreußischen 
Union klären. Denn man war der Überzeugung, daß sich hieran im 
letzten Grunde der Fortbestand der altpreußischen Union entscheiden 
müsse. Nicht ein gemeinsames Verwaltungssystem, sondern ein ge- 
meinsames Bekenntnis sei konstitutiv für eine Kirche. Diese Arbeit ist 
zwar, wie es scheint, in Angriff genommen und verspricht auch, zu einem 
positiven Ergebnis zu‘gelangen, aber sie ist noch nicht zu einer end- 
gültigen Vorlage an die Gliedkirchen ausgereift. Dagegen hat der 
Ordnungsausschuß einen Entwurf vorgelegt, der im großen und ganzen 
bei den Gliedkirchen und der Kirchenleitung der altpreußischen Union 
Zustimmung fand und nur noch einer abschließenden Überarbeitung 
bedarf. 


Aus dem Entwurf der Neuordnung der Evangelischen Kirche 
der altpreußischen Union 


Artikel 2 

(1) Die bisherigen Kirchenprovinzen sind selbständige Gliedkirchen der 
Evangelischen Kirche der altpreußischen Union. Sie üben für ihren Bereich 
im Rahmen dieser Ordnung und der Grundordnung der Evangelischen 
Kirche in Deutschland das Kirchenregiment und die Gesetzgebung selb- 
ständig aus. 

(2) Die Evangelische Kirche der altpreußischen Union ist eine brüderliche 
Gemeinschaft ihrer Gliedkirchen im Dienst an der Ausrichtung des Evan- 
geliums. Sie will die mannigfachen Gaben und Kräfte in ihrem Bereich 
austauschen und zusammenfassen. 


Artikel 3 
(1) Die Evangelische Kirche der altpreußischen Union sieht es als ihre 
Aufgabe an, den inneren und äußeren Zusammenschluß innerhalb der 
Evangelischen Kirche in Deutschland zu fördern. 
(2) Die Evangelische Kirche der altpreußischen Union und ihre Glied- 
kirchen sind gemäß Artikel 21 der Grundordnung der Evangelischen Kirche 
in Deutschland Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland. 
(3) Die Evangelische Kirche der altpreußischen Union und ihre Glied- 
kirchen stehen durch die Evangelische Kirche in Deutschland in der Gesamt- 
ordnung des Ökumenischen Rates der Kirchen. 


Artikel 4 
Die Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union 
fördern ihre Gemeinschaft insonderheit 


a) durch einen geregelten Besuchsdienst der Gliedkirchen, 


124 


b) durch einen Austausch von Kandidaten der Theologie und Pfarramts- 
kandidaten im kirchlichen Hilfsdienst, 
c) durch Austausch von Pfarrern, Kirchenbeamten und Trägern anderer 
kirchlicher Dienste. 
Artikel 5 
(1) Die Evangelische Kirche der altpreußischen Union kann den Glied- 
kirchen Anregungen und Richtlinien geben mit dem Ziele, ihre Ordnungen 
und ihre Dienste möglichst einheitlich zu gestalten. 
(2) Einheitlichkeit soll insbesondere erstrebt werden für 
a) die Ordnungen der Gottesdienste und Amtshandlungen sowie für das 
Gesangbuch, 
b) wesentliche Bestimmungen der sonstigen Ordnungen der Gliedkirchen, 
c) die Vorbildung und Anstellungsfähigkeit sowie die dienstrechtlichen 
Verhältnisse der Pfarrer, Kirchenbeamten und der Träger anderer 
kirchlicher Dienste, 
d) das Verfahren bei Beanstandung der Lehre, 
e) die Erhebung kirchlicher Abgaben und das kirchliche Kassen- und 
Rechnungswesen. 
Artikel 6 
(1) Die Gliedkirchen sollen den Rat der APU über die Vorbereitung von 
Kirchengesetzen und Notverordnungen unterrichten, damit geprüft werden 
kann, ob ein einheitliches Handeln mit den anderen Gliedkirchen geboten ist. 
(2) Der Rat der APU kann den Gliedkirchen eine Vorlage für die gesetzliche 
Regelung eines Gegenstandes durch die Evangelische Kirche der alt- 
preußischen Union vorlegen. Stimmt die Mehrheit der Synoden der Glied- 
kirchen der Vorlage zu, so kann der Rat sie als Gesetz der Evangelischen 
Kirche der altpreußischen Union für den Bereich der zustimmenden Glied- 
kirchen in Kraft setzen. Wird der Widerspruch einer Gliedkirche damit 
begründet, daß der Erlaß des Gesetzes die in dieser Ordnung begründete 
Gemeinschaft der Gliedkirchen gefährde, so hat der Rat hierüber die Ent- 
scheidung der Synode der APU herbeizuführen. 
(3) Die Durchführung solcher Kirchengesetze der Evangelischen Kirche 
der altpreußischen Union ist Angelegenheit der Gliedkirchen. 


Artikel 7 


Bestimmte Angelegenheiten können kraft Vereinbarung zwischen sämt- 
lichen oder einzelnen Gliedkirchen je für ihren Bereich gemeinsam auch 
in der Form von Gesetzen geregelt werden. Solche Gesetze können nur ge- 
meinsam geändert werden. 


Artikel 8 


Die Organe der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union sind 
die Synode der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union und der 
Rat der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union. 
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Artikel 9 

(1) Die Synode ist berufen, die in dieser Ordnung bezeugte brüderliche 
Gemeinschaft zu verwirklichen und lebendig zu erhalten. Sie trägt die 
Verantwortung dafür, daß die Evangelische Kirche der altpreußischen 
Union die ihr übertragenen Aufgaben erfüllt. 

(2) Sie gibt dem Rat Richtlinien, leitet den Gliedkirchen Gesetzesvorlagen 
zu und beschließt über diejenigen Angelegenheiten, die im Rahmen dieser 
Ordnung ihrer Zuständigkeit unterliegen. 


Artikel 13 


(1) Der Rat ist für die Aufgaben zuständig, die der Evangelischen Kirche 
der altpreußischen Union in dieser Ordnung zugewiesen werden, soweit 
sie nicht der Synode vorbehalten sind. Er kann den Gliedkirchen Anregungen 
geben und ihnen Geseizesvorlagen zuleiten. 

(2) Der Rat kann Angelegenheiten, die einen Beschluß der Synode er- 
fordern, aber keinen Aufschub dulden, durch Einzelmaßnahmen oder Not- 
verordnung regeln. Ebenso kann er zur Behebung dringender Notstände, 
die ein sofortiges Handeln erfordern, die notwendigen Entschließungen 
fassen. Diese Beschlüsse bedürfen der Zustimmung von Dreiviertel der 
anwesenden Mitglieder. Sie sind der Synode bei ihrem nächsten Zusammen- 
tritt vorzulegen. Die Synode kann sie ändern oder aufheben. 


Artikel 15 
Werden in der Synode oder im Rat gegen eine Vorlage Bedenken 
erhoben mit der Begründung, daß sie einem der in der Kirche geltenden 
Bekenntnisse widerspreche, so ist den Bedenken Rechnung zu tragen, wenn 
sie von der Mehrheit der diesem Bekenntnis angehörenden Mitglieder der 
Synode oder des Rates bestätigt werden und dann auch in nochmaliger 
Beratung unter Gottes Wort nicht behoben werden können. 


Artikel 16 
(1) Die laufenden Geschäfte des Rates führt die Kirchenkanzlei der Evan- 
gelischen Kirche der altpreußischen Union im Rahmen der geltenden 
Ordnung und der Beschlüsse des Rates. 
(2) Sie besteht aus dem Leiter und theologischen und rechtskundigen 
Mitgliedern, die mit dem Leiter ein Kollegium bilden. Der Leiter und die 
Mitglieder werden vom Rat berufen. 


Aus diesem Entwurf scheint zweierlei von entscheidender Bedeutung 
zu sein: 

(1) Es besteht in der Kirche der altpreußischen Union Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft. Darin kommt die Einheit dieser Kirche, die 
bestehende Kirchengemeinschaft zum Ausdruck. Insofern kann man 
von der „Evangelischen Kirche der altpreußischen Union“ reden. 
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(2) Die Selbständigkeit der Gliedkirchen — die Autonomie ihrer 
‚Synoden, die Leitungsbefugnisse ihrer Organe — wird nicht durch ein 
Organ der Gesamtkirche angetastet. Die Kirche der altpreußischen 
Union ist insofern ein „Kirchenbund“, deren Organe keine kirchen- 
regimentlichen Befugnisse über die Gliedkirchen ausüben. 


Man erkennt hieran den Versuch, der überaus eigenartigen historisch 
so gewordenen Wirklichkeit gerecht werden zu wollen. Der Hauptpunkt 
der Auseinandersetzungen in der altpreußischen Union im Blick auf 
die Neuordnung ist die Frage, inwieweit die Generalsynode noch gewisse 
gesetzgebende Funktionen haben soll. Dabei ist man sich darüber einig, 
daß etwaige Gesetze der Synode in den Gliedkirchen nur durch deren 
Zustimmung gelten können. Wichtiger als diese Frage ist jedoch im 
Grunde die andere: ob es gelingt, die lebendige Verbundenheit durch die 
vorgesehenen Maßnahmen (Besuchsdienst, Austausch der Kräfte) durch- 
zuführen. Da die Treysaer Artikel von 1945 vorsehen, daß die vorläufige 
Ordnung der altpreußischen Union gelten soll, bis eine Generalsynode 
eine andere beschließt, muß die gesamte Materie einer altpreußischen 
Generalsynode vorgelegt werden, die dann endgültig zu entscheiden hat. 
Die Vorbereitungen dazu sind bereits getroffen durch eine Notverordnung 
der Kirchenleitung der altpreußischen Union über die Bildung einer 
Generalsynode. Sie soll bis zum Ende des Jahres 1950 zusammengetreten 
sein. 


Wir möchten den Berichtüber die Kircheder altpreußischen Unionnicht 
abschließen, ohne wenigstens kurz auf einen Konflikthingewiesen zu haben, 
der im Laufe des vergangenen Jahres der Leitung der altpreußischen 
Union allerlei Not gemacht hat und der nicht nur von lokaler Bedeutung 
ist. In der schlesischen Kirchenleitung entstand eine tiefgreifende Aus- 
einandersetzung über die Frage, ob die Evangelische Kirche von Schlesien 
nur noch in den Öberlausitzer Restbestandteilen fortbestünde, oder ob 
nicht zu ihr die in Deutschland verstreuten evangelischen Vertriebenen 
aus Schlesien auch weiterhin gehörten. Dies Problem brach an der Frage 
auf, ob die 1946 in Breslau gebildete Provinzialsynode von Schlesien 
nicht zusammengerufen werden müsse, um mit den Oberlausitzer Teilen 
zusammen die Evangelische Kirche von Schlesien zu leiten und zu ver- 
treten. Eine Anzahl von Mitgliedern der schlesischen Kirchenleitung 
in Görlitz vertrat den Standpunkt, daß eine Kirche nicht durch Aus- 
treibung aus einem Gebiet aufgelöst werden könne. Sie müsse sich zum 
mindesten selbst für aufgelöst erklären. Hier steht vor uns das Problem 
der „Flüchtlingskirchen“ in Deutschland. Überall besteht noch ein 
kirchlicher Zusammenhang zwischen den Vertriebenen aus Ostpreußen, 
aus Pommern usw. In den Landeskirchen wird über das Problem der 
rechten kirchlichen Lösung der Flüchtlingsgemeinden bzw. der „Ein- 
gemeindung‘‘ der Vertriebenen viel verhandelt. Aber der Tatbestand 
ist doch nun so, daß die Vertriebenen im allgemeinen zu Gemeinde- 
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gliedern der Landeskirchen geworden sind, in die sie verschlagen wurden. 
Ihre Pastoren sind großenteils Pfaırer der Kirchen geworden, in denen 
sie Aufnahme fanden. Damit hat doch die Frage der Flüchtlingskirchen 
grundsätzlich ihre Lösung gefunden: Die Flüchtlinge sind nicht „Exil- 
kirchen‘“, Gemeinden in der Fremde geblieben oder geworden, sondern 
tatsächlich eingegliedert in die bestehenden Landeskirchen. Nur dann 
hätten die Schlesier recht mit dem Fortbestand der schlesischen Kirche 
im Exil, wenn die Vertriebenen in ihrer großen Mehrzahl eigene evan- 
gelische Gemeinden mit ihren Pastoren in den Unterbringungsgebieten 
gebildet hätten ohne eine Eingliederung in die dortige Landeskirche... 
Nachdem das aber nicht geschehen ist — und wohl auch nicht hätte 
geschehen sollen ! — hat die Evangelische Kirche von Schlesien außerhalb 
der Oberlausitz keinen Bestand mehr, der kirchlich etwa durch eine 
Synode noch weiterhin zu ordnen und zu leiten wäre. 

Der schlesische Streitpunkt hat viele Verhandlungen und leider auch 
ein Eingreifen der Kirchenleitung der altpreußischen Union notwendig 
gemacht. Immerhin ist es doch gelungen, den Konflikt brüderlich beizu- 
legen. Dem berechtigten Anliegen, das hier vorliegt, kann nur dadurch 
Rechnung getragen werden, daß bei den beteiligten Synoden in der alt- 
preußischen Union besondere Vertreter aus den verlorenen Gebieten 
‚berufen werden. Dies soll z. B. bei der geplanten Generalsynode der alt- 
preußischen Union geschehen. 


3. Die Gliedkirchen der EKD 


Wenn wir uns nun den eigentlichen Gliedkirchen der EKD zuwenden, 
so können wir es nicht als unsere Aufgabe ansehen, in diesem Überblick 
über die Arbeit und Wirksamkeit der evangelischen Kirchen eine kurze 
Darstellung der „Geschichte“ einzelner Kirchen im Jahre 1949 zu geben. 
Ein solcher Versuch wäre, auch wenn er gelänge, wahrscheinlich nicht 
sehr ertragreich. Es dürfte sich daher empfehlen, einen Querschnitt: 
durch die landeskirchliche Arbeit in der Weise zu unternehmen, daß aus 
den einzelnen Kirchen anhand ihrer amtlichen Verlautbarungen, ins- 
besondere ihrer kirchenleitenden und ordnenden Maßnahmen, das 
Wesentliche und Besondere, nach bestimmten Sachgebieten geordnet, 
herausgestellt wird. Dabei wird sichtbar, welche Aufgaben im vergange- 
nen Jahr jeweils in den verschiedenen Kirchen in Angriff genommen sind, 
wie man einzelne kirchliche Probleme durch Ordnungen oder Einrich- 
tungen zu lösen versuchte. Auf diese Weise wird es erreicht werden, 
einen Durchblick durch das Ganze zu bekommen. 

Die amtlichen Veröffentlichungen der Landeskirchen in den kirch- 
lichen Amtsblättern sind ein aufschlußreicher Niederschlag der in einer 
Kirche lebendigen Gedanken und des kirchlichen Wollens ihrer leitenden 
Organe sowie der durch die jeweilige äußere Lage bestimmten Not- 
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wendigkeiten, die zu Maßnahmen und Anordnungen zwingen. Man darf 
sich durch den zahlreichen und unbedeutenden Ballast, der hierbei unver- 
meidlich mitgeschleppt werden muß und die Lektüre Kirchlicher Amts- 
blätter weithin zu einer ebenso mühseligen wie langweiligen Lektüre 
macht, nicht abschrecken lassen. Übrigens gibt das Amtsblatt der EKD 
einen hervorragenden, gut ausgewählten Teil aller wesentlichen und 
allgemein interessierenden Veröffentlichungen wieder. 

Eine Durchsicht der kirchenamtlichen Veröffentlichungen des Jahres 
1949 zeigt uns das Bild einer überaus lebhaften Tätigkeit der kirchlichen 
Organe auf dem Gebiet kirchlicher Rechtsordnung. In der Mehrzahl der 
Landeskirchen fanden die Synoden statt, die fast durchweg mehrere 
Kirchengesetze verabschiedeten. Außerdem erließen auch die Leitungs- 
organe kirchliche Verordnungen in großer Zahl. Interessant ist dabei 
die Feststellung, welche Gebiete des kirchlichen Lebens besonders 
häufig Gegenstand einer Regelung, Neuordnung oder Beachtung waren. 
Geradezu auffällig ist es, daß fast in allen Landeskirchen eine Ordnung 
des kirchlichen Hilfswerks geschaffen wurde, nachdem die EKD ihrer- 
seits eine solche erlassen hatte. Weiter ist bezeichnend, daß die Kirchen- 
ordnungsgesetzgebung eine ziemlich umfangreiche Neugestaltung erfuhr. 
Was die Ordnung der kirchlichen Dienste angeht, fällt auf, daß zahlreiche 
Gesetze über die Vikarinnen erlassen wurden, ferner daß das Pfarr- 
stellenbesetzungsrecht in verschiedenen Kirchen neu geregelt wurde. 
Auch wird die Herausbildung eines neuen Dienstes am Wort neben dem 
Pfarrer in der Gemeinde in mehreren Ordnungen der Kirchen sichtbar. 
Auf dem Gebiet der gemeindlichen Lebensordnung zeigen sich erst 
vereinzelt Ansätze einer Neugestaltung. Dagegen muß nun abschließend 
darauf hingewiesen werden, daß die Erneuerung der „Verfassungen“ 
der Landeskirchen erhebliche Fortschritte gemacht hat. Mehrere Kirchen 
haben 1949 ihre neue „Grundordnung‘‘, wie man heute statt Verfassung 
lieber sagt, verabschiedet. Andere sind auf dem Wege dazu und werden 
1950 zum Ziel kommen. In manchen Kirchen erwies es sich vorerst 
nur als notwendig, bestimmte Änderungen der bisherigen Verfassung 
durchzuführen. 

Man ersieht schon aus diesem Überblick, daß eine nicht unwesentliche 
Arbeit kirchlicher Neuordnung geleistet worden ist. Aber ein deutliches 
Bild läßt sich nur durch eine Darbietung wenigstens der wichtigsten 
und charakteristischen Einzelheiten gewinnen. 


a) Grundordnungen (Verfassungen) der Landeskirchen 


Seit dem Ausgang des zweiten Weltkrieges sind zahlreiche Kirchen 
damit beschäftigt, ihre „Verfassung“ einer grundlegenden Erneuerung zu 
unterziehen. Das Bedürfnis dazu ergab sich einerseits aus den Erkennt- 
nissen des Kirchenkampfes, andererseits aus der Notwendigkeit, die im 
Kirchenkampf zerstörte Ordnung wiederherzustellen, wobei eine ein- 
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fache Restitution nicht möglich war. An solche Gesamterneuerung 
gingen z. B. die Kirchen von Hessen-Nassau, Oldenburg, Berlin-Branden- 
burg, Provinz Sachsen, Westfalen, Rheinland. Aber die meisten sind 
noch bei der Arbeit. Dagegen ist die „Grundordnung“ in drei Kirchen 
inzwischen fertiggestellt und in Kraft gesetzt worden. Zuerst die „Grund- 
ordnung der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg‘“. Sie war 
schon am 15. 12. 1948 beschlossen, trat aber erst am 1. April 1949 nach 
Zustimmung der Kirchenleitung der altpreußische Union in Kraft. Dann 
folgte die „Ordnung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau“, am 
17. März 1949 von der verfassunggebenden Synode beschlossen. Schließ- . 
lich wurde auch die ‚‚Kirchenordnung Teil I, Leitung und Verwaltung 
der Kirche und ihrer Gemeinden‘ der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in Oldenburg am Ende des Jahres 1949 von der Synode verabschiedet; 
sie trat allerdings erst am 1. April 1950 in Kraft. 


L 


Die Berlin-Brandenburger Grundordnung ist mit ihren 154 Ar- 
tikeln von allen die umfangreichste. Von besonderer Wichtigkeit ist in 
ihr nicht nur der sehr instruktive Artikel über die Grundlage der Kirche, 
sondern ebenso ein grundsätzlicher Abschnitt über Amt und Gemeinde, 
etwas ganz Neues in einer Kirchenordnung. 


Grundordnung der Evangelischen Kirche in Brandenburg 


Vorspruch 
Von Schrift und Bekenntnis 


d; 

Die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg steht in der Einheit 
der einen, heiligen, allgemeinen christlichen Kirche, die überall da ist, wo 
das Wort Gottes lauter verkündigt wird und die Sakramente recht verwaltet 
werden. 

2. . 

Eins unter ihrem Haupte Jesus Christus, dem Fleisch gewordenen 
Worte Gottes, dem gekreuzigten und auferstandenen Herrn, dessen sie 
wartet, ist sie gegründet.auf das prophetische und apostolische Zeugnis der 
Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments, an der allein Lehre und 
Leben zu messen sind. 

3. 

Sie bezeugt als Kirche der Reformation ihren Glauben gemeinsam mit 
der alten Kirche durch die altkirchlichen Symbole: das Apostolicum, 
Nicaenum und Athanasianum. 

4. 

Sie bekennt mit den Vätern der Reformation, daß Jesus Christus allein 
unser Heil ist, offenbart allein in der Heiligen Schrift Alten und Neuen 
Testaments, geschenkt allein aus Gnaden, empfangen allein im Glauben. 
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Sie ist eine Kirche der lutherischen Reformation, in der weit überwiegend 
die lutherischen Bekenntnisschriften in Geltung stehen: 
die Augsburgische Konfession, die Apologie, die Schmalkaldischen 
Artikel, der Kleine und Große Katechismus Lutherst). 


Sie hat ihren besonderen Charakter in der Gemeinschaft kirchlichen 
Lebens mit den zu ihr gehörigen reformierten Gemeinden, in denen die 
reformierten Bekenntnisschriften gelten: 

der Heidelberger Katechismus und in den französisch-reformierten 
Gemeinden die Confession de foi und die Discipline ecclesiastique. 


Im Verständnis des von den Reformatoren gemeinsam bezeugten Evan- 
geliums weiß sie sich verpflichtet, das Bekenntnis ihrer Gemeinden zu 
schützen und zugleich dahin zu wirken, daß ihre Gemeinden in der Einheit 
des Bekennens beharren und wachsen. 


ö. 

Sie bejaht die von der ersten Bekenntnissynode von Barmen 1934 
getroffenen Entscheidungen und sieht in deren Theologischer Erklärung 
ein von der Schrift und den Bekenntnissen her auch fernerhin gebotenes 
Zeugnis der Kirche. 

6. 

Sie weiß sich verpflichtet, ihre Bekenntnisse immer wieder an der 
Heiligen Schrift zu prüfen und in Lehre und Ordnung gegenwärtig und 
lebendig zu erhalten. 

Immer neu zum Zeugnis gerufen, wird sie durch ihre Bekenntnisse 
zur Schrift geführt und zum rechten Bekennen geleitet. 


E 

Sie pflegt die geschenkte Kirchengemeinschaft der in ihr verbundenen 
Gemeinden, indem sie zugleich der Entfaltung der einzelnen Konfessionen 
freien Raum gewährt. 

Sie gewährt den Gliedern aller Gemeinden Anteil an der Gemeinschaft 
des Gottesdienstes und der Sakramente. 

Durch das Miteinander der verschiedenen reformatorischen Bekenntnisse 
weiß sich die Kirche verpflichtet, ihre Glieder immer neu zu rufen, auf 
das Glaubenszeugnis der Brüder zu hören. 


8. 

Sie fördert die kirchliche Gemeinschaft in der Evangelischen Kirche in 
Deutschland und nimmt durch ihre Zusammenarbeit mit den Kirchen der 
Ökumene teil an der Verwirklichung der Gemeinschaft Christi auf Erden 
und an der Ausbreitung des Evangeliums in der Völkerwelt. 





1) Und wo sie in Kraft steht, die Konkordienformel. 
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Grundsätze über Amt und Gemeinde 


Fr 


Gott selbst bereitet sich aus denen, die auf Sein Wort hören und die 
Sakramente empfangen, Seine Gemeinde, die Kirche Jesu Christi auf 
Erden, indem Er in ihren Herzen durch den Heiligen Geist den Glauben 
weckt und die von Ihm Berufenen zu Zeugen ihres Herrn und zu Dienern 
ihres Nächsten macht. 

Der Heilige Geist leitet und erbaut die Gemeinde durch mannigfache 
Gaben, Dienste und Ämter. Sie dienen alle dem einen der Kirche eingestif- 
teten Amt, das die Versöhnung verkündigt: teils entfalten sie das Predigt- 
amt in einer Mannigfaltigkeit von Ämtern der Verkündigung und Lehre, 
teils fördern sie in der Leitung und Verwaltung der Kirche den Dienst der . 
Verkündigung und wachen darüber; teils lassen sie das Wort von der Ver- 
söhnung in Lob und Dank und einem Leben der brüderlichen Liebe Tat 
werden. Die Kirche kann und darf nicht ohne solche Dienste und Ämter sein. 
’ Alle Leitung in der Kirche ist demütiger, brüderlicher Dienst im Ge- 

horsam gegen den guten Hirten. Sie wird von Pfarrern und Ältesten ge- 
meinsam ausgeübt. 

Alle Gemeindeglieder sind dafür verantwortlich, daß die für das Leben 
der Kirche notwendigen Dienste wahrgenommen werden. Darauf gründet 
es sich, daß denjenigen, ‚so mit Ernst Christen sein wollen“, besondere 
Verantwortung auferlegt wird, auch in der Mitwirkung an der Leitung der 
Gemeinde. Die Ausübung der Dienste bedarf grundsätzlich eines Auftrages 
der Gemeinde. 

2: 
 Wiewohl auch kirchliche Ämter rechtlich geordnet sind, sind sie dennoch 
keine weltlichen Einrichtungen. Ihr geistlicher Charakter wird vor allem 
für die Bestellung zu den Ämtern bedeutsam. 

Die Auswahl, Prüfung und Berufung der Amtsträger und Bewerber 
geschieht in der Kirche Jesu Christi durch geistlich besonders dazu berufene 
Glieder nach geistlichen Gesichtspunkten. Alle Zuchtübung an den Amts- _ 
trägern erfolgt nach den Maßstäben der Heiligen Schrift. 

Allein die an Schrift und Bekenntnis gebundene Kirche hat das Recht, 
das Amt zu- und abzuerkennen, nicht eine weltliche Instanz. 


3. 

Alle Amitsträger sind an die Gemeinde gewiesen; sie sind ihr für eine 
ihrem Auftrag entsprechende Amtsführung verantwortlich. Sie sind jedoch 
in der Erfüllung des göttlichen Auftrags, die rechte Wortverkündigung und 
Sakramentsverwaltung zu üben, frei gegenüber Willkür der Gemeinde und 
nur an diesen Auftrag gebunden. 

Die Gemeinde ist an das Amt gewiesen. Doch ist sie frei gegenüber einer 
willkürlichen, den göttlichen Amtsauftrag überschreitenden oder verlassenden 
Amtsführung. 
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Die Errichtung besonderer, mit Herrschaftsbefugnissen ausgerüsteter 
Führungsämter verstößt gegen die Heilige Schrift. 


4. 

Kraft des Priestertums aller Gläubigen ist jedes Gemeindeglied berechtigt 
und verpflichtet, kirchliche Dienste wahrzunehmen. Die Verpflichtung für 
alle Gemeindeglieder, nach dem Maß ihrer Gaben, Kräfte und Möglich- 
keiten, die Gnadengabe des Evangeliums zu bezeugen, muß sich in Not- 
zeiten auch darin bewähren, daß nichtordinierte Gemeindeglieder den Dienst 
der öffentlichen Verkündigung des Evangeliums und der Sakraments- 
verwaltung zunächst auch ohne besonderen Auftrag übernehmen. Die 
Gültigkeit und Wirksamkeit der in solcher Wahrnehmung vollzogenen 
Handlungen ist in dem der ganzen Kirche eingestifteten Amt begründet. 


Der Aufbau des Ganzen ist überaus klar gegliedert. Der erste Teil 
betrifft die Kirchengemeinde. Er ist der ausführlichste von allen. 
Hier werden nacheinander behandelt: 


1. Aufgaben und Bereich der Kirchengemeinde, 

2. Die Gemeindeglieder, 

3. Die Ämter und Dienste, Ä 
darunter Pfarrer, andere Amtsträger der Gemeinde, die Altesten, 

4, Die Gemeindeorgane, 
darunter Gemeindekirchenrat, Gemeindebeirat, Gemeindever- 
sammlung. 


Der zweite Teil befaßt sich mit dem Kirchenkreis (Superintendent, 
Kreissynode, Kreiskirchenrat) und mit der Kirchenprovinz. Hier ist 
der Abschnitt ‚Der Bischof, die Generalsuperintendenten und das 
Moderamen der reformierten Gemeinden‘ besonders bedeutsam. 


Der Bischof, die Generalsuperintendenten und das 
Moderamen der reformierten Gemeinden 


Artikel 103 

(1) Der Bischof und die Generalsuperintendenten versehen in Wahr- 
nehmung ihres gesamtkirchlichen Auftrags ihr visitatorisches Amt. Sie 
üben ihr Amt im Zusammenwirken mit der Kirchenleitung aus. 

(2) Der Dienst des Bischofs erstreckt sich auf den ganzen Bereich der 
Kirchenprovinz, der Dienst des Generalsuperintendenten auf den Sprengel, 
der ihm übertragen ist. Die Zahl der Sprengel bestimmt im Rahmen der 
gesamtkirchlichen Ordnung auf Antrag der Kirchenleitung die Provinzial- 
synode. Über die Abgrenzung der Sprengel bestimmt die Kirchenleitung. 
Der Bischof und die Generalsuperintendenten treten regelmäßig zu gemein- 
samen Beratungen zusammen. 
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Artikel 104 
Der Bischof und die Generalsuwperintendenten tragen gemeinsam mit 
der Kirchenleitung dafür die Verantwortung, daß die Kirche ihr Wächter- 
amt in rechter Verkündigung des Evangeliums und in der Abwehr der Irr- 
lehre verantwortungsbewußt ausübt. 


Artikel 105 

(1) Der Bischof und die Generalsuperintendenten üben ıhr Amt an 
den Pfarrern und Gemeinden mit dem Worte Gottes aus. Ihr Wirken ist 
ein persönlicher brüderlicher Dienst, den sie in geistlicher Betreuung und 
Beratung, in seelsorgerlicher Belehrung, Mahnung und Warnung, Weisung 
und. Tröstung wahrnehmen. 

(2) Der Bischof und die Generalsuperintendenten sollen unermüdlich 
darüber wachen, daß das Amt der Verkündigung den Auftrag erfüllt, der 
ihm vom Herrn der Kirche gegeben ist, und daß die Gemeinden ihrer Be- 
rufung eingedenk bleiben, Salz der Erde und Licht der Welt zu sein. Ihr 
Amt weist sie auf eine ständige Fühlung mit den Pfarrern und Gemein- 
den. Sie sollen sie häufig besuchen und sich besuchen lassen. Sie halten 
Generalkirchenvisitationen und Generalkonvente ab und können sich mit 
persönlichen Ansprachen und Anschreiben an die Pfarrer und Gemeinden 
wenden. Sie haben das Recht, in jeder Gemeinde ihres Amtsbereichs Goites- 
dienst zu halten und die Sakramente zu spenden. 


Artikel 106 

(1) Das evangelisch-reformierte Moderamen Berlin- Brandenburg ist 
berufen, das reformierte Bekenntnis und die reformierten Gemeinden inner- 
halb der Kirchenprovinz zu vertreten und für die reformierten Gemeinden 
nach dem in ihrem Bekenntnis niedergelegten Schriftverständnis den 
Gottesdienst mit Einschluß der Sakramentsverwaltung und die Dienste der 
Predigt, der Lehre, der Zucht und der Diakonie zu ordnen im Rahmen der 
gesamtkirchlichen Ordnung. 

(2) Das Moderamen nimmt die Dienste des Bischofs und der General- 
superintendenten wahr. \ 
(3) Das Moderamen besteht aus dem geistlichen Moderator, dem rechts- 
kundigen Sekretär und Abgeordneten der reformierten Kreissynoden. Das 
Nähere über die Bildung und Zusammensetzung des Moderamens und über 
die Bestellung eines Moderators beschließen die vereinigten Kreissynoden 

der beiden Kirchenkreise. 


a) Der Generalsuperintendent 


Artikel 107 
(1) Der Generalsuperintendent soll auf die kirchlichen Amitsträger in 
ihrer amtlichen Tätigkeit und in ihrem persönlichen Leben achthaben. 
(2) Er überwacht und fördert die theologische Fortbildung der Pfarrer 
und die rechte geistliche Ausrichtung der sonstigen kirchlichen Amtsiräger 
seines Öprengels, unbeschadet der Verantwortung des Superintendenten. 
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(3) Er hat das Recht, von den Pfarrern seines Sprengels Bericht über 
ihre geistliche Amtsführung, ihre theologische Weiterbildung und über ihre 
Vorbereitung auf Predigt und Unterricht einzufordern. 

(4) Er beaufsichtigt die Ausbildung der Kandidaten außerhalb des 
Predigerseminars. 

Artikel 108 

(1) Der Generalsuperintendent hat auf die Ordnung und die Gestaltung 
der Pfarrkonvente zu achten und soll sie möglichst häufig besuchen. 

(2) Er soll sich in Gemeinschaft mit den zuständigen provinzial- 
kirchlichen Organen und mit den Superintendenten für die Einrichtung, 
Leitung und Überwachung des katechetischen Dienstes und aller anderen 
kirchlichen Aufgaben und Einrichtungen verantwortlich wissen. 


Artikel 109 


Der Generalsuperintendent versammelt die Superintendenten zu regel- 
mäßigen Konventen. Er hat das Recht, die Pfarrer und kirchlichen Amts- 
träger seines Sprengels zu versammeln und allgemeine kirchliche Ver- 
anstaltungen in seinem Sprengel durchzuführen. 


Artikel 110 


Der Generalsuperintendent prüft die VWisitationsberichte der Super- 
intendenten und erteilt zusammen mit dem Konsistorium den Visitations- 
bescheid. Die eigene Gemeinde des Superintendenten visitiert er selbst. 


Artikel 111 


(1) Der Generalsuperintendent wird auf Vorschlag des Bischofs im 
Einvernehmen mit der Kirchenleitung nach Anhörung der Superinten- 
denten des Sprengels von der altpreußischen Kirche berufen; ihm wird 
gleichzeitig ein Pfarramt oder ein Predigtauftrag in einer Gemeinde seines 
Amtssitzes übertragen. Er wird vom Bischof in einem Gottesdienst ein- 
geführt; die Berufungsurkunde wird ihm bei seiner Einführung übergeben. 

(2) Er kann von seinem Amt durch Erklärung gegenüber der ali- 
preußischen Kirche zurücktreten. 

(3) Die Vertretung des Generalsuperintendenten regelt der Bischof 
im Einvernehmen mit der Kirchenleitung. 


b) Der Bischof 
Artikel 112 

(1) Der Bischof trägt Sorge für die einheitliche und brüderliche Zu- 
sammenarbeit aller Organe der Kirche. 

(2) Die besondere Sorge des Bischofs gilt der Betreuung der Geistlichen, 
der rechten Auswahl und der Förderung des theologischen Nachwuchses. 
Er leitet das theologische Prüfungsamt und beaufsichtigt die Ausbildung 
der Kandidaten im Predigerseminar. Er achtet auf die Gewinnung und 
Heranbildung der Mitarbeiter für den Dienst am Wort. 
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(3) Der Bischof vollzieht im Auftrag der Kirche die Ordination der 
Pastoren und Pfarrvikarinnen, soweit er sie nicht einem Generalsuper- 
‚intendenten oder ausnahmsweise einem anderen Geistlichen überträgt. 

(4) Der Bischof versammelt in Gemeinschaft mit dem Generalsuper- 
intendenten die Superintendenten im Provinzialkonvent. Er kann im 
Benehmen mit der Kirchenleitung Kirchentage abhalten. 


Artikel 113 
(1) Der Bischof ist Vorsitzender der Kirchenleitung und des Konsi- 
storiums. 
(2) Der Bischof vertritt die Evangelische Kirche in Berlin- Brandenburg 
nach außen, vor allem unter den leitenden Geistlichen der Evangelischen 
Kirche in Deutschland und gegenüber den anderen Kirchen. 


Artikel 114 


Der Bischof hat acht auf die geistigen, kulturellen, sozialen und poli- 
tischen Strömungen des öffentlichen Lebens und sorgt dafür, daß die Kirche 
ihren Dienst am Volk und an der nichtchristlichen Welt wahrnimmt. 


Artikel 115 


Die Wahl des Bischofs geschieht im Zusammenwirken der Organe der 
Kirchenprovinz mit den Organen der Evangelischen Kirche der altpreußi- 
schen Union. Das Nähere regelt ein Kirchengesetz. 


Artikel 116 


Hat der erwählte Bischof die Wahl angenommen, so wird die Berufung 
von dem Vorsitzenden der altpreußischen Kirchenleitung namens der Kirche 
unter Hinweis auf die Wahl urkundlich vollzogen. Die Urkunde wird dem 
Bischof bei seiner Einführung übergeben. Die Einführung findet in einem 
Gottesdienst statt. 

Artikel 117 

Der Bischof wird im Hauptamt auf Lebenszeit berufen, ihm wird gleich- 

zeitig ein Pfarramt oder ein Predigtauftrag in einer Gemeinde seines Amts- 


sitzes übertragen. 
Artikel 118 
(1) Bei Behinderung von kurzer Dauer regelt der Bischof seine Ver- 
tretung selbst. Bei einer Behinderung von längerer Dauer und im Falle 
der Vakanz kann die Kirchenleitung einen Verweser bestellen. 
(2) Die Kirchenleitung stellt dem Bischof diejenigen Hilfskräfte und 
Einrichtungen zur Verfügung, deren er für sein Amt bedarf. 


Dann folgen die provinzialkirchlichen Organe: die Provinzialsynode, 
die Kirchenleitung und das Konsistorium, wobei von der Kirchenleitung 


folgende Bestimmungen im Wortlaut wiedergegeben seien: 
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Artikel 132, 1: 


Die Kirchenleitung leitet die Kirchenprovinz im Gehorsam gegen den 
Herrn der Kirche; ihre Mitglieder bilden eine Gemeinschaft unter dem Wort. 


Artikel 135 (1): 
Der Kirchenleitung gehören an: 


1. Der Bischof, 

2. der Präses der Provinzialsynode, 

3. die Generalsuperintendenten, die beiden Pröpste, der Konsistorial- 
präsident, der Vorsitzende des reformierten Moderamens, 

4. weitere Mitglieder der Provinzialsynode in der Zahl der Mitglieder 
zu 1 und 3. 


u 


Artikel 136: 


Vorsitzender der Kirchenleitung ist der Bischof. Er wird vom Präses 
der Provinzialsynode und bei dessen Behinderung vom Konsistorial- 
präsidenten vertreten. 

Artikel 139: 

Widerspricht der Vorsitzende des reformierten Moderamens einem 
Beschluß der Kirchenleitung mit der Begründung, daß dieser mit dem 
Bekenntnis der reformierten Kirche oder mit der zu Recht bestehenden 
Ordnung der reformierten Gemeinden nicht im Einklang stehe, so hat der 
Beschluß insoweit für die reformierten Gemeinden keine Geltung. 


Der dritte Teil der Grundordnung handelt von den kirchlichen 
Werken. Dies ist in den Verfassungen der Kirche etwas ganz Neues und, 
wie man sieht, sehr Beachtliches. Hier werden die in der Kirche ent- 
standenen Werke, Einrichtungen, Verbände, Anstalten, ‚die Innere 
Mission‘, das Hilfswerk usw., von der Landeskirche in den Gesamtrahmen 
der kirchlichen Dienste eingeordnet. Wegen seiner Bedeutsamkeit soll 
auch dies Stück der Grundordnung hier folgen. 


Die kirchlichen Werke 


Artikel 146 

Der Auftrag des Evangeliums führt die Kirche zum Dienst an den 
verschiedenen Gliedern der Gemeinde, insbesondere an den Männern, den 
Frauen, der Jugend und den Studierenden. Dieser Dienst ist vorwiegend 
Aufgabe der Gemeinde. Sie wird dabei unterstützt durch die in diesen 
besonderen Arbeitszweigen tätigen Werke. Diese Werke erfüllen darin zu- 
gleich übergemeindliche Aufgaben. Die Kirchenleitung regelt ihre Zu- 
ordnung zur Einzelgemeinde und zur Gesamtkirche. Dabei wird die Mit- 
arbeit der Werke und ihrer Kräfte sowie die freie Gestaltung ihrer Arbeit 
gewährleistet und geschützt. 
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Artikel 147 
Die Kirche ist gerufen, Christi Liebe in Wort und Tat zu verkündigen. 
Diese Liebe verpflichtet alle Glieder der Kirche zum Dienst und gewinnt 
in besonderer Weise Gestalt im Diakonat der Gemeinde und der Kirche. 
Demgemäß sind auch die diakonisch-missionarischen Werke Wesens- und 
Lebensäußerung der Kirche. Sie sind Bestandteil der Kirche ungeachtet 
ihrer Rechtsform. 
Artikel 148 
(1) Die Evangelische Kirche in Berlin- Brandenburg fördert die Werke 
ihrer Inneren Mission. Ihre Verbindung mit der Kirche und ihren Ge- 
meinden sowie die freie Gestaltung ihrer Arbeit werden in Vereinbarungen 
und Richtlinien gesichert. 
(2) Das Hilfswerk ist eine Einrichtung der Kirche. Bis zum Erlaß 
eines Kirchengesetzes kann die Kirchenleitung im Rahmen der gesamt- 
kirchlichen Bestimmungen die Ordnung des Hilfswerks regeln. 


Artikel 149 


(1) Die Kirche weiß, daß sie das Evangelium an die ganze Welt zu 
bezeugen hat. Im Gehorsam gegen den Sendungsauftrag ihres Herrn treibt 
sie das Werk der Äußeren Mission in Zusammenarbeit mit den Leitungen 
der in der Kirchenprovinz ansässigen Missionsgesellschaften. Die Kirchen- 
leitung kann für die Zusammenarbeit Grundsätze aufstellen. Die von der 
Kirche anerkannten Missionswerke sind ungeachtet ihrer Rechtsform Be- 
standteil der Kirche. 

(2) Ebenso weiß sich die Kirche zum Dienst an der evangelischen Dia- 
spora gerufen. Sie fördert die zur Erfüllung dieses Dienstes bestehenden 
Einrichtungen und wendet ihre Fürsorge auch anderen kirchlichen Werken 
zu, soweit sie in ihrem Bereich arbeiten. Die Kirchenleitung kann ihnen 
unter Wahrung ihrer sachlich erforderlichen Selbständigkeit für ihre Arbeit 
und ihre Ordnung Richtlinien geben. 

(3) Die Kirche fördert die Mitarbeit ihrer Glieder an den ökumenischen 
Bestrebungen. Die Kirchenleitung kann für diese Arbeit Richtlinien geben. 


Artikel 150 


(1) Die Arbeit der Werke vollzieht sich in Bindung an Schrift und 
Bekenntnis und unter Wahrung der kirchlichen Ordnung. Die Kirchen- 
leitung trägt für die Zusammenarbeit der Werke Sorge. 

(2) Die Werke tragen gegenüber der Kirchenleitung die Verantwortung 
in ihrem Arbeitsbereich. Sie haben der Kirchenleitung auf Verlangen Ein- 
sicht in ihre Arbeit zu gewähren. Die Berufung der geistlichen Amtsträger 
der Werke bedarf der Bestätigung durch das Konsistorium, bei leitenden 
Amtern der provinzialkirchlichen Werke der Bestätigung durch die Kirchen- 
leitung. 

(3) Über die Ausübung geistlichen Dienstes in den Gemeinden müssen 
sich die Werke mit den kirchlichen Stellen vorher verständigen. Die Ab- 
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haltung der üblichen gottesdienstlichen Handlungen in den Anstalten und 
Einrichtungen der Werke bleibt hiervon unberührt. 

(4) Die in besonderen Rechtsformen arbeitenden Werke bedürfen der 
Anerkennung durch die Kirchenleitung als Bestandteil der Kirche. Die 
Anerkennung eines Gesamtwerkes erstreckt sich auch auf die dem Gesamt- 
werk angeschlossenen einzelnen Werke. Einer Anerkennung bedarf es nicht, 
wenn das Werk von der Gesamtkirche anerkannt ist. 

(5) Die Einrichtung von Ausbildungsstätten für kirchliche Dienste 
bedarf der Genehmigung der Kirchenleitung. 


I. 


Die „Ordnung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau“ 
ist eine „Grundordnung‘ oder Verfassung im strengsten Sinne. Ihre 
Artikel sind wirklich nur Grundbestimmungen. Die Ausführung im 
einzelnen bleibt der kirchlichen Gesetzgebung überlassen. Somit ist 
ihre Knappheit und Kürze (56 Artikel) zu erklären. Auf den Grund- 
artikel (abgedruckt Kirchl. Jahrbuch 1945—48) folgen drei Abschnitte: 
Die Kirchengemeinde; Das Dekanat; Die Gesamtkirche. 


Aus dem ersten Abschnitt sind drei Stücke von besonderem Interesse. 
Wir erhalten zunächst eine sehr eindrucksvolle Darbietung darüber, was 
Gemeinde ist: 

Die Gemeinde 


Artikel 1 

(1) Die Gemeinde ist die in Christus berufene Versammlung, in der 
Gottes Wort lauter verkündigt wird und die Sakramente recht verwaltet 
werden. Wo dies geschieht, steht die Verheißung in Kraft, daß Jesus Christus 
selbst gegenwärtig ist und durch den Heiligen Geist den Glauben wirkt. 

(2) Glieder der Kirchengemeinde sind alle getauften evangelischen 
Christen eines örtlich oder anderweitig begrenzten Bereichs, die an den 
Gaben des Evangeliums Anteil haben. Sie sind dazu berufen, sich in Treue 
zu Wort und Sakrament zu halten und sich in der Nachfolge ihres Herrn 
zu bewähren. 

Artikel 2 

(1) Als Gemeinde Jesu Christi hat jede Kirchengemeinde den Auf- 
trag, das Evangelium von Jesus Christus zu bezeugen und im Glauben an 
das Evangelium ihren Gehorsam zu bewähren. Sie ist dafür verantwortlich, 
daß das Evangelium in ihrer Mitte gemäß dem Grundartikel recht verkündigt 
wird und in allen ihren Lebenskreisen Gehör und Gehorsam finden kann 
(im gemeindlichen Gottesdienst, im Dienst der Liebe, in der Seelsorge, in der 
Erziehung der Jugend, im christlichen Haus, im irdischen Beruf, im 
öffentlichen Leben). 

(2) Sie hat die zur Erfüllung dieser Aufgaben erforderlichen Dienste 
zu ordnen, insonderheit den Dienst der Wortverkündigung und Sakraments- 
verwaltung, der Seelsorge und Zucht, der Unterweisung, der Liebestätigkeit, 
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der Leitung sowie der übrigen gemeindlichen Dienste. Sie ist deshalb in 
jedem Fall an der Besetzung der Pfarrstellen beteiligt. 

(3) Sie hat dafür zu sorgen, daß das ihr anvertraute irdische Gut allein 
in den Dienst ihres Auftrags gestellt wird. 


Artikel 3 


(1) In der Ordnung ihrer Dienste ist die Gemeinde an den Auftrag 
des Wortes Gottes nach dem Verständnis der in ihr geltenden Bekenntnisse 
gebunden. i 

(2) Die Liebe zu den Brüdern in den anderen Gemeinden und die Ver- 
bundenheit mit der Gesamikirche verpflichten sie, auf Gemeinsamkeit der 
Ordnung innerhalb der Kirche bedacht zu sein. 

(3) Sie hat das Recht, die Einführung einer Ordnung abzulehnen, wenn 
diese unter Berufung auf die Heilige Schrift als im Widerspruch zu ihrem 
Bekenntnis stehend festgestellt wird. 

(4) Die Gemeinde hat das Recht, im Rahmen der kirchlichen Ordnung 
und Aufsicht über ihre Mittel in eigener Verantwortung zu verfügen. Dabei 
darf sie die Pflicht nicht versäumen, ihren Anteil für die gesamtkirchlichen 
Aufgaben und die Nöte ihrer Brudergemeinden nach ihren Kräften bei- 
zutragen. 

(5) Die überkommenen Rechte von Gemeinden besonderer Art (z. B. 
deutsch-reformierte-, französisch-reformierte-, Waldenser- und Anstalis- 
gemeinden) können nicht ohne Zustimmung dieser Gemeinden abgeändert 
werden. 

(6) Die Mitglieder der Gemeindekörperschaften haben ihre Entscheidun- 
gen als Glieder der Gemeinde Jesu Christi allein in ihrer Bindung an 
Schrift und Bekenntnis und in ihrer Verantwortung für die Kirche zu 
vollziehen und sind an keinerlei Weisungen gebunden. 


Eine eigenartige neue Einrichtung in der Gemeinde wird in Artikel 13 
mit dem „Rat der gemeindlichen Dienste‘ geschaffen. : 


Artikel 13 


(1) Der Rat der gemeindlichen Dienste besteht aus dem Pfarrer (den 
Pfarrern) und denjenigen Gemeindegliedern, die besondere Dienste in der 
Kirchengemeinde versehen (Armenpfleger, Diakone, Gemeindehelfer, Ge- 
meindeschwestern, Gemeinschaftspfleger und Leiter kirchlicher Gemein- 
schaften, Katecheten, Kindergottesdiensthelfer, Kirchendiener, Kirchen- 
musiker, Kirchenrechner, Küster, Leiterinnen der Gemeindekindergärten 
und -horte, Mitarbeiter der kirchlichen Liebestätigkeit, Obleute der Männer-, 
Frauen- und Jugendarbeit, sowie der Helferkreis der Gemeinde, kirchlich 
bestätigte Religionslehrer und andere). Zu den Sitzungen des Rates der 
gemeindlichen Dienste sind die Kirchenvorsteher und die Kirchengemeinde- 
vertreter einzuladen. 


140 


(2) Im Rat der gemeindlichen Dienste sollen die in der Gemeinde 
tätigen Kräfte helfen, ihre Verantwortung im Gesamtleben der Gemeinde 
zu erkennen und in geordneter Zusammenarbeit zu erfüllen, wobei das 
gemeinsame Hören auf Gottes Wort zur gegenseitigen Stärkung und Tröstung 
dienen soll. 

(3) Der Rat der gemeindlichen Dienste kann Wünsche und Anträge 
an den Kirchenvorstand richten. 


Der zweite wesentliche Punkt in der Ordnung betrifft den Pfarrer. 
Hier ist das Ordinationsgelübde zum Bestandteil der Grundordnung 
gemacht. Ohne Zweifel ist das eine der Wichtigkeit des Ordinations- 
gelübdes entsprechende Bestimmung, in seiner Art ein Zeichen für die 
Wandlung des Kirchenrechtsdenkens in der Gegenwart. 


Der Pfarrer 


Artikel 15 
(1) Der Pfarrer ist, unbeschadet der Christenpflicht jedes Gemeinde- 
gliedes, das Evangelium zu bezeugen, zum geordneten Dienst am Wort in 
Verkündigung und Sakramentsverwaltung berufen und hat ihn sonderlich 
in Gottesdienst, Seelsorge und Unterricht auszurichten. 
(2) Hierbei können ihm als Gehilfen Katecheten und zur Wortver- 
kündigung ordnungsmäßig berufene Gemeindeglieder zur Seite stehen. 


Artikel. 16 

(1) Der Pfarrer hat sich in rechtem Gehorsam gegen sein Ordinations- 
gelübde und in rechter Bindung an Bekenntnis und Ordnung seiner Ge- 
meinde allein durch Gottes Wort leiten zu lassen. Er darf sich darum in 
seinem Amt zu nichts verleiten oder zwingen lassen, was seinem Ordinations- 
und Einführungsgelöbnis widerspricht. Im täglichen Umgang mit der Hei- 
ligen Schrift und im Hören auf das Wort der Brüder muß er sich zu 
seinem Dienst ausrüsten und weiterführen lassen. Deshalb soll er auch 
den Dienst der von der Gesamtkirche gesetzten geistlichen Leitung und 
ihrer Organe annehmen. 


(2) Der Ordinationsvorhalt lautet: 

„Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau steht in der Einheit 
der einen heiligen allgemeinen und apostolischen Kirche Jesu Christi, 
die überall dort ist, wo das Wort Gottes lauter verkündigt wird und 
die Sakramente recht verwaltet werden. 

Sie bezeugt ihren Glauben gemeinsam mit der alten Kirche durch 
die altkirchlichen Bekenntnisse und gemeinsam mit ihren Vätern durch 
die Augsburgische Konfession, unbeschadet der in den einzelnenGemeinden 
geltenden lutherischen, reformierten und unierten Bekenntnisschriften. 
Damit ist sie einig in der Bindung an die den Vätern der Reformation 
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geschenkte und sie miteinander verbindende Erkenntnis, daß allein 
Jesus Christus unser Heil ist, uns offenbart allein in der Heiligen 
Schrift Alten und Neuen Testamentes, geschenkt allein aus Gnaden, 
empfangen allein im Glauben. 

Als Kirche Jesu Christi hat sie ihr Bekenntnis jederzeit in gehor- 
samer Prüfung an der Heiligen Schrift und im Hören auf die Brüder 
neu zu bezeugen. 

In diesem Sinne bekennt sie sich zu der Theologischen Erklärung 
von Barmen. 


Wer bei uns zu einem Diener am Wort und damit zum Hirten und 
Lehrer der Evangelischen Kirche verordnet wird, soll die Botschaft von 
der Offenbarung Gottes in Jesus Christus nach diesem Grundartikel unserer 
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau rein und unverfälscht, treulich 
und fleißig der Gemeinde Gottes verkündigen. Danach soll er all sein 
Predigen und Lehren, Trösten und Vermahnen richten und sich hiervon 
durch keine Gunst der Menschen, durch keine Furcht und Gefahr abwenden 
oder abschrecken lassen. 

Er soll die heiligen Sakramente nach Gottes Wort recht verwalten, für 
die ganze christliche Kirche — insonderheit für die ihm befohlene Gemeinde 
— beten und darüber wachen, daß nach Gottes Wort christlich gelebt 
werde. 

Er soll den Unterricht in den Hauptstücken christlicher Lehre bei Alten 
und Jungen mit Fleiß betreiben, in treuer Seelsorge seiner ganzen Gemeinde 
dienen und insonderheit die Kranken und Armen sich befohlen sein lassen. 

Er soll das ihm anvertraute Gut der Kirche sorgfältig verwalten, als ein 
treuer Hirte allezeit auf sich und die ganze ihm befohlene Herde achten, 
in allen Dingen sein Amt in Treue gegen Bekenntnis und Ordnung seiner 
Gemeinde führen und bei alledem an Gottes Hilfe nimmer zweifeln.“ 


(3) Das Ordinationsgelübde lautet: 


„Ich erkenne wohl, daß es ein schweres Amt ist, das ich antreten will; 
da ich aber ordentlich dazu berufen bin und mich dessen getröste, daß 
Gott seinen Dienern seine gnädige Hilfe zusagt, so gelobe ich im Ver- 
trauen auf das Gebet der allgemeinen christlichen Kirche allhier vor dem 
Angesicht Gottes und der christlichen Gemeinde, dieses und alles, was 
mein Amt erfordert, nach allem meinem Vermögen mit Gottes Hilfe 
treulich zu verrichten.“ 


Bei dem dritten Punkt haben wir es mit Bestimmungen der Leitung 
der Gesamtkirche zu tun, die ein ganz eigenartiges Gepräge haben. In 
der Kirche von Hessen und Nassau gibt es ein „leitendes geistliches Amt“, 
das bewußt nicht von einem Amtsträger (einem Bischof), sondern von 
einem Rat leitender Amtsträger gebildet wird. 
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Das Leitende Geistliche Amt 


Artikel 44 


(1) Das Leitende Geistliche Amt wird von dem Kirchenpräsidenten in 
Gemeinschaft mit seinem Stellvertreter und den Pröpsten (Art. 48) wahr- 
genommen. 

(2) Wenn im Leitenden Geistlichen Amt eines der Bekenntnisse nicht 
vertreten ist, so werden dessen Anliegen durch ein weiteres, von der Kirchen- 
synode zu wählendes Mitglied dieses Bekenntnisses wahrgenommen. 

(3) Der Auftrag des Leitenden Geistlichen Amtes ist der Hirten- und 
Wächterdienst für die Gemeinden und Pfarrer der Kirche. 


Artikel 45 
Dem Leitenden Geistlichen Amt liegen ob: 


a) die Sorge für die rechte Verkündigung und die Einhaltung der kirch- 
lichen Ordnungen in den Gemeinden und Dekanaten; 

b) der brüderliche Besuchsdienst in den Gemeinden und Dekanaten 
(Visitation); 

c) der seelsorgerliche Dienst an den Dekanen und Pfarrern; 

d) die Zurüstung und Förderung der Pfarrer und Pfarramtskandidaten; 

e) die Ordination und Einführung der Pfarrer. 


Vom Kirchenpräsidenten heißt es dementsprechend: 


Artikel 47 

(1) Der Kirchenpräsident führt den Vorsitz in der Kirchenleitung und 
im Leitenden Geistlichen Amt. 

(2) Er hat das Recht, das Wort an Pfarrer und Gemeinden zu richten 
und die Stimme der Kirche gegenüber der Öffentlichkeit laut werden zu 
lassen. 

(3) Der Kirchenpräsident ist an die Beschlüsse der Kirchensynode 
gebunden und ist für seine Amtsführung der Kirchensynode verantwortlich. 

(4) Er leitet die theologischen Prüfungen und führt die Aufsicht über 
die Theologischen Seminare. 


Abschließend sei noch auf drei Einrichtungen der Gesamtkirche 
hingewiesen: 

l. den ‚„Pfarrerausschuß‘“ als die Vertretung der Pfarrerschaft der 
Kirche, 

2. den „Rat der kirchlichen Werke und Verbände“, der „unbeschadet 
der Freiheit der Verbände in ihrer eignen Arbeit“ „für die rechte 
Ordnung ihres kirchlichen Dienstes sorgen“ soll, 

3. den „Gesamtkirchlichen Ausschuß für den Evangelischen Religions- 
unterricht“. 
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Von ihm handelt 
Artikel 54 

(1) Der Gesamtkirchliche Ausschuß für den Evangelischen Religions- 
unterricht ist das zuständige kirchliche Organ zur Erledigung aller die 
staatlichen Verfassungen und Gesetze berührenden Fragen, die mit dem 
‚Religionsunterricht der Schule zusammenhängen. 

(2) Der Gesamtkirchliche Ausschuß wird von der Kirchensynode ge- 
bildet und erledigt seine Aufgaben im Auftrage der Kirche selbständig. 

(3) Den Vorsitz führt der Kirchenpräsident. Der Gesamtkirchliche 
Ausschuß bestellt aus seiner Mitte einen Geschäftsführer. 

(4) Der Kirchenleitung steht gegenüber den Beschlüssen des Gesamt- 
kirchlichen Ausschusses ein aufschiebendes Einspruchsrecht zu. Der Gesamt- 
kirchliche Ausschuß hat den betreffenden Gegenstand erneut zu verhandeln. 
Wird keine Übereinkunft zwischen Gesamtkirchlichem Ausschuß und 
Kirchenleitung erzielt, so trifft die Kirchensynode die Entscheidung. 

(5) Zuständigkeit, Zusammensetzung, Bildung und Geschäftsführung 
werden durch besondere Ordnung festgelegt. 


In diesem Artikel wird miteiner neuen kirchlichen Einrichtung der Ver- 
such unternommen, die Zusammenarbeit von Kirche und Lehrerschaft 
‚frei von alten Vorurteilen und Spannungen auf einem neuen Wege frucht- 
bar zu gestalten. Viele Kirchen werden voller Erwartung sein, die Er- 
fahrungen dieses Wegeskennenzulernen. Siewerden der Kirche von Hessen- 
Nassau auf diesem Wege zu folgen bereit sein, wenn es sich erweisen sollte, 
daß hier eine Lösung dieses so überaus schwierigen Problems gefunden ist. 


II. 


Die Oldenburger Kirchenordnung umfaßt in ihrem bisher ab- 
geschlossenen ersten Teil die gleichen Gebiete der kirchlichen Rechts- 
ordnung wie die beiden vorhergenannten Ordnungen. Sie ist im Unter- 
schied von der Hessen-Nassauischen ausführlich in ihren Bestimmungen 
wie die Berlin-Brandenburger Ordnung. Sie ist folgendermaßen aufgebaut. 
und gegliedert: & 

. Grundlegende Bestimmungen 

. Die Kirchengemeinde 

Das Pfarramt 

. Der Kirchenkreis 

. Die Leitung der Kirche 

. Die Rechtsetzung der Kirche 

. Das Vermögen und die Opfer der Kirche 

. Kirchliche Rechtsstreitigkeiten 

.u. 10. Gemeinsame und Schlußbestimmungen. 


soon mwovmm 


Besonders charakteristisch sind in dieser Kirchenordnung zunächst 
die Grundlegenden Bestimmungen. 
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Grundlegende Bestimmungen 


Art.1 


Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Oldenburg gründet sich auf das 
in der ganzen Heiligen Schrift bezeugte Evangelium von Jesus Christus, 
ihrem alleinigen Herrn. 

Es gelten in ihr die altkirchlichen Bekenntnisse und die Bekenntnisse 
der Reformation: die Augsburgische Konfession, die Apologie, die Schmal- 
kaldischen Artikel, der Große und der Kleine Katechismus Martin Luthers 
und die Konkordienformel. 

Die Kirche weiß sich verpflichtet, ihren Bekenntnisstand jederzeit an 
der Heiligen Schrift neu zu prüfen und dabei auf den Rat und die Mahnung 
der Brüder gleichen und anderen Bekenntnisses zu hören. Sie weiß, daß 
ihr Bekenntnis nur dann in Geltung ist, wenn es jeweils in seiner Bedeu- 
tung für die Gegenwart ausgelegt, weitergebildet und bezeugt wird. Zu dieser 
Haltung verpflichtet sie auch die auf der ersten Bekenntnissynode der 
Deutschen Evangelischen Kirche in Barmen 1934 gefallene Entscheidung 
und die Theologische Erklärung dieser Synode. 


Art.2 
Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Oldenburg weiß sich mitverant- 
wortlich für das Wachsen der Einen Kirche Jesu Christi in aller Welt. Sie 
ist ein Glied der Evangelischen Kirche in Deutschland und bewahrt die 
darin gewordene Gemeinsamkeit. 


Art. 3 

Die Kirche allein urteilt über ihre Lehre und Ordnung. Dieser Grund- 
satz begrenzt Aufsichtsansprüche außerkirchlicher Stellen gegenüber der 
Kirche. 

Art. 4 

Gemeinde und Amt sind aneinander gewiesen. Sie einander recht zu- 
zuordnen, ist bleibende Aufgabe der lutherischen Kirche. 

Das Amt der Kirche in allen seinen Formen dient dem Bau der @e- 
meinde als des Leibes Jesu Christi. 

Die Gemeinde ist die Gemeinschaft der Menschen, die durch Wort und 
Sakrament zur Einheit des Glaubens, der Liebe und der Hoffnung gesammelt 
werden. 

Die Gemeinde ist dazu berufen, mit Wort und Tat Christus als den 
Herrn und Heiland vor allem Volk zu bezeugen. 


Ferner ist die Umschreibung des Bischofsamtes bemerkenswert. Wir 
bringen sie auch deswegen, weil die Frage der Bestimmung und Ordnung 
des bischöflichen Amtes in der evangelischen Kirche umstritten ist und 
sicherlich auch noch einer weiteren theologischen Arbeit bedarf. 
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Der Bischof 


Art. 107 
Der Bischof ist von der Synode berufen, als erster Pfarrer der Kirche 
durch Verkündigung und Seelsorge das Hirten- und Wächteramt auszuüben. 


Zu seinen Aufgaben gehören insbesondere: 

1. das Hirtenamt über alle Amtsträger der Kirche in Seelsorge, Beratung, 
Mahnung und brüderlicher Zucht, 

2. das Wächteramt darüber, 

daß die Kirche in ihrem ganzen Leben allein dem Auftrag dient, das 
Evangelium lauter und rein zu verkündigen und die Sakramente recht 
zu verwalten, 
daß die Kirche insgesamt und in den einzelnen Gemeinden die Arbeit 
der christlichen Liebe unermüdlich und opferfreudig treibt, 

daß die Einheit der Kirche gewahrt und ihre Ordnungen eingehalten 
werden, 

daß das Wort der Kirche vor Volk und Staat laut wird, 

3. die Zurüstung der Pfarrer und aller anderen Amtsträger der Kirche 
zu ihrem Dienst; zur Durchführung dieser Aufgabe kann der Ober- 
kirchenrat Pfarrer und andere Amtsträger zu Freizeiten einberufen, 

4. die Ordination und die Einführung der Pfarrer, 

5. die Leitung der Prüfungen. 

Art. 108 
Der Bischof übt sein Amt aus in der Verantwortung für die Einheit 
der Kirche Christi und in Gemeinschaft mit den leitenden Amtsträgern 
der Evangelischen Kirche in Deutschland. 


Art. 109 
Der Bischof und die hauptamtlichen theologischen Mitglieder des 
Oberkirchenrats sind Pfarrer einer Gemeinde ihres Amtssitzes und nehmen 
an dem Dienst der Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung teil. 
Von den übrigen Pflichten des Gemeindepfarrers können sie entbunden 
werden oder sich darin vertreten lassen. Sie sind nicht Mitglieder des 
Gemeindekirchenrats. 
Der Bischof hat das Recht, in allen Kirchengemeinden Gottesdienst zu 
halten. 
Art. 110 
Der Bischof kann sich in Einzelfällen durch andere Pfarrer der Kirche 
vertreten lassen, insbesondere kann er den Kreispfarrern Auftrag erteilen, 
Ordinationen und Einführungen vorzunehmen. 


Art. 111 
Der Bischof ruft die Kreispfarrer zu regelmäßigen Beratungen zu- 
sammen. Auch die Einberufung von allgemeinen Pfarrkonventen der 
Kirche ist seine Aufgabe. Das Nähere regelt die Konventsordnung. 
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Art. 112 


Ein Kirchengesetz trifft die Bestimmungen über die Wahl, die Ein- 
segnung, die Abberufung und Zurruhesetzung des Bischofs sowie über die 
Vertretung bei Erledigung des Amtes. 


Zur rechten Beurteilung dieser Artikel muß beachtet werden, daß 
es in Artikel 77 heißt: 


Im Dienst der Leitung und Verwaltung der Kirche stehen neben dem 
Bischof als dem Träger des ersten geistlichen Amtes der Kirche folgende 
Organe: 

1. die Synode, 

2. der Synodalausschuß, 

3. der Oberkirchenrat. 


Und vom „Oberkirchenrat‘ sagt Artikel 99: Er „leitet und verwaltet 
die Kirche im Auftrag der Synode“. 

Erwähnenswert bleibt noch die gute und wichtige Feststellung der 
Kirchenordnung über die Rechtsetzung der Kirche in Artikel 113: 


Alle Rechtsetzung der Kirche soll der Verkündigung des Evangeliums 
und der Verwaltung der Sakramente dienen. Damit ist sie ihrem Inhalt 
und ihrer Ausdehnung nach begrenzt. 


und die Bestimmung über das Vermögen in Artikel 120: 


Alles Vermögen der Kirche dient ihrem Auftrage. Amtsträger und 
Organe der Kirche, denen Verantwortung für kirchliche Gelder anvertraut 
ist, müssen sich dessen ständig bewußt sein. 


Der Unterschied dieser ‚Verfassungen‘“ von denen der letzten großen 
Verfassungsreform der evangelischen Kirchen in Deutschland — in den 
Jahren nach dem ersten Weltkrieg — ist ganz deutlich. Damals überließ 
man die Arbeit an den Artikeln und Paragraphen möglichst theologisch 
nicht belasteten Männern. Man meinte weithin, die kirchliche Rechts- 
ordnung habe mit der Theologie gar nichts zu tun. Hier genüge ein 
ordentliches juristisches Können. Das ist völlig anders geworden. Auch 
die Kirchenjuristen haben erkannt, daß eine Kirchenordnung nicht ohne 
theologische Erkenntnisse gemacht werden kann. Die neuen „Grund- 
ordnungen‘“ haben daher auch ein ganz ausgesprochen theologisches 
Gewicht. Mit vollem Bewußtsein wird in ihnen theologisch geredet, und die 
Gestalt der Kirchenordnung wird aus theologischen Überzeugungen von 
der Kirche, ihrem Amt, von der Gemeinde und ihren Diensten entwickelt. 
Eine wesentliche Wandlung im kirchlichen Rechtsleben wird hier sichtbar. 


Wie ich schon oben andeutete, haben sich einige Kirchen damit 
begnügen zu können geglaubt, an den Verfassungen aus der Zeit nach 
dem ersten Weltkrieg einige Abänderungen vorzunehmen. So z. B. 
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Hannover, Schleswig-Holstein und Thüringen. Die Kirche von Schles- 
wig-Holstein hat einen Neudruck ihrer Verfassung von 1922 mit allen 
inzwischen beschlossenen Veränderungen herausgebracht. Die Ver- 
änderungen beziehen sich hauptsächlich auf die Bildung der kirchlichen 
Körperschaften in den Gemeinden und der Landessynode. Die Kirche 
von Thüringen vollzog ihre Änderungen wesentlich bei der Gestaltung 
der Leitung der Landeskirche, indem sie ein Gesetz über das Bischofs- 
amt und über den Landeskirchenrat erließ. Schließlich ist noch zu er- 
wähnen, daß in einigen Kirchen, z. B. Berlin-Brandenburg und Hessen- 
Nassau, erst im letzten Jahr neue Ordnungen über die Bildung der - 
kirchlichen Körperschaften von den Synoden geschaffen wurden, 
während dieses in der Mehrzahl der Kirchen schon vorher geschehen 
war. Übrigens ist festzustellen, daß die kirchlichen Wahlordnungen in 
den evangelischen Kirchen Deutschlands in wesentlichen Grundzügen 
übereinstimmen. Fast durchweg ist z. B. das System der gestuften 
Wahlen eingeführt: Gemeinde — Kirchenkreis — Landeskirche. D.h. 
die Gemeindeglieder wählen die Ältesten der Gemeinde, die Ältesten 
die Synodalen des Kirchenkreises, und die Kreissynodalen wählen die 
Abgeordneten zur Landessynode. Auch sind überall bestimmte Voraus- 
setzungen für das Wahlrecht der Gemeindeglieder festgesetzt. 


b) Die Pfarrer 


Die evangelischen Kirchen haben sich im Jahre 1949 außer in den 
Verfassungsbestimmungen auch noch in mannigfachen Gesetzen, Ord- 
nungen und Maßnahmen mit dem Pfarramt, der Aus- und Weiterbildung 
der Pfarrer, ihrer Rechtsstellung und ihrer Lebensordnung befaßt. Dabei 
sind bestimmte Fragen zugleich in mehreren Landeskirchen bearbeitet 
worden, z. B. die sogenannten „Konventsordnungen‘“, das Pfarrstellen- 
besetzungsrecht sowie Versetzungsverfahren. Wir werden, nach sach- 
lichen Gesichtspunkten geordnet, einen Überblick über das gesamte 
Gebiet zu geben versuchen. 

I, 


Ganz anders als in vergangenen Jahrzehnten haben die Kirchen- 
leitungen begonnen, sich um den theologischen Nachwuchs zu beküm- 
mern, ihre künftigen Pfarrer schon beim Studium kennenzulernen und 
nicht erst beim Examen. Die Gründung von Kirchlichen Hochschulen 
ist ein Zeichen dieser neu erkannten Verantwortung für die Vorbildung 
der Pfarrer. Zu den bisherigen Kirchlichen Hochschulen ist im Jahre 
1949 eine weitere getreten. Die Kirche von Hamburg eröffnete ihre 
Hochschule zum Sommersemester 1949. Zu ihrem Rektor wurde Ober- 
kirchenrat Herntrich berufen. Damit ist die Zahl der Kirchlichen Hoch- 
schulen auf fünf gestiegen. 

Während das Problem der rechtzeitigen und ausgiebigen Begegnung 
von Kirchenleitung und Theologiestudenten meist durch besondere Frei- 
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zeiten oder Konferenzen zu lösen versucht wird, beschritt die Refor- 
mierte Kirche Nordwestdeutschlands einen ganz neuartigen Weg, der 
uns überaus erwägenswert erscheint. 


Neuordnung des theologischen Studiums 


Aurich, den 23. Juni 1948 


Auf Grund von Vorschlägen des theologischen Prüfungsausschusses 
wird folgender Beschluß zur Neuordnung des theologischen Studiums 
gefaßt: 


2 


ZI: 


i1J; 


Das Studium der Theologie ist Dienst am Worte Gottes und geschieht 
im Gehorsam gegen den Herrn der Kirche. Darum gibt es grundsätz- 
lich kein „freies‘“ Theologiestudium und keine ‚freien‘ Theologie- 
studenten. Der Theologiestudent ist frei nur in Jesus Christus und 
im Gehorsam gegen seinen Auftrag. 


Die Kirche als irdischer Leib ihres himmlischen Hauptes weiß 
sich für ihre zum T'heologiestudium befähigten und willigen Glieder 
vom ersten Semester an verantwortlich und stellt sie unter die 
Weisung des Wortes Gottes. 


Die Kirchenräte beraten über die in ihrem Bereich wohnenden 
Studienbewerber und geben über ihre Eignung durch den Bezirks- 
kirchenrat ein verantwortliches Zeugnis an den Landeskirchenrat 
ab. Daraufhin entscheidet der Landeskirchenrat über die Aufnahme 
der Studienbewerber in die Studentenliste. Für alle T’heologiestudenten 
findet vor Antritt ihres Studiums ein kirchlicher Einweisungstag 
statt, welcher die besondere Verantwortlichkeit der Kirche für ihre 
künftigen Prediger zum Ausdruck bringen und die Studenten in ihr 
Studium einweisen soll. Der erste Einweisungstag findet Herbst 1948 
statt. 


Für alle Studenten findet nach dem vierten Studiensemester, frühestens 
jedoch zwei Semester nach der letzten Sprachprüfung, eine theo- 
logische Vorprüfung statt. 


Die Prüfung soll umfassen: 


1. die Übersetzung eines neutestamentlichen Textes, 

2. die Übersetzung eines hebräischen Textes aus einer gehörten Vor- 
lesung, 

. die allgemeine Kenntnis des Inhaltes der biblischen Bücher, 

. die Gegenstände der bisher belegten Proseminare und Seminare, 

. den Stand der allgemeinen Bildung, wobei der Prüfling sich u. a. 
zu einem gegebenen Thema nach kurzer Besinnung in zusammen- 
hängender Rede frei zu äußern hat, 

6. zur Feststellung der Redegabe: einen vorbereiteten freien Vortrag 

von etwa zehn Minuten über ein selbstgewähltes Thema. 


om 
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Die Vorprüfung wird vom Theologischen Prüfungsausschuß vor- 
genommen. 

Der Ausschuß ist verpflichtet, dem Studenten für die Fortführung 
seines Studiums Rat und Anregung zu geben. Er hat das Recht, ihm 
gegebenenfalls den Abbruch seiner Studien zu empfehlen. 

Die erste Vorprüfung findet Ostern 1949 für diejenigen Studenten 
statt, die zu diesem Zeitpunkt nach den Bestimmungen dieser Ordnung 
dazu verpflichtet sind. 

IV. Zu Beginn jedes Semesters benennt der Student dem Landeskirchen- 
rat einen von ihm erwählten und um die Übernahme dieser Tätigkeit 
gebetenen Vertrauensdozenten, welcher dem Landeskirchenrat 
am Ende jedes Semesters eine Beurteilung des Studenten gibt. Die 
Vertrauensdozenten sollen tunlichst für wenigstens zwei Semester er- 
wählt werden. Diese Regelung beginnt mit dem Wintersemester 1948/49. 


Der Landeskirchenvorstand 
Middendorff Dr. Fokken 


I. 


Die theologische Förderung und Weiterarbeit der Pfarrer wird 
in den evangelischen Kirchen weithin den privaten Bedürfnissen der 
einzelnen überlassen. Zwar wird dazu immer wieder angeregt und er- 
wartet, daß der einzelne das Seine tut, um sich theologisch weiter- 
zubilden. Aber die Erfahrungen lehren, daß es sehr oft nicht dazu kommt, 
und zwar sowohl aus äußeren Gründen der Belastung als auch aus man- 
gelnder Energie oder Befähigung zu selbständiger wissenschaftlicher 
Arbeit. Als ein eindrucksvolles Beispiel, wie eine Landeskirche ihren 
Pfarrern hier Wegweisung und Hilfe gibt, sei die kurhessische Ordnung 
der Weiterbildung der Pfarrer gebracht. 


Wissenschaftliche Weiterbildung der Pfarrer 
der Landeskirche 


Unter Zustimmung des Rates der Landeskirche erlasse ich auf Grund 
des $ 3 Ziffer 2 des Gesetzes betreffend die Leitung und Verwaltung der 
Evangelischen Landeskirche von Kurhessen-Waldeck vom 27. 9. 45/4.12.47 
die folgende 

Dienstanweisung 
über die wissenschaftliche Weiterbildung der Pfarrer 
der Landeskirche 


1. Um die theologische Weiterbildung der Pfarrerschaft sowie das 
wissenschaftliche Leben der amtlichen Konferenzen der Kirchenkreise zu 
fördern, hat jeder Pfarrer und Hilfspfarrer der Landeskirche, auch die 
nur vorläufig oder vorübergehend beschäftigten Pfarrer, jedes vierte Jahr 
eine selbständige wissenschaftliche Jahresarbeit anzufertigen (vgl. $ 22 der 
Konvents- und Konferenzordnung vom 25.11.1936 — K.A.1936 8.123 —). 
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Die Verpflichtung dazu beginnt im zweiten Jahr nach der Ordination und 
endet mit dem 25. Dienstjahr. 

2. Unter dem Vorsitz des Bischofs wird eine Kommission von Theologen 
und Pfarrern der Landeskirche (Referenten) gebildet. Die Referenten 
schlagen die Themen der Jahresarbeit vor und beurteilen die angefertigten 
Arbeiten. Die Themen der Arbeiten umfassen nach Möglichkeit alle theo- 
logischen Disziplinen sowie die theologischen Grenzgebiete. Die Geschäfts- 
führung der Referentenkommission liegt in der Hand des Studiendirektors 
des Predigerseminars. 

3. Die Pröpste teilen die in Frage kommenden Pfarrer ihres Siprengels 
in vier Jahresgruppen ein und geben die Namen der Angehörigen der 
einzelnen Jahrgänge dem Bischof bekannt. 

4. Die Themen der Jahresarbeiten sowie die Namen der Referenten 
werden den Angehörigen der jeweiligen Jahresgruppe zum 1. Mai des 
betreffenden Jahres zugestellt. Die Auswahl des T'hemas bleibt dem Bearbei- 
ter überlassen. Bis zum 1. Juni berichtet er über den zuständigen Propst 
an den Bischof, für welche der vorgeschlagenen Themen er sich entschlossen 
hat. Jeder Bearbeiter kann von sich aus zwei andere T’hemen vorschlagen, 
von denen eines der Bischof zur Bearbeitung bestimmen kann. 

ö. Die Jahresarbeit soll mindestens 30, höchstens 50 Spalten umfassen, 
nach Möglichkeit mit Schreibmaschine geschrieben und mit einem Ver- 
zeichnis der benutzten Literatur versehen sein. 

6. Der Bearbeiter kann sich jederzeit mit dem betreffenden Referenten 
seines Themas mit der Bitte um Auskunft und Beratung in Verbindung 
setzen. Zur Beschaffung von Literatur steht neben der Literatur der Kirchen- 
kreise die Bibliothek des Landeskirchenamts sowie des Predigerseminars 
für eine angemessene Frist zur Verfügung. Eine Zentralkartei, in der 
alle Bücher der amtlichen Bibliotheken innerhalb der Landeskirche erfaßt 
sind, soll zur Erleichterung bei der Beschaffung der notwendigen Literatur 
dienen. 

7. Auf Antrag kann dem Bearbeiter durch den zuständigen Propst 
ein Diensturlaub bis zu 14 Tagen zur Anfertigung der Jahresarbeit gewährt 
werden, der dazu dienen soll, sich mit der einschlägigen Literatur zu be- 
schäftigen. Dazu steht das Predigerseminar in Hofgeismar sowie das 
Studentenheim der Landeskirche (Vilmarhaus) in Marburg während der 
Semesterferien zur Verfügung. 

8. Die Jahresarbeit ist bis zum 31. Oktober des gleichen Jahres zunächst 
dem Studienleiter des Kirchenkreises vorzulegen, der sie nach einer an- 
gemessenen Frist, spätestens jedoch bis zum 15. Dezember mit seiner Be- 
urteilung über den zuständigen Propst an das Predigerseminar in Hof- 
geismar zur Weiterleitung an den Referenten einsendet. 

9. Der Studienleiter entscheidet, ob und wann die Jahresarbeit als 
Referat bei der amtlichen Konferenz des Kirchenkreises gehalten werden 
soll. Es ist anzustreben, daß durch Austausch von Informationen unter 
den Studienleitern sowie durch Vermittlung der Pröpste die Jahresarbeit 
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als Referat auch in anderen Kirchenkreisen vorgetragen werden kann. Zu 
diesem Zweck hat der Bearbeiter eine Zweitschrift seiner Bearbeitung 
zurückzubehalten. 

10. Der Referent übersendet die Jahresarbeit mit seiner und der Be- 
urteilung des Studienleiters an den Bischof zu dessen Unterrichtung. 
Danach erhält der Bearbeiter seine Jahresarbeit mit den beiden Beurteilun- 
gen zurück. 

11. Von der Anfertigung einer Jahresarbeit sind diejenigen Pfarrer 
ausgenommen, die entweder im Begriff stehen, zu promovieren oder von 
sich aus eigene wissenschaftliche Arbeiten zu veröffentlichen. Auf Grund _ 
eines entsprechenden Antrags können sie von dem Bischof von der Ver- 
pflichtung einer Jahresarbeit befreit werden. 


Kassel, den 18. Februar 1949 Der Bischof 
gez. D. Wüstemann 


III. 


In diesen Zusammenhang gehört auch die Förderung des pfarr- 
amtlichen Dienstes durch die Pfarrkonvente. Sie sind eine uralte Ein- 
richtung der evangelischen Kirche. Aber sie sind seit Jahren weithin 
herabgesunken zu Konferenzen, auf denen die Verfügungen der Behörden 
und andere mehr oder weniger wichtige Dinge besprochen werden, und 
an denen sich oft nur eine Auswahl der Pastoren beteiligt. Hier wollen 
die „Konventsordnungen“ der Kirchen helfen. In letzter Zeit sind allein 
in drei Landeskirchen, nämlich in Sachsen, Thüringen und Württemberg, 
solche Ordnungen neu geschaffen worden, ein Zeichen dafür, wie not- 
wendig weithin eine solche Neuordnung erschien. Unter diesen Konvents- 
ordnungen ist die sächsische besonders gut und ausführlich gearbeitet. 
Sie sei daher als Beispiel abgedruckt. 


Konventsordnung 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Sachsen 
Einführung y 
Christus hat die Gemeinde gegründet, in der die einzelnen als Glieder 

eines Leibes einander verbunden sind. Echte Gemeinschaft gehört darum 
zum Wesen der Kirche. In einem besonderen Sinne sind die Träger des 
geistlichen Amtes einander verbunden. Sie stehen in dem gleichen Dienst, 
unter derselben Verantwortung, vor dem einen Herrn, sie sind im Blick 
auf das Amt einander die Nächsten. Darum schulden sie sich gegenseitige 
Hilfe und Förderung, Tröstung und Mahnung. Ihr Zusammenschluß 
gründet sich nicht auf gegenseitige Freundschaft und gleiche Interessen, 
darf darum seine Grenze auch nicht an menschlichen Bedingtheiten finden. 
Wo zwischen ihnen keine Bruderschaft besteht, leiden sie nicht nur selbst 
innerlich Schaden, sondern werden schuldig vor dem Herrn der Kirche 
und geben der Gemeinde Ärgernis. Sie sind darum verpflichtet, sich nach 
der Zerrissenheit der letzten Jahre zu echter Bruderschaft zurückzufinden. 
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Es geht nicht an, daß jeder nur auf seinen Weg sieht, und es geht nicht an, 
daß einer von dem anderen allein gelassen wird. Die ersehnte Erneuerung 
unserer Kirche hängt eng mit der Erneuerung der Bruderschaft zwischen 
den Pfarrern zusammen. Aus lebendigem Glauben kann und wird echte 
Bruderschaft erwachsen. 

Geistliche Bruderschaft kann gewiß nicht organisiert und gemacht, 
sondern muß erbeten und geschenkt werden, aber der Wille zu ihr soll 
erweckt und die Form für sie bereitet werden. Dabei ist zu beachten, daß 
sie wohl in bestimmten Ordnungen sich darstellen wird, aber nicht auf sie 
beschränkt bleibt, sondern eine Haltung des ganzen Lebens ist. Aus dieser 
heraus werden dann auch die einzelnen Formen des Zusammenschlusses 
mit Leben erfüllt werden. An solchen Formen bestehen in der Landeskirche 
im wesentlichen das Konfessionarsverhältnis und die Pfarrkonferenzen. Sie 
verhalten sich wie der engste zu dem weiteren Kreise und gehören zusammen. 

Es muß erwartet werden, daß jeder Geistliche der Landeskirche sich 
einem Amtsbruder als seinem Konfessionar anvertraut. Wer Seelsorge üben 
will, muß auch der Seelsorge an sich selbst offenstehen. Die Erneuerung 
der Beichte in unserer Kirche hat als eine Voraussetzung ihre Erneuerung 
in den Reihen der Geistlichen. In der Beichte und der Darreichung des 
hl. Abendmahls findet das Konfessionarsverhältnis seine Erfüllung. Es muß 
mit allem Ernst darauf hingewiesen werden, daß die Begründung eines 
Konfessionarsverhältnisses für jeden Geistlichen unter einer viel stärkeren 
Verpflichtung steht als der eines kirchengesetzlichen Zwanges. 

Die seit langem bestehenden Pfarrkonferenzen haben in verschiedener 
Weise dem brüderlichen Zusammenschluß dienen wollen. Sie bedürfen aber 
weithin selbst einer Neuordnung und Vertiefung und zugleich einer ein- 
heitlichen Ausgestaltung. Darum wird für den Bereich der Landes- 
kirche unter Zustimmung des landeskirchlichen Beirates folgende 


Konvents-Ordnung 
erlassen. 
A. Allgemeines 


(1) In jeder Ephorie gibt es je nach den örtlichen Verhältnissen und dem 
Herkommen einen oder mehrere Pfarrkonvente. Wo es zweckmäßig er- 
scheint, können bestehende Konferenzen aufgeteill oder zusammengelegt 
werden. Im allgemeinen sollen etwa 10—15 Geistliche einen Konvent bilden. 
Alles Nähere regelt der zuständige Superintendent im Einvernehmen mit 
der Pfarrerschaft. Die Abgrenzung der Konvente ist durch das Landes- 
kirchenamt zu bestätigen. 

(2) Die Vorsitzenden sind sämtlich von den Mitgliedern neu zu wählen, 
nachdem über die Abgrenzung der Konvente entschieden ist. Für die Wahl 
hat nur die Frage nach der Eignung für die besonderen Aufgaben maß- 
gebend zu sein. Die Vorschläge sind vor der Wahl mit dem Superintendenten 
zu besprechen, der ein Einspruchsrecht hat; dem Landeskirchenamt steht 
die Bestätigung des Vorsitzenden zu. 
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B. Mitgliedschaft 


(1) Jeder Geistliche ist verpflichtet, sich einem Konvent anzuschließen, 
_ auch Vikarinnen und ordinierte, nicht voll theologisch ausgebildete Kräfte. 
Emeritierten Geistlichen steht die Teilnahme frei. Andere Personen können 
durch Beschluß der Mitglieder als Gäste zugelassen werden. 

(2) Über die Teilnahme der Pfarrfrauen entscheidet von Fall zu Fall 
der Konvent. Wenigstens zweimal im Jahre sind sie gesondert zu versammeln. 
Keinesfalls sind sie von allen Versammlungen auszuschließen. 

(3) Bei der Behandlung persönlicher Angelegenheiten (besonders nach 
D IV) sollen außer den unmittelbar Beteiligten nur die im ständigen Amt - 
befindlichen Geistlichen zugegen sein. 

(4) Der geistliche Leiter der Landeskirche, die Mitglieder des Landes- 
kirchenamtes und der zuständige Superintendent haben jederzeit Zutritt zu 
den Versammlungen des Konvents. 


C. Zusammenkünfte 


(1) Der Konvent tritt in der Regel monatlich zusammen, davon wenig- 
stens zweimal im Jahre ganztägig. 

(2) Alle Mitglieder sind zur Teilnahme verpflichtet. Kasualien sind 
nach Möglichkeit auf einen anderen Tag zu verschieben. 

Fernbleiben ist nur beim Vorliegen triftiger Gründe statthaft. Es ist 
beim Vorsitzenden zu entschuldigen. 

(3) Der Konvent soll möglichst in kircheneigenen Räumen gehalten 
werden. 

(4) Jeder Konvent ist mit einer Andacht zu eröffnen. Bei ganztägigen 
Konwenten findet sie in der Kirche statt; auch sonst soll sie nach Möglichkeit 
in der Kirche gehalten werden. Diese Andacht ist ein wesentlicher Teil 
der Zusammenkunft, denn das gemeinsame Hören auf Gottes Wort, die 
gemeinsame Feier des hl. Abendmahles, das gemeinsame Lob Gottes und 
die gemeinsame Fürbitte sind die tragenden Grundlagen christlicher Bruder- 
schaft. 

(5) Der Konvent schließt mit einer kurzen Andacht. Ohne zwingende 
Notwendigkeit hat kein Mitglied den Konvent vorher zu verlassen. 

(6) Über jeden Konvent ist eine Niederschrift zu führen mit Angabe 
der Anwesenden, der Fehlenden, der Themen und der Referenten. 

(7) Termin und Ort jeder Versammlung des Konvents sowie die in 
Aussicht genommenen Referate sind rechtzeitig vorher über die Super- 
intendentur dem Landeskirchenamt anzuzeigen, am besten. vierteljährlich 
im voraus; nachträgliche Absetzung einer Versammlung ist dem Landes- 
kirchenamt schriftlich zu begründen. 


D. Aufgaben 


(1) Als Aufgaben sind dem Konvent gestellt: Bibelarbeit, theologische 
Fortbildung, Behandlung praktischer Fragen, brüderliche Seelsorge. 
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(2) Die drei zuerst genannten Aufgaben sind nach Möglichkeit auf 
jeder Versammlung zu berücksichtigen. 


I. Bibelarbeit 


(1) Am Beginn ist von einem Mitglied ein Bibelabschnitt nach dem 
Urtext zu exegesieren. Der Text ist vorher bekanntzugeben und von allen 
Mitgliedern vorzubereiten. 

(2) Es kann dabei der Predigtiext eines der nächsten Sonntage gewählt 
werden, doch soll die Bibelarbeit nicht zunächst unter dem Gesichtspunkt 
der praktischen Verwendung stehen. 

(3) Wird auf praktische Verwendung Bezug genommen, so ist ins- 
besondere auch an die katechetische Arbeit zu denken. 

(4) Alle Mitglieder haben der Reihe nach die Bibelarbeit zu halten. 

(5) Wichtig ist, daß im brüderlichen Gespräch der Reichtum der Schrift 
entfaltet wird. 

II. Theologische Fortbildung 


(1) Referate über ein theologisches Thema sind der Reihe nach von 
jedem Mitglied zu halten. 

(2) Ein ausgearbeiteter Konventsvortrag kann als Jahresaufgabe dem 
Landeskirchenamt eingereicht werden, das künftig von bestimmten Alters- 
klassen der Geistlichen jährlich eine theologische Arbeit anfordern wird. 

(3) Das Landeskirchenamt gibt für bestimmte Monate einheitliche 
Themen für das ganze Land bekannt, in den übrigen Monaten steht die 
Wahl der Themen frei. 

(4) Nach Möglichkeit soll der Referent den Teilnehmern Leitsätze 
vorlegen. 

(5) Es ist darauf Bedacht zu nehmen, daß die Aussagen der Bekenntnis- 
schriften zu den einzelnen theologischen Fragen ausführlich herangezogen 
und gewürdigt werden, wie überhaupt die Beschäftigung mit den Bekenntnis- 
schriften eine vordringliche Aufgabe der Konvente ist. 


III. Behandlung praktischer Fragen 


(1) Es ist Gelegenheit zur Aussprache über Fragen der Amtspraxis zu 
geben. 

(2) Dabei muß verhütet werden, daß diese einen zu breiten Raum ein- 
nehmen. Die Vorsitzenden haben dem Rechnung zu tragen durch straffe 
Leitung der Aussprache und Beschränkung auf das Wesentliche. 


IV. Brüderliche Seelsorge 


(1) Wenn einem Konvenismitglied aus der Lebens- und Amtsführung 
eines anderen Mitgliedes Umstände zur Kenntnis kommen, die zu Bedenken 
Anlaß geben, so hat zunächst in jedem Fall eine brüderliche Aussprache 
‚stattzufinden. Gelingt es dabei nicht, den Anstoß zu beheben, so ist die 
Angelegenheit auf dem Konvent zur Sprache zu bringen. 


155 


(2) Es ist Pflicht jedes Geistlichen, nicht durch falsches Schweigen bei 
vorhandenen Anstößen sich mitschuldig zu machen. 

(3) Nach Absatz 1 ist auch zu handeln, wenn Zwistigkeiten zwischen 
einzelnen Mitgliedern entstanden sind. 

(4) Das Landeskirchenamt und der zuständige Superintendent können 
ihnen bekanntgewordene Anstöße im Leben eines Geistlichen dem Konvent 
zur Behandlung zuweisen, soweit nicht disziplinarische Maßnahmen nötig 
sind. 
(5) Der Konvent entscheidet darüber, ob eine Angelegenheit als erledigt 
zu betrachten ist oder ob auf dem Dienstwege Bericht erstattet werden muß. 


E. Schlußbestimmungen 


(1) Der Vorsitzende hat jeweils im Januar über die Arbeit des Konvenis 
im vergangenen Jahre dem Landeskirchenamt über die Superintendentur 
zu berichten. Dieser Bericht hat sich auf alle Punkte der vorstehenden 
Konventsordnung zu beziehen. 


(2) Auf dem Konvent soll auch Gelegenheit zu zwanglosem Austausch 
sein, doch darf darunter die eigentliche Aufgabe nicht leiden. Auf keinen 
Fall darf der Konvent nur zu einer Form bürgerlicher Geselligkeit 
werden. 


(3) Andere Zusammenkünfte und Zusammenschlüsse der Pfarrer werden 
durch diese Konventsordnung nicht berührt. 


IV. 


In keinem öffentlichen Amt ist die Frau des Amtsträgers so 
stark mit dem Amt ihres Mannes verbunden wie im Pfarramt. In keinem 
öffentlichen Amt ist daher auch die Ehe so unlöslich in die Berufstätigkeit 
des Mannes miteinbezogen. Ehenöte des Pfarrers haben ihre schwer- 
wiegenden Auswirkungen auf die Möglichkeiten pfarramtlichen Wirkens. - 
Die Kirchenleitungen haben sich daher oft Gedanken gemacht, ob etwas 
getan werden kann, nach Möglichkeit kommende Katastrophen durch 
Rat und Wegweisung zu verhüten. Sie haben in ihren Predigerseminaren 
auf die jungen Brüder einzuwirken gesucht, sich eine rechte Pfarrfrau 
zu suchen. Sie haben die Pfarrbräute in Freizeiten mit dem Amt der 
Pfarrfrau vertraut gemacht. Die rheinische Kirche hat z. B. im Jahre 
1949 einen besonderen Dienst für Pfarrbräute und Pfarrfrauen ein- 
gerichtet und damit ein älteres erfahrenes Pfarrerehepaar beauftragt. 
Aber es sind auch weitergehende Überlegungen angestellt worden. Sie 
betreffen einen nicht ganz einfachen Punkt, nämlich die Frage, ob 
nicht der Pfarrer zu seiner Eheschließung die Zustimmung seiner 
Kirchenleitung brauche. Die kurhessische Kirche hat diese Frage in einer 
besonderen Anordnung zu lösen versucht. 
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Kirchengesetz über die Genehmigung der Eheschließung 
der Pfarrer 


Auf Grund des $ 17 Ziffer 4 des Kirchengesetzes, betreffend die Leitung 
und Verwaltung der Evangelischen Landeskirche von Kurhessen- Waldeck 
vom 27.9. 45/4. 12. 47 — K.A. 1948 8. 16 — hat der Rat der Landeskirche 
folgendes 

Kirchengesetz 


$1 
Der Pfarrer hat dem Bischof von seiner Verlobung auf dem Dienstwege 
Kenntnis zu geben. 
$2 


Zur Verheiratung bedarf der Pfarrer der Genehmigung des Bischofs. 
Diese kann nur aus dringenden Gründen verweigert werden. 


$83 
Gegen die Entscheidung des Bischofs kann der Pfarrer innerhalb zweier 
Wochen nach Zustellung durch eine bei dem Bischof einzureichende Be- 
schwerdeschrift die Entscheidung des Rates der Landeskirche anrufen. 


$4 
Die $$ 1—3 finden auf Hilfspfarrer, Kandidaten und Studenten der 
Theologie, die in die bei der Landeskirche geführte Liste aufgenommen sind, 
entsprechende Anwendung. 
$5 


Der Bischof wird ermächtigt, die zur Durchführung des Gesetzes er- 
forderlichen Bestimmungen zu erlassen. 


$ 6 
Dieses Kirchengesetz tritt mit dem Ablauf des auf die Verkündigung 
im Kirchlichen Amtsblatt folgenden Tages in Kraft. 


Treysa, den 23. Juni 1949. Der Bischof: 
gez. D. Wüstemann 


beschlossen: 


Es ist ohne weiteres einleuchtend, daß jede gesetzliche Regelung 
dieser Frage starker Kritik unterliegt. Das hier vorliegende seelsorger- 
liche Problem läßt sich schwer „gesetzlich‘‘ lösen. Andererseits hat eine 
gesetzliche Regelung nur dann Wert, wenn sie wirklich durchgeführt 
wird. 

An dieser Stelle sei auch auf ein weiteres sehr schweres Problem 
der Eheführung des Pfarrers hingewiesen, das in letzter Zeit in den 
Kreisen der Kirchenleitungen viel verhandelt werden mußte: die Ehe- 
scheidung eines Pfarrers. Es scheint sich die Überzeugung durchzusetzen, 
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daß eine Ehescheidung in jedem Fall die Weiterführung des Amtes in 
der bisherigen Gemeinde unmöglich macht. Manche urteilen ' sogar, _ 
daß ein geschiedener Pfarrer überhaupt nicht mehr im Gemeinde- 
pfarramt verwandt werden könne. Es ist damit zu rechnen, daß in 
kommenden Pfarrdienstordnungen diese Frage eine grundsätzliche Re-_ 
gelung erfährt. 


V. 


Das Pfarrstellenbesetzungsrecht ist bekanntlich in den 
evangelischen Kirchen sehr verschieden geregelt. Hier spielen jahr- 
hundertelange Überlieferungen eine große Rolle, und es ist äußerst 
schwierig, an diesem Punkt Änderungen durchzusetzen. Kirchengemein- 
den, Kirchenbehörden und Patrone kämpfen um ihre durch Herkommen 
geheiligten Rechte. In den Jahren nach dem zweiten Weltkrieg ist das. 
Patronatsrecht in Deutschland gegen früher ganz erheblich einge- 
schrumpft, nachdem in weiten Gebieten, in der russischen Besatzungs- 
zone, wo es besonders viele Patronate gab, das Patronatsrecht erloschen 
ist. Die Auseinandersetzung geht in dieser Materie hauptsächlich um die 
Frage des sogenannten echten privaten Patronats im Unterschied vom 
- standesherrlichen Präsentationsrecht, das irrtümlich auch als Patronat 
angesehen wird. Die Zahl der echten Patronate im Westen Deutschlands 
ist nicht mehr sehr groß. Das heutige Problem der Pfarrstellenbesetzung 
ist der Kampf zwischen dem Gemeindewahlrecht und dem Besetzungs- 
recht der Kirchenleitung. Die im letzten Jahr in mehreren Landeskirchen 
erlassenen neuen Bestimmungen über das Besetzungsrecht zeigen, daß 
die Frage der rechten kirchlichen Weise einer Pfarrstellenbesetzung aufs 
neue ins Rollen gekommen ist. In Baden, Berlin-Brandenburg, Hessen- 
Nassau, Schleswig-Holstein, Westfalen sind z. T. ausführliche Gesetze 
über die Besetzung der Pfarrstellen erlassen worden. Diese neuen Be-. 
stimmungen machen deutlich, daß der Gegensatz zwischen den Ver- 
fechtern des kirchenbehördlichen Besetzungsrechtes und des freien Ge- 
meindewahlrechtes, der oft eine echte Lösung der Probleme verhinderte, 
durch eine Anerkennung der relativen Berechtigung der gegensätzlichen 
Gesichtspunkte überwunden zu werden beginnt. Es geht bei der Be- 
setzung einer Pfarrstelle um das rechte Zusammenwirken von Gemeinde 
und Kirchenleitung. Es ist deswegen nicht gut, wenn in einer Kirche 
alle Pfarrstellen vom Kirchenregiment besetzt werden und die Gemeinden » 
lediglich ein sehr begrenztes Einspruchsrecht haben. Es ist ebensowenig 
richtig, wenn in einer Kirche die Gemeinden allein über die Besetzung 
der Pfarrstellen durch Wahl entscheiden. Beide Extreme scheinen in 
ihrer Fragwürdigkeit deutlicher erkannt zu werden als bisher. Das 
findet seinen Niederschlag in den neuen Ordnungen des Pfarrstellen- 
besetzungsrechtes, von denen wir als Beispiel die Ordnung von Hessen- . 
Nassau (in Auswahl) folgen lassen. | 
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Kirchengesetz betr. die Besetzung von Pfarrstellen 


$1 
Die ordentlichen Gemeindepfarrstellen werden im Zusammenwirken von 
Kirchengemeinde und Kirchenleitung besetzt. 


$2 
Die Erledigung jeder Pfarrstelle ist vom Küirchenvorstand der Kirchen- 
leitung über den Dekan sofort anzuzeigen. 


$ 83 
Die Kirchenleitung macht die Erledigung der Pfarrstelle im Amtsblatt 
der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau bekannt und schreibt 
die Pfarrstelle zur Bewerbung aus. 


$4 
(1) Die Bewerbungen müssen schriftlich innerhalb der von der Kirchen- 
leitung jeweils gesetzten Frist eingereicht werden. 
(2) Die Kirchenleitung prüft die Bewerbungen daraufhin, ob die ge- 
setzlichen Voraussetzungen vom Bewerber erfüllt werden. 
(3) Die Kirchenleitung kann die Liste der Bewerber ergänzen. 


$5 
Die Kirchenleitung teilt dem Kirchenvorstand die Liste der Bewerber 
mit und gibt ihm Gelegenheit zur Äußerung und zur Ergänzung der Liste. 
Der Kirchenvorstand soll insbesondere über den kirchlichen Zustand der 
Gemeinde und die bei der Besetzung etwa zu berücksichtigenden besonderen 
Verhältnisse und Bedürfnisse in persönlichem Gespräch mit dem Dekan, 
dem Propst oder dem Kirchenpräsidenten gehört werden. 


$6 
Unter Berücksichtigung des in $ 1 aufgestellten Grundsatzes erfolgt 
die Entscheidung über die Besetzung der Pfarrstelle innerhalb jeder Ge- 
meinde in zeitlicher Folge zweimal durch Wahl der Kirchengemeinde und 
einmal durch die Kirchenleitung. 
87 


Im Falle der Entscheidung durch die Kirchenleitung berät sie gemein- 
sam mit dem Kirchenvorstand in mündlicher Aussprache die Liste der 
Bewerber (vgl. $ 5), trifft in eigener Verantwortung die Auswahl und stellt 
den in Aussicht genommenen Pfarrer der Gemeinde vor. Erfolgt binnen 
vierzehn Tagen kein mit Bedenken gegen Gaben, Wandel oder Lehre be- 
gründeter Einspruch, so spricht die Kirchenleitung die Ernennung aus. 


$8 
(1) Im Falle der Entscheidung durch die Kirchengemeinde läßt sich 
der Kirchenvorstand durch die Kirchenleitung über die Eignung der Be- 
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werber beraten. Dieser unterrichtet die Kirchengemeindevertretung, die den 
Pfarrer wählt. Wenn die Kirchenleitung nach Art. 12 KO die Gemeinde . 
von der Verpflichtung zur Bildung einer Kirchengemeindevertretung ent- 
bunden hat, wählt der Kirchenvorstand den Pfarrer. 

(2) Vor der Wahl sollien in der Regel Vorbesprechungen des Kirchen- 
vorstandes, der Kirchengemeindevertretung sowie des Rats der gemeind- 
lichen Dienste stattfinden. Nach diesen Vorbesprechungen beschließt die 
Kirchengemeindevertretung, ob und in welcher Weise sie sich über die 
Persönlichkeit der Bewerber vergewissern will. 


$ 9 
(1) Der Dekan leitet die Pfarrerwahl. Bei den Vorbesprechungen des 
Kirchenvorstandes und der Kirchengemeindevertretung soll er anwesend 
sein. 
(2) Bei den Vorbesprechungen und bei der Wahl können der Kirchen- 
präsident und der zuständige Propst zugegen sein. 


$ 10 

(1) Die Wahl soll binnen drei Monaten nach Eingang der Liste der 
Bewerber vollzogen werden. Die Frist kann auf Antrag des Kirchenvor- 
stands durch die Kirchenleitung einmal bis auf sechs Monate verlängert 
werden. Bei fruchtlosem Ablauf der Frist gilt die Wahl als nicht zustande 
gekommen. 

(2) Der Wahlleiter setzt im Benehmen mit dem Kirchenvorstand den 
Tag der Wahl fest. Der Gemeinde ist der Tag der Wahl mindestens eine 
Woche vorher im Gottesdienst bekanntzugeben. 

(3) Den Bewerbern ist es verboten, bei den Wählern um Stimmen zu 
werben oder werben zu lassen. 


-. 


ET 

Die Mitglieder der Kirchengemeindevertretung sind mindestens vierzehn 
Tage vor dem Wahltermin durch den Vorsitzenden des Kirchenvorstandes 
schriftlich einzuladen. Dem Wahlleiter ist die Einladungsbescheinigung 
vor der Wahl vorzulegen. { 

$ 12 j 

Die Wahlhandlung soll, in der Kirche stattfinden; ein Gemeindegottes- 

dienst soll ihr vorausgehen. 
$ 13 

(1) Die Wahl kann nur vollzogen werden, wenn mindestens zwei 
Drittel der kirchenordnungsmäßigen Mitglieder der Kirchengemeinde- 
vertretung an ihr teilnehmen. 

(2) Die Kirchengemeindevertretung bestimmt einen Schriftführer. Der 
Wahlleiter, der Vorsitzende des Kirchenvorstands und der Schriftführer 
bilden den Wahlvorstand. 

(3) Die Wahl findet als geheime Wahl mittels Stimmzetteln statt. Nur 
die persönlich erschienenen Wähler sind stimmberechtigt. 
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er (4) Das Ergebnis der Wahl wird in einer Niederschrift festgehalten. 


5) Ungültig sind Stimmzettel, die 


erde ua) keinen oder mehrere Namen enthalten; 


... werden. 


RE;  b) die Person des Gewählten nicht so deutlich bezeichnen, daß 


ht un ein Zweifel darüber ausgeschlossen ist; 


» 


c) Namen enthalten, die nicht in der Liste der Bewerber stehen. 


(6) Über Zweifel, welche hinsichtlich der Gültigkeit eines Stimmzettels 
„entstehen, entscheidet der Wahlvorstand. 


rt $ 14 
(1) Gewählt ist, wer die Mehrheit der kirchenordnungsmäßigen Stimmen 
auf sich vereinigt. Wird bei der ersten Abstimmung diese Mehrheit nicht 


erreicht, so ist das Verfahren fortzusetzen. Die Abstimmung kann mehrmals 
wiederholt, die Wahl muß aber in derselben Sitzung zu Ende geführt 


(2) Kommt bei den Wahlhandlungen keine Pfarrerwahl zustande, so 


hat die Kirchengemeindevertretung ihr Wahlrecht verwirkt. 


(3) Sofort nach beendigter Wahl prüft der Wahlvorstand die Ordnungs- 
mäßigkeit der Wahlhandlung. Die Niederschrift darüber wird von dem 
Wahlvorstand unterzeichnet. Der Wahlleiter nimmt die Akten über die 
Wahl in Verwahrung. 

$ 15 
Das Ergebnis der Wahl ist der Gemeinde in den beiden nächstfolgenden 
sonntäglichen Hauptgottesdiensten bekanntzugeben. Innerhalb von vierzehn 
Tagen nach der ersten Bekanntmachung kann bei dem Wahlleiter wegen 


"  @esetzwidrigkeit der Wahl oder aus Gründen der Gaben, des Wandels oder 


der Lehre des Gewählten Einspruch erhoben werden. 


$ 16 
(1) Erfolgt kein Einspruch, so erhält der Gewählte vom Kirchenvorstand 
eine schriftliche Benachrichtigung über seine Wahl. Er hat sich innerhalb 
einer Frist von einer Woche nach Zustellung über die Annahme der Wahl 
zu erklären. 
(2) Der Wahlleiter sendet dann alsbald die Wahlakten zur Bestätigung 
‚an die Kirchenleitung. 
E17 
(1) Die Bestätigung darf nur versagt werden wegen 
a) Gesetzwidrigkeit der Wahl, 
b) mangels der gesetzlichen Wählbarkeit des Gewählten, 
c) geistiger oder körperlicher Unfähigkeit des Gewählten, das Amt 
zu verwalten. 
(2) Falls die Wahl auf einen Geistlichen einer anderen Landeskirche 
‚gefallen ist, so hat dieser seine Anstellungsfährgkeit nachzuweisen, wobei 


die von ihm abgelegten Prüfungen in der Regel als genügender Nachweis 
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dieser Fähigkeit zu erachten sind. Die Kirchenleitung kann die persönliche 
Vorstellung des Gewählten fordern und die Bestätigung von dem Ergebnis 
der Vorstellung abhängig machen. 
$ 18 
Die Kirchenleitung benachrichtigt den gewählten Pfarrer von der Be- 
stätigung seiner Wahl und beruft ihn in sein Amt. 


$ 19 
Die Wahl gilt als nicht zustande gekommen, wenn 


(a) der Kirchenvorstand die nach $$ 10 und 11 ihm ori 
Verpflichtungen nicht sämtlich erfüllt hat; 

(b) die Wahlberechtigten nicht in der gesetzlich vorgeschriebenen Zahl 
erschienen und nicht bis zum Schluß der Wahlhandlung anwesend 
geblieben sind, oder wenn sie die Vornahme der Wahl verweigert 
haben; 

(c) die Fortsetzung des Wahlverfahrens in derselben Sitzung zu keinem 
Ergebnis geführt hat; 

(d) die Kirchenleitung die Wahl nicht bestätigt hat. 


$ 20 
(1) Wenn die Wahl nicht zustande gekommen ist oder die Kirchen- 
gemeindevertretung auf ihr Wahlrecht verzichtet hat, so ernennt die Kirchen- 
leitung den Pfarrer. 
(2) Eine solche Ernennung gilt nicht als Besetzung durch die Kirchen- 
leitung im Sinne des $ 6. 
$ 21 
Die Kosten des Wahlverfahrens fallen der Kirchengemeinde zur Last, 
soweit sie nicht durch die kirchenleitenden Befugnisse entstanden sind. 


$ 22 

Jede Besetzung gilt erst mit der Einführung des Geistlichen in das Amt 

als vollendet. 
$ 23 

(1) Einsprüche im Sinne der $$ 7 und 15 sind im einzelnen durch 
Anführung der Tatsachen, auf denen sie beruhen, schriftlich zu begründen. 

(2) Der Einspruch wird dem Pfarrer von der Kirchenleitung zur 
Stellungnahme mitgeteilt. 

(3) Über erfolgte Einsprüche entscheidet die Kirchenleitung. Bei Ein- 
sprüchen aus Gründen der Gaben und des Wandels hat die Kirchenleitung 
ein Gutachten des Leitenden Geistlichen Amtes einzuholen, das sich hier- 
über mit dem Pfarrerausschuß zu beraten hat. Bei Einsprüchen aus 
Gründen der Lehre hat die Kirchenleitung vor ihrer Entscheidung eine 
Feststellung des Spruchkollegiums herbeizuführen. Die Küirchenleitung ist 
berechtigt, offensichtlich unbegründete Einsprüche von sich aus zurück- 
zuweisen. 
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$ 24 
(1) Wird der Einspruch für gerechtfertigt erklärt, so entscheidet die 
Kirchenleitung darüber, bei welchem Abschnitt des Besetzungsverfahrens 
dieses wieder aufzunehmen ist. 
(2) Das gleiche gilt, wenn der Gewählte die Wahl nicht annimmt. 


(3) Wenn die Kirchenleitung die Bestätigung der Wahl versagt, muß 
das Besetzungsverfahren von vorne beginnen. 


$ 25 

(1) Mit diesem Kirchengesetz treten außer Kraft die Verordnung über 
die Besetzung der Pfarrstellen vom 17. März 1948 (Amtsbl. 1948, 8.29), 
für Althessen das Kürchengesetz betr. Die Besetzung der Pfarrstellen vom 
27. November 1888 in der Fassung vom 26. Februar 1925 (Verordnungsbl. 
1925, 8.9 f.), für Nassau das Kirchengesetz betr. Das Pfarrwahlrecht 
der Kirchengemeinden vom 2. Dezember 1925 (Amtsbl. 1926, 8.28) und 
für Frankfurt a. M. das Pfarrwahlrecht vom 16. März 1928 ( Amtsbl. 1928, 
8.9), außerdem für Althessen die entgegenstehenden Bestimmungen in dem 
Kirchengesetz betr. Die Besetzung der Pfarrstellen vom 17. Nov. 1888 in 
der Fassung vom 26. Februar 1925 (Verordnungsblatt 1925, 8. 9 f.). 


(2) Die Einschaltung der Reihenfolge der Pfarrstellenbesetzung gemäß 
$ 6 erfolgt durch die Verordnung der Kirchenleitung. 


Frankfurt a. M., den 11. Mai 1949. 


Verfassunggebende Synode 
der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau: 


Dr. Wilhelmi 
Synodalpräses 


c) Andere Ämter und Dienste der Kirche 


Neben dem Pfarramt haben sich die Landeskirchen auch mit der 
Aufgabe der Ordnung anderer kirchlicher Dienste befaßt, zumal die 
Gemeinden schon seit Jahren sich dazu genötigt sahen, neben dem 
„Pfarramt“, das oft durch Jahrhunderte das einzige kirchliche Amtin der 
Gemeinde geblieben war, auch andere Dienste der Kirche in Kraft zu 
setzen. Anlaß dazu war meistens ein durch die äußeren Verhältnisse 
bedingter Notstand. Denn die Neigung dazu, das „Ein-Mann-System“ 
des Pfarrers in der Gemeinde zu überwinden, ist in unserer Kirche nicht 
gerade stark ausgeprägt. Lieber ließ man oder ließen sich die Pfarrer 
selbst überlasten. Die Folge davon war nicht nur die viel beklagte 
Passivität der Gemeinde, sondern auch, daß vieles unzulänglich oder 
gar nicht getan wurde. Die neueren Ordnungen des katechetischen und 
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diakonischen Dienstes, des Amtes des Pfarrhelfers, der Vikarin, des 


Kirchenmusikers bekunden einen neuen Willen, in den evangelischen 


Kirchen das Ein-Mann-System zu brechen und die notwendigen kirch- 
lichen Dienste in ihrer Vielfältigkeit zur Geltung zu bringen. So haben 


- 


auch 1949 manche Landeskirchen in ihren Ordnungen die Wege gebahnt, 


die der evangelischen Kirche von ihrem biblischen Verständnis der 
. Gemeinde und ihrer Dienste her vorgezeichnet sind. 


I. Pfarrhelfer 
Der Kirchenkampf, der zweite Weltkrieg und der in Verbindung 
mit diesen Ereignissen entstehende Mangel an Pfarrern hat dahin 
geführt, daß das hergebrachte ‚Monopol‘ des akademisch-theologisch 


vorgebildeten Pfarrers durchbrochen wurde. „Laien“ in Gestalt 


von „Lektoren‘‘, Lesepredigern, Predigern, Diakonen, Lehrern u. a. 
übernahmen Gottesdienst, Liturgie und Predigt, Sakramentsver- 
waltung, Amtshandlungen. Entstand nicht ein gefürchteter ‚„Clerus 
minor‘? Nein. Nur wurden jahrhundertealte Vorurteile überwunden, 
als dürfe und könne nur der ‚studierte‘ Pfarrer predigen, taufen usw., 
als hinge die Existenz der Gemeinde, die Möglichkeit des öffentlichen 
Gottesdienstes an dem Vorhandensein des Pfarrers. Allein diese Er- 
kenntnisse sind für die evangelischen Gemeinden schon wertvoll und 
gewiß nicht ohne Frucht geblieben. Nach und nach ergab sich die Not- 
wendigkeit, auch im Blick auf den fortdauernden Pfarrermangel, diesen 
Dienst des „nichtakademisch vorgebildeten“ Predigers kirchlich zu 
ordnen. Das haben die Kirchen von Hannover, Kurhessen, Thüringen, 
. reformiert Nordwestdeutschland, Rheinland und Württemberg in jün- 
ster Zeit getan. Dabei sind sie alle in der Verlegenheit einer Amts- 
bezeichnung gewesen. In Hannover wollte man erst die Bezeichnung 
Kaplan wählen, das fand aber aus begreiflichen Ressentiments Wider- 
spruch, dann entschied man sich für „Pfarrhelfer‘ und schließlich für 
„Pfarrvikar‘“. Im Rheinland wählte man den Namen ‚Prediger‘, falls 
sie hauptberuflich im Dienst der Kirche standen, dagegen den Namen 


„Predigerhelfer“ für nebenamtliche Prediger. In Kurhessen heißen sie 


„Pfarrverwalter‘, in Thüringen „Pfarrvikare“. Hier können sie nach 
praktischer Bewährung und einer 2. theologischen Prüfung auch Pfarrer 
werden. Dasselbe ist in der württembergischen Kirche möglich. Die dort 
„Pfarrverweser‘‘ genannten „Geistlichen mit nichtakademischer Vor- 
bildung“ können nach zehnjähriger Bewährung im „pfarramtlichen 
Hilfsdienst‘ als Pfarrer übernommen werden. Die Reformierte Kirche 
Nordwestdeutschlands schuf in der durch die reformierte Überlieferung 
charakteristischen Weise den „Lektor“, d. h. den als Leseprediger 
tätigen Altesten, und den „Altestenprediger‘, der zum Predigtamt 
neben- oder hauptberuflich ordiniert werden kann. 


Als Beispiele seien eine typisch lutherische und reformierte Ordnung 


dieses Amtes nebeneinandergestellt. 
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Kirchengesetz der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Hannover über das Amt der Pfarrhelfer (im Auszug) 


Vom 21. Dezember 1948 


Der Vorläufige Kirchensenat und die Landessynode haben das nach- 
folgende Kirchengesetz beschlossen: 


I. Allgemeines 


in 
In der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Hannovers können nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzes Pfarrhelfer angestellt werden. 


$2 
1. Die Pfarrhelfer sind befugt 
a) zur Abhaltung von Gemeindegottesdiensten ohne 
b) zur Vornahme geistlicher Amtshandlungen, mit Ausnahme der Spen- 
dung der Sakramente, 
c) zur Erteilung des kirchlichen Unterrichts einschl. des Konfirmanden- 
unterrichtes, 
d) zur Ausübung der Seelsorge. 


2. Das Landeskirchenamt kann einem Pfarrhelfer das Recht zur Ver- 
waltung der Sakramente für die Gemeinde, in der er angestellt ist, übertragen. 


II. Anstellungsfähigkeit 


$3 
Die Anstellungsfähigkeit als Pfarrhelfer kann vom Landeskirchenamt 
solchen evangelisch-lutherischen männlichen Christen verliehen werden, 
die mindestens fünfundzwanzig Jahre alt, sittlich unbescholten, geistig 
gesund und frei von solchen körperlichen Gebrechen sind, die die Aus- 
übung des Amtes hindern, sowie die vorgeschriebene Ausbildung genossen 
und die erforderlichen Prüfungen abgelegt haben. 


$4 
Sind seit Verleihung der Anstellungsfähigkeit mehr als fünf Jahre ver- 
flossen, ohne daß eine Anstellung als Pfarrhelfer stattgefunden hat, oder 
ist der Pfarrhelfer mehr als fünf Jahre außer Amt gewesen, so kann das 
Landeskirchenamt die Fortdauer der Anstellungsfähigkeit von einer Nach- 
prüfung abhängig machen. 
$5 


Auf die für anstellungsfähig erklärten Pfarrhelfer finden die Be- 
stimmungen der $$ 11—16 des Kirchengesetzes über die Anstellungsfähigkeit 
der Geistlichen sinngemäß Anwendung. An die Stelle des Verlustes der 
Rechte des geistlichen Standes tritt der Verlust der auf Grund von $ 2 
und 15 dieses Gesetzes beigelegten Befugnisse. 
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III. Vorbildung und Einsegnung 


$6 
Die Pfarrhelfer werden in einem von der Landeskirche eingerichteten 
Seminar nach Maßgabe eines vom Landeskirchenamt festzusetzenden 
Studienplanes ausgebildet. Die Dauer beträgt mindestens zweieinhalb Jahre. 
Zahl und Art der Prüfungen werden vom Landeskirchenamt festgesetzt. 


$7 
In das Seminar kann vom Landeskirchenamt aufgenommen werden, 
wer das Reifezeugnis einer höheren Lehranstalt besitzt, das einundzwanzigste 
Lebensjahr vollendet hat und im übrigen den Vorbedingen des $ 3 entspricht. 
Von dem Erfordernis der Reifeprüfung kann das Landeskirchenamt Aus- 
nahmen zulassen. 
$8 


Nach erfolgreichem Abschluß der Vorbildung wird der Pfarrhelfer vor 
seiner ersten Beschäftigung im kirchlichen Dienst eingesegnet. 


IV. Anstellung 
59 


- Pfarrhelfer können angestellt werden 

a) für Siedlungen oder für Kapellengemeinden, deren selbständige geist- 
liche Versorgung wegen der Entfernung vom Pfarrort oder mit dem 
Ziel der Errichtung einer selbständigen Pfarrei erwünscht erscheint; 

b) zur Versehung der Ständigen Kollaboraturen; 

c) zur Versehung von Pfarrstellen, die auf absehbare Zeit nicht mehr 
besetzt werden; 

d) zur Versehung der sog. Diakonatpfarrstellen; 

e) zur Unterstützung des Pfarramtes, insbesondere im kirchlichen 
Unterricht, in der Abhaltung von Bibelstunden und Wochengottes- 
diensten und in der Seelsorge; 

[) für besondere kirchliche Aufgaben in einer Anstaltsgemeinde der 
Inneren Mission, in einem Kreiskirchenverbande, in einem Sprengel 
oder in der Landeskirche. 


$ 10 
Die Anstellung der Pfarrhelfer erfolgt namens der Landeskirche. 


$:11 
1. Die Anstellung als Pfarrhelfer geschieht nach mindestens einjährigem 
Hilfsdienst durch Verleihung einer Pfarrhelferstelle (, $ 9a und e) oder 
durch Erteilung eines festen Versehungsauftrages ($ 9b bis d und N. 
2. Pfarrhelferstellen werden durch das Landeskirchenamt auf Beschluß 
des Kirchenvorstands errichtet. Der Beschluß des Kirchenvorstands kann 
durch einen Beschluß des Kirchensenats ersetzt werden. 
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3. Vor der Verleihung der Stelle oder der Erteilung des festen Versehungs- 
auftrages ist der Kirchengemeinde Gelegenheit zum Einspruch zu geben. 
Das Verfahren regelt das Landeskirchenamt. 

4. Durch die erste Anstellung als Pfarrhelfer wird ein Dienstverhältnis 
auf Lebenszeit begründet. 

$ 12 

Der Pfarrhelfer wird durch den Superintendenten im Gemeindegottes- 

dienst in sein Amt eingeführt. 
$ 13 

Der Pfarrhelfer kann vom Landeskirchenamt mit Zustimmung des 

Landesbischofs versetzt werden. Der Kirchenvorstand ist zuvor zu hören. 


$ 14 
Die im Hilfsdienst stehenden Pfarrhelfer werden auf jederzeitigen 
Widerruf vom Landeskirchenamt zur Verwaltung einer Pfarrhelferstelle 
oder zur vorübergehenden Hilfeleistung bei einem Pfarramt entsandt. 


V. Dienstverhältnisse 


$ 15 

1. Die Dienstordnung eines nach $ 9c tätigen Pfarrhelfers wird vom 
Landeskirchenamt festgesetzt; in den anderen Fällen wird sie durch einen 
vom Landeskirchenamt zu genehmigenden Beschluß des Kirchenvorstands 
geregelt. In der Dienstordnung wird auch bestimmt, welche geistlichen 
Amtshandlungen ($ 2 Abs. 1b) von dem Pfarrhelfer ausgeübt werden 
sollen. 

Die Amtsbezeichnung der Pfarrhelfer regelt das Landeskirchenamt im 
Benehmen mit dem Ständigen Ausschuß der Landessynode. 


$ 16 
Die Tätigkeit der Pfarrhelfer im Hilfsdienst wird im Einzelfalle vom 
Landeskirchenamt geordnet. 
SER 
Die nach $ 9a, b, d und e tätigen Pfarrhelfer führen ihr Amt im Ein- 
vernehmen mit dem zuständigen Pfarramt. Die unmittelbare Dienstaufsicht 
über die Pfarrhelfer liegt dem Superintendenten ob. 


$ 18 

Die Beteiligung der nach $ 9a bis d tätigen Pfarrhelfer an der Arbeit 
der Kirchenvorstände regelt sich nach $ 3 Abs. 2 des Kirchengesetzes über 
Neubildung der Kirchenvorstände vom 11. März 1946 oder nach den jeweils 
an die Stelle dieser Vorschrift tretenden Bestimmungen. Die Pfarrhelfer 
nehmen im übrigen an den Sitzungen des Kirchenvorstandes ohne Stimm- 
recht teil; der Kirchenvorstand kann ihnen mit Genehmigung des Landes- 
kirchenamts das Stimmrecht beilegen. 
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$ 19 sad io 
Die Pfarrhelfer nehmen an den Pfarrkonventen und -konferenzen ihres 
Aufsichtsbezirkes teil. 
$ 20 
Die Pfarrhelfer unterstehen der Disziplinarordnung. 


$ 21 

1. Als Diensteinkommen erhalten die Pfarrhelfer siebzig Prozent des 
Pfarrgehalts und freie Dienstwohnung, ersatzweise eine angemessene Miet- 
entschädigung, deren Höhe das Landeskirchenamt festsetzt. Die Kinder- 
zulage wird in voller Höhe gezahlt. Im übrigen finden die für Pfarrer 
geltenden Besoldungsvorschriften sinngemäß Anwendung. 

2. Die Pfarrhelfer im Hilfsdienst werden nach vom Landeskirchenamt . 
aufzustellenden Grundsätzen besoldet. 

3. Die Soziallasten sind von der Stelle, bei der der Pfarrhelfer angestellt 
ist, zu zahlen. 


Ordnung der Evangelisch-Reformierten Kirche in Nord- 
westdeutschland für Lektoren und Altestenprediger 


In der Vergangenheit, besonders in der Predigernot der Kriegszeit, ist 
es uns geschenkt worden, daß verantwortungsbewußte Männer den Dienst 
als Lektoren übernommen und dafür gesorgt haben, daß die Verkündigung 
des Wortes Gottes in den Gemeinden nicht verstummte. Eine Ordnung für 
den Lesegottesdienst aus dem Jahre 1943 gab den Lektoren die nötige Hilfe. 

In einzelnen Fällen haben die Lektoren den Weg zur freien Verkündigung 
gefunden. Wir wissen nicht, welche Notzeiten unserer Kirche noch weiter 
bevorstehen, wir wissen aber, daß die Trübsale in der Welt nicht zu Ende 
gehen, sondern in der Zukunft noch größer werden (Matth. 24, 21 ff.). 
Darum ist es notwendig, daß überall in den Gemeinden Männer sind, 
die tief in das Wort Gottes eindringen, daß sie es mit Vollmacht verkündigen 
können. Dieser Dienst darf aber nicht in der Willkür geschehen, sondern 
bedarf der Ordnung und des Auftrags. Er muß ständig unter der Zucht 
des Kirchenrates und besonders der Pastoren als der Lehrer der Gemeinde 
stehen. Es wird daher auf Grund von $ 93 der Kirchenverfassung beschlossen: 


A. Lektoren 


1. Die Ältesten (Presbyter) sind zum Lektorendienst in der Gemeinde 
berufen. 

2. Ist ein Prediger vorhanden, so kann der Lektor die Zehn Gebote oder 
sonstige Stücke der Gottesdienstordnung sprechen. 

Ist kein Prediger vorhanden, so soll der Lektor Lesegottesdienst nach 
der Ordnung von 1943 halten ( Kirchl. Ges.- und Verordn.Bl. Bd.9 Seite227). 

3. Zum Lektorendienst können auch zum Ältestendienst befähigte 
Männer der Gemeinde durch den Bezirkskirchenrat bestellt werden. 
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B. Ältestenprediger 


4. Älteste und Lektoren können für den Dienst der freien Verkündigung 
des Wortes ordiniert werden ( Ältestenprediger). 

5. Voraussetzung für die Ordination ist die nebenberufliche Teilnahme 
an einem Lehrgang für Älteste auf die Dauer von mindestens zwei Jahren 
und ein Abschluß durch ein Gespräch vor dem Prüfungsausschuß für 
Altestenprediger. Vor oder während der Ausbildung soll der Anwärter 
sich als Lektor im öffentlichen Gottesdienst bewähren. 

6. Der Dienst der Ältestenprediger soll in der Regel nur nebenberuflich 
sein. 

7. Ausnahmsweise kommt ein hauptberuflicher Dienst als Ältesten- 
prediger zur Unterstützung eines Pastoren oder als selbständige Tätigkeit 
in Betracht, wenn der Einsatz eines Pastoren für kleine Gemeinden oder 
Gemeindeteile nicht möglich ist. 

8. Der Dienst als hauptberuflicher Ältestenprediger setzt eine zwei- 
jährige vollbeschäftigte Ausbildung mit einem Abschluß durch eine schrift- 
liche und mündliche Prüfung vor dem Prüfungsausschuß für Ältesten- 
prediger voraus. 

9. Der Prüfungsausschuß für Ältestenprediger besteht aus zwei Mit- 
gliedern des theologischen Prüfungsausschusses und zwei Ältestenpredigern. 
Er stellt den Lehrplan der Lehrgänge für Älteste, die Prüfungsordnung 
und einen Plan für die Weiterbildung der Ältestenprediger auf. 

10. Nach Abschluß der Prüfung wird der Anwärter der Gemeinde, in 
der er ordiniert werden soll, in mehreren Predigten, Bibelstunden und ähn- 
lichen Diensten vorgestellt. Diese Probezeit soll im allgemeinen etwa ein 
Jahr dauern. Nach dieser Zeit kann der Landeskirchenrat den Anwärter 
zur Ordination zulassen, wenn der Kirchenrat zustimmt. Der Gemeinde 
ist Gelegenheit zu geben, gegen Lehre, Gaben und Wandel des Anwärters 
Einspruch einzulegen. Über die Einsprüche wird bei der Zulassung zur 
Ordination entschieden. 

11. Der Ältestenprediger wird in einem Hauptgottesdienst für den 
Dienst in der Gemeinde durch den Vorsitzenden des Bezirkskirchenrats 
oder ein Mitglied des Landeskirchenvorstandes ordiniert. Die Ordinations- 
verpflichtung ist von dem Ältestenprediger zu unterschreiben. Über die 
Ordination wird eine Urkunde ausgefertigt, die die Ordinationsverpflichtung 
enthält. Die Ordination kann für eine Gemeinde erfolgen, die nicht die 
Wohnsitzgemeinde des Ältestenpredigers ist. Der Ältestenprediger kann für 
mehrere Gemeinden ordiniert werden. 

12. Ein Ältestenprediger, der in einer anderen Kirche nach dem refor- 
mierten Bekenntnis Dienst getan hat, kann nach einem Gespräch vor dem 
Prüfungsausschuß für Ältestenprediger ordiniert werden. Die Ordination 
kann vor dem Kirchenrat geschehen. 

13. Der Ältestenprediger ist durch die Ordination zur Verkündigung 
des Wortes Gottes in seiner Gemeinde und auf den Ruf des Kirchenrates 
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einer anderen Gemeinde zur Vertretung im Predigtdienst in dieser Gemeinde 
befugt. Er hat alle Aufgaben und. Pflichten des ordentlichen Predigers, 
insbesondere hat er die Ordnung der Gemeinde zu wahren. Er bedarf zu 
jedem einzelnen Dienst in seiner Gemeinde des Einverständnisses des 
Kürchenrats, ohne daß dieses für jeden Fall der Predigt ausdrücklich erklärt 
werden muß. 

14. Der Ältestenprediger kann in der Gemeinde, in der er ordiniert ist, 
durch den Kirchenrat in einzelnen Fällen zur Verwaltung des Sakramentes 
und zu sonstigen Amtshandlungen zugelassen werden. In dem Beschluß 
muß festgestellt werden, daß ein Bedürfnis für die Bedienung des Sakra- 
mentes oder für die einzelne Amtshandlung vorliegt, und daß der Pastor 
der Gemeinde verhindert ist. Eine allgemeine Zulassung zur Bedienung 
der Sakramente und zu anderen Amtshandlungen, die nur in besonderen 
Ausnahmefällen in Betracht kommt, bedarf der Genehmigung des Landes- 
kirchenrates. 

In Gemeinden, in denen der Ältestenprediger nicht ordiniert ist, bedarf 
er zur Bedienung der Sakramente und zu sonstigen Amtshandlungen in 
jedem Falle der Genehmigung des Landeskirchenrates. 

15. Die hauptberufliche Tätigkeit als Ältestenprediger bedarf neben 
der Zustimmung des Kirchenrats der Genehmigung des Landeskirchenrates. 
Die Verwaltung der Sakramente und die Befugnisse zu sonstigen Amts- 
handlungen kann durch besonderen Beschluß des Landeskirchenrates über- 
tragen werden. 

16. Jeder Ältestenprediger nimmtalsberatendesGliedan den Sitzungen des 
Kirchenrates seiner Gemeinde teil, auch wenn er nicht zum Ältesten bestellt ist. 

17. Gehört einer Gemeinde ein Ältestenprediger an, so sollte ihm min- 
destens zweimal jährlich Gelegenheit zur Ausübung des Predigtdienstes 
gegeben werden. Bei Behinderung des Pastoren sollte der Ältestenprediger 
möglichst vor Nachbarpastoren zur Vertretung im Predigtdienst heran- 
gezogen werden. Daneben soll er in Bibelstunden, Kindergottesdiensten und 
in der Jugendarbeit tätig werden. Die Entscheidung hat der Kirchenrat. 

18. Ältestenprediger, die sich im praktischen Dienst bewährt haben, . 
werden ohne weiteres Verfahren nach Zustimmung des Kirchenrates vom 
Landeskirchenrat zur Ordination zugelassen. Die Ordination findet vor dem 
Kirchenrat in einfacher Form statt. 

19. Uber die Entziehung der Ordination entscheidet der Landeskirchen- 
vorstand. 

Der Landeskirchenvorstand 


Middendorff Dr. Fokken 


1I. Vikarinnen 
Nachdem die deutschen Hochschulen sich dem Frauenstudium 
geöffnet hatten und nach und nach alle akademischen Berufe den 
Frauen ermöglicht wurden, sah sich die evangelische Kirche vor die 
Frage gestellt, ob es für Theologiestudentinnen einen kirchlichen 
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Dienst geben könne. Diese Frage wurde von den meisten evangelischen 
Kirchen Deutschlands in der Zeit nach dem ersten Weltkrieg bejaht und 
das Amt der „Vikarin‘ geschaffen. Einig war man darin, daß der 
Theologin nicht das Gemeindepfarramt übertragen werden könne. Aber 
im übrigen waren die Ordnungen so verschieden, daß man unter einer 
Vikarin sowohl eine akademisch gebildete Gemeindehelferin verstand 
als auch eine ordinierte Verwalterin des Predigtamtes. Man schwankte 
in den verschiedenen Kirchen über die rechte kirchliche Eingliederung 
des Dienstes der Theologin. Erst mußten auch Erfahrungen gesammelt 
werden. Und das geschah besonders in den schweren Jahren des zweiten 
Weltkrieges, in denen zahlreiche Vikarinnen ein volles Pfarramt zur 
Zufriedenheit der Gemeinde verwalteten. Die Wirkung einer rund 
zwanzigjährigen Zeit der Erprobung hat ihren Niederschlag in den 
neuen Vikarinnengesetzen gefunden, die in einer überraschend großen 
Zahl im letzten Jahr verabschiedet wurden, und zwar in Hannover, 
Württemberg, Kurhessen, Thüringen, Hessen-Nassau und Westfalen. 
Diese Ordnungen sind ein Beweis dafür, daß sich das Amt der Vikarin 
in der evangelischen Kirche Geltung verschafft hat. Die schwierigsten 
Anfangszeiten dieses neuen Amtes sind überwunden. Die evangelische 
Kirche bejaht den Dienst der theologisch gebildeten Frau als einen sowohl 
dogmatisch zu rechtfertigenden als auch praktisch fruchtbaren kirch- 
lichen Dienst. Freilich, noch sind nicht alle Fragen des Vikarinnenamtes 
gelöst. Es bedarf noch der weiteren Klärung einer Reihe von praktischen 
Problemen, aber auch dazu braucht es Zeit und Erfahrung. Das ‚‚Pfarr- 
amt‘ ist auch nicht in einer Generation ausgeformt worden. Die Zahl 
derer, die das Vikarinnenamt grundsätzlich verneinen oder es für 
praktisch überflüssig und unbrauchbar halten, ist geringer geworden. 
Wäre es auch kirchlich zu verantworten, das Angebot theologisch ge- 
bildeter Frauen zum Dienst der Verkündigung, Unterweisung und Seel- 
sorge abzuweisen? Sollte die Kirche nicht vielmehr alles tun, um jeder 
Dienstwilligkeit Raum zu schaffen? 

Die von den genannten Landeskirchen erlassenen Vikarinnengesetze 
unterscheiden sich in den wesentlichen Bestimmungen nicht voneinander. 
Durchweg ist den Vikarinnen z. B. die Sakramentsverwaltung ‚im 
Rahmen ihres Dienstes‘ zugesprochen. Als Beispiel der neuen Ordnung 
des Vikarinnendienstes bringen wir das württembergische Kirchengesetz. 


Kirchliches Gesetz über den Dienst der Theologin 
(Theologinnenordnung) vom 10. November 1948 


Die Mitarbeit der theologisch vorgebildeten Frau ist angesichts der 
heutigen Aufgaben der Kirche ein wichtiger Dienst geworden. 

Die Kirche hat die Eingliederung dieses Dienstes in den Organismus 
der kirchlichen Ämter, insbesondere sein Verhältnis zum Predigtamt, im 
Hören auf das Wort ihres Herrn zu ordnen. 
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Sie erkennt in der apostolischen Mahnung, wie sie 1. Kor. 11,3; 14, 
33—38; 1. Tim. 2, 11I—15 vorliegt, den ersten Hinweis auf die schöpfungs- 
mäßige Verschiedenheit zwischen Mann und Frau, die bestehen bleibt 
auch innerhalb der in Christus erworbenen Freiheit (Gal. 3, 28) und der 
Verpflichtung aller Christen zum Zeugendienst. 

Das geordnete öffentliche Predigtamt, das als solches die Leitung der 
Gemeinde in sich selbst schließt, ist daher Aufgabe des Mannes. 

Im Sinne der apostolischen Weisung hat der Landeskirchentag am 
10. November 1948 im Anschluß an die bisher für die Diener der Kirche 
geltenden Bestimmungen das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das 
hiemit verkündet wird. 

$1 


Zur Mitarbeit im geistlichen Amt können theologisch vorgebildete 
Frauen im Dienst der Evangelischen Landeskirche in Württemberg nach 
den folgenden Bestimmungen hauptamtlich verwendet werden. 


$2 

(1) Der Dienst der Theologin umfaßt folgende Aufgaben: 

a) im Gottesdienst: Verkündigung vor Frauen und Mädchen in Predigt, 
Andachten und Bibelstunden; Christenlehren für Töchter und Dienst 
in der Kinderkirche; 

b) in der Seelsorge: Dienst an Frauen und Mädchen, auch in den 
weiblichen Abteilungen der Krankenhäuser und Strafanstalten (ein- 
schließlich der dort gewünschten Abendmahlsfeiern); 

c) im Unterricht: Mitarbeit in der christlichen Unterweisung, vor allem 
in Mädchenklassen; 

d) im Gemeindeaufbau: Mitarbeit im Jugendwerk und in der Frauen- 
arbeit der Gemeinde, des Kirchenbezirks und der Landeskirche; 

e) Mitarbeit in der kirchlichen Verwaltung. 

(2) Im einzelnen wird der Dienst der T'heologin in der Kirchengemeinde 

durch die Geschäftsordnung geregelt. 

(3) Wenn besondere Verhältnisse es erfordern und zulassen, kann der’ 
Oberkirchenrat den Aufgabenkreis der Theologinnen allgemein oder in 
einzelnen Fällen nach Anhörung des Kirchengemeinderats zeitweilig er- 
weitern. 

$ 3 


(1) Voraussetzung für die Verwendung im unständigen Dienst 
der Landeskirche ist: 

a) die Bewährung in einem kirchlichen Dienstjahr vor Beginn der 
Studienzeit; 

b) die Aufnahme in die beim Oberkirchenrat geführte Liste der Theologie- 
studierenden vor Beginn des T'heologiestudiums; 

c) nach Abschluß des theologischen Studiums das Bestehen der ersten 
evangelisch-theologischen Dienstprüfung. 
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(2) Die Art und Weise der Durchführung des kirchlichen Dienstjahres 
regelt der Oberkirchenrat. 

(3) In besonderen Fällen kann der Oberkirchenrat von den unter Abs. la 
und b genannten Voraussetzungen befreien. 


$4 

(1) Die in den Dienst der Landeskirche tretende Theologin wird vor 
Antritt ihres ersten Dienstes nach Weisung des Oberkirchenrats in einer 
der Einführung eines Pfarramtsbewerbers entsprechenden Weise ver- 
pflichtet und vor der Gemeinde eingesegnet. 

(2) Die im Dienst der Landeskirche stehende T’heologin führt, solange 
sie unständig verwendet ist, die Amtsbezeichnung Vikarin. 

(3) Auf die Vikarinnen finden, soweit nichts Besonderes bestimmt ist, 
die für die unständigen Geistlichen geltenden Bestimmungen entsprechende 
Anwendung. 

$5 


Nach mindestens dreijährigem Dienst kann die Vikarin um Zulassung 
zur zweiten evangelisch-theologischen Dienstprüfung nachsuchen. Die 
Bestimmungen der Prüfungsordnung für die zweite Dienstprüfung finden 
sinngemäße Anwendung. 

$6 


(1) Nach Ablegung der zweiten evangelisch-theologischen Dienstprüfung 
kann die Vikarin in den ständigen Dienst übernommen werden, 
soweit freie Stellen vorhanden sind. 

(2) Die in den ständigen Dienst übernommene Theologin führt die 
Amtsbezeichnung Pfarrvikarin. Sie erhält eine Ernennungsurkunde. 

(3) Nach der Übernahme in den ständigen Dienst und bei späterem 
Antritt einer neuen Stelle wird die T'heologin in einer der Investitur ent- 
sprechenden Feier vor der Gemeinde in ihr Amt eingeführt. 


$7 
Bei Amtshandlungen, bei denen der Geistliche den Talar trägt, trägt 
die Theologin eine ähnliche, vom Oberkirchenrat genehmigte Amtstracht. 


$ 8 
An den Beratungen des Kirchengemeinderates und des Kirchen- 
bezirkstages nehmen die Vikarinnen mit beratender Stimme, die Pfarr- 
vikarinnen mit beschließender Stimme teil (vgl. $ 15). 


59 
Die seelsorgerische Betreuung der Theologinnen gehört zu den 
Aufgaben der Dekane und der Prälaten. Diese werden darin unterstützt 
durch eine erfahrene Pfarrvikarin, die vom Oberkirchenrat mit dieser Auf- 
gabe betraut wird. Aufsichtsbefugnisse stehen ihr nicht zu. 


173 


$ 10 

(1) Ist bei einer Pfarrvikarin ein Wechsel des Dienstes erwünscht, so 
kann der Oberkirchenrat nach Anhörung der Pfarrvikarin und der beteiligten 
Kürchengemeinderäte ihre Versetzung verfügen, auch auf dem Wege, daß 
er zwischen zwei Pfarrvikarinnen einen Tausch der Stellen anordnet. 

(2) Gegen die Versetzungsverfügung des Oberkirchenrats kann die Pfarr- 
vikarin binnen zwei Wochen von der Eröffnung ab die Entscheidung des 
Landeskirchenausschusses anrufen. Wenn der Oberkirchenrat seine Ver- 
fügung nicht ändert, entscheidet der Landeskirchenausschuß endgültig. 


el 

Die Bestimmungen über die Dienstbezüge der Theologinnen werden 

vom Oberkirchenrat erlassen. 
$ 12 

(1) Die Pfarrvikarin kann auf Ansuchen oder auch ohne ihre Zustim- 
mung in den Ruhestand versetzt werden, wenn sie entweder 

a) das 60. Lebensjahr zurückgelegt hat oder 

b) wegen eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ihrer 

körperlichen oder geistigen Kräfte dienstunfähig geworden oder 

c) durch Krankheit länger als ein Jahr von der Versehung ihres Dienstes 

abgehalten worden ist oder 

d) wenn ein anderer wichtiger Grund die Zurruhesetzung erforderlich 

macht. 

(2) Im übrigen finden die Bestimmungen, welche für die Versetzung 
von Geistlichen in den Wartestand und in den Ruhestand gelten, ent- 
sprechende Anwendung. 

$ 13 

(1) Im Falle ihrer Verlobung hat die Theologin dem Oberkirchenrat 
auf dem Dienstweg hiervon Mitteilung zu machen. 

(2) Mit der Eheschließung endet das Dienstverhältnis der Theologin. 
Der Oberkirchenrat kann in Ausnahmefällen die Theologin im unständigen 
Dienst weiterverwenden. : 

$ 14 

Auf die Pfarrvikarin finden, soweit nichts Besonderes bestimmt ist, 

die Bestimmungen sinngemäß Anwendung, die für ständige Geistliche gelten. 


$ 15 
(1) Zur Regelung der Mitgliedschaft der Theologin im Kirchen- 
gemeinderat wird die Kirchengemeindeordnung (Abl.21 8.216) wie folgt 
geändert: 
a) $ 11 Abs. 1 Ziffer 1 erhält die Fassung: 
die ständigen Pfarrer des Kirchspiels oder deren ordentliche Stell- 
vertreter im Pfarramt sowie die Pfarrvikarinnen; 
b) $ 11 Abs. 2 erhält die Fassung: 
Hilfsgeistliche und Vikarinnen nehmen mit beratender Stimme teil. 
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(2) Zur Regelung der Mitgliedschaft der Theologin im Kirchenbezirks- 
tag wird in $ 3 Abs.2 Ziff. 1 der Kirchenbezirksordnung (Abl. 21 
8. 253) nach „Fakultät“ eingefügt: „sowie die im Bezirk angestellten 
Pfarrvikarinnen.“ 


Stuttgart, den 10. November 1948 Wurm 


Eine besondere und sehr beachtliche Bestimmung für den Dienst 
der Vikarinnen haben die Kirchen von Hannover und Westfalen ge- 
troffen. Die Vikarinnen der Landeskirchen werden zu einer Dienst- 
gemeinschaft zusammengefaßt. Im hannoverschen Vikarinnengesetz 
heißt es: 

1. Die Vikarinnen in der Landeskirche bilden unter sich einen Konvent 
nach Maßgabe der bestehenden Konventsordnung unter Leitung einer Vi- 
karin, die vom Landesbischof auf Vorschlag des Landeskirchenamtes im 
Benehmen mit dem Vikarinnenkonvent bestellt wird. Sie berichtet all- 
jährlich dem Landeskirchenamt über die Tätigkeit dieses Konvents. 

2. Die Leiterin dieses Konvents, die tunlichst ihren Dienstsitz in 
Hannover hat, kann vom Landeskirchenamt in allen Fragen, die sich aus 
diesem Gesetz ergeben, zur Beratung zugezogen werden. 


Die westfälische Kirche formuliert: 


Die Kandidatinnen und Vikarinnen der Landeskirche bilden die 
Vikarinnen-Schwesternschaft, die unter Leitung einer Vikarin steht. Diese 
und ihre Stellvertreterin werden von der Schwesternschaft gewählt. Die 
Wahl bedarf der Bestätigung durch die Kirchenleitung. Die leitende Vikarın 
berichtet der Kirchenleitung alljährlich über die Tätigkeit der Schwestern- 
schaft. Sie kann von der Kirchenleitung in allen Fragen, die sich aus diesem 
Gesetz ergeben, zur Beratung zugezogen werden. 


Mir scheint, diese Einrichtung sollte in allen Landeskirchen getroffen 
werden. Sie kann sich nur segensreich für den Dienst der Vikarinnen 
und ihre Lebensführung auswirken, wie die Erfahrungen der sonstigen 
„Schwesternschaften‘“ gezeigt haben. 


III. Die christliche Unterweisung 

Der Dienst der christlichen Unterweisung erfuhr in den letzten 
Jahren einen starken Aufschwung. Allenthalben wurde in den Kirchen 
die Notwendigkeit erkannt, in ganz anderem Umfang als früher für 
den Unterricht der Kinder und Jugendlichen im christlichen Glauben 
von Kirchen wegen besorgt zu sein. Der stärkste Wandel geschah in der 
sowjetischen Besatzungszone, wo die gesamte christliche Unterweisung 
der Kirche überantwortet wurde. Das stellte die Kirche vor eine fast 
unlösbare Aufgabe. Aber sie ging trotzdem daran und nicht ohne eine 
reiche Frucht — unter unsäglichen Schwierigkeiten. Hier haben die 
evangelischen Kirchen im Osten das Amt des Katecheten ganz neu 
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entwickelt.t) Als Ergebnis dieser Entwicklung kann die „Ordnung des 
katechetischen Dienstes‘ angesehen werden, die im vergangenen Jahr 
in der Berlin-Brandenburgischen Kirche sowohl für Berlin wie auch 
für das Land Brandenburg erlassen wurde. Da die brandenburgische 
Ordnung in besonderem Maße als beispielhaft und vorbildlich angesehen 
werden darf, sei diese im Wortlaut vorgelegt. 


Ordnung des Katechetischen Dienstes in Brandenburg 


Im Gehorsam gegen den Taufbefehl Jesu Christi erteilt die Kirche 
Christenlehre. Jede Gemeinde trägt dafür Verantwortung, daß ihre getauften 
Kinder im Worte Gottes unterwiesen werden. Sie unterstützt darin zugleich 
die Eltern und Paten in der christlichen Erziehung der Kinder. In Erfüllung 
ihres Missionsdienstes nimmt die Gemeinde aber auch ungetaufte Kinder 
in die christliche Unterweisung auf, um sie zur Taufe zu führen. 

Die den Kindern während der Zeit ihres Schulbesuchs gebotene laufende 
Unterweisung trägt herkömmlich den Namen Religionsunterricht. Im kirch- 
lichen Sprachgebrauch wird er durch Christenlehre ersetzt. 

Für die Durchführung der Christenlehre im Lande Brandenburg wird 
folgende Ordnung gegeben: 


I. Der katechetische Dienst in der Gemeinde 


1. Jede Gemeinde sorgt dafür, daß die die Schule besuchenden evange- 
Ivschen Kinder in der Christenlehre unterwiesen werden. Der Gemeinde- 
kirchenrat trägt dafür Verantwortung, daß für die in seinem Bereich 
lvegenden Schulen Christenlehre eingerichtet wird. Er gibt den erforderlichen 
Lehrpersonen Auftrag und Anstellung. 

2. Bei der Auswahl der Lehrkräfte sowie bei der Festlegung der An- 
stellungsbedingungen ist der Gemeindekirchenrat an die allgemeinen Vor- 
schriften der Erziehungskammer gebunden. 

Die Anstellung eines Katecheten oder Hilfskatecheten und die Beauf- 
tragung eines Helfers durch die Kirchengemeinde bedürfen der Bestätigung. 
durch den Kreiserziehungsausschuß. Hierbei ist zu prüfen, ob dem Bewerber 
von der Erziehungskammer die Anstellungsfähigkeit zugesprochen ist. Auf 
die Ordnung der Ausbildung und Anstellung im katechetischen Dienst in 
Berlin und Brandenburg vom 12.2.1949 (Kirchl. Amtsblatt Nr. 3/1949, 
8.7) wird verwiesen. 

3. Will der Gemeindekirchenrat einem Katecheten oder einer sonstigen 
Lehrkraft kündigen, so holt er zuvor das Einverständnis des Kreiserziehungs- 
ausschusses ein. 

Im Falle eines dringenden dienstlichen Interesses kann die Erziehungs- 
kammer die Versetzung eines Katecheten oder einer sonstigen Lehrkraft 
anordnen oder die Lösung des Dienstverhältnisses einleiten. 





1) Über die Einzelheiten dieser Geschichte wird an anderer Stelle berichtet. 
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4. Die Besoldung der Katecheten, Hilfskatecheten und Helfer richtet 
sich nach einer Besoldungsordnung. 


ö. Für die Aufbringung der Mittel ist der Gemeindekirchenrat verant- 
wortlich. Die Kosten der Christenlehre, einschließlich der Besoldung der 
Katecheten, sind zu etatisieren. Zur Deckung der Ausgaben sind außer 
Kirchensteuermitteln auch Kollekten, Opfergroschen, Spenden, Eltern- 
beiträge einzusetzen. 


6. Da Schulbezirk und Kirchengemrinde oftmals nicht zusammenfallen, 
da ferner ein Katechet in einer Kirchengemeinde zuweilen nicht voll be- 
schäftigt ist, so kann im Einvernehmen zwischen dem Kreiskirchenrat, 
dem Kreiserziehungsausschuß und den Gemeindekirchenräten die An- 
stellung und Besoldung von Katecheten auch von dem Kreiskirchenrat 
übernommen werden. Der Kreiskirchenrat setzt den Anteil der finanziellen 
Lasten der Kirchengemeinden fest, wobei er auf die Leistungsfähigkeit 
schwächerer Gemeinden Rücksicht nimmt. Das in Ziffer 2—4 Gesagte gilt 
sinngemäß. 

7. Der Unterricht umfaßt zwei Wochenstunden. Er darf nur im Notfall 
auf eine Wochenstunde herabgesetzt werden. Hierzu bedarf es der Zustim- 
mung des Kreiserziehungsausschusses. 

Die Christenlehre wird auch nach der Konfirmation fortgesetzt. 

8. Der Gemeindekirchenrat kann zur Förderung der Chhristenlehre einen 
Arbeitskreis bilden. Artikel 59 der Grundordnung ist zu beachten. Bei der 
Zusammensetzung des Arbeitskreises ist vor allem die Elternschaft zu be- 
teiligen. 

9. Ganz besondere Aufmerksamkeit und Fürsorge ist den Katecheten- 
anwärtern, die zum Besuch eines Lehrganges vorgesehen sind, sowie den 
in der Ausbildung befindlichen Praktikanten zuzuwenden. 

10. Erscheint es notwendig, einen Schüler von der C'hristenlehre aus- 
zuschließen, so ist in jedem Falle Rat und Meinung des Kreiserziehungs- 
ausschusses einzuholen, bevor der Gemeindekirchenrat darüber entscheidet. 

Solche Maßnahme darf nicht den Sinn haben, ein Kind für dauernd 
von dem Unterricht fernzuhalten, sondern soll dahin führen, daß es seine 
Schuld erkennt und wieder aufgenommen werden kann. 

11. Die Kirchengemeinde ist an den von der Erziehungskammer auf- 
gestellten und von der Kirchenleitung beschlossenen Lehrplan gebunden. 


II. Der Katechet 


1. Das Amt des Katecheten ist zusammen mit den andern Ämtern die 
Entfaltung des im Neuen Testament in Erscheinung tretenden einen 
Dienstes am Wort. 

Sein besonderes Amt besteht darin, daß er das Wort Gottes der Jugend 
in der Christenlehre zu verkündigen hat. Für die Ausübung dieses Dienstes 
bedarf es grundsätzlich eines Auftrages der Gemeinde. 
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Von dem Katecheten wird erwartet, daß er täglich im Gebet und im 
Umgang mit dem Worte Gottes lebt, daß er die brüderliche Gemeinschaft 
mit den Pfarrern und.den anderen Amitsträgern der Gemeinde sucht und 
mit seiner Familie ein Leben in christlicher Heiligung führt. 

Es gehört zu dem Amt des kirchlichen Lehrers, daß er sich auch über 
seinen besonderen Auftrag hinaus an der Arbeit und am Leben der Gemeinde 
beteiligt. 

2. Alle, die nicht nur aushilfsweise Christenlehre erteilen, werden unter 
Gebet und Segen vor der Gemeinde in das Amt eingeführt und verpflichtet. 
Hierfür gilt die von der Kirchenleitung erlassene Ordnung. 

Wird ein Katechet zum Dienst in mehreren Gemeinden berufen, seine 
Einführung aber in einem gemeinsamen Gottesdienst vorgenommen, so soll 
jede einzelne Gemeinde dabei vertreten sein. 

3. Der Katechet ist zu regelmäßiger Teilnahme an den Kreiskonventen 
verpflichtet. Er soll auch bemüht sein, durch häusliches Studium und durch 
Teilnahme an Freizeiten und Lehrgängen sich theologisch und. methodisch 
weiterzubilden. Erziehungskammer und Kreiserziehungsausschuß sind be- 
rechtigt, ihm diese Teilnahme zur Pflicht zu machen. 

4. Die Unterrichtszeit soll vierundzwanzig Wochenstunden nicht über- 

steigen. 
. 5. Die Dauer des Urlaubs der Katecheten wird durch Anweisung der 
Erziehungskammer geregelt. Außerhalb der Schulferien darf Urlaub von 
länger als einem Tage nur mit Genehmigung des Kreiskatecheten erteilt 
werden. 

Die Beschäftigung der Katecheten während der Schulferien soll im 
Benehmen mit dem Kreiskatecheten erfolgen. 

6. Für die Praktikanten ist eine besondere Praktikantenordnung er- 
lassen. 

7. Die Pastoren und Vikarinnen, die Christenlehre erteilen, halten sich 
dabei an die für den katechetischen Dienst getroffenen allgemeinen Anord- 
nungen. 


III. Der Kreiserziehungsausschuß 


1. Nach Artikel 91 der Grundordnung bildet die Kreissynode im Ein- 
vernehmen mit der Erziehungskammer einen Kreiserziehungsausschuß, dem 
die Pflege des katechetischen Dienstes obliegt. Dieser ist dem Kreiskirchenrat 
für eine gewissenhafte und fruchtbare Durchführung der Christenlehre ver- 
antwortlich und hat der Synode regelmäßig Bericht zu erstatten. 

2. Dem Kreiserziehungsausschuß soll nach Möglichkeit wenigstens je 
ein Pfarrer, Katechet, Lehrer und Kirchenältester angehören. Aber auch 
die Elternschaft soll in ihm hinreichend vertreten sein. Der Superintendent 
des Kirchenkreises, der Kreiskatechet und der Kreisjugendpfarrer gehören 
dem Kreiserziehungsausschuß von Amts wegen an. Der Erziehungsausschuß 
soll nicht mehr als insgesamt zehn Mitglieder umfassen. 
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Die Zugehörigkeit zum Kreiserziehungsausschuß ist nicht an die Mit. 
gliedschaft in der Kreissynode gebunden. Die Mitglieder sollen aus ver- 
schiedenen Gemeinden gewählt werden, soweit dadurch die Arbeitsfähigkeit 
des Ausschusses nicht beeinträchtigt wird. Sie sollen in der Kirchengemeinde 
ihres Wohnsitzes in den Gemeindebeirat aufgenommen werden. Nach 
seiner Einsetzung kann sich der Ausschuß durch Zuwahl erzänzen. 
Die neugewählten Mitglieder bedürfen der Bestätigung durch den Kreis- 
kirchenrat. 

Erweist sich ein Kreiserziehungsausschuß als nicht arbeitsfähig, so 
veranlaßt die Erziehungskammer eine Neubildung. 

3. Der Kreiskirchenrat ernennt im Einvernehmen mit der Erziehungs- 
kammer und dem zuständigen Generalsuperintendenten den Vorsitzenden 
des Erziehungsausschusses. Sein Stellvertreter ist der Kreiskatechet. 

4. Der Kreiserziehungsausschuß untersteht den Weisungen der Er- 
ziehungskammer. Ihr sind auf Anfordern alle gewünschten Auskünfte und 
Unterlagen vorzulegen. 

d. Der Kreiserziehungsausschuß tritt in der Regel einmal im Monat 
zusammen. Auf Antrag des Superintendenten, des Vorsitzenden oder dreier 
Mitglieder des Kreiserziehungsausschusses muß jederzeit eine Sitzung an- 
gesetzt werden. 

6. Der Kreiserziehungsausschuß stellt im Einvernehmen mit der Er- 
ziehungskammer einen Stellenplan auf. Er wacht darüber, daß der kate- 
chetische Dienst in jeder Gemeinde nach der gegebenen Ordnung durchgeführt 
wird. 

7. Der Kreiserziehungsausschuß läßt es sich angelegen sein, daß die 
für die Christenlehre benötigten Mittel im Kirchenkreis aufgebracht werden, 
sorgt für den finanziellen Lastenausgleich zwischen den Gemeinden und ist 
auf ein möglichst einheitliches Vorgehen bedacht. 

8. Er führt die Weiterbildung der in der Christenlehre tätigen Pastoren. 
und Katecheten durch. Sie werden von dem Kreiskatecheten im Benehmen 
mit dem Superintendenten etwa alle vier Wochen zum Konvent zusammen- 
gerufen. Auf den Konventen sind außer der Bibelarbeit und methodischen 
Referaten Katechesen mit anschließender Besprechung zu halten. Über die 
Zusammenkünfte ist ein kurzes Protokoll zu führen. 

Der Kreiserziehungsausschuß soll eine Bücherei für den Gebrauch der 
Katecheten einrichten. 

Er pflegt durch Freizeiten die Bruderschaft unter den Katecheten. 

9. Der Kreiserziehungsausschuß beauftragt geeignete Pfarrer, Vikarinnen 
und Katecheten, in den Christenlehrestunden zu hospitieren. Der Kreis- 
katechet ist zu diesem Dienst von Amts wegen verpflichtet. 

10. Wird gegen eine katechetische Lehrkraft Beschwerde erhoben, so 
nimmt der Kreiserziehungsausschuß hierzu Stellung und entscheidet dar- 
über, sofern der Vorfall nicht wegen seiner Bedeutung der Erziehungs- 
kammer vorzutragen ist. 
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IV. Der Kreiskatechet 


1. Der Kreiskatechet (die Kreiskatechetin) wird von der Erziehungs- 
kammer benannt und von dem Kreiskirchenrat berufen und angestellt. Er 
führt die laufenden Geschäfte des Kreiserziehungsausschusses. Er übt die 
fachliche Dienstaufsicht über die Katecheten des Kuirchenkreises ın ständiger 
Fühlungnahme mit dem Superintendenten und dem Vorsitzenden des Kreis- 
erziehungsausschusses aus. 

2. Insbesondere hat der Kreiskatechet folgende Aufgaben: £ 

a) Er hospitiert im Kürchenkreis in den einzelnen Klassen, in denen 
Christenlehre erteilt wird. 

b) Er führt eine Liste der Katecheten und eine Statistik über die 
Christenlehre; er regeli, soweit erforderlich, die Unterrichtsverteilung 
im Kirchenkreis. 

c) Er sorgt dafür, daß die von der Erziehungskammer für die Christen- 
lehre gegebenen Anweisungen und Richtlinien eingehalten werden. 

d) Er arbeitet mit dem Kreisjugendpfarrer und dem Kreisjugend- 
fürsorgepfarrer zusammen. 

e) Er vertritt die Aufgaben und Belange der Christenlehre in der 
Öffentlichkeit, besonders gegenüber staatlichen Behörden, sofern dies 
nicht der Superintendent selbst übernimmt. Doch soll der Kreis- 
katechet nur im Einvernehmen mit dem Kreiserziehungsausschuß, 
in eiligen Fällen wenigstens mit dem Superintendenten, handeln. 
In Fällen von allgemeiner Bedeutung ist sofortige Rückfrage bei der 
Erziehungskammer erforderlich. 


V. Die Kirchliche Erziehungskammer 


Die „Kirchliche Erziehungskammer für Brandenburg‘ mit dem Sitz in 
Potsdam ist nach Artikel 145 der Grundordnung Organ der Kirchenleitung. 
Ihr ist die Durchführung aller Aufgaben der kirchlichen Erziehung und 
Unterwersung in der Art des Schulunterrichts im Lande Brandenburg 
übertragen. 

Ihre Zusammensetzung, Aufgaben und Befugnisse sind in einem von 
der Kirchenleitung erlassenen Statut geregelt. 


VI. Hospitation und Visitation 


1]. Die Hospitation dient der theologischen und methodischen Arbeit 
am Unterricht. Sie trägt den Charakter einer brüderlichen Hilfe und nicht 
den einer Beaufsichtigung. Von einem Eingriff in den Unterricht selbst 
muß im allgemeinen abgesehen werden. Nur dann, wenn es die Würde 
des Unterrichts erfordern sollte, muß der Hospitierende eingreifen. Ein 
Gespräch über die Unterrichtsstunde findet erst dann statt, wenn die Schüler 
die Klasse verlassen haben. 

Wenn auch der C'harakter des brüderlichen Gesprächs gewahrt bleiben 
soll, so muß doch die Hospitation das Wesentliche des Unterrichts so er- 


180 


fassen, daß sich daraus ein Urteil über die Eignung des Katecheten ge- 
winnen läßt. Es ist selbstverständlich, daß eine für den Katecheten negative 
Entscheidung nicht mit dem Ergebnis eines einzelnen Besuches begründet 
werden darf. Der eigentliche Sinn der Hospitation besteht jedoch darin, 
die besuchten Lehrkräfte in der Erfüllung ihres Dienstes nach der theore- 
tischen und praktischen Seite zu fördern. 

Die Pflicht und das Recht zur Hospitation haben alle kirchlichen 
Stellen, die mit der Ausbildung und Fortbildung der Katecheten beauftragt 
sind, insbesondere: die kirchliche Erziehungskammer für Brandenburg und 
die Erziehungsausschüsse. Die Kreiskatecheten sind von Amts wegen zum 
Hospitieren berufen und verpflichtet. Die Kreiserziehungsausschüsse be- 
rufen für den Dienst des Hospitierens theologisch und pädagogisch geeignete 
Pfarrer und Katecheten, die nicht Mitglieder des kirchlichen Erziehungs- 
ausschusses zu sein brauchen. Diese übernehmen die Verpflichtung, regel- 
mäßig den Unterricht zu besuchen. Da der Hospitierende wie der Lehrende, 
sei er Pfarrer oder Katechet, derselben Sache in brüderlicher Gemeinschaft 
dienen, ergibt sich, daß der Pfarrer beim Katecheten hospitieren kann oder 
umgekehrt. 

Außer den beauftragten Erziehungsausschüssen haben der Leiter der 
Erziehungskammer und die theologischen und pädagogischen Referenten 
der Kammer die Pflicht und das Recht zur Hospitation. 

2. Die Visitation der Christenlehre gehört zum geistlichen Besuchs- 
amt der Kirche. Sie dient vornehmlich dazu, durch ein geistliches Wort. 
der Lehrer- und Schülerschaft die gliedhafte Zugehörigkeit zur Kirche als 
dem Leib Jesu Christi aufs neue zum Bewußtsein zu bringen. 

Pflicht und Recht zur Visitation haben alle Organe der Kirche, denen 
nach der Grundordnung von der Kirche ein visitatorisches Amt übertragen ist. 


Auch in den Kirchen des Westens kam es zur Einrichtung des 
katechetischen Dienstes, vor allem in den alten und neuen Diaspora- 
gebieten, wo durch das Einströmen der Vertriebenen in bisher katholische 
Kreise ganz neue evangelische Gemeinden ohne jede Versorgung ent- 
standen waren. Auf katechetischen Ausbildungsstätten der Kirche wur- 
den „Katecheten‘ vorgebildet und in die weitverstreuten Bezirke der 
Diasporagemeinden zur Unterweisung der Jugend entsandt. Das neue 
Amt in der Kirche stellt nun freilich die Kirchen vor neue Probleme, 
die bisher noch keine rechte Lösung gefunden haben. Denn aus diesen 
Anfängen entwickelt sich, da es sich um hauptberuflich tätige Kräfte 
handelt, so etwas wie ein neuer Stand kirchlicher Amtsträger, der sowohl 
kirchlicher Einordnung als auch in den äußeren Dingen (Besoldung, 
Anstellung, Versorgung) einer Regelung bedarf, wie es inzwischen etwa 
mit den „Pfarrhelfern‘“ schon weithin geschehen ist. 
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IV. Das Amt der Diakonen 


In einigen Landeskirchen hat man sich im vergangenen Jahr des 
. Amtes des Diakonen erneut angenommen, insbesondere des Ge- 
meindediakonen, so z. B. in Kurhessen und in den östlichen Gebieten 
der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union. Anderswo wurde 
der Pflege der Kirchenmusik und der Ordnung des Amtes des Kirchen- 
musikers aufs neue erhöhte Aufmerksamkeit zuteil, wie in Württemberg 
und Hessen-Nassau. Auf Einzelheiten einzugehen würde uns zu weit 
führen. 

Nur auf eine Sache möchten wir abschließend hinweisen, da es sich 
hierbei um eine Frage von größter kirchlicher Wichtigkeit handelt. 
Wir haben an den neugeschaffenen oder neugeordneten kirchlichen 
Diensten, von denen bisher die Rede war, sehen können, daß in den 
evangelischen Kirchen neben den bisherigen hauptberuflich tätigen 
Amtsträgern eine große Zahl neuer, zumeist gleichfalls hauptberuflich 
tätiger Diener und Dienerinnen der Gemeinden in Erscheinung tritt. 
Da muß die Frage brennend werden, wie die Kirche die dadurch neu 
entstehende Besoldungslast überhaupt tragen kann. Davon abgesehen, 
liegt es auf der Hand, daß z. B. der Katechetenberuf in seiner Einseitig- 
keit und zugleich eigenen Problematik nicht gut lebenslänglich bis ins 
Alter ausgeübt werden kann, daß ferner die Kirchenmusiker nur in 
größeren Gemeinden so beansprucht werden, daß sie hauptberuflich 
tätig sein können. Nun brauchen die Gemeinden aber auch Hilfskräfte 
für ihre Verwaltung, zumal die Pfarrer davon entlastet werden müssen. 
Aber auch hier sind es nur die großen Gemeinden, die sich hauptamtliche 
Rendanten und Verwaltungsbeamte leisten können. Alle diese Tat- 
bestände müssen zu Erwägungen führen, ob nicht eine geeignete Ver- 
einigung mehrerer Dienste in der Hand eines Amtsträgers möglich, ja 
notwendig sei. Dies liegt sowohl im Interesse der Gemeinden, die dadurch 
wesentliche Erleichterungen erfahren, als auch im Interesse der haupt- 
beruflich tätigen Amtsträger und kommt auch im Grunde der Aus- _ 
richtung der Dienste zugute. Arbeitsteilung ist auch in der Kirche un- 
umgänglich, aber sie darf nicht zu einer Vereinseitigung in einem Berufe 
führen. Das wird für die Menschen eine Gefahr, durch die sie selbst und 
ihr Dienst Schaden nehmen müssen. 


Aus diesen Überzeugungen hat die rheinische Kirchenleitung im 
Jahre 1949 — nach der Gründung ihrer Landeskirchenmusikschule in 
Düsseldorf — Richtlinien für das kirchliche Ausbildungswesen auf- 
gestellt, in denen die Wege zu einer rechten Lösung dieser Fragen gewiesen 
werden. Mit der Wiedergabe dieser Richtlinien wollen wir unsern 
Abschnitt beschließen. 
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Grundsätze über das kirchliche Ausbildungswesen für den 
kirchenmusikalischen, katechetischen und verwaltungs- 
mäßigen Gemeindedienst innerhalb der Evangelischen 

Kirche im Rheinland 


Die Kirchenleitung hat in ihrer Sitzung vom 12. August 1949 die 
nachstehend aufgeführten Grundsätze über das kirchliche Ausbildungswesen 
für den kirchenmusikalischen, katechetischen und verwaltungsmäßigen 
Gemeindedienst innerhalb der Evangelischen Kirche im Rheinland be- 
schlossen, die wir den Gemeinden hiermit zur Kenntnis bringen. 


Zur Durchführung dieser Grundsätze werden in Kürze weitere Be- 
stimmungen durch das Landeskirchenamt erlassen werden. Wir bitten, jetzt 
schon bei der Besetzung von Stellen darauf zu achten, daß nur ordnungs- 
mäßig vorgebildete Kräfte eingestellt werden, und sich darum zu bemühen, 
daß aus der Gemeinde heraus ein geeigneter Nachwuchs heranwächst, der 
von vornherein eine von der Landeskirche anerkannte Ausbildung erfährt: 


I. Die Kirche hat heute wieder erkannt, daß die Ausübung des der 
ganzen Gemeinde anvertrauten und befohlenen Dienstes am Evangelium 
sich in eine Mannigfaltigkeit der Dienste gliedert, von denen keiner die 
Herrschaft über die andern begründet, sondern die alle in dem gemeinsamen 
Auftrage des vom Herrn seiner Gemeinde befohlenen Dienstes wurzeln. 
(Barmer These 4). 

2. Die Kirche muß aus praktischen Gründen zwischen ehrenamtlichen, 
hauptberuflichen und nebenberuflichen Trägern dieser Dienste unter- 
scheiden. 

3. Aus der Mannigfaltigkeit der hauptberuflichen und nebenberuflichen 
Dienste bilden heute neben den diakonischen Diensten der katechetische, der 
kirchenmusikalische und der verwaltungsmäßige Dienst in ihrer besonderen 
Zuordnung zueinander eine besondere Aufgabe der Kirche. 

4. Die Kirche trägt die Verantwortung für die ständige berufliche Aus- 
rüstung und Zurüstung aller in ihr geschehenden Dienste. Das gilt sowohl 
für die ehrenamtlichen als auch für die haupt- und nebenberuflichen. 

5. In besonderer Weise aber obliegt ihr die Aufgabe der Auswahl, 
Ausbildung, Prüfung und Vocation der hauptamtlichen Dienste. Sie muß 
um der Wichtigkeit dieser Dienste willen auf landeskirchlicher Basis er- 
folgen, soweit nicht nach der Kirchenordnung oder in anderen Bestimmungen 
abweichende Zuständigkeitsregelungen getroffen sind. (Gedacht ist hierbei 
insbesondere an $ 114, Abs. 2, 8.2, K.O.) 

6. Die Tatsache der kirchlichen Verarmung und die Pflicht zu rationeller 
Finanzwirtschaft für Kirche und Gemeinde einerseits und der zurzeit starke 
Bedarf an kirchlichen Diensten und die erfreuliche Nachfrage nach haupt- 
beruflichen kirchlichen Ausbildungsmöglichkeiten unter der Jugend anderer- 
seits fordern von der Kirche eine solche Ordnung der Ausbildung, welche 
für die Auszubildenden die größtmögliche Qualität der Ausbildung und die 
größtmögliche Aussicht auf Berufung in den Kirchendienst gewährleistet. 
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7. Dieses kann im Hinblick auf den kirchlichen Nachwuchs in 
katechetischem, kirchenmusikalischem und verwaltungsmäßigem Dienst 
nur geschehen durch eine sinnvolle Zuordnung dieser Dienste in den Ge- 
meinden und damit auch durch eine entsprechende Kombination dieser 
Dienste im Ausbildungsgang der Schüler. 


8. In Zukunft werden die Gemeinden im Regelfall nach solchen Kräften 
fragen, welche katechetische und kirchenmusikalische oder katechetische und 
verwaltungsmäßige Ausbildung oder alle drei miteinander vereinen. 


9. Die Kirche ist es den Gemeinden und dem jungen Nachwuchs schül- 
dig, dieser Situation gerecht zu werden und keine Ausbildung zu fördern, 
weder der Zahl noch der Art nach, die keine oder nur geringe Aussichten 
auf Verwendung bietet und kirchlich enttäuschte Menschen schafft. 

10. Auf der anderen Seite hat aber die Kirche auch ein Interesse an 
einer einheitlichen Ausbildung der in ihr geschehenden hauptberuflichen 
Dienste und der Aufstellung einheitlicher Bedingungen für die Anstellungs- 
fähigkeit, damit den Gemeinden nicht Kräfte mit verschiedener Vorbildung 
angeboten werden, deren Auswahl lediglich nach finanziellen Gesichts- 
punkten erfolgt, oder aber ein ungesunder Weitbewerb hinsichtlich der 
Kürze der Ausbildung unter den verschiedenen Ausbildungsinstituten Platz 
greift. 

11. Aus diesem Grunde ist es das Ziel der Evangelischen Kirche im 

Rheinland, auf landeskirchlicher Stufe eine Ausbildungsstätte für den 
katechetischen, kirchenmusikalischen und verwaltungsmäßigen Gemeinde- 
dienst zu schaffen, die etwa den Namen „Evangelisches Seminar für kirch- 
lichen Gemeindedienst‘‘ tragen könnte und sich in 3 Abteilungen gliedern 
würde. 
12. Um dieses Ziel zu erreichen, ist eine geeignete Ausbildungsstätte 
(Haus) zu suchen bzw. zu schaffen. Bis zu ihrer Errichtung gliedert sich 
das Seminar in eine Landeskirchenmusikschule und in eine landeskirchliche 
Katechetenschule. 

13. Beide Institute ergänzen einander dadurch, daß zu der Grund- 
ausbildung auf einer Schule eine zusätzliche Ausbildung auf der andern 
Schule je nach persönlicher Eignung erfolgen kann. Diese zusätzliche 
Ausbildung wird schon bei der Annahme mit jedem Schüler besprochen 
und ihm dringend nahegelegt. 

14. Die Ausbildung kann etwa so geschehen, daß ein vollausgebildeter 
Katechet (Gemeindepfleger) zusätzlich die kirchenmusikalische O-Prüfung 
ablegt oder ein ausgebildeter Kirchenmusiker (C- oder B-Prüfung) zusätz- 
lich eine Prüfung als Katechet (Gemeindepfleger) ablegt. 

15. Die Grundausbildung an beiden Schulen soll aber gemeinsame Fächer 
haben, wie etwa Glaubenslehre, Bibelkunde, Gesangbuchkunde, Choral- 
singen, welche die zusätzliche Ausbildung an der anderen Schule abkürzen 
kann. Im übrigen ist eine Gleichzeitigkeit beider Ausbildungen wegen der 
Überlastung der Schüler zu vermeiden. 
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16. Die Ausbildung im kirchlichen Verwaltungsdienst, soweit sie nicht 
bei den Gemeinden usw. erfolgt, geschieht einstweilen an der Katecheten- 
schule. Ihre spätere Verlegung an eine selbständige kirchliche Verwaltungs- 
schule bleibt vorbehalten. 


17. Die Ausbildungs- und Prüfungsbestimmungen richten sich nach 
den geltenden kirchlichen Bestimmungen bzw. sind sie nach den derzeitigen 
praktischen Bedürfnissen der Kirche neu aufzustellen, zu ergänzen und 
aufeinander abzustimmen. Auf eine möglichst kurze Dauer der Gesamt- 
ausbildung bei Wahrung ihrer Gediegenheit ist mit Rücksicht auf die 
wirtschaftlichen Verhältnisse der meisten Schüler Bedacht zu nehmen. 


18. Für die geordnete Unterbringung des Nachwuchses auf katechetischem 
und kirchenmusikalischem Gebiete ist es unerläßlich, daß die Landeskirche 
einen Überblick über die vorhandenen Stellen, ihre Errichtung bzw. Wieder- 
besetzung erhält. 

Infolgedessen ist ein katechetischer und kirchenmusikalischer Stellen- 
plan aufzustellen und die Beachtung der vorhandenen Bestimmungen über 
Ausschreibung sämtlicher kirchenmusikalischer Stellen (A-, B- und O- 
Stellen) den Gemeinden zur Pflicht zu machen und auf die katechetischen 
bzw. kombinierten Stellen auszudehnen. 


19. Mit Rücksicht auf die Unterbringung des kirchlichen Nachwuchses 
ist eine Altersgrenze für die kirchlichen Gemeindedienste nach oben fest- 
zusetzen. 


20. Die Stellenbesetzung erfolgt nach Begutachtung durch die zustän- 
digen synodalen Instanzen (Kreiskirchenmusikwart bzw. Kreiskatecheten- 
pfarrer) und durch die Synodalvorstände unter Bestätigung des Landes- 
kirchenamtes durch die Gemeinden. 


21. Mit der Durchführung der Punkte 18—20 wird das Landeskirchen- 
amt in Zusammenarbeit mit dem Katechetischen Amt bzw. dem Amt für 
Gottesdienst und Kirchenmusik beauftragt. 


d) Die christliche Lebensordnung der Gemeinde 


In einem erheblich geringeren Umfang als bei den bisher besproche- 
nen Gebieten haben die evangelischen Kirchen sich in ihrer kirchen- 
leitenden Wirksamkeit mit den Fragen des christlichen Lebens und seiner 
Ordnung in der Gemeinde beschäftigt. Man würde wohl einen falschen 
Schluß ziehen, wenn man daraufhin meinte, diese Probleme würden 
nicht genug gesehen. Im Gegenteil, man kann beobachten, daß die Auf- 
gabe einer rechten Ordnung des Lebens in den Gemeinden in vielen 
verantwortlichen Kreisen der Kirchen lebhaft erörtert und als vordring- 
lich empfunden wird. So ist z. B. ein schleswig-holsteinscher Arbeitskreis 
dabei, den Entwurf einer Lebensordnung der Gemeinde zu gestalten. 
Auch die rheinische Kirche hat diese Fragen allen Kreissynoden des 
Jahres 1949 zur Behandlung vorgelegt. Die Bischofskonferenz der 
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VELKD ist damit befaßt, eine gemeinsame Lebensordnung für die 
lutherischen Kirchen und Gemeinden zu erwägen. 


I. Taufe 


Gibt es eine Frage, die auch im vergangenen Jahr lebhafter 
diskutiert ist als die Ordnung der Taufe in der evangelischen Kirche? 
Eine ganze Literatur ist in diesen Jahren über diesem Fragenkreis ent- 
standen. Das Kernproblem ist dabei die Verantwortbarkeit der Kinder- 
taufe in unseren heutigen Gemeindeverhältnissen. Ein charakteristisches 
Zeugnis der innerkirchlichen Situation in dieser Sache ist eine Bekannt- 
machung der Leitung der Reformierten Kirche Nordwestdeutschlands. 


Taufe von Kindern unkirchlicher Eltern 


Den Landeskirchenvorstand hat in der letzten Zeit die Frage beschäftigt, 
ob es statthaft sei, Kinder zur Taufe zuzulassen, deren Eliern sich von der 
Predigt des göttlichen Wortes und dem Leben der Gemeinde völlig fernhalten. 
Der Kirchenrat unserer Gemeinde in Oldersum ist in dieser Sache völlig 
neue Wege gegangen. Er hat an alle Gemeindeglieder ein Schreiben fol- 
genden Wortlautes gerichtet: 

„An alle Glieder unserer Gemeinde! 


‚Wir haben desto fester das prophetische Wort, und ihr tut wohl, 
daß ihr darauf achtet als ein Licht, welches da scheint an einem dunklen 
Ort, bis der Tag anbreche und der Morgenstern aufgehe in euren Herzen.“ 
2. Leiri 1, 19. 

Die evangelische Gemeinde hier hat uns zu Ältesten dieser Gemeinde 
berufen. Darum gilt uns das Wort des Apostels: 

‚So habt nun acht auf euch selbst und auf die ganze Herde, unter 
welche euch der Heilige Geist gesetzt hat zu Bischöfen, zu weiden die 
Gemeinde Gottes, welche er durch sein eigen Blut erworben hat.‘ 

In diesem Dienst macht es uns immer wieder Not, daß sich Glieder 
unserer Gemeinde von der Verkündigung des Wortes Gottes fernhalten. 
Gott ist so freundlich, Seinen heiligen Willen bekanntzumachen in den - 
Versammlungen der Gemeinde! Wer sich diesem Ruf Gottes entzieht, 
mißachtet Gott selbst, ob er es auch nicht weiß oder nicht zugeben will. 
Die Glieder unserer Gemeinde mahnen wir mit dem Worte Gottes: 

‚Lasset uns aufeinander achtgeben, daß wir von unseren Versamm- 
lungen nicht wegbleiben, wie etliche pflegen, sondern uns gegenseitig 
ermahnen.‘ Hebr. 10, 24. 

Besondere Not macht es uns, wenn solche Gemeindeglieder, die Gott 
durch Fernbleiben vom Gemeindegottesdienst verachten, ihre Kinder zur 
Taufe bringen und das Taufgelübde ablegen wollen, welches ja lautet: 

‚Wir ‚versprechen, dieses unser Kind im christlichen Glauben zu 
erziehen.‘ 

Es ist aber unmöglich, die Gnade Gottes für das Kind zu begehren, 
ohne sie für sich selbst ernst zu nehmen. Wie können Eltern vor der 


186 


Gemeinde Gottes versprechen, ihr Kind im christlichen Glauben zu er- 
ziehen, die selbst das glaubenweckende Wort nicht hören? Gottes Wort 
sagt: 
‚Der Glaube kommt aus der Predigt.‘ Römer 10, 17. 
Wie können Eltern, die selbst nicht hören, glauben oder gar andere 
im christlichen Glauben erziehen? Das Taufgelübde vor der versammelten 
Gemeinde Gottes können nur die ablegen, welche das Wort Gottes in der 
Gemeinde hören. Eltern, die weder den Gemeindegottesdienst noch die 
Bibelstunden besuchen, können ihr Kind nicht zur Taufe halten. Die 
Gemeinde ist durch das Wort Gottes gewiesen, das Taufgelübde von 
solchen Eltern nicht anzunehmen. 

Kinder, die in der christlichen Gemeinde geboren werden, sollen 
nicht von der Taufe ausgeschlossen sein. 

Darum mahnen wir die Eltern, ihrer Verantwortung als Christen 
und Eliern eingedenk zu sein, damit nicht einst im Jüngsten Gericht 
das Kind die Eltern wegen ihrer Versäumnis anklagt.“ 


Der Landeskirchenvorstand hielt diesen Schritt des Oldersumer Kirchen- 
rates für so folgenschwer, wichtig und ernst, daß er beschloß, allen Kirchen- 
räten der Landeskirche von ihm Kenntnis zu geben mit der Auflage, das 
hier behandelte Problem eingehend zu beraten und ihm eine Stellungnahme 
zukommen zu lassen. Das ist inzwischen geschehen. Im Nachfolgenden 
geben wir den Kirchenräten eine kurze Zusammenfassung über das Ergebnis 
dieser Rundfrage. 


Nur ganz wenige Gemeinden (es handelt sich um einige der kleinen 
Bentheimer Gemeinden) teilen uns mit, daß bei ihnen das Problem der 
Unkirchlichkeit keine Not macht, da unkirchliche Familien nicht vorhanden 
sind. Im allgemeinen aber hat man überall das Oldersumer Anliegen erkannt, 
ja man ist von dieser Not selbst schon lange bedrückt. Das besagt natürlich 
nicht, daß man den Oldersumer Weg damit gebilligt hätte. Im Gegenteil, 
die Voten bewegen sich im Raume völliger Zustimmung bis hin zu scharfer 
Ablehnung. Es ist allerdings beachtlich, daß die zustimmenden Gemeinden 
meist kleine Gemeinden sind, bei denen die Verhältnisse einfacher und 
unkomplizierter liegen. Es wird zunächst darauf ankommen, den Wider- 
spruch der dissentierenden bzw. mit starkem Bedenken erfüllten Gemeinden 
darzustellen. Immerhin ist es erfreulich, daß doch nur eine Gemeinde darauf 
hinweist, daß alle Personen, die ihrer Steuerpflicht nachkommen, auch 
Anrecht haben auf die Handlungen der Gemeinde, also auch auf die Taufe 
der Kinder. Viel ernsthafter ist die Sorge zu werten, daß diesem Übel 
nicht durch radikale Maßnahmen von heute auf morgen zu steuern ist, 
sondern daß ihm mit Vorsicht und Weisheit langsam und zäh entgegen- 
zuarbeiten ist. Die so argumentieren, gehen von der Erwägung aus, daß es 
nicht recht sei, bei der Beurteilung dieser Notlage die Schuld nur den in 
Frage kommenden Taufeltern zuzuschreiben. Daß die allgemein beklagten 
Dinge sich so entwickeln konnten, wird weithin, und zwar mit Recht, auch 
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als Schuld der Kirche selbst betrachtet. Die Kirche ist es gewesen, so meint 
man, die die Verkündigung gerade des Lehrstückes von der heiligen Taufe 
hat verkümmern lassen; sie ist es gewesen, die, das Wesender Taufeverkennend, 
sie zu einer reinen Familiensache und damit weithin zu einer Winkelsache 
hat werden lassen. Aber auch die Verkündigung, abgesehen von der Tauf- 
lehre, trägt einen nicht geringen Teil der Schuld an der heute weithin zu 
Tage tretenden Ablehnung und Gleichgültigkeit gegenüber der kirchlichen 
Botschaft. Sehr oft sind die Gotteshäuser leer gepredigt worden durch Ver- 
treter sowohl einer toten Orthodoxie wie auch einer das Herz unbefriedigt 
lassenden Aufklärung, durch politisierende Pastoren oder solche, die den 
Anforderungen ihres Amtes, insbesondere des sonntäglichen Predigtdienstes 
einfach nicht genügten. Dadurch, daß die Kirche Buße tut und von ihrem 
falschen Weg umkehrt, sind erst die Voraussetzungen für ein solch radikales _ 
Nein, wie es die Oldersumer aussprechen, zu schaffen. Geht die Kirche 
trotzdem den radikalen Weg, so befürchtet man für die Landeskirche 
schlimme Auswirkungen. Inwiefern? Zunächst hat man die Sorge, daß 
bei Verweigerung der Taufe die betroffenen Eltern bei anderen christlichen 
Konfessionen, die in der Frage der kirchlichen Zucht weitherziger sind, die 
Erfüllung ihrer Wünsche suchen und finden werden. Aber man befürchtet 
noch viel weitergehende Schädigung. Ein Kirchenrat schreibt uns aus seinen 
Erfahrungen heraus: „Kinder aus unkirchlichen Häusern kommen mit 
Freuden zum Unterricht und in die Jugendkreise; unkirchliche Eltern 
schicken hundertprozentig ihre Kinder zum Kindergottesdienst. Umgekehrt 
kann man oft beobachten, daß kirchliche Eltern ohne jeden Einfluß auf 
ihre Kinder sind.‘ Geht man nun den Oldersumer Weg, das heißt aber, 
stellt die Kirche sich in solche Frontstellung zu den Unkirchlichen, dann 
gehen 50°], Kinder aus diesen Familien der kirchlichen Arbeit verloren. 
Zu betonen ist auch, daß oft kirchliche Eltern ihren Kindern zwar durch 
den Besuch des Gottesdienstes ein gutes Beispiel geben, aber im Hause in 
der Pflege christlicher Sitie und Ordnung (Tischgebet, Hausandacht usw.) 
völlig versagen. Und dann spannt man den Rahmen weiter und erhebt die 
Frage: wenn wirklich mit den Mitteln der kirchlichen Zucht der Unkirch- 

lichkeit zu Leibe gegangen werden soll, warum soll sie dann nur bei der 
Taufe geübt werden? Warum soll hier gerade angefangen werden? Warum 
versagt man die Taufe, gewährt aber die Trauung und Beerdigung, auch 
die Teilnahme am heiligen Abendmahl? Aber einige Kirchenräte gehen 
noch einen Schritt weiter und sagen: Der Oldersumer Ansatz ist grundsätz- 
lich theologisch falsch. Gehen Eltern nicht zur Kirche, so sind sie in Kirchen- 
zucht zu nehmen, nicht aber ihre Kinder. Der Maßstab für die Taufe bzw. 
Nichttaufe der Kinder darf nicht nur in dem Glaubensstand der Eltern 
ruhen. Gott kann auch Kinder ungläubiger Eltern zum Glauben führen; 
die Gnade der heiligen Taufe, die Zusage an das Kind ist, kann nicht 
vom Verhalten der Eltern abhängig gemacht werden, zumal ja die Ver- 
antwortlichen für die Erziehung der Kinder im Glauben nicht nur die 
Eltern sind, sondern auch die Schule und die Kirche selbst in ihrer Ver- 
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kündigung und Unterweisung. Versagt hier eine Stelle, so können die 
anderen eintreten. Die Möglichkeiten dieser anderen Stellen aber fallen 
fort, wenn man die Taufe der Kinder abgelehnt hat. Man wird ohme Zwei fel 
die nichtgetauften Kinder weder zum Gottesdienstbesuch noch auch zur 
Teilnahme an der kirchlichen Unterweisung später ernsthaft nötigen können. 
Im Zusammenhang solcher Gedanken taucht auch immer wieder aufs neue 
der Gedanke einer echten Belebung des Patenamtes auf. Daneben wird 
die Notwendigkeit des seelsorgerischen Hausbesuches gerade auch bei un- 
kirchlichen Gemeindegliedern betont sowie die treue Übung der Taufbeleh- 
rung, und zwar nicht nur den Taufeltern, sondern der ganzen Gemeinde 
gegenüber. Auch wird immer wieder befürchtet, daß bei der Oldersumer 
Praxis eine mehr oder weniger gesetzliche Mechanik unvermeidbar sei. 
Die Frage, wer ist „unkirchlich“‘, wird nicht allgemein gültig für alle Fälle 
zu beantworten sein. Auch ist zu erwägen, ob Unkirchlichkeit immer mit 
Unchristlichkeit gleichzusetzen ist. 
Wir haben die Stellungnahme unserer Kirchenräte in kurzer Zusammen- 
fassung dargelegt. Wir bitten sie, dieses wichtige Problem in erneuter 
Beratung eingehend sorgfältig zu prüfen. 
h Der Landeskirchenrat 
D. Dr. Hollweg 


Gerade dies Dokument enthüllt die Verlegenheit, in der sich die 
evangelische Kirche hier befindet. Die gleiche Verlegenheit wird daran 
offenbar, daß einige Pfarrer letzthin ihre eigenen Kinder nicht tauften, 
um damit gegen das kirchliche ‚Gesetz‘ der Kindertaufe und für eine 
Freigabe der Kindertaufe zu demonstrieren. Die evangelische Kirche 
sieht sich vor die Notwendigkeit gestellt, aufs neue ihre Lehre und Ord- 
nung der Taufe einer Prüfung zu unterziehen. Denn die Verwirrung ist 
nicht gering, und es scheint die baptistische Anfechtung hier und da in 
den Gemeinden umzugehen. 


IH. Konfirmation 

Bei der Erörterung der kirchlichen Taufordnung tritt hervor, 
daß die seit Jahrzehnten unablässig hin und her durchdachte Kon- 
firmationsfrage immer noch nicht eine gültige-und allgemeine Lösung 
erfahren hat. Gegen früher ist es freilich um diese Frage etwas stiller 
geworden. An ihre Stelle ist die weitaus wichtigere Tauffrage getreten. 
Um so überraschender war es, daß in der lutherischen Kirche Sachsens 
die Ordnung der Konfirmation zum Hauptgegenstand der Beratungen 
in Gemeinden und Synoden gemacht wurde. Das Ergebnis war ein Gesetz 
über die Ordnung der Konfirmation. 


Konfirmations-Ordnung vom 14. Dezember 1949 


Die Evangelisch-Lutherische Landessynode hat unter verfassungsmäßiger 
Mitwirkung des Evangelisch-Lutherischen Landeskirchenamtes folgendes 
Kirchengesetz beschlossen: 
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$ 1 j ö 

(1) Die Konfirmation begründet sich auf die Heilige Taufe. Mit dem 
Konfirmandenunterricht bereitet sie zur Teilnahme am Heiligen Abendmahl 
vor. Sie ruft zu Leben und Dienst in der Gemeinde, die aus Gottes Wort 
und Sakrament erbaut wird. 

(2) Sie ist eine der Voraussetzungen für die kirchliche Trauung, das 
Patenamt, das kirchliche Wahlrecht und die Wählbarkeit zum Kirchen- 
vorsteheramt. 

$2 


(1) Die Konfirmation in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche ist 
von einem ordinierten Pfarrer dieser Kirche zu vollziehen. 

(2) Zuständig ist der Pfarrer, in dessen Seelsorgebezirk das zu kon- 
fürmierende Kind sich wesentlich aufhält. Die Vorschrift des $ 6 der Kirchen- 
gemeindeordnung vom 2. März 1921 findet Anwendung. 


$ 3 

(1) Zur Konfirmation sind alle Kinder evangelisch-lutherischer Eltern 
zuzulassen, die 
a) getauft sind, ’ 
b) ordnungsmäßig Unterricht nach den Grundsätzen der evangelisch- 

. lutherischen Kirche empfangen haben, 

c) den Konfirmandenunterricht (vgl. $ 6) regelmäßig besucht haben und 

am gottesdienstlichen Leben teilnehmen, 
d) nicht nach $ 5 ausgeschlossen werden mußten. 


(2) Kinder, die nach dem Reichsgesetz über die religiöse Kindererziehung 
v. 15. Juli 1921 (Reichsgesetzblatt 8. 939 ff.) evangelisch-lutherisch zu er- 
ziehen sind, sowie solche, die nach Vollendung des vierzehnten Lebensjahres 
sich selbst für das evangelisch-lutherische Bekenntnis entschieden haben, 
sind den Kindern evangelisch-lutherischer Eltern gleichzustellen. 

(3) Kinder, die aus der evangelisch-lutherischen Kirche ausgeschieden 
sind oder die nicht im evangelisch-lutherischen Bekenntnis erzogen werden, 
sind nicht zu konfirmieren. 

$4 


Die Kinder sind in’der Regel nicht vor dem vierzehnten Lebensjahr zu 
konfirmieren. 
$5 


(1) Die evangelisch-lutherischen Eliern und Erziehungsberechtigten 
haben die Pflicht, die Kinder rechtzeitig zur Konfirmation anzumelden, 
zum regelmäßigen Besuch des Unterrichtes und des Gottesdienstes, zu ge- 
sittetem Betragen und zum Gehorsam gegen den Pfarrer anzuhalten sowie 
diesen in der Durchführung der Zucht zu unterstützen. 

(2) Bei allen im Zusammenhang mit der Anmeldung oder im Unter- 
richt auftretenden Schwierigkeiten, insbesondere bei Zurückhaltung der 
Konfirmanden vom Unterricht, nachlässigem Unterrichtsbesuch, unge- 
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ziemendem oder ablehnendem Verhalten der Konfirmanden, hat der Pfarrer 
in jedem Falle mit dem Konfirmanden und dessen Eltern seelsorgerlich 
zu handeln. Kommt er dabei zu keiner Lösung, so hat er dem Kirchenvor- 
stand zu berichten. Ist ein weiteres Verbleiben des Kindes im Unterricht 
untragbar, so hat der Pfarrer den Ausschluß des Kindes zu verfügen, und 
zwar, wenn es ihm nötig erscheint, im Einvernehmen mit dem Kirchen- 
vorstand. Auf Anrufen entscheidet der Superintendent endgültig. Gegen 
Eltern, die ihr Kind bewußt zurückhalten, sind die entsprechenden Zucht- 
maßnahmen anzuwenden. 
$6 


(1) Der Konfirmandenunterricht ist mit einem besonderen Gottesdienst 
zu eröffnen. 

(2) Zu dem Konfirmandenunterricht sind auch die ungetauft geblie- 
benen evangelisch-lutherisch zu erziehenden Kinder, falls sie bisher schon 
Unterricht in ihrem Bekenntnis empfangen haben, heranzuziehen (vgl. & 3 
Abs. la). 

(3) Den Konfirmandenunterricht hat jeder Pfarrer für seinen Seel- 
sorgebezirk zu erteilen. Abweichungen regelt die Superintendentur, gege- 
benenfalls im Einvernehmen mit dem Landeskirchenamt. 

(4) In den Konfirmandenunierricht sind nur solche Kinder aufzu- 
nehmen, die bereits vorher eine geordnete christliche Unterweisung empfangen 
haben. 

(5) Den Abschluß des Konfirmandenunterrichts bildet eine Unter- 
redung mit den Konfirmanden vor versammelier Gemeinde, in der deutlich 
werden soll, daß die Kinder in Christenlehre und Konfirmandenunterricht 
in das Evangelium von Christus, wie es in der Heiligen Schrift enthalten 
und im Kleinen Katechismus Dr. Martin Luthers bezeugt ist, eingeführt 
worden sind. 

(6) Die gemeinsame Fürbitte für die Konfirmanden soll ein wesentliches 
Gebetsanliegen der Gemeinde sein. 

(7) Das Nähere über den Konfirmandenunterricht und die Aufstellung 
eines Lehrplanes wird durch Verordnung des Landeskirchenamtes geregelt. 


97 

(1) Der Konfirmationsgottesdienst findet in der Regel am Sonntag 
Palmarum statt; er ist als Gemeindegottesdienst in der agendarischen Form 
zu halten. 

(2) Über die Konfirmation ist eine Urkunde mit dem Konfirmations- 
spruch auszuhändigen. 

(3) Den Konfirmanden und ihren Eltern ist bald nach dem Konfır- 
mationsgottesdienst, aber nicht in ihm selbst, Gelegenheit zur Teilnahme 
am Heiligen Abendmahl zu geben. 

$8 

Können Konfirmanden wegen Krankheit oder anderer Behinderung 

nicht an der allgemeinen Konfirmation teilnehmen, so ist ein besonderer 
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Konfirmationsgottesdienst in Gegenwart von Kirchenvorstehern, Paten und 
anderen Gemeindegliedern zu halten. Eintsprechendes gilt von Konfirmanden, 
die mit den üblichen Konfirmandenjahrgängen nicht zusammen konfirmiert 
werden können. 

$ 9 


Mit der Ausführung dieses Kirchengesetzes wird das Landeskirchenamt 
beauftragt. Ihm wird die Entscheidung in den durch die vorstehenden Vor- 
schriften nicht erfaßten Fällen übertragen. 


Dresden, am 14. Dezember 1949 


Der Landesbischof 
als Vorsitzender des Landeskirchenausschusses: 


D. Hahn 
Der Präsident des Ev.-Luth. Landeskirchenamtes: 
D. Kotte 
Der Präsident der Ev.-Luth. Landessynode: 
Mager 


Diese Ordnung ist dadurch interessant, daß sie gegenüber der bis- 
herigen überwiegenden Praxisin den evangelischen Kirchen Deutschlands 
‚keine besonderen Änderungen enthält, obwohl die Beratungen der 
Synode zeigen, daß eine Fülle von Vorschlägen zu einer durchschlagenden 
Reform der Konfirmation gemacht worden ist. Man hat sich offenbar 
zu keiner solchen Reform nach irgendeiner Richtung hin ermächtigt 
geglaubt. Um so wichtiger scheint es, einen Blick in die auf der Synode 
in erster Lesung beschlossene Konfirmationshandlung zu werfen, aus 
her das theologische Verständnis der Konfirmation in dieser Kirche 
hervorgeht. Dieser entscheidende Teil des Konfirmationsgottesdienstes 
soll folgendermaßen verlaufen. 


Konfirmationshandlung 


Pfarrer: Durch die heilige Taufe gehört ihr euerm Herrn Jesus Christus, 
dem Gekreuzigten und Auferstandenen, und seid in seine Nachfolge gerufen. 
Unsere Evangelisch-Lutherische Kirche hat euch unterwiesen, was der Herr 
euch geschenkt hat und was er von euch fordert. Nun frage ich euch: Wollt 
ihr mit der ganzen Christenheit auf Erden den Glauben bekennen, der bei 
eurer Taufe bekannt worden ist? So antwortet: Ja, durch Gottes Gnade. 

Konfirmanden: Ja, durch Gottes Gnade. 

Pfarrer: So lasset uns vor Gott treten mit dem Lobopfer und dem Be- 
kenntnis unseres christlichen Glaubens. 

Pfarrer, Konfirmanden und Gemeinde sprechen den 1. Artikel des 
Apostolischen Glaubensbekenntnisses: „Ich glaube an Gott den Vater... .“ 

Pfarrer: Liebe Kinder, was ist das? 

Konfirmanden: „Ich glaube, daß mich Gott geschaffen hat...“ 
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Pfarrer, Konfirmanden und Gemeinde sprechen den 2. Artikel des 
Apostolischen Glaubensbekenntnisses: ‚Ich glaube an Jesum Christum . . .“ 

Pfarrer: Liebe Kinder, was ist das? 

Konfirmanden: „Ich glaube, daß Jesus Christus . . .“ 

Pfarrer, Konfirmanden und Gemeinde sprechen den 3. Artikel des 
Apostolischen Glaubensbekenntnisses: „Ich glaube an den Heiligen Geist . . .“ 

Pfarrer: Liebe Kinder, was ist das? 

Konfirmanden: „Ich glaube, daß ich nicht aus eigener Vernunft .. .“ 

Pfarrer: Liebe Gemeinde, du wollest mit mir von Herzen Gott anrufen, 
daß er, was er in diesen Kindern angefangen hat, stärken und vermehren 
wolle um seines allerheiligsten Namens willen. Laßt uns beten: Allmächtiger 
Gott, der du rer rechte Vater bist über alles, was Kinder heißt im Himmel 
und auf E’ len, und hast aller Menschen Herzen in deiner Hand, bleibe 
bei denen, Jie jetzt deinen Namen bekannt, bleibe bei ihnen mit deiner 
Gnade und mit deinem Wort, regiere ihre Perzen, lenke ihre Wege, heilige 
ihren Leib und ihre Seele und bewahre sie im Glauben, der du mächtig 
bist, sie zu erbauen in Christo Jesu, unserm Herrn. Amen. 

‚So tretet zum Altar und laßt euch segnen, daß wir unter Handauflegung 
die Gabe des Heiligen Geistes für euch erflehen. Der Vater im Himmel 
wird den Heiligen Geist geben denen, die ihn bitten. 

(Die Konfirmanden werden vom Pfarrer mit Namen aufgerufen, treten 
zum Altar, erhalten einen besonders ausgewählten Spruch aus der Heiligen 
Schrift, knien nieder und werden unter Handauflegung gesegnet mit einem 
der folgenden Sprüche): 

Die Gnade unseres Herrn Jesu Christi und die Liebe Gottes und die 
Gemeinschaft des Heiligen Geistes sei und bleibe mit dir jetzt und immerdar. 

oder: 

Der himmlische Vater erneuere und vermehre in euch um Christi willen 
die Gabe des Heiligen Geistes zur Stärkung eures Glaubens, zur Kraft in 
der Gottseligkeit, zur Geduld im Leiden und zur seligen Hoffnung des 
ewigen Lebens. 

oder: 

Der Friede Gottes, welcher höher ist, denn alle Vernunft, bewahre eure 
Herzen und Sinne in Christo Jesu. 

oder: 

Der Gott des Friedens heilige euch durch und durch, daß euer Geist 
ganz, samt Seele und Leib müsse bewahrt werden unsträflich auf die Zukunft 
unseres Herrn Jesu Christi. 

oder: 

Der Segen Gottes des Allmächtigen, des Vaters und des Sohnes und des 
Heiligen Geistes, komme über euch und bleibe bei euch jetzt und immerdar. 

oder: 

Es segne euch Gott, der Allmächtige und Barmherzige, Vater, Sohn und 
Heiliger Geist. 

oder: 
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Der Vater unseres Herrn Jesu Christi gebe euch Kraft nach dem Reich- 
tum seiner Herrlichkeit, stark zu werden durch seinen Geist an dem inwendigen 


Menschen. 


Pfarrer: Nachdem ihr als getaufte Christen das Glaubensbekenntnis mit 
der Gemeinde bekannt habt, bestätige ich euch als Glieder unserer evangelisch- 
lutherischen Kirche, die euch durch Gottes Wort und Sakrament zu eurem 
Heiland führt. Verlaßt nicht ihre Versammlung. Sie ruft euch unter sein 
Wort; sie ruft euch an seinen Tisch; sie ruft euch zum Dienst in seiner 
Gemeinde. Der in euch angefangen hat das gute Werk, der wird’s auch 
vollführen bis an den Tag Jesu Christi. Amen. 

Lobe den Herrn, meine Seele, und was in mir ist seinen heiligen Namen. 
Lobe den Herrn, meine Seele, und vergiß nicht, was er dir Gutes getan hat. 
Lobet den Namen des Herrn, eures Gottes, ihr, die der Herr heute gesegnet 
hat, als seine Kinder. Lobet den Namen des Herrn, ihr Eltern dieser neu- 
konfirmierten Christen. Lobe, du Gemeinde des Herrn, den Namen deines 
Gottes über diesen deinen Gliedern; versäume nicht, verdirb nicht, die dir 
befohlen sind zur Heiligung. Wehe über jeden, der ihrer einem Schaden 
tut durch Ärgernis und Verführung! Segen über jeglichen, der ihnen weiter- 
hilft auf dem Wege des Lebens, daß sie mit uns in den Fußstapfen Jesu 
Christi wandeln und einst empfangen die Krone der Gerechtigkeit aus 
Gnaden. 

Lasset uns beten: 

Allmächtiger, barmherziger Gott, himmlischer Vater, der du allein alles 
Gute in uns anfängst und vollendest, wir danken dir für die Gnade, die du 
diesen Kindern. in der heiligen Taufe geschenkt hast, für das Wort des 
Heils, das du sie beständig hören lässest und für das heilige Abendmahl, 
zu dem du sie geladen hast. Hilf, daß sie im wahren Glauben und Gehorsam 
deines heiligen Evangeliums stetig bleiben, auch sich durch keine falsche 
Lehre noch fleischliche Lust oder Betrug der Welt von der Wahrheit ab- 
führen lassen. Gib ihnen, daß sie zu deinem Wohlgefallen dich und deinen 
lieben Sohn, unsern Herrn, samt dem Heiligen Geiste vor aller Welt mit 
Worten und all ihrem Leben freudig bekennen, dankbar rühmen und preisen - 
durch unseren Herrn Jesum Christum. Amen. 


Nach dieser Handlung ist die Konfirmation wesentlich Einsegnung 
nach vorangegangenem Bekenntnis „mit der Gemeinde‘, aber ohne 
Gelübde oder Versprechen. Auf Grund dieses Bekenntnisses wird den 
Kindern die Zulassung zum Heiligen Abendmahl gewährt. Ein anschlie- 
ßendes Konfirmandenabendmahl ist offenbar nicht vorgesehen. Diese 
Konfirmationshandlung ist ein Symptom des gegenwärtigen Standes 
der in den evangelischen Kirchen vorhandenen Ansichten über die 
Konfirmation. Sie trägt manchen schweren Gewissensbedenken der 
Pfarrer Rechnung. Ich wage jedoch die Frage zu stellen, ob man hier 
wird stehenbleiben können, oder ob nicht doch eine gründlicher durch- 
dachte Reform unserer Konfirmationspraxis notwendig ist. 
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III. Kirchliche Trauung 


Die westfälische Kirche hat ihre Arbeit an der Erneuerung der 
gemeindlichen Lebensordnung an einem anderen Punkt begonnen. Sie 
hat auf ihrer Synode 1949 ein Kirchengesetz über die Ordnung der 
kirchlichen Trauung verabschiedet. Offenbar hat sie die besondere 
gegenwärtige Ehenot dazu veranlaßt. Das wird im Gesetz daran sichtbar, 
daß an seine Spitze eine kurze Zusammenfassung der evangelischen 
Lehre von der Ehe gegeben wird. Mit einer solchen Gesetzeseinleitung 
kündet sich eine tiefgreifende Wandlung der kirchlichen ‚Gesetzgebung“ 
an. Wir möchten diesen Tatbestand in seiner sozusagen epochemachenden 
Bedeutung hervorheben. Die theologische Gründung und der geistliche 
Charakter kirchlicher Ordnungen ist wieder erkannt. Und diese Erkennt- 
nis muß zu einer Revolutionierung dessen führen, was seit Jahrhunderten 
evangelisches Kirchenrecht hieß. 


Kirchengesetz über die Ordnung der Trauung 
in der Evangelischen Kirche von Westfalen 


Vom 12. November 1949 


Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Westfalen hat gemäß 
$ 2 des Kirchengesetzes über die Leitung der Evangelischen Kirche von 
Westfalen vom 12. November 1948 folgendes Kirchengesetz beschlossen: 


I. Die Ehe ist Gottes Stiftung und darum menschlicher Willkür entzogen. 
Als ein Bund, der zwischen einem Mann und einer Frau für das ganze 
Leben geschlossen wird, ist sie nach Gottes Willen unauflöslich. Sie steht 
unter Gottes Schutz und Segen (1. Mose 1—3; Maith. 5, 31, 32; 19, 3 ff.). 
Das Urbild für die Gemeinschaft von Mann und Frau in der Ehe ist das 
Verhältnis Christi zu seiner Gemeinde (Eph. 5, 21 ff.). Durch dieses erfährt 
die Ehe ihre rechte Ausrichtung und Ordnung. 

II. Die Eheschließenden werden in der kirchlichen Trauung unter 
Gottes Gebot und Verkeißung gerufen. Sie bekennen sich darin zu Gottes 
gnädigem Handeln an ihnen und geloben im Vertrauen auf Gottes gnädigen 
Beistand, ihr Ehe- und Familienleben als Christen zu führen und einander 
die Treue zu halten, bis der Tod sie scheidet. Sie empfangen den Segen des 
Dreieinigen Gottes für ihren gemeinsamen Weg. 

III. Gottes Güte macht die Eheleute zu Werkzeugen seines Schöpfer- 
willens. Die Eheleute sollen darum ihr eheliches Leben in der Zucht seines 
Geistes führen. Sie empfangen in Ehrfurcht und Dankbarkeit die Kinder, 
die Gott ihnen schenkt. Im Vertrauen auf Ihn und in der Verantwortung 
vor Ihm sollen die Eltern ihre Kinder aufziehen in der Zucht und Vermah- 
nung zum Herrn, daß sie sich als Menschen Gottes bewähren, die zu allem 
guten Werk geschickt sind. 

IV. Das Wort Gottes gibt den Eheleuten für ihr Leben in Ehe und Fa- 
milie Halt und Weisung. Im Zusammenleben mit der Gemeinde, insbeson- 
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dere im Gottesdienst, im täglichen Umgang mit dem Worte Gottes und im 
Gebet empfangen die Eheleute die Kraft, ihren Beruf als christliche Eheleute 
und Eliern zu erfüllen, die Freude in rechter Weise zu teilen und auch das 
ihnen von Gott verordnete Leid in Geduld gemeinsam zu tragen. 

V. Beide Eheleute sollten darum im Glauben an Jesus Christus stehen 
und der evangelischen Kirche angehören. Mischehen bringen ernste Gefahren 
für das Glaubensleben der Eheleute und für das ihrer Kinder mit sich. 
Es ist Pflicht der Gemeindeglieder, auf evangelischer Trauung und Kinder- 
erziehung zu bestehen und sich im evangelischen Glauben auch in der Ehe 
zu bewähren. Die Gemeinden, insbesondere die Eltern, müssen es sich - 
von Herzen angelegen sein lassen, die Jugend rechtzeitig und ernsilich 
hierauf hinzuweisen. 


Demgemäß ist folgende 
Ordnung über die Trauung 
erlassen: 

1. Christliche Brautleute sollen ihre eheliche Gemeinschaft erst beginnen, 
nachdem sie in der kirchlichen Trauung einander vor Gottes Angesicht 
Treue gelobt und den Segen Gottes erbeten haben. 

Die kirchliche Trauung sollie der bürgerlichen Eheschließung möglichst 
am selben Tage folgen. 

2. Die Trauung muß unter Vorlage von Tauf- und Konfirmations- 
bescheinigungen (siehe auch Ziffer 66) mindestens vierzehn Tage zuvor 
bei dem zuständigen Pfarrer erbeten werden. Bestehen Zweifel hinsichtlich 
der Zugehörigkeit zur Kirche, so ist außerdem eine Bescheinigung über die 
Zugehörigkeit zur Kirche beizubringen. 

3. Zuständig für die Trauung ist der Pfarrer derjenigen Gemeinde, zu 
der der Bräutigam oder die Braut gehört. 

Die Trauung ist in das Kirchenbuch der Gemeinde, in der sie vollzogen 
wird, einzutragen. Dem getrauten Paar ist eine amtliche Bescheinigung 
über die Trauung unentgeltlich auszuhändigen. i 

Soll die Trauung durch einen anderen Pfarrer vollzogen werden, so ist 
ein Abmeldeschein des Pfarrers der Wohnsitzgemeinde des Bräutigams 
oder der Braut beizubringen. Bei unmittelbarer Todesgefahr kann die 
Trauung von jedem evangelischen Pfarrer vollzogen werden, wenn sie 
kirchlich statthaft ist. 

4. Der Trauung soll ein seelsorgerliches Gespräch vorausgehen, in 
welchem die Brautleute über das Wesen der christlichen Ehe und über die 
Trauung zu unterrichten sind. Die Brautleute sind in diesem Gespräch 
ernstlich auf ihre Pflichten hinzuweisen, die sie als christliche Eheleute 
haben, und insbesondere zu ermahnen, sich in ihrer Ehe unter den gnädigen 
Zuspruch der Sündenvergebung und den Herrschaftsanspruch Christi, der 
das ganze Leben umfaßt, zu stellen und miteinander nach der ewigen 
Herrlichkeit der Gemeinde Christi zu trachten. 
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ö. Kommt der Pfarrer auf Grund des Traugesprächs zu der Erkenntnis, 
daß die Trauung aus seelsorgerlichen Gründen zu versagen ist, so hat er 
dieses dem Presbyterium und dem Superintendenten mitzuteilen. Wo es 
üblich ist, hat er vor der Versagung die Entscheidung des Presbyteriums 
herbeizuführen. Die von der Versagung Betroffenen können gegen diese 
Entscheidung bei dem zuständigen Superintendenten Einspruch einlegen. 
Dieser entscheidet endgültig. 

Wenn die Eltern der Braut oder des Bräutigams die Zustimmung zur 
Eheschließung verweigern, so hat der Pfarrer mit besonderer Sorgfalt zu 
prüfen, ob die Trauung vollzogen werden kann. j 

6. Die Trauung setzt voraus, daß wenigstens eins der Brautleute zur 
evangelischen Kirche gehört. 


Die Trauung darf nicht gewährt werden, 


a) wenn einer der Eheschließenden zu keiner christlichen Religionsgemein- 
schaft gehört;!) 

b) wenn einer der beiden Eheschließenden zwar zur evangelischen Kirche 
gehört, aber nicht konfirmiert und auch nicht willens ist, sich einer 
besonderen kirchlichen Unterweisung zu unterziehen; 

c) wenn einer der Eheschließenden das Versprechen abgegeben hat, die 
Kinder in einem anderen als dem Bekenntnis der evangelischen Kirche 
zu erziehen; 

d) wenn eine Trauung durch einen Pfarrer einer anderen christlichen 
Kirche oder durch den Beauftragten einer anderen Religionsgemeinschaft 
vorausgegangen oder beabsichtigt ist; 

e) wenn einer der Eheschließenden einen lasterhaften Lebenswandel führt, 
das Wort Gottes oder die Kirche verächtlich macht oder wenn die Trauung 
nach dem Urteil des Presbyteriums aus anderen Gründen in der @e- 
meinde Ärgernis erregen würde. 


Wird die Trauung aus den vorstehenden Gründen abgelehnt, so steht 
den Betroffenen das Recht des Einspruchs bei dem zuständigen Superinten- 
denten zu. Dieser entscheidet nach Anhören der Beteiligten endgültig. 


7. Vor der Trauung erfolgt das Aufgebot im sonntäglichen Gottesdienst 
der Gemeinde des Bräutigams und der Braut. Es besteht aus Abkündigung 
und Fürbitte. 

Das Aufgebot darf nicht erfolgen, solange Zweifel an der Zulässigkeit 
der Trauung bestehen, und muß wiederholt werden, wenn die Trauung 
nicht innerhalb von sechs Monaten erfolgt. Hat aus besonderen Gründen die 
Trauung ohne vorheriges kirchliches Aufgebot stattgefunden, so ist sie der 
Gemeinde nachträglich unter Fürbitte bekanntzugeben. 





1) Die Trauung kann Mitgliedern von Sekten nicht gewährt werden; hierhin 
gehören z. B. Adventisten, Zeugen Jehovas, Neu-Apostolische Gemeinde, Christliche 
Wissenschaft (Christian Science), Mormonen (Kirche Jesu Christi der Heiligen 
der letzien Tage). 
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8. Die Trauung gehört als kirchliche Handlung in das Gotteshaus der 
Gemeinde, darum findet sie in der Regel in der Kirche statt. 
Haustrauungen sind nur in begründeten Ausnahmefällen zulässig. 


9. In der Karwoche, am Bußtag und am Totensonntag dürfen Trauungen 
nicht stattfinden. 

An den ersten Feiertagen der drei großen kirchlichen Feste (Weihnachten, 
Ostern und Pfingsten), an Sonnabenden und an den Vortagen kirchlicher 
Fest- und Feiertage sind Trauungen nicht statthaft. Begründete Ausnahme- 
fälle unterliegen der Beurteilung und Entscheidung des zuständigen Super- 
intendenten. 

Wo es üblich ist, daß Trauungen in der Advents- und Passionszeit und 
in der Zeit von Bußtag bis zum Totensonntag nicht vorgenommen werden, 
ist diese Sitte zu pflegen und zu erhalten. : 


10. Christliche Eheleute sind durch den Willen des Dreieinigen Gottes 
für die Dauer ihres Lebens gebunden und verstehen ihr T’reuegelöbnis als 
unverbrüchliche Einwilligung in Gottes Willen. Ein Glied der Kirche sollie, 
wenn ihm die Scheidung seiner Ehe unvermeidbar erscheint, den seelsorger- 
lichen Rat erfahrener Christen, insbesondere seines Seelsorgers erbitien. 
Ihm darf bezeugt werden, daß dem Evangelium die Kraft zur Überwindung 
innewohnt. 

Die Entscheidung darüber, ob eine Trauung Geschiedener stattfinden 
kann, fällt dem zuständigen Pfarrer zu (vgl. Ziff.3). Dieser kann dabei das 
Presbyterium beteiligen. Wo es üblich ist, hat er die Entscheidung des 
Presbyteriums herbeizuführen. In jedem Fall ist dem Superintendenten zu 
berichten. Dieser entscheidet auf den Einspruch der Betroffenen hin end- 
gültig. 

Vor der Entscheidung muß sich der Pfarrer das Scheidungsurteil vor- 
legen lassen. Da aber die Scheidungsgründe des staatlichen Rechts für die 
kirchliche Entscheidung nicht ohne weiteres maßgebend sind, ist die 
Stellungnahme des Pfarramts oder des Presbyteriums, in dessen Bezirk 
der Geschiedene wohnt, einzuholen. Eine freiwillige Übernahme einer nicht 
vorhandenen und nicht innerlich erkannten Schuld verstößt gegen Gottes 
Gebot. 

Der Pfarrer hat bei seiner Entscheidung zu prüfen, ob der Geschiedene 
seine Schuld erkennt und bereut, und ob er jetzt die rechte Auffassung von 
der Heiligkeit und Unverbrüchlichkeit der Ehe und von dem Ernst der 
kirchlichen Trauung hat. Es ist ferner zu prüfen, ob durch den Vollzug 
der Trauung die Würde der Ehe und das Ansehen der kirchlichen Trauung 
in der Gemeinde Schaden zu nehmen drohen. Sind die notwendigen Voraus- 
setzungen nicht gegeben, so darf die Trauung nicht stattfinden. 

Wird nach dem Aufgebot Widerspruch aus der Gemeinde angemeldet, 
so vst erneut zu prüfen, ob die Trauung gewährt werden kann. 


11. Muß die Trauung versagt werden, so darf eine kirchliche Handlung 
im Zusammenhang mit der standesamtlichen Eheschließung oder der Hoch- 
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zeitsfeier nicht vollzogen werden. Diese Bestimmung schließt aber die Pflicht 
der Seelsorge an den Beteiligten nicht aus. 

In allen Fällen gilt die Versagung der Trauung so lange, bis die ent- 
sprechenden äußeren und inneren Hindernisse aus dem Wege geräumt 
und die zum Vollzug der kirchlichen Handlung notwendigen Voraus- 
setzungen gegeben sind. 


12. Es entspricht guter kirchlicher Ordnung, daß am 50., 60. und 
65. Jahrestag der Trauung eine kirchliche Feier stattfindet; die Trawung 
selbst aber wird nicht wiederholt. 


Dieses Kirchengesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündung in Kraft. 


Entgegenstehende Bestimmungen der Kirchlichen Provinzialgesetze zur 
Ergänzung der Bestimmungen der Kirchenordnung über das kirchliche 
Leben vom 16. September 1932 werden für den Bereich der Evangelischen 
Kirche von Westfalen mit dem gleichen Tage aufgehoben. 


Bethel, den 12. November 1949 Wilm 


Der interessanteste Abschnitt dieser Trauungsordnung ist die Be- 
handlung der Wiedertrauung Geschiedener. In letzter Zeit war, vor- 
nehmlich von seiten reformierter Theologen, die Forderung auf Grund 
der Worte der Heiligen Schrift erhoben worden, Geschiedene in keinem 
Fall wieder zu trauen. Die vorgebrachten Gründe waren ohne Zweifel 
erheblich. Dennoch hat sich die westfälische Landessynode — übrigens 
in Übereinstimmung mit reformierten Theologen wie E. Brunner und 
de Quervain — nicht davon überzeugen lassen, sondern sie ist bei der 
bisher in den evangelischen Kirchen geübten Praxis geblieben, in jedem 
Fall eine seelsorgerlich begründete Entscheidung zu fällen. Daß die 
Frage der Wiedertrauung Geschiedener nicht nur bei uns ernst erwogen 
wird, zeigt die in neuester Zeit gefällte Entscheidung der lutherischen 
Kirche in Finnland gegen die Wiedertrauung Geschiedener und der in 
der anglikanischen Kirche auflebende Streit in dieser Sache. 


IV. Der Sonntag 


Der Sonntag ist in der Christenheit nicht nur Deutschlands, son- 
dern wohl Europas, sogar auch in England und Schottland, zu einem 
ernsten Problem des christlichen Lebens geworden. Überall überflutet 
der Sport und mancherorts auch schon das politische Leben die Dämme 
einer jahrhundertealten Tradition. Der Endkampf um den christlichen 
Sonntag scheint in Europa angebrochen zu sein. Die Kirchen stehen 
dieser Entwicklung ziemlich ratlos gegenüber. Sie vermögen diesem 
Zerfall nur wenig entgegenzusetzen. Die bisherigen staatlichen Ordnungen 
des Sonntagsschutzes werden immer mehr durchlöchert und in manchen 
Ländern überhaupt beseitigt. Wie ernst die Lage bereits geworden ist, 
geht aus dem Bußtagswort des sächsischen Landesbischofs Hahn hervor. 


199 


Wort des Landesbischofs an die Gemeinden 
zur Verlesung im Gottesdienst am Herbstbußtag 1949 


Meine lieben Brüder und Schwestern alle! 


So laßt mich als Eueren Bischof Euch heute am Bußtag anreden und 
durch unseren Herrn Jesus Christus Euch zur Buße rufen! Das Wort 
„Buße‘‘ ist nicht beliebt. Aber diese Unbeliebtheit beruht auf einem Miß- 
verständnis dessen, was Buße ist. Das allgemeine Gefühl empfindet Buße 
als etwas Hartes, Demütigendes. Wir sehen vor uns Kaiser Heinrich IV. 
in Canossa, im Büßergewand. Aber in der Bibel bedeutet Buße etwas 
ganz anderes: ganz einfach Umkehr. Und was bedeutet das heute, jetzt, 
ganz konkret? Umkehr von der Traurigkeit zur Freude. Dazu 
möchte ich Euch rufen. 

Wir haben große Traurigkeit. Von allen Seiten starren uns 
Jammer und Elend an: Unterernährung, Tuberkulose, Ungerechtigkeit, 
Gewalt, Unmenschlichkeit, Kinderelend, Altenjammer, Heimatlosigkeit, 
Gefangenschaft. Der tiefere Inhalt der Traurigkeit aber ist, daß wir bei 
dem allem trostlos und hoffnungslos sind. Und der tiefste Grund. aller 
Traurigkeit ist Gottlosigkeit. Das soll kein Scheltwort sein, sondern nur 
die Feststellung eines allertraurigsten Zustandes: Gott-los sein: keinen 
Gott haben. Luther sagt: „Einen Gott haben, heißt einen haben, von dem 
wir uns versehen alles Guten und eine Zuflucht haben in aller Not.‘ Keinen 
Gott haben, heißt: keinen haben, von dem wir uns versehen können alles 
Guten, keine Zuflucht haben in der Not,keinen Trost und keine Hoffnung. 

Wir haben Gott verloren. Warum? Viele antworten: Er hat uns ungeheuer 
enttäuscht. Aber das ist nicht wahr. Wir haben schon vorher Gott verloren, 
vor der Not, als es uns gut ging. Damals schon haben wir Gott verlassen, 
und halben ihn vertauscht mit falschen Göttern, Götzen. Nicht von Gott ver- 
sahen wir uns alles Guten, nicht an Gott hatten wir eine Zuflucht in aller 
Not, sondern bei uns selber, bei unserer Kraft, unserem Wissen, un- 
serer Arbeit, unserer Technik. Mit dem allem meinten wir: wir schaffen 
es bis zur Weltherrschaft. Wir brauchten keinen Gott mehr. Das Resultat war _ 
freilich gerade umgekehrt: nicht wir haben die Technik, sondern die Technik 
hat uns, nicht wir beherrschen die Welt, sondern sie versklavt uns. Das 
Einde ist nicht das schon für diese Erde erhoffte Heil, sondern offenbar vor 
aller Augen schaurigste Heillosigkeit. Aber die Gottlosigkeit ist nicht das 
Ende dieser Heillosigkeit, sondern ihr Anfang, das Verlieren des Gottes 
unserer Väter, das Vergessen des Gottes der Bibel. 

Am deutlichsten zeigt sich dieser heillose Zustand in dem gottlosen 
Sonntag unseres Volkes. Einst war er Gottes Tag, nun ist er gottlos ge- 
worden. Wir verachten Gottes Haus, verachten das Wort Gottes, verachten 
das Kreuz Christi. Er spricht vom Kreuz: Das tat ich für dich, dich zu 
erlösen von allen Sünden, vom Tode und von der Gewalt des Teufels. Wir 
aber antworten am Sonntag, der uns mit seinen Glocken unter das Kreuz 
Christi ruft: Was geht das mich an? 
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Das alles gilt nicht nur von den Weltkindern, nein, wir Christen, wir 
Pfarrer, wir Frommen sollen miterkennen und bekennen, daß wir Sein 
heiliges Wort und den seligen Namen unseres Herrn und Heilandes Jesus 
Christus nicht wirklich ernst genommen, sondern verachtet haben. 


Und nun erleben wir das Gericht über unsere und unseres Volkes 
Verachtung Gottes. Nun hat Er uns verlassen, nachdem wir Ihn zuvor 
verlassen hatten. Nun sind wir geschlagen mit Traurigkeit und haben 
keinen Trost, keine Hoffnung und sind Teilhaber der allgemeinen Heil- 
losigkeit. 

Diese Heillosigkeit offenbart sich besonders darin, daß, nachdem wir 
den Sonntag gott-los gemacht haben, nun in erschütterndster Weise auch 
dieser Tag uns genommen wird, daß andere Mächte diesen in unserem 
Dasein leer gewordenen Tag mit Beschlag belegen. Verwaltungsstellen, 
politische Parteien, Massenorganisationen und viele andere rufen zu Sonder- 
aktionen am Sonntag, gerade auch zur Gottesdienstzeit, auf; Arbeitseinsatz, 
Schulentlassungsfeiern, Lebensmittelverteilungen beschlagnahmen uns an 
diesem Tag und machen den Gottesdienstbesuch weithin unmöglich. Für 
diese organisierte Sonntagsentheiligung und den Schaden, der damit unserem 
ganzen Volk angetan wird, bleiben verantwortlich, die es veranstalten. Sie 
haben aber eine Entschuldigung, und wir haben eine Schuld daran 
in der Tatsache, daß der Sonntag schon vorher durch uns entheiligt worden 
ist; sie besetzen nur den von uns leergemachten Tag unseres Daseins. 
„Wer da hat, dem wird gegeben werden, und er wird die Fülle haben; wer 
aber nicht hat, dem wird auch, was er hat, genommen werden‘ (Maith.25,29). 


Aber nun sind alle, und auch wir in der Gemeinde, zur Umkehr gerufen 
von der Traurigkeit zur Freude, von der Heillosigkeit zum Heil, und — 
worum es eigentlich geht: von der Gottlosigkeit zur Freude an unserm Herrn 
Jesus Christus. Ihn hat Gott gesandt zur Versöhnung unserer Sünden, 
auch der Sünde, die in der Verachtung seiner Person besteht, und gebietet 
allen Menschen durch Ihn, Buße zu tun, und hält jedermann den Glauben 
vor: zurück zu Ihm, zurück zur Freude an Ihm! 


Laßt mich diese ganze Freuden- Buße beschreiben mit den Worten des 
100. Psalms: „Jauchzet dem Herrn, alle Welt! Dienet dem Herrn mit 
Freuden, kommt vor Sein Angesicht mit Frohlocken!‘‘ Das ist die Freude 
an Gott, etwas ganz Persönliches, wie die Freude an einem liebsten Menschen, 
den wir verloren haben, und der nun wieder da ist; ja viel mehr: den wir 
verachtet haben, und der es uns vergeben will. — ‚‚Erkennt, daß der 
Herr Gott ist!“ „Lehr uns Gott recht erkennen, von Herzen Vater Ihn 
nennen, ...“ und „daß wir nicht Meister suchen mehr, denn Jesum Christ 
mit rechtem Glauben und Ihm aus ganzer Macht vertrauen‘. „Sein sind 
wir — durch die Taufe versiegelt auf Seinen Namen —, Sein Volk, 
Schafe Seiner Herde“, gehören trotz allem unlösbar mit Ihm zusammen. 
„Er ist freundlich, Seine Güte währet ewiglich, Seine Treue 
für und für!“ Alles Ding währt seine Zeit — auch die Traurigkeit — 
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aber: Gottes Lieb’ in Ewigkeit. Ja, das alles dürfen wir neu erkennen aus 
Seinem Wort und daraus neu lernen die Freude am Herrn! Das walte 
Gott! Und die Freude am Herrn sei unsere Stärke! 
Amen. 
V. Kirchenzucht 


Das Bußwort des sächsischen Landesbischofs weist auf den Zerfall 
christlicher Sitte in unseren Gemeinden hin. Ihm entspricht der völlige 
Zerfall der kirchlichen Zucht. Nur noch geringe Reste der früher 
geübten Kirchenzucht sind vorhanden. An wenigen Punkten des kirch- 
lichen Lebens wird noch so etwas wie Kirchenzucht sichtbar. Es gibt 
Versagung der Trauung, der Konfirmation, der Beerdigung, Aberkennung 
des kirchliches Wahlrechtes, Disziplin über die kirchlichen Amtsträger — 
aber wo mag es vorkommen, daß Gemeindeglieder vom heiligen Abend- 
mahl ausgeschlossen werden? Wo wird wegen Gleichgültigkeit oder 
Verächtlichmachung des göttlichen Wortes, wegen offenbarer Laster in 
den Gemeinden Zucht geübt? Auch in den reformierten Gemeinden, 
deren Stolz die Übung der kirchlichen Zucht war, ist die Lage nicht 
anders als in den lutherischen und unierten Kirchen. Immerhin wird dort 
diese Not der Kirche stark empfunden, wie aus einem Wort der Kirchen- 
leitung der Reformierten Kirche Nordwestdeutschlands hervorgeht. 


Erklärung des Landeskirchenvorstandes zur Frage 
der Kirchenzucht 


Der Landeskirchenvorstand wendet sich mit einer ernsten Überlegung 
an alle Glieder unserer Landeskirche: 

„Gott hat uns nicht gegeben den Geist der Furcht, sondern der Kraft 
und der Liebe und der Zucht.“ 

Von Kraft und Liebe wollen wir wohl hören, nicht aber von dem letzten, 
der Zucht. Und doch hat unsere reformierte Kirche von Anbeginn Wert 
darauf gelegt, eine Kirche der Zucht zu sein. 


Unser Reformator Calvin hat uns gesagt: 


„Wenn keine Gemeinschaft, ja, kein Haus, in dem auch noch so 
wenige Hausgenossen miteinander leben, ohne Zucht im rechten 
Stande erhalten werden kann, so ist solche Zucht noch viel not- 
wendiger in der Kirche, deren Zustand doch gebührenderweise so 
geordnet sein muß, wie nur eben möglich... Jeder also, der da 
begehrt, die Zucht sollte abgeschafft werden, oder der ihre Wieder- 
herstellung hindert, der sucht, ob er das nun absichtlich tut oder aus 
mangelnder Überlegung, unzweifelhaft die völlige Auflösung der 
Kirche.“ 
Es ist darum recht und notwendig, daß wir uns neu auf die Aufgabe 
der Zucht in der Kirche besinnen. 
Die Kirchenzucht wird meist mißverstanden. Als im Kirchenkampf 
eine Gemeinde deutsch-christliche Irrlehrer ausschloß, wurde der Pastor 
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ins Konzentrationslager gebracht, mit der Begründung, daß hier versucht 
werde, mittelalterliche „Strafen“ wieder einzuführen. Hier ist das Anliegen 
der Kirche völlig verkannt worden. Kirchenzucht ist niemals Strafe. Sie 
hängt vielmehr aufs engste mit der Verkündigung des Evangeliums zu- 
sammen. Sie macht sichtbar, daß das Evangelium in der Gemeinde Jesu 
ernst genommen werden will. Sie zieht aus dem Evangelium die notwendigen 
Konsequenzen. Sie wendet das Wort Gottes unmittelbar auf den einzelnen 
Menschen und sein Verhalten an. Dies aber niemals in der Absicht, ihn 
zu „bestrafen“, ihm Nachteile zuzufügen oder Vergeltung zu üben. „Die 
Strafe liegt auf Ihm, auf daß wir Frieden hätten.“ Die Kirchenzucht macht 
aber dem einzelnen deutlich, daß er sich durch sein Verhalten selber um 
diesen Frieden gebracht hat, und will ihn zugleich für Christus zurück- 
gewinnen. Dies auch dann, ja gerade dann, wenn sie etwa ein Glied aus 
der Gemeinde Jesu Christi ausschließt. Mag der einzelne darin aus falscher 
Einschätzung einen bürgerlichen Nachteil finden, die Kirche will ihm jedoch 
auf keinen Fall etwas Böses tun, sondern möchte ihm nur auf jede Weise 
deutlich machen, daß er sich am Evangelium versündigt hat, und daß es für 
ihn notwendig ist, Buße zu tun. So wird Kirchenzucht zur äußersten Form 
seelsorgerlicher Liebe. 

In der Forderung solcher Kirchenzucht sind wir mit vielen Kirchen 
einig. Andererseits wird die Aufgabe der Zucht häufig verkannt und für 
recht unwesentlich gehalten. Die reformierte Kirche hat in dieser Beziehung 
von Anfang an eine klare Linie innegehalten. Wohl ist auch sie in der Durch- 
führung der Kirchenzucht im einzelnen Falle lau und nachlässig gewesen, 
ihre grundsätzliche Wichtigkeit ist aber immer wieder festgestellt worden. 

Freilich wäre es ein Fehler, die Kirchenzucht gesetzlich zu handhaben. 
Es ist schon die Frage aufgeworfen worden, ob womöglich an jedes weltliche 
Strafverfahren ein kirchliches Zuchthandeln sich anschließen müsse. Keines- 
wegs! Denn die Kirchenzucht zielt nicht in erster Linie auf solche, die 
Sünden begehen, — das tun wir alle —, sondern auf solche, die unter 
christlichem Namen unchristliche Lehre oder Wandel führen. Das sind 
solche, die auf Stand und Namen eines Christen nicht verzichten wollen, 
sich aber mit ihrem Bekenntnis und Leben als Ungläubige und Gottlose 
erzeigen. Wer zur Gemeinde Christi nicht gehören und den Namen eines 
Christen nicht in Anspruch nehmen will, wird auch von der Kirchenzucht 
nicht erreicht. 

Wer aber zur christlichen Gemeinde gehören will, der steht unter der 
Herrschaft Jesu Christi. Und der muß es sich gefallen lassen, wenn ihm 
persönlich gesagt wird, daß er durch sein Verhalten in Wort und Wandel 
die Herrschaft Jesu Christi verachtet. Damit hat es alle Kirchenzucht zu 
tun: mit der Verachtung der Königsherrschaft Christi durch die, welche 
Christen sein wollen und zur Gemeinde dazugehören. 

Daraus ergibt sich, was für uns zu tun ist. Alle Kirchenräte, ja jedes 
Gemeindeglied wird fragen müssen, ob die Herrschaft unseres himmlischen 
Herrn Verlästerung durch goitlosen Wandel duldet. 
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Wir sind es unserem Herrn Jesus Christus und uns gegenseitig schuldig, 
den in unseren Gemeinden offen zutage liegenden Schäden nachzugehen. 
Wenn jemand einer Lehre anhängt, die durch die Heilige Schrift als irrig 
erwiesen wird, wenn jemand sich von den gottesdienstlichen Versammlungen 
der Gemeinde fernhält, wenn jemand sich um die christliche Erziehung 
seiner Kinder (zu der er sich bei der Taufe verpflichtet hat) nicht bekümmert, 
wenn jemand, der das Konfirmationsversprechen abgelegt hat, sich der 
Teilnahme am Gemeindeleben versagt, wenn jemand seine Ehe nicht unter 
dem Namen Jesu Christi beginnt, wenn jemand nach erfolgter Scheidung 
eine dem Worte Gottes widersprechende zweite Ehe eingeht, wenn jemand 
in der Kirche ein Amt übernimmt und seine Gaben nicht treulich zur Ehre 
Christi und zum Dienst Seiner Gemeinde gebraucht —, dann wird das 
Evangelium mißachtet, und der Herr zum Zorn gereizt. Und dann muß die 
Kirche Zucht üben. Sonst wendet der Zorn Gottes sich nicht bloß gegen den 
einzelnen Verächter, sondern auch gegen die ganze Gemeinde. 

Wir alle wissen, an wie vielen Punkten es in unserer Kirche fehlt. 
Wenn wir von Gott nicht nur den Geist der Kraft und der Liebe, sondern 
immer wieder auch den Geist der Zucht erbitten wollen, dann gilt es, an 
diesen Punkten einen neuen Anfang zu machen. Dazu unsere Gemeinden, 
Kirchenräte und Prediger aufzurufen, ist uns je länger desto mehr ein 
ernstes Anliegen. Was an uns liegt, soll mit Gottes Hilfe geschehen, daß 
der neue Anfang nicht nur in Worten hängenbleibt, sondern zu Taten 
wird. Aber die Aufgabe liegt hier in erster Linie bei den Gemeinden und 
ihren Kirchenräten. Sie müssen handeln. Wir können dazu nur Anregung 
und Rat geben. 

Freilich bedenken wir auch, daß sich die Versäumnisse vergangener 
Jahrzehnte und Jahrhunderte nicht von heute auf morgen überwinden lassen. 
Es wäre sinnlos, durch falschen Eifer schnell erzwingen zu wollen, was Gott 
uns nur als Frucht treuer Fürbitte und geistlicher Weisheit schenken will. 
Aber wie behutsam und wie vorsichtig wir die erforderlichen Schritte auch 
tun mögen, entscheidend ist, daß sie wirklich getan werden. Die Stunde 
ist da, aufzustehen vom Schlaf. Die Gemeinde Jesu Christi wird aus dem . 
Geiste des Evangeliums als einem Geist der Zucht leben, oder sie wird 
sterben. 

„Gott hat uns nicht gegeben den Geist der Furcht, sondern der Kraft 
und der Liebe und der Zucht.“ 

Der Landeskirchenvorstand 
Middendorf Dr.Fokken 


VI. Kirchenvisitation 


Werden Wege beschritten, dem Verfall christlicher Lebensordnung 
und Sitte, ja dem darin sichtbaren Verfall der Gemeinden zu begegnen ? 
Was kann hier überhaupt getan werden? Die Frage ist vielleicht sogar 
zu stellen: Ist überhaupt der ernsthafte Wille in der evangelischen Kirche, 
ihren Pastoren und Kirchenleitungen lebendig, sich mit dem vorhandenen 
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und überkommenen Zustand der Gemeinden und ihres Lebens nicht 
zufrieden zu geben, sondern aus echter Sorge für das Heil der anvertrauten 
Seelen, aus tiefer Angefochtenheit über die erschreckende Gleichgültig- 
keit unseres Volkes gegenüber den letzten Fragen der Existenz darum zu 
ringen und zu beten, daß in unseren Gemeinden einiges anders werde? 

Als die Reformatoren in Kursachsen an die Durchführung der 
Reformation gingen, begannen sie mit der Visitation der Gemein- 
den. Gerade dieses wesentliche Amt der Kirche und ihrer Leitung 
scheint mir bei uns in einem erschreckenden Maße verfallen zu sein. 
Um so erfreulicher ist es, daß im Jahre 1949 in mehreren Kirchen die 
Notwendigkeit einer Wiedererweckung des visitatorischen Dienstes in 
der Kirche erkannt worden ist. In Kurhessen, Sachsen und Pommern 
wurden wieder ‚„Visitationsordnungen‘ geschaffen. Anderswo wurden 
die visitatorischen Pflichten der kirchlichen Aufsichtsämter (Super- 
intendenten, Dekane, Pröpste, Bischöfe) aufs neue eingeschärft. Die 
Aufgabe der „Besuchung‘‘ als eines wesentlichen kirchlichen Dienstes 
zur Auferbauung der Gemeinde ist wieder ergriffen und ein neuer Anfang 
ist im Werden. 

Als Beispiel dieses neuen Anfangs geben wir die Richtlinien für die 
Durchführung der Kirchenvisitationen in der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche Sachsens. 


Richtlinien für die Durchführung von Kirchenvisitationen 


Vom 17. Februar 1949 


r 


Seit den Jahren des Kirchenkampfes ist in unserer Landeskirche aus 
inneren und äußeren Gründen das Visitationswesen völlig in Verfall ge- 
raten. Diese Entwicklung ist sehr zum Schaden der Einzelgemeinden wie 
der Gesamtkirche gewesen. Andererseits ist gerade in jener Zeit der Sinn 
und die Wichtigkeit des Besuchsdienstes neu erkannt worden. Nunmehr 
erfordert der Neuaufbau unserer Landeskirche auch eine Neuregelung der 
Kirchenvisitation, bei der zunächst nach den folgenden Richtlinien zu 
verfahren ist. Das Landeskirchenamt hält die Zeit noch nicht für gekommen, 
eine endgültige Wisitationsordnung in neuer Gestalt zu erlassen, vst viel- 
mehr der Überzeugung, daß dafür erst noch Erfahrungen gesammelt werden 
müssen. Darum bleiben zunächst die bisher geltenden Bestimmungen (vgl. 
besonders Generalverordnung vom 15. Januar 1892 — KonsVOBI. S.1ff.—) 
in Kraft, soweit sie nicht durch die veränderten Zeitverhältnisse überholt 
sind oder durch die folgenden Richtlinien abgeändert werden. 


Il: 


Der Sinn der Visitation ist gleicherweise in einer seelsorgerlichen und 
brüderlichen Hilfe für die Gemeinden und die Pfarrer wie in einer Aufsicht 
über das gesamte kirchliche Wesen zu suchen. 
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Soll die Visitation geistliche Förderung bringen, so hat sie zu einer 
wesentlichen Voraussetzung, daß es zu einem eingehenden Gespräch mit 
den Pfarrern, den Kirchenvorstehern und sonstigen tätig im kirchlichen 
"Leben stehenden Gemeindegliedern über die Fragen des inneren Lebens der 
Gemeinde kommt. 

Der Visitator sollte außerdem darauf bedacht sein, etwa an einem 
Gemeindeabend zur Gemeinde zu sprechen und die gesamte Visitation auch 
unter volksmissionarische Gesichtspunkte zu stellen. 

Die Pflicht der Aufsicht erstreckt sich auf alle Gebiete und hat sich auch 
der äußeren Ordnung mit allem Ernst zuzuwenden. 

Gewiß soll die Visitation nicht zu einer Schaustellung werden, bei der 
ein falsches Bild von der Gemeinde dargeboten wird. Es liegt aber durchaus 
in ihrem Sinne, wenn die Gemeinde die Ankündigung der Visitation zum . 
Anlaß nimmt, zunächst selbst ihre Verhältnisse zu prüfen und Mißstände 
schon vor der Visitation abzustellen. 


III. 

Der Besuchsdienst ist eine wesentliche Aufgabe des Superintendenten, 
er hat darum in den Gemeinden seines Bezirkes Visitationen durchzuführen. 
Dabei sollte er jedoch nicht alleinsiehen, sondern nach Möglichkeit und 
Notwendigkeit die einzelnen Sachbearbeiter seiner Ephorie ( Bezirks- 
katechet, Kirchenmusikdirektor, Jugendpfarrer, Beauftragte für Männer- 
und Frauenarbeit usw.) zuziehen. Er kann auch einen anderen Pfarrer 
(etwa den Konventsvorsitzenden) beteiligen. Auf alle Fälle sind einzuladen 
die Synodalen des Kirchenbezirks und der Kirchenamtsrat. Dieser hat 
dafür Sorge zu tragen, daß durch geeignete Beauftragte die Angelegenheiten 
der Verwaltung in dem jeweiligen erforderlichen Maße geprüft werden. 


IV. 
Der Visitationsdienst- wird ausgeübt in den Formen 
der Großen Visitation, 
der Kleinen Visitation und 
des kurzen Besuchs. 


V. 

Die Große Visitation hat sich auf alle Gebiete des kirchlichen Lebens 
zu beziehen. Für sie ist im wesentlichen maßgebend die Generalverordnung 
vom 15. Januar 1892 (Kons. VOBI. 8. 1ff.). Da sie auf alle Fälle den 
Besuch von Konfirmanden- und Religionsunterricht in sich schließen muß, 
kann sie nicht auf einen Sonntag beschränkt sein. Es empfiehlt sich, den 
Besuch des Unterrichts und vielleicht auch die Sitzung des Kirchenvor- 
standes und die Prüfung der äußeren Dinge der Kirchgemeinde und des- 
Pfarramtes an Tagen vor dem Visitationssonntag vorzunehmen. 

In Gemeinden mit mehreren Pfarrern bestimmt der Superintendent, 
welcher von ihnen. im Visitationsgottesdienst zu predigen hat, es braucht 
nicht der Pfarramtsleiter zu sein. 
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Jede Tochter- und Schwestergemeinde ist zu besuchen und nach Möglich- 
keit auch dort ein Gottesdienst zu halten. In der abzuhaltenden Kirchen- 
vorstandssitzung hat auf alle Fälle auch eine Aussprache ohne Beisein der 
Pfarrer stattzufinden; umgekehrt muß auch eine Besprechung mit den 
Pfarrern allein angesetzt werden. 

Von besonderer Bedeutung ist es, daß die Ergebnisse der Visitation 
ausgewertet werden. Auch der Gemeinde sollte im Gemeindeabend ein geist- 
liches Wort der Ermunterung oder Mahnung auf Grund der gemachten 
Erfahrungen gesagt werden. 


2; 


Es wird jetzt darauf verzichtet, einen neuen Fragebogen für die Visitation 
herauszugeben. Statt dessen ist vierzehn Tage vor der Visitation ein aus- 
führlicher Bericht über den Stand des kirchlichen Wesens einzureichen, 
der nicht nur allgemeine Ausführungen, sondern Einzelangaben enthalten 
muß, für die in vielen Punkten auch heute noch die Fragen in dem bis- 
herigen Fragebogen (vgl. Verordnung vom 28. Dezember 1926 — Kirchl. 
GVOBI. 1926/27 8.17 —) maßgebend sein können. Bei ungenügenden 
Berichten hat der Superintendent die nötigen Ergänzungen anzufordern. 


Der Bericht ist in folgender Weise zu gliedern: 

1. Gottesdienstliches Leben (Zeit der Gottesdienste, Besuch, Sakraments- 
gottesdienste, Abendmahlsfeiern, Kirchenmusik, Wochenlieder, Kinder- 
gottesdienste usw.); 

2. sonstige Veranstaltungen, Bibelstunden, Bibelwoche, Evangelisation, 
Jugend-, Männer- und Frauenabende, Kasualien usw.); 

3. Unterricht (äußere Ordnung, Lehrkräfte, Zahl und Prozentsatz der er- 
faßten Kinder und Klassen, Konfirmandenunterricht usw.); 

4. Seelsorge (Einzelseelsorge, Beichte, Seelsorge im Zusammenhang mit 
Kasualien, Seelsorge an Umsiedlern, in Krankenhäusern und An- 
stalten usw.); 

5. Liebestätigkeit (Ausschüsse für Innere Mission und Hilfswerk, An- 
stalten, Armenpflege usw.); 

6. Kirchliche Mitarbeiter (Namen und Zahl, Ausbildung und Fortbildung, 
theologische Arbeit der Pfarrer, Fürsorge für geistliche Gemeinschaft der 
Mitarbeiter, Kirchenvorstände, Helferschaft usw.); 

7. innere Zustände der Gemeinde (kirchliche Sitte, sitiliche Zustände, 
landeskirchliche Gemeinschaft, Aus- und Eintriite, katholische Kirche, 
Freikirchen und Sekten usw.); 

8. äußere Verhältnisse (Größe der Gemeinde, Grundstücke, Gebäude und 
ihr Zustand, Benutzung nicht kircheneigener Räume, wirtschaftliche 
Verhältnisse, Kirchenbücher, Archiv usw.); 

9. Sonstiges. 


Der Bericht ist ebenso wie die Visitationspredigt über die Superinten- 
dentur dem Landeskirchenamt einzureichen. 
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VI. 
Im Laufe der nächsten sechs Jahre hat in allen Gemeinden der Landes- 
kirche eine Große Visitation stattzufinden; ein Plan dafür ist sofort von 
allen Superintendenten aufzustellen. 


VII. 

Die Kleine Visitation besteht in einem Besuch des Ephorus an einem 
Sonntag, bei dem er am Gemeindegottesdienst teilnimmt oder ihn selbst 
hält. Sie soll Gelegenheit zur Besprechung mit den kirchlichen Mitarbeitern 
geben und mit einem Gemeindeabend abgeschlossen werden. Sie kann stait- 
finden im Zusammenhang mit der Einweisung eines neuen Pfarrers, mit 
örtlich-kirchlichen Gedenktagen. Sie sollie außerdem besonders dann ge- 
halten werden, wenn Schwierigkeiten aufgetreten sind, welche die Gesamt- 
gemeinde bewegen. 

IX. 

Überdies wird der Ephorus darauf bedacht sein, möglichst häufig an- 
gemeldet oder unangemeldet zu einem kurzen Besuch in seine Gemeinden 
und Pfarrhäuser zu kommen, dem Unterricht und anderen Veranstaltungen 
beizuwohnen, sich vom Stande des kirchlichen Lebens zu überzeugen und 
mit Rat, Zuspruch und Mahnung zu dienen. 


ee 
Generalvisitationen eines ganzen Kirchenkreises werden durch den 
Landesbischof vorgenommen. Er besucht nach Möglichkeit alle Gemeinden, 
nimmt an ihren Gottesdiensten teil und hält Besprechungen mit den Kirchen- 
vorständen. Er besucht die Pfarrkonvente, die Ephoralkonferenz und eine 
Bezirksversammlung aller kirchlichen Mitarbeiter. Nähere Anordnungen 
über die Durchführung ergehen in jedem Einzelfall. 


XI. 

Ephoralwisitationen in kleinerem Umfange werden durch .die theo- 
logischen Räte des Landeskirchenamtes abgehalten. Sie umfassen einen 
Gottesdienst ın der Ephoralstadi oder einem andren Ort der Ephorie, . 
Besprechung mit den kirchlichen Mitarbeitern oder einzelnen Gruppen 
derselben auf einer Bezirksversammlung, einen Gemeindeabend und eine 
Ephoralkonferenz. Weitere Veranstaltungen können festgesetzt werden. Das 
Nähere wird in jedem Einzelfall geregelt. 

Evang.-Luth. Landeskirchenamt Sachsens 
D. Hahn Kotte 


e) Das kirchliche Geldwesen 


Die Währungsreform vom Sommer 1948 brachte die evangelischen 
Kirchen in Westdeutschland in erhebliche finanzielle Nöte. Was man 
im Osten schon vorher durchgemacht und wohl auch nicht ohne die 
Hilfe der Westkirchen mühsam durchgestanden hatte, das wurde nun 
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im Westen akut. Im selben Augenblick gab es obendrein in Deutschland 
zwei Währungen, die seitdem auch die Beziehungen zwischen den öst- 
lichen und westlichen Kirchen erschweren und z. B. es ganz unmöglich 
machen, daß in der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union, 
die westliche und östliche Gebiete und Berlin umfaßt, ein irgendwie 
gearteter Finanzausgleich oder eine Lösung der seit 1945 offenen Frage 
einer gemeinsamen Versorgung der Pfarrer und Beamten der altpreußi- 
schen Union erfolgen kann. 

Nach der Währungsreform mußten in kurzer Zeit fast überall in den 
Kirchen Westdeutschlands Gehaltskürzungen bis zu einem Drittel des 
Gehaltes oder „Einbehaltungen“ oder Notopfer durchgeführt werden. 
Diese Maßnahmen wirkten sich um so empfindlicher aus, als die Preise 
noch in gar keinem Verhältnis zum wirklichen Wert der Dinge standen 
und darum die Einkommensverhältnisse der kirchlichen Amtsträger 
kaum zur Bezahlung des reinen Lebensunterhaltes ausreichten. 

Es wurde immer klarer, daß das bisherige Steuersystem in den Landes- 
kirchen nicht imstande war, den elementaren Geldbedarf der Kirchen zu 
beschaffen. In den vorhergehenden Jahren, wo das Geld sehr reichlich 
floß, wo auch noch große Konten aus Ersparnissen vorhanden waren, 
konnte die wirkliche Lage der Kirche in der gesamtdeutschen Verarmung 
noch verhüllt bleiben. Nun aber schrumpfte das Steueraufkommen der 
Kirchen auf ein Minimum zusammen, da es fast durchweg auf der 
Vergangenheitsbesteuerung aufgebaut war. Es mußte zur Gegenwarts- 
besteuerung übergegangen werden. Das war aber nur auf dem Wege 
des Lohnabzugsverfahrens möglich. Und dagegen bestanden starke Be- 
denken in manchen Kreisen der Kirche, da bei diesem Verfahren die 
Einziehung der Steuern durch die staatlichen Finanzämter erfolgen 
mußte. Dadurch kam es zu langwierigen Verhandlungen in den Kirchen, 
bis die begreiflichen Widerstände überwunden werden konnten. Noch 
ein zweiter, nicht nur innerkirchlicher Streitpunkt mußte ausgeräumt 
werden. In vielen Landeskirchen war nur die Kirchengemeinde, aber 
nicht die Landeskirche berechtigt, Kirchensteuern zu erheben. Die 
Landeskirchen mußten ihren Bedarf aus Umlagen, die einen bestimmten 
Prozentsatz der Gemeindekirchensteuer umfaßten, decken. Das war in 
den Zeiten, da die Pfarrer aus Pfründeneinkommen, Gemeindemitteln 
und staatlichen Besoldungszuschüssen ihr Gehalt empfingen, sach- 
gemäß. Aber längst war eine immer stärkere Vereinheitlichung und 
Zentralisierung der Pfarrbesoldung, die den größten Posten der kirch- 
lichen Finanzwirtschaft ausmacht, erfolgt. In einer wachsenden Zahl 
von Landeskirchen wurde die Pfarrbesoldung landeskirchlich geregelt. 
Dementsprechend gab es auch schon „Landeskirchensteuer‘“ mit kirchen- 
gemeindlichen Zuschlägen. Als nun 1949 die Umlagezahlung der Ge- 
meinden nicht mehr ordnungsmäßig funktionierte, sahen sich weitere 
Landeskirchen dazu genötigt, zur Sicherung der Pfarrbesoldung und der 
immer größer gewordenen Versorgungslast für die Pensionen, Witwen- 
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und Waisengelder dazu überzugehen, die Landeskirchensteuer einzu- 
führen. Hierzu bedurfte es der gesetzlichen Ermächtigung seitens der 
Staaten. Es mußte von den Kirchenleitungen oft ein schwieriger Kampf 
nach zwei Seiten ausgekämpft werden, denn es galt, außerhalb und inner- 
halb der Kirche die nicht geringen Widerstände zu überwinden. Bei 
den Parlamenten der Länder war es fast leichter, die erforderlichen staat- 
lichen Ermächtigungsgesetze zu erreichen, als bei den Gemeinden, die 
um ihre finanzielle Selbständigkeit durch Erhaltung der Steuerhoheit 
zu kämpfen sich veranlaßt sahen. Die Ansprache des Kieler Bischofs 
an die Gemeinden in Schleswig-Holstein läßt die Schwierigkeiten, aber 

auch die Art und Weise erkennen, wie sie überwunden wurden. 


Ansprache zur Neuregelung der Kirchensteuer 


Kiel, im Mai 1949 


Die wirtschaftliche Lage unserer Landeskirche ist seit der Währungs- 
reform bedrohlich geworden. Wir haben versucht, mit den nachfolgenden 
Regelungen daraus die notwendigen Folgerungen zu ziehen, wie es die der 
Kirchenleitung aufgelegte Verantwortung gebietet. Es kommt nun aber darauf 
an, daß auch die Kirchengemeinden ihre Verantwortung erkennen und ihre 
Kraft einsetzen, um die Landeskirche durch diese Krise hindurchzutragen. 
Daher nehme ich das Wort nicht nur im Namen der Kirchenleitung, sondern 
auch als Träger des bischöflichen Amtes, welches auch die Verantwortung 
für das äußere Durchkommen von Landeskirche und Gemeinden in sich 
schließt, um ein ernstes Wort zur Not der Stunde zu sagen. 

Die Kirche ist in der Währungsreform nicht anders behandelt worden 
als alle anderen Personen und Einrichtungen; das heißt, die Rücklagen 
und Kapitalbestände sind auf einen unbedeutenden Bruchteil zusammen- 
geschrumpft. Die Umlagebeträge aus den Gemeinden sind nicht in voller 
Höhe abgeführt worden und gehen weiterhin nur zögernd ein. Dabei hat 
die Landeskirche mehr Lasten zu tragen als in gewöhnlichen Zeiten; ich 
nenne als Beispiel nur den Gesamtbetrag von 555000 DM, der durch den 
Einstrom der Ostflüchtlinge ( Pastoren, Kirchenbeamte, Witwen, Pensionäre 
usw.) aufgebracht werden muß. Auch die übrigen Verpflichtungen der 
Landeskirche bestehen großenteils in Personalausgaben; 541 Ruhegehalis- 
empfänger und Witwen und 106 aktive Gehaltsempfänger (landeskirchliche 
Beamte und Angestellte, Zuschüsse an Pröpste und an Anstaltsgeistliche, 
Personal der landeskirchlichen Werke) müssen regelmäßig ihre Gebührnisse 
empfangen. Es ist also ein sehr großer Personenkreis von Männern, Frauen 
und Kindern, der unmittelbar von dem regelmäßigen Aufkommen der 
kirchlichen Abgaben abhängig ist. 

Die Landeskirche hat sich sofort nach der Währungsreform bemüht, 
Mittel und Wege zu finden, um der Notlage zu begegnen. Wir haben die 
Einführung des Lohnabzugsverfahrens beantragt; das ist aber bisher an 
politischen Widerständen gescheitert; unsere Bemühungen werden fort- 
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gesetzt. Ein anderer Ausweg war die Aufnahme von Krediten. Jedermann 
weiß, wie teuer heute Kredite sind. Wir haben nicht nur die vertragliche 
Pflicht, die Kredite in kürzester Frist zurückzuzahlen, sondern wir wollen 
diese Pflicht auch von uns selber gern erfüllen, weil wir die K reditwirtschaft 
nur als bittere Notwendigkeit ansehen. Dazu brauchen wir aber die Unter- 
stützung durch die Gemeinden, von deren Beiträgen die Landeskirche lebt. 

Wir wissen, daß auch eine große Zahl von Gemeinden die Not am 
eigenen Leib spürt; ihnen sagen wir nichts Neues. Es gibt aber auch eine 
Anzahl von Gemeinden, die noch nicht in ernsteren wirtschaftlichen Schwie- 
rigkeiten stehen. Auf das Verhalten dieser Gemeinden wird es in der nächsten 
Zeit besonders ankommen. Es darf nicht sein, daß ein Teil der Gemeinden 
darbt und seine gesetzlichen Verpflichtungen der Propstei und der Landes- 
kirche gegenüber nicht erfüllen kann, während ein anderer Teil noch immer 
glaubt, sich die Ausschöpfung ihrer finanziellen Möglichkeiten ersparen 
zu können. Der Grundsatz der Selbständigkeit der Gemeinden darf nicht 
in einen Gemeindeegoismus ausarten, der die Verpflichtungen gegen das 
Ganze hinter die eigenen Wünsche und Bedürfnisse zurücksetzt. Die besser 
gestellten Gemeinden tragen eine Verantwortung für die schlechter gestellten 
und müssen ihnen helfen. Es ist nicht zu verantworten, daß einige Gemeinden 
gegenüber anderen, die etwa vom Kriege hart mitgenommen sind, geringe 
Kirchensteuersätze erheben und mit Eifer aufrechterhalten. Sie werden 
ihre Abgaben erhöhen und einem allgemeinen Maßstab angleichen müssen. 
Auch das Kirchgeld, das nunmehr allgemein eingeführt wird, muß als 
Beitrag zu dem unbedingt notwendigen innerkirchlichen Lastenausgleich 
angesehen werden; es soll speziell den vom Krieg hart getroffenen Gemeinden 
ausheljfen. 

Unsere Landeskirche gehörte bisher nicht zu den deutschen Landeskirchen, 
deren Kirchensteuersätze über dem allgemeinen Durchschnitt lagen. Wenn 
wir auf Grund unserer besonders hohen Belastung durch Ostflüchtlinge vor 
der Evangelischen Kirche in Deutschland unser Recht auf einen Finanz- 
ausgleich geltend machen, so müssen wir auch in kirchensteuerlicher Hin- 
sicht die Voraussetzungen dafür schaffen, daß dieser Anspruch von den 
übrigen Landeskirchen als begründet anerkannt werden kann. 

Es werden in der gegenwärtigen Krise in der ganzen evangelischen 
Kirche Erwägungen angestellt, ob nicht das bisherige System der Kirchen- 
steuer und ihrer Verwaltung einer grundsätzlichen Überprüfung und Revi- 
sion bedürfe. Wir können leider das Ergebnis dieser Überlegungen nicht 
abwarten, sondern müssen handeln, um unserer Verantwortung gerecht zu 
werden, und müssen uns dabei der im Augenblick vorhandenen Möglich- 
keiten bedienen. Doch glauben wir, daß alle einzelnen Maßnahmen Aus- 
fluß eines einfachen chrisilichen Grundgedankens sind, nämlich der biblv- 
schen Mahnung: ‚Einer trage des andern Last, so werdet ihr das Gesetz 
Ohristi erfüllen.‘‘ Wenn dies Gesetz nun in der unliebsamen Hülle formal- 
gesetzlicher äußerlicher Satzungen erscheint, so bitten wir alle, die davon 
betroffen werden, den inneren Anspruch zu vernehmen, der sich an die 
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Treue, die Verantwortung, den Opferwillen und das Bekenntnis zur Kirche 
richtet. Auch die Kirchensteuerprobleme der Gegenwart stehen unter der 
Autorität der Worte des Galaterbriefes Kap. 6, 6—10; auch die Treue in 
der Erfüllung der finanziellen Pflichten für die Kirche steht unter der 
Mahnung und Verheißung von 2. Kor.9 Vers 6: „Wer da kärglich sät, 
der wird auch kärglich ernten; und wer da sät im Segen, der wird auch 


ernten im Segen.“ 
D. Halfmann 


So wurden im Gesamtraum des nordwestdeutschen Luthertums die _ 
Landeskirchensteuern eingeführt, in Hannover, Braunschweig, Schleswig- 
Holstein und Oldenburg (in Hamburg bestand diese Regelung schon). 
Dagegen kam es trotz der gleichen kritischen Lage dazu nicht in West- 
falen und im Rheinland, weil in diesen Kirchen die presbyteriale Über- 
lieferung so stark ist, daß die Landessynoden einen derartigen Beschluß 
nicht fassen würden. Außerdem gibt es in diesen Kirchen keine zentrale 
Pfarrbesoldung. Hier blieb es bei der Einführung der Gegenwartsbe- 
steuerung und des Lohnabzugsverfahrens. Bemerkenswert ist die Fest- 
stellung, daß sich die Kirchen bei der gegenwärtigen Regelung ihres 
Steuerwesens nicht zu beruhigen gedenken. Es ist ihnen bewußt, daß 
das gegenwärtige System eine augenblickliche Notlösung darstellt, 
die auf die Dauer einer besseren, kirchlich und gemeindlich mehr ver- 
ankerten Ordnung des Steuerwesens weichen muß. Die Eigentümlichkeit 
und Selbständigkeit der kirchlichen Abgaben verschwindet heute ganz 
unter dem Allgemeinbegriff der Steuer. Auch ist die Verbindung des 
Staates mit der Kirche im heutigen Steuersystem allzu eng, ja fast 
besorgniserregend. Aber eine Neuordnung des kirchlichen Beitrags- 
wesens ist eine sehr schwierige Aufgabe, die einer gründlichen Vorarbeit 
bedarf. Diese Vorarbeit sollte jedenfalls nicht liegen gelassen werden. 
Denn die Zeit könnte nachher allzu kurz sein. 

Nicht nur im Staat, auch in den Kirchen wird im Blick auf die große 
Verschiedenheit der Kriegseinwirkungen in den Gemeinden die Frage. 
des Lastenausgleichs brennend. Fast in jeder Landeskirche gibt es 
Gemeinden, die stark zerstört sind, und viele, die ihre sämtlichen kirch- 
lichen Gebäude verloren haben, während andere vom Kriege unberührt 
geblieben sind. Der Wiederaufbau dieser Gebäude, eine für das Gemeinde- 
leben elementare Aufgabe, geht weit über die Kräfte der dortigen Ge- 
meindeglieder hinaus. Darum suchen die Landeskirchen nach Mitteln 
und Wegen, für ihre schwer betroffenen Gemeinden zu sorgen. So hat 
z.B. die Evangelische Kirche im Rheinland, deren Bereich vom Krieg 
besonders schwer heimgesucht wurde, einen aus den Umlagen der 
Gemeinden gespeisten Fonds gebildet, der den Gemeinden die Verzin- 
sung und Tilgung ihrer zu Wiederaufbauzwecken aufgenommenen Kre- 
dite gewährt. Außerdem werden natürlich in besonderen Fällen landes- 
kirchliche Baubeihilfen gezahlt. Aber dies ist freilich erst ein Anfang. 
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Weitergehende Pläne werden erwogen, um einen wirksameren innerkirch- 
lichen Lastenausgleich durchzuführen. 

In mustergültiger Weise hat die Evangelische Kirche Württembergs 
durch Kirchengesetz diesen Lastenausgleich in die Wege geleitet, und 
zwar in Gestalt einer brüderlichen Aufbauhilfe. 


Kirchliches Gesetz über die Brüderliche Aufbauhilfe 
für schwer kriegsbetroffene Kirchengemeinden 


Vom 5. Mai 1949 


Die schweren Schäden, die durch den Krieg an den kirchlichen Gebäuden 
einer großen Zahl von Kirchengemeinden verursacht worden sind, haben 
in diesen Gemeinden unmittelbare kirchliche Notstände geschaffen. Die 
Notlage ist um so größer, als in denselben Orten meist auch die Gemeinde- 
glieder an Vermögen oder Erwerb geschädigt sind. Die Mehrzahl dieser 
Kirchengemeinden hat Mühe, auch nur ihren laufenden Verpflichtungen 
nachzukommen; sie ist erst recht nicht in der Lage, die zerstörten oder 
schwerbeschädigten Gebäude aus eigener Kraft allein wieder aufzubauen. 
Und doch muß die Wiederherstellung der zerstörten oder schwerbeschädigten 
Gebäude mit allen Kräften gefördert werden, wenn nicht das innere Leben 
der betroffenen Kirchengemeinden auf die Dauer schweren Schaden erleiden 
soll. Früher haben die großen Kirchengemeinden, voran die Gesamtkirchen- 
gemeinde Stuttgart, hohe Summen an Landeskirchensteuer und Pfarrstellen- 
beitrag aufgebracht und damit der Landeskirche ermöglicht, die Lasten der 
mittleren und kleinen Kirchengemeinden wesentlich zu erleichtern. Jetzt 
muß es Aufgabe der verschont gebliebenen Kirchengemeinden sein, ent- 
sprechend der apostolischen Mahnung: „Einer trage des andern Last, so 
werdet ihr das Gesetz Christi erfüllen‘‘ (Gal. 6, 2) ihrerseits den. betroffenen 
Kirchengemeinden glaubensbrüderliche Hilfe zu leisten. 

Angesichts der Dringlichkeit der baldigen Beschaffung von Mitteln hat 
der Landesbischof auf das Pfingstfest 1949 an Stelle der üblichen Pfingst- 
kollekte ein allgemeines Kirchenopfer zugunsten der schwer kriegsbetroffenen 
Kirchengemeinden angeordnet. Zur Aufbringung der weiteren Mittel ın der 
Zukunft hat der Landeskirchentag am 5. Mai 1949 das folgende kirchliche 
Gesetz beschlossen, das hiemit verkündet wird: 


24 
Zweck der Brüderlichen Aufbauhilfe 


(1) Bei der Evangelischen Landeskirche wird eine ‚„‚Brüderliche Auf- 
bauhilfe für schwer kriegsbetroffene Kirchengemeinden‘ eingerichtet. Sie 
hat die Aufgabe, diesen Kirchengemeinden den Wiederaufbau ihrer zer- 
störten oder schwer beschädigten kirchlichen Gebäude zu ermöglichen. 

(2) Welche Kirchengemeinden in die Liste der schwer kriegsbetroffenen 
aufzunehmen sind und wie lange sie in dieser Liste zu führen sind, bestimmt 
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der Evangelische Oberkirchenrat gemeinsam mit dem Ständigen Ausschuß 
des Evangelischen Landeskirchentags (vgl.$ 39 des Kirchenverfassungs- 
gesetzes). | 

(3) Durch die Ablieferung von Kürchenglocken, die Abnahme von 
Kupferdächern und ähnliche staatlich angeordnete Maßnahmen verursachte 
Schäden werden nicht als Kriegsschäden im Sinne dieses Gesetzes gewertet. 


$2 
Beiträge der Kirchengemeinden 


(1) Die Mittel der Brüderlichen Aufbauhilfe werden durch jährliche 
Beiträge derjenigen Kirchengemeinden aufgebracht, die nicht als schwer 
kriegsbetroffen anzusehen sind ($ 1 Abs. 2). Schwer kriegsbetroffene Kir- 
chengemeinden ohne Schäden an den kirchlichen Gebäuden können von der 
Beitragsentrichtung ganz oder teilweise befreit werden. Die Höhe des von 
der einzelnen Kirchengemeinde aufzubringenden Beitrags wird vom Evan- 
gelischen Oberkirchenrat nach Maßgabe der Bestimmungen in Abs. 2—4 
festgesetzt. 

(2) Die Beiträge werden in einem Hundertsatz der für das Rechnungs- 
jahr 1948 festgestellten Ablieferungssumme der Kirchengemeinden an Lan- 
deskirchensteuer erhoben. Jede Kirchengemeinde hat jedoch mindestens den 
Betrag zu entrichten, der sich nach der Seelenzahl der Kirchengemeinde bei 
Zugrundelegung eines Satzes von 20 Pf. für den Kopf der evangelischen 
Bevölkerung unter Hinzurechnung von 10 v. H.der für das Rechnungsjahr 
1948 festgestellten Ablieferungssumme der Kirchengemeinde an Landes- 
kirchensteuer errechnet; der hiebei sich ergebende Beirag wird auf einen 
durch 10 teilbaren DM-Betrag abgerundet. 


(3) Der nach Abs. 2 Satz 1 anzuwendende Hundertsatz beträgt in den 
‚Kirchengemeinden mit einem Satz der Ortskirchensteuer für das Rechnungs- 
jahr 1948 


bis zu 40 v. H. des Satzes der Landeskirchensteuer 40 v. H., 


von 41—45 v. H. „ A R x 35 v. H., 
von 46—50 v. H. „, > ei er 380 v. H., 
von 5l—55 v. H. „, A ” 25 v A, 
von 56—95 v. H. „, e ” Rs 20 v. H., 
von SW HD. n = x „ und mehr 15 v. H. 


(4) Als Satz der Ortskirchensteuer 1948 gilt der unter Beachtung von 
$ 1 Abs. I der Kirchlichen Verordnung über die Umstellung der kirchlichen 
Abgaben auf die neue Währung vom 3. November 1948 (Abl.33 8. 189) 
tatsächlich erhobene Steuersatz. Ist der Fehlbetrag des ortskirchlichen Haus- 
haltsplans für das Rechnungsjahr 1948 durch Ortskirchensteuer nach einem 
von dem Maßstab der Landeskirchensteuer abweichenden Steuermaßstab 
oder aus freiwilligen Zuwendungen gedeckt worden, so gilt als Satz der 
Ortskirchensteuer der Hundertsatz, der dem Verhältnis des Ertrags der 
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Ortskirchensteuer oder der Einnahmen aus freiwilligen Zuwendungen zum 
Ertrag der Landeskirchensteuer entspricht. 


583 
Aufbringung der Beiträge 

(1) Die Kirchengemeinden bringen die nach $ 2 zu entrichtenden jähr- 
lichen Beiträge aus freiwilligen Zuwendungen der Gemeindeglieder ( Kirchen- 
kollekte, Sammlungen u. a.) auf. Wo dieser Weg nicht oder nicht ausschließ- 
lich beschritten werden will, hat die Kirchengemeinde zur Ortskirchensteuer 
einen ‚‚Sonderzuschlag zu Gunsten der Brüderlichen Aufbauhilfe für schwer 
kriegsbetroffene Kirchengemeinden“ in einem entsprechenden Hundertsatz 
der Landeskirchensteuer zu erheben. Der Sonderzuschlag wird im Kirchen- 
steuerbescheid besonders ersichtlich gemacht. 

(2) Der Beitrag zur Brüderlichen Aufbauhilfe wird mit der Landes- 
kirchensteuer an die Kasse des Evangelischen Oberkirchenrats abgeführt. 


$ 4 
Verwaltung der Mittel 

(1) Die Mittel der Brüderlichen Aufbauhilfe werden vom Evangelischen 
Oberkirchenrat in der Kirchlichen Hilfskasse verwaltet. Dieser entscheidet 
auch über die Verteilung. 

(2) Äußerste Sparsamkeit in der Haushaltsführung und volle Aus- 
schöpfung der verfügbaren Einnahmequellen ist Voraussetzung für die 
Zuweisungen an die Kirchengemeinden aus der Brüderlichen Aufbauhilfe. 


$5 
Verwendungsnachweis 
Der Oberkirchenrat wird dem Ständigen Ausschuß des Landeskirchen- 
tags über die Brüderliche Aufbauhilfe regelmäßig berichten un ') außerdem 
jährlich einen Überblick vorlegen 
1. über die Einnahmen, die der Brüderlichen Aufbauhilfe zugeflossen 
sind, 
2. über die aus der Brüderlichen Aufbauhilfe bewilligten Beiträge. 
$6 
Schlußbestimmung 
Der Oberkirchenrat kann zur Durchführung dieses Gesetzes weitere 
Bestimmungen erlassen. 
ah 


Inkrafttreten und Geltungsdauer 


(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1949 in K raft. 
(2) Es gilt zunächst auf die Dauer von 5 Jahren. 


Stuttgart, den 5. Mai 1949. Haug 
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f) Die landeskirchliche Ordnung für das Hilfswerk und die 
Innere Mission 


Auf keinem Gebiet des innerkirchlichen Lebens sind in den letzten 
Jahren, zumal 1949, so viele Gesetze und Ordnungen erschienen wie 
auf dem diakonischen. Selten, vielleicht noch nie zuvor, haben sich die 
Landeskirchen so ausführlich mit der gesamtkirchlichen Ordnung ihrer 
diakonischen Arbeit befaßt. Insgesamt sind in jüngster Zeit, meist 1949, 
über fünfunddreißig landeskirchliche Gesetze, Ordnungen, Anweisungen 
erlassen worden, die sich mit diesem Dienst beschäftigen. Das hat seinen _ 
Grund natürlich in erster Linie in der Gründung des Hilfswerkes 1945. 
Hierdurch wurden zwei Fragen aufgeworfen: l.in welchem Verhältnis 
steht das Hilfswerk zu den Landeskirchen? 2.in welchem Verhältnis 
steht es zur Inneren Mission? Zu diesen zwei neuen Fragen kam in dieser 
Lage nun eine alte als dritte: 3. in welchem Verhältnis steht die Innere 
Mission zur Landeskirche? Die dritte ist so alt wie die Innere Mission. 
Aber sie war jahrzehntelang nicht akut, da die Landeskirchen damals 
ein staatskirchliches Gepräge hatten, sofern sie unter dem landesherr- 
lichen Summepiskopat standen. Nach 1918 wurde sie brennender, aber 
unter den damaligen politischen Verhältnissen war das Bedürfnis einer 
Lösung nicht sehr groß. Anders wurde es im Dritten Reich, als der Staat 
seinen Monopolanspruch auf alle Wohlfahrtsarbeit zur Geltung zu bringen 
trachtete. Die ganze diakonische Arbeit der Kirche, sofern sie in der 
„Inneren Mission‘ getrieben und organisiert war, geriet in die Gefahr 
der Gleichschaltung und Verstaatlichung — oder Auflösung. Damals 
wurden zum ersten Male Feststellungen über den kirchlichen Charakter 
dieser Arbeit in der Weise getroffen, daß die ‚Innere Mission‘ eine zwar 
eigenständige, aber wesentlich kirchliche Einrichtung sei und dem 
„Staat‘“ gegenüber eindeutig als ein Werk und eine Betätigung der 
Kirche und darum der vorhandenen Landeskirchen zu gelten habe. 

Nach dem Ende des Dritten Reiches ist diese Entwicklung nicht 
wieder rückgängig gemacht worden, sondern hat auch unter den neuen . 
politischen Verhältnissen ihre allein sachgemäße Fortsetzung erfahren, 
wie aus den inzwischen erlassenen kirchlichen Ordnungen hervorgeht. In 
diesen wird durchweg das Verhältnis von Landeskirche und Innerer 
Mission in Gestalt einer formellen „Zuordnung“ der Inneren Mission 
zur Landeskirche festgestellt. Die Arbeit der Inneren Mission wird durch 
die Organe der Landeskirche anerkannt als kirchlicher Dienst, aber auch 
unter stärkeren landeskirchlichen Einfluß gebracht. Die Verbindung 
von Landeskirche und Innerer Mission wird dadurch enger und fester, 
als sie früher war, und das muß von beiden Seiten eigentlich als eine 
sachgemäße Förderung und Besserung gegenüber dem früheren Neben- 
einander begrüßt werden. Es kann der Inneren Mission nur dienlich 
sein, wenn sie sich als Werk der Kirche weiß und ihre kirchliche Verant- 
wortung erkennt. Und es wird der Landeskirche heilsam sein, wenn sie 
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ihre Verantwortung für das Amt der Diakonie wahrnimmt und erkennt, 
was sie dieser Arbeit schuldig ist. Als Beispiel der Neuordnung des Ver- 
hältnisses von Landeskirche und Innerer Mission diene das westfälische 
Kirchengesetz vom 12. November 1949. 


Kirchengesetz über das Verhältnis der Evangelischen 
Kirche von Westfalen zu ihrer Inneren Mission 


vom 12. November 1949 


Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Westfalen hat gemäß 
$ 2 des Kirchengesetzes über die Leitung der Evangelischen Kirche von 
Westfalen vom 12. Nov. 1948 folgendes Kirchengesetz beschlossen: 


Artikel 1 
In Christo Jesu gilt der Glaube, der durch die Liebe tätig ist (Gal. 5, 6). 
Darum gehört der Dienst christlicher Liebe zu den notwendigen Lebens- 
äußerungen der um Gottes Wort und Sakrament gesammelten Gemeinde. 
Zu diesem der Kirche aufgetragenen Dienst der Liebe sind alle ihre 
Glieder gerufen. Er geschieht in besonderer Weise in den diakonisch- 
missionarischen Werken der Inneren Mission. 


Artikel 2 
Als Wesens- und Lebensäußerung der Evangelischen Kirche von West- 
falen tut die Innere Mission ihren Dienst im Gehorsam gegen Gottes Wort, 
gemäß den in der Evangelischen Kirche von Westfalen geltenden Bekennt- 
nissen. Ihr Ziel ist auch in der diakonischen Arbeit missionarische Ver- 
kündigung des Evangeliums. 


Artikel 3 
Die Werke und Einrichtungen der Inneren Mission in der Evangelischen 
Kirche von Westfalen sind im „Landesverband der Inneren Mission in 
Westfalen e. V.‘‘ zusammengeschlossen. Sie stehen unter der fördernden 
Obhut und der geistlichen Verantwortung der Evangelischen Kirche von 
Westfalen. 


Artikel 4 


Die gesamte diakonische Arbeit und alle Einrichtungen der Inneren 
Mission der Evangelischen Kirche von Westfalen haben innerhalb der 
kirchlichen Ordnung für die Gestaltung und Ausübung ihres Dienstes Frrei- 
heit, diesen Dienst so zu versehen, wie es der Geschichte und dem besonderen 
Auftrag der Inneren Mission entspricht. 


Artikel 5 


Die Berufung von Pfarrern in den Dienst der Inneren Mission erfolgt 
im Benehmen mit der Leitung der Evangelischen Kirche von Westfalen. 
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‚Die Berufung des Hauptgeschäftsführers des Landesverbandes und der 
hauptamtlichen Leiter solcher Werke und Einrichtungen der Inneren 
Mission, die von besonderer Bedeutung sind, bedürfen der Bestätigung 
durch die Leitung der Evangelischen Kirche von Westfalen. 


Artikel 6 


Die Satzung des Landesverbandes und ihre Abänderung bedürfen der 
Genehmigung durch die Leitung der Evangelischen Kirche von Westfalen. 

Diese Leitung ist im Vorstand des Landesverbandes durch drei von ihr 
entsandte Beauftragte (einschließlich des Archidiakonus) vertreten. 


Artikel 7 


Die Bezeichnung „Innere Mission‘ können nur solche Einrichtungen 
und Werke führen, die dem Landesverband der Inneren Mission in West- 
falen angehören. Sie sind verpflichtet, sich dem Landesverband der Inneren 
Mission mittelbar durch Synodalverbände oder zuständige Fachverbände 
oder, wo die Voraussetzungen dafür nicht vorhanden sind, unmittelbar 
anzuschließen. 

Artikel 8 

Die Zusammenarbeit zwischen der Leitung der Evangelischen Kirche 
von Westfalen und dem Landesverband der Inneren Mission im einzelnen 
bleibt besonderen Vereinbarungen vorbehalten. 


Artikel 9 
Dieses Kirchengesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündung in Kraft. 


Nun aber ist als zusätzliches Problem, wie oben gesagt, die Frage 
des Hilfswerks aufgetaucht. Das Hilfswerk war von Anfang an bewußt 
als das Hilfswerk der Evangelischen Kirche in Deutschland begründet 
worden. Die in der EKD zusammengeschlossenen Landeskirchen wollten 
damit ihre gegenwärtige diakonische Aufgabe erfüllen. Das Hilfswerk 
sollte nicht eine ‚‚freie‘‘ Organisation in den Landeskirchen sein, wie es 
die Innere Mission bisher war und sein wollte, sondern ein unmittelbar 
von den Gemeinden, Synoden und Landeskirchen und von der EKD 
getragenes Werk. Dabei war es jedoch klar, daß es nicht als ein Sonder- 
gebiet der Kirchenleitung oder Kirchenverwaltung gleichsam behördlich 
organisiert werden konnte. Es mußten neue Wege begangen und erprobt 
werden, und nach einer gewissen Zeit konnte man versuchen, hierfür 
auch neue gültige Ordnungen zu schaffen. Die EKD tat es auf ihrer 
ersten Synode 1949 (s. oben). Die Landeskirchen waren hier und da 
schon vorangegangen, jedoch folgten sie meistens erst im Jahre 1949 mit 
ihren Ordnungen des Hilfswerks. 


Dabei standen sie im allgemeinen dringender als die EKD vor der 
Frage der Ordnung des Hilfswerks im Blick auf die Innere Mission ihrer 
Landeskirche. Die Lösung dieses Problems wurde nicht einheitlich ge- 
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funden. Wie ich zu sehen meine, gibt es im wesentlichen zwei Typen der 
Lösung: l. die Verschmelzung von Hilfswerk und Innerer Mission in 
einer Organisation, 2. die Selbständigkeit des Hilfswerks auf gemeind- 
licher und synodaler Grundlage neben der Inneren Mission. Allerdings 
ist die Art und Weise der Verschmelzung von Innerer Mission und Hilfs- 
werk in den Landeskirchen verschieden, so daß man sie nicht einfach 
auf einen Nenner bringen kann; aber das wesentlich Übereinstimmende 
bei aller Verschiedenheit im einzelnen ist durchgängig dies, daß die 
Landeskirche die Organisation der Inneren Mission in ihrer Kirche mit 
der Durchführung des Hilfswerkes als eines besonderen Werkes der Kirche 
beauftragt. Diese Form der Lösung hat sich in einer großen Zahl von 
Landeskirchen durchgesetzt, z. B. in Hannover, Bayern, Westfalen. In 
anderen Kirchen, z. B. in Hessen-Nassau, Rheinland, Württemberg, 
ist die Selbständigkeit von Hilfswerk und Innerer Mission aufrecht- 
erhalten worden, aber es ist bezeichnend, daß die Synode von Hessen- 
Nassau am 6. 12. 1949 folgenden Beschluß faßte: 


Beschluß über Zusammenführung von Innerer Mission 
und Hilfswerk 


vom 6. Dezember 1949 


Die verfassunggebende Synode der Evangelischen Kirche in Hessen und 
Nassau glaubt, daß es weder vor dem Herrn der Kirche noch vor der Welt 
länger verantwortet werden kann, daß die beiden Werke der Liebe in unserer 
Kirche getrennte Wege gehen. 

Die Synode weiß, daß es mancherlei Schwierigkeiten zu überwinden 
gibt, die in geschichtlicher, sachlicher und persönlicher Eigenart ihren Grund 
haben; aber sie glaubt, daß diese Schwierigkeiten brüderlich getragen und 
überwunden werden können, wenn beide Zweige der evangelischen Diakonie 
sich zu einem Werk der Kirche zusammenfinden. 


In einigen Kirchen ist der Versuch einer Zusammenarbeit beider in 
einer landeskirchlich geordneten ‚Dienstgemeinschaft‘ gemacht worden, 
so z. B. in Schleswig-Holstein und in Kurhessen. 

Alle diese mannigfachen Bemühungen einer Zuordnung von Landes- 
kirche, Hilfswerk und Innerer Mission machen das gegenwärtige Stadium 
der Versuche sichtbar. Noch ist offenbar die endgültige Lösung nicht 
gefunden. Es wird erprobt werden müssen, was sich am meisten bewährt, 
wodurch der notwendige Dienst am besten getan und geordnet werden 
kann. Insofern ist es kein Schade, wenn auf verschiedenen Wegen 
experimentiert wird. 

Zum Abschluß sei an den wichtigsten Bestimmungen der hannover- 
schen Verordnung über die Zuordnung von Kirche, Innerer Mission und 
Hilfswerk das Beispiel einer Gesamtordnung gegeben, mit der der ganze 
diakonische Dienst einer Landeskirche eine neue feste Gestalt gewinnen soll. 
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Rechtsverordnung über die Zuordnung von Kirche, 
Innerer Mission und Evangelischem Hilfswerk in 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Hannovers 


vom 27. Februar 1948 


Abschnitt I: Grundsätzliches 
$1 


Wie der Glaube des einzelnen COhristenmenschen in der Liebe tätig 
werden und Frucht bringen muß, so gehört die christliche Liebestätigkeit . 
zu den notwendigen Lebensäußerungen der um Gottes Wort und Sakrament 
versammelten Gemeinde. Daher stehen die diakonischen Werke, Anstalten 
und Einrichtungen im Bereich der Landeskirche zu dieser und ihren 
Organen in einem Verhältnis engster Zuordnung. Die Innere Mission und 
das Evangelische Hilfswerk sind Werke der Evangelisch-Lutherischen Lan- 
deskirche Hannovers. Sie stehen unter der fördernden Obhut der Landes- 
kirche und sind deren Leitung für die Ausrichtung und Durchführung der 
Arbeit verantwortlich. 

$2 


Die in allen diakonischen Werken der Landeskirche getriebene Arbeit 
dient als Tatzeugnis der Liebe nicht nur mildiätigen, caritativen und 
gemeinnützigen Zwecken, sondern sie ist immer zugleich missionarische 
Verkündigung des Evangeliums von Jesus Christus durch Predigt, Unter- 
richt und Seelsorge. Diese Verkündigung ist an das evangelisch-lutherische 
Bekenntnis gebunden. 

$ 38 


Die einzelnen diakonischen Werke in der Landeskirche haben die 
Freiheit, sich in besonderen Rechtsformen zu organisieren und ihre Arbeit 
innerhalb der allgemeinen kirchlichen Ordnungen so aufzubauen und durch- 
zuführen, wie es die Eigenart der christlichen Liebestätigkeit erfordert. Für 
den Aufbau des Gesamtwerkes der Inneren Mission und des Evangelischen 
Hilfswerkes und für die Zuordnung zu den Organen der Landeskirche 
ergeht die nachfolgende Regelung. 


Abschnitt II: Der Landesverband der Inneren Mission 


S4 

]. Alleim Bereich der Landeskirche arbeitenden evangelisch-lutherischen 
Werke, Anstalten und Einrichtungen diakonischer Art werden zum „Landes- 
verband der Inneren Mission der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Hannovers“ zusammengeschlossen. 

2. Die bisher zur Inneren Mission gehörenden Werke, Anstalten und 
Einrichtungen werden nach Maßgabe des $ 7 mit Erlaß dieser Rechts- 
verordnung Mitglieder des Landesverbandes, sofern sie nicht durch Be- 
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schluß ihres Vorstandes (Komitees, Kuratoriums usw.) ausdrücklich dem 
Zusammenschluß widersprechen. Sonstige Einrichtungen können dem Lan- 
desverband der Inneren Mission beitreten. wenn sie den in $$ 1 und 2 
gegebenen Voraussetzungen enisprechen. Über die Aufnahme entscheidet 
der Gesamtausschuß ($ 8b und $ 10). 

3. Die rechtliche und finanzielle Selbständigkeit der einzelnen Ein- 
richtungen wird durch den Zusammenschluß nicht berührt. Der Austritt 
steht jeder Einrichtung jederzeit frei. Der Gesamtausschuß kann mit Zu- 
stimmung des Landeskirchenamtes und nach Fühlungnahme mit dem 
Oentralausschuß für die Innere Mission Einrichtungen ausschließen. 

4. Werke, Anstalten und Einrichtungen caritativer Art, die dem Landes- 
verband nicht angeschlossen sind, dürfen die Bezeichnung „Innere Mission“ 
und das Abzeichen der Inneren Mission nicht führen. Dies gilt nicht für 
Einrichtungen, die dem Centralausschuß für Innere Mission unmittelbar 
angeschlossen sind. 

$5 


Der Landesverband der Inneren Mission ist eine Einrichtung der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Hannovers. Die aufsichtlichen 
Rechte der Kirchenleitung werden durch die nachfolgenden Bestimmungen 
umschrieben und begrenzt. Im übrigen trägt der Landesverband die Verant- 
wortung für seine Arbeit selbständig. Er kann sich eine Satzung geben, 
die der Genehmigung durch das Landeskirchenamt bedarf. 


$ 6 
Aufgabe des Landesverbandes der Inneren Mission ist es, 


a) die in ihm vereinigten Werke, Anstalten und Einrichtungen im Bereich 
der Landeskirche zusammenzufassen, sie zu fördern und zu unterstützen, 
zu gegenseitiger Hilfe und zur Zusammenarbeit anzuregen, eine Planung 
ihrer Arbeiten herbeizuführen und gemeinsame Aufgaben anzugreifen, 

b) die gesamte Innere Mission einschließlich des Evangelischen Hülfs- 
werks bei den kirchlichen, staatlichen und kommunalen Behörden zu 
vertreten und mit den Verbänden der freien Wohlfahrtspflege zusammen- 
zuarbeiten, 

c) die Innere Mission der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Hanno- 
vers im ÜCentralausschuß für die Innere Mission der Evangelischen 
Kirche in Deutschland zu vertreten. 


$8 
Organe des Landesverbandes der Inneren Mission sind: 
a) der Landesbevollmächtigte, 
b) der Gesamtausschuß, 
c) die Berufsarbeiterkonferenz, 
d) die Geschäftsstelle. 
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’ $ 9 
1. Der Landesbevollmächtigte für die Innere Mission der Evangelisch- 
Lutherischen Landeskirche Hannovers leitet und vertritt den Landesverband 
der Inneren Mission in den in $ 6 bezeichneten Aufgaben. Er ist an die Mit- 
wirkung des Gesamtausschusses und der Berufsarbeiterkonferenz nach 
Maßgabe der $$ 10 und 11 gebunden. 


2. Der Landesbevollmächtigte ist Pfarrer der Landeskirche im Sinne 
von Art. 17 der Kirchenverfassung vom 20. Dezember 1922. Er untersteht 
der Dienstaufsicht des Landeskirchenamtes und ist zugleich dem Landes- 
bischof für die Ausrichtung der gesamten Arbeit verantwortlich. Seine 
Ernennung erfolgt im Benehmen mit dem Gesamtausschuß. 


$ 10 
1. Der Gesamtausschuß der Inneren Mission tritt zu regelmäßigen 
Sitzungen mindestens einmal im Monat zusammen. Er beschließt über die 
laufenden Angelegenheiten. Er macht dem Landeskirchenamt Vorschläge 
über die Verteilung der für die Innere Mission bestimmten Kollekten. Er 
beschließt mit Zustimmung des Landeskirchenamtes über den Haushaltsplan 
des Landesverbandes und beaufsichtigt die Kassenführung der Geschäfts- 
stelle. In Fragen von grundsätzlicher Bedeutung kann der Gesamtausschuß 
eine Beratung durch die Berufsarbeiterkonferenz herbeiführen. 
2. dem Gesamtausschuß gehören an: 
a) der Landesbevollmächtigte als Vorsitzender, 
b) der Dezernent des Landeskirchenamtes für die Innere Mission, 
c) der Hauptgeschäftsführer der Inneren Mission, 
d) der Hauptgeschäftsführer des Evangelischen Hilfswerks, 
e) je ein Vertreter der durch c und d noch nicht vertretenen Fachverbände, 
die von diesen zu wählen sind, 
f) bis zu drei vom Gesamtausschuß berufene Glieder der Landeskirche mit 
besonderer diakonischer Erfahrung. 
Der Gesamtausschuß wählt einen ständigen Stellvertreter des Vorsitzenden. 
3. Der Landesbischof ist zu den Sitzungen des Gesamtausschusses ein- 
zuladen. Wenn er teilnimmt, kann er den Vorsitz übernehmen. 


Abschnitt IV: 
Das Evangelische Hilfswerk 
I 
1. „Evangelisches Hilfswerk Hannover“ ist, unbeschadet seiner organi- 
satorischen Zugehörigkeit zum „Hilfswerk der Evangelischen Kirche in 
Deutschland‘, ein Fachverband des Landesverbandes der Inneren Mission. 
Es hat die Aufgabe, die besonderen Nöte der Gegenwart, die sich aus den 
Kriegsfolgen unmittelbar ergeben, zu bekämpfen und zu lindern. Das- 


Evangelische Hilfswerk ist ein Werk der Evangelisch-Lutherischen Landes- 
kirche Hannovers. 
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2. Insbesondere betreibt das Evangelische Hilfswerk 


a) die Unterstützung und Förderung jeglicher Art von Flüchtlingsarbeit im 
Bereich der Landeskirche, 

b) die Hilfeleistung für Kriegsgefangene, Internierte, Heimkehrer und 
Kriegsversehrte, 

c) die Unterstützung des kirchlichen Wiederaufbaues auf allen Gebieten, 

d) ji Fa von Arbeiten der Inneren Mission innerhalb der Landes- 

irche, 
e) die Zusammenarbeit mit den Hilfswerken der Freikirchen. 


3. Die Abgrenzung der Arbeit im einzelnen wird zwischen dem Gesamt- 
ausschuß der Inneren Mission und dem Hauptausschuß des Evangelischen 
Hilfswerks vereinbart. 


4. Die Einnahmen des Evangelischen Hilfswerks setzen sich zusammen 
aus: 
a) Geld- und Sachspenden aus der Landeskirche, 
b) Geld- und Sachspenden aus dem Auslande, 
c) vom Landeskirchenamt zugewiesenen Kollektenmitteln, 
d) den Beiträgen aus den Evangelischen Gemeindehilfen ($ 23). 


$ 16 

Der Landesbevollmächtigte für die Innere Mission leitet und vertritt 
das Evangelische Hilfswerk in den in $ 15 bezeichneten Aufgaben. Er ist 
zugleich Landesbevollmächtigter des Hilfswerks im Sinne der Ordnung des 
Hilfswerks der Evangelischen Kirche in Deutschland und vertritt das Hilfs- 
werk Hannover im „Nationalen Wiederaufbauausschuß‘“‘. Für den Arbeits- 
bereich des Hilfswerks ist er an die Mitwirkung des Hauptausschusses und 
des Landesarbeitskreises nach Maßgabe der $$ 17 und 18 gebunden. 


27? 

1. Der Hauptausschuß des Evangelischen Hilfswerks tritt zu regel- 
mäßigen Sitzungen mindestens einmal im Monat zusammen. Er beschließt 
über die laufenden Angelegenheiten, insbesondere über die Verteilung ein- 
gegangener Spenden. Er beaufsichtigt die Kassenführung des Hauptbüros. 


2. Dem Hauptausschuß des Evangelischen Hilfswerks gehören an: 


a) der Landesbevollmächtigte als Vorsitzender, 

b) der Dezernent des Landeskirchenamtes, 

c) der Hauptgeschäftsführer des Evangelischen Hilfswerks, 
d) der Hauptgeschäftsführer der Inneren Mission. 


$ 10 Absatz 3 gilt entsprechend. 


$ 18 
1. Der Landesarbeitskreis des Evangelischen Hilfswerks ist verantwort- 
lich für die innere und äußere Ausrichtung der gesamten Hilfswerkarbeit. 
Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung bleiben ihm vorbehalten. 
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Er beschließt mit Zustimmung des Landeskirchenamtes über den Haushalts- 
plan des Evangelischen Hilfswerks. Darüber hinaus kann er dem Haupti- 
ausschuß und dem Landesbevollmächtigten Anregungen geben. 


2. Der Landesarbeitskreis tritt in der Regel halbjährlich zusammen, 
$ 10 Absatz 3 gilt entsprechend. 


3. Dem Landesarbeitskreis gehören an: 


a) der Landesbevollmächtigte als Vorsitzender, 

b) der Dezernent des Landeskirchenamtes, 

c) der Hauptgeschäftsführer des Evangelischen Hilfswerks, 

d) der Hauptgeschäftsführer der Inneren Mission, 

e) je ein Vertreter der Landeskirchlichen Müänner-, Frauen- und Jugend- 
arbeit, die von diesen Werken entsandt werden, 

P ein Landessuperintendent, der vom Bischofsrat entsandt wird. 

g) zwei in einem Gemeindepfarramt stehende Geistliche und zwei 
nichtgeistliche Mitglieder der Landessynode, die von dieser gewählt 
werden, 

h) der Vorsteher einer Anstalt der Inneren Mission, der vom Landes- 
bevollmächtigten berufen wird, 

i) ein Siprengelbeauftragter und ein Sprengelgeschäftsführer, die von den 
unter a) bis h) aufgeführten Mitgliedern berufen werden; die unter f) 
und i) genannten Mitglieder dürfen nicht aus dem gleichen Sprengel 
sein, 

k) gegebenenfalls Vertreter der dem Hilfswerk angeschlossenen Freikirchen. 


Abschnitt V: 
Die Arbeit in den Sprengeln und Gemeinden 


$.22 
1. Für jeden Sprengel der Landeskirche wird vom Landesbevollmächtig- _ 
ten im Benehmen mit dem Landessuperintendenten ein Sprengelbeauftragter 
für die Innere Mission einschließlich des Evangelischen Hilfswerks bestellt. _ 
Dieser soll die gesamte diakonische Arbeit in den Gemeinden anregen und 
fördern und darauf bedacht sein, daß die Gemeinden die Arbeit der Inneren 
Mission und des Evangelischen Hilfswerks innerlich und äußerlich mit- 
tragen. 


2. Die Sprengelbeauftragten sind in der Regel Geistliche, die in einem 
Gemeindepfarramt stehen. Sie tun ihre Arbeit in engem Einvernehmen mit 
den Landessuperintendenten. Sie sind dem Landesbevollmächtigten ver- 
antwortlich. 


3. Nach Bedarf können den Sprengelbeauftragten hauptamtliche Spren- 
gelgeschäftsführer zur Seite gegeben werden. Das Nähere regelt der Landes- 
bevollmächtigte mit Zustimmung des Gesamtausschusses der Inneren 
Mission. 
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$ 23 

I. In jeder Kirchengemeinde soll eine Evangelische Gemeindehilfe be- 
stehen. Sie ist unter der Leitung des Pfarramtes die Zusammenfassung 
aller im Dienst der Nächstenliebe tätigen Kräfte der Gemeinde, insbesondere 
des Männerwerks, der Frauenhilfe und der Jugendgruppen. Da die Kirchen- 
gemeinde in unmittelbarster Form christliche Liebestätigkeit treibt und mit 
ihrem Gebet und ihren Opfern auch die übergemeindliche diakonische Arbeit 
der Kirche in der Inneren Mission und im Evangelischen Hilfswerk trägt, 
sind die Evangelischen Gemeindehilfen zugleich Arbeitsorgane der Inneren 
Mission und des Evangelischen Hilfswerks. 

2. Darüber hinaus ist zu erstreben, die Gemeindeglieder in der Evan- 
gelischen Gemeindehilfe zur Leistung regelmäßiger freiwilliger Mitglieder- 
beiträge zusammenzufassen. Über die Art der Verwendung und der teil- 
weisen Abführung dieser Beiträge erläßt der Gesamtausschuß der Inneren 
Mission Bestimmungen. 
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Schluß 
Einzelne besondere Ereignisse 


Wir haben in zwei Kapiteln versucht, einen Einblick zu geben in 
die Arbeit, die von der EKD und von den Landeskirchen in ihren 
leitenden Organen im Jahre 1949 getan worden ist. Die Kundgebungen 
und Ordnungen, die erlassen wurden, lassen uns erkennen, worin die 
evangelische Kirche in diesem Jahr ihre Aufgaben erblickt hat und in 
welcher Weise sie diese zu lösen bemüht war. In der Einleitung hatten 
wir uns die Fragen verdeutlicht, vor die die Kirche gegenwärtig gestellt 
ist. Unsere Darstellung der öffentlichen Wirksamkeit der Kirche in ihren 
Worten und Taten wollte an wesentlichen Beispielen zeigen, wie die 
Kirchen den ihnen gestellten Aufgaben gerecht zu werden versuchten. 
Dabei sind wir uns darüber nicht im unklaren, daß wir nur eine durch 
die besonderen Gesichtspunkte unseres Berichtes bestimmte Auswahl der 
kirchlichen ‚‚Ereignisse‘‘ eines Jahres haben bringen können. Wir 
können deswegen unseren Bericht nicht schliefen, ohne auf einige 
bedeutsame ‚Ereignisse‘ des kirchlichen Lebens hingewiesen zu haben, 
die sich nicht in das Schema unserer Berichterstattung einordnen ließen, 
die jedoch so wichtig sind, daß sie nicht übergangen werden können. 


I. 


Wir sind mehr als einmal auf das Flüchtlingsproblem zu sprechen 
gekommen und haben dargetan, was in der EKD von den verschiedenen. 
kirchlichen Körperschaften in dieser Sache geredet und gewirkt worden 
ist. Dabei ist schon der Flüchtlingssiedlung Heilsberg bei Frankfurt 
Erwähnung getan, die im letzten Jahr mit ihren etwa 500 Gliedern zur 
selbständigen Kirchengemeinde gemacht wurde und die nicht nur einen 
eigenen Pfarrer erhielt, sondern auch am Advent 1949 ihr Gemeindehaus 
als Mittelpunkt des neuen Gemeindelebens. Ein Beispiel, das bisher in 
Deutschland einzigartig dasteht und das wir der Einsatzbereitschaft 
des Frankfurter Pfarrers und Oberkirchenrats Lie. Fricke ver- 
danken. 

Daneben steht als ein weiteres umfassendes Hilfs- und Siedlungs- 
werk das frühere Munitionswerk und -lager Espelkamp, das unter 
der Leitung des westfälischen Hilfswerks nach allen Seiten ausgebaut 
wird. Auch hier ist ein großes Werk kirchlicher Diakonie im Entstehen. 
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Ferner ist das ehemalige Lager Adelheide (unweit Bremen) zu nennen, 
aus dem als Hilfswerk für heimatlose Jugend ein christliches Jugenddorf 
gemacht wird. Schließlich muß noch eines Liebeswerkes gedacht werden, 
das in seiner Art wiederum einzigartig ist. Es ist das „Haus der 
helfenden Hände“ in Beienrode bei Helmstedt. Diese Gründung geht 
auf die Initiative von Professor Iwand zurück, der als Leiter der ost- 
preulischen Flüchtlingskirche die vertriebenen Gemeindeglieder und 
Pfarrer Ostpreußfens dazu aufrief, ein Werk zu schaffen, um den Witwen 
der ostpreulischen Pastoren der Bekennenden Kirche eine Heimat und 
eine neue Arbeitsstätte zu geben. Was es um dieses Haus ist, sei einem 
Bericht Iwands entncmmen, der es verdient, hier in seinem Haupt- 
abschnitt festgehalten zu werden. 


Der größte Reichtum unseres Hauses aber sind seine Insassen, die 
Schwestern, die die Arbeit tragen werden. Von denen, an die ich mich mit 
der Bitte um Mithilfe beim Aufbau wandte, waren einige schon in einem 
neuen Beruf, manch eine hatte begonnen, in der Fremde Wurzel zu schlagen 
und ein wenig heimisch zu werden. Nun sind sie gefragt, ob sie alles auf- 
geben und von vorn anfangen wollen. Ihre Antwort ist eine Bestätigung 
für die Richtigkeit und Notwendigkeit unseres Vorhabens. In ihrer Zusage 
ist die große Freude zu spüren, die mit dieser Arbeit durch ihr einsames 
Leben geht. Sie werden wieder dem Herrn dienen können in einer großen 
schwesterlichen Gemeinschaft. Sie werden darin das Vermächtnis ihrer 
gemordeten und gefallenen Männer erfüllen. Ihr Leben wird wieder einen 
echten Sinn haben wie damals, als sie in der Zeit des Kampfes um den 
Glauben ihrem Mann die Hand zum Bunde reichten. 

Die Oberin des Hauses hat schon früher eine große kirchliche Frauen- 
organisation geleitet. Dann ist sie Pfarrfrau in einer ostpreußischen Klein- 
stadt geworden. Im Frühjahr 1945 kam der Tag, da ihr kranker Mann 
von den Russen weggeführt wurde; ein paar Tage später fand sie ihn, 
zusammengebrochen, auf einem Strohlager in der Scheune eines Nachbar- 
ortes. Er war den Sitrarazen erlegen. Für sie selbst folgten Wochen des 
Grauens. Erst nach einem Jahr kam sie in den Westen. Von 400 Menschen, 
die mit ihr abreisten, erreichten 14 die Zonengrenze. Sie ist durch ein 
blindes Kind gerettet worden, das ihrer Obhut anvertraut war. Eine ihrer 
Mitarbeiterinnen ist eine junge Frau, die vor einem Jahr aus der turke- 
stanischen Steppe zurückgekehrt ist. Wie lange haben wir um sie gebangt! 
Sie war aus Danzig verschwunden, niemand wußte wohin, bis nach zwei 
Jahren eine Karte, das erste Lebenszeichen von ihr, eintraf. Sie wird im 
Hause die Schneiderstube unter sich haben, in der die alten Kleider und 
Flicken, die wir von unseren Freunden bekommen, verarbeitet werden sollen, 
damit sie an Waisenkinder und an die Flüchtlingsmütter verteilt werden 
können. Eine unserer Mitarbeiterinnen lebte daheim auf einem großen Gut. 
Als wir im Kirchenkampf heimatlos geworden waren und unsere Vikare 
aus der Kirche ausgeschlossen wurden, als wir als Staatsfeinde öffentlich 
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angeprangert und verfemt wurden, hat uns ihr Vater in sein Haus auf- 
genommen. Er hat sich nicht gescheut, sondern dem Herrn die Ehre gegeben. 
Zwei Jahre haben wir dori die junge Pfarrerschaft der Bekennenden Kirche 
ausgebildet, und es ist in dieser Zeit eine große Erweckung durch unsere 
Gemeinden gegangen, bis uns die Gestapo aus Haus und Provinz vertrieb. 
Nun wird die Tochter jenes edlen Mannes, der damals der verfolgten 
Kirche eine Herberge gab, im „Haus der heljenden Hände“ als Schwester 
einziehen. Im ganzen können dreißig Personen dort leben. Einige Frauen 
bringen ihre Kinder mit. Sie werden mit ihnen zusammen leben und doch 
dem Ganzen dienen. Später, wenn unser Haus wächst, werden wir vielleicht _ 
für diese „Familien“ Holzhäuser im Garten aufstellen, so daß sie ein wenig 
für sich leben und doch im Dienst am Ganzen mitarbeiten können. 


Was unsere Arbeit anlangt, so wird vor allem ein seelsorgerlicher Dienst 
im Haus der helfenden Hände geleistet werden müssen. Es soll dort anders 
zugehen als in einem Büro. Es sollen die Nöte und Leiden der Flüchtlinge, 
die in Hunderten von Briefen täglich an unser Herz branden und uns ab- 
stumpfen, weil wir oft nicht helfen können, vor Gottes Thron und vor 
sein Angesicht getragen werden. Das Gebet soll unserem Helfen voranstehen 
und eine Kraft des Glaubens und der Zwersicht von der Arbeit ausgehen, 
die Helfer und Hilfesuchende umschließt. 
“ Im unserem „Haus der helfenden Hände‘ soll es ein bißchen eliasmäßig 
zugehen, ein bißchen „wunderbarer“, als wir selbst in unserem teilweise 
schon wieder sehr bürgerlichen Gefüge leben. Wir werden dazu helfen, daß 
sich unsere Schwestern nicht verlassen fühlen, denn dazu sind wir ein wenig 
besser dran (nicht viel, aber doch ein wenig), daß wir ihnen die Sicherheit, 
die sie materiell nicht haben, geben durch unsere Gemeinschaft. Es galt bei 
uns in der ostpreußischen BK der Satz, daß wir alles miteinander gemein 
hatten, als meine Freunde mich nach Jordahn begleiteten, haben wir es fast 
buchstäblich erlebt. Das soll so bleiben, und der Kreis von Brüdern und 
Schwestern, der so denkt, soll der tragende Kreis sein. 


17. 


Neben den Flüchtlingen und Vertriebenen hat sich die evange- 
gelische Kirche auch die Sorge für die „Heimkehrer‘, die aus der langen 
Kriegsgefangenschaft vor allem in Rußland in den letzten Jahren zurück- 
kehrenden ehemaligen Soldaten, aufgelegt sein lassen. Hier haben die 
Hilfswerke einen besonderen Dienst getan. Als ein eindrucksvolles Zeug- 
nis dieser Wirksamkeit sei das Heimkehrerheim des rheinischen Hilfs- 
werks in Duisburg genannt, dem im Jahre 1949 ein Haus zur Dauer- 
unterbringung von heimatlosen Heimkehrern beigefügt wurde. In der 
schwer zerstörten Stadt Duisburg wurde ein großes Gebäude aus den. 
Trümmern wiederaufgebaut und zu einem großen und schönen Heim 
für die heimatlosen Männer gestaltet, die in der dortigen Industrie 
Arbeit und Brot finden. 
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Im Jahre 1950 wird ein anderer Kreis von Hilfsbedürftigen der 
evangelischen Kirche ans Herz gelegt werden. Es sind dies die Reste der 
verschleppten Ausländer, die im Kriege nach Deutschland geholt wurden. 
Der Rat der EKD hat deswegen schon im Oktober 1949 den entscheiden- 
den Beschluß gefaßt, durch den er die Verantwortung für diese Menschen, 
soweit sie evangelisch sind, übernimmt. 


Beschluß des Rates der Evangelischen Kirche 
in Deutschland betreffend die DP 


Berlin, den 12. 10. 1949 

Der Rat der EKD nimmt mit Bedauern davon Kenntnis, daß bei 
Beendigung der Tätigkeit der Internationalen Flüchtlingsorganisation 
(IRO) im Juli 1950 eine Reihe von Fragen, die Displaced Persons be- 
treffend, ungelöst bleiben werden. 

Insbesondere nimmt der Rat davon Kenntnis, daß nach den derzeitigen 
amtlichen Schätzungen rund 175000 DPs auf die Dauer in unserem Lande 
verbleiben werden, weil sie entweder von den auswärtigen Einwanderungs- 
behörden zurückgewiesen wurden, aus freiem Willen in Deutschland bleiben 
wollen, oder wegen Alter, Krankheit und aus anderen Gründen für eine 
Auswanderung nicht in Frage kommen. 

Der Rat teilt die allgemeine Enttäuschung darüber, daß es der IRO 
bisher nicht gelungen ist, die ihr angeschlossenen Regierungen zu einem 
angemessenen Anteil an der Lösung dieser Fragen zu bewegen. 

Obgleich die evangelische Christenheit in Deutschland mit der Sorge um 
die mehr als fünfzigfache Zahl der deutschen Ostvertriebenen belastet ist, 
hält es der Rat für eine selbstverständliche Christenpflicht, daß die Glied- 
kirchen sich der vielen treuen Glieder evangelischer und orthodoxer Kirchen 
unter den zurückgebliebenen DPs annehmen. 

Der Rat beschließt: 

Die Evangelische Kirche in Deutschland übernimmt die Verantwortung 
für die geistliche Versorgung der in Deutschland verbliebenen DPs in dem 
Maße, als diese brüderliche Hilfe begehrt wird. Zu diesem Zweck wird der 
Rat die Gliedkirchen bitten, mit den in ihrem Bereich lebenden DP-Kirchen 
Verbindung aufzunehmen und ihnen bei ihren seelsorgerlichen Aufgaben 
mit Rat und Tat zu helfen. 

Im Rahmen ihrer personellen und materiellen Möglichkeiten ist die 
Evangelische Kirche in Deutschland auch bereit, tatkräftige und wohl- 
wollende Hilfe bei der Leitung und Unterhaltung geeigneter Heimstätten 
für die rund 10000 evangelischen und orthodoxen Alten, Siechen und 
Kranken zu leisten. 

Zur Prüfung und Durchführung der erforderlichen Maßnahmen beruft 
der Rat einen Ausschuß, der aus je einem Vertreter 

des Kirchlichen Außenamtes, 

der Kirchenkanzlei, 
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des Lutherischen Kirchenamtes der VELKD, 

des Centralausschusses der Inneren Mission, 

des Zentralbüros des Hilfswerkes der EKD und der Freikirchen 

. besteht. Bis zum Abschluß der notwendigen internationalen und öku- 
menischen Verhandlungen liegt die Federführung beim Kirchlichen Außen- 
amt, danach bei der Kanzlei. 


II. 


Schon im Jahre 1948 war in den Kreisen der Evangelischen 
Akademie Christophorusstift in Hemer in Westfalen die Anregung zur 
Tat geworden, ein „Studienwerk“ für hilfsbedürftige und zugleich be- 
gabte evangelische Studenten aller Fakultäten ins Leben zu rufen. Von 
den Kirchen in Nordwestdeutschland, die im Christophorusbund die 
Träger der Akademie waren, wurde das Christophorus-Studienwerk be- 
gründet und in Villigst bei Schwerte ein evangelisches Studentenhaus 
geschaffen. Die Finanzierung der Arbeit, durch die den ausgewählten 
Studenten ihr Studium ermöglicht werden sollte, erfolgte durch frei- 
willige Beiträge evangelischer Gemeindeglieder insbesondere aus den 
Kreisen der Akademiker. Inzwischen wurde die Bedeutung und die 
Notwendigkeit der vom Christophorus-Studienwerk begonnenen Arbeit 
an dem evangelischen akademischen Nachwuchs unseres Volkes von den 
übrigen Kirchen ebenfalls anerkannt und bejaht. So kam es am 2. No- 
vember 1949 zur Konstituierung des Studienwerkes auf breiterer Basis. 
Dieser Ausweitung des Werkes wird durch eine Änderung des Namens 
Rechnung getragen. Es heißt hinfort: Evangelisches Studienwerk 
e. V. Zugleich soll das Werk dadurch deutlich als evangelisches Werk 
bezeichnet und von ähnlich bezeichneten Einrichtungen unterschieden 
werden. Die Leitung des Studienwerkes liegt in den Händen eines 
Kuratoriums, dem im Leben der Kirche bewährte Männer und Frauen 
der Wissenschaft, der Wirtschaft, der Politik und des Staates angehören. 
Den Vorsitz im Kuratorium hat D. Dr. jur. von Thadden-Trieglaff, der 
Präsident des Deutschen Evangelischen Kirchentages, übernommen. Als 
hauptamtlicher Leiter des Werkes ist Dr. phil. Willi Kramp gewonnen, 
welcher der evangelischen Gemeinde bekannt geworden ist als Verfasser 
der Romane „Die Fischer von Lissau‘“ und „Die Jünglinge“. Der Sitz 
des Werkes, Geschäftsführung und Verwaltung ist nach wie vor Haus 
Villigst bei Schwerte an der Ruhr. Die Kosten der Leitung und Verwal- 
tung werden von den beteiligten Kirchen aufgebracht, so daß die Spenden 
der Förderer ausschließlich und unmittelbar den zu fördernden Stu- 
dierenden zugute kommen. 

Die Auswahl der Studierenden, die für eine Förderung durch das 
Studienwerk in Betracht kommen, obliegt einem besonderen Auswahl- 
ausschuß, dem für die Beurteilung Vertrauensdozenten an den Uni- 
versitäten und Hochschulen zur Seite stehen. Die Auswahl erfolgt unter 
dem dreifachen Gesichtspunkt der Zugehörigkeit zur Kirche, des Per- 
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sönlichkeitswertes und der wissenschaftlichen Befähigung. Die end- 
gültige Aufnahme der Bewerber erfolgt, nachdem diese sich in zwei 
Semestern (Vorsemester), von denen das eine im Werkstudium in der 
LebensgemeinschaftvonHausVilligstverbrachtwerdensoll,bewährthaben. 

Um die persönliche Verbindung der zu Fördernden untereinander 
und mit der Leitung des Studienwerkes zu pflegen, werden während der 
Semesterferien Freizeiten veranstaltet, in denen ihr Wissen durch Vor- 
träge und Aussprachen vertieft und die Einordnung in eine geistliche 
Lebensordnung vollzogen wird, in welcher sie als Glieder in der christ- 
lichen Gemeinde miteinander verbunden sind. 

Während sich das Evangelische Studienwerk des akademischen Nach- 
wuchses der evangelischen Kirche annimmt, ist auf der anderen Seite 
eine evangelische Einrichtung im letzten Jahr ins Leben getreten, die 
für die Bildungsarbeit der evangelischen Arbeiter bestimmt ist. Im 
September wurde die Evangelische Sozialschule in Friedewald 
(Westerwald), getragen vom Hilfswerk, der Inneren Mission und der 
Männerarbeit der EKD, unter Leitung von D. Karl Schweitzer, eröffnet. 
Damit wird die Tradition der früheren Evangelischen Sozialen Schule 
in Spandau fortgesetzt. Die Lehrgänge in Friedewald wollen evangelische 
Arbeiter für ihren Dienst in den Gewerkschaften und Betriebsräten 
ausrüsten. Die Bedeutung dieser Arbeit ist im Blick auf das Problem 
des Verhältnisses von Kirche und Arbeiterbewegung von großem Ge- 
wicht. Es wird sich zeigen müssen, ob aus diesen und sonstigen Ansätzen 
evangelisch sozialer Arbeit eine Standesbewegung in der evangelischen 
Arbeiterschaft erwächst, in der die Brücke geschlagen wird, um die in 
der evangelischen Kirche schon seit langem gerungen wurde. 

In diesem Zusammenhang sollte nicht unerwähnt bleiben, daß die 
evangelische Kirche auch den Weg zu einer Begegnung mit der Unter- 
nehmerschaft gefunden hat. Dabei hat sie es gewagt, Unternehmer und 
Arbeiter auf ihrem Boden zusammenzuführen, damit es zu einem frucht- 
baren Gespräch der beiden Partner (und meist Gegner) im Wirtschafts- 
leben komme. Die evangelische Kirche beginnt ihren Auftrag, den sie 
im Blick auf das gesamte wirtschaftliche, insbesondere industrielle Leben 
hat, zu erkennen und wahrzunehmen. Sie weiß sich von ihrer Botschaft 
her berufen, die Fronten zu durchbrechen und zur Gemeinschaft, zur 
Gerechtigkeit und zum Frieden zu rufen. 


IV. 


Wir haben in unserer Einleitung auf die eigenartige und bedeut- 
same Lage der Evangelischen Kirche in Deutschland hingewiesen, die 
sie mitten zwischen den weltumspannenden Gegensatz von West und 
Ost stellt. Sie ist in der Erkenntnis dieses ernsten Sachverhaltes bemüht, 
sich ihren Weg und ihre Stellung vom Evangelium weisen zu lassen. 
Daß sie dabei in heftige Konflikte mit den Vertretern der jeweiligen 
westlichen oder östlichen Weltanschauungen kommt, ist nicht ver- 
wunderlich. Die Welt wünscht und lobt dann eine Kirche nur, die sich 
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ihr zur Verfügung stellt, die das billigt, was die Welt in ihren politischen 
Überzeugungen vertritt. Die Kirche des Evangeliums darf sich aber 
keiner Weltanschauung und keiner Weltmacht verschreiben. Sie gehört 
in keine „Front“, weder in eine „christliche“ oder ‚nationale‘ oder 
sonstige Front, die sich in stetem Wandel bildet, auch wenn diese 
Fronten ihr noch so günstige Angebote machen. Nun ist es der evan- 
gelischen Kirche in Deutschland durch Gottes Führung nahezu unmög- 
lich gemacht, sich einer Front einzugliedern. Und doch ist es ihr schwer, 
sich gegenüber den vorhandenen Fronten mit ihrer kirchlichen Sendung 
zu behaupten und sich verständlich zu machen. Das ist im Jahre 1949 
in einigen Ereignissen sichtbar geworden, die jedesmal eine außer- 
ordentliche Erregung und Beunruhigung hervorriefen. Sie sind sehr 
eindrucksvolle Zeichen der gegenwärtigen Situation, in der sich die. 
evangelische Kirche im deutschen Volke befindet. 


Zum Pfingstfest richtete Bischof D. Dibelius ein Wort an die Ge- 
meinden seiner Berlin-Brandenburger Kirche. 


Liebe Brüder und Schwestern! 


An der Schwelle des Pfingstfestes grüße ich die Glieder der Gemeinden 
mit dem Bekenntnis des Arostels: „Gott hat uns nicht gegeben den Geist 
der Furcht, sondern der Kraft und der Liebe und der Zucht“ (2. Timotheus 1,7). 

- Fünfzehn Jahre sind in diesen Tagen vergangen, seit in Barmen 
die erste evangelische Bekenntnissynode zusammentrat und jene Erklärung 
beschloß, mit der der gemeinsame Widerstand der deutschen Christenheit 
gegen das System des Nationalsozialismus begann. Es war das damals eine 
pfingstliche Stunde. Und oft ist seither zu Pfingsten die Frage aufgestanden, 
ob unserer Kirche auch heute noch die Kraft geschenkt sei, vor aller Welt 
zu bezeugen, was sie damals bezeugt hat: daß sie nur dem Herrn Christus 
und keinen anderen Mächten und Gestalten dieser Erde gehorsam ist. 

In den vier Jahren, die jetzt hinter uns liegen, haben sich alle deutschen 
Kirchenleitungen Zurückhaltung auferlegt. Das hatte darin seinen Grund, 
daß unser öffentliches Leben bisher unter der alleinigen Herrschaft und 
Verantwortung der Besatzungsmächte stand. Nach allem aber, was andere 
Völker in sechs Kriegsjahren durch Deutsche erlitten haben, hatte die 
Kirche nicht die innere Freiheit, Anklagen nach außen zu erheben. Wir 
haben für die Entrechteten, für die Gefangenen und für die Internierten in 
Ost und West in aller Stille getan, was wir konnten. Öffentlich haben wir 
nur in einzelnen, ganz besonderen Fällen geredet, so schwer es auch war 
zu schweigen, wenn Zehntausende Männer und Frauen, Alte und ganz, 
ganz Junge, auch Pastoren, plötzlich verschwanden oder wenn, um ein 
Beispiel herauszugreifen, ein theologischer Lehrer wie Professor Lohmeyer 
in Greifswald, hochangesehen im Inland und Ausland, verhaftet wurde und 
wir bis auf diesen Tag nicht wissen, ob er noch am Leben ist. 

Nunmehr aber wird die Verantwortung für das, was in Deutschland 
geschieht, mehr und mehr wieder auf deutsche Schultern gelegt. Deutsche 
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Staatsgewalt ist wieder im Werden. Damit ist für unsere Kirche die Stunde 
gekommen, zu reden, wo sie bisher hat schweigen müssen. Denn an 
das deutsche Volk ist sie mit ihrem Auftrag gewiesen. 

Es ist viel zu sagen, zu bitten und zu warnen, nach allen Seiten hin, 
nach Westen und nach Osten. Dabei darf kein Ansehen der Partei gelten. 
Die Kirche ist das Evangelium allen Menschen schuldig, auch allen Par- 
teien. Wo immer Raum und Anlaß sich findet, ein Wort vom Evangelium 
her zu sagen, da soll es gesagt sein, auch wenn das bald dieser und bald jener 
Seite unbequem ist. Wer das Evangelium zu verkünden hat, muß groß- 
zügig sein, so wie der Sämann im Gleichnis. 

Gegenwärtig bedrückt uns mehr als alles andere die Sorge, daß das 
Staatsgebilde, das um uns her entsteht, so viel von den Zügen zeigt, denen 
in der nationalsozialistischen Zeit unser Widerstand um: Gottes Willen 
gegolten hat: Gewalt, die über alles Recht hinweggeht, innere Unwahr- 
haftigkeit und Feindschaft gegen das christliche Evangelium. 

In der Abteilung K 5 der sogenannten Volkspolizei ist die Gestapo 
unseligen Angedenkens wieder erstanden. Es wird mit denselben 
Methoden gearteitet wie damals. Es tut nicht not, das im einzelnen zu schil- 
dern. Dies Sammeln von Material durch Spitzel und Denunzianten, die 
nächtlichen Verhaftungen, die Zermürbung der Menschen in Gefängnis- 
räumen, die oft der Beschreibung spoiten, die Verhöre, bei denen der 
Angeschuldigte keine Möglichkeit hat, sich wirksam zu verteidigen, die 
unbestimmte Dauer der Haft, die Ungewißheit über das, was aus den 
Angehörigen wird — wir kennen das aus zwölfjähriger bitterer Erfahrung. 
Niemand ist vor solchem Schicksal sicher. Gegenwärtig sind es besonders 
Gewerbetreibende, deren Betrieb man zu enteignen wünscht und die auf 
diese Weise aus dem Wege geräumt werden. Hier ist alles beseitigt, was Recht 
genannt werden kann und was dem Christen ein unaufgebbarer Bestandteil 
der göttlichen Offenbarung ist. Und nicht nur hier! Die neuen „Volks- 
richter‘‘ sind ausdrücklich angewiesen, ‚politisches Recht‘‘ zu sprechen, 
was doch nichts anderes bedeutet, als daß politische Gewalt an die Stelle 
des Rechtes tritt. 

Wo das Recht nicht mehr gilt, da ist auch keine Wahrhaftigkeit. Jener 
Landrat, der dem Pfarrer sein Ehrenwort gab, um es in der nächsten Minute 
zu brechen, und triumphierend sagte: „Ich habe Sie überlistet!‘“ — ist ein 
typischer Repräsentant jenes Geistes, der schon unter den Nationalsozialisten 
alle moralischen Bindungen aufzulösen drohte. Wo die Staatsgewalt ihre 
Aufgaben darin sieht, die Glieder ihres Volkes zu überlisten, da ist der 
Staat keine sittliche Gemeinschaft mehr. 

Man sage nicht, das seien Entgleisungen einzelner! Waren nicht selbst 
bei der Wahl zum Volkskongreß die Stimmzettel genau nach dem Muster 
der nationalsozialistischen Wahlen gemacht? Eine fettgedruckte Frage, auf 
die es schwer war, anders als mit Ja zu antworten; mit diesem Ja aber 
hatte man eine vorgeschriebene Liste von Abgeordneten gewählt. Es be- 
durfte nicht erst der Anweisung an die Bürgermeister, Zettel, die nach 
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allgemeinem Brauch ungültig waren, als Ja-Stimmen zu zählen, um die 
innere Unwahrhaftigkeit eines solchen Vorganges deutlich zu machen. 

Alles dies und vieles, vieles andere, was hier nicht aufgezählt werden 
kann, ist nur möglich, wo man dem christlichen Evangelium den Abschied 
gegeben hat. Die Leitung der evangelischen Kirche bezeugt, offen und gern, 
daß sie für manche ihrer Anliegen bei leitenden politischen Stellen des 
Ostens Verständnis und Enigegenkommen gefunden hat. Sie kann nur 
hoffen, daß es dabei auch in Zukunft bleibt. Sie hat sich auch immer ver- 
pflichtet gefühlt, den Gerüchten entgegenzuireten, als gebe es im Osten unseres 
Vaterlandes so etwas wie eine organisierte Christenverfolgung. Aber daß ın 
zahllosen Dörfern und Städten dem kirchlichen Leben durch Maßnahmen 
der politischen Gewalt aller mögliche Abbruch geschieht, ist eine Tatsache. 
Nur zweierlei sei erwähnt: immer wieder werden die arbeitsfähigen Dorf- 
bewohner, oft auch die Fabrikarbeiter in der Stadt, am Sonntag zur 
Arbeit kommandiert; die Jugend muß am Sonntagvormittag zu Vor- 
führungen oder zu Arbeiten antreten, obwohl dies alles genau so gut an 
einem Wochentag erledigt werden könnte. Der Gottesdienst der Gemeinde 
wird auf diese Weise zwar nicht verboten, aber praktisch unmöglich gemacht. 
Dem Religionsunterricht in den Schulen werden dauernd Schwierig- 
keiten bereitet, von Schulräten und von anderen, so daß allen Zusicherungen 
zum Trotz an vielen Orten die Kinder, die die Kirche getauft hat, ohne 
jeglichen christlichen Unterricht heranwachsen, gleichzeitig aber im Schul- 
unterricht dauernd im antichristlichen Sinn beeinflußt werden. 

Hier muß die Kirche ihre warnende Stimme erheben. Sie klagt 
nicht an. Denn daran, daß es abermals zu diesem allem gekommen ist, trägt 
jeder von uns eine Mitschuld, ob er in der westlichen oder in der östlichen 
Zone Deutschlands seine Heimat hat. Wir haben uns alle unter die Gerichte 
Gottes nicht so gebeugt, wie wir hätten tun müssen. Wir klagen nicht an, 
aber wir warnen und wir bitten. 

Wir bitten alle, die es angeht: verliert euch nicht an den Wahn, als sei 
ein Regiment der Gewalt und der Unwahrhaftigkeit der notwendige Ausfluß 
einer wissenschaftlichen Weltanschauung, der die Zukunft gehöre! Eine 
solche Zukunft könnte nur eine Zukunft sein, in der der Mensch nicht mehr ' 
Mensch sein darf! 

Wir bitten jeden, in dessen Brust ein Gewissen schlägt, sich zu nichts 
herzugeben, was den Geist der Gewalt und der Lüge atmet. Ein tapferes 
Nein zu dem, was wider Gottes Gebot ist, macht frei, auch wenn 
es zunächst Not und Gefahr bringen mag. 

Wir bitten aber vor allem. die, die mit uns Christen sein wollen, die 
Wahrheit des Evangeliums immer entschlossener zu bezeugen. Wir bitten 
sie, nicht müde zu werden in der Fürbitte, insbesondere für die Gefangenen 
und Internierten, aber auch für die, die in unserem Staat eine Verantwortung 
tragen. Auch wo wir um Gottes willen warnen müssen, hören wir nicht auf, 
in dem anderen den Bruder zu sehen, mit dem wir gemeinsam vor Gott 
stehen und mit dem wir Frieden zu halten bestrebt sind. 
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Die Stunde ist sehr ernst, und niemand weiß, wieviel Zeit Gott uns noch 
läßt, in dieser Welt einen neuen Anfang zu machen. Unser Heiland Jesus 
Christus aber spricht: „Wenn du doch erkenntest zu dieser deiner Zeit, 
was zu deinem Frieden dient!“ Friede wird nicht durch Gewalt, sondern 
durch Gerechtigkeit, nicht durch Lige, sondern durch Wahrheit, nicht 
a Abkehr, sondern durch entschlossene Hinkehr zu dem lebendigen 

ott. 

Er, dieser lebendige Gott, der Vater unseres Herrn Jesu Christi, er 
schenke uns solchen echten Frieden! 


Dies Wort brachte seinem Verfasser im Osten von seiten der dortigen 
politischen Machthaber und ihrer Presse heftige Angriffe — während 
naturgemäß die Vertreter des Westens ebenso kräftig ihre Zustimmung 
ausdrückten. Als aber am Jahresende Propst Grüber einen Bericht 
über seinen Besuch im Internierungslager Sachsenhausen gab, erging 
es ihm genau umgekehrt. Jetzt reagierte der „Westen“ scharf, weil es 
ihm diesmal so wenig gefiel, ein Wort der Wahrheit zu hören, wie jenes- 
mal dem „Osten“, 


Wir stellen den Bericht Grübers und die Stellungnahme des Berliner 
Chefredakteurs des Nordwestdeutschen Rundfunks nebeneinander. 


Bericht des Propstes Grüber 


Aus Anlaß des Gottesdienstes, den ich in Sachsenhausen zu Weihnachten 
gehalten habe, sind viele Anfragen an mich ergangen. Ich habe keine Ver- 
anlassung, was ich gesehen habe, zu verschweigen, wenn ich auch weiß, 
daß meine Ausführungen über das Lager und dessen Einrichtungen von 
beiden Seiten Kritik erfahren werden. Auf der einen Seite wird man mir 
vorwerfen, daß ich an den bestehenden Einrichtungen einer Besatzungs- 
macht Kritik übe. Auf der anderen Seite wird man darüber böse sein, daß 
man kein Material für eine dramatisierte Greuelpropaganda bekommt. Ich 
kann aber um des Gebotes der Wahrhaftigkeit willen weder etwas verschwei- 
gen, was ich gesehen habe, noch etwas bestätigen, was ich nicht gesehen habe. 

Es waren gerade neun Jahre her, daß ich als Häftling in dieses Lager 
eingeliefert wurde. Die Schreckenstage und Grauennächte traten wieder vor 
meine Seele. Der Stacheldraht und die bekannten Wachtürme ließen die 
Komplexe, die ich nun einmal gegen diese Einrichtungen habe, wieder wach 
werden. Vor uns stand das große Torhaus mit den Blockführerstuben, aus 
denen die Bestien so oft gekommen waren, um uns zu peinigen. Der große 
Appellplatz war unverändert mit den Baracken, die allerdings die höhnischen 
Aufschriften von damals nicht mehr tragen. 

Natürlich kann man bei einem flüchtigen Durchgehen kein Urteil über 
die Gesamtsituation eines Lagers abgeben, aber für einen Menschen, der 
mancherlei Lager aller Art gesehen hat, drängt sich der Unterschied zwischen 
den Kzs der Nazis und diesem Lager unmittelbar auf. Schon rein äußerlich 
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fiel es auf, daß die Menschen nicht Nummern waren, sondern Individuen. 
Damals lief eine verschüchterte grau-blaue Masse durcheinander — es 
durfte ja keiner im Lager Schritt gehen oder gar herumstehen —, alle trugen 
damals die grau-blau gestreifte Sträflingskleidung, kurzgeschnittenes Haar 
und Holzpantinen. Das einzige Unterscheidungsmerkmal war der Winkel 
und die Nummer. Die Nummer und nicht der Name war das Wesentliche. 
Jetzt standen hier Menschen in zwangloser Unterhaltung umher, gut an- 
gezogen — jeder trug seine eigenen Sachen —, gut gepflegt und normal 
ernährt. Die Frauen hatten allerhand Verschönerungskünste angewendet. 
Es fehlte sogar bei den jüngeren nicht die rote Farbe auf den Lippen. Die 
ganze Haltung war, soweit das in einem Lager möglich ist, ungezwungen, 
auch das Gespräch, das ich nach dem Gottesdienst mit den Frauen hatte. 
Es stellte sich heraus, daß die Gottesdienstbesucherinnen auch regelmäßige | 
Hörerinnen meiner Morgenfeiern im Berliner Rundfunk waren, und 
manche konnten noch ganze Sätze wiederholen, die mir selbst längst ent- 
schwunden waren. Auch das Verhältnis zu den Wachmannschaften war, 
soweit ich feststellen konnte, kein verängstigtes. Das haben mir auch die 
früher entlassenen Häftlinge immer bestätigt, daß mehr Schwierigkeiten 
durch die Mitgefangenen als die russischen Wachmannschaften entstanden. 
Ich darf wiederholen: Es liegt mir nichts ferner, als das Lager und sein 
Leben zu beschönigen oder die Einrichtung von Lagern als einen Ideal- 
zustand hinzustellen. Ich habe als Erster öffentlich zu den Lagern der vier 
Besatzungsmächte Stellung genommen in einem ökumenischen Gottesdienst 
im Oktober 1946. Ich habe weithin den sowjetischen Behörden immer wieder 
die Wünsche auch der evangelischen Kirche vorgetragen. Aber es ist ein 
unverzeihliches Unrecht, dieses Lager von heute mit den Kzs Hitlers in 
einem Atemzug zu nennen oder gar zu sagen „genau wie bei den Nazis, 
vielleicht noch schlimmer‘‘. Lagerleben bleibt immer Freiheitsentzug, aber 
bei Hitler war es eine planmäßig und systematisch durchgeführte Grausam- 
keit. Hier handelt es sich um eingesperrte Menschen, bei Hitler um ständig 
mißhandelte und gequälte Menschen. Hier hält man Menschen vom Leben 
fern, aber man macht ihnen das Leben nicht unnötig schwer. Weder durch 
Arbeitsüberlastung noch durch ausgesuchte Torturen wurden die Menschen 
hier systematisch ‚„‚liquidiert‘‘. Wir denken noch mit Grausen daran, wenn 
die Arbeitskommandos abends einrückten, vor allen Dingen von den be- 
rüchtigten Klinkerwerken, und die Toten mit hereinschleppten, oder wenn 
gerade auch während der Feiertage die angetrunkenen Wachmannschaften 
zu ungeahnten Grausamkeiten gegenüber den hilflosen Häftlingen sich hin- 
reißen ließen. Jeder, der Sachsenhausen bei Hitler kennengelernt hat, weiß, 
daß es ein Unding gewesen wäre, daß ein Geistlicher im Ornat durch das 
Lager gegangen wäre und mit den Häftlingen gesprochen hätte. Aber die 
Massierung von Menschen, das Abgeschlossensein vom Leben ist ja nicht 
nur eine körperliche Qual, sondern auch eine seelische Pein, und es ent- 
wickelt sich immer eine Art Lagerpsychose. Ich habe sämtliche Flüchtlings- 
lager in Dänemark gesehen, die wirklich Musterlager waren mit einer 
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Verpflegung, wie sie in Deutschland nicht geboten werden konnte, ich kenne 
die englischen ‚„„Musterlager“‘, vor allem das Northern camp. Überall war 
die Lagerpsychose gleich groß. Dagegen weiß ich nur ein Mittel, das ist 
das Wort, das der Apostel Paulus als Gefangener schrieb und das mir in 
der langen Kz-Zeit geholfen hat und das ich in jedem Lager anbringen 
lasse: „„Freuet euch in dem Herrn allewege, und abermals sage ich euch: 
freuet euch! Eure Lindigkeit lasset kundsein allen Menschen. Der Herr ist 
nahe.“ 

Aber das ändert nichts daran, daß Lagerbrot bitter schmeckt und daß 
Stacheldraht eines der unwürdigsten Mittel ist. Ein Lager in dieser Form 
ist eine ungeeignete Art des Strafvollzuges. Kein Lager bietet eine Möglich- 
keit der erzieherischen Einwirkung, vor allen Dingen nicht für Jugendliche. 
Wir haben gerade von der Kirche aus mehrfach den Besatzungsbehörden 
klargemacht, daß für die Jugendlichen, die straffällig geworden sind, andere 
Formen der Sühne gefunden werden müssen. Junge Menschen massiert 
einzusperren, führt zu großen Schädigungen der körperlichen und seelischen 
Entwicklung. 

Wir wissen auf der anderen Seite, daß wir als Deutsche den Besatzungs- 
mächten, vor allem auch der russischen gegenüber, keine Forderungen auf- 
zustellen haben. Wir sind ja alle mitschuldig geworden an dem großen 
Leiden, das über diese Völker gekommen ist. Gerade als ich in Sachsen- 
hausen an den Baracken 9 und 10 vorbeiging, wurde in mir die Erinnerung 
an die Augustiage 1941 wieder wach, wo in diesen Baracken Tausende 
von russischen Kriegsgefangenen eingepfercht waren, die dann nachts auf 
dem Industriehof auf die grausamste Weise ‚‚umgelegt‘‘ wurden. Es bleibt 
dies für mich die dunkelste Stunde und die Sünde meines Lebens, mit der 
ich bisher noch nicht fertig geworden bin. Wir standen damals alle ohn- 
mächtig und sahen dem Geschehen zu, wir ballien unsere Faust hinter dem 
Rücken, manche haben abends die Hände gefaltet für diese armen Menschen, 
aber keiner von uns Häftlingen hatte den Mut aufzuschreien, so wie Pfarrer 
Schneider es in Buchenwald bei ähnlicher Gelegenheit getan hat: „Das üst 
Mord, und wir klagen an.‘ Wir wußten, daß ein solcher Aufschrei und 
ein solches Bekenntnis uns das Leben gekostet hätte und vielleicht auch 
noch die Wut der Wachmannschaften gesteigert hälte. Aus diesem Grund 
unterblieb das Zeugnis der Wahrheit, zu dem wir verpflichtet waren. Wir 
denken auch weiter an die mehr als grausame Behandlung der Juden und 
Polen, die oft willkürlich aufgegriffen und erschossen wurden. Wir können 
als Christen nur das sagen, was uns nach Gottes Willen geboten erscheint, 
aber als Volk und Glieder des Volkes müssen wir uns bescheiden. Erst 
recht können keine Menschen in diesen Fragen mitsprechen, die während 
der Nazizeit geschwiegen haben. Wir lehnen es daher auch ab, über diese 
Fragen mit solchen Deutschen in eine Diskussion einzutreten, die glauben, 
jetzt mit demselben Eifer reden zu müssen, wie sie früher geschwiegen 
haben. Auch ich selbst bin nicht gewillt, Belehrungen in diesem Punkt 
anzunehmen von Menschen, die nicht den Beweis erbringen, daß sie durch 
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persönliche Einsatzbereitschaft sowohl bei den Nazis als auch seit 1945 
mehr Menschen Leben und Freiheit gerettel haben als ich. 

Wenn ich gefragt würde, was ich an den Lagern auf jeden Fall geändert 
sehen möchte, wenn sie, etwa unter deutscher Leitung, weiter bestehen bleiben, 
dann würde ich vor allen Dingen ersuchen, daß alle Insassen einem öffent- 
lichen Gerichtsverfahren unterzogen würden, sowie eine regelmäßige Durch- 
führung der Korrespondenz mit den Angehörigen und eine regelmäßige 
seelsorgerliche Betreuung fordern. Vor allen Dingen würde ich für die 
Jugendlichen eine besondere Durchführung der Haft wünschen. Was die 
Unterbringung, Verpflegung und sanitären Einrichtungen des Lagers angeht, 
so übertrifft dieses viele der Flüchtlingslager in der Westzone, die ich ge- 
sehen habe. 

Neben der Sorge um die Beseitigung der Lager in der Ostzone überhaupt 
muß die größere Sorge uns bewegen, daß nicht durch ein Wiederaufleben 
der Ideologie, aus der die Konzentrationslager Hitlers erwachsen sind, 
dieser Zustand verewigt wird. Wir wollen als Deutsche nicht wieder mit- 
schuldig werden an der grausamen Vernichtung von Menschen und ganzen 
Völkern. 


Der Kommentar des Berliner Chefredakteurs des NWDR, 
Dr. Lothar Mischke, am 29. Dezember 1949: 


Ich muß etwas, aber nur geringfügig, ausholen, um Ihnen sozusagen 
den Hintergrund des Ereignisses deutlich zu machen, das ich persönlich. 
schlechterdings nur als niederschmeiternd betrachten kann. Am zweiten 
Feiertag hatten einige Geistliche beider Konfessionen die Genehmigung er- 
halten, vor den Insassen einiger Konzentrationslager der sowjetischen 
Okkupationszone zu predigen. Wir haben uns am 27. Dezember bei den 
zentralen Stellen beider Kirchen bemüht, Informationen über die Eindrücke 
der Herren zu erhalten, die nach Sachsenhausen, Buchenwald und Bautzen 
gegangen waren. Wir hatten volles Verständnis dafür, daß wir gebeten 
wurden, keine Fragen zu stellen. Dies schien besonders auf evangelischer 
Seite ein bündiger — und ich betone nochmals — ein durchaus verständ- 
licher Beschluß. 

Gestern abend nun gab einer der beteiligt gewesenen Geistlichen, Herr 
Propst Grüber — Propst für Berlin und Bevollmächtigter des Rates der 
Evangelischen Kirche in Deutschland bei der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik — einen dreiseitigen Bericht über seine Eindrücke 
an die Westberliner Zeitungen ‚heraus. 

Er rühmt darin die Verfassung, in der das Lager Sachsenhausen und. 
seine Insassen, insbesondere die Frauen, angetroffen wurden. Es fehlte 
sogar, so erklärte Herr Grüber, bei den jüngeren nicht die rote Farbe auf‘ 
den Lippen. Die ganze Haltung war, soweit das in einem Lager möglich. 
ist, ungezwungen. Sagt Herr Grüber. Das Verhältnis zu den Wachmann- 
schaften war kein verängstigtes. Sagt Herr Grüber. Herr Grüber sagt mancher -. 
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lei mehr. Auf eines kommt er nicht zu sprechen, nämlich auf die Art und 
Weise, wie man nach Sachsenhausen kommt oder nach 1945 kam. Auch 
auf die grauenerregenden Todesziffern in den Konzentrationslagern kommt 
Herr Grüber nicht zurück. So wenig, wie er die Frage stellt, was aus jenen 
angeblichen politischen Häftlingen geworden ist, die zwischen 1945 und 
Ende 1949 mit unbekanntem Ziel verfrachtet wurden. 

Ich glaube, dies alles heißt, den Mantel der christlichen Nächstenliebe 
am ungeeigneten Ort über Vorgänge und die darin verstrickten Personen 
fallen zu lassen. Aber dies alles wäre mit einer Handbewegung wegzuwischen, 
wenn man es nur mit der zufälligen Privatperson von Herrn Grüber zu tun 
hätte. Ich nannte oben seine volle Amtsbezeichnung, und hier wird denn 
doch die Sache um einige Grade interessanter. Der maßgebliche Mann 
nämlich für die evangelischen Kirchenfragen in der sowjetischen Okku- 
pationszone weigert sich, über seine Erlebnisse zu sprechen. Herr Grüber 
dagegen gibt seinen Bericht, und er gibt ihn so, wie es dem Begründer der 
neuen Konzentrationslager-Epoche angenehm ist. Damit steht die evan- 
gelische Kirchenleitung schlechterdings vor der Frage, ob sie sich mit den 
Ausführungen von Herrn Propst Grüber, Propst für Berlin und Bevoll- 
mächtigten des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland bei der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik, identifizieren will, 
oder ob sie abweichende Erklärungen vielleicht dennoch zu Protokoll geben 
möchte. Für mich besteht kein Zweifel, daß genau diese Situation für die 
evangelische Kirche der sowjetischen Okkupationszone bewußt herbeigeführt 
werden sollte. Decken die maßgeblichen Instanzen Herrn Grüber, so verliert 
die Kirchenleitung den Gläubigen gegenüber genau so viel Autorität und 
Vertrauen, wie dessen Darstellungen gegen das Achte Gebot verstoßen. Ein 
Abrücken von den Erklärungen des Herrn Grüber zieht selbstverständlich 
den Vorwurf der Illoyalität der Besatzungsmacht und der von ihr einge- 
setzten Schattenregierung nach sich, mit allen weiteren Folgerungen, die 
sich daraus ergeben. Das heißt mit anderen Worten: hier wird der Konflikts- 
fall geschaffen, an dem sich für das sowjetische Regime die Möglichkeit 
ergibt, in seinem Sinne die weißen Schafe von den schwarzen Böcken zu 
trennen. Das mag Herrn Grüber vielleicht nicht ganz klar gewesen sein, 
als er seine phantasievollen Darstellungen vom Frauenlager Sachsenhausen 
der Öffentlichkeit unterbreitete, einer Öffentlichkeit, die freilich mehr von 
dem weiß, was mit diesen und ähnlichen Begriffen verbunden ist, als Herrn 
Grüber wohl zweckmäßig erscheint. 


Ungefähr gleichzeitig mit der Erregung über den Bericht des Propstes 
Grüber kam es um die Jahreswende zu einem noch größeren Sturm in 
der deutschen Presse. Diese Auseinandersetzung, die sich an das Presse- 
Interview Niemöllers anschloß, ist so äußerst bedeutsam, daß wir 
einige Dokumente davon festhalten wollen. Dies „Ereignis“ gehört 
vielleicht zu den wichtigsten, die das Jahr 1949 in unserm Bereich auf- 
zuweisen hat. An ihm werden die verborgenen Hintergründe des gegen- 
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wärtigen Geschehens offenbar. Das ‚Interview‘ hat der Evangelischen 
Kirche in Deutschland einen Dienst getan, der dem wahrlich nicht im 
Sinn gelegen hat, der es nach Amerika kabelte. Die „New York Herald 
‘ Tribune‘ veröffentlichte in ihrer Ausgabe vom 14. Dezember 1949 fol- 
gende Eigenmeldung ihrer Korrespondentin Marguerite Higgins: 


Wiesbaden, Deutschland, 13. Dezember. — Pastor Martin Niemöller 
sagte heute, die meisten Deutschen würden die Einigung ihres Landes unter 
dem Kommunismus einer Fortdauer seiner gegenwärtigen Aufspaltung 
in Ost und West vorziehen. 

Pastor Niemöller, der im ersten Weltkrieg ein deutscher Ubootkomman- 
dant war und unter Hitler elf Jahre in Konzentrationslagern verbrachte, 
ist soeben von einem dreimonatigen Besuch Australiens nach Hause ge- 
kommen. Er ist seit drei Wochen zurück. 

In einer Zeit, da die Welt versucht, das deutsche Wesen (den deutschen, 
Nationalcharakter,) zu ergründen, ist der bekannte Pastor wohl in der Lage 
dies zu tun. Nach einer langen Abwesenheit betrachtet der evangelische 
Führer nun die Lage seines Volkes. Während eines Interviews in seiner 
Wohnung legte er einige seiner daraus gezogenen Folgerungen dar. 


Er ist anderer Meinung als die politischen Führer. 


Pastor Niemöllers Meinungen siehen im Gegensatz zu den Ansichten, 
die in den leizien Monaten von den meisten politischen Führern des Landes 
in der westdeutschen Hauptstadt Bonn geäußert wurden. Pastor Niemöller 
sprach als Theologe, nicht als Politiker. 


Die erste Frage, die ihm vorgelegt wurde, lautete: „Glauben Sie, daß 
die meisien Deutschen bereit sein würden, für die Vereinigung von Ost- 
und Westdeutschland den Preis eines kommunistischen Regiments zu 
zahlen?“ 

Er antwortete ohme Zögern: „Ja. Wenn man sie vor die Alternative 
einer dauernden Spaltung in Deutschland oder die Aussicht auf Wieder- ° 
vereinigung des Landes unter einer ausländischen Diktatur — selbst der 
Rußlands — stellt, dann würden die Deutschen es vorziehen, das Risiko 
des Kommunismus einzugehen. Sie würden glauben, daß sie unter diesen 
Umständen mehr Aussicht auf ein Weiterleben als Nation hätten.“ 


Der 57 Jahre alte Niemöller setzte aber auseinander, er hoffe, daß sich 
ein dritter Weg finden lasse. Er meinte, es bestehe kein Zweifel, daß die 
sowjetsch besetzte Zone Deutschlands, wenn man ihr die freie Wahl lasse, 
sich schleunigst dem Westen anschließen werde. 

Nach Pastor Niemöllers Meinung wäre es unter den heutigen Um- 
stünden für Deutschland die beste Lösung, wenn ein Ausschuß von Neu- 
tralen unter der UNO die Besetzung übernähme und dem Lande die Zentral- 
regierung gäbe, die im Potsdamer Abkommen gefordert sei. 
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Er wünscht, daß die UNO Deutschland übernimmt. 


„Wenn nicht die UNO Deutschland übernimmt, seine Einheit wieder- 
herstellt und die darüber herrschende Fehde zwischen Rußland und dem 
Westen beendet, dann sind beide, Deutschland und Europa, erledigt,‘ 
sagte er. 

Deutschlands Lage, behauptete Pastor Niemöller, gleicht der einer 
zerrissenen Familie. 

„Eine Familie zieht es vor, zusammenzubleiben,‘‘ sagte er, „selbst 
wenn sie versklavt worden ist. Glieder einer Familie bleiben lieber in der 
Knechtschaft, als daß sie einen Teil der Familie seinem Schicksal überlassen, 
während der andere sich der Freiheit erfreut. Und ich glaube, daß dies die 
richtige moralische und ethische Haltung ist. Sind doch Zehntausende von 
deutschen Familien auseinandergerissen worden durch die Teilung ihres 
Landes in Ost und West. Ich kann Sie versichern, daß der abgetrennte 
westdeutsche Staat kein Wesen ist, das viele Jahrzehnte bestehen wird.“ 

Pastor Niemöller gab zu, daß seine Ansichten über die westdeutsche 
Regierung vielleicht zum Teil durch die Bitterkeit beeinflußt sind, die er 
angesichts des „Übergewichts der Katholiken im gegenwärtigen west- 
deutschen Kabinett“ empfindet. Er glaubt, daß die Zahl der Katholiken 
in dem Kabinett des Kanzlers Konrad Adenauer in gar keinem Verhältnis 
zu dem Einfluß der Katholiken in Westdeutschland steht. 

„Die derzeitige westdeutsche Regierung,‘‘ sagte er, „ward empfangen 
im Vatikan und geboren in Washington. Die Fortdauer des westdeutschen 
Staates bedeutet den Tod des kontinentalen Protestantismus.“ 


Am 16. Dezember veröffentlichte der „Wiesbadener Kurier“ unter 
der Überschrift „Betrachtung des Zusammenbruchs von konfessioneller 
Seite her‘ einen Artikel, der auf einem Gespräch zwischen Niemöller 
und einem Vertreter des Blattes beruhte. 


Kirchenpräsident D. Niemöller wies in dem Gespräch darauf hin, daß 
man den deutschen Zusammenbruch auch unter einem konfessionellen 
Gesichtspunkt betrachten müsse. Der Protestantismus habe eine Schlacht 
verloren. „Der Osten ging an die polnische römisch-katholische Kirche 
verloren. Die einstigen evangelischen Kirchen in diesem Gebiet sind jetzt 
katholische. Mitteldeutschland ist auf Grund des Eisernen Vorhanges von 
Europa abgeschnitten.“ 

Der westdeutsche Bund ist nach Ansicht von Kirchenpräsident D. Nie- 
möller letztlich ein katholischer Staat, während in Deutschland einst eine 
Zweidrittel-Mehrheit an Protestanten bestanden habe. Die evangelischen 
Flüchtlinge hätten nicht den Anschluß an die einheimische Bevölkerung 
gefunden. Wenn diese Entwicklung auch unbeeinflußt von katholischer 
Seite auf Grund des Abkommens von Yalta vonstatten ging, so sei doch 
festzustellen, daß der Katholizismus gewonnen habe. 
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Die Wahlen zum Bundestag — an denen er sich nicht beteiligt habe — 
bezeichnete der Kirchenpräsident als umehrlich. Man hätte die Bevölkerung 
fragen müssen, ob sie überhaupt einen westdeutschen Staat wünsche. In 
Bezug auf den Bund benutzte D. Niemöller die Wendung: „Er ist meiner 
Meinung nach ein Kind, das im Vatikan erzeugt und in Washington 
geboren wurde.“ 

Eingehend auf eine in der „New York Herald Tribune‘ wiedergegebene 
Unterredung mit der amerikanischen Journalistin Higgins, erklärte D. Nie- 
möller, daß seine Äußerung auf Grund vorgenommener Kürzungen zu 
Mißverständnissen Anlaß geben könnten. Er habe zwar erklärt: Vor die 
Wahl gestellt, würden die Deutschen eine kommunistische Diktatur über 
ein einheitliches Deutschland einem für immer geteilten Deutschland vor- 
ziehen, Grundlage der Antwort sei aber die Frage gewesen, ob er glaube, 
daß eine evtl. aufzustellende deutsche Armee gegen Osten kämpfen würde. 
Da habe er die Ansicht vertreten, daß es mit den Nationen so stehe wie 
mit den Familien. ‚Sie leben lieber unter schlechten Verhältnissen, aber 
unter einem Dach miteinander als getrennt, wobei der eine in einem Palast, 
der andere aber in einer Hütte haust. 

Die vergangenen Jahre haben gezeigt,‘ fuhr D. Niemöller fort, „daß 
immer nur einige Zehntausende in die Emigration gehen, die Masse aber, 
ganz gleich unter welchem Regime, in der angestammten Heimat verbleibt.‘ 
Das habe er mit dem Vorziehen einer kommunistischen Diktatur gemeint. 

Abschließend wiederholte der Kirchenpräsident seinen Standpunkt, daß 
zunächst die deutsche Einheit in Form einer Kontrolle und Besetzung 
seitens der Vereinten Nationen erreicht werden müsse, ehe die jetzige 
Besatzung abziehen sollte. Andernfalls bestehe die Gefahr, „daß die beiden 
deutschen Regierungen den Funken für das Pulverfaß liefern, vor dem die 
ganze zivilisierte Welt in den letzten Jahren zittert.“ 


Als diese Interviews in der deutschen Presse (vielfach verkürzt oder 
vereinfacht) wiedergegeben wurden, kam es — begreiflicherweise — zu 
einem Sturm der Entrüstung. Niemöller sah sich genötigt, der Presse 
am 20. Dezember eine Erklärung zu dem ersten Interview zu geben. ° 


Die Darstellung ist für mich besonders interessant, weil sie zeigt, was 
eine ernsthafte amerikanische Journalistin aus einem mindestens ein- 
stündigen Gespräch als dessen wesentlichen Kern meint darlegen zu sollen. 
Wir kennen ja die Neigung der Amerikaner zu Vereinfachungen, aber so 
einfach sind diese europäischen und deutschen Probleme bestimmt nicht. 
Mein ganzes Bemühen in diesem langen Gespräch war gerade darauf 
gerichtet, dies deutlich zu machen. Ausgangspunkt war für Miss Higgins 
nicht eine etwaige Vorliebe der westdeutschen Bevölkerung für den Kom- 
munismus, sondern die Frage nach unserem Verhalten zu einer etwaigen 
Kriegssituation zwischen Amerika und Rußland. 

Nun höre ich als Deutscher ein Reden von der Möglichkeit eines neuen 
Krieges ohnehin recht ungern. Für viel nützlicher halte ich es, unser Denken 
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und Trachten auf die Erhaltung des Friedens zu lenken. Unser Land würde 
durch einen Krieg zum Schlachtfeld werden. Vielleicht können wir das nicht 
verhindern, aber zweierlei müssen wir zu verhindern suchen: nämlich einmal, 
daß sich an der deutschen Frage der Krieg entzündet, und zum andern, daß 
in einem solchen Krieg Deutsche gegen Deutsche kämpfen. 


Wenn es wirklich dazu kommen sollte, daß Amerika und Rußland 
gegeneinander Krieg führen, so sehe ich beim besten Willen nicht ein, 
warum wir uns zu allem anderen auch noch gegenseitig ums Leben bringen 
sollen. Ich bin überzeugt, daß die Deutschen beider Zonen eine solche 
Beteiligung am Krieg und damit auch eine Remilitarisierung entschieden 
ablehnen. 

Auf ein solches Bekenntnis zur Nichtkriegführung kann man nicht mit 
der billigen Frage antworten, ob wir demnach bereit seien, auch eine 
russische Herrschaft widerstandslos über uns ergehen zu lassen und dies 
als Preis für das Wiederzusammenkommen von Ost und West zu zahlen. 
Wenn die Kriegswalze von der einen oder anderen Seite über Deutschland 
wegrollen sollte, so würden wir gar nichts anderes tun können, als diese 
Heimsuchung brüderlich und gottergeben miteinander zu tragen — ich sage 
bewußt miteinander. Denn auf die Dauer ist der gegenwärtige Zustand 
unerträglich, weil keine noch so verlockenden Vorteile, die der einen oder 
der anderen Hälfte Deutschlands angeboten werden, uns von der Bindung 
aneinander losmachen können. 

Aber ist es denn überhaupt möglich, uns Deutsche beider Zonen immer 
wieder zu befragen, auf welcher Seite wir stehen sollen? Lieber sollten sich 
die Staatsmänner der Welt überlegen und lieber sollten sie uns an diesen 
Überlegungen teilnehmen lassen, wie wir alle der Sache des Friedens dienen 
können. Es ist durchaus denkbar, daß eine konstruktive Lösung, die der 
Spaltung Deutschlands und des deutschen Volkes ein Ende macht, zugleich 
zu einer allgemeinen Entspannung der Weltsituation führen könnte. 

Hier setzt der Vorschlag ein, den ich in der letzten Zeit mehrfach gemacht 
habe. Tatsache ist, daß nach dem Potsdamer Abkommen Deutschland ein- 
heitlich verwaltet werden sollte. Tatsache ist, daß die Spaltung des deutschen 
Volkes nicht durch die Uneinigkeit der Deutschen, sondern der Besatzungs- 
mächte verursacht ist. Tatsache ist, daß die Organisation der Vereinten 
Nationen (UNO) zur Beseitigung von Konflikten geschaffen wurde und 
in wiederholten Fällen nützliche Dienste geleistet hat. In dem Augenblick, 
wo die gegenwärtige Besatzungskontrolle der vier Mächte von einer einheit- 
lichen UNO-Besatzung abgelöst würde, müßte der „Eiserne Vorhang“ in 
der Mitte Deutschlands in sich zusammenfallen. Damit würde der Weg zu 
einer echten demokratischen Neuordnung in Deutschland frei. 

Das wäre eine bessere Absage an die Mächte des Nationalismus und 
Totalitarismus als der zum Scheitern verurteilte Versuch, die jetzige Auf- 
teilung des deutschen Volkes auf zwei einander widerstrebende Interessen- 
gruppen als Normalzustand stabilisieren zu wollen. 
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Aber der Sturm tobte weiter. Nicht nur Presseleute und Politiker, 
auch Theologen, ja selbst Bischöfe nahmen das Wort, und zwar auch 
diese in ablehnender Form. Als Beispiele seien die Stellungnahme eines 
ernst zu nehmenden Politikers und eines bekannten Theologen gebracht. 


Zuerst der offene Brief des Bundestagsabgeordneten Ernst Mayer. 


Herr Kirchenpräsident! 


Sie haben, Herr Präsident Niemöller, auch nach der abgeschwächten 
Fassung ihrer Interviews erklärt, das deutsche Volk wolle vor allem die 
Einheit und es sei bereit, um dieser Einheit willen auch eine kommunistische 
Diktatur in Kauf zu nehmen. Diese Diktatur, meinen Sie, habe ein Ideal, 
das Millionen begeistere, die Demokratie aber habe keines. Die westdeutsche 
Bundesrepublik aber ist nach Ihnen, Herr Niemöller, ein katholischer Staat, 
in Rom gezeugt und in Washington geboren. 

Wenn irgendein Dorfpolitiker oder ein kommunistischer Hetzer solches 
sagt, kann man darüber zur Tagesordnung übergehen. Menschliche Gehirne 
sind an sich und in ihren Produkten mitunter rätselhaft; ihre Besitzer 
weder zu besonderer Gescheitheit noch zur Zurückhaltung verpflichtet. Wenn 
sie Hinz oder Kunz heißen! Ihr Name und Amt aber, Herr Niemöller, 
legen, so will mir scheinen, denn doch etwas größere Verpflichtungen auf, 
als sie irgendein Stammtisch- Philosoph der Allgemeinheit. gegenüber trägt. 
Ein Kirchenpräsident hat nicht das Recht, so dumm und ungeschickt wie 
dieser — und wie Sie es getan haben —, in die Welt zu reden. Dabei unter- 
stelle ich, daß es nur politisches Unvermögen und Ungeschick waren, die 
Sie so reden hießen! Sollte diese Annahme unberechtigt sein, dann müßte 
man politische Motive unterstellen, die für einen. führenden Mann der 
Kirche unmöglich sind; dann müßte man nämlich annehmen, daß Ihr Gerede 
Zweckgerede war, getan, um die Hilfswürdigkeit der 45 Millionen Deutscher 
in der Bundesrepublik im Westen zu diskreditieren, ihre Treue zur Demo- 
kratie zweifelhaft erscheinen und sie, vom Westen abgeschrieben, an den Osten 
sich anlehnen zu lassen. Solche Gesinnung aber wäre schlimmer als die. 
kommunistischen Propagandathesen; sie wäre gemein ünd tödlich in ihren 
Folgen für unser Volk. 

Sie haben, Herr Niemöller, sich vielleicht zu oft und zu lange in den 
letzten Jahren im Ausland aufgehalten und in Deutschland selbst sich 
offenbar zu sehr auf den Verkehr mit ebenso wie Sie selbst voreingenommenen 
Kreisen beschränkt, um die wirkliche Stimmung unseres Volkes zu kennen. 
Es würde Sie, Herr Kirchenpräsident, vom Rednerpult fegen, wenn Sie 
ihm eine solche Haltung ins Gesicht behaupten würden, wie Sie ihm sie 
in Ihrem Interview unterstellen. Dieses Volk will die Einheit, aber 
es will sie in Freiheit, und es verzichtet auf sie, wenn sie mit 
einer kommunistischen Diktatur erkauft werden soll. Das ist 
die Meinung der Bauern und Arbeiter, der Handwerker und. Kaufleute, 
all derer, die das deutsche Volk ausmachen und die es sich verbitten, daß 
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Sie, Herr Niemöller, in ihrem Namen Meinungen vertreten, mit denen 
sie nichts zu tun haben wollen. Diese Menschen aber sind das Volk, Herr 
Kirchenpräsident, nicht ein Dutzend intellektueller Schwärmer oder bor- 
nierter Konfessionalisten, die, um das Übergewicht der protestantischen 
Volkskreise in Deutschland wiederherzustellen, offenbar auch bereit sind, 
mit dem Kommunismus zu paktieren. Ich bin Protestant, Herr Niemöller, 
aber ich verbitte mir das Ansinnen, um konfessioneller Machtvorteile willen 
Volk, Staat und Freiheit zu verraten! Und viele Millionen, Herr Kirchen- 
präsident, denken wie ich; gerade weil sie Christen, weil sie Protestanten 
sind! 

Und weil diese Millionen Christen und Protestanten sind, sind sie 
erschrocken über das Maß von Taktlosigkeit und politischem Unvermögen, 
das Sie die törichte Behauptung aufstellen ließ, Westdeutschland sei ein 
katholischer Staat, sei in Rom gezeugt und in Washington geboren. In 
Westdeutschland haben die Katholiken gegenwärtig zahlenmäßig das Über- 
gewicht. Wenn sie daneben aber, was erst untersucht werden müßte, es auch 
politisch hätten, dann wäre das nicht nur eine gerechte Auswirkung dieses 
Tatbestandes, dann wäre es nicht minder auch die unausbleibliche Folge 
politischer Instinktlosigkeit in führenden evangelischen Kreisen. Wofür Sie, 
Herr Kirchenpräsident, ein erschütterndes Zeugnis ablegen! Solange solche 
Meinungen von führenden Leuten der evangelischen Kirche nämlich ver- 
treten werden können, wird der Großteil der verantwortungsbewußten, den- 
kenden evangelischen Christen in Deutschland immer noch lieber bereit sein, 
einem nüchternen, katholischen Staatsmann, wie etwa. Herrn Adenauer, die 
Lenkung der deutschen Geschicke zu überlassen als konfessionell anders 
getönten politischen Abenteurern. In ihre Reihe aber haben Sie sich selbst 
gestellt, Herr Niemöller! Für die aber, die in der Verantwortung stehen, 
diesen Staat, den Sie diffamieren, aus freiem Wollen heraus mit errichtet 
haben, sich um eine Regierung für ihn bemühten und diese heute stützen, 
sei Ihnen noch folgendes gesagt: 

Dieser Staat wurde nicht errichtet als katholischer oder evangelischer, 
sondern als Staat der Deutschen, die von ihren Brüdern zwar getrennt, 
aber in der Freiheit leben und in ihr verharren möchten. Sein Grundgesetz 
wurde gestaltet von den besten politischen Kräften, die sich bereit und die die 
deutschen Parlamente dazu für würdig hielten. Es wurde gestaltet aus 
christlich-humanistischer Gesinnung heraus, die, wie mir scheint, auch für 
einen hohen evangelischen Geistlichen heute noch mehr verpflichtendes Ideal 
sein könnte als das von Ihnen positiv gewürdigte, von Millionen geschundener 
Christen und Heiden verfluchte Ideal desOstens. Es ist im übrigen mindestens 
so viel protestantisches Gedankengut in ihm verankert wie katholisches. Wo 
es aber um größere Freiheit, etwa im. Kulturellen, wo es um die Durch- 
setzung des freien, protestantischen Geistes ging und geht, da sahen und 
sehen sich evangelische Politiker sehr oft nicht den Widerständen Roms, 
sondern solchen gegenüber, die aus einer pseudoprotestantischen, konfessions- 
politisch engen Haltung entspringen, wie sie auch aus Ihren Bekundungen 
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spricht. Der politische Protestantismus hat dank Ihrer und der Haltung 
anderer das Recht verwirkt, sich über das Obsiegen des politischen Katholizis- 
mus zu beschweren, weil er entweder in der Negation verharrte, wie Sie, 
oder mit gesamtchristlicher Deklamation eine Partei zur größten machte, 
die in ihrer Anlage und in ihrer inneren Gewichtsverteilung eben überwiegend 
eine katholische ist. In ihr aber und in den anderen, mit ihr die Regierung 
dieses Staates tragenden Parteien sind evangelische und katholische Männer 
und Frauen bemüht, zu allem deutschen Elend nicht auch noch das des 
konfessionellen Machtkampfes hinzukommen zu lassen. Sie halten das für 
christlich und, soweit sie Protestanten sind, auch für protestantisch! Sie 
allesamt aber verbitten sich die Diffamierung ihres politischen Strebens, 
ihrer Motive und des Staates, den sie geschaffen und den sie als Heimat 
aller Deutschen begründen wollen, verbitten sich die Schädigung seiner 
Außenpolitik und die Vergiftung seiner Innenpolitik durch amoklaufende, 
kirchliche Würdenträger. Mögen sie stehen, wo sie wollen, heißen, wie sie 
mögen, und mag ihre Vergangenheit wie immer nur möglich gewesen sein! 

Ernst Mayer, M.d.B. 


Nun als zweites Beispiel die Stellungnahme des Tübinger Theologie- 
professors D. Thielicke: 


Die deutsche Öffentlichkeit beschäftigt sich mit einem Interview des 
Kirchenpräsidenten Martin Niemöller, bei dem er offensichtlich „ins 
Unreine‘‘ gesprochen und auch mit der korrigierten „Reinschrift‘“ anläßlich 
seines Dementis die Situation kaum verbessert hat. Ich nehme im folgenden 
zu diesem Fall ausschließlich als Theologe Stellung. Was den Anlaß selbst 
anbelangt, so möchte ich dem ganzen Komplex der verschiedenen Interviews 
nur zwei Aussagen entnehmen, die besonders böses Blut gemacht haben. 
Niemöller hat der Bundesrepublik den Vorwurf gemacht, sie sei „‚katho- 
isch“, und er hat diese seine These mit dem Bonmot begründet, die Bundes- 
republik sei ein Kind, das im Vatikan gezeugt und in Washington geboren 
worden sei. Er hat ferner die Frage der „New York Herald Tribune“, 
ob sich die Deutschen mit einem kommunistischen Regime abfinden würden, 
wenn sie dadurch die Wiedervereinigung von Ost- und Westdeutschland 
erreichen würden, mit „Ja“ beantwortet. 

Das Dementi, an das man nach Niemöller-Inierviews schon ein wenig 
gewöhnt ist — sicher nicht nur durch seine Schuld, aber vielleicht auch 
nicht ganz ohne seine Schuld, da die Technik der Interviews im allgemeinen 
Sicherungsmaßnahmen gegen spätere Entstellungen vorsieht —, jenes De- 
menti also, das Niemöller gab, hat nicht eigentlich „widerrufen“, sondern 
nur „abgeschwächt‘‘. Es hat seinem befremdlichen „Ja“ insofern eine andere 
Nuance gegeben, als Niemöller vom Kriegsfalle zwischen Amerika und 
Rußland ausging; sein Wort von der Bereitschaft zur bolschewistischen 
Diktatur war also kontrastiert mit der Möglichkeit eines Kampfes Deutscher 
gegen Deuische. Selbstverständlich ist es ein Unterschied, ob Niemöller 
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gesagt hat, die Deutschen würden jederzeit die SED lieber in Kauf nehmen 
als die Zerteilung ihres Landes, oder ob er gesagt hat, sie nähmen die Diktatur 
nur dann in Kauf, wenn diese imstande sei, nicht nur die Zerteilung als 
solche, sondern auch den blutigen Kampf deutscher Armeen gegeneinander 
zu verhüten. Man muß um der Gerechtigkeit willen diese andere Nuance 
betonen, aber man wird schwerlich über die Feststellung hinauskönnen, daß 
es eben lediglich eine andere Nuance ist. 

Wenn es mir nun erlaubt ist, als Theologe zu der ersten der beiden 
Niemöllerschen Thesen Stellung zu nehmen, wird man zunächst feststellen 
müssen, daß Niemöller hier zweifellos richtige Tendenzen beobachtet hat. 
Die Ämterbesetzungen in den Ländern und im Bund verraten ein mehr 
als deutliches Gefälle im Sinn einer katholischen Konfessionalisierung. Auch 
die konfessionellen Proportionen der CDU bis in die Bundestagsfraktion 
hinein reden eine klare Sprache. Selbst die Kommunalpolitik ist dieser 
planvollen und energischen Strategie einer konfessionell bestimmten Ämter- 
besetzung nicht entzogen. Trotzdem erscheinen mir die Niemöllerschen 
Formulierungen zur Sache verhängnisvoll und abwegig. Sein pikantes und 
unzölibatäres Bild von der vatikanischen Zeugung und der amerikanischen 
Geburt erweckt den Anschein, als ob wir Deutschen ähnlich wie Kinder, 
die man ja auch nicht fragt, ob sie gezeugt und geboren werden wollen, das 
willenlose Objekt eines ganz unabhängig von ihnen geplanten und voll- 
zogenen Geschehens seien. Ich meine, die evangelische Kirche sollte sich 
ganz schlicht fragen, ob hier nicht statt einer raffinierten Fernstrategie ein 
Schaden am eigenen Organismus zum Ausdruck komme, wenn sie sich 
derart in konfessioneller Hinsicht ‚überfahren‘ wähnt. Nicht nur ich, auch 
viele andere werden zugeben müssen, daß in nicht wenigen Fällen einer 
Ämterbesetzung bloß ein katholischer und eben kein evangelischer Kandidat 
zur Verfügung stand, und daß das Übergewicht des Katholizismus in der 
Personalpolitik — gerade seit 1945 — schwer denkbar wäre, wenn der 
Protestantismus die gleichen personellen Reserven gehabt hätte. 

Die Frage, woran das liege, führt in tiefere Zusammenhänge, von denen 
ich nur einige anrühren kann. Das Luthertum hat von seinem Namengeber 
die Lehre von den ‚beiden Reichen‘ übernommen. In aller Kürze aus- 
gedrückt, besagt diese Lehre, daß es ein Reich Gottes zur „‚rechten‘‘ und zur 
„linken Hand“ gebe. Im Reich zur ‚Rechten‘ gilt das Evangelium un- 
mittelbar. Im Reich zur „Linken“ dagegen befinden wir uns in einer 
anderen Daseins-Dimension: hier geht es um die überpersönlichen Ord- 
nungen des Staates, der Wirtschaft und der Sozialordnung. Diese Lehre 
ist immer wieder in dem Sinne mißverstanden worden, daß man das 
Weltreich, das heißt also die Politik, die Wirtschaft, die Gesellschafts- 
ordnungen, ihrer Bigengesetzlichkeit überließ und sie als sozusagen ‚‚wert- 
neutrale‘‘ Sachgebiete dem Hoheitsbereich der göttlichen Gebote entzog. Diese 
verhängnisvolle Verzerrung einer Lehre Luthers führt dann einmal zum 
Rückzug der Christen in das Ghetto der Kirchenmauern und ferner, oder 
auch gleichzeitig, dazu, daß sie zwar in der Öffentlichkeit Funktionen und 
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Ämter WERE daß aber ihre öffentliche Stellung keinerlei Beziehung 
zu ihrem Christsein hat. Sie huldigen der Meinung, hier gehe es um einen 
Bereich sachlicher Ideen und Techniken, in dem die Frage des religiösen 
oder weltanschaulichen Vorzeichens nicht akut sei. Die Folge dieser Fehl- 
entwicklung ist auf protestantischer Seite schließlich der so stark gelichtete 
Bestand von Personen, die aus echter christlicher Existenz heraus zum 
Handwerk des Politikers oder zu anderer öffentlicher Tätigkeit drängen. 

Statt voreilig die evangelische Kirche von ihrer Verantwortung zu ent- 
lasten, indem man sie in der Meinung bestärkt, sie sei das willenlose Ob- 
jekt des sogenannten „politischen Katholizismus‘‘ und seiner überlegenen 
Personalstrategie, täte man gut, an die eigene Brust zu schlagen und sich 
zu überlegen, wodurch man selbst als Kirche und als Mann der Kirche 
jenes Gefälle hat provozieren helfen. Der Blick auf die konfessionelle Land- 
karte, die im polnisch besetzten Osten, im. russisch besetzten Mitteldeutsch- 
land und bei dem so sonderbar erzeugten Kinde ‚westlicher Demokratie‘“ 
so alarmierende Verschiebungen anzeigt — dieser Blick sieht doch nur, 
„was vor Augen ist‘, und er sieht damit nicht das Eigentliche. Sosehr man 
den Blick auf die Landkarte nicht unterlassen sollte, so sehr müßte doch 
von einem theologischen Beobachter gesagt werden, daß das eigentliche 
Geschehen sich auf einer anderen als der religionspolitischen Ebene abspielt. 

Was Frucht und was Segen ist, kann kartographisch nicht erfaßt werden. 
Die Kirche in den Katakomben, die weißen Flecken also auf jener kon- 
fessionellen Karte, können Bezirke des Segens und der Erneuerung um- 
schließen, von denen sich die tolerierte oder gar begünstigte, auf jeden Fall 
aber freie Kirche des Westens kaum etwas träumen läßt. Das Heimweh 
nach der bedrängten Gemeinde des Ostens, das Heimweh nach dem in der 
Finsternis strahlenden und seine eigentliche Leuchtkraft entfaltenden Worte 
und die Trauer über Sicherheit und Saturiertheit der westlichen Kirche 
sind mir von zu vielen Freunden aus dem Osten, die mich besuchten, bezeugt 
worden, als daß mir die Diskrepanz zwischen Freiheit und Erfolg auf der 
einen und der verborgenen Frucht auf der anderen Seite nicht lebhaft vor 
der Seele stände. Und schließlich war Martin Niemöller selbst einmal ein 
lebendiges Zeichen dafür, daß Schlachten um Gott gewonnen werden können 
auf Feldern, die vom Blut der Zeugen gedüngt sind.und auf denen alle 
„äußeren“ Schlachten verloren waren. Man sollte das Geheimnis des Reiches 
Gottes und das Geheimnis jener Ebene, auf der seine Schlachten geschlagen 
werden, deutlicher bezeugen, als es in jenem weltlichen, allzu weltlichen Wort 
Niemöllers von der „verlorenen Schlacht des Protestantismus‘‘ geschah. 
Auf dem Grunde der Geschichte sind noch ganz andere Strategien wirksam, 
als sie das Abwägen äußerer, allzu äußerer Machtkonstellationen erkennen 
läßt, und Gottes Schritt ist für das Auge der Christen noch immer in den 
Wasserflüssen gewesen, auf jenem unzugänglichen Grunde also, der die 
Spur des göttlichen Schrittes dem auf Statistik erpichten Blicke verbirgt. 

Niemöllers zweite Äußerung, die Deutschen würden eine östliche Dik- 
tatur bejahen, wenn sie damit ihre Einheit retten könnten, versteht man nur, 
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wenn man sich klarmacht, daß Martin Niemöller theoretisch im wesent- 
lichen abhängig ist von Karl Barth. Unter diesem Aspekt scheint mir 
Niemöllers These nach zwei Richtungen begreiflich zu werden. Einmal 
vertritt Barth die Anschauung, die Deutschen hätten von Haus aus einen 
Hang zur Diktatur, sie verrieten eine gefährliche Neigung, sich der eigenen 
Verantwortung zu entschlagen und jenen zauberischen Stimmen aus den 
Wolken zu verfallen, die sie in den Rufen und Befehlen der „starken 
Männer‘ zu vernehmen meinen. In diesem Sinne sieht er Hitler auf einer 
Geschichtslinie, die in verhängnisvoller Konsequenz von Friedrich dem 
Großen über Bismarck führt. Niemöller dürfte bei seiner gewagten Äußerung 
dieser Geschichtskonstruktion eines Mannes zum Opfer gefallen sein, der 
ihm Autorität ist. Außerdem ist ihm die Sympathie Barths für den Osten 
bekannt. Er übernimmt von Barth jene gewisse Harmlosigkeit, die ihm 
erlaubte, die Alternative „Äußere Trennung Deutschlands“ oder „Einheit 
unter östlicher Diktatur‘ in jener Weise aufzulösen, der man den Vorwurf 
der Leichtfertigkeit und des Obenhin nicht ganz ersparen kann. Aber sein 
Spiel mit dieser Alternative läßt die hintergründigen Absichten nicht sichtbar 
werden, die bei Barth vorhanden sind und subjektiv bei Niemöller sicherlich 
ebenfalls vorliegen. Sein Wort, dem Westen mangele eine soziale Idee, wird 
man nicht als einen ausreichenden Hinweis in diesem Sinne werten können. 

Im übrigen ist die Auseinandersetzung mit dem Niemöller-Interview 
dadurch erschwert, daß es voller Unklarheiten ist. Bei allem Respekt vor 
der Gestalt Niemöllers, für den seine Kirche und sicher auch unzählige 
katholische Christen während seiner Leidenszeit Jahr um Jahr gebetet 
haben, wird man sogar hinzufügen müssen, daß seine Äußerungen seit 
1945 durch Klarheit und Stetigkeit nicht eben ausgezeichnet waren. Woher 
kommt dies bei einem Manne, der in der Zeit des Kirchenkampfes und 
unter der Herrschaft des Nationalsozialismus die geradeste und unbeirr- 
barste Linie von allen hatte? Woher kommt es, daß er aufgehört hat, die 
früher so unangefochtene Führerstellung innerhalb des Protestantismus ein- 
zunehmen — vor allem innerlich, aber auch äußerlich? 

Martin Niemöller ist als geistige Erscheinung einer Art von Menschen 
zugeordnet, die ich als reaktiven Denktypus bezeichnen möchte. Er erkennt 
den Gegner dessen, was ihm heilig ist, mit großer Hellsichtigkeit. Er sieht 
zum Beispiel im gegenwärtigen Protestantismus eine konfessionalistische 
Versteifung und reagiert darauf mit großer Vehemenz und mit drastischer 
Bußpredigt. Er sieht nach 1945 eine gefährliche Selbstrechtfertigung des 
deutschen Volkes, die es an der inneren Umkehr hindern könnte, und er 
reagiert darauf mit der ungeheuer scharfen Betonung seiner und. seines 
ganzen Volkes Schuld. Er sieht im Westen Ausfallserscheinungen auf 
sozialem Gebiet und antwortet mit Anspielungen auf die soziale Idee des 
Ostens. Ein derart reaktiver Denktypus pflegt immer so lange klar und 
konsequent zu sein, wie sein Gegner, auf den er eben reagiert, klar und 
konsequent ist. Man wird dem Nationalsozialismus bestätigen müssen, daß 
er ein solcher Gegner war. Er war es so sehr, daß sich der nächste Schritt, 
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den er ging, mit nahezu mathematischer Sicherheit voraussagen ließ. In 
dem Augenblick aber, da dem reaktiven T’ypus ein unzusammenhängender 
Komplex von Gegnerschaften gegenübersteht, da es nicht um einen be- 
rechenbaren Weg einer einzigen beherrschenden Kraft, sondern um Kraft- 
felder mit ganz verschiedenen Zentren geht, ist jener Typus hilflos. Er 
reagiert spontan und unsyjstematisch, er wird unklar und widerspruchsvoll. 

Wenn nicht alles trügt, ist es eben so, daß eine höhere Hand die Men- 
schen zu Diensten beordert, zu denen sie ihrer Art nach in der Lage sind. 
Sie gibt ihren Werkzeugen bestimmte Stunden, in denen sie ihnen das 
Material reicht, das ihnen angemessen ist. Aber es könnte nicht der Gott 
sein, an den wir Christen glauben, wenn wir annehmen müßten, er würfe 
seine Werkzeuge weg, wenn sie ihren Dienst zu der verordneten Stunde getan 
haben. Denn jene Werkzeuge sind Menschen, die dieser Gott sich etwas hat 
kosten lassen. Sie bekommen zu anderen Stunden andere Dienste zugewiesen. 
Vielleicht ist die Stunde, in der Martin Niemöller einmal zum Führer 
seiner Kirche verordnet war, tatsächlich vorüber. Man sollte vielleicht etwas 
anderes von ihm erwarten, vielleicht sollte auch er selbst eines anderen 
Dienstes und einer anderen Aufgabe gewärtig sein. Diese Zusammenhänge 
sind vor menschlichen Augen verborgen. Aber die Frage durfte und mußte 
gestellt werden. Eine Antwort steht uns nicht zu. 


Allerdings gab es auch andere Stellungnahmen, die sich verständnis- 
voll für das Anliegen Niemöllers einsetzten. In vorbildlicher Weise tat 
das ein Mann wie der Oberkirchenrat und Bundestagsabgeordnete 
Dr. Hermann Ehlers (in „Kirche und Mann“, „Christ und Welt‘), ferner 
der Schriftleiter des Sonntagsblatts Hans Zehrer. Eine besonnenere 
Erörterung wurde auch dadurch erleichtert, daß Niemöller auf Bitten 
des Präses der Synode der EKD Dr. Heinemann ihm in einem Brief 
ausführlicher die Sache darstellte, um die es ihm ging. 


Brief M. Niemöllers an Dr. Heinemann: 


Lieber Freund Heinemann! Du hast mich gebeten, Dir einmal meine 
persönliche Einstellung zu dem augenblicklichen Geschehen in der Politik 
unseres Volkes näher darzulegen, weil sich die Zeitungen mit dem Higgins- 
schen Interview und seinen Konsequenzen in sehr widersprechender Weise 
beschäftigen und weil eine Erklärung dessen, was ich wirklich meine und 
im Sinne habe, nur hilfreich zum Verstehen sein würde. Nun meine ich 
zwar, das Wesentliche bereits in meiner Entgegnung vom 15. Dezember 
gesagt zu haben, aber die Presse hat diese Entgegnung zum größten Teil 
nicht gebracht, und ich fürchte auch, daß diesem meinem Brief an Dich 
das gleiche Schicksal beschieden sein könnte. 

Die konfessionelle Seite der Angelegenheit möchte ich vorwegnehmen, 
weil sie die einfachste ist. Ich habe darauf aufmerksam gemacht, daß seit 
den Tagen der Reformation der Protestantismus in seinem äußeren Bestand 
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keine derartige Einbuße jemals erlitten hat wie durch die Amputation 
Ostdeutschlands, zunächst durch die Abtrennung von Ostpreußen, Ost- 
pommern, Ostbrandenburg und Schlesien und die Austreibung der Bevöl- 
kerung dieser Provinzen, sodann durch die Grenzziehung des „Eisernen 
Vorhanges‘, hinter dem über 17 Millionen Deutscher auf ihrem Heimat- 
boden in der Fremde leben, isoliert von den übrigen 40 Millionen deutscher 
Menschen im Gebiet des „Bundes“. 

Ich denke nicht daran, irgend jemand mit der Schuld für diese Ent- 
wicklung zu belasten, ich stelle lediglich den Taibestand fest. Aber warum 
spricht man von dieser Tatsache nicht? Und warum wird man als Stören- 
fried des „konfessionellen Friedens‘ verunglimpft, wenn man es, einer 
stillschweigenden Vereinbarung entgegen, doch tut? Darf man schon keine 
Tatsachen mehr konstatieren? Dann wären wir bereits wieder im Hitler- 
reich angelangt. Daß viele Menschen übrigens diese Not fühlen und glücklich 
sind, daß sie endlich mal einen Anwalt finden, kann ich aus der Fülle 
der mir zugegangenen Äußerungen unter Beweis stellen. Es gibt aber keinen 
Frieden ohne Wahrheit, auch nicht zwischen den Konfessionen. Du weißt, 
daß ich mehr als irgendein evangelischer Kirchenführer dieser Zeit die 
brüderliche Fühlungnahme und Aussprache mit den katholischen Bischöfen 
meines Kirchenbereiches suche und pflege; die katholischen Flüchtlinge, die 
nach Hessen und Nassau gekommen sind, genießen Gastrecht für ihre 
Gottesdienste in unseren evangelischen Kirchengebäuden. In vielen Fällen 
habe ich selber die evangelischen Kirchengemeinden dazu willig gemacht. 
Ich denke nicht daran, meine Haltung im geringsten zu ändern. Ich ziehe 
solche Folgerungen auch nicht, weil ich sehe, daß in Spanien, Argentinien 
oder auch Italien uns Evangelischen gegenüber eine ganz andere Haltung 
eingenommen wird. 

Aber der Schlag, den der Protestantismus erhalten hat, ist eine Tatsache, 
und wir haben diese Tatsache zu sehen und ihr Gewicht so in Rechnung zu 
stellen, daß wir unsere evangelische Aufgabe im öffentlichen Leben unseres 
Volkes doppelt ernst nehmen und daß wir weder vergessen noch verschweigen, 
daß wir mit unseren Brüdern hinter dem ‚Vorhang‘ zusammengehören und 
daß wir uns durch keinerlei Vorteile, die man uns hier im Westen bietet, 
zur Anerkennung des Status quo verführen lassen dürfen. Ich denke, das 
müßte genügen, um zu erklären, daß ich hier die evangelische Christenheit 
in der ganzen Welt an ihre und unsere Verantwortung erinnere. 

Die eigentliche Erregung hat sich indessen an meinen Ausführungen 
über die Notwendigkeit der Einheit bzw. Wiedervereinigung des zertrennten 
deutschen Volkes entzündet. Du weißt, daß diese Zertrennung noch viel 
größer ist, als es durch die Tatsache des „„Bisernen Vorhanges‘‘ zum Ausdruck 
gebracht wird. Denn bei uns im Westen ist die Frage der Heimatlosgewor- 
denen, der Vertriebenen und Ausgebombten immer noch das brennendste 
Problem. Auch sie sind noch abgetrennt und haben bis heute keine Aufnahme 
gefunden, die sie wirklich eingliederte. Zu dieser Not möchte ich das folgende 
nochmals deutlich sagen: 
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Es wird keinen Frieden von Dauer geben, solange das deutsche Volk 
keinen Frieden bekommt. Ich habe noch keinen Menschen gefunden, der das 
bestreitet, weder in unserer Mitte noch unter den Angehörigen der Sieger- 
mächte. Deshalb ist das eine der brennendsten Fragen für die Weltpolitik: 
Wie kann dieser Friede mit und in Deutschland gewonnen werden? 

Es wird keinen Frieden von Dauer in Deutschland geben, solange die 
Aufteilung des deutschen Volkes auf zwei einander widerstrebende Mächte- 
gruppen andauert. Ich habe wiederum keinen Menschen gefunden, der das 
zu bestreiten gewagt hätte. Deshalb ist die Frage, wie die gegenwärtige 
Teilung des deutschen Volkes wieder beseitigt werden kann, ein äußerst 
drängendes Problem. Mit der Schaffung zweier deutscher Pseudostaaten 
ist das Problem nur noch schwieriger geworden; denn in diesen beiden 
Staaten spiegelt sich lediglich der Antagonismus zwischen Ost und West 
wider. Ich habe noch keinen Menschen gefunden, der das zu bestreiten 
gewagt hätte. Aber auch leider keinen Menschen, der sich irgendeinen ernst- 
haften Gedanken darüber gemacht hat, wie wir aus dieser Situation heraus 
unser zertrenntes Volk wieder zusammenbringen können. Auch die Re- 
präsentanten der großen Siegermächte wissen da keinen Rat. Denn weder 
die Fortdauer des gegenwärtigen Zustandes noch auch die Räumung des 
verbliebenen deutschen Gebietes kann uns und Europa und die Welt dem 
notwendigen Ziel eines wirklichen Friedens näherbringen. 

Deshalb meine ich, daß wir die Pflicht haben, nach einem echten Aus- 
weg zu suchen, und deshalb habe ich seit etwa vier Monaten meiner Meinung 
immer wieder im Ausland wie im Inland dahin Ausdruck gegeben, daß 
zunächst ein Weg gesucht werden müsse, um die klaren Feststellungen des 
Potsdamer Abkommens, wonach eine einheitliche Verwaltung Deutschlands 
vorgesehen war, wieder zur Geltung zu bringen. 

Wenn die vier Besatzungsmächte bei ihrer inneren Uneinigkeit dazu 
nicht in der Lage sind, so ergibt sich für mich von selbst die Frage, ob 
denn nicht die ‚Vereinten Nationen‘‘ dazu in die Lage versetzt werden 
könnten. Die UNO “ist doch zu dem Zweck geschaffen worden, neue Kriege 
zu verhüten und neue Kriegsherde im Stadium des Entstehens zu ersticken. 
Ich meine, deutsche Politiker hätten vor allen anderen die Verpflichtung, 
unter klarer Aufzeigung der drohenden Gefahren die Besatzungsmächte 
davon zu überzeugen, daß sie um des künftigen und dauernden Friedens 
willen nichts Besseres tun könnten, als den Weg zur Aufhebung der frieden- 
gefährdenden Zerreißung des deutschen Volkes freizugeben. Die Nationen, 
die heute in der UNO organisiert sind, haben ein lebenswichtiges Interesse 
daran, daß dieser Gefahrenherd beseitigt wird; denn sie wollen für die 
Welt und ihre eigenen Völker den Frieden. 

Wenn aber die UNO einheitlich eine ‚Besetzung‘ Deutschlands über- 
nimmt, so fällt der „Eiserne Vorhang‘ in sich selbst zusammen und der 
Weg zu einer demokratischen und eigenen deutschen Entwicklung wird frei, 
ohne daß eine etwa noch für erforderlich gehaltene Kontrolle aus Sicherheits- 
gründen dadurch unmöglich gemacht würde. 
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Es steht unendlich viel für den Frieden auf dem Spiel, daß man tech- 
nische Schwierigkeiten in diesem Fall nicht vorschützen sollte. Die Besetzung 
Deutschlands durch eine internationale Kontrollpolizei erfordert weder ein 
riesiges Aufgebot an Menschen, noch birgt sie irgendwelche Gefahren für 
diese Art von Besatzung in sich. 

Die einzige offene Frage ist die, ob die Besatzungsmächte um des 
künftigen Friedens willen ihre strategischen Positionen aufzugeben bereit 
sind. Und das ist allerdings die Frage, die heute alle Völker, die den Frieden 
wünschen, hier und anderwärts an die großen Mächte stellen. Oder ist etwa 
der dritte Weltkrieg schon im Gange und nicht mehr aufzuhalten? Wenn es 
an dem ist, dann brauchen wir allerdings uns den Kopf nicht mehr zu 
zerbrechen, dann wird der Sturm über unser Volk und die übrige, einst 
abendländische Welt hinweggehen, dann war Adolf Hitler nur der Leit- 
hammel einer amoklaufenden und zum Selbstmord entschlossenen Zivili- 
sation, deren Untergang nicht mehr zu vermeiden ist. Nach meinem Dafür- 
halten aber lohnt es noch, wenigstens zu warnen und die Gefahr aufzuzeigen. 
Und wenn es doch vergeblich wäre, dann ist es dennoch unsere Pflicht, 
auch die letzte schwache Möglichkeit noch zu versuchen. 

Ich hoffe, lieber Freund und Bruder, damit meine eigentlichen Sorgen 
und Gedanken ausgesprochen zu haben. Ich persönlich bin es gewohnt, 
mißverstanden und verleumdet zu werden. Was ich durchgemacht habe, 
macht keinen großen Eindruck mehr. Aber ich möchte mir nicht selber sagen 
müssen, daß ich meine Stimme nicht erhoben hätte, solange es nach meiner 
Überzeugung noch Zeit war. Noch ist es Zeit, aber wie lange noch? So grüße 
ich Dich im Wissen um die Last Deiner und meiner Verantwortung und in der 
Hoffnung, daß diese Not dennoch zum Segen und zum Frieden gewandt wird 
von dem, der „die Gedanken der Völker wendet.‘ Dein Martin Niemöller 


Der Rat der EKD mußte sich angesichts der Bedeutung, die die 
Sache in der Öffentlichkeit gewonnen hatte, sowohl mit dem Bericht 
Grübers wie mit der Stellungnahme Niemöllers befassen. Dies erfolgte 
auf seiner ersten Januartagung in Halle. Er faßte dort einmütig den 
folgenden Beschluß, der eine klare Botschaft der evangelischen Kirche 
zu den umstrittenen Fragen ausspricht: 


Die Öffentlichkeit ist in den letzten Wochen durch Äußerungen einzelner 
kirchlicher Persönlichkeiten beunruhigt worden. Wir stellen fest: Diese 
Äußerungen, wie immer sie auch gelautet haben mögen, sind nicht Kund- 
gebungen der evangelischen Kirche, sondern gehen auf die alleinige Ver- 
antwortung derer, die sie getan haben. Zu den aufgeworfenen Fragen erklärt 
der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland: 

1. Würde und Freiheit des Menschen sind nach christlicher Lehre 
unantastbar. Auch die Einheit des deutschen Volkes, unter deren 
Verlust wir heute mit unserem ganzen Volke schwer leiden, darf nicht mit 
der Preisgabe dieser Würde und dieser Freiheit erkauft werden. 
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2. Die Evangelische Kirche in Deutschland kann den infolge der 
Politik der Besatzungsmächte entstandenen Eisernen Vorhang nicht 
anerkennen. Er stellt eine ständige Bedrohung des Friedens und damit 
der Freiheit der Menschen und Völker dar. 

3. Es widerspricht der Würde des Menschen, wenn Angeschuldigte ohne 
geordnete Rechtsverfahren ihrer Freiheit beraubt werden. Daher sind Kon- 
zentrationslager abzulehnen, und zwar in jeder Form und in jedem 
Land. Gradunterschiede in der Behandlung von Häftlingen ändern an 
diesem grundsätzlichen Urteil nichts. 

4. Gegenüber dem Angriff antichristlicher Mächte haben beide ehrt: 
lichen Konfessionen gemeinsam im Kampf gestanden. Diese Tatsache muß 
auch heute für das Verhältnis der beiden Konfessionen gelten, ohne daß 
wir dadurch der Pflicht enthoben sind, den konfessionellen Gewichts- 
verschiebungen ernste Aufmerksamkeit zuzuwenden. ; 


Dieser Beschluß wurde mit einer ausführlichen Einleitung Ober- 
kirchenrat Herntrichs am 24. Januar durch den Nordwestdeutschen 
Rundfunk bekanntgegeben. 


Kaum eine andere Presseäußerung hat so viel Staub aufgewirbelt dies- 
seits und jenseits des eisernen Vorhangs wie das bekannte „Niemöller- 
interview“ und der Aufsatz, den Propst Grüber über seine Eindrücke 
aus dem Konzentrationslager in Sachsenhausen schrieb. 

Aber nun ergab sich in Presse und Rundfunk eine lebhafte Reaktion. 
Die Worte von Propst Grüber über Sachsenhausen wurden als „phantasie- 
volle Ausführungen‘ bezeichnet. Ein Kommentar ließ erkennen, daß er die 
Äußerungen von Propst Grüber als einen Verstoß gegen das achte Gebot 
ansehe. Schließlich wurde der Meinung Ausdruck gegeben, daß die Berichte 
von Grüber und auch die Stellungnahme von Bischof Dibelius „zweck- 
bestimmt‘ gewesen seien, d. h. sie seien unter Einflußnahme oder Druck 
der ostzonalen Instanzen zustande gekommen. 

Und hier beginnt nun die Sache ernst zu werden. Lassen Sie mich zu 
dieser Reaktion der Propaganda drei Dinge sagen: 

I. Vielleicht erscheint es Ihnen als weltfremd, der Propaganda gegen- 
über die Wahrheitsfrage zu stellen. Aber sollten wir in Deutschland nicht 
wenigstens zunächst einmal so viel Achtung voreinander aufbringen, daß 
wir Männer, die gestern und heute mehr als einmal den Beweis des Ein- 
satzes ihrer Existenz erbracht hatten, ernst nehmen, so ernst, daß wir ihre 
Berichterstattung nicht kurzerhand für unwahrhaftig und tendenziös halten, 
weil sie in unsere Grundüberzeugung nicht hineinpaßt? Wer gibt denjenigen, 
die aus der vorläufig freundlicheren Situation des Westens berichten, 
eigentlich das Recht, zu vergessen, daß Grüber seit Jahren einen zühen 
Kampf führt um die Freiheit ungezählter Gefangener und Verurteilter, und 
daß dieser Kampf nicht ohne Erfolg war. Bischof Dibelius hat in seiner 
Neujahrspredigt über seinen Besuch in Sachsenhausen gesagt: „Hinter den. 
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Hundert, die wir gesehen haben, stehen Tausende, die wir nicht gesehen 
haben.‘‘ Sicher hätten viele gewünscht, daß diese Tatsache in dem Bericht 
von Grüber ebenso unmißverständlich ausgesprochen wäre; aber auch bei 
Grüber fehlt es an nüchternen Hinweisen nicht — und im übrigen sprach 
auch die Tatsache seines ganzen Lebens eine so eindeutige Sprache, daß 
sie propagandistische Mißdeutungen hätte ausschließen können. 


2. Grüber dachte bei seinem Bericht an die zahllosen Angehörigen der 
in Sachsenhausen Inhaftierten. Er hielt es für eine seelsorgerliche Pflicht, 
ihnen ein wahrhaftiges Wort über die Zustände im Lager zu sagen, gerade 
weil diese Zustände in einiger Hinsicht der öffentlichen Meinung nicht 
entsprachen. Er dachte an die Frauen und Mütter der Inhaftierten. Ist es 
nicht mehr erlaubt, zuerst an den Menschen zu denken — und dann erst 
an die politische Front? 


Wir können die in der Ostzone bestehende Unfreiheit nicht durch jenen 
nur zu gut bekannten propagandistischen Griff bekämpfen, daß aus einem 
Bericht nur einzelne Sätze zitiert werden. Das hat noch nie der Wahrheit 
gedient. Da muß ein anderer Geist her, und wir danken dafür, daß dieser 
andere Geist heute auch in der Ostzone lebendig ist. Lassen Sie mich daran 
erinnern, daß der Hirtenbrief von Dibelius von vielen Kanzeln in der 
Ostzone von unbekannten Pfarrern verlesen wurde. Lassen Sie mich daran 
erinnern, daß inmitten des Stacheldrahtes zu Weihnachten die Botschaft 
verkündet wurde, die die Herzen erneuert. Lassen Sie mich daran erinnern, 
daß drüben im Osten eine junge Gemeinde lebendig ist, die in stiller Tapfer- 
keit ihren Weg geht. 


Schließlich noch ein Wort zum „Niemöllerinterview‘. Hier kann 
man im Grunde nur wiederholen, daß Niemöller jenen Satz, den die von 
ihrem Gespräch mit Niemöller offenbar unbefriedigte Mrs. Higgins in die 
Welt funkte, nicht gesagt hat. Mrs. Higgins hatte Niemöller gefragt, was 
die Deutschen im Falle eines kommenden Krieges tun würden. Pastor 
Niemöller hatte darauf gesagt, es würde uns wahrscheinlich nichts anderes 
übrigbleiben, als uns in einem solchen Falle überrennen zu lassen. Wir 
wollten jedenfalls nicht, daß Deutsche gegen Deutsche Krieg führen. Das 
genügte Mrs. Higgins offenbar nicht. Vielleicht hätte sie lieber ein Wort 
von unserer Einordnung in den Westen gehört. 

Wir können uns angesichts der durch die beiden Interviews entstandenen 
Unruhe nur gegenseitig um etwas mehr Geduld bitten. Wir wollen die 
Einheit unseres Volkes gewiß nicht auf Kosten der Freiheit erstreben. Die 
Kirche ist hier so wenig wie in der Sache der Konzentrations- 
lager neutral. Aber sie wird sich freilich auch nicht vor irgendeinen 
Propagandawagen spannen lassen. Sie wird den dritten Weg gehen: 
Für den Menschen, gegen den Raub der Freiheit, für ein 
brüderliches Verstehen, für wahrhaft soziale Gemeinschaft, 
aber vor allem für die Wahrheit. In diesem Sinne will und wird sie 
im Zeitalter der totalitären Staaten kämpfende Kirche sein. Wir meinen, 
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'es sei von einer kaum abzuschätzenden Bedeutung, daß diese kämpfende 
Kirche heute die Menschen diesseits und jenseits des Vorhangs verbindet. 

In der Beschreitung dieses dritten Weges hat der Rat der EK.D auf seiner 
Sitzung in Halle dazu folgende Erklärung beschlossen (8. 0.). 


Obwohl der Beschluß des Rates in seiner Einmütigkeit eindeutig 
genug war, wovon auch der Rundfunkvortrag des Ratsmitglieds Hern- 
trich Zeugnis gibt, versuchte man, an dem Beschluß zu deuteln und ihn 
als ein „Abrücken‘ von Niemöller zu interpretieren. Andere warfen 
dem Rat mangelnde Distanzierung von Niemöller vor. Wollte man es | 
auf keinen Fall wahrhaben, daß in den Worten Niemöllers ein echtes, 
ja notwendiges Anliegen der evangelischen Kirche zum Ausdruck ge- 
kommen war? Jedenfalls ist es tief schmerzlich und beunruhigend zu- 
gleich, daß auch heute in Deutschland trotz allem, was erlebt und erlitten 
wurde, Menschen von Verantwortung offenbar nicht die Fähigkeit oder 
Kraft haben, auf das Wort eines andern so zu hören, daß sie verstehen, 
wie er es gemeint hat. Die Presseerörterung um Niemöller hat ans Licht 
gebracht, wie wirksam bei uns Ressentiments und vorgefaßte Meinungen 
sind, wie schwer es ist, eine wesentliche Frage offen und sachgemäß zu 
erörtern, wie unmöglich es ist, einer abweichenden Überzeugung wenig- 
stens Gerechtigkeit widerfahren zu lassen. 


. Niemöller hat trotz aller schlechten Erfahrungen in der Behandlung 
seiner Worte auf Vorschlag des „Wiesbadener Tagblattes‘‘ noch einmal 
seine Auffassung und Überzeugung in einem Aufsatz dieser Zeitung 
abschließend niedergelegt. 


„Den im Wiesbadener Tagblatt Nr. 28 vom 2. Februar 1950 gemachten 
Vorschlag, meine Auffassung in einer eigenen Ausführung öffentlich dar- 
zulegen, nehme ich um so lieber auf, als mein Offener Brief an den Bundes- 
innenminister Dr. Heinemann doch nicht allgemein bekannt geworden ist. 
Und ich halte allerdings die von mir angeschnittene Frage für so wichtig, 
daß ihre Erörterung weitergehen sollte, bis eine wirkliche Antwort erfolgt. . 
Denn es geht um nicht weniger als um die Sicherung des Friedens, der nicht 
nur immer noch auf sich warten läßt, sondern in schwerster und ständig 
wachsender Gefährdung steht. 

Wenn ich mich zu dieser „politischen Frage‘ geäußert habe und immer 
wieder äußere, so tue ich das als Christ, der sich verpflichtet und gedrungen 
sieht, alles in seinen Kräften Stehende zu tun, um neues, unsagbares 
Elend zu verhüten, das viele Millionen Menschen in Deutschland, 
Europa und in der übrigen Welt bedroht. Es muß alles getan oder wenigstens 
ernsthaft versucht werden, um den dritten Weltkrieg zu verhüten; und in 
diesem Bemühen sollten sich alle menschlich denkenden Menschen ohne 
Rücksicht auf Partei, Konfession, Nationalität und Rasse finden können. 

Seit meiner Rückkehr aus Australien habe ich mich — auch abgesehen 
von dem vieldisputierten „Interview“ der „New York Herald Tribune“ — 
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bei jeder sich bietenden Gelegenheit dahin ausgesprochen, daß die Beseitigung 
der staatlichen Zweiteilung Deutschlands bzw. des Deutschen Volkes die 
vordringliche politische Aufgabe sei, die im Interesse des Friedens bei uns 
in der Mitte Europas gelöst werden müsse. Denn diese Aufteilung auf zwei 
einander widerstrebende Machtsphären schafft ja die ständige Reibungs- 
fläche der beiden Machtgruppen, die sich an der künstlich von ihnen ge- 
zogenen Grenze des „Eisernen Vorhangs‘‘ mitten in unserem Lande gegen- 
überstehen. Die Ereignisse in und um Berlin im vergangenen Jahr zeigen 
deutlich, wie groß die Gefahr solch einer ständigen Reibungsfläche für den 
Frieden ist. 

Es kommt hinzu, daß die beiden Opponenten unter den bestehenden 
Zuständen gar nicht anders können, als zu versuchen, den in ihrem Macht- 
bereich gelegenen Teil des deutschen Volkes auf ihre Seite zu ziehen. Dies 
geschieht aber längst mit allen Mitteln der Propaganda; man möchte uns 
im Westen zur Option für den „Westen‘‘ gewinnen, wie man sich auf der 
anderen Seite des Vorhangs bemüht, eine Option der deutschen Bevölkerung 
für den „Osten“ zuwege zu bringen, so daß wir Deutschen in einem etwa 
kommenden Kriege zu allem anderen auch noch gegeneinander stehen 
würden. 

Konnte man bis vor einem Jahre etwa noch hoffen, daß sich die deutschen 
„Länder“ im Falle der Räumung durch die Besatzungsmächte irgendwie 
zur Schaffung eines deutschen föderalistischen Bundesstaates zusammen- 
finden könnten, um zwischen Ost und West ein Eigenleben zu führen, so 
ist diese Hoffnung durch die Schaffung von zwei — nicht souveränen — 
Staatswesen im Westen und im Osten vernichtet worden; und die beiden 
Hälften leben sich mehr und mehr in enigegengesetzter Richtung ausein- 
ander. Und wie schnell das Tempo dieser Entwicklung fortschreitet, sieht 
jeder, der einmal oder zweimal nach dem „Osten‘‘ gereist ist. 

In Berlin ist das besonders deutlich, so daß man kaum auf einen 
Menschen stößt, der nicht längst optiert hätte: die einen identifizieren sich 
mit Amerika, die anderen mit der Sowjetunion; aber man sieht keine 
Möglichkeit mehr für ein eigenes deutsches Wollen und Wirken. 

Ich bin überzeugt, daß die Völker in der Mitte Europas noch eine eigene 
Aufgabe haben, freilich nicht als Machtfaktoren, wohl aber alseuropäische 
Sicherheitszone zwischen den beiden großen Rivalen; und für 
diesen Beitrag zur Schaffung und Erhaltung des Friedens ist Deutschland 
und das deutsche Volk nicht zu entbehren. Heute indessen ist das in der 
Mitte zerrissene deutsche Volk nur eine Gefahr mehr für diesen Frieden. 
Seine Befreiung von den gegensätzlichen Einflüssen und seine Wieder- 
vereinigung sind für den Frieden vordringlich. 

Es ist erschreckend, und es hat mich erschreckt, daß man nicht nur in 
den Staaten der westlichen Welt, sondern auch im Westen Deutschlands 
von dieser Not und Gefahr beharrlich schweigt und so tut, als sei mit 
der Gründung des ‚Deutschen Bundes“ eine Lösung gefunden, mit der man 
auf Jahre hinaus wirtschaften könne. Es hat mich erschreckt, daß tatsächlich 
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keine einzige politische Autorität sich dieser Not und Gefahr annimmt; 
daß wir auf der abschüssigen Bahn einfach weiterrutschen, bis es vielleicht 
zu spät ist, noch irgend etwas zu tun. 

Deshalb habe ich wiederholt — in Australien, in den USA und schließ- 
in Deutschland selber nach meiner Rückkehr — nicht nur auf diesen 
Sachverhalt hingewiesen, sondern dann auch einen Vorschlag gemacht, 
weil mir entgegnet wurde, es gäbe eben keine Möglichkeit eines anderen 
Vorgehens. 

Mein Vorschlag ging und geht dahin, daß die „Vereinten Nationen“ 
mit der Frage befaßt werden sollten, da ja alle Völker und Staaten der _ 
Erde an der Sicherung des Friedens in der Welt interessiert sind. Und ich 
habe darauf hingewiesen, daß Deutschland für eine Aktion der UN ein 
besonders günstiges Objekt sein würde, weil wir Deutschen alle den Frieden 
wollen und dankbar sind, wenn jemand dazu hilft. Wenn etwa 5000 
schwedische Soldaten unser Land aus den Händen der heutigen 
Besatzungsmächte von der Westgrenze bis zur Oder-Neiße-Linie übernehmen 
würden, so wäre damit nicht das geringste Risiko verbunden, und unter 
einer solchen Besatzung würde nicht nur der Eiserne Vorhang von selbst 
hinfallen, sondern auch ein einheitliches Wahlstatut für das ganze 
Land und Volk in Kraft gesetzt werden können, so daß wir die furchibare 
Zweistaatigkeit ohne Bürgerkrieg würden loswerden können. 

Dieser Vorschlag ist als „utopisch“ und als „kindlich‘‘ ins Lächerliche 

gezogen worden. Das zieht aber nicht: selbst wenn dieser Vorschlag nicht 
auch von politischer Seite als eine Möglichkeit betrachtet würde, sondern 
nur eine verschwindend geringe Aussicht auf Erfolg haben könnte, so dürfte 
er doch nicht beiseitegetan werden, solange man nicht etwas Besseres vor- 
zuschlagen hat. Bis jetzt ist jedenfalls noch kein irgendwie positiver Vor- 
schlag gemacht worden, wie die ständig wachsende und sich weiter ent- 
wickelnde Kriegsgefahr abgestoppt werden und die Einheit des deutschen 
Volkes wiederhergestellt werden könnte. So muß denn schon weiter davon 
geredet werden, bis man die unaufschiebbare Aufgabe anfaßt, auch wenn 
gegenwärtig weder Rußland noch Amerika bereit zu sein scheinen, ihre _ 
strategische Position auf deutschem Boden zu räumen. 

Ich habe in diesem Zusammenhang noch darauf verwiesen, daß nach 
dem Potsdamer Abkommen die Besatzungsmächte sich verpflichtet hatten, 
Deutschland eine ‚einheitliche Verwaltung‘‘ zu geben. Wenn sie dazu nicht 
imstande waren, und zwar nicht durch die Schuld unseres Volkes, sondern 
infolge ihrer eigenen Uneinigkeit, so sollte der Weg zu den „Vereinten 
Nationen‘ das Nächstliegende sein. Für uns Deutsche aber muß es darum 

gehen, daß wir nicht den Anlaß zu einem neuen Krieg bieten und, wenn er 

nicht vermieden werden kann, jedenfalls nicht auf einer Seite oder gar auf 
zwei Seiten kämpfen. Wir haben nicht kapituliert, um dafür einen 
dritten Weltkrieg zu bekommen. 

Mein eigentliches Anliegen kommt in der leicht verständlichen Geschichte 
meiner alten Großtante Anna Frielinghaus auf Haus Laer ‘bei Bochum 
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zum Ausdruck. Während des Bürgerkrieges im Ruhrgebiet 1920 hörte die 
alte Dame frühmorgens Schießen in ihrem Park, und sie begab sich mit 
ihrem Krückstock hin, fand einen Soldaten auf einem Rasenstück liegen, 
der eifrig schoß. Da stieß sie ihn mit ihrem Krückstock und sagte: „Wenn 
ihr schon Krieg machen wollt, dann gefälligst nicht auf meinem Grund- 
stück!“ Und der erschreckte Soldat türmte über die Parkmauer: Der Un- 
bewaffnete ist noch lange nicht wehrlos; und unser waffenloses Volk hat 
heute eine — vielleicht sehr wichtige — Aufgabe für den Frieden. 

Ich denke, hieraus wird klar, daß ich weder für die Amerikaner noch 
auch für die Russen, daß ich weder für den Kapitalismus noch für den 
Kommunismus, weder für den Westen noch für den Osten eintrete, sondern 
für den Frieden und für unser Volk mit seinen vielen Millionen notleidender 
Menschen. 

Weil es mir um den Frieden geht, deshalb habe ich auch auf die kon- 
fessionelle Seite dieser ganzen Situation hingewiesen mit einem sehr 
deutlichen und von vielen ungern gehörten Wort, das zunächst an die 
amerikanische Adresse gerichtet war, weil man drüben in Amerika 
diese Seite geflissentlich übersehen hat. Ich bin überzeugt, daß Myron 
Taylor als Sonderbotschafter Roosevelts und später Trumans in Rom an 
dieser ganzen Zweiteilung Deutschlands und der damit heraufbeschworenen 
verstärkten Friedensgefährdung nicht unbeteiligt gewesen ist. 

Die Wiedervereinigung des deutschen Volkes ist eine unabdingbare 
Voraussetzung für einen dauerhaften konfessionellen Frieden; das ist mir 
aus vielen hundert Zuschriften während der letzten zwei Monate bestätigt 
worden. Denn es ist einfach eine Tatsache, daß die evangelische 
Bevölkerung Deutschlands unter der gegenwärtigen Teilung 
ungleich stärker leidet als die katholische. Ich spreche damit 
keinen Vorwurf aus, sondern stelle lediglich eine Tatsache fest; denn 90 Pro- 
zent aller deutschen Katholiken leben im Weststaat und nur 10 Prozent 
hinter dem „‚Eisernen Vorhang‘, während nur 53 Prozent aller evangelischen 
Deutschen bei uns im Westen leben und 47 Prozent im Osten, d.h. auf jeden 
Evangelischen hier kommt fast ein Glaubensgenosse in der russischen Zone! 

Wenn ich auf diese Tatsachen hinweise, dann möchte ich darauf nicht 
die Antwort hören, daß ich den konfessionellen Frieden gefährde oder 
störe. Es sind die Tatsachen, die den Frieden gefährden und stören; und 
je eher diese Tatsachen aus der Welt geschafft werden, desto besser! — Es 
ist freilich sonderbar, daß gerade ich in dieser Sache noch zur Öffentlichkeit 
reden muß; denn ich habe, wohl mehr als irgendein anderer evangelischer 
Kirchenführer, bis zu diesem Tage die brüderliche Fühlungnahme mit meinen 
katholischen Kollegen gesucht und gepflegt. Die katholischen Flüchtlinge, 
die nach Hessen und Nassau gekommen sind, genießen Gastrecht für ihre 
Gottesdienste in unseren evangelischen Kirchen, wo sie noch keine eigenen 
Gotteshäuser haben, und in nicht wenigen Fällen habe ich selbst unsere 
evangelischen Gemeinden dazu willig gemacht. Ich denke auch nicht daran, 
diese meine Haltung im geringsten zu ändern. 
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Die evangelische Christenheit muß zunächst aber einmal den Schlag, 
den der Protestantismus in Europa erlitten hat — erst durch die Amputation 
Ostdeutschlands mit Ostpreußen, Pommern, Ostbrandenburg und Schlesien 
‘und durch die Austreibung der dortigen Bevölkerung, sodann durch die 
staatliche Abtrennung der russischen Zone — erkennen, um sich der 
ganzen Größe ihrer Verantwortung gerade als evangelischer Kirche bewußt 
zu werden. Sie muß wissen, was sie tut, wenn sie sich an der Wiedervereini- 
gung mit dem Osten uninieressiert zeigt! 

Soweit meine Gedanken zum „Fall Niemöller‘‘! — Ich habe es dankbar 
begrüßt, daß sich der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland auf 
seiner Tagung vom 18. Januar in Halle/Saale meine Gedanken und wesent- 
lichen Ziele voll zu eigen gemacht hat, so daß die von mir als Privatmeinung 
geäußerten Anliegen grundsätzlich auch die Auffassung der Leitung der 
Evangelischen Kirche in Deutschland darstellen. — Der unter meiner 
maßgeblichen Mitwirkung und vollen Zustimmung oe gefaßte 
Beschluß lautet (s.o.). 

Nun ist es jedoch geschehen, daß dieser Ratsbeschluß in der Presse 
glossiert und mit irreführenden Überschriften gebracht wurde, wie etwa: 
„Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland distanziert sich von Nie- 
möller‘‘ oder ‚Kirche distanziert sich“. (Warum dann nicht gleich: ‚‚Nie- 
möller distanziert sich von Niemöller“?!) Und wenn schon vorher eine 
gewisse Presse zu meinem angeblichen Interview und meinen dazu gegebenen 
Erklärungen Siellung nahm mit Überschriften wie „Niemöller verteidigt 
das Potsdamer Abkommen‘ oder ‚„‚Niemöller weicht aus‘ oder „Kanzel. 
mißbrauch‘‘, und wenn diese Presse dann noch im Text selbst nur zusammen- 

“ hanglose, in ihrer Isolierung irreführende Einzelheiten mit deutlich er- 
kennbarer Tendenz brachte, dann werde ich ein Doppeltes nicht lassen: 

Ich werde weiterhin darum bitten, mich nicht ‚nach den unzulänglichen 
Äußerungen der Presse‘ — einer solchen Presse — zu beurteilen. Und 
ich werde die schamhaft übergangene Frage immer wieder laut und ver- 
nehmlich stellen, weil ich Christ und Deutscher bin: „Was geschieht, 
damit dennoch Friede werde und nicht wiederum Millionen Menschen in . 
Elend, Not und Tod gestürzt werden, weil die verantwortlichen Münner in 
der Welt nur an die Macht und nicht an die Menschen denken, denen sie in 
ihrem politischen Amt dienen sollten?!“ 
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Okumenische Bewegung seit Amsterdam 
Von Lic. Wilhelm Menn 


1. Der Okumenische Rat 


Wenn die Befürchtung ausgesprochen wurde, das abschließende Er- 
gebnis jener mit „Stockholm“ 1925 einsetzenden Verkirchlichung der 
ökumenischen Bewegung, die Gründung des Ökumenischen Rates als 
eines Rates der Kirchen werde zugleich ihr Ende als einer „Bewegung“ 
bedeuten, so sieht sich diese Befürchtung durch die auf Amsterdam 
folgende Entwicklung einstweilen nicht unterstützt, sondern widerlegt. 
Niemand freilich, der Amsterdam miterlebte, sei es auch nur an Hand 
der darüber erstatteten Berichte, hat im Ernst etwas anderes erwarten 
können. Gewiß ist dort die organisatorische Arbeit an der neuen, kirch- 
lichen Gestalt der ökumenischen Bewegung zu einem gewissen Abschluß 
gebracht worden. Gleichzeitig aber hat sich gezeigt, daß in ihr eine Fülle 
von Kräften in Bewegung sind, die danach verlangen, zu gemeinsamer 
Wirkung zu kommen. Und die Kirchen empfinden, daß ihnen die Auf- 
gabe zufällt, diesen Kräften Raum zu geben. Amsterdam hat sie in der 
eindrucksvollsten Weise erkennen lassen, daß für die ganze Kirche 
Christi eine Stunde der Bewährung gekommen ist, die keine falsche 
Sicherheit duldet, sondern den letzten Einsatz fordert. 

Amsterdam ist nicht unangefochten geblieben, und auch das mußte 
sich in der gleichen Richtung auswirken. Die Vollversammlung des Rates 
hatte auf Grund eines Votums der amerikanischen Delegierten darauf 
verzichtet, sich zu dem scharfen Angriff zu äußern, den der Ökumenische 
Rat noch vor seiner Konstituierung durch eine Gruppe „bibelgläubiger 
Protestanten‘ unter der Führung eines „American Council of Christian 
Churches“ erfuhr. Nicht weniger als 64 Denominationen, Missionsgesell- 
schaften und andere Verbände aus 27 Ländern sollen an der Weltkon- 
ferenz dieser Gruppe vom 12.—19. August 1948, also der Weltkonferenz 
desÖkumenischen Rates unmittelbar vorhergehend, teilgenommen haben. 
Sie schlossen sich zu einem „Internationalen Rat der christlichen Kir- 
chen‘ zusammen. Vielleicht wäre diese Veranstaltung trotz der zahlen- 
mäßig geringen Bedeutung der auf ihr vertretenen „fundamentalisti- 
schen‘ Kirchen und Gemeinschaften ernster genommen worden, als 
es geschah, hätte sich voraussehen lassen, daß damals ein Kleinkrieg 
begann, der in den kommenden Jahren mit größter Hartnäckigkeit und 
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mit offenbar sehr erheblichen Geldmitteln fortgesetzt werden sollte. Die 
Angriffspunkte sind bis heute dieselben geblieben: Die führenden Per- 
sönlichkeiten des Ökumenischen Rates, so versichern die Gegner, leugnen 
grundlegende Wahrheiten des christlichen Glaubens und stehen dem 
Kommunismus nahe. Die Methode des Kampfes scheint gleichfalls die- 
selbe zu bleiben. Zwei größere Kirchenkonferenzen, die auf Amsterdam 
gefolgt sind und in anderem Zusammenhang erwähnt werden müssen, 
eine Evangelische Konferenz für Latein-Amerika in Buenos Aires vom 
Juli und die Tagung ostasiatischer Kirchen in Bangkok vom Dezember 
1949, boten dem ‚Internationalen Rat christlicher Kirchen“ Gelegenheit, 
jeweils an den Tagungsorten durch Abgesandte zu erscheinen und den 
Kampf gegen den Ökumenischen Rat in der Presse zu eröffnen, nachdem 
ihren Vertretern die Teilnahme an den Konferenzverhandlungen versagt 
worden war, wobei man sich bis zu der Torheit verstieg, einen Mann wie 
Stanley Jones als Kommunisten zu bezeichnen, während der eigene 
Führer MelIntire, ein ehemaliger Geistlicher der nordamerikanischen 
Presbyterianer, als der „Luther des zwanzigsten Jahrhunderts“ ge- 
priesen wurde. Die eigentümliche Verbindung, in der hier kirchlich- 
theologische und politische Motive auftreten, wirft Fragen auf, deren 
Beantwortung nur aus einer genauen Kenntnis der Hintergründe dieser 
Bewegung möglich ist. Aber obwohl es schwer ist, an den reinen Eifer 
dieser Gegner um das Haus Gottes zu glauben, wird der Ökumenische 
Rat guttun, sich durch sie daran erinnern zu lassen, welchen Anspruch 
er erhob und welche Verantwortung er übernahm, als er sich ‚‚eine Ge- 
meinschaft von Kirchen“ nannte, „die Jesus Christus als Gott und 
Heiland anerkennen,“ und damit zugleich eine Bindung an die Schrift 
vollzog, die nicht gelockert werden darf, wenn nicht die in manchen 
Kirchen wichtigen fundamentalistischen Kreise der ökumenischen Be- 
wegung fernbleiben oder gar den Kampf gegen sie aufnehmen sollen. 
Es kann heilsam sein, einen Pfahl im Fleische zu haben. 

Liegt das Zentrum der bisher behandelten Angriffe auf den Ökume- 
nischen Rat offenbar in Amerika — vielleicht ist es indes nicht unange- - 
bracht anzumerken, daß eine dort als fundamentalistisch geltende Kirche 
wie die der lutherischen Missouri-Synode keine Verbindung mit dem 
„Internationalen Rat christlicher Kirchen“ hat —, so ist es höchst 
merkwürdig, wie nahe sich die hier geübte Kritik mit der weit ernster 
zu nehmenden Kritik von der Seite der russisch-orthodoxen Kirche 
berührt. Der Bericht des Kirchlichen Jahrbuches 1945—1948 hat über 
die Stellungnahme der Moskauer Konferenz vom Juli 1948 berichtet 
(S. 297 ff.). Amsterdam hat die damals eingenommene Haltung nicht 
zu erschüttern vermocht. Vielmehr brachte das Heft 12/1948 der Mos- 
kauer Patriarchatszeitschrift einen überaus scharfen Angriff, den Eız- 
bischof Jermogen von Kasan bei der Eröffnung des Wintersemesters 
1948/49 in der geistlichen Akademie in Moskau am 15.10.1948 vor- 
getragen hat: 
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Wenn wir vor Amsterdam das Praktische Christentum als den folge- 
richtigen Ausdruck des radikalen Protestantismus mit seiner Leugnung 
der Gottmenschlichkeit Christi, der sieben Sakramente, der Jungfrau Maria, 
der Heiligenwerehrung usw. betrachten konnten, so erweist sich die öku- 
menische Bewegung seit der Vollversammlung von Amsterdam als eine 
politische Partei, als Bundesgenossin derer, die den dritten blutigen Krieg 
entjesseln wollen; wobei das von einer christlichen Phraseologie verschleiert 
wird. Es ist richtig, daß der Name unseres Heilandes Jesus Christus öfter 
in den Reden und Aufrufen der Weltkirchenkonferenz vorkommt, aber das 
ist doch Heuchelei, weil ja die Protestanten, die die Mehrheit auf der Welt- 
kirchenkonferenz bilden, das Nizänisch-konstantinopolitanische Glaubens- 
bekenntnis nicht voll bezeugen. Das politische Gesicht der Vollversammlung 
wurde in ihrem Arbeitsprogramm deutlich, das die akutesten politischen 
Tagesfragen widerspiegelte. Es genügt zu erwähnen, daß an der Konferenz- 
arbeit als Delegierter der Presbyterianischen Kirche in den USA John 
Dulles, der Inspirator der amerikanischen Außenpolitik, einer der Väter 
des ‚„„Westblocks‘‘ und der unerbittlichen Politik gegenüber der UdSSR, in 
aktivster Weise teilgenommen hat. Dulles wollte von der Weltkirchen- 
versammlung einen Beschluß erwirken, der den Kommunismus verdammt, 
und natürlich wurde ein solcher Beschluß genehmigt. Da die ökumenische 
Bewegung im Grunde genommen eine politische Bewegung unter dem Deck- 
mantel des Christentums darstellt, ist sie für unsere theologischen Schulen 
unannehmbar. 


Dieser Angriff bedeutete noch keine Stellungnahme zu den Ergeb- 
nissen von Amsterdam ; er stützte sich offenbar noch auf Presseberichte. 
Im 5. Heft 1949 jedoch brachte das gleiche Journal des Moskauer 
Patriarchats eine eingehende Darstellung des Oberpriesters G. Rasu- 
mowsky aus Moskau, die ausdrücklich auf den Verlauf und die Ergebnisse 
von Amsterdam Bezug nimmt und feststellt, daß diese dem Beschluß 
der Moskauer Kirchenversammlung von 1948 nachträglich recht ge- 
geben hätten. 

Es wird schwer zu sagen sein, wie weit die deutliche Ablehnung 
Moskaus bewußt oder unbewußt die Haltung gegenüber der ökumenischen 
Bewegung auch in den nichtrussischen orthodoxen Kirchen beeinflußt 
hat. Sicher ist, daß die Frage nach dem inneren Recht orthodoxer 
Mitgliedschaft im Ökumenischen Rate mit neuem Ernst gestellt 
wurde. 

In der griechisch-orthodoxen Kirche war es der Metropolit von 
Korinth, Michael, der sich zum Sprecher einer von ernsten Bedenken 
gegen den Ökumenischen Rat erfüllten Gruppe machte. 

Er veröffentlichte in dem offiziellen Wochenblatt der Kirche von 
Griechenland ‚„Ekklesia“ unter dem 1. März 1949 einen bedeutungs- 
vollen Aufsatz über den Ökumenischen Rat der Kirchen. In diesem 
heißt es: 
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In seiner Predigt bei dem Eröffnungsgottesdienst der Weltkonferenz von 
Edinburgh sagte Dr. Temple, der damalige Erzbischof von York, später 
von Canterbury, unter anderem folgendes: „Heute kann keine Kirche den 
Anspruch erheben, daß sie die ganze Wahrheit besitzt. Jeder von uns hat 
nur einen Teil der ganzen Wahrheit in seinen Händen. Wir gleichen einem 
zerbrochenen Spiegel. Wenn der Spiegel völlig wiederhergestellt werden soll, 
dann müssen wir seine Teile aufsammeln und zusammenfügen. Jeder von 
uns besitzt einen Teil des zerbrochenen Spiegels, einen Teil der Wahrheit. 
Wenn wir der Welt die christliche Wahrheit in ihrer Fülle zeigen wollen, 
dann muß jeder von uns den Teil, den er besitzt, herbeibringen, damit die 
christliche Wahrheit vollkommen wiederhergestellt wird.“!) ... Wir haben 
diesem Verständnis der Kirche scharf widersprochen und gesagt, der 
Protestantismus möge wohl mit Recht mit einem zerbrochenen Spiegel 
verglichen werden: er sei ja im sechzehnten Jahrhundert vom römischen 
Katholizismus losgebrochen, so wie dieser im elften Jahrhundert von der 
einen heiligen, katholischen und apostolischen orthodoxen Kirche los- 
gebrochen sei... Wir sagten damals abschließend, zuerst müßten sich die 
verschiedenen protestantischen Bekenntnisse untereinander zusammen- 
finden, und wenn sie in den Grundfragen des Glaubens und der Kirchen- 
verfassung einig geworden seien, dann könnten sie in das Gespräch mit 
der orthodoxen Kirche eintreten. Bis dahin aber und bis sich die Einigung 
der verschiedenen protestantischen Bekenntnisse vollzogen habe, würde sich 
das Gespräch mit ihnen seitens der orthodoxen Kirchen über Fragen des 
Glaubens nicht nur als eine Sache ohne Gewinn für die Einheit der Kirchen, 
sondern im Gegenteil als das Ansehen der orthodoxen Kirche schädigend 
erweisen, die ja die volle und vollkommene Wahrheit festgehalten hat, sie 
auch in furchttaren ständigen Kämpfen bezeugt, eine Wahrheit, die wir 
als Erben der Vergangenheit festzuhalten und wie unseren Augapfel zu 
beuahren verpflichtet sind, um niemandem Grund zu der Anklage zu geben, 
wir seien unuwürdige Erben des unschätzbaren Reichtums, den uns die 
vergangenen Jahrhunderte übermacht halten... 

Der vielbesprochene Ökumenische Rat der Kirchen entspricht genau den . 
Ausführungen des damaligen Erzbischofs von York bei der Edinburgher 
Konferenz des Jahres 1937. Gewiß beschäftigt sich der Ökumenische Rat 
der Kirchen mit Fragen gemeinsamen Vorgehens und praktischen Anliegen, 
aber man hat die dogmatischen Fragen nicht ausgeschlossen; bei der Amster- 
damer Konferenz hat zumal die I. Sektion sehr deutlich und nachdrücklich 
eine dogmatische Frage, nämlich die Frage der Kirche, behandelt. Es ist 
sehr bedauerlich, daß dort nicht das gleiche geschah wie bei den früheren 
Konferenzen von Lausanne und Edinburgh, nämlich die Abfassung einer 
vor der Vollversammlung abzugebenden Erklärung, in der die orthodoxe 
Anschauung von der Kirche und andere Glaubenslehren klar und scharf 
hingestellt wurden und in der kategorisch festgestellt worden wäre, daß die 





1) Es handelt sich hier um eine sehr freie Wiedergabeder Ausführungen Dr. Temples. 
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orthodoxe Kirche an der Vollversammlung nur so weit teilnahm, als diese 
Fragen gemeinsamen Vorgehens und praktische Anliegen untersuchte, aber 
nicht, wenn sie sich mit dogmatischen Fragen beschäftigte, die für uns 
insoweit endgültig erledigt sind, als sie von ökumenischen oder örtlichen 
Synoden entschieden und definiert oder durch die Mehrheit der Väter und 
Lehrer der ungeteilten Kirche der ersten Jahrhunderte beantwortet wurden... 
Es will uns in aller Bescheidenheit scheinen, die orthodoxen Kirchen müßten 
die Organisatoren der Vollversammlung von der Täuschung befreien, als 
sei es für die Orthodoxie möglich, den Teil eines Ökumenischen Rates der 
Kirchen zu bilden und gleichen Rechtes an Versammlungen teilzunehmen, 
die eine Prüfung dogmatischer Fragen vornehmen. Die orthodoxe Kirche 
müßte der Genfer Zentrale des sogenannten Ökumenischen Rates der 
Kirchen klarmachen, daß wir nicht seine Mitgliedskirchen werden können, 
weil wir eine Zusammenarbeit nur mit solchen Körperschaften auf uns 
nehmen können, die praktische Ziele gemeinsamen Handelns verfolgen. 
Ferner enthält schon der Name „Ökumenischer Rat der Kirchen‘ einen 
Irrtum; er entspricht nicht dem tatsächlichen Stand der Dinge. Denn hier 
wird der Name Kirche solchen Gemeinschaften zuteil, die die Dogmatiker 
der orthodoxen Kirche als „„Konfessionen‘‘ bezeichnen, und zwar mit Recht, 
weil sie ohne apostolische Sukzession oder bischöfliche Grundlage der 
wesentlichen Kennzeichen der Kirche ermangeln. Wo diese aber fehlen, da 
gibt es keine Kirche... 


Die hier zutage tretende Sorge ist verantwortlichen Vertretern der 
orthcedoxen Kirche als von so ernster Natur erschienen, daß sie in dem 
gleichen amtlichen Organ der Kirche von Griechenland, der Zeitschrift 
„Ekklesia“, das Wort nahmen, um die Beteiligung der Orthodoxie an 
der ökumenischen Bewegung zu rechtfertigen. Das geschah in einer 
durchaus pesitiven und doch vorsichtig distanzierenden Weise, die wohl 
als für die gesamte nichtrussische Orthodoxie charakteristisch gelten 
darf. Erzbischof Germanos von Thyatira, Exarch des ökumenischen 
Patriarchats, einer der Präsidenten des Ökumenischen Rates, schrieb: 


Die orthodoxe Kirche, die davon überzeugt ist, daß sie die ganze Wahrheit 
besitzt und daß sie die einzige wahre Kirche auf Erden ist, steht offensicht- 
lich im Gegensatz zu dem Verständnis der Kirche als eines sich in mannig- 
fachen Zweigen darstellenden Ganzen, und sie hat die Freiheit, ihrer Über- 
zeugung wenn nötig Ausdruck zu geben. Wir glauben aber, es ist nicht 
dasselbe, wenn wir feststellen, daß dieses Verständnis bei den Anglikanern 
vertreten wird, und wenn wir es ablehnen, mit ihnen und anderen alle 
dogmatischen Fragen zu erörtern. Wir Orthodoxen haben die Verpflichtung, 
unsere orthodoxe Lehre auf Konferenzen wie außerhalb derselben nach 
Kräften zu vertreten und uns gleichfalls darum zu bemühen, andere von der 
Gültigkeit unseres Glaubens zu überzeugen. Unsere Kirchen haben in der 
Teilnahme an der Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung .. . nichts 
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von den Lehren der orthodoxen Kirche preisgegeben, sondern den Mut 
gehabt, immer dann zu protestieren, wenn die Konferenzen dogmatische 
Formulierungen annahmen, die dem Geist der Orthodoxie widersprachen. 
Ich leugne nicht, daß der praktische Gewinn dieser Erörterungen bis jetzt 
gering gewesen ist. Ist es nicht aber doch der Mühe wert gewesen, aus der 
unmittelbaren Berührung, die wir mit ihnen hatten, die Meinungen anderer 
über dogmatische Fragen kennenzulernen? Bedeutet das keine Hilfe für 
eine erfolgreiche Widerlegung dieser Meinungen und für die Verteidigun 
unserer orthodoxen Anschauungen? ... . 

Wir haben es hier (im Ökumenischen Rat) nicht mit einer „Gemein- 
schaft von Kirchen“ im streng orthodoxen Sinne zu tun, sondern nur mit 
einem ‚‚Rat“, der u. a. von Zeit zu Zeit Vollversammlungen abhält, um 
einen Meinungsaustausch zu pflegen und die ganze Christenheit betreffende 
Fragen zu erörtern. Warum wäre es denn nötig, Denominationen auszu- 
schließen, die nicht im vollen Sinne die Kennzeichen der Kirche tragen, 
aber unseren Herrn Jesus Christus als Gott und Heiland anerkennen und 
die ebensoviel oder noch mehr als wir darum bemüht sind, die Durchsetzung 
und Wahrung christlicher moralischer Grundsätze in der Welt zu fördern? 
Wir dürfen nicht vergessen, was der Hl. Paulus sagte, als andere daran- 
gingen, das Evangelium unabhängig von ihm zu predigen: „Was tut’s 
aber? Daß nur Christus verkündigt werde auf allerlei Weise, es geschehe 
zum Vorwand oder in Wahrheit, so freue ich mich doch darin und will 
mich auch freuen.“ 


Und in einem Aufsatz des Metropoliten Panteleimon von Edessa 
heilt es: 


...Nach der Heiligen Schrift, der geheiligten Tradition und der Übung 
der Kirchen müssen Christen bereit sein „zur Verantwortung jedermann, 
der Grund fordert der Hoffnung, die in euch ist“. Wie kann man dann den 
Vorschlag, an dogmatischen Erörterungen nicht teilzunehmen, ehrlicher- 
weise als orthodox ansehen? Mit was für einer Begründung hätten die 
orthodoxen Delegierten in Amsterdam kategorisch erklären sollen, die - 
griechisch-orthodoxe Kirche werde sich an der Vollversammlung nicht 
beteiligen, wenn sie dogmatische Fragen auf ihren Arbeitsplan setze? 
Seitens der Heimatkirchen, die lange im voraus über die Hauptgegenstände 
der Vollversammlung unterrichtet worden waren, waren den Delegierten 
keinerlei Weisungen dieser Art erteilt worden... Die Zukunft wird zeigen, 
ob die griechisch-orthodoxe Kirche im Ökumenischen Rate bleiben oder sich 
aus ihm zurückziehen muß. Bis jetzt ist die von dem Ökumenischen Patriar- 
chat und von der Kirche Griechenlands ebenso wie von ihren Delegierten 
eingenommene Haltung die der Sache entsprechende gewesen. 


Aber noch bei der Tagung des Zentralausschusses des Ökumenischen 
Rates in Chichester im Juni 1949 hielt es Professor Alivisatos für ge- 
boten, im Auftrage des neuen Erzbischofs Spyridon und der Synode der 
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griechischen Kirche eine förmliche Erklärung abzugeben, die die oben 
erwähnten Diskussionen als aus Mißverständnissen entstanden bezeich- 
nete und den festen Willen der griechisch-orthodoxen Kirche zur Mit- 
arbeit im Ökumenischen Rat zum Ausdruck brachte; er glaubte, darüber 
hinaus versichern zu können, daß dies auch für die orthodoxen Kirchen 
jenseits des eisernen Vorhanges gelten werde, sobald der äußere Druck, 
unter dem sie ständen, von ihnen genommen sei. 

Der Generalsekretär des Ökumenischen Rates, Dr. Visser ”t Hooft, 
hat es sicherlich mit Recht für wichtig gehalten, auf dem Wege zu der 
Ostasienkonferenz in Bangkok eine Reihe von Kirchenführern des 
Mittleren Ostens aufzusuchen, darunter den Erzbischof von Athen, den 
ökumenischen Patriarchen, den Patriarchen von Alexandrien und den 
der koptischen Kirche, um durch persönliche Besprechungen in der 
orthodoxen Welt bestehende Unklarheiten über Wesen und Ziele des 
Ökumenischen Rates zu beseitigen. Die Patriarchen haben es an herz- 
licher Aufnahme nicht fehlen lassen, und man wird die Hoffnung haben 
dürfen, daß die Bereitschaft jener Kirchen zur Mitarbeit in der öku- 
menischen Bewegung durch diese Besprechungen gestärkt worden ist. 

Man wird auf der anderen Seite sagen können, daß es in den nicht- 
orthodoxen Kirchen des Ökumenischen Rates, und zwar nicht nur in 
der anglikanischen Kirche, die von jeher besonders enge Fühlung mit 
den Orthodoxen gehalten und das theologische Gespräch mit ihnen seit 
längerem gepflegt hat, sondern auch in den protestantischen Kirchen, 
nicht an Offenheit für die Anliegen und den geistlichen Beitrag der 
orthodoxen Kirchen fehlt. In Deutschland läßt sich das Kirchliche 
Außenamt die Bemühung um das Verständnis der Ostkirche besonders 
angelegen sein (vgl. den Beitrag von Dr. Hildegard Schaeder in diesem 
Jahrbuch). 

Es war nicht anders zu erwarten, als daß die römisch-katholische 
Kirche die Weltkonferenz von Amsterdam mit besonderer Aufmerksam- 
keit verfolgte und sich mit ihren Ergebnissen beschäftigte. Das wesent- 
liche Interesse galt dabei, wie einst der Bewegung für Glauben und 
Kirchenverfassung, so jetzt der Arbeit der I. Sektion. Man mühte sich 
darum, die Fortschritte zu entdecken, die seit Lausanne und Edinburgh 
auf dem Wege zur Einheit des Glaubens gemacht seien, und es fehlte 
nicht an Stimmen, die in den Formulierungen des Berichts der I. Sektion 
einen solchen Fortschritt zu finden bereit waren; es überwog verständ- 
licherweise der Hinweis auf die in der römischen Kirche gegebene und 
von den nichtrömischen Kirchen lediglich wiederzuentdeckende und 
anzuerkennende Einheit. Wenn auf römisch-katholischer Seite Amster- 
dam trotz der deutlichen Aussagen der I. Sektion fast auf der ganzen 
Linie als eine Manifestation des Weltprotestantismus betrachtet und der 
Anteil der sich selbst als katholisch verstehenden Kirchen entweder 
nicht gesehen oder bagatellisiert wurde, so offenbart sich darin ein 
unzulängliches Verständnis der letzten Triebkräfte der ökumenischen 
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Bewegung. Dennoch kann die starke und ehrliche innere Teilnahme 
weiter römisch-katholischer Kreise nicht nur an Amsterdam, sondern 
an der ökumenischen Entwicklung überhaupt, nicht zweifelhaft sein. 

Nur von dieser Voraussetzung aus wird der nach dem „Monitum“ 
des Sommers 1948 (Kirchl. Jahrb. 1945—1948, S. 301) überraschende 
Schritt des Hl. Stuhles begreiflich, von dem Gerüchte schon um Ende 
1949 als von einem bedeutungsvollen Fortschritt in den Beziehungen 
Roms zu den nichtrömischen Kirchen wissen wollten, und der dann 
im März 1950 der Öffentlichkeit als die seitdem vielfach erörterte 
Instructio des Hl. Offiziums an die Diözesanbischöfe bekannt wurde. 
Schon der erste Satz der Instructio macht deutlich, daß die ökumenische 
Bewegung den Anlaß zu ihrer Abfassung gegeben hat. Das hätte nicht 
geschehen können, wenn nicht das lebendige Interesse, das der öku- 
menischen Bewegung in der römisch-katholischen Kirche selbst entgegen- 
gebracht wird, sie als eine ernst zu nehmende Wirklichkeit zu behandeln 
Anlaß gäbe. 

Das Dokument mußte die durch jene Gerüchte erweckten Erwartun- 
gen oder gar Hoffnungen enttäuschen. Es bringt in keiner Weise eine 
Revision der festliegenden Haltung Roms gegenüber den anderen Kir- 
chen. Auch römisch-katholische Kommentare sprechen nur zurückhaltend 
von auf der gegebenen Grundlage dennoch geschehenem Fortschritt, 
wie er sichtlich in der Erlaubnis gemeinsamen Gebetes bei gemischt- 
konfessionellen Zusammenkünften und der ausdrücklichen Freigabe der 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der sozialen und verwandten Fragen 
vorliegt. Und es muß als offene, aber nicht leicht zu nehmende Frage 
erscheinen, ob sich die in der Instructio vorgesehene Überwachung aller 
ökumenischen Gespräche als Gewinn oder als Verlust erweisen wird. 
Wenn zudem die Wiedervereinigung mit der römischen Kirche den 
Gesichtspunkt abgibt, von dem her die ökumenische Bewegung be- 
trachtet und verstanden wird, so wird damit der seitens des Ökumeni- 
schen Rates auch in Amsterdam bezeugten Offenheit der Kirche Roms 
eine irrige Auslegung gegeben. Die Instructio aber wird für die nächste 
Zukunft das Verhältnis zwischen ökumenischer Bewegung und römisch- 
katholischer Kirche bestimmen und verdient darum, im vollständigen 
Wortlaut wiedergegeben zu werden. 


Die katholische Kirche nimmt zwar an den „ökumenischen Kongressen 
und anderen derartigen Tagungen nicht teil; aber sie hat, wie sich aus 
mehreren päpstlichen Kundgebungen ergibt, nie aufgehört und wird auch 
in Zukunft nicht aufhören, alle Bemühungen mit lebhaftem Interesse zu 
verfolgen und durch ihr unablässiges Gebet zu fördern, die jenes Ziel zu 
erreichen suchen, das Christus dem Herrn so sehr am Herzen lag: daß alle, 
die an Ihn glauben, „zu vollkommener Einheit verbunden seien“ (Joh.17,23). 

Alle, die zu ihr als der einzig wahren Kirche Ohristi zurückkehren, 
nimmt sie mit mütterlicher Liebe auf. Daher kann auch all das nicht genug 
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gebilligt und gefördert werden, was mit Zustimmung der kirchlichen Obrig- 
keit geplant und in Angriff genommen wird, um diejenigen, die zur Kirche 
übertreten wollen, richtig im Glauben zu unterweisen, und die, die bereits 
übergetreten sind, darin zu vervollkommnen. 

Nun ist in mehreren Ländern bei vielen, die außerhalb der katholischen 
Kirche stehen, nach und nach einmal infolge mannigfacher äußerer Ereig- 
nisse und einer seelischen Umstellung, dann aber hauptsächlich als Frucht 
gemeinsamen Betens der Gläubigen unter dem gnadenvollen Wehen des 
Heiligen Geistes ein von Tag zu Tag wachsendes Verlangen entstanden, 
unter allen, die an Christus den Herrn glauben, die Einheit wiederherzu- 
stellen. Wahrhaftig, für die Kinder der wahren Kirche ein Grund heiliger 
Freude im Herrn und zugleich ein Ansporn, allen, die aufrichtig die Wahr- 
heit suchen, behilflich zu sein und ihnen in eifrigem Gebet von Gott Licht 
und Kraft zu erwirken! 

Zum Zwecke der „Wiedervereinigung‘‘ der Außenstehenden mit der 
katholischen Kirche sind nun von verschiedenen Seiten, von Einzelpersonen 
und von Verbänden, Versuche unternommen worden. Diese Bestrebungen 
sind ohne Zweifel von den edelsten Absichten getragen, sie beruhen aber 
nicht immer auf den richtigen Grundsätzen und sind selbst, wo dies der Fall 
ist, erfahrungsgemäß nicht frei von besonderen Gefahren. Die Oberste 
Hl. Kongregation des Hl. Offiziums, deren Aufgabe es ist, das Glaubensgut 
unversehrt zu bewahren und zu schützen, hat es daher für zweckmässig 
erachtet, Folgendes in Erinnerung zu bringen und anzuordnen. 

I. Die obengenannte ‚‚Wiedervereinigung‘‘ gehört vor allem zu den 
Aufgaben und Pflichten der Kirche. Darum ist es erforderlich, daß die 
Bischöfe, die ja „der Heilige Geist gesetzt hat, die Kirche Gottes zu leiten“ 
(Apg. 20, 28), diesem Werk ihre ganz besondere Aufmerksamkeit zuwenden. 
Sie müssen also diese ganze Arbeit nicht nur genau und wirksam überwachen, 
sondern auch in kluger Weise fördern und leiten, damit einerseits denen 
geholfen werde, die die Wahrheit und die wahre Kirche suchen, andererseits 
aber von den Gläubigen die Gefahren fernhalten werden, die sich leicht aus 
der Betätigung in dieser ‚Bewegung‘ ergeben. k 

Aus diesem Grunde müssen sie zunächst einmal eine vollständige Über- 
sicht haben darüber, was in ihren Diözesen von dieser ‚Bewegung‘ ins 
Leben gerufen und unternommen wird. Zu diesem Zwecke sollen sie ge- 
eignete Priester bestimmen, deren Aufgabe es sein wird, nach der Lehre 
der Kirche und den vom Heiligen Stuhl erlassenen Vorschriften (z. B. durch 
die Rundschreiben ‚‚Satis cognitum‘‘, Acta Leonis XIII, 16, 1897, 8.157 ff.; 
„Mortalium animos‘‘, Acta Apost. Sed. 20, 1928, 8.5 ff.; „Mystici Cor- 
poris“‘, Acta Apost. Sed. 35, 1943, 8. 193 ff.) auf alles, was diese „Bewe- 
gung“ betrifft, genau achtzuhaben und darüber den Bischöfen zu der Zeit 
und in der Weise, die sie dafür festgesetzt haben, Bericht zu erstatten. 

Mit besonderer Sorgfalt müssen sie alles überwachen, was in dieser 
Frage von Katholiken, in welcher Form es immer sei, veröffentlicht wird, 
und auf die Beobachtung der kirchenrechtlichen Bestimmungen über die 
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Bücherzensur und das Bücherverbot (Can: 1384 ff.) dringen. Das gleiche 
gilt bezüglich derartiger Veröffentlichungen von Nichtkatholiken, insofern 
sie von Katholiken herausgegeben , gelesen oder vertrieben werden sollen. 

Die Bischöfe mögen auch Hilfsmittel bereitstellen, die den Nichtkatho- 
liken dienlich sein können, wenn sie den katholischen Glauben kennen- 
zulernen wünschen. So mögen sie Personen bestimmen und Stellen einrichten, 
wohin sich diese Nichtkatholiken wenden und wo sie Rat holen können. 
Noch mehr seien sie darauf bedacht, Möglichkeiten zu schaffen, um die 
Konvertiten auch nach ihrer Rückkehr im katholischen Glauben eingehender 
und tiefer zu unterrichten und praktisch in das katholische Glaubensleben 
einzuführen, insbesondere durch entsprechende Zusammenkünfte und Kurse, 
durch Exerzitien und andere religiöse Veranstaltungen. 

II. Für das praktischen Vorgehen bei dieser ganzen Arbeit müssen 
die Bischöfe klare Weisungen geben, was zu tun und was zu lassen ist, 
und dafür Sorge tragen, daß ihre Weisungen von allen beobachtet werden. 
Gleicherweise sollen sie darüber wachen, daß nicht etwa durch den Vorwand, 
man müsse mehr Gewicht legen auf das Verbindende als auf das Trennende, 
ein gefährlicher Indifferentismus gefördert wird, besonders bei Leuten, die 
in theologischen Fragen weniger unterrichtet und in ihrem religiösen Leben 
weniger gefestigt sind. Es ist darauf zu achten, daß die katholische Lehre, 
seien es Dogmen oder Punkte, die mit dem Dogma zusammenhängen, nicht 
aus einer gewissen ‚wrenischen Gesinnung‘ heraus durch vergleichende 
Behandlung oder durch ein aussichtsloses Streben nach einer gewissen. 
fortschreitenden Angleichung der verschiedenen Religionsbekenntnisse so 
gefaßt bzw. den Lehren der Außenstehenden so angepaßt werden, daß die 
Reinheit der katholischen Lehre Schaden leidet oder ihr ursprünglicher und 
klarer Sinn verdunkelt wird. 

Die Bischöfe werden auch jene Art zu sprechen fernhalten, durch die 
falsche Auffassungen und trügerische Hoffnungen wachgerufen werden, die 
sich niemals erfüllen lassen. Solche Redeweisen sind z. B.: „Was in den 
Rundschreiben der Päpste über die Rückkehr der getrennten Christen zur 
Kirche, über die Verfassung der Kirche, über den mystischen Leib Christi 
gesagt wird, darf nicht zu ernst genommen werden, weil ja nicht alles in 
solchen Kundgebungen Gegenstand des Glaubens ist,‘ oder (was noch. 
schlimmer wäre): „In Fragen der kirchlichen Lehre hat auch die katholische 
Kirche noch nicht die ‚Fülle Christi‘, sondern muß erst von anderen Be- 
kenntnissen vervollkommnet werden.‘ Sie werden es auch mit allem Ernste 
fernhalten, daß man in der Darstellung der Reformations- und Reforma- 
torengeschichte die Fehler der Katholiken übertreibt und die Schuld der- 
Reformatoren abschwächt und daß man Nebensächliches derartig ins Licht 
rückt, daß darüber das Allerwesentlichste, der Abfall vom katholischen Glau- 
ben, kaum noch zum Bewußtsein kommt und empfunden wird. Auch dar- 
über endlich sollen sie wachen, daß dem erstrebten Ziel durch übermässige, 
unangebrachte äußere Betriebsamkeit, durch Unklugheit und unruhige Art. 
des Vorgehens nicht eher geschadet als genützt werde. 
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Die katholische Lehre muß also in ihrem ganzen Umfang und in ihrer 
ganzen Reinheit dargelegt und erklärt werden. Was der katholische Glaube 
über die wahre Natur und den Vorgang der Rechtfertigung, über die Ver- 
fassung der Kirche, über den Jurisdiktionsprimat des Römischen Papstes, 
über die Rückkehr der Getrennten zu der einen wahren Kirche Christi als 
den einzigen Weg zur echten Glaubenseinheit sagt: all das darf nicht still- 
schweigend übergangen oder durch mehrdeutige Redeweisen verdunkelt 
werden. Gewiß darf man den Andersgläubigen sagen, daß sie bei ihrer 
Rückkehr zur Kirche nichts von dem einbüßen werden, was Gottes Gnade 
an Gutem bisher in ihrer Seele gewirkt hat, sondern daß all. dieses durch 
die Rückkehr nur seine Erfüllung und Vollendung finden werde. Man darf 
aber die Dinge nicht so darstellen, daß der Eindruck geweckt wird, als 
brächten sie durch ihren Übertritt der Kirche etwas Wesentliches, was ihr 
bisher gefehlt hätte. Alle diese Punkte müssen klar und verständlich dar- 
gelegt werden, da sie selbst ja die Wahrheit suchen und außerhalb der 
Wahrheit eine wirkliche Einheit nie erreicht werden kann. 

III. Was die gemischten Zusammenkünfte und Aussprachen von 
Katholiken und Nichtkatholiken betrifft, wie sie zur Förderung der „Wieder- 
vereinigung““ in letzter Zeit vielerorts aufgekommen sind, so tut hier die 
Wachsamkeit der Bischöfe in besonderer Weise not. Gewiß bieten derartige 
Veranstaltungen eine erwünschte Gelegenheit, den Nichtkatholiken die 
Kenntnis der katholischen Lehre zu vermitteln, mit der sie bis dahin vielfach 
nicht genügend vertraut waren. Aber andererseits bringen sie für die Katho- 
liken eine nicht geringe Gefahr des Indifferentismus mit sich. Wo Aussicht 
auf einen guien Erfolg solcher Veranstaltungen besteht, wird der Diözesan- 
bischof für deren richtige Leitung Sorge tragen und zu diesen Zusammen- 
künften nur hierzu wirklich taugliche Priester entsenden, die imstande 
sind, die katholische Lehre in geeigneter und entsprechender Form darzulegen 
und zu verteidigen. Die Gläubigen aber dürfen an solchen Zusammenkünften 
oder Aussprachen nur teilnehmen, nachdem sie die besondere Erlaubnis 
der kirchlichen Obrigkeit erhalten haben, eine Erlaubnis, die nur solchen 
gegeben werden kann, von denen man sicher ist, daß sie im Glauben gut 
unterrichtet und gefestigt sind. Wo aber eine solche begründete Aussicht 
auf guten Erfolg nicht besteht oder wo mit der Teilnahme sonstwie besondere 
Gefahren verbunden sind, halte man die Katholiken in kluger Weise davon 
fern und sorge dafür, daß diese Zusammenkünfte selbst rechtzeitig einge- 
stellt oder zum Erlöschen gebracht werden. Größere Zusammenkünfte dieser 
Art bringen, wie die Erfahrung lehrt, nur geringen Nutzen, dagegen größere 
Gefahren und dürfen daher nur nach sorgfältiger Überprüfung gestattet 
werden. 

Zu gemeinsamen Aussprachen zwischen katholischen und nichtkatho- 
lischen Theologen schicke man nur solche Priester, die sich dafür als wirk- 
lich geeignet erwiesen haben durch gründliche theologische Kenntnisse und 
durch treues Festhalten an den von der Kirche für solche Veranstaltungen 
aufgestellten Grundsätzen und Vorschriften. 
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IV. Alle soeben genannten Aussprachen und Zusammenkünfte, öffent- 
liche wie nichtöffentliche, größere wie kleinere, unterstehen den kirchlichen 
Vorschriften, die diese heilige Kongregation in ihrem „Monitum“ vom 
5. Juni 1948 (‚Cum compertum‘“, Acta Apost. Sed. XL, 1948, 8. 257) in 
Erinnerung gebracht hat. Voraussetzung ist dabei, daß diese Veranstaltungen 
auf Verabredung hin abgehalten werden, und zwar zu dem Zwecke, daß der 
katholische und der nichtkatholische Teil als Gleichgestellte in Rede und 
Gegenrede über Fragen der Glaubens- und der Sittenlehre sprechen, wobei 
jeder die Lehre seines Glaubens als seine eigene Anschauung darlegt. Der- 
artige gemischte Zusammenkünfte sind also nicht schlechthin untersagt, . 
dürfen aber nur mit vorheriger Erlaubnis der kirchlichen Obrigkeit ver- 
anstaltet werden. Hingegen fallen nicht unter das eben erwähnte „Monitum‘“ 
die katechetischen Unterrichte, auch wenn sie mehreren zugleich erteilt‘ 
werden, ebenso nicht Vorträge, in denen Nichtkatholiken, die zur Kirche 
zurückkehren wollen, die katholische Lehre dargelegt wird. Dies gilt auch 
für den Fall, daß dabei gelegentlich die Nichtkatholiken die Lehre ihrer 
eigenen kirchlichen Gemeinschaft vortragen in der Absicht, sich klar und 
bewußt Rechenschaft darüber zu geben, worin ihre Lehre mit der katholischen 
übereinstimmt und worin sie davon abweicht. Das „Monitum‘““ betrifft 
auch nicht diejenigen gemischten Zusammenkünfte von Katholiken und 
Nichtkatholiken, in denen überhaupt keine Fragen der Glaubens- und 
Sitienlehre verhandelt werden, sondern die Teilnehmer darüber: beraten, 
wie man mit vereinten Kräften die Grundsätze des Naturrechtes oder der 
christlichen Religion gegen die heute gemeinsam vorgehenden Feinde Gottes 
verteidigen könne, oder in denen über die Wiederherstellung einer gesunden 
Sozialordnung wie andere derartige Fragen verhandelt wird. Es ist ein- 
leuchtend, daß es den Katholiken auch bei diesen Zusammenkünften nicht 
erlaubt ist, Lehren zu billigen oder zuzugeben, die mit der göttlichen Offen- 
barung oder der Lehre der Kirche nicht übereinstimmen, betreffen sie auch 
nur soziale Fragen. 

Für lokale Zusammenkünfte und Aussprachen, die gemäß den obigen 
Darlegungen unter das „Monitum‘‘ fallen, wird den Diözesanbischöfen - 
hiermit auf drei Jahre, vom Tag der Veröffentlichung dieser Instruktion 
an gerechnet, die Vollmacht gegeben, die dafür notwendige vorherige Er- 
laubnis des Heiligen Stuhles zu erteilen, jedoch unter folgenden Be- 
dingungen: 

1. Jede „commwunicatio in sacris“ ist zu vermeiden. 

2. Die Verhandlungen selbst müssen entsprechend im Auge behalten und 
geführt werden. 

3. Am Ende jedes Jahres ist an diese Oberste Heilige Kongregation Bericht 
zu erstatten, an welchen Orten solche Veranstaltungen stattgefunden 
haben und welche Erfahrungen dabei gemacht worden sind. 


Hinsichtlich der Aussprachen zwischen Theologen, von denen oben die 
Rede war, wird die gleiche Vollmacht erteilt, und zwar dem Bischof der 
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Diözese, wo diese Aussprachen stattfinden, oder dem Bischof, der von den 
anderen Bischöfen auf gemeinsamen Beschluß hin für die Leitung dieser 
ganzen Arbeit delegiert worden ist. Dabei gelten die gleichen Bedingungen 
wie oben, doch ist dem Jahresberichte auch noch beizufügen, welche Fragen 
behandelt wurden, wer an den Veranstaltungen teilgenommen hat und wer 
auf beiden Seiten die Referenten waren. 


Interdiözesane, nationale und internationale Aussprachen und Zu- 
sammenkünfte bedürfen immer, und zwar für jeden einzelnen Fall, der 
vorherigen Erlaubnis des Heiligen Stuhles selbst. Dem Bittgesuch ist die 
Angabe der zu behandelnden Fragen und Angelegenheiten und das Verzeich- 
nis der Referenten beizufügen. Bevor der Heilige Stuhl die Erlaubnis erteilt 
hat, darf mit der äußeren Vorbereitung der Zusammenkünfte nicht begonnen 
und auch nicht in ein Zusammenarbeiten mit Nichtkatholiken, die solche 
Vorbereitungen in Angriff nehmen, eingetreten werden. 


V. Wenngleich bei solchen Zusammenkünften und Aussprachen jede 
„communicatio in sacris‘‘ zu vermeiden ist, so ist es doch nicht untersagt, 
bei der Eröffnung und beim Schluß der Veranstaltungen gemeinsam das 
Vaterunser oder ein anderes von der katholischen Kirche approbiertes Gebet 
zu sprechen. 


VI. Die Durchführung, Förderung und Leitung dieser Arbeit ist zu- 
nächst Aufgabe und Pflicht jedes einzelnen Diözesanbischofs für seinen 
Sprengel. Doch wird es zweckmäßig, ja notwendig sein, daß mehrere Bischöfe 
sich zusammentun, um Einrichtungen und Anstalten zu schaffen, in denen 
die Gesamtarbeit auf diesem Gebiet laufend verfolgt, studiert und zweck- 
mäßig geleitet wird. Es ist daher Sache der Bischöfe, in gemeinsamer 
Beratung zu prüfen, wie sich ein einheitliches Vorgehen und eine geordnete 
Zusammenarbeit ermöglichen läßt. 

VII. Die Ordensoberen sind verpflichtet, darüber zu wachen und dafür 
Sorge zu tragen, daß sich ihre Untergebenen genau und gewissenhaft an 
die Vorschriften halten, die der Heilige Stuhl oder die Diözesanbischöfe 
diesbezüglich erlassen. 


Das hochbedeutsame Werk der ‚„Wiedervereinigung‘‘ aller Christen in 
dem einen wahren Glauben und in der einen wahren Kirche muß mehr und 
mehr eine der vorzüglichsten Aufgaben der gesamten Seelsorge werden und 
ein Hauptanliegen des inständigen Gebetes aller Gläubigen zu Gott. Dazu 
wird gewiß viel beigetragen, wenn die Gläubigen in geeigneter Weise, wie 
etwa durch Hirtenbriefe, über diese Fragen belehrt und die Bestrebungen 
und die diesbezüglichen Vorschriften sowie deren Gründe und Voraussetzun- 
gen ihnen dargelegt werden. Alle, besonders die Priester und Ordensleute, 
mögen ermahnt und angeeifert werden, diese Bestrebungen durch Gebet 
und Opfer zu befruchten und zu fördern. Ebenso müssen alle darauf hin- 
gewiesen werden, daß nichts den Irrenden so wirksam den Weg zur Wahrheit 
und zum Anschluß an die Kirche ebnet als der Glaube der Katholiken, 
der sich durch ein sittlich hochstehendes Leben bewährt. 
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2. Okumenische Tagungen 


Zentralausschuß und Exekutivausschuß, nach der Ver- 
fassung des Ökumenischen Rates dazu bestimmt, in gewissen Grenzen 
die Funktionen der Vollversammlung in der Zeit zwischen ihren Tagun- 
gen auszuüben, haben inzwischen ihre Arbeit aufgenommen. Das 
Exekutivkomitee trat jeweils im Februar 1949 und 1950 in Genf bzw. 
Bossey, der Zentralausschuss im Juli 1949 in der Residenz seines Vor- 
sitzenden, des Bischofs von Chichester, zusammen, das Exekutiv- 
komitee nahezu vollzählig, der Zentralausschuß mit bemerkenswert hoher 
Beteiligung. Der Bericht über die Tagung des Zentralausschusses liegt 
im Druck vor (Verlag des Ökumenischen Rates, Genf, englisch). Er 
läßt erkennen, daß beide Körperschaften darum bemüht sind, die ge- 
samte, unter dem Namen des Ökumenischen Rates sich vollziehende 
Arbeit zu verfolgen, sie nach den für sie geltenden Richtlinien zu über- 
prüfen und in allen wichtigen Einzelfragen die notwendigen Entschei- 
dungen zu treffen. Ihre Tagungen dienen nicht der Repräsentation, 
sondern intensiver Arbeit. Der Außenstehende mag. bei der Vertiefung 
in den über Chichester erstatteten Bericht eher den Eindruck gewinnen, 
der auch im nichtökumenischen Bereich kirchlicher Tagungsarbeit allzu 
oft entsteht, daß die pflichtgemäße Abwicklung einer überaus dichten 
Tagesordnung der ruhigen gemeinsamen Besinnung auf die zentralen 
Fragen der ökumenischen Bewegung nicht den Raum läßt, den man ihnen 
um des inneren Fortschritts der Bewegung willen gerne gewährt sähe. 
Die Sorge um eine allzu große Selbständigkeit des Generalsekretariats 
und der sonstigen Arbeitsorgane des Rates darf nicht größer sein als die 
Sorge um Klärung und Vertiefung des ökumenischen Wollens in den 
Kirchen. 

Es scheint sodann mehr denn je zu dem Schicksal ökumenischer wie 
jeder Art verantwortlich handelnder Körperschaften zu gehören, daß 
sie sich gehalten wissen, der Erwartung öffentlicher Erklärungen zu 
bestimmten, nicht nur die Kirchen, sondern auch die Welt beschäftigen- . 
den Fragen Genüge zu tun. Auch das Exekutivkomitee hat sich, obwohl 
nach der Verfassung des Rates zu öffentlichen Kundgebungen nicht 
autorisiert, diesem Zwang nicht entzogen, und vielleicht verdanken wir 
es der vergleichsweise größeren Geschlossenheit dieses engeren Gremiums, 
wenn die von ihm ausgegangenen Erklärungen ein deutlicheres Gesicht 
tragen als die des Zentralausschusses. So trifftes zu im Blick auf die beiden 
Kundgebungen vom Februar und Juni 1949 zu der gleichen Frage, die 
die Kirchen seit Amsterdam gemeinsam in immer zunehmendem Maße 
bedrängt und weiter bedrängen wird, der Frage nach der Sicherung der 
Freiheit christlichen Glaubens und Bekennens in einer mehr und mehr 
totalitären Kräften anheimfallenden Welt. 

Die Erklärung des Exekutivkomitees vom Februar 1949 hat 
folgenden Wortlaut: 
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Auf der Versammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen im August 
1948 haben seine 150 Gliedkirchen in der Verantwortung, mit der Gott sie 
zum Dienst an der Welt gesandt hat, die fundamentalen Grundsätze der 
Menschenrechte und der religiösen Freiheit feierlich bestätigt. Bei ihrer 
ersten Zusammenkunft nach dieser Versammlung stellen die Mitglieder des 
Exekutivkomitees des Ökumenischen Rates mit ernster Besorgnis fest, daß 
sich — offen oder versteckt — in fast allen Teilen der Welt eine Bedrohung 
menschlicher Rechte und Freiheiten zu entwickeln scheint. 

In zahlreichen Ländern Europas und Asiens geben Regierungen vor, 
die Freiheit des Gewissens und des Glaubens zu schützen, verleugnen sie 
aber durch ihr praktisches Verhalten. Die Freiheit der Kirche, allen Menschen 
auf allen Lebensgebieten das Wort Gottes zu verkündigen, wird beschränkt. 
Die religiöse Unterweisung der Jugend wird behindert. Christliche Jugend- 
organisationen werden verboten. Es geschehen Eingriffe in die Ausbildung 
der Geistlichen und in die Ernennung von Kirchenführern. Der öffentlichen 
Evangelisation und Missionstätigkeit werden Schwierigkeiten in den Weg 
gelegt. In steigendem Maße werden Amtsträger und Gemeindeglieder christ- 
licher Kirchen verhaftet und gefangengehalten. In einzelnen Gebieten stehen 
die Kirchen vor der Möglichkeit, daß ihr Leben als Kirchen und Gemeinden 
völliger Auflösung verfällt. In diesen Maßnahmen müssen wir einen be- 
wußten Versuch erkennen, das Zeugnis der Kirchen zu untergraben, indem 
sie gezwungen werden, sich entweder völlig aus dem Leben der Öffentlich- 
keit zurückzuziehen oder zu Werkzeugen weltlicher Politik zu werden. 

In einzelnen Ländern, in denen nach aufen eine freiheitliche Tradition 
aufrechterhalten wird, ‚ergibt sich aus einer zunehmenden Regierungs- 
kontrolle über das Denken und Handeln des Volkes, aus der Unterordnung 
allen politischen Handelns unter militärische und strategische Gesichts- 
punkte und durch die Verkürzung der Rechte religiöser Minderheiten eine 
uachsende Bedrohung, die der christlichen Bevölkerung, wie es scheint, 
weithin noch nicht zum Bewußtsein gekommen ist. 

Angesichts dieser Gefahren wiederholen wir mit Nachdruck, was die 
Versammlung von Amsterdam als ihre Überzeugung ausgesprochen hat, 
„daß jedermann das Recht hat, seiner religiösen Überzeugung im Gottes- 
dienst, im Unterricht und im praktischen Leben Ausdruck zu geben und 
die Folgerungen daraus für die Beziehungen in der sozialen oder politischen 
Gemeinschaft offen auszusprechen,‘‘ und daß „Wesen und Bestimmung des 
Menschen kraft seiner Erschaffung, Erlösung und Berufung sowie die 
Tätigkeit in Familie, Staat und Kultur Grenzen festlegen, über die die 
Regierung nicht ungestraft hinweggehen kann“. 

Gegen alle offene oder versteckte . Tyrannei, die sich unvermeidbar in 
unmenschlichen Akten auswirkt, wie sie das Menschheitsgewissen beleidigt 
haben, ist eine gesunde öffentliche Meinung in der Welt ein starker Schutz. 
Die Verteidigung menschlicher Rechte und Freiheiten muß als eine An- 
gelegenheit internationaler Verantwortung betrachtet werden. Die Allgemeine 
Erklärung über die Menschenrechte kann, wenn sie von den Nationen und 
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Völkern der Welt ernst genommen wird, einen wichtigen Schritt vorwärts 
in dieser Richtung bedeuten. 

Wir sind uns dessen bewußt, daß christliche Kirchen dort, wo die recht 
"verstandene Freiheit in Frage gestellt ist, besonders schweren Versuchungen 
ausgesetzt sind. Dazu gehört zum Beispiel die Versuchung, die alihergebrachte 
politische oder soziale Ordnung einfach zu verteidigen. Die Kirche steht 
aber unter dem Wort: „Wer seine Hand an den Pflug legt und sieht zurück, 
der ist nicht geschickt für das Reich Gottes.“ Unsere Aufgabe ist es, auch 
unter veränderten Verhältnissen die frohe Botschaft zu verkündigen: denn 
wenn neue Verhältnisse auch neue Schwierigkeiten mit sich bringen, so 
können sie doch ebenso, durch Gottes Fügung, ganz neue Möglichkeiten 
schaffen. — Da ist ferner die Versuchung, die Welt ihrem Schicksal zu 
überlassen. Aber die Kirche darf nicht zurücksinken in einen Zustand - 
bioßer Selbstgenügsamkeit. Sie ist gerufen, die Herrschaft Christi in allen 
Lebensgebieten und unter allen Regierungsformen öffentlich zu verkündigen. 

Wenn bestimmte Kirchen in eine Bewährungsprobe gestellt werden, so 
bedeutet das eine Bewährungsprobe für uns alle. Die Gefährdung bedeutet 
eine gemeinsame Gefahr. Die Kirchen, die im Leiden stehen, dürfen allezeit 
der Fürbitte ihrer christlichen Brüder gewiß sein und niemand kann sich 
den Verantwortungen, die für die gesamte Christenheit wesentlich die 
gleichen sind, entziehen. Es ist unsere Pflicht, die einzelne Ortsgemeinde 
als eine chrisiliche Bruderschaft aufzubauen, das persönliche Bekenntnis 
zu Christus zu wecken und uns voll einzusetzen im Dienst für die Mensch- 
heit in ihren gemeinsamen Sorgen und Leiden. Das einzelne Christenleben 
und das Leben jeder einzelnen christlichen Familie soll so in Christus ver- 
wurzelt sein, daß der Glaube nicht erstirbt, selbst wenn die Kirche eine 
Zeitlang aller irdischen Sicherung beraubt wird, wenn sie in Stücke zer- 
schlagen und wenn ihr alles genommen wird — außer dem Einen, das ihr 
nicht genommen werden kann: ihre Gemeinschaft mit ihrem Herrn. 

Die Auseinandersetzung zwischen Kirche und Welt ist urali. Die ersten 
Seiten der Kirchengeschichte berichten uns, wie „die Fürsten sich zu Hauf 
versammeln wider den Herrn und wider seinen Christus‘. Aber sie berichten . 
uns auch, wie Gott das Gebet der Apostel beantwortet. Die Antwort heißt: 
„Mit großer Kraft gaben die Apostel Zeugnis von der Auferstehung des 
Herrn Jesu, und war große Gnade bei ihnen allen.“ Wir sind gewiß: Was 
in den Tagen der Apostel wahr gewesen ist, das ist auch heute wahr. 


Der Zentralausschuß nahm in Chichester das gleiche Anliegen 
erneut auf, diesmal unter Betonung der besonderen Probleme, die sich 
aus der Lage der Kirchen in Ländern unter kommunistischer Führung 
ergeben. Wenn er in diesem Zusammenhang bestimmte Sätze des Berichts 
der IV. Sektion der Amsterdamer Weltkonferenz in die Erinnerung ruft, 
‘um die Frage der religiösen Freiheit als eine auch zwischen den Kirchen 
noch zu klärende und in entsprechendem Handeln zu beantwortende 
Frage zu kennzeichnen, so ist doch mit dem allem kaum etwas gesagt, 
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was inhaltlich über Amsterdam oder die Februarerklärung des Exekutiv- 
komitees hinausführt. Das gilt auch für das erneut ausgesprochene 
Bekenntnis schuldhafter Verantwortung der Kirchen für das Ressen- 
timent der nicht zu ihrem Recht gekommenen Massen. Die Erklärung 
des Zentralausschusses lautet: 


Der Zentralausschuß des Ökumenischen Rates der Kirchen hat bei 
seiner Tagung in Chichester mit ernster Sorge davon Kenntnis nehmen 
müssen, daß nicht wenige seiner Mitgliedskirchen wachsende Schwierig- 
keiten haben, die Botschaft von Jesus Christus so zu bezeugen, wie sie es 
schuldig sind. Revolutionäre Bewegungen sind aufgebrochen, von denen 
noch niemand sagen kann, wohin sie führen werden. Die Kirchen wissen 
sich mitschuldig daran, daß es über die ganze Erde hin Massen von Men- 
schen gibt, die bisher nicht zu ihrem Recht gekommen waren und die sich 
nun voll Bitterkeit gegen die anderen wenden. Die Kirchen hätten sich 
tatkräftiger darum mühen müssen, die Bruderschaft aller Menschen zur 
Wirklichkeit zu machen. 

Mit totalitären Methoden aber läßt sich Gerechtigkeit in der menschlichen 
Gesellschaft nicht erzielen. Die Lehre, daß der Staat mit seiner Macht alles 
zu umfassen habe, ist eine falsche Lehre. Diese Lehre sagt, daß jedes Mittel 
erlaubt sei, wenn es gilt, im sozialen oder politischen Leben etwas durch- 
zusetzen. Sie behauptet, daß der Mensch alles vermöge, und setzt politische 
Gewalt auf den Thron, der Gott gebührt. Sie behauptet, daß es sittliche Gebote, 
die unbedingt verpflichten, nicht gebe. Sie erzieht die Jugend in einem Geist, 
der den Geboten Gottes entgegen ist. Sie glaubt sich berechtigt, jede andere 
Meinung und jede andere Weltanschauung gewaltsam zu unterdrücken. 

Wir rufen alle Staatsmänner und alle, denen es um soziale Gerechtigkeit 
zu tun ist, auf, sich die Wahrheit vor Augen zu halten: eine friedliche und 
feste Ordnung menschlicher Verhältnisse kann es nur geben, wenn das rechte 
Fundament gelegt ist: nämlich daß der Mensch die rechte Stellung zu Gott 
und zu seinen Mitmenschen gewinnt. Niemals kann der Mensch zu seinem 
Recht kommen, wenn nicht anerkannt wird, daß es noch höhere Ziele und 
noch festere Bindungen für ihn gibt als den Staat. Religionsfreiheit ist 
Vorbedingung und Schutzwall für echte Freiheit überhaupt. 

Wir erklären feierlich, daß es Pflicht und Recht der Kirche ist, Gottes 
Wort zu predigen und Seinen heiligen Willen zu verkünden. Wir erwarten 
von den Kirchen, daß sie Wege weisen, wie das Evangelium auf allen 
Gebieten menschlichen Lebens praktisch anzuwenden ist. Wir warnen die 
Kirchen in allen Ländern, sich nicht zu weltlichen Zwecken mißbrauchen 
zu lassen. Steht der Staat dem Evangelium feindlich gegenüber oder wird 
volle Religionsfreiheit nicht gewährt, dann bitten wir alle Christen, der 
Tatsache eingedenk zu sein, daß keine Gewalt und Drohung menschlicher 
Macht uns jemals die Freiheit nehmen kann, die unser Herr Jesus Christus 
uns geschenkt hat und daß diese Freiheit auch dadurch nicht zerstört werden 
kann, daß wir dafür leiden müssen. Darum: Ihr Kirchen insgesamt, 
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bezeugt die christliche Wahrheit einmütig und in aller Klarheit! I. hr Prediger 
des Evangeliums, verkündigt die christliche Botschaft unbeirrt und ohne 
Abstrich! Ihr Christen insgesamt: Steht im Glauben, bewährt diesen Glauben 
in eurem Leben und sorgt dafür, daß eure Kinder christlich erzogen 
werden! ' 

Wer den Namen Christi trägt, muß dem lebendigen Gott die Treue 
halten. Gott will, daß wir mit allem Ernst füreinander Fürbitte tun und 
daß wir in unserem persönlichen Leben immer und überall seine Zeugen 
seien. 

Die Weltkonferenz von Amsterdam hat uns vor einem Jahre dazu auf- 
gerufen, in der Gewißheit des Glaubens zusammenzustehen, daß Jesus 
Christus der Herr sei. Dies Wort darf nicht vergebens gesprochen sein! 

Der Apostel Paulus schreibt an die Galater: „So besteht nun in der Frei- 
heit, zu der uns Christus befreit hat.“ 


Ferner wurde folgende Entschließung gefaßt: 


Bestürzt über die erwiesenermaßen unterschiedliche Behandlung und 
Unterdrückung, wie sie den religiösen Minderheiten gegenüber von den 
herrschenden religiösen Mehrheiten ausgeübt wird, wiederholen die Mit- 
glieder des Zentral-Ausschusses des Ökumenischen Rates der Kirchen, was 
in dem Bericht der 4. Sektion der Vollversammlung von Amsterdam „Die 
Kirche und die internationale Unordnung‘ über die Glaubensfreiheit erklärt 
wird, namentlich die Versicherung, daß ‚wir uns im Gegensatz zu jeder 
Kirche wissen, die die Macht des Staates zur Erzwingung religiöser Gleich- 
schaltung zu benützen sucht; wir widersetzen uns allen Bestrebungen, 
geistige oder wirtschaftliche Systeme, ohne Rücksicht auf das Gewissen oder 
auf die Pflicht zur Toleranz, zu verbreiten und diejenigen, die eine andere 
Meinung vertreten, zu unterdrücken und zu verfolgen,‘ und sie empfehlen, 
daß die Frage der Religionsfreiheit in bezug auf die herrschenden Religions- 
gemeinschaften auf die Tagesordnung der nächsten Zusammenkunft des 
Zentral- Ausschusses gesetzt wird. 


Exekutivkomitee wie Zentralausschuß werden nicht im Zweifel dar- 
über sein, daß ihre Stimme kaum oder gar nicht bis zu den verantwort- 
lich Handelnden dringt, wenn sie ihr Wort ausdrücklich auch an die 
weltlichen Mächte richten. Das hat das Exekutivkomitee im Februar 
1950 nicht davon zurückgehalten, sich wie schon vor ihm manche kirch- 
lichen Körperschaften und christlichen Vereinigungen zu der durch die 
Herstellung der Wasserstoffbombe hervorgerufenen tiefen Beun- 
ruhigung der ganzen Welt zu äußern. Hatten sich bisher weder die von 
den britischen Kirchen eingesetzten noch die entsprechenden nord- 
amerikanischen Kommissionen zum Studium des Atombombenproblems 
zu einer einmütigen und unbedingten Verwerfung jeder Verwendung der 
Atombombe in der Lage gesehen, so kommt die Erklärung des Exeku- 
tivkomitees einer solchen mindestens sehr nahe, wenn sie von der Ent- 
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wicklung notwendig zur Selbstvernichtung führender Krjegsmittel sagt, 
sie sei Sünde wider Gott. Der große Ernst dieser Aussage bestimmt Inhalt 
und Klang der ganzen Erklärung. 


Die Wasserstoffbombe bedeutet den letzten und furchtbarsten Schritt 
vorwärts in jener stürmischen Entwicklung der Kriegstechnik, die aus dem 
Krieg, der früher ein Ringen zwischen Menschen und Nationen war, einen 
Massenmord menschlichen Lebens macht. Die Auflehnung des Menschen 
gegen seinen Schöpfer hat ein solches Ausmaß erreicht, daß sie zu seiner 
Selbsivernichtung führen muß, wenn ihr nicht Einhalt geboten wird. Das 
alles ist widernatürlich; es verstößt gegen die sittliche Ordnung, unter der 
der Mensch steht; es ist Sünde wider Gott. 

Angesichts der schweren Entscheidungsfragen, wie sie durch die Wasser- 
stoffbombe und andere moderne Kriegswaffen gestellt werden, hat jeder 
Mensch eine Verantwortung vor Gott zu tragen. Möge sich deshalb ein jeder, 
sei er Staatsmann, Gelehrter oder schlichter Bürger, in seinem Gewissen 
darüber klar werden, inwieweit er durch sein Handeln oder seine Haltung 
zu der Gefahr eines Selbstmordes des ganzen Menschengeschlechtes beiträgt, 
und was er zu tun verpflichtet ist, um dies zu verhindern und um alle 
Völker der Welt zu veranlassen, einander zu verstehen und zu dienen. 

Die Regierungen der Völker sind in dieser Stunde vor eine unausweich- 
liche Verantwortung gestellt. Die Welt ist in feindliche Lager zerfallen, die 
sich voll Verdacht und Mißtrauen gegenüberstehen und die es nicht fertig- 
bringen, ihre wechselseitigen Beziehungen durch ein allseitig anerkanntes 
System in Gerechtigkeit und Ordnung zu regeln. 

Als Vertreter christlicher Kirchen rufen wir nochmals zu einer letzten 
gewaltigen Anstrengung um den Frieden auf. Wir wissen, wie mühevoll 
die Regierungen in der hinter uns liegenden Zeit über die Friedensfrage 
verhandelt haben. Aber die scharfen politischen Auseinandersetzungen 
dauern an, und die atomische Gefahr entwickelt sich unbehindert weiter. 
Wir beschwören deshalb die Regierungen, nochmals in Verhandlungen 
einzutreten und alles zu tun, was in ihrer Macht steht, um über diesen 
verhängnisvollen toten Punkt hinwegzukommen. 

In dieser Stunde gilt es, aufs neue auf das Wort zu hören, das Gott 
spricht, der der Herr der Geschichte bleibt. Und dies ist die Stunde, da es gilt, 
ihn von ganzem Herzen anzurufen; denn das Schicksal der Menschheit 
ist in seinen Händen. Die auf ihn bauen, brauchen keine Furcht zu haben, 
was auch kommen mag. Er ist der Gott und Vater unseres Herrn Jesus 
Christus. Alle haben vor seinem Richterstuhl zu erscheinen, um Rechenschaft 
zu geben, was sie getan haben oder zu tun sich geweigert haben für ihre 
Mitmenschen. 


Der Ausschuß der Kirchen für die internationalen Angelegenheiten 
wird durch seine Landesstellen darum bemüht sein, in Zusammenarbeit 
mit der Presse auf die Regierungen im Sinne des Aufrufes „zu einer 
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letzten“ — warum gebraucht man solche Worte? — „gewaltigen An- 
strengung für den Frieden‘ einzuwirken. Sicherlich bedarf es in dieser 
Sache der Mobilisierung jedes kirchlichen Einflusses auf die Haltung 
der Öffentlichkeit wie der Staatsmänner. Dieser Einfluß wird indes so 
lange enge Grenzen haben, solange die Kirchen in der Frage der christ- 
lichen Stellung zum Kriege keine größere Klarheit gewonnen haben, 
als sie ihnen in Amsterdam geschenkt wurde, und solange sie keine 
Gewifheit dafür schaffen können, daß ihr Wort von den Christen als 
Weisung gehört und befolgt wird. ; 

Neben den Tagungen der führenden Körperschaften des Ökumeni- 
schen Rates haben zwei regionale Konferenzen ökumenischen Charakters 
einen Anspruch auf Beachtung, weil an ihnen der weltumfassende 
Charakter der ökumenischen Bewegung besonders deutlich wird. Man 
mag sich fragen, ob eine Konferenz evangelischer Kirchen in Süd- 
amerika, die sich ungeachtet mehrerer in den Jahren 1916, 1925 und 
1929 unternemmener Anläufe ähnlicher Art durch ausdrücklichen Be- 
schluß am Ende ihrer Arbeit — sie tagte vom 18.—30. Juli 1949 in 
Buenos Aires — als „erste lateinamerikanische evangelische 
Konferenz‘ bezeichnete, ökumenisch genannt zu werden verdient. 
Aber abgesehen davon, daß der Ökumenische Rat durch einen seiner 
Präsidenten, D. Marc Boegner, und der Internationale Missionsrat durch 
seinen Präsidenten Dr. John A. Mackay auf der Tagung vertreten waren 
und sich damit zu ihrer ökumenischen Bedeutung bekannten, muß die 
Tatsache, daß sich nicht weniger als zwanzig verschiedene, in der Ver- 
gangenheit nicht selten scharf miteinander konkurrierende kirchliche 
Gruppen dort zu gemeinsamer Arbeit zusammenfanden, als aus öku- 
menischem Wollen geboren verstanden werden. Die Beschränkung auf 
protestantische Gemeinschaften entsprach der örtlichen Lage und be- 
deutete keine unökumenische Exklusivität. Dieser südamerikanische 
Protestantismus weiß sich gegenüber einem nicht nur zahlenmäßig, 
sondern durch politische Privilegierung übermächtigen römischen Katho- 
liziemus durch die Zugehörigkeit zum Ökumenischen Rat der christ- 
lichen Kirchen in seiner Aufgabe, die notwendig auch über die Missions- 
kirchen hinaus missionarischen, zugleich aber den Charakter des Kampfes 
gegen die Ausbreitung materialistischer und extremer Ideologien trägt, 
gestärkt und will, wie auch in Amsterdam an den Tag trat, in der la- 
teinischen Welt sehr bewußt Träger des ökumenischen Gedankens sein. 
(Die deutschen südamerikanischen Synoden waren in Buenos Aires nur 
durch einen Beobachter vertreten.) Die ökumenische Grundhaltung, die 
der Tagung ihr Gepräge gab, findet in den folgenden Sätzen aus ihrer 
abschließenden Kundgebung glücklichen Ausdruck: 


o..Miüt gleicher tiefer Danktarkeit gegen Christus... erkennen wir bei 


den evangelischen Kirchen eine Zunahme des Geistes der Zusammenarbeit 
und der Einheit. Unsere Tagung ist eine beredite Manifestation dieser 
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Einheit gewesen, sofern hier die Vertreter von rund zwanzig Denominationen 
in der Gegenwart des Herrn erneut entdeckt haben, daß wir in unmittelbarer 
Kontinuität mit jener Bruderschaft des Söllers in Jerusalem, aus der durch 
die Gabe der Kraft des Heiligen Geistes die Kirche Christi geboren wurde, 
Teil einer großen Bruderschaft sind. 

Wir sind der Überzeugung, daß die Zeit vorbei ist, in der die Tatsache 
unserer Verschiedenheiten als eine Entschuldigung dafür dienen könnte, 
daß man unter den Jüngern des einen Herrn und Heilandes den Geist 
der Zwietracht nährt. Wo der Geist des Herrn mit dem mannigfaltigen 
Reichtum seiner Gaben und Berufungen an der Arbeit ist, da wird es immer 
Verschiedenheiten geben, aber diese Verschiedenheiten sind nur Variationen, 
und sie dienen dem Zwecke, den überwältigenden Reichtum der göttlichen 
Gnade und die Tatsache kundzumachen, daß kein einzelnes Individuum 
und keine einzelne Gruppe imstande ist, die ganze Wahrheit Gottes zu fassen 
und zu besitzen. Von Jesus Christus kommt die Wahrheit, und wir emp- 
fangen in ihm von Gott die Gabe geistlicher Einheit, die keine Verschieden- 
heit erschüttern kann. Gott hat nicht gewollt, und auch wir begehren nicht, 
daß das spontane und prophetische Element in der Kirche unter starrer 
Uniformität erdrückt wird... 

Wir haben keine organische Einheit in Leitung oder Verwaltung er- 
strebt und halien sie nicht für unentbehrlich. Der Leib Christi, der Seine 
Kirche ist, ist kein mechanischer Bau, sondern ein lebendiger Organismus. 
Unser Wunsch und unsere Pflicht ist es, die innige geistliche Einheit 
sichtbar zu machen, deren wir uns in Christus erfreuen. Denominationale 
Gesamtkörperschaften und örtliche Gemeinden sind ebenso wichtig wie das 
Ökumenische oder Universale, und es kann keine andere ökumenische 
Wirklichkeit geben als auf dem Grunde einer festen Wirklichkeit individu- 
eller und lokaler Art. Unsere verschiedenen evangelischen Traditionen sind 
nötig, wenn wir hinankommen sollen „zu einerlei Glauben und Erkenntnis 
des Sohnes Gottes und ein vollkommener Mann werden, der da sei im Maße 
des vollkommenen Alters Christi“. 


Weit bedeutungsvoller und in einem ausgesprocheneren Maße öku- 
menisch als diese lateinamerikanische Konferenz erscheint die gleichfalls 
bereits erwähnte Tagung ostasiatischer Kirchen, die im Dezember 
1949, durch Ökumenischen Rat und Internationalen Missionsrat ge- 
meinsam vorbereitet, in Bangkok zusammentrat (4. —11. Dez. 1949). 
Sie hatte keine Vorgänger. Noch die Konferenz von Tambaram vom 
Jahre 1938 war eine Konferenz der Missionen gewesen, so bedeutungs- 
voll auch die Rolle war, die die Missionskirchen, die „Jungen Kirchen“, 
spielten. Bangkok war eine ökumenische Tagung junger Kirchen der 
ostasiatischen Länder Burma, Ceylon, Indien, Indonesien, Indochina, 
Japan, Korea, Malaya, Okinawa, Pakistan, Philippinen und Siam. Daß 
das größte der asiatischen Länder, China, nicht vertreten war, hatte, 
unnötig zu sagen, nicht seinen Grund in der mangelnden Bereitschaft 
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seiner christlichen Kirchen zur ökumenischen Zusammenarbeit. Die 
Bedeutung der Konferenz von Bangkok würde auch dann kaum zu 
überschätzen sein, wenn seine Verhandlungen des inneren Gewichts 
entbehrt hätten, das sie in der Tat aufweisen. Sie liegt zuallererst in 
der den Europäer überraschenden Tatsache, daß jene ostasiatischen 
Kirchen, die sich gegenwärtig gemeinsam vor die gleichen brennenden 
Fragen gestellt sehen, sich zwar in mannigfacher Weise mit den Kirchen 
Europas und Amerikas, ihren Mutterkirchen, verbunden wissen, in 
dieser Verbundenheit auch ein starkes ökumenisches Bewußtsein ge- 
wonnen haben, aber einander völlig fremd waren. Sie mußten einander, 
wie Dr. Visser ’t Hooft in dem Bericht über seine asiatische Reise sagt, 
„entdecken“ und bedurften dazu der Hilfe einer europäischen Sprache, 
der einzigen, in der man sich gegenwärtig verständlich machen konnte. 
Der Gewinn dieser Begegnung und ersten Zusammenarbeitan der zunächst 
gedanklichen Bewältigung der Probleme einer in den tiefstgreifenden 
Umwälzungen begriffenen Welt, die Hoffnungen auf gegenseitigen Bei- 
stand in kommenden Jahren sind kaum zu ermessen. Deshalb aber kann 
ein Beschluß der ostasiatischen Konferenz von größter geschichtlicher 
Bedeutung nicht nur für die beteiligten Kirchen, sondern für die öku- 
menische Sache im Großen sein, der zunächst lediglich ein organisa- 
torisches Anliegen zu befriedigen scheint, der Beschluß nämlich, von dem 
Ökumenischen Rat der christlichen Kirchen und dem Internationalen 
Missionsrat die Bestellung eines ständigen Vertreters für Ostasien, mit 
anderen Worten, die Schaffung eines ökumenischen Sekretariats zu 
erbitten, das damit den bisherigen Sekretariaten in Genf, London und 
New York an die Seite treten wird. Die Aufgabe dieses Vertreters, der 
nach dem Wunsche der dortigen Kirchen ein Ostasiate sein soll, wird 
darin bestehen, die Kirchen und die nationalen kirchlichen Arbeits- 
gemeinschaften (National Councils) des weiten ostasiatischen Raums 
unter sich, darüber hinaus aber mit den Kirchen der ganzen Welt zu 
einer lebendigen Gemeinschaft zusammenzuschließen. Wir zweifeln nicht, 
daß die so geschaffene umfassende Arbeitsgemeinschaft sich nicht zuletzt . 
für die ökumenische Bewegung in den alten Kirchen als fruchtbar er- 
weisen wird. Die Frage nach der Einheit der Christenheit wird von 
dorther mit immer neuer Dringlichkeit gestellt werden, und der missio- 
narische Wille jener jungen Kirchen, der das Zusammensein in Bangkok 
wie nichts anderes kennzeichnete, wird den Wetteifer der alten Kirchen 
entzünden. 

Wir können aus den umfassenden Kundgebungen der Konferenz nur 
einige kennzeichnende Abschnitte wiedergeben. 


a) Aus der „Botschaft“ der Konferenz von Bangkok 


...In dem Ringen um die Begründung ihres nationalen Lebens auf 
den Grundsätzen der Freiheit und Gerechtigkeit sehen sich unsere Völker 
nicht nur von Kräften bedroht, die diese Grundsätze ausdrücklich leugnen, 
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sondern auch durch die grundlegende Unfähigkeit der unerlösten Menschen- 
natur zu ihrer Erfüllung selbst da, wo sie ausdrücklich anerkannt werden. 
Aber gerade dieser Sachverhalt bedeutet für uns, denen die Botschaft von 
der Erlösung anvertraut ist, einen dringenden Befehl, und es fehlt nicht an 
den mannigfaltigsten Beweisen dafür, daß bei den Massen ein lebendiges 
Verlangen nach dieser Botschaft besteht. In vielen Ländern stehen die Türen 
für uns weit offen. Aber einige dieser Türen werden vielleicht schon bald 
geschlossen werden... Das gibt unserem Rufe an die Kirchen Ostasiens 
eine besondere Dringlichkeit: Geht mit neuem Verantwortungsbewußtsein 
an die Aufgabe, in der Kraft des Hl. Geistes Christus den Menschen bekannt 
zu machen, damit sie kommen, ihn als Heiland und König anzunehmen 
und ihm in der Gemeinschaft Seiner Kirche dienen. In der Erfüllung dieser 
Aufgabe wissen sich junge und alte Kirchen in einer Kameradschaft des 
Gehorsams verbunden. 

Wir haben viele Beweise dafür, daß die Kraft des Evangeliums in 
unseren Tagen unverändert am Werke ist, Menschen und Völker zu wan- 
deln. Des Herrn Arm ist nicht zu kurz, daß er nicht helfen könnte. Selbst 
da, wo feindliche Mächte die ganze Kraft einsetzen, um die Verkündigung 
des Evangeliums zu hindern, gibt es sichtbare Beweise dafür, daß da, wo 
die ganze Gemeinde, ihr Pfarrer und jedes einzelne Glied, sich der Aufgabe 
des Zeugnisgebens verpflichtet weiß, nichts ihren Vormarsch aufhalten kann, 
und daß der Kirche gerade dann, wenn die Macht des Satans überwältigend 
groß erscheint, neue Erfahrungen von der Macht Gottes zuteil werden... 
Wir glauben, daß Gott den Kirchen Ostasiens eine besondere Rolle bei der 
Erfüllung des unaufhörlichen Gebets unseres Herrn zugeteilt hat, wir möchten 
alle eins sein, damit die Welt glaube, und wir rufen unsere Kirchen auf, 
dafür zu beten und zu arbeiten, daß Sein Wille geschehe... 


b) Aus dem Bericht über die Verkündigung des 
Evangeliums in Ostasien 


...Das, was den Jungen Kirchen in der gegenwärtigen Stunde am 
meisten nottut, das ist eine vollere Erfahrung der lebendigen Wirklichkeit 
Christi, das Sichtbarwerden des neuen Menschen in Christus und eine 
innigere Vertrautheit mit der Bibel als dem dynamischen Wort. Gemein- 
schaft mit dem Herrn und das Studium Seines Wortes sind die wesentlichen 
Erfordernisse einer Theologie, die der göttlichen Offenbarung treu ist und 
zugleich dem Leben und Denken der durch Christus erneuerten Menschen 
unserer Länder Ausdruck gibt. — Wir glauben ebensowohl, daß die christ- 
liche Botschaft anfassender gemacht werden kann, wenn wir sie in engem 
inneren Bezug auf die besonderen Bedürfnisse der jeweils gegebenen Lage 
darbieten und wenn sie gewisse Werte der überlieferten Kultur jedes Volkes 
in sich aufnimmt und nutzt... 

Die Bemühungen nichtchristlicher Gedankensysteme um die Schaffung 
einer befriedigenden Grundlage gerechter Verhältnisse bedeuten für den 
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christlichen Evangelisten die Aufgabe, das Evangelium als die eine gewisse 
Hoffnung Ostasiens zu predigen... 

Die Lage ruft nach tapferer Verkündigung der Botschaft des Evan- 
geliums, nach einer Predigt des Wortes, die ganz klar auf die rettende 
Macht Gottes in Jesus Christus hinweist. Aber die Lage fordert auch von 
uns wie von den Kirchen der ostasiatischen Länder, in unserem Leben die 
Früchte der göttlichen Vergebung sichtbar werden zu lassen und durch den 
Dienst am Nächsten zu zeigen, daß, wenn wir unsere Kräfte dem Willen 
des allmächtigen Gottes weihen, es eine Hoffnung auf Heiligung und Ver- 
klärung der natürlichen Gaben und Talente gibt... 


c) Bericht über die Stellung der Kirche im sozialen und 
. politischen Leben 


1l....In Ostasien leben die meisten Menschen in ländlichen wie in 
städtischen Bezirken in schrecklicher Armut und in einer Unterdrückung, 
die sie nicht dazu kommen läßt, Mensch zu sein; und es ist der Wille 
Gottes, daß die Kirchen durch den aktiven Einsatz für Freiheit und @e- 
rechtigkeit Seine erlösende Liebe bezeugen. Die Kirchen müssen für die 
Sünde des Ungehorsams in diesem Punkte Buße tun, ehe sie von Gott 
erneuert und zu Werkzeugen Seiner sorgenden Liebe für den Menschen in 
der Gemeinschaft werden können. Diese innere Erneuerung will in einem 
Wandel des kirchlichen Gemeinschaftslebens sichtbar werden. 


2. ...Ideologische Kämpfe werden mehr und mehr zu einem Bestandteil 
des politischen und sozialen Lebens in Ostasien. Der Sieg der kommunisti- 
schen Führung in China hat dort eine von Grund auf neue Lage geschaffen 
und zu gleicher Zeit die Spannungen in anderen asiatischen Ländern 
verschärft. 


3. Die Kirchen dürfen keine rein passive, gleichgültige oder neutrale 
Haltung gegenüber den entscheidenden politischen und sozialen Problemen 
der Gegenwart einnehmen. Natürlich ist es nicht die Aufgabe der Kirche, 
sich als solche in die Arena der Parteipolitik zu begeben oder im Blick - 
auf die technischen Seiten der Regierung und der Gesamtgemeinschaft ihr 
Urteil abzugeben. Aber es gehört zu ihrer Verantwortung, die Grundwahr- 
heiten, die in der Bibel über das Leben in der Gemeinschaft und im Staate 
ausgesprochen sind, Wahrheiten, die kein Einzelner und keine Regierung 
ungestraft mißachten kann, neu zu entdecken und sie ihren Gliedern wie 
den Menschen außerhalb der Kirche zu verkünden... Alle Tendenzen in 
der Richtung auf Nihilismus und Totalitarismus in Asien wie überall 
haben ihre Wurzel darin, daß die Menschen Gott nicht als den Richter der 
Geschichte kennen. Deshalb ist es die zentrale Aufgabe der Kirche in Asien, 
das Wort Gottes mit einem tiefen Wissen um seine Bedeutung für die 
ideologischen und politischen Gegensätze des Ostens zu verkündigen. Letzt- 
lich hängt das prophetische Amt der Kirche inmitten der sozialen und 
politischen Ordnung daran, daß diese wirklich eine Gemeinschaft im Worte 
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Gottes wurzelnder Menschen darstellt, Kultgemeinden, in denen Menschen- 
würde und brüderliche Verantwortung anerkannt und gelebt werden und 
deren Liebeskraft ihre Umgebung in tätigem Dienst erfährt. Eine wirkliche 
Ohristengemeinde bedeutet das wirksamste prophetische Zeugnis für gött- 
liche Gerechtigkeit im sozialen Leben und die einzige Antwort auf politische 
Ideologien, die den Menschen lediglich von seiner sozialen und politischen 
Funktion her verstehen. Die christliche Gemeinde bedeutet in der ost- 
asiatischen politischen Situation ein revolutionäres Element. 

4. Was den Kommunismus angeht, so muß der Christ zwischen der 
sozialen Revolution mit ihrem Ringen um Gerechtigkeit und der totalitären 
Ideologie unterscheiden, die dieses deutet und verzerrt... Der Kommunis- 
mus leugnet die Vorrangstellung des sittlichen Gesetzes gegenüber der 
Machtpolitik, weil das Verständnis für die Unabhängigkeit sittlicher 
Wirklichkeit gegenüber der Macht fehlt, und muß deshalb letzten Endes den 
eigentlichen Zweck der sozialen Revolution verfehlen. Dieser ideologische 
Irrtum im kommunistischen Denken, der aus einer sozialen Revolution 
für den Sieg der Gerechtigkeit neue Unterdrückung werden läßt, wird aus 
der Selbstgerechtigkeit seines kämpferischen Atheismus geboren, und an 
diesem Punkte stehen wir vor einem grundlegenden Gegensatz zwischen 
Christentum und Kommunismus. 

ö. ...Auf den Kirchen Ostasiens liegt die Verpflichtung, durch ge- 
eignete Literatur und mit anderen Mitteln ihren Angehörigen wie den 
Menschen außerhalb der Kirche, vor allem der Jugend, zu einem Verständnis 
des wahren Wesens der sozialen Krise, in der sie sich befinden, und zu 
einer positiven Haltung gegenüber dem zu verhelfen, was die geschichtliche 
Lage, in die sie gestellt wurden, von ihnen fordert. Die Kirchen müssen 
bei der Überbrückung der Kluft zwischen Kirchen und organisierter 
städtischer wie ländlicher Arbeiterschaft die Initiative übernehmen, und 
hier ergibt sich ein echtes Problem, nämlich das der rechten Art der Mit- 
teilung; ihm müssen sich die Kirchen zuwenden, und zwar auf dem Wege 
über Evangelisten, die das Opfer bringen, daß sie den täglichen Kampf des 
Arbeiters und des Bauern für Gerechtigkeit zu ihrem eigenen machen... 

6. Die christlichen Kirchen und die nationalen Christenräte müssen 
sich allen Beschränkungen der religiösen Freiheit energisch widersetzen und 
den Anhängern aller Religionen bei der Gewinnung eines klareren Ver- 
ständnisses für das, was religiöse Freiheit bedeutet, zu helfen suchen... 
Die Kirche darf nicht zu einer statischen Minorität werden; sie muß eine 
auf ständige Ausbreitung bedachte, dynamische, freie und offene Gemein- 
schaft sein. 

7.... Während die Christen dafür verantwortlich sind, eine politische 
und soziale Ordnung zu erarbeiten oder zu verteidigen, die am christlichen 
Verständnis des Menschen und seiner Bestimmung orientiert ist und ein 
Zeichen und Zeugnis christlicher Hoffnung sein kann, kann doch der 
Zusammenbruch politischer Hoffnungen die Freiheit des Ohristenmenschen 
und der christlichen Kirche nicht zerstören... 
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3. Aus 3% Einzelarbeit des Ökumenischen Rates 


Es kann nicht die Aufgabe dieses Berichts sein und würde den hier 
zur Verfügung stehenden Raum weit überschreiten, wollten wir die 
Fülle der Arbeiten darzustellen versuchen, die im einzelnen von Aus- 
schüssen und Organen des Ökumenischen Rates oder in Verbindung mit 
ihnen geleistet wurde. Hierüber unterrichtet in umfassender Weise das 
bereits erwähnte Protokoll der Tagung des Zentralausschusses vom Juli 
1949 in Chichester; für die Kenntnis des laufend Geschehenen bleibt 
der Ökumenische Pressedienst unentbehrlich, der in der Chronik der 
vierteljährlich erscheinenden Ecumenical Review des Rates eine wert- ° 
volle Ergänzung erfährt. Es ist schwer zu begreifen, daß die Ecumenical 
Review bisher noch nicht die bescheidene Zahl von Beziehern gewinnen 
konnte, die sie finanziell völlig selbständig machen würde. Um so 
weniger, als ihr die ausgezeichnete nordamerikanische Vierteljahrsschrift 
Christendom zum Opfer gebracht wurde. Uns will scheinen, daß hier 
ein Versagen der angelsächsischen Kirchen vorliegt, das wir um so mehr 
beklagen, weil sich auf solche Weise das grundsätzlich bereits in Amster- 
dam beschlossene und dringend erwünschte Erscheinen der deutschen — 
wie der französischen — Ausgabe der Ecumenical Review unerträglich 
hinausschiebt. Eine Verfolgung des sich im Rahmen der Review voll- 
ziehenden ökumenischen Gesprächs ist auf solche Weise auch nach 
Überwindung der Devisenschwierigkeiten nur einem beschränkten Kreise 
möglich. 

Die wesentlichen Linien, auf denen die ökumenische Einzelarbeit 
verlief, seien indes angedeutet. Amsterdam hat sie gegenüber dem vorher 
Begonnenen nur an wenigen Stellen verschoben, an einigen ergänzt. 
Am unberührtesten blieb die Arbeit der einstigen Bewegung für Glau- 
ben und Kirchenverfassung, deren Verwandlung in einen Aus- 
schuß des Ökumenischen Rates bisher wesentlich formale Bedeutung 
hat. Ihr Arbeitsplan wird in den drei Gruppen für die Frage nach dem 
Wesen der Kirche, die Frage des Gottesdienstes und die der Abendmahls- 
gemeinschaft unverändert weitergeführt. Die Ergebnisse der Arbeit 
sollen im Laufe des Jahres 1951 den Kirchen vorgelegt und im darauf- 
folgenden Jahre Gegenstand einer Weltkonferenz für Glauben und 
Kirchenverfassung werden, für die Lund als Tagungsort vorgesehen ist. 
Die Konferenz wird eine Konferenz von nicht mehr als 250 Spezialisten, 
also von Theologen sein. Mit Recht aber sieht der Generalsekretär des 
Ausschusses, P. Oliver Tomkins in London, ein entscheidendes Anliegen 
der Bewegung in der Gewinnung des Verständnisses und der inneren 
‚Anteilnahme der Gemeinde. Gilt das für die ganze ökumenische Bewegung 
und steht sie hier als Ganzes so sehr vor ungelösten Aufgaben, daß das 
ökumenische Institut in Bossey sich entschloß, für den Sommer dieses 
Jahres eine eigene Tagung unter dem Thema „Ökumene und Gemeinde“ 
anzukündigen, so begreift es sich. leicht, daß eine Arbeit, die bisher 
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durchaus Sache eines engen Kreises gelehrter Theologen war, der Ge- 
meinde, und zwar der Gemeinde aller Kirchen, nur schwer so nahe- 
gebracht werden kann, daß sie als ihre Sache empfunden würde. Und 
doch geht es hier um das letzte und innerste Anliegen der ökumenischen 
Bewegung überhaupt, wenn der Ausschuß für Glauben und Kirchen- 
verfassung seiner Satzung gemäß die Pflicht hat, ‚die wesenhafte Einheit 
der Kirche Christi und die Verpflichtung der Kirchen zum Sichtbar- 
machen dieser Einheit zu verkündigen, damit sie nicht nur zusammen- 
arbeiten, sondern als Glieder des einen Leibes Christi miteinander leben, 
und die Kirchen über alles Geschehen zu unterrichten, das sich auf die 
Einigung der Kirchen in allen Teilen der Welt bezieht‘. Die Gemeinde 
empfindet die Gefahr eines auf Selbstisolierung bedachten Konfessio- 
nalismus stärker als die Theologen, freilich ohne das Maß gedanklicher 
Klarheit, das ein wirksames Gegengewicht zu schaffen vermöchte. 
Dieser kann die besondere Gefahr der in „Glauben und Kirchen- 
verfassung‘ vor sich gehenden Arbeit sein. Prof. Charles H. Dodd hat 
in einem Briefe an Generalsekretär Tomkins nachdrücklich darauf auf- 
merksam gemacht und zugleich darauf hingewiesen, daß heute entschei- 
dende Gegensätze im Verständnis von Evangelium und Kirche quer 
durch die Konfessionen hindurchgehen. Wir werden abwarten müssen, 
wie weit und auf welche Weise Erkenntnisse dieser Art in der Arbeit des 
Ausschusses wirksam werden. 

Sehr bemerkenswert und hoffnungsvoll ist in diesem Zusammenhang 
die Stellung, die der Vollzugsausschuß des Reformierten Weltbundes 
auf seiner Tagung in Cambridge vom 4.—6. Juli 1949, der des Zentral- 
ausschusses des Ökumenischen Rates unmittelbar vorhergehend, zu der 
Frage nach dem Platz des Reformierten Kirchenbundes im Ökumenischen 
Rat eingenommen hat. Er stellte fest, daß „die Erneuerung des Kon- 
fessionalismus die ganze ökumenische Bewegung zu gefährden drohe“. 
Er sei sich des von den Vätern überkommenen Glaubensschatzes be- 
wußt, hege aber keineswegs die Absicht, sich in den Grenzen eines eng- 
herzigen Konfessionalismus zu bewegen, und sei darum bereit, sich durch 
den Glauben der Christen anderer Überlieferungen bereichern zu lassen. 
Ja, er ermutigte die Jungen Kirchen reformierten Ursprungs zur Aus- 
dauer auf dem Wege der kirchlichen Einigung; sie sollten zu ‚vereinten 
Kirchen“ werden, in denen Reformierte, Kongregationalisten, Metho- 
disten und Anglikaner eine neue geistliche Heimstätte finden. 

Die „Studienarbeit“ des Ökumenischen Rates müßte nach dem 
Zusammenfließen der Ströme von Stockholm und Lausanne das Ganze 
der von den Kirchen unternommenen Studien umfassen. In Wirklich- 
keit führen Studienausschuß und Studienabteilung des Ökumenischen 
Rates lediglich die Arbeit fort, die einst aus der besonderen Fragestellung 
des „Ökumenischen Rates für praktisches Christentum“ erwuchs, ja 
auch diese insofern mit einer nicht gleichgültigen Einschränkung, als 
das Gebiet der internationalen Fragen zur Aufgabe des ständigen Aus- 
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schusses für die internationalen Angelegenheiten geworden ist, der frei- 
lich in erster Linie praktische Zwecke verfolgt. Dieser Stand der Dinge 
darf indes wohl als aus der Sonderstellung der Bewegung für Glauben 
und Kirchenverfassung auch im Rahmen der neuen ökumenischen 
Organisation heraus geboren und als Übergangserscheinung angesehen 
werden. Von der Sache her wäre eine ständige und enge Verbindung 
aller Arbeit zu fordern, die der Besinnung der Kirche auf sich selbst 
und auf ihren Auftrag gegenüber der Welt dient. Sie geschieht jetzt nicht 
unverbunden, aber ihre Zusammenfassung in einem umfassenden 
Studienzentrum würde sich sicherlich als fruchtbar erweisen. 

‚Das Arbeitsprogramm des Studienausschusses in seiner jetzigen Ge- 
stalt wurde Juni 1949 auf einer Tagung des erweiterten Ausschusses in 
Oxford festgelegt und fand die Billigung des Zentralausschusses. Zu- 
nächst wird die gleich nach dem Kriege begonnene Arbeit an der für das 
Gesamtgebiet der hier ins Auge gefaßten Studien grundlegenden Frage 
nach der Autorität der Schrift für die soziale und politische 
Botschaft der Kirche in der Gegenwart weitergeführt. Die 
Tagung in Oxford brachte nach umfassender Vorarbeit eine Verständi- 
gung über die bei der Heranziehung der Schrift zu beachtenden 
hermeneutischen Prinzipien. Von der so gewonnenen Grundlage her 
sollen nunmehr sozialethische Grundfragen wie die der „Gerechtigkeit“, 
des ‚‚Berufes“, der „Stellung des Einzelnen in der Gemeinschaft“ 
monographisch behandelt werden. Eine Schriftenreihe über solche Fragen 
und eine zusammenfassende Veröffentlichung über „die Bibel und die 
Botschaft der Kirche für die Welt“ sind geplant. 

Eine nicht völlig neue, aber durch die II. Sektion von Amsterdam 
mit neuem Nachdruck gezogene Linie stellt die Arbeit an der Frage nach 
den Möglichkeiten und den Methoden der evangelistischen Ver- 
kündigung mit besonderer Berücksichtigung der in der industriellen 
Massenwelt herangewachsenen Lage dar. In enger Verbindung mit der 
Genfer Studienabteilung wurde gemäß einem Beschlusse der Amster- 
damer Ratsversammlung ein eigenes Sekretariat für Evangelisation ge- _ 
schaffen und mit dem Holländer Dr. J. C. Hoekendijk besetzt. Seine 
Aufgabe geht über die Organisierung der erwähnten Studien hinaus, hat 
aber hier zunächst ihren Schwerpunkt. 

Die Begrenzung des umfassenden Themas dieser Studien auf die 
besondere Situation des heutigen Massenmenschen läßt den engen 
Zusammenhang deutlich werden, in dem sie mit den Fragen gesehen 
wird, die in der III. Sektion von Amsterdam behandelt, aber ihrer 
Klärung nur wenig nähergebracht wurden. Es geht um den „Einsatz 
des Christen im öffentlichen Leben“, d.h. um die Frage, welcher 
Art die ‚„‚neuen schöpferischen Lösungen“ sein sollen und können, die in 
Amsterdam im Blick auf die heute alle sozialen und politischen Probleme 
bestimmende Alternative zwischen Gerechtigkeit und Freiheit gefordert 
wurden. Theoretisch könnte man den von dem Studienausschuß ein- 
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geschlagenen Weg einer Inangriffnahme dieser Aufgabe von zwei ent- 
gegengesetzten Seiten her, von der Frage nach der von der Kirche ver- 
tretbaren Organisation der Gesellschaft, des Staates wie der Wirtschaft 
her (die „verantwortliche Gesellschaft‘‘) auf der einen Seite, von der 
Frage nach dem Sinn der Arbeit für den einzelnen Menschen der in- 
dustrialisierten Massenwelt her auf der anderen bejahen. Man wird 
abwarten müssen, ob sich dies Kompromiß — denn um ein solches han- 
delt es sich — glücklich auswirken wird. 

Auch darüber läßt sich bisher nichts Sicheres aussagen, wieweit 
die von dem Studienausschuß bewußt vorgenommene Abkehr von der 
bisher geübten Methode sich bewähren wird, die darauf hinauslief, das 
ökumenische Gespräch über die gemeinsam ins Auge gefaßten Fragen 
an Arbeiten einzelner Sachverständiger beginnen zu lassen. Jetzt wird 
den Kirchen mit einem umfassenden Studienplan ein hohes Maß von 
eigener Initiative für die Wahl der hier und dort als besonders geeignet 
erscheinenden Ansatzpunkte und die Schaffung entsprechender Arbeits- 
gruppen zugemutet. Wir können nur hoffen, daß auch auf diese Weise ein 
fruchtbarer ökumenischer Austausch über die alle Kirchen bedrängenden 
Fragen in Gang kommt. Die nächste Vollversammlung des Ökumenischen 
Rates wird erwarten, daß die jetzt unternommenen Studien zu einem 
Fortschritt in der Klärung der in Amsterdam offen gebliebenen Fragen 
geführt haben. Sie wird mit neuen großen Fragen befaßt sein, deren 
Lösung durch eine solche Klärung gefördert werden würde. Es dürfte 
damit zu rechnen sein, daß zu ihnen die Rassenfrage gehören wird, deren 
Gewicht bereits in Amsterdam deutlich spürbar wurde, und die seitdem - 
vor allem durch die Entwicklung in Südafrika zu klarer Stellungnahme 
der Kirchen drängt. 

In engem Zusammenhang mit der Studienarbeit will die Arbeit des 
von Professor Kraemer geleiteten Ökumenischen Instituts gesehen 
werden. Gewiß hat das Institut, das bisher aus Mitteln der Rockefeller- 
Stiftung lebt, in der Mobilisierung der christlichen Laienwelt seine 
eigene Aufgabe. Aber es versteht sich von selbst, daß die den Studien- 
ausschuß beschäftigenden Fragen auch hier verfolgt werden. Einzelne 
Tagungen des Instituts sind ausschließlich ihnen gewidmet gewesen. 
Darüber hinaus sind sich dort in einem Wechsel von mehrwöchentlichen 
Kursen und kurzen Freizeiten Menschen der verschiedenartigsten Berufe, 
in jenen Pfarrer, Theologiestudenten, Jugendleiter und sonstige haupt- 
oder nebenamtlich kirchlich Tätige, in diesen Politiker, Menschen der 
Industrie, Historiker, Presseleute, Ärzte, Erzieher, Volksmissionare be- 
gegnet, haben im ökumenischen Austausch eine Fülle von Erfahrungen 
gewonnen und sich in der Freude an weltweiter, im Glauben gegründeter 
Gemeinschaft bestärken lassen. Für viele hat Bossey das erste öku- 
menische Erleben überhaupt bedeutet, und man begreift es, daß sich 
alte Bossey-Leute als einer besonderen Gemeinschaft zugehörig emp- 
finden, wie das sogar in eigenen Zusammenkünften nationaler Art zum 
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Ausdruck kommt. Ungelöst scheint weithin die Frage zu sein, wie der 
Ertrag der Bossey-Tagungen, der in jedem Falle eine Bereicherung des 
einzelnen Teilnehmers darstellt, für Arbeit und Leben der Heimatkirche 
fruchtbar gemacht werden kann. Die Frage ist nicht zuletzt deshalb zu 
stellen, weil die Kirchen in vielen Fällen nicht darüber unterrichtet sind, 
wer aus ihrem Kreise an einer Veranstaltung des Ökumenischen Instituts 
teilzunehmen Gelegenheit hatte. Das uns im Rahmen einzelkirchlicher 
Tagungsarbeit vertraute Problem stellt sich auf der ökumenischen Ebene 
mit neuem Nachdruck. . 

Es möchte hier die Stelle sein, daran zu erinnern, daß die jüngst _ 
vergangenen Jahre über Bossey und die mannigfachen Konferenzen 
ökumenischer Ausschüsse hinaus einer erstaunlich großen Zahl von 
Deutschen die Möglichkeit zu Besuchen und vielfach ausgedehnten 
Aufenthalten in außerdeutschen Ländern gegeben haben, für deren 
Auswertung das gleiche gilt, was eben über die Teilnahme an Veran- 
staltungen des Ökumenischen Instituts gesagt wurde. Wir stehen vor 
der paradoxen Tatsache, daß eine Zeit planmäßiger Isolierung unseres 
Landes, wie sie seiner Selbstisolierung in der nationalsozialistischen 
Periode und im Kriege folgte, dank der Hilfe ausländischer Kirchen, 
dank auch der absichtsvollen Förderung seitens der Besatzungsmächte, 
vor allem Großbritanniens und Amerikas, mehr Christen aus Deutsch- 
land zu Gästen nichtdeutscher Kirchen werden ließ, als das in der Ver- 
gangenheit je der Fall gewesen ist. Wir werden nicht vergessen dürfen, 
daß uns bisher alle diese Auslandsreisen und die auf ihnen gesammelte 
beglückende Fülle von neuen Erfahrungen als Geschenk zugefallen sind, 
ein Geschenk, das in diesem Umfang nie erwidert werden kann, in irgend- 
einer Weise jedoch erwidert werden muß.!) 


1) Die hier mitgeteilten Zahlen geben kein erschöpfendes Bild; sie stellen viel- 
mehr nur einen Ausschnitt dar. Aber sie belegen das eben Ausgeführte. Das Zentral- 
büro des Hilfswerks der Evangelischen Kirchen konnte vom Herbst 1947 bis zum 
Herbst 1949 für nicht weniger als 154 deutsche Studierende, in der Hauptsache . 
Theologen, meist für ein Jahr Studienfreiplätze vermitteln, und zwar 50 in der 
Schweiz, 40 in Großbritannien, 7 in Schweden, 49 in den Vereinigten Staaten, 
6 in Frankreich und 3 in Holland; für den Herbst 1950 werden etwa 80 Plätze zur 
Verfügung stehen. Nach Großbritannien gingen seit August 1948 zu kürzeren oder 
längeren Besuchen 30 Professoren, 125 Geistliche, 127 kirchliche Laien (einschließ- 
lich Diakonissen) und 166 Studenten und Schüler. Im Jahre 1949 konnten 21 Geist- 
liche für mehrere Monate zu Studienzwecken in die Vereinigten Staaten reisen. 
In dieser Zusammenstellung sind die Teilnehmer an Konferenzen und Kursen, die 
zu Erholungsaufenthalten (zumal in der Schweiz und in Schweden) Eingeladenen 
nicht berücksichtigt; aber auch sie gehören in das Gesamtbild der durch die Öku- 
mene ermöglichten Gastreisen. Einer besonderen Erwähnung aber bedürfen in 
diesem Zusammenhang die auf Anregung einer europäischen „Mission“ der kon- 
gregationalistischen Kirchen Amerikas zustandegekommenen gegenseitigen Besuche 
einer größeren Gruppe rheinischer und französischer Pfarrer, die in gemeinsamen 
Arbeitstagungen, das eine Mal in Chambon sur Lignon, das andre Mal in Meisenheim 
am Glan, ihren Höhepunkt fanden. 
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Wir sind naturgemäß auch anderweitig in vieler Hinsicht die Emp- 
fangenden geblieben. Ein nicht geringer Teil der Tätigkeit des früheren 
Wiederaufbauausschusses des Ökumenischen Rates, der seit der Tagung 
des Zentralausschusses vom Juli 1949 den Namen eines Ausschusses 
für zwischenkirchliche Hilfe und Flüchtlingsdienst trägt, 
hat auch in der Berichtszeit den deutschen Kirchen gegolten. Darüber 
wird an anderer Stelle berichtet werden. Hier bedürfen indeszwei unter der 
Verantwortung des Ökumenischen Rates durchgeführte Veranstaltungen 
der Erwähnung, die dazu dienen sollten, das Flüchtlingsproblem einer 
Lösung näherzubringen. Der Ökumenische Rat hat es zwar mit dem 
Gesamtproblem der Flüchtlinge zu tun, das längst die Welt umgreift, 
aber er hat an keiner Stelle seiner Verantwortung ihm gegenüber so 
eindrücklich gerecht zu werden versucht wie im Blick auf die deutsche 
Flüchtlingsnot. Dieser Aufgabe galten die internationalen Flüchtlings- 
konferenzen von Hamburg im Februar 1949 und von Salzburg im Januar 
1950. Sie unterschieden sich von sonstigen ökumenischen Tagungen 
dadurch, daß sie Vertreter der Regierungen wie der Besatzungsmächte 
mit umfaßten, und daß an ihnen die römisch-katholische Kirche — in 
Hamburg durch Beobachter, in Salzburg durch verantwortliche Mit- 
arbeiter — beteiligt war. Das wesentliche Verdienst beider Tagungen, 
die unter der Leitung des unermüdlichen Rev. Henry Carter standen, 
ist die nachdrückliche und erfolgreiche Bemühung darum, das deutsche 
Flüchtlingsproblem als ganzes der Weltöffentlichkeit in seinem inter- 
nationalen Charakter deutlich zu machen und den Einsatz von Mitteln 
des Marshallplans für seine Lösung zu ermöglichen. Nicht unerwähnt 
bleibe, daß unter dem Gesichtspunkt der Integrierung der in Deutsch- 
land lebenden Flüchtlingsmassen der Zentralausschuß bei seiner Tagung 
in Chichester eine Resolution faßte, die eine verständige Behandlung 
der Demontierungsfragen forderte. Praktisch hat in den vergangenen 
Jahren die Wiederse£haftmachung der D.P.’s die stärksten Anforderun- 
gen gestellt, und es kann nicht zweifelhaft sein, daß hier neben den 
mennonitischen Kirchen der Lutherische Weltbund vor allem durch den 
opferbereiten Einsatz der amerikanisch-lutherischen Kirchen den sowohl 
relativ wie absolut bei weitem größten Beitrag zur Lösung dieser drin- 
gendsten Aufgabe geleistet hat und noch dabei ist, ihn zu leisten. 

Die Lage des Ausschusses für zwischenkirchliche Hilfe und Flücht- 
lingsdienst kennzeichnet sich im übrigen durch die wachsende Schwierig- 
keit der Mittelbeschaffung, nicht verwunderlicherweise, da eine gleich- 
bleibende Bereitschaft zu so erheblichen Opfern, wie sie von den Christen 
vieler Kirchen durch Jahre hindurch willig gebracht wurden, menschlich 
nicht zu erwarten ist. Wir jedenfalls, als die bisher fast, ausschließlich 
Empfangenden, haben kein Recht, darübeı erstaunt zu sein oder gar 
zu urteilen. * 

An die Tätigkeit des Ausschusses für die internationalen 
Angelegenheiten wurde bereits erinnert. Kaum an einer anderen 
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Stelle wird die Begrenztheit der von dem Ökumenischen Rat und dem 
Internationalen Missionsrat gemeinsam aufgebrachten finanziellen Mittel 
so beklagt wie hier, wo eine kaum tbersehbare Fülle von drängenden 
Einzelfragen auch dann den Einsatz eines umfässenden Arbeitsstabes 
notwendig machen würde, wenn es sich lediglich darum handelte, die 
Kirchen sachlich zu unterrichten und bei etwa von ihnen zu treffenden . 
Entscheidungen praktischer Art zu beraten. Die Frage nach der Rang- 
ordnung dieser Fragen ist unendlich schwer zu beantworten, da sie 
untereinander unvergleichbar sind, jede von ihnen aber hier oder dort 
schlechthin entscheidendes Gewicht hat. Hinzu kommt, daß der Aus- 
schuß Prinzipienfragen wie die nach den Grundlagen des internationalen 
Rechts, nicht hinreichend geklärt sieht. Eine soeben, im April 1950, in 
Bossey von Institut, Studienabteilung und Ausschuß gemeinsam ver-. 
anstaltete Studienkonferenz hat diesen Fragen gegolten. Ihr Ergebnis 
scheint vor allem die vertiefte Erkenntnis von der Dringlichkeit eines 
gemeinsamen christlichen Rechtsverständnisses mit dem besonderen 
Blick auf das Völkerrecht zu sein. Das heißt, die Arbeit an der Klärung 
der Grundfragen steht in ihren Anfängen. 

Dennoch hat der Ausschuß für die internationalen Angelegenheiten 
sich an einer Stelle mit stärkstem Einsatz und nicht ohne Erfolg bemüht, 
nämlich im Rahmen der UNO-Arbeit an der Schaffung einer allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte und der noch unabgeschlossenen Arbeit 
an einer diese Erklärung erst zu praktischer Wirksamkeit bringenden 
internationalen Konvention. Der nordamerikanische Lutheraner Pro- 
fessor D. Nolde erwirbt sich hier ein kaum allgemein von den Kirchen 
richtig anerkanntes Verdienst. Und doch geht es bei diesen Bemühungen 
um Dinge von höchster praktischer Bedeutung nicht nur für die Missions- 
kirchen, sondern auch für eine nicht geringe Zahl der alten Kirchen. 
Das Kirchliche Außenamt der EKD hat es mit Recht für angezeigt 
gehalten, die Arbeit des ökumenischen Ausschusses durch eine Stellung- 
nahme zu dem Entwurf der Konvention über die Menschenrechte zu 
unterstützen. . ß 

Eine bemerkenswerte Aktivität entfaltete schließlich die Jugend- 
abteilung des Ökumenischen Rates, dessen Leiterin, Fräulein J. Fraser, 
gleichzeitig die Sekretärin deschristlichen Weltjugendausschusses 
ist, der Vertreter der christlichen Jungmänner- und Jungmädchenwelt- 
bünde, des Studentenweltbundes und des Ökumenischen Rates für 
christliche Erziehung neben solchen des Ausschusses für die Jugend- 
abteilung umfaßt. In der Tat gehört es zu den wesentlichen hier zu 
lösenden Problemen, wie die Verbindung zwischen kirchlicher Jugend- 
arbeit im engeren Sinne und der Tätigkeit der freien internationalen 
Verbände der christlichen Jugend gesichert und fruchtbar gemacht 
wird. Auch auf diesem Felde begegnet also eine auch aus dem nationalen 
Raum vertraute Frage, und es ist auch hier nicht zu übersehen, wieweit 
sie in positivem Sinne beantwortet werden kann. Sicher ist, daß sie 


292 


klar erkannt wird. Jugendkonferenzen in verschiedenen Teilen der Welt 
haben Beiträge zu ihrer Lösung zu bringen gesucht. Als die bedeutungs- 
vollste unter ihnen darf die der Jugenddelegation der Ostasienkonferenz 
in Bangkok im Dezember 1949 gelten. Mit dem gleichen Freimut, wie 
er die Jugenddelegation von Amsterdam kennzeichnete, trägt auch der 
Bericht von Bangkok die Anliegen der Jugend vor: 

Jugend ist bereit, sich ganz für das Evangelium einzusetzen. Hier 
wachsen die künftigen Führer der Kirche heran. Es gibt einen Gegen- 
satz der Generationen, zumal in einer Zeit rascher gesellschaftlicher 
Wandlungen. Man. muß aber Vertrauen zur Jugend haben und ihr 
Verantwortung anvertrauen. Jugend empfindet stärker als die ältere 
Generation, welche Hemmung für wirksame Verkündigung die Zerrissen- 
heit der Kirche bedeutet. Die Jugend außerhalb der Kirche wird nur 
durch gemeinsames Zeugnis gewonnen, und die politisch erwachte Jugend 
erwartet ein klares Programm sozialer und wirtschaftlicher Gerechtig- 
keit. Ostasien stellt für eine Jugendarbeit, die sich dieser Aufgaben be- 
wußt ist, ein weites und hoffnungsvolles Feld dar. 

In Ostasien haben wie in Europa die seitens der Jugendabteilung 
bzw. seitens des Weltjugendausschusses angeregten und durchgeführten 
Arbeitslager unschätzbare Dienste für die Vertiefung des ökumenischen 
Bewußtseins und für die Evangelisation nicht nur unter der Jugend 
geleistet. Das gilt auch von der großen Zahl der Arbeitslager in Deutsch- 
land, an denen sich Jugend aus vielen Kirchen und Ländern zum Teil 
unter großen persönlichen Opfern — die Kosten mancher Überfahrt 
aus Amerika wurden von den Teilnehmern selbst getragen! — beteiligte. 

Ein neues selbständiges Arbeitsgebiet des Ökumenischen Rates wurde 
auf der Grundlage von in Amsterdam gegebenen Anregungen durch den 
Beschluß des Zentralausschusses über die Bildung eines Ausschusses 
für Leben und Arbeit der Frau in der Kirche in Angriff 
genommen. Der Ausschuß konstituierte sich inzwischen auf einer im 
März 1950 in Bossey abgehaltenen ersten Tagung. Den Vorsitz hat 
vorbehaltlich der Zustimmung des Zentralausschusses Frau Kathleen 
Bliss, lange Jahre Herausgeberin des von Dr. Oldham begründeten 
Christian News Letter, übernommen ; das Sekretariat leitet bis 1951 die 
Inderin Fräulein Sarah Chakko, die den Teilnehmern von Amsterdam 
aus ihrer ebenso energischen wie klugen Mitarbeit an den Verhandlungen 
der Vollversammlung in lebendiger Erinnerung ist. Deutsches Mitglied 
des Ausschusses ist Oberkirchenrätin Dr. Schwarzhaupt aus Frankfurt. 

Der Ausschuß sieht die Herausgabe eines Berichtes über Leben und 
Arbeit der Frauen in den Kirchen der verschiedenen Länder als seine 
erste Aufgabe an. Das Material zu diesem Bericht lag bereits in Amster- 
dam als Ergebnis einer durch Frau Cavert, die Gattin des General- 
sekretärs des Nordamerikanischen Kirchenbundes, veranlaßten Umfrage 

vor. Weitere Aufgaben des Ausschusses umfassen eine Studienarbeit 
über die Beziehungen von Mann und Frau im Licht der Schrift und der 
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kirchlichen Tradition, wobei der Stellung der Frau in der Kirche be- 
sondere Beachtung geschenkt werden soll, und die Förderung des 
_ ökumenischen Bewußtseins in den kirchlichen Frauenorganisationen. 
Der Ausschuß nahm übrigens die Gelegenheit des Zusammenseins in 
Bossey wahr, um eine Gruppe von Mitgliedern zu einem informatorischen 
Besuch in Deutschland zu veranlassen. 


4. Okumenische Organisation 


‚ Amsterdam hat in einigen bemerkenswerten Fällen zu neuen organi- - 
satorischen Formen nationaler ökumenischer Arbeit Anlaß gegeben. Das 
gilt zunächst für die Vereinigten Staaten. War dort auch der Nord- 
amerikanische Kirchenbund jahrzehntelang der wesentliche Träger der 
ökumenischen Arbeit gewesen, um so selbstverständlicher, als er selbst 
bereits in seiner Zusammensetzung ökumenischen Charakter trägt, so 
batte sich doch die Bildung eines „Komitees des Ökumenischen Rates“ 
als nötig erwiesen, dem sich auch dem Kirchenbund nicht angehörende 
Kirchen wie die Vereinigte Lutherische Kirche anschließen konnten. 
Dieses Komitee beschloß im Dezember 1948 seine Auflösung, um einer 
„Konferenz der nordamerikanischen Mitgliedskirchen des 
Ökumenischen Rates“ Platz zu machen, die sich im März 1949 als 
die nationale Organisation des Ökumenischen Rates unter dem Vorsitz 
Bischof Oxnams von der Methodistenkirche konstituierte. Ihre Mit- 
glieder sind die Delegierten und stellvertretenden Delegierten zur Voll- 
versammlung oder ihre gewählten Nachfolger sowie Abgeordnete be- 
freundeter ökumenischer Organisationen und denominationeller Welt- 
bünde. Sekretär der Konferenz ist P. Robert Bilheimer, der insbesondere 
mit der Organisation der ökumenischen Studienarbeit in den amerikani- 
schen Kirchen beauftragt ist. Die Konferenz sieht es als ihre Aufgabe an, 
die Sache des Ökumenischen Rates zu vertreten und seine Arbeit in 
all ihren verschiedenen Zweigen zu fördern. 

Ein ähnlicher Zusammenschluß erfolgte durch die Konstituierung ° 
eines „Australischen Ausschusses für den Ökumenischen Rat 
der Kirchen‘, der bereits seit dem Februar 1946 bestand; er erhielt 
im Februar 1949 eine festere Form; seine neue Verfassung sieht als 
Aufgabe u.a. die Zusammenarbeit der Kirchen und das Studium der 
bestehenden Unterschiede in einem Geiste vor, der die ihnen wesentlich 
zugrunde liegende Einheit klar heraushebt. Dem Ausschuß gehören 
Vertreter der Kirche von England, der Presbyterianer, Methodisten, 
Baptisten, des kongregationalen Verbandes, der Kirchen Christi, der 
Heilsarmee und der Quäker an. 

Die Church Assembly der Kirche von England schuf im Februar 
1949 einen Ausschuß unter dem Namen eines „Rates für ökumenische 
Zusammenarbeit‘, der die Kirche von England bei dem Ökumenischen 
Rat und im Britischen Kirchenrat (dieser ist der Träger der ökumenischen 
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Arbeit für Großbritannien) vertreten wird. Der Britische Kirchenrat 
hat eine freie Vereinigung an der Ökumene interessierter Christen 
(Associates of the Ecumenical Movement) geschaffen, die die ökumeni- 
sche Arbeit auch durch Geldmittel unterstützen und ökumenische Ge- 
meinschaft örtlicher Art pflegen soll. 

Die „Ökumenische Gesellschaft“ Schwedens wurde neu organisiert, 
um die ökumenische Arbeit gleichmäßig auszurichten. Ihr Exekutiv- 
komitee wird auf Grund von Vorschlägen der jedes zweite Jahr tagenden 
„ökumenischen Versammlung“ durch den Ökumenischen Rat Schwedens 
ernannt. N 

Darf man in organisatorischen Entwicklungen solcher Art eine un- 
mittelbare Folge der Amsterdamer Tagung sehen, so trifft das für die 
mannigfachen Verhandlungen über Kirchenunionen höchstens in- 
sofern zu, als Amsterdam die Bereitschaft zu ihnen gestärkt hat. Wir 
hoffen, in einem nächsten Bericht eine umfassendere Darstellung dieser 
Bestrebungen zu geben, möchten es aber nicht unterlassen mitzuteilen, 
auf welche Weise ein von vielen mit großen Hoffnungen begrüßter 
Zusammenschluß zweier amerikanischer Kirchen, nämlich der Evan- 
gelischen und Reformierten Kirche mit der Kongregationalistischen 
Kirche, in dem Augenblick verhindert wurde, als die zuständigen Körper- 
schaften mit erheblichen Mehrheiten die Beschlüsse über die Verschmel- 
zung beider Kirchen zu einer „vereinigten Kirche Christi‘ gefaßt hatten. 
Das geschah durch ein auf Antrag der Cadman Memorial Church in 
Brooklyn ergehendes Gerichtsurteil, nach dem der Rat der Kongregatio- 
nalistischen Kirche nicht befugt ist, verbindliche Vereinbarungen für 
seine Gemeinden einzugehen, da die Einzelgemeinde anerkanntermaßen 
in ihrer Bewegungsfreiheit söuverän ist. Die Klage der Brooklyner 
Gemeinde hatte den Einspruch gegen die Fusion damit begründet, daß 
diese „‚die Freiheit und Unabhängigkeit der einzelnen kongregationalisti- 
schen Pfarrer und Gemeinden bedrohe‘“, die sich in der neuen Kirche 
einer synodalen Ordnung hätten unterwerfen müssen. Das an sich nicht 
unerwartete Urteil ist vor allem deshalb beunruhigend, weil es die Frage 
entstehen läßt, wieweit kongregationalistisch verfaßte Kirchen — und 
zu ihnen gehört die größte der nordamerikanischen Kirchen, die Bap- 
tistenkirche — überhaupt in der Lage sind, ähnlich geartete Maßnahmen, 
etwa den Anschluß an einen Ökumenischen Rat oder an eine nationale 
Arbeitsgemeinschaft von Kirchen, in einer ihre Gemeinden verpflich- 
tenden Weise zu treffen. Unionen dürften auf kongregationaler Grundlage 
zur Unmöglichkeit werden. Ob gegen das Urteil Berufung eingelegt 
werden wird, ist noch ungewiß. Der Rat der Evangelischen und Refor- 
mierten Kirche „wartet mit Vertrauen und hoffnungsvoll darauf, daß 
uns durch den Heiligen Geist gezeigt werde, welches die nächsten Schritte 
für unsere beiden Gruppen sein sollen, die Vereinigung zu verwirklichen, 
für die so viele hingebungsvoll gearbeitet und gebetet haben. Wir bleiben 
fest in unserer Treue zur Sache der christlichen Einheit...“ 
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Aus der ökumenischen Bewegung in Deutschland ist zu 
berichten, daß die Arbeitsgemeinschaft der christlichen Kirchen in 
Deutschland in der Berichtszeit Gruppen zwischenkirchlichen Charak- 
ters mit ähnlicher Zielsetzung in Gestalt einer „Arbeitsgemeinschaft 
christlicher Kirchen im Saarland“, eines „Ökumenischen Ausschusses 
der christlichen Kirchen für den mittleren und östlichen Raum Deutsch- 
lands“, der zugleich der Rechtsnachfolger der einstigen deutschen Ver- 
einigung des Weltbundes für internationale Freundschaftsarbeit ist, und 
ein „Ökumenisches Komitee für Württemberg und Baden“ hat entstehen 
sehen. Eine Ordnung der gegenseitigen Beziehungen dieser Gruppen und 
ihrer Zusammenarbeit steht noch aus. 

Zwischenkirchlichen Charakter trugen auch die von der Ökumenischen 
Zentrale in Frankfurt in den Jahren 1949 und 1950 veranstalteten 
Arbeitstagungen. Sie galten im Jahre 1949 der Einführung von den 
Kirchen entsandter Pfarrer und führender Persönlichkeiten aus der 
Männer- und Frauenarbeit in die Ergebnisse der Amsterdamer Welt- 
konferenz. Im Jahre 1950 stand die Frage nach dem Verständnis der 
Ökumenizität in den reformatorischen, der römischen, der anglikanischen 
und der orthodoxen Kirche im Mittelpunkt ; daneben war die Behandlung 
der sozialen Probleme in der ökumenischen Bewegung Gegenstand der 
Arbeit. Besondere Konferenzen dienten der Vorbereitung einer deutschen 
Beteiligung an der neuen ökumenischen Studienarbeit. Die Bildung 
eines deutschen ökumenischen Studienausschusses steht bevor. 

Der auf Veranlassung der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen 
in Deutschland erschienene „Ökumenische Katechismus“ (Evang. Ver- 
lagswerk, Stuttgart) ist in seiner ersten Auflage rasch abgesetzt worden 
und scheint sich als Hilfsmittel zu einer Einführung in das Verständnis 
der ökumenischen Bewegung zu bewähren. Eine zweite Auflage wird 
vorbereitet. 

Man hat in den deutschen Kirchen bisher auf den Aufbau eigener 
Organisationen für die ökumenische Arbeit bewußt verzichtet. In dieser 
Richtung gehende Bemühungen des „Ökumenischen Kreises‘ fanden 
bei den Kirchenleitungen keine Unterstützung. Man hat die Aufgabe 
vielmehr darin gesehen, in allen Zweigen der kirchlichen Arbeit öku- 
menische Gesichtspunkte zur Geltung zu bringen und in den bestehenden 
freien kirchlichen Verbänden das Bewußtsein der Verantwortung für 
die ökumenischen Aufgaben zu fördern. Unstreitig ist auf diesen Wegen 
vieles für die Weckung ökumenischen Interesses und Verständnisses 
geschehen. Die mit zahlreichen Besuchen aus ausländischen Kirchen, 
mit den kirchlichen Abteilungen bei den Militärregierungen, mit der 
planmäßigen Tätigkeit der britischen Organisation für den Wiederaufbau 
in Europa gebotenen Möglichkeiten zu ökumenischen Veranstaltungen 
verschiedenster Art, insbesondere zu ökumenischen Gottesdiensten, 
sind meist unter lebendigster Teilnahme der Gemeinden genutzt worden. 
Dennoch fehlt es nicht an weiten kirchlichen Bezirken, die von all 
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diesen Bemühungen nicht erreicht wurden, in denen z. B. „Amsterdam“ 
bestenfalls dem Namen nach bekannt wurde und in denen noch die 
ersten Grundlagen ökumenischer „Erziehung“ (unsere angelsächsischen 
Freunde haben gar nicht so unrecht, wenn sie sich so gerne dieses 
Begriffs bedienen, der bei ihnen freilich eine größere Weite hat als bei 
uns und auch alle Bildungsarbeit einschließt) gelegt werden müssen. 
So wird es nicht nur einer planmäßigen Intensivierung der ökumenischen 
Arbeit, sondern auch immer wieder einer Nachprüfung der bisher be- 
schrittenen Wege bedürfen. 


Wir können diesen Bericht nicht abschließen, ohne eines Mannes zu 
gedenken, der zu den Pionieren der ökumenischen Bewegung in Deutsch- 
land gehört hat und der in der Berichtszeit von uns genommen wurde. 
Generalsuperintendent i. R.Max Diestel, der langjährige Vorsitzende 
der deutschen Vereinigung des Weltbundes für Freundschaftsarbeit der 
Kirchen, mit der Sache der Ökumene und vielen ihrer Freunde im In- 
und Auslande eng verbunden, starb am 2. November 1949 in Stuttgart. 
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Die Orthodoxe Kirche des Ostens 
von Dr. Hildegard Schaeder 


Epochen — Statistik — Fragestellungen 


Die Epochen der zweitausendjährigen Geschichte des christlichen 
Weltalters — 325 das Ende des christlichen Altertums; 1453 das Ende 
des christlichen Mittelalters; 1917 das Ende der aufgeklärt-fortschritt- 
lichen Neuzeit — haben sich, ebenso wie die Menschwerdung Jesu 
Christi, in jenem Grenzgürtel zwischen der östlichen und der westlichen 
Erdhälfte vollzogen bzw. angekündigt, den wir „Vorderen Orient‘ und 
„Osteuropa“ nennen und der die Heimat der Orthodoxen Kirche ist. 
Die Geschichte des Abendlandes könnte man — ohne diese Behauptung 
pressen zu wollen — als die intellektuelle und praktische Auseinander- 
setzung mit jenen Geschehnissen und Erfahrungen des vorderen Ostens 
auffassen. 

Von noch einschneidenderer Bedeutung und weitergreifenden Wir- 
kungen als 1453 das Erlöschen des griechischen christlichen Kaisertums 
bei der Eroberung der Stadt Konstantins d. Gr. durch die Türken dürfte 
die Ersetzung des russischen ‚„‚Cäsaropapismus“ (seit Peter d. Gr.) durch 
den bolschewistischen Staat von 1917 für die orthodoxe und die gesamte 
Welt sein. 

Dabei entspricht die allmähliche Verlagerung der welthistorischen 
Entscheidungen von Süden nach Norden der Schwergewichtsverlagerung 
innerhalb der orthodoxen Welt selbst, deren Glieder als ein knappes 
Viertel der Christenheit heute etwas mehr als ein Sechstel der Erdober- 
fläche bewohnen. Die vier alten östlichen Patriarchate: Konstantinopel, ° 
Alexandrien, Antiochien, Jerusalem, zählen heute insgesamt nicht mehr 
als 1 Million Christen ; hinzu kommen die schon im Mittelalter abgespal- 
tenen östlichen Nationalkirchen der Armenier, Syrer, Kopten, Abessinier 
und der indischen Thomaschristen mit etwa 9 Millionen Gläubigen und 
die sejt 1829 unabhängige (autokephale) Orthodoxe Kirche Griechen- 
lands mit etwa 6 Millionen orthodoxer Christen. Der griechisch- 
orientalischen Orthodoxie gegenüber steht heute der gut zwanzig- 
mal so starke Block der orthodoxen Slawen auf dem Balkan (ein- 
schließlich des Mischvolkes der Rumänen) und in Rußland mit insgesamt 
etwa 150 Millionen Orthodoxer nach den letzten veröffentlichten Zählun- 
gen von 1917. Dabei steht es nach übereinstimmenden Beobachtungen 
der letzten Jahre jetzt außer Zweifel, daß die praktische Kirchlichkeit 
der Ostchristen sich im zwanzigsten Jahrhundert schwerlich stärker 
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vermindert hat als die der abendländischen Christen, wohl aber hat sich 
eine tiefere Scheidung der Geister vollzogen. Die orthodoxen Christen 
Osteuropas sind zusammengefaßt unter dem Patriarchat Moskau (von 
1589—1700 und wieder erneuert 1917), den serbischen und rumänischen 
Patriarchaten (seit 1920/22 bzw. 1925) und mehreren autokephalen 
Kirchenleitungen. Etwa 5 Millionen Auslandsorthodoxe wird man außer- 
dem rechnen dürfen, die den verschiedenen Jurisdiktionen angehören 
und sich mehr und mehr in Amerika sammeln. 

Durch den Rücktritt des russischen Zaren i. J. 1917 war die Ortho- 
doxe Kirche in Rußland — noch während der Vorläufigen, bürgerlichen 
Regierung — (so wie fast gleichzeitig die Kirche der Reformation in 
Deutschland durch den Rücktritt des deutschen Kaisers) vor die Aufgabe 
gestellt worden, das bisherige Staatskirchentum durch einen kirchlichen 
Neubau zu ersetzen und das Verständnis des Verhältnisses von Kirche 
und Staat an den neuen Gegebenheiten zu überprüfen. Die russische 
Oktoberrevolution von 1917 stellte neben diese neuerwachende Ortho- 
doxe Kirche die entschieden atheistische Staatsregierung. Im Verfolg 
dieser Entwicklung sowie des durch den :nationalsozialistischen Führer- 
staat unternommenen und gescheiterten Rußland-Feldzuges von 1941—45 
sind die Orthodoxe Kirche des Ostens und die Christen in Deutschland 
in eine räumliche und praktische Nähe gerückt worden wie nie zuvor in 
der Geschichte. 

l. Der Ausbau der orthodoxen Emigrantenkirchen, und ins- 
besondere die Fragen der orthodoxen Displaced Persons einerseits; die 
Errichtung von Kirchenleitungen, sog. Exarchaten des Patriar- 
chats Moskau in Mittel- und Westeuropa andererseits; 2. die Stellung- 
nahme der Orthodoxen Christen zu gesamtchristlichen Einheits- 
bewegungen;3.diepanorthodoxen Bestrebungen, die sich z. Zt. 
teils um Konstantinopel, teils um Moskau, teils um Paris bzw. um ein 
neu zu errichtendes Patriarchat (?) in USA gruppieren; schließlich 
4. der Gedanke einer missionarischen Weltsendung der Ortho- 
doxie, der sich gegenwärtig in sämtlichen orthodoxen Zentren zu Worte 
meldet, — alle diese Fragen (mit denen zugleich die Disposition der 
folgenden Darstellung gegeben ist) berühren die Evangelische Kirche in 
Deutschland mehr oder weniger stark. Darüber hinaussind dieErfahrungen, 
die jene älteste Schwesterkirche im Zusammenleben mit einem hundert- 
prozentig säkularisierten Staatssystem machen muß und machen darf, 
für die gesamte Christenheit von exemplarischer Bedeutung. 


J. Die orthodoxe Emigration 


a) Die Emigration in Deutschland 


Nach dem ersten wie in und nach dem zweiten Weltkrieg sind insgesamt 
einige Millionen osteuropäischer, insbesondere russischer und ukrainischer 
Emigranten durch Deutschland gezogen. Einige Zehntausende von 
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ihnen werden voraussichtlich hier bleiben und möglicherweise, soweit 
das nicht schon geschehen ist, die deutsche Staatsbürgerschaft erwerben. 
Während die ältere Emigration sich um die russischen Kapellen aus 
der Zarenzeit in den deutschen Residenzen, Kurorten, Handels- und 
Universitätsstädten sammelte, lebt die Mehrzahl der zweiten Emigration 
in den DP-Lagern Westdeutschlands, wo sie mit Einschluß ihrer Geist- 
lichen von der Internationalen Wi'ederaufbau-Organisation (IRO) er- 
halten wird. 


Bis zum 30. Juni 1950 sollen diese Lager aufgelöst sein, und ein 
Rest der IRO soll nur noch Überbrückungsdienste leisten. Gemäß einer 
Vorlage des Kirchlichen Außenamtes faßte der Rat der EKD am 11./12. 
10. 1949 einen Beschluß, daß mit dem vorgesehenen Aufhören der IRO 
die kirchliche Verantwortung für die geistliche Betreuung der DPs, 
entsprechend der Regelung für Flüchtlinge und Fremdarbeiter in an- 
deren Ländern, nunmehr auch in Deutschland von der EKD als Kirche 
des Gastlandes übernommen werden soll, soweit es sich nicht um 
Katholiken oder der römischen Kirche unierte Ostkirchen handelt. Diese 
werden von der katholischen Kirche versorgt. 


. Neben den orthodoxen russischen und ukrainischen Emigranten- 
gruppen in Deutschland stehen die zahlenmäßig kleineren orthodoxen 
Emigrantengemeinden der Esten, Letten, Polen, Serben, Rumänen. Sie 
erkennen z. T. die geistliche Führung des russischen orthodoxen Metro- 
politen Anastasius in München an, z. T. — insbesondere eine ukrainische 
Gruppe und die Rumänen — leben sie als unabhängige Nationalkirchen 
auf ausgesprochen „demokratischer‘‘ Grundlage. Eine solche Kirche ist 
auch die aımenische; sie steht überdies außerhalb der Orthodoxie und 
gehört dem Monophysitismus an (Spaltung des 5. Jahrh.). Ihre deutschen 
Gemeinden in Stuttgart, München, Hamburg — außer DPs, die in der 
Abwanderung begriffen sind, hauptsächlich Teppichhändler mit wieder- 
erstarkenden internationalen Verbindungen — werden sämtlich von 
einem Geistlichen versorgt, der formell, aber z.Zt. ohne praktische 
Verbindung, dem Katholikos der Armenier in Etschmiadsin im Kaukasus 
untersteht. 


Selbstverständlich ist die von der EKD übernommene geistliche 
Mitverantwortung für die orthodoxen und armenisch-gregorianischen 
Christen in Westdeutschland nur eine mittelbare: die Aufgabe besteht 
darin, die Arbeit der orthodoxen bzw. armenischen Geistlichen unter 
ihren Restgemeinden ermöglichen zu helfen, soweit das von diesen 
gewünscht wird. Für die entstehenden karitativen Aufgaben an Ost- 
Christen, insbesondere Heimbetreuung für alte und kranke DPs, wird 
auf Grund von Besprechungen zwischen IRO, Organen der EKD und 
den Leitern der Gruppen der DPs eine gemeinsame Lösung durch Kräfte 
der Inneren Mission und orthodoxes bzw. armenisches Pflegepersonal 
angestrebt. 
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b) „Die Russische Orthodoxe Auslandskirche“ 


Der Hauptstock der orthodoxen Christen in Westeuropa, die ältere 
russische und ukrainische Emigration, war schon in den zwanziger 
Jahren, infolge ihres verschiedenen Verhaltens zur Heimatkirche in der 
Sowjetunion, in verschiedene kirchliche Gruppen zerfallen. Die zahlen- 
mäßig stärkste und volkstümlichste Gruppe war die sogenannte Bischöf- 
liche Synodalkirche, die sich auf Grund der Verordnung des 
Patriarchen Tychon von Moskau vom 7. 11. 1920 über die Bildung von 
orthodoxen Lokalkirchen als „Bischofssynode der russischen Auslands- 
kirche‘ in Karlowitz in Serbien konstituierte. Da sie an dem anti- 
bolschewistischen bzw. zaristischen Prinzip grundsätzlich festhielt, wurde 
sie 1922 von Patriarch Tychon suspendiert, und Metropolit Eulogius 
von Paris wurde mit dem Neuaufbau der russischen Auslandskirche 
beauftragt. Die „Karlowitzer‘‘ Synodalkirche beurteilt aber Tychons 
Verordnung vom 5. 5.1922 als eine Zwangshandlung und macht gegen- 
über der neueren Moskauer Patriarchatskirche sowohl wie gegenüber 
der „Eulogius-Kirche‘“ geltend, daß in ihr allein das kanonisch ge- 
forderte Prinzip des einheitlichen Zusammenwirkens von Bischof und 
Synode gegeben sei (gemäß den „Apostolischen Kanones“ Art. 34: 
„Die Bischöfe eines jeden Volkes sollen den Ersten unter ihnen erkennen 
und ihn als ihr Haupt anerkennen. Sie sollen nichts, was ihre Macht 
übersteigt, ohne sein Urteil tun... Aber auch der Erste soll nichts tun 
ohne ihr Urteil. Dann wird Einmütigkeit sein, und Gott wird im 
Herrn durch den Hl. Geist geehrt werden, Vater, Sohn und: Hl. Geist.‘“). 


1944 übersiedelte das Haupt dieser Emigrantenkirche, Metropolit 
Anastasius, aus Serbien nach München. Er ist der amtsälteste russische 
Hierarch überhaupt, das einzige überlebende Mitglied des vom all- 
russischen Kirchenkonzil (Ssobor) 1917/18 gewählten Synods. Sein 
geschäftsführender Sekretär ist Erzpriester Graf Georg Grabbe; der 
Kaplan der Russischen Bischöflichen Synode in München ist: Archi- 
mandrit Awerki. Der Bischofssynode in München sind angeschlossen: 
die deutsche Eparchie unter Metropolit Seraphim (München) und 
Bischöfen in München, Wiesbaden, (Hamburg bis 1950); die öster- 
reichische Eparchie unter Erzbischof Stefan (Salzburg); die west- 
europäische Eparchie unter Bischof Nathanael (Bellevue bei Paris), 
mit Gemeinden in Frankreich, Schweiz, Belgien, Italien, Spanien, England; 
dienordamerikanisch-kanadische Eparchie mit Erzbischof Vitalis 
(New York) und weiteren Erzbischöfen in San Francisco, Detroit, Ed- 
monton;; die südamerikanische Eparchie mit Erzbischof Theodosius 
von Brasilien (Sao Paolo) und Erzbischof Panteleimon (Buenos Aires) 
und Gemeinden in Paraguay (Bischof Leontius in Encarnacion), Chile, 
Venezuela, Uruguay ;die bisherigechinesische Eparchie unter Erzbischof 
Johann von Schanghai (Ende 1949 in USA eingetroffen); die austra- 

lische Eparchie unter Bischof Fedor (Brisbane); die russische Geist- 
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liche Mission in Palästina; Gemeinden in der Türkei, Iran, Libanon, 
Algier, Tunis. 

Der Leiter der deutschen Eparchie, Metropolit Seraphim (Lade), 
in München ist gebürtiger Deutscher aus Leipzig. Nach seinem in Dresden 
im 21. Lebensjahr vollzogenen Übertritt absolvierte er das Petersburger 
Geistliche Seminar und später die Geistliche Akademie in Moskau. Nach 
dem Tode seiner Gattin wurde er 1924 Mönch und bald darauf Abt des 
Charkower Klosters; 1925 übernahm er den Vorsitz des Unterrichts- 
komitees und der Kommission für den Kampf mit dem Unglauben in der 
Ukraine. 1930 verließ er. die Sowjet-Union, trat der Bischofssynode der 
Auslandskirche bei und wurde von ihr zum Vikar-Bischof von Wien 
ernannt. 1938 wurde er Bischof, später Erzbischof von Berlin und 
Deutschland. 1937 konnte Seraphim als Vertreter der Bischofssynode 
ebenso wie die Delegierten der deutschen Altkatholiken und der Frei- 
kirchen an der Ökumenischen Versammlung von Oxford teilnehmen, 
während den Vertretern der DEK die Ausreise versagt wurde. 1942 erhielt 
er den Titel: Metropolit von Berlin und Deutschland und Mitteleuropa. 
Vor dem deutschen Zusammenbruch siedelte Metropolit Seraphim nach 
München über. Seraphim Lade hatte 1916 in der Moskauer Geistlichen 
Akademie mit einer Kandidatenarbeit über „Schellings Offenbarungs- 
philosophie‘“ promoviert. Später setzte er sich mehrfach mit. der Gott- 
losenpropaganda auseinander. Der: Ertrag dreißigjähriger Arbeit, sein 
theologisches Hauptwerk ‚Jesus Christus‘‘, wurde bei dem Bombar- 
dement von Berlin vernichtet. Zu seinen Publikationen der neuesten Zeit 
gehört eine Monographie: „Wissenschaft und Religion“. 

Während die Bischöfliche oder Anastasius-Kirche zwar die „Ortho- 
doxen Patriarchen‘ in ihrer Fürbitte erwähnt, ohne einem von ihnen 
zu unterstehen, hatte dagegen die sogenannte Eulogius-Kirche, der 
insbesondere die russische liberale Intelligenz angehört, mit ihren Ge- 
meinden in Frankreich, Belgien und Deutschland sich schon Mitte der 
zwanziger Jahre der Jurisdiktion des Patriarchats Konstantinopel unter- 
stellt. 

Die Russische Orthodoxe Diözese des orthodoxen Bischofs von Berlin 
und Deutschland (Anastasius-Kirche) erlangte durch Verordnung des 
Preußischen Staatsministeriums vom 14.3.1936 — gez. Göring und 
Kerrl — die Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts. Im 
Jahre des deutschen Einmarsches in Rußland, 1941, wurden „die 
Kirchengemeinden der Jurisdiktion des Metropoliten Eulogius-Paris in 
Großdeutschland einschließlich Protektorat der orthodoxen russischen 
Diözese des Bischofs von Berlin und Deutschland — Seraphim Lade —, 
Körperschaft des öffentlichen Rechts, mit folgenden Maßgaben ein- 
gegliedert: Ihre Selbständigkeit und innerkirchliches Eigenleben bleibt 
erhalten; ihre Unterstellung unter Bischof Sergius von Prag, als Vikar 
bei dem Metropoliten Eulogius, bleibt bestehen ; Seraphim (Lade) erhält 
das Aufsichtsrecht für die Eulogius-Gemeinden: Berlin-Nachodstraße, 
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Oderwalde-Ost, Danzig, und erhält die Vertretung aller orthodoxen 
russischen Kirchengemeinden Großdeutschlands in offiziellen Angelegen- 
heiten der Repräsentation“ (W. Haugg, „Materialien zur Geschichte der 
östlich-orth. Kirche in Deutschland‘, Kyrios 5, 1940/41, S. 288 u. 304). 

Über angewendete „Gleichschaltungs‘'methoden des damaligen deut- 
schen Kirchenministeriums in Zusammenarbeit mit der Gestapo be- 
richtete Metropolit Eulogius in seinen Lebenserinnerungen (russ., hg. von 
T.Manuchina, Paris 1947). Die ‚„Anastasius-Kirche‘‘ hebt aber die 
Bemühungen des Metropoliten Seraphim um die Freiheit der Kirche 
gegenüber dem Nationalsozialismus hervor. 

In München erscheint monatlich das Amtsblatt der Bischofssynode 
„Das kirchliche Leben“ (russ.), ferner die hektographierten ‚Verord- 
nungen des Metropoliten Seraphim‘“. Entsprechende Kirchenblätter 
kommen insbesondere in Paris und New York heraus. 


ec) Exarchate von Konstantinopel und Moskau in Europa 
und Jurisdiktionen in Amerika 


1946 wurde ein „Mitteleuropäisches Exarchat des Patriar- 
chats Moskau“ in Wien errichtet; zum Leiter wurde der ehemalige 
Prager Vikar des Metropoliten Eulogius-Paris, Erzbischof Sergius 
(Koroljow), ernannt. Dieses Exarchat wurde 1949 aufgehoben. Eız- 
bischof Sergius wurde nach Berlin versetzt mit dem Titel ‚Erzbischof 
von Berlin und Deutschland“. Bis dahin hatten die deutschen Gemeinden 
unter der vorläufigen Leitung des Erzbischofs Alexander von Brüssel ge- 
standen. Die Sergius unterstehende „Deutsche Eparchie des Patri- 
archats Moskau‘ umfaßt gegenwärtig alle orthodoxen Gemeinden in 
Berlin und in der Ostzone sowie die russische Gemeinde in Wien. 

In Paris hatte Metropolit Eulogius schon im Herbst 1945 persönlich 
eingewilligt, die Gemeinschaft mit dem Moskauer Patriarchat herzu- 
stellen. Er wurde zu dessen Exarchen für Westeuropa bestimmt. Dennoch 
hielt Eulogius an seinem Auftrag als Exarch des ökumenischen Patri- 
archen von Konstantinopel fest (vgl. Erinnerungen, a. a. O., S. 671 ff.), 
da die von ihm erbetene Zustimmung des ökumenischen Patriarchen 
von Konstantinopel zu seiner Unterstellung unter das Patriarchat 
Moskau nicht eintraf. Nach Eulogius’ Tode im August 1946 bestimmte 
das Patriarchat Moskau zu seinem Exarchen den Metropoliten Sera- 
phim (Lukianow), der früher die westeuropäische Eparchie der „Ana- 
stasius-Kirche‘‘ leitete. Diese Ernennung wurde von dem Altersvikar 
des Metropoliten Eulogius, Erzbischof Wladimir (Tichonizki), nicht 
anerkannt; mit der großen Mehrheit der Geistlichkeit und der Laien 
blieb er in der Jurisdiktion des ökumenischen Patriarchen und wurde 
bald als dessen Exarch bestätigt und zum Metropoliten erhoben. Metro- 
polit Seraphim wurde Ende 1949 seines Amtes durch das Patriarchat 
Moskau enthoben. An seine Stelle sollte Erzbischof Photius von Wilna 
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treten; er ist aber bis heute (Mai 1950) noch nicht in Paris eingetroffen. 
Vorübergehend leitet das Exarchat des Patriarchats Moskau ein Rat 
aus drei Geistlichen unter dem Vorsitz des Archimandriten Nikolaus 
(Eremin). In Brüssel lebt der unter der Jurisdiktion des Patriarchats 
Moskau stehende Erzbischof Alexander (Nemolowski). 

Im Verlauf des Jahres 1946 gingen ebenfalls die orthodoxen Gemein- 
den in der tschechoslowakischen Republik in die Jurisdiktion des 
Patriarchats Moskau über. Diese errichtete in Prag ihr Exarchat unter 
der Leitung des Erzbischofs, seit 1948 Metropoliten Eleutherjus 
(Woronzow). Das Exarchat genießt weitgehende Autonomie und soll — 
nach Angaben seitens des Patriarchats Moskau — in Zukunft die Auto- 
kephalie (Unabhängigkeit) erhalten. Es zerfällt in drei Eparchien: die 
tschechische Eparchie (Prag), welche der Exarch selbst leitet; die 
mährische Eparchie (Olomouc-Olmütz) mit Bischof Tschestimir 
Kratschmar, einem orthodoxen Tschechen; die Preschower (Slowakische) 
Eparchie mit Bischof Alexius (Degtjarew). 

In Amerika ist Exarch des Patriarchats Moskau Erzbischof Maka- 
rius. Sein Vikar für Südamerika ist Bischof Theodor (Tekutschew) in 
Buenos Aires. So sind in Amerika, das sich seit dem zweiten Weltkrieg 
zum Hauptziel der osteuropäischen Emigration entwickelt hat, nunmehr 
ebenfalls sämtliche orthodoxe Jurisdiktionen vertreten. 

Denn die orthodoxe russische Kirche war bereits im Zuge der russischen 
Kolonisation des achtzehnten Jahrhunderts nach Alaska und Kalifornien 
getragen worden. 1922 wurde aus Odessa der geflohene Metropolit Platon 
als Bischof der Nordamerikanischen Metropolie anerkannt, die 
seither zwischen dem ursprünglichen Anschluß an die Karlowitz- 
Münchener Bischofssynode und der Unterstellung unter das Patriarchat 
Moskau schwankend, schon im Jahre 1924 als ihr eigentliches Ziel eine 
autokephale (unabhängige) national-amerikanische Kirchenorganisation 
proklamierte. Im November 1946 beschloß unter Platons Nachfolger 
Theophilus das Konzil von Cleveland mit der Mehrheit der Laien- 
vertreter „den Heiligsten Patriarchen von Moskau zu bitten, uns in 
seinen Schoß aufzunehmen und unser geistlicher Vater zu sein, unter 
Bewahrung unserer völligen Autonomie‘. Ein Jahr später erkannte die 
nordamerikanische Bischofssynode das Autonomieangebot Moskaus für 
unzureichend und hielt ‚im Hinblick auf die beunruhigende internationale 
Lage und die verstärkte antireligiöse Tätigkeit in der Sowjetunion“ 
weitere Verhandlungen für unzweckmäßig. Die Festsetzung der kano- 
nischen Beziehungen zur Mutterkirche müsse auf spätere Zeiten ver- 
schoben werden. Einstweilen sei nur die Gebetsgemeinschaft — nicht 
die jurisdiktionelle Unterordnung — möglich. „In dieser geistlichen 
Anerkennung der heutigen russischen Kirche und ihres Wirkens auf der 
russischen Erde rufen wir unsere Kirche zu ständiger Fürbitte für ganz 
Rußland und seine ersten Hierarchen auf.“ — Neben dieser autonomen 
Metropolitankirche sowie den Moskauer Exarchaten wurden die schon 
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erwähnten Eparchen der ‚„Anastasius-Kirche“ errichtet, die aber trotz 
wachsendem Emigrantenzustrom einstweilen nur ein Drittel der An- 
gehörigen der „Theophilaner‘‘ betragen sollen. Über neueste Zentrali- 
sationsbestrebungen der orthodoxen Gemeinden in USA und Frankreich 
wird unten zu berichten sein. 

Nach dem ersten ökumenischen Gottesdienst, der in Berlin 1945 
unter Beteiligung des Bischofs von Chichester und des damaligen ortho- 
doxen Erzbischofs Alexander von Berlin stattfand, wurden mehrfach 
gemeinsame evangelisch-orthodoxe Gottesdienste dort abgehalten. Im 
Jahre 1946 erschien als „Zeugnis der Ökumene“ ein gemeinsamer Oster- 
aufruf des Erzbischofs Alexander zusammen mit dem Berliner General- 
superintendenten Diestel, dem Pfarrer der Reformierten Kirche Frank- 
reichs G.Casalis, der englischen Staff-Cpt. Mary Bailay und dem 
amerikanischen Pfarrer A. E. Bailey. Der an erster Stelle abgedruckte 
orthodoxe Aufruf lautete: 


Christ ist erstanden! Auferstandener Christus, erwecke unsere er- 
storbenen Seelen! Auferstehen möge die gekreuzigte Wahrheit Gottes! Es 
werde die Dornenkrone von der verhöhnten Liebe Christi abgenommen! 
Gleich Lazarus aus dem Grabe erstehe die Hoffnung auf Gottes Barmherzig- 
keit und seine Vergebung! Lasset uns erleuchtet sein von dem Glanze des 
auferstandenen Heilands, und lasset uns vergeben denen, die uns hassen! 
An dem lichten Tage der Auferstehung Christi soll es weder Weinende noch 
Hungernde geben. Helfen wir ihnen und beweisen wir dadurch, daß Christus 
in unsern Seelen wahrhaftig auferstanden ist! 

Erzbischof Alexander, Russisch-orthodoxe Kirche, Berlin. 


Der Bischof von Berlin, D. Otto Dibelius, bezog sich darauf anläßlich 
des Kirchentages der Kurmark (,,Die Kirche‘, 28. 4. 46): 


...Es gibt eine Gesamtkirche, die wir die ökumenische nennen und 
die alle einzelnen Kirchen der Erde umspannt. Wir haben von den anderen 
Kirchen mancherlei zu lernen. Aus den Worten des ehrwürdigen Erzbischofs 
Alexander weht uns der warme und liebevolle Geist der Ostkirche an. 
Davon haben wir zu lernen, viel mehr als wir es früher Wort haben 
wollten! 


An einem ökumenischen Arbeitskreis der evangelischen Kirche in 
Berlin nimmt gelegentlich auch ein orthodoxer Geistlicher teil. 


d) Orthodoxe Theologie 


Zu dem 1925 gegründeten Theologischen St. Sergius-Institut in Paris 
(unter Konstantinopler Jurisdiktion) — das neben kurzlebigen Parallel- 
erscheinungen in Berlin und Prag für etwa zwanzig Jahre allein die 
russische theologische Tradition pflegen konnte, die damals in der Heimat 
abgerissen schien —, trat 1945 das St. Dionysius-Institut (Moskauer 
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Jurisdiktion) in Paris. Seit dem zweiten Weltkrieg sind auch in der 
Sowjetunion wieder die Moskauer und drei weitere Geistliche Aka- 
demien und zwanzig Priesterseminare in Tätigkeit getreten, deren 
Schülerzahl — zwischen zwanzig und zweihundert — aber gering er- 
scheint. 

Die Pariser orthodoxe Intelligenz hat sich als „Dolmetscher“ 
der Orthodoxie gegenüber dem Abendland bleibende Verdienste er- 
worben. Ihre wissenschaftlichen Leisturgen, insbesondere russische Reli- 
gionsphilosophie aber auch z. B. Patristik und Liturgik betreffend, 
traten in zahlreichen Monographien in Erscheinung, die vielfach in der . 
Pariser YMCA-Press veröffentlicht wurden, ferner außer in russischen 
Zeitschriften auch in zwei deutschen Zeitschriften der dreißiger Jahre, 
die der west-östlichen kirchlich-wissenschaftlichen Verständigung dienen 
sollten: „Orient und Occident‘“, hg. von Fritz Lieb (1929—33) und 
„Kyrios“, hg. von Hans Koch (1937—42). Eine Reihe grundlegender 
russisch-orthodoxer Studien über soziologische und anthropologische 
Fragen wurden ferner in einem Sammelband der Forschungsabteilung 
des Ökumenischen Rates in Genf unter dem Titel „Kirche, Staat und 
Mensch‘‘ 1937 herausgegeben. Ein weiterer Band ist in Vorbereitung. 
Der bekannteste russische Theologe der älteren Emigrantengeneration 
war der Mystiker und Gnostiker S. Bulgakow, der u.a. ein mehrbändiges 
Werk über trinitarische Fragen schrieb; sein Vermächtnis wird von 
Professor L. Sander (Zander)-Paris bearbeitet. Der Kulturphilosoph 
N. Berdjajew (} Paris 1948) hat sich durch seine kühnen und hellsichtigen 
Analysen des jungen Rußland und der Moderne überhaupt ein Welt- 
publikum geschaffen. Unter den Lebenden ist ferner der Patristiker 
und Systematiker G. Florowski besonders hervorgetreten; er folgte 1948 
einem Ruf nach New York an die bei der Columbia-Universität neu 
begründete orthodoxe russische St. Wladimir-Akademie und erhielt so- 
eben den Ehrendoktor der Universität Boston. Alle Genannten waren 
und sind zugleich energische Mitarbeiter der Ökumenischen Bewegung. 

Durch die Auswanderungsbewegung seit dem Zusammenbruch - 
Deutschlands ist u. a. auch das Weiterbestehen der ukrainischen Uni- 
versität in München — ohne theologische Fakultät — in Frage gestellt. 
Die Verlegung des orthodoxen St. Hiob-Klosters bei München, das gleich- 
falls literarisch arbeitet, teils nach Westeuropa, teils zu seiner New 
Yorker Filiale, steht ebenfalls bevor. 

Die Theologie in Osteuropa gruppiert sich um die Zentren 
Athen, Sofia, Moskau. An allen drei Orten erscheint monatlich eine 
kirchliche Zeitschrift ebenso wie auch in Konstantinopel und bei den 
übrigen Patriarchaten, außerdem haben die Universitäten Athen und 
Sofia eine besondere theologische Zeitschrift. Zu ihren Mitarbeitern 
gehören die bekannten Mitglieder der Ökumenischen Bewegung, u. a. 
Professor Stefan Zankow-Sofia (Recht und Kirchengeschichte), Professor 
Alivisatos (Kirchengeschichte) und Professor Bratsiotis (Neues Testa- 
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ment), beide in Athen (vgl. auch noch unten über den Athener Theologen- 
kongreß von 1936). 

In der „Zeitschrift des Moskauer Patriarchats“ sind in den letzten 
Jahren außer den Männern der Kirchenleitung wie Patriarch Alexius 
und sein Stellvertreter und Leiter des Kirchlichen Außenamtes Metro- 
polit Nikolaus von Krutitzy besonders die Theologen Hermogen (bis 
Ende 1949 Leiter der Moskauer Geistlichen Akademie), Rasumowski, 
S. Troizki und Krascheninnikow in Erscheinung getreten mit histo- 
rischen und systematischen Ausführungen insbesondere zu den Fragen 
der Orthodoxie, der zwischenkirchlichen Beziehungen und des Welt- 
friedens (darüber noch im folgenden). 


e) Interkonfessionelle Begegnungen in Frankreich, England, 
Westdeutschland 


Paris wurde auch Zentrum konzentrierter interkonfessioneller Dis- 
kussionen, die einen wesentlichen Niederschlag in der von dem Domini- 
kaner P. Dumont geleiteten Zeitschrift ‚„‚Russie et Chretiente‘“ finden. 
Diese seit 1948 wieder regelmälig erscheinende Zeitschrift kann man 
an musterhafter Akribie und Objektivität etwa der im Dritten Reich 
eingegangenen deutschen „Zeitschrift für osteuropäische Geschichte‘ 
vergleichen. Das belgische Benediktinerkloster Amay, dem die besondere 
Aufgabe des Studiums der Ostkirche zum Zwecke ihrer Wiedervereini- 
gung mit der römisch-katholischen Kirche zugewiesen ist, gibt die 
Vierteljahrsschrift ‚‚Irenikon‘‘ heraus mit zahlreichen orthodoxen Bei- 
trägen. Einige Glieder dieses Klosters sind zur Orthodoxie konvertiert, 
so z. B. der Liturgiker und stellvertretende Leiter des Pariser St. Dio- 
nysius-Institutes, A. v. d. Mensbrugghe. 

Eine Organisation für anglikanisch-orthodoxe Begegnungen ist die 
„Fellowship of St. Alban and St. Sergius‘, die ein Klubhaus in London 
und eine Zeitschrift in englischer Sprache ‚Sobornost‘‘ unterhält und 
gemeinsame Freizeiten veranstaltet. Ihr gehören auch Glieder anderer 
christlicher Konfessionen, darunter auch einige Deutsche, an. 

In Westdeutschland sind in Schleswig-Holstein, Hamburg, Hannover, 
München u. a. seit 1945 ebenfalls verschiedene Arbeitsgemeinschaften 
und Begegnungen evangelischer und orthodoxer Geistlicher ins Leben 
gerufen und auch mehrfach ökumenische Gottesdienste abgehalten 
worden. Die Gesprächspartner haben versucht, das Wesen ihrer beiden 
Kirchen und deren Entwicklung im zwanzigsten Jahrhundert einander 
und z. T. auch weiteren deutschen kirchlichen Kreisen bekannt 
zu machen. Demselben Zweck sollen die seit 1949 in München von dem 
zur Orthodoxie konvertierten, ehemals katholischen Geistlichen P. Za- 
charias in Zusammenarbeit mit dem evangelischen Sachbearbeiter Dr. 
med. Kretschmer nunmehr als Zweimonatszeitschrift in bescheidener 
Aufmachung herausgegebenen „Orthodoxen Blätter‘ und ein von dem 
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Orthodoxen Kirchen-Verein Petrus und Paulus in Hersbruck heraus- 
gegebenes „Handbuch für rechtgläubige (orthodoxe) Christen‘ (1948) 
dienen; das Weitererscheinen beider ist aber in Frage gestellt. Diese 
_ Veröffentlichungen erschienen in deutscher Sprache. An einigen Orten, 
besonders München und Hamburg, sammeln sich Konvertiten, u. a. 
Studenten, zu deutschsprachigen orthodoxen Gottesdiensten. Man zählt 
in Deutschland etwa 300 Übertritte, von denen die Mehrzahl seit 1945 
geschehen sein soll. 

Umgekehrt hat Pfarrer Lie. Heyer-Schleswig in einer in deutscher 
und russischer Sprache erschienenen Broschüre eine Einführung in . 
Wesen und Gegenwartsleben der Lutherischen Kirche für den orthodoxen 
Leser zu geben versucht mit starker — nicht unangefochtener — Be- 
tonung des Verbindenden zwischen beiden Konfessionen. 

Bei der Evangelischen Akademie Hermannsburg bei Hannover wurde 
unter der Schutzherrschaft des Landesbischofs D. Hanns Lilje im Herbst 
1947 eine Forschungsstelle mit einem Referat für die Orthodoxe Kirche 
(H. v. Rautenfeld) geschaffen und dieses wurde 1949 als Arbeits- 
kommission der Studiengemeinschaft der Evangelischen Akademien 
angeschlossen. Durch Ostkirchentagungen der Evangelischen Akademien, 
bisher in Hermannsburg und Echzell (Hessen-Nassau), und durch aus- 
gedehnte Vortragsreisen suchte H. v. Rautenfeld das Verständnis der 
evangelischen Christen in Deutschland — der Pfarrer, Lehrer, Jour- 
nalisten, Akademiekreise, Studenten, Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
u.a. — für die Fragen der Ostkirche und des modernen russischen 
Menschen ‚‚in christlicher Sicht‘‘ zu fördern. Ein im übrigen allzuwenig 
erkanntes Hauptfeld ökumenischer Verantwortung wurde damit in 
Arbeit genommen. 

Im Juli 1948 bewilligte der Rat der EKD ein Referat für die Ortho- 
doxe Kirche beim Kirchlichen Außenamt der EKD. Es wurde am 1.8. 
1948 mit der Verfasserin besetzt. Das Kirchliche Außenamt veranstaltete 
1949 zwei orthodox-kirchliche Wissenschaftstagungen: eine Frühjahrs- 
tagung in Heidelberg zum Zwecke einer sachlichen und personellen . 
Bestandsaufnahme der evangelischen deutschen Osteuropa-Forschung — 
insbesondere Slawistik, Profangeschichte, Konfessionskunde — in 
möglichster Extensität und eine Herbsttagung in Hemer/Westfalen für 
die Vertreter der Konfessionskunde an den deutschen Universitäten 
und Kirchlichen Hochschulen. Die erste Tagung erörterte die orthodox- 
evangelischen kirchlichen Beziehungen der Vergangenheit und die theo- 
logische und ökumenische Bedeutung der Moskauer Orthodoxen Kon- 
ferenz von 1948. Dabei lag ein vom Kirchlichen Außenamt heraus- 
gegebenes Dokumentenheft vor („Dokumente der orthodoxen Kirchen 
zur ökumenischen Frage“, Heft I: „Die Moskauer Konferenz von 1948“, 
Luther-Verlag, Witten/Ruhr 1949). Die Tagungsergebnisse wurden in 
einem Studienheft veröffentlicht („Orthodoxie und evangelisches Chri- 
stentum“, Studienheft I im selben Verlag und Jahr). Die konfessions- 
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kundliche Herbsttagung behandelte das orthodoxe und das evangelische 
kirchliche Selbstverständnis in den Relationen Schrift — Tradition — 
Welt. Ein betr. Studienheft II befindet sich im Druck. Ferner wird 
vorbereitet ein Dokumentenheft II, das verbindliche kirchliche Selbst- 
zeugnisse der griechisch-orientalischen Patriarchate, insbesondere Kon- 
stantinopels, aus den vergangenen Jahrhunderten und der Gegenwart 
zur ökumenischen Frage bringen soll. Die Dokumente werden jeweils ins 
Deutsche übersetzt und mit einem tunlichst knappen Apparat versehen. 

Die evangelischen kirchlichen und theologischen Zeitschriften in 
Deutschland, z.B. „Zeichen der Zeit‘-Berlin; „Evangelische Welt“- 
Bethel; ‚Information‘ des epd-Göttingen; ‚Stimme der Gemeinde“. 
Darmstadt; ferner: „Theologische Literatur-Zeitung‘; „Evangelisch- 
Lutherische Kirchenzeitung‘‘; „Deutsches Pfarrerblatt‘‘ bemühen sich 
in zunehmendem Maße um regelmäßige Beobachtung der orthodoxen 
Welt. Auf katholischer Seite geschieht dies ebenfalls fortlaufend ins- 
besondere in der „Herder-Korrespondenz‘“ und in der Zeitschrift der 
S. J., „Stimmen der Zeit‘‘. Ferner gibt regelmäßige, sorgfältig belegte 
Gesamtübersichten aus der Feder von Professor B. Spuler die von Bischof 
A. Küry-Bern herausgegebene ‚Internationale Kirchl. Zeitschrift‘, das 
Organ der autonomen katholischen Kirchen (Altkatholiken). Regelmäßige 
Informationen in deutscher Sprache über die orthodoxen Kirchen ver- 
mittelt schließlich die deutsche Ausgabe des „Ökumenischen Presse- 
dienstes‘‘, Genf. 


II. Christliche Einheits- und Evangelisationsbewegungen 
innerhalb der Orthodoxie 


a) Christliche Jugendbewegung 


Die Russische Christliche Studentenbewegung im Aus- 
lande „hat als Ziel die Vereinigung der gläubigen Jugend zum Dienst 
für die Orthodoxe Kirche und die Gewinnung der Nichtgläubigen für 
den Glauben an Christus. Sie bemüht sich, ihren Gliedern bei der Aus- 
arbeitung einer christlichen Weltanschauung zu helfen, und setzt sich 
die Aufgabe, Verteidiger der Kirche und des Glaubens auszurüsten, die 
imstande sind, den Kampf mit dem gegenwärtigen Atheismus und 
Materialismus zu führen‘ (Leitsätze der Bewegung). 

Vor 1917 bestanden in Rußland — in Petersburg, Moskau, Kiew und 
im Baltikum — Studentenkreise „zum Studium des Evangeliums und 
zur Befestigung des Glaubens‘. Da sie sich im Anschluß an die West- 
europäische Christliche Studentenbewegung bildeten, hatten sie zu- 
nächst einen „außerkirchlichen‘‘ und interkonfessionellen Charakter; 
dogmatische Fragen „wurden nicht berührt“. Sie hatten teil an der 
allgemeinen Vertiefung des religiösen Lebens in der russischen Intelligenz 
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am Vorabend der Revolution. Patriarch Tychon (f 1925) erteilte ihrer 
evangelisatorischen Tätigkeit den Segen. Man sprach auch später noch 
vom Weiterleben dieses Geistes in Rußland. 

Schon 1921 entstanden Emigrantenkreise der Russischen Christlichen 
Studentenbewegung auf orthodox-theologischer Basis in Belgrad und — 
auf Initiative des Christlichen Studenten-Weltbundes (CSV) und 
YMCA — in Estland, Lettland, Berlin, Prag, Sofia. An der ersten Ge- 
samttagung 1923 in der Tschechoslowakei nahmen Vertreter des russi- 
schen religiös-philosophischen Denkens, die Professoren Bulgıkow, Berd- 
jajew, Senkowski, Kartaschow (der ehemalige russische Kirchenminister 
während der ersten bürgerlichen russischen Revolution vom Sommer 
1917) teil. Mit ihnen gewann die Belgrader kirchlich-orthodoxe Richtung 
die Oberhand gegenüber der westlich-interkonfessionellen Strömung und - 
prägte seither die Bewegung. 

Seit 1925 befindet sich das Generalsekretariat der Bewegung in Paris; 
Vorsitzender: W. Senkowski (Zenkovsky), der schon genannte Ober- 
priester und Professor am St. Sergius-Institut; Generalsekretär: Pro- 
fessor L. Sander (Zander). Jährliche Gesamttagungen konnten nur bis 
1933 abgehalten werden, später fehlten hierzu die Mittel. Doch breitete 
sich die Bewegung in den europäischen Ländern aus bis nach Finnland, 
England und nach Nord-Amerika. Während sie in Osteuropa Ende der 
dreißiger Jahre zum Erliegen kam, hat sie in USA einen vorwiegend 
nationalen politischen Charakter angsnommen. Die Studentenbewegung 
vereinigt Glieder aller drei Jurisdiktionen; ihr Gotteshaus in Paris 
untersteht der Konstantinopler ‚Jurisdiktion. 

Die Russische Christliche Studenten-Bewegung gibt eine Zwei- 
monatsschrift „Der Bote‘‘ in russischer Sprache heraus. Das deutsche 
Sekretariat befand sich in München (Oberpriester G. Benigsen, Mauer- 
kircherstr. 5). Es wurde 1950 verlegt nach Paris (Morozow, 91, r. Olivier 
de Sevres, Paris XV). In Deutschland wurden nach dem zweiten Welt- 
krieg regelmäßige Freizeiten mit Hilfe von Church World Service, 
Rev. Helfferich, in Bayern durchgeführt. Er bemühte sich auch besonders . 
um die noch ungelöste Frage des theologischen Nachwuchses für die 
Versorgung der Restgemeinden. 

Das innere Leben der Russischen Christlichen Studentenbewegung 
ist gegründet auf dem Bewußtsein, daß „das tragische Geschick Ruß- 
lands alle Glieder zur Buße und zur Vertiefung des geistlichen Lebens 
aufruft; daß die russische Tragödie keine zufälligs oder äußerliche war, 

‚sondern die Folge langjähriger und tiefer Abweichungen von der Wahr- 
heit Christi“. (Ähnlich lauteten die Aufrufe des Patriarchen Tychon 
i.d. J. 1917—1922.) Missionarische Aufgaben ergaben sich aus der zu- 
nehmenden Entwicklung der russischen Emigrantenjugend zu einem 
bloßen national-politischen Denken mit äußerlich-formaler Anerkennung 
der Orthodoxie. Demg>genüber tratin den Kreisen der Russischen Christ- 
lichen Studentenbewegung an Stelle der anfänglichen weltanschaulichen 
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Diskussionen mehr und mehr die kirchlich-liturgische Praxis und ent- 
sprechendes Studium. Die eigentliche Bibelarbeit aber trat demgegenüber 
wieder etwas zurück. 

Die Beg>gaung>n der Russischen Christlichen Studentenbewegung 
mit den anderen Konfessionen haben dieser zwar manche praktische 
Hilfe g>bracht (z. Zt. stamm:n 25 % des Budg»ts aus der Welt-CSV, 
und 60 % der Arbeit in Frankreich wird aus der amarikanischen YMCA 
bestritten; die Mitgliederbeiträg> betragen etwa 5 %, des Budgets). So 
leistete auch die katholische Kirche praktische Hilfe. Aber dennoch 
besteht besonders dem Katholizismus g’g;müber eine Empfindung der 
Bitterkeit und des Mißtrauens darüber, daß man die Armut der Emi- 
gration ausnutze zum Zweck des „Seelenfang>s‘“, und zwar z. T. mit 
Erfolg. Auch gegen den Protestantismus wird — unbeschadet seiner 
„grundsätzlichen vollen Bejahung der religiösen Freiheit‘‘ — von leitender 
aus der Vorwurf erhoben, daß er eine „unglaubhafte Vorstellung von Stelle 
der Orthodoxie gshabt habe und bis zu einem g>wissen Grade immer 
noch habe‘. Sie erscheine den Protestanten sogar nicht einmal als eine 
„versteinerte Kirche‘ — so Harnack —, sondern als ein Gebilde, das 
dem Heidentum nicht fernstehe und demsntsprechend als Missionsgebiet. 
(Hiermit dürfte außer g>wissen Kreisen der CSV — besonders in den ver- 
gang:nen Jahrzehnten — auch die hiermit zusammenhängene Evang>- 
liumschristen-Bewegung in Rußland, z. Zt. etwa 2 Millionen Mitglieder, 
und der zahlenmäßig kleine, aber rege Ev. Missionsbund in Stuttgart 
sein, der aus dem früheren Wernig>roder Kreis „Licht im Osten‘ g>meint 
hervorg°gıngen ist. Der intrans'g>nte missionarische Charakter dieser 
Bewegung:n scheint aber im Abnehmen begriffen.) Umg>kehrt wird 
nicht nur mit Recht festgsstellt, daß die Russische Christliche Studenten- 
bewegung im Rahmen der g:samten CSV den ökumsnischen Gedanken 
bedeutend g:fördert habe, sondern auch betont, daß „die protestantische 
Jugend, und sehr häufig nicht nur die Jugend, die ganze Bedeutung 
und die Wege der ökumenischen Bewegung erst dann zu begreifen an- 
fang2, wenn sie orthodoxen Menschen beg>gne“. Die Begegnung der 
evangelischen Christen mit den Katholiken sei meist rein praktischer 
Art, im Religiösen bleibe mın einander fremi. „Umgekehrt hat die 
Begsgnung mit den Orthodoxen für die Protestanten immer religiösen 
Charakter. Die Nähe der Orthodoxie zum Protestantismus in einer Reihe 
von Punkten (die persönliche Liebe zum Herrn Jesus Christus, die Liebe 
zur Hl. Schrift, der Geist der Freiheit) und auf der anderen Seite die 
dogmatische und liturgische Sättigung (nasystjenost’) der Orthodoxie, 
das Fehlen jenes Hochmutes bei den Orthodoxen, der für die Position 
des Katholizismus in der ökumenischen Frage leider so charakteristisch 
ist, alles dieses eröffnet der Orthodoxie die Aussicht (prostor) auf einen 
echten, religiösen Einfluß auf den Protestantismus... Unser tiefer und 
unerschütterlicher Glaube an die Wahrheit der Orthodoxie — so schloß 
der Vorsitzende der Russischen Christlichen Studentenbewegung seinen 
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zusammenfassenden Bericht (Senkowski in „Westnik‘“, München 1949, 
Heft IX—X) — hat den Orthodoxzer nie daran gehindert, der religiösen 
Welt des Protestantismus mit Aufmerksamkeit und brüderlicher Liebe 

zu begegnen ;“ die interkonfessionellen Zusammenkünfte seien, so betont 
er weiter, für die Orthodoxen eine „Schule ihrer orthodoxen Selbst- 
erkenntnis‘, die orthodoxe Jugend kehre von ihnen ‚mit einer wachsen- 
den Liebe zur orthodoxen Kirche zurück“. 

Sämtliche leitende Persönlichkeiten der Russischen Christlichen 
Studentenbewegung sind zugleich Mitarbeiter der Ökumenischen Be- 
wegung. 

Obwohl für das Bewußtsein der Russen fern der Heimat die ortho- 
doxe Kirche und das russische Vaterland z. T.in eine noch engere 
gegenseitige Beziehung getreten sind als früher, so betont die Bewegung 
schließlich ihren theoretischen und praktischen unpolitischen Standpunkt 
gegenüber allen russischen Meinungsverschiedenheiten mit der einen Ein- 
schränkung des strikten Gegensatzes gegen den Bolschewismus, „als 
einer Erscheinung, die die Amoralität fördert‘‘. Denn der Bolschewismus 
sei „eine Krankheitserscheinung, Ausdruck einer tiefen inneren Ver- 
dorbenheit in den Menschen“. „Zusammen mit der ganzen (alten und 
neuen) Emigration und mit allen ehrenhaften Menschen in der Welt 
hält sich die Russische Christliche Studentenbewegung vom Bolschewis- 
mus zurück (ottalkiwaetsja) als von einer Erscheinung, die im tiefsten 
mit der Christenheit nicht vereinbar ist.‘‘ Den Prinzipien der säkularen 
Kultur wird als tragende Idee der Bewegung die „Verkirchlichung des 
Lebens‘“ gegenübergestellt. 


Vom fünfzehnten Jahrhundert an (teilweise sogar schon vom vierzehnten) 
ging in Westeuropa der fortlaufende Prozeß der Ablösung aller Kultur- 
sphären — einer nach der anderen — von der Kirche vor sich. Diese 
Emanzipation der Wissenschaft, Moral, Philosophie, Kunst, des Rechtes 
und des gesellschaftlichen Willens verschärfte nicht nur die Ablösung der 
verschiedenen Kultursphären von der Kirche, sondern ergab jene tiefe . 
Verödung der Seele und des Lebens, die unausweichlich ist, wenn das Band 
zwischen der Kultur und ihrem Logos, den gesegneten Wirkungen des 
Hl. Geistes, verlorengeht. 

Im Westen war dieser Prozeß zu seiner Zeit historisch unausweichlich. 
Für Rußland mit seiner Rechtgläubigkeit (Orthodoxie) war der Säkularismus 
überflüssig und eine durch diesen hervorgerufene Wiederholung einer 
fremden Geisteskrankheit. Deshalb erlosch im russischen Denken, auch 
nach dem Verfall der alten kirchlichen Weltanschauung und der scharfen 
Wendung zum Westen, niemals der Gedanke daran, daß Rußland andere 
Wege beschreiten muß, daß Rußland mit seiner Rechtgläubigkeit imstande 
und verpflichtet ist, den bösen Anhauch einer fremden Krankheit abzutun, 
um in der Rechigläubigkeit die Grundlagen für eine breite und schöpferische, 
freie und von dem Licht und der Wahrheit der Kirche durchstrahlte Kultur 
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zu schaffen. Dies lag auch jenem Ideal der „‚Verkirchlichung des Lebens“ 
zugrunde, zu dem die Russische Christliche Studentenbewegung von Anfang 
an gelangte. Die Bewegung entwickelte den Gedanken einer unerläßlichen 
Prüfung des ganzen Gehaltes der Gegenwartskultur vom Gesichtspunkt der 
Rechtgläubigkeit aus. Dies bedeutet, daß die Grundlagen des gegenwärtigen 
Lebens und der Kultur selbst, ihre schöpferischen Kräfte durchleuchtet und 
geheiligt werden müssen von dem Segen der Kirche, daß die Menschheit, 
auf keine Weise in ihren schöpferischen Bestrebungen nachlassend, in diese 
schöpferische Arbeit die vergessenen oder zurückgedrängten Elemente der 
christlichen Wahrheit hineintragen muß. 

Das ist die ideologische Perspektive, auf die die Bewegung in ihren 
Versuchen ausgerichtet war. Sie kann nicht den Anspruch erheben, ein 
theoretisches System der rechtgläubigen Weltanschauung zu errichten, denn 
e übersteigt die Kräfte der Jugend, die in der Bewegung zusammengefaßt 
sind. 

Aber die Bewegung ist in ihren Versuchen insbesondere darauf gerichtet, 
alle Spuren des Säkularismus zu überwinden. Das ist jene geistliche Richt- 
linie, die den Weg der Bewegung bestimmt. Zwei parallele Aufgaben ergeben 
sich daraus: 


1. Die innere Arbeit: 


Die Umwandlung (Verklärung) des Lebens und der Kultur im Lichte 
des Christentums kann verwirklicht werden nur durch eine innere Um- 
wandlung unserer geistigen Welt, unseres inneren Lebens. Das ist die 
innere Verkirchlichung der Seele, die eine unablässige Arbeit an 
sich selbst erfordert, eine unablässige Verknüpfung des eigenen Wesens 
(estestwo) mit der Kirche durch das gottesdienstliche Leben, durch die 
Sakramente. 


2. Die Schaffung einer kirchlichen Intelligenz: 


Andererseits hat unsere Jugend, die in den Kreisen vereinigt ist und 
die Hochschulen besucht hat, vor sich eine außerordentlich wichtige und 
verantwortliche Aufgabe: beizutragen zu dem Wachstum und der inneren 
Entwicklung von Kadern — einer kirchlichen Intelligenz. 

Die Rückkehr,der Intelligenz zur Kirche geschieht gegenwärtig kraft der 
Guihichuen sing selbst; aber nur durch eine gleichzeitige energische 
und zielstrebige Sammlung der Kräfte der kirchlichen Intelligenz durch die 
Kirche kann nicht nur ein individueller, sondern auch ein historischer 
Fortschritt des russischen Lebens in Richtung auf seine Umwandlung 
(Verklärung) im Geiste Christi, und zwar durch Überwindung der falschen 
Wege sich vollziehen, die gegenwärtig aus dem Pesthauch des westlichen 
Säkularismus hervorgegangen sind. (Westnik IX—X, 1949, 8. 31 f.) 


Auf der ersten Nachkriegstagung der russischen christlichen Studen- 
ten in Deutschland, 1948, entfaltete Senkowski diese Grundsätze hin- 
sichtlich der Aufgabe der orthodoxen Christen für die Welt: Der Kirche 


313 


sind die Kräfte der Heilung und Rettung der Welt von Christus über- 
geben, welche die Christen im Gebet und besonders in den Sakramenten 
empfangen und in die Welt hineintragen. Denn so wie der einzelne 
Mensch, so ist auch die gesamte geschöpfliche Natur nach der Lehre der 
orthodoxen Kirche durch den menschlichen Sündenfall verdorben, an 
sich ohnmächtig, wenn auch nicht, wie Luther von dem sündigsn Men- 
schen im Gegensatz zur römischen Kirche lehrte, an sich tot für die 
Heilung. Einzig durch die Umwandlung der von den Segenskräften 
Christi berührten Seele bringt die Kirche — das ist die Lehre der Ortho- 
doxie — der Welt die Rettung. So wartet — sagte Senkowski — Gott 
auf die freie Heimkehr der Welt zu ihm. 

Von dem universalen Auftrag der Orthodoxie heute sprach auf der 
deutschen Tagung von 1949 auch der aus USA herübergskommsne 
Bischof Johann (Schachowskoj) von Brooklyn, der frühere Geistliche 
der Berliner orthodoxen Gemeinde, jetzt einer der führenden Männer 
des amerikanischen orthodoxen Russentums: 


Unser geistiger nationaler Verfall geschah infolge der Nichterfüllung 
unserer rechtgläubigen orthodoxen apostolischen Universalität (Ökumenizi- 
tät), aber unsere Wanderschaft durch die Welt ( Pilgrimschaft in der Welt) 
bedeutet nicht unsere Verstoßung, sondern sie ist eine Berufung, eine Auf- 
gabe. Wir sind berufen, in der Welt der Akkumulator des rechtgläubigen, 
ökumenischen, wahrhaft christlichen Bewußtseins zu sein, die Träger der 
evangelischen Auferstehungsliebe für alle Menschen.) 


Eine Neubelebung der Russischen Christlichen Studentenbewegung 
in USA infolgs der Emigration aus Deutschland wird g>meldet; als 
führende Männer dieser Bewegung werden gsnannt: Pfarrer A. Kisselew 
aus München, ehemaliger Sekretär der Bewegung in Deutschland, 
Professor G. Florowski, Bischof Johann von Brooklyn. 

Auch in der Christlichen Studentenbewegung in Griechen- 
land kommt g‘genwärtig der orthodoxe Gedanke stärker zur Geltung, 
aber ebenfalls verbunden mit einem Willen zur Ökumene, so in einer 
Resolution von 1948: 


Wenn der Heilige Geist in der protestantischen Kirche solche wunder- 
volle Früchte gezeitigt hat — Heidenmission, innere Erneuerung, Hilfs- 
werke, soziale Reformen usw. —, würden wir eine schwere Hochmutssünde 
begehen, wenn wir „gemein nennen, was Gott gereinigt hat“ ( Apg. 10, 15 y 
und es ablehnen würden, Beziehungen zu diesen Kirchen aufzunehmen. 
Wir wissen, daß Gott uns den geheiligten, unantastbaren Schatz des ortho- 
doxen Glaubens anvertraut hat. Aber wir wissen auch, daß er heilige Be- 
rufungen und mächtige Taten hat geschehen lassen unter unseren Brüdern 
in Christo, die durch die Ereignisse der Geschichte und die Sünden der 
Menschen, einschließlich unserer eigenen Sünden, von der vollen aposto- 
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lischen und orthodoxen Tradition getrennt worden sind. Ist es deshalb nicht 
eine gebieterische Aufgabe für uns, mit allen Mitteln, die uns gegeben 
sind, die geistlichen Verbindungen, die wir mit ihnen haben, zu verviel- 
fachen? 


Schon allein wegen der Mitschuld der Orthodoxie — die diese Jugsnd 
eingesteht — an der Spaltung der Kirche und damit zugleich an der 
Zerrissenheit der Menschheit müsse, so sagte man, eine Diskussion im 
Geiste der Demut angestrebt werden, die keineswegs mit der absoluten 
Treue gegenüber dem „wahren Dogma“ unvereinbar sei. Darüber hinaus 
betonten die jungen Griechen den entschlossenen Willen, auch um die 
Gemeinschaft mit der römisch-katholischen Kirche bemüht zu sein. 

Spezielle Aufgaben der orthodoxen Studenten in der Welt wurden 
besonders von der griechischen Gruppe herausgestellt. Man sprach dort 
von einem tiefen und brennenden Bedürfnis für Rechristianisierung der 
griechischen Universität, die langsam von ihrer christlichen Basis ab- 
sinke; dag-genzustellen wünschte man: 1.die Praxis eines ‚wirklich 
christlichen Lebens“ der Studenten, 2. die systematische Bearbeitung 
wissenschaftlicher Gegenstände in gesonderten Fakultätssektionen. Fer- 
ner wurde stark für die Einrichtung von Sonntagsschulen für die Jugend 
in gınz Griechenland geworben. 

Die Christliche Studentenbewegung in Griechenland steht im Zu- 
sammenhang mit der evangelistischen Bewegung „Zo&“, d. i. „Leben“ 
(nach den Herrenworten Joh. 6, 23 u. 14,6), die einer ihrer Haupt- 
repräsentanten kürzlich ‚die bedeutendste aller religiösen Bewegungen 
in Griechenland, wenn ich mich nicht täusche in den orthodoxen Ländern 
überhaupt, sowohl hinsichtlich der Organisation wie der Erfolge‘ ge- 
nannt hat (P. Bratsiotis — Athen; ein anschaulicher Bericht von ihm, 
übersetzt von J. Kalogiru, in Intern. Kirchl. Zschr., 1949, H. 4). Ihren 
Kern bildet eine missionarische Bruderschaft, die der Archimandrit 
Eusebius Matthopulos (f 1929) 1907 in Athen gründete, um 


jungen Theologen, die er erzogen hatte, das Werk der friedlichen und all- 
mählichen Umgestaltung der griechischen Gesellschaft, auf Grund der 
Heiligen Schrift und der Heiligen Tradition und im Einklang mit den 
kirchlichen Behörden, anzuvertrauen. Die Bruderschaft zählt heute 75 Mit- 
glieder, welche ein gemeinsames Leben führen. Von diesen sind ungefähr 
25 Kleriker, die anderen sind Laien. Die meisten sind Theologen, die 
übrigen Vertreter anderer Wissenschaften. Das Ziel der Bruderschaft ist, 
ihre Mitglieder zu christlichen Persönlichkeiten, nach dem Geist der Ortho- 
doxen Kirche, zu bilden, um durch solche Persönlichkeiten die Wiedergeburt 
des griechischen Volkes zu erreichen. Als Mittel zur Erfüllung dieses 
Ziels benützt die Bruderschaft die mündliche und schriftliche Predigt, die 
katechetische Belehrung, das Beichtwesen und vor allem das Beispiel ihrer 
Mitglieder in der Lebensführung. Den belebenden Mittelpunkt aber aller 
Bestrebungen bildet das Sakrament der Heiligen Eucharistie. Die 
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oftmalige Teilnahme am Altarsakrament wird von Anfang an bei der 
Bruderschaft mit großem Eifer durchgeführt. Die mündliche Verkündigung 
wird mit großer Intensität gepflegt. Es stehen dazu 50 Prediger zur Ver- 
fügung, die nicht nur in Athen (regelmäßige Kathedralgottesdienste des 
heutigen Leiters Seraphim Papakostas) und in den Provinzen des grie- 
chischen Staates tätig sind, sondern auch außerhalb desselben, so vor allem 
auf der Insel Zypern. Mit dem gleichen Eifer wird von der Bruderschaft 
die Beichte gepflegt (über 10 Beichtväter). Sie verfügt über eine große 
Druckerei und über ein eigenes Verlagshaus. Seit 1911 zirkuliert — auch 
bei den Auslandsgriechen — die den Namen der Bruderschaft tragende . 
Wochenzeitschrift „Zo&‘, jetzt in 110000 Exemplaren. Außerdem wurden 
erbauliche und theologische Werke herausgegeben. Seit 1929 übernahm die 
Bruderschaft das Werk einer Bibelgesellschaft. Sie gibt im Original die 
Texte der griechischen Bibel heraus (Neues Testament, 3. Aufl. 1939 in 
100000 Exemplaren, Altes Testament nach der LXX., 2. Aufl. 1939 in 
6000 Exemplaren). Seit 1926 hat die Bruderschaft katechetische Schulen 
für Kinder errichtet. Zu diesem Zweck stehen ihr heute 150 Katecheien 
(männliche und weibliche) zur Verfügung, die ihre Dienste ohne ander- 
weitige Hilfe leisten. Nach der letzten Statistik gab es in ganz Griechenland 
und in Zypern in den Kirchengebäuden 622 katechetische Schulen — 
untere, mittlere, obere und für Arbeiter — mit 90000 Schülern. 


Ferner wurden spezielle Organisationen für Studenten und Arbeiter in 
Athen, Saloniki und in anderen geistigen und industriellen Zentren Griechen- 
lands geschaffen, Sommerlager veranstaltet und eine obere Schule für all- 
gemeine Bildung eröffnet, wo Mitglieder der Bruderschaft und andere 
gleichgesinnte Gelehrte den Unlerricht erteilen. 


Aus der Bruderschaft ‚Zo&‘“ sind folgende weitere Organisationen 
hervorgegangen: die monastische Schwesternschaft „Eusebia‘“ (20 or- 
dentliche Mitglieder; katechetische Schulen für Mädchen; Zeitschrift 
„Zo& tou Pädiou‘, „Das Leben des Kindes‘, in 40000 Exemplaren; 
Ausbildung in Krankenpflege); ein Verein für innere Mission ; der Christ- - 
liche Studentenverein (seit 1933 mehr als 1000 Studenten in Athen und 
Saloniki); der Panhellenische christliche Elternverein, seit 1935; der 
christliche Wissenschaftlerverein, auch im Jahre 1935 gegründet (er 
umfaßt Vertreter aller Wissenschaften, unter anderen auch einige 
Universitätsprofessoren; sein Organ ist die wissenschaftliche und lite- 
rarische Monatszeitschrift ‚„Aktines‘, „Strahlen“, in 40000 Exemplaren). 
Anfang 1947 ging ‚Die Botschaft des Vereins der christlichen Wissen- 
schaftler‘ in 10000 Exemplaren hinaus. „Darin werden die Irrungen der 
ungläubigen Forschung und der negativen Weltanschauungen auf den 
verschiedenen Fachgebieten der Wissenschaft aufgezeigt, mit besonderem 
Bezug auf den griechischen realen Sachverhalt. Es wird weiter der 
Einklang festgestellt, welcher zwischen der modernen Wissenschaft und 
der Religion und speziell dem Christentum besteht, wie auch der wohl- 
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tuende Einfluß des letzteren auf die Entwicklung der Kultur. Diese 
Botschaft erregte einen tiefen Eindruck bei den Gebildeten in Griechen. 
land und wurde sehr günstig in der kirchlichen Presse anderer Kon- 
fessionen des Abendlandes beurteilt.‘ 

Im Nahen Osten entstand im Jahre 1942 aus der Initiative von drei 
arabischen orthodoxen Studenten eine Jugendbewegung, die 
heute in Syrien, Palästina und im Libanon bereits 2000 Mitglieder 
umfaßt. Der Sitz der Bewegung ist in Beirut, ihr Führer der Diakon 
Agnatius Hazeem. Eine Zweigbewegung wurde kürzlich in Paris ge- 
gründet. Ziel und Zweck der Bewegung ist es, ihren Mitgliedern zu einem 
echten christlichen Leben innerhalb der Orthodoxen Kirche zu verhelfen. 
Der Orthodoxe Patriarch von Antiochien und seine Bischöfe haben sie 
anerkannt und ihr den Segen erteilt. Jedes Mitglied der Bewegung ver- 
pflichtet sich zu täglichen Gebeten und Bibelstudien, regelmäßigem 
Besuch der Sonntagsgottesdienste, ferner mindestens viermal im Jahr 
das Heilige Abendmahl zu nehmen und jedes Jahr wenigstens ein 
religiöses Buch zu lesen. Außer den regelmäßigen Zusammenkünften 
der örtlichen Gruppen finden Freizeiten, Versammlungen und Konfe- 
renzen statt. Doch über diese äußeren Kundgebungen hinaus liegt der 
Jugendbewegung daran, das Leben ihrer Mitglieder mit dem Geist des 
Evangeliums zu durchdringen. Sie unterhält neben einer Höheren Lehr- 
anstalt in Beirut mehrere Sonntagsschulen mit insgesamt 1500 Schülern. 
In jeder Stadt besteht ein Kirchenchor, während auf den Dörfern 
missionarische Besuche durchgeführt werden. Die Zeitschrift der Jugend- 
bewegung unter dem Titel „Al Nour‘“ — „Licht“ — in arabischer Sprache 
erscheint monatlich. Die Bewegung beschäftigt keine bezahlten An- 
gestellten. Ihre Aufgaben werden von einem Generalsekretär und einer 
Exekutive durchgeführt, und man hat die Verwaltung absichtlich auf 
ein Mindestmaß beschränkt. Verschiedene ihrer Mitglieder bereiten sich 
in den griechisch-orthodoxen Seminaren Frankreichs auf das Priester- 
amt vor, andere möchten ins Kloster gehen. Das in der Nähe von 
Tripolis gelegene Balamend Patriarchats-Seminar ist neu organisiert 
worden und hat jetzt 30 Studenten, die anschließend zur Weiterführung 
ihrer Studien das Khalki-Seminar bei Konstantinopel besuchen. 

Die orthodoxe arabische Jugendbewegung — so berichtet der Ök.P.D. 
(10. 2. 1950) — verfolgt mit großem Verständnis alle Bemühungen um 
die christliche Zusammenarbeit. So steht sie u. a. in Verbindung mit dem 
Ökumenischen Rat, dem Christlichen Studentenweltbund, den Christ- 
lichen Vereinen Junger Männer und der Anglo-Orthodoxen Gemein- 
schaft von St. Alban und St. Sergius in London. 


b) Ökumenische Bewegung 


An der Arbeit der Ökumenischen Bewegung der dreißiger 
Jahre sind die orthodoxen Kirchen des Ostens — mit Ausnahme des 
Patriarchats Moskau und des zahlenmäßig stärksten rechten Flügels 
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der russischen Emigration — ebenso wie in den zwanziger Jahren be- 
teiligt gewesen, und zwar unter Führung des westeuropäischen Exarchen 
des Patriarchats Konstantinopel, Metropolit Germanos von Thyateira, 
der in London residiert und zugleich einer der Präsidenten des Ökume- 
nischen Rats ist. Der charakteristische Beitrag der Orthodoxen Kirchen 
zur Ökumenischen Bewegung dürfte auch in diesem Jahrzehnt darin zu 
finden sein, daß sie zu der stärker körperschaftlichen Ausrichtung insbe- 
sondere der amerikanischen Denominationen immer aufs neue das Ele- 
ment sakramentaler Kirchlichkeit hinzubrachten, und zwar sowohl in 
Fragen der praktischen wie auch der dogmatischen Arbeit. In großem den - 
Realismus — und in Abgrenzung sowohl gegen protestantischen Indivi- 
dualismus wie gegen katholischen Klerikalismus — wiesen sie unbeirrt 
darauf hin, daß die Kirche als der Leib Christi eine „himmlisch-irdische 
Organisation“, ja ein „mystisch-biologischer Organismus“ sei, dem in 
der Gemeinschaft sämtlicher Glieder und aller Zeiten — und nur so — 
die Unfehlbarkeit des Hl. Geistes innewohne. 


An diesen Unterschieden wurden zugleich grundsätzliche Schranken 
zwischen Orthodoxie und Protestantismus deutlich, die bisher nicht 
überwunden wurden. Gleichzeitig trat vielmehr ein auch an den anderen 
orthodoxen Zentren zu beobachtendes neu erstarkendes orthodoxes 
-Selbst- und Sendungsbewußtsein in Erscheinung. Wie schon in Lausanne 
1927 setzte sich die gesamte orthodoxe Delegation unter Metropolit 
Germanos auch in Edinburgh 1937 wieder von den übrigen versammelten 
Kirchen durch grundlegende dogmatische Vorbehalte ab, die insbesondere 
die Tradition, die apostolische Sukzession, die Sakramente und die 
Verehrung der Gottesmutter betrafen. Germanos faßte sie — im Namen 
sämtlicher orthodoxen Abgeordneten — nach Aufzählung der einzelnen 
Punkte folgendermaßen zusammen: 


Wir orthodoxen Abgeordneten, getreu der Tradition der alten, unge- 
teilten Kirche der sieben ökumenischen Synoden und der ersten acht Jahr- 
hunderte, hegen die Überzeugung, daß allein die dogmatische Lehre der 
alten Kirche, wie wir sie in der Heiligen Schrift, dem Glaubensbekenntnis, 
den Entscheidungen der ökumenischen Synoden, der Lehre der Väter, dem 
Gottesdienst und dem ganzen Leben der ungeteilten Kirche finden, eine 
tragfähige Grundlage abgeben kann, um sich erfolgreich und in rechter 
Weise mit den neuen dogmatischen und theologischen Problemen ausein- 
anderzusetzen, die in jüngster Zeit entstanden sind. Wir orthodoxen Ab- 
geordneten betonen ferner die Notwendigkeit von Genauigkeit und Greifbar- 
keit in der Formulierung des Glaubens und sind überzeugt, daß zweideutige 
und kompromißartige Ausdrücke des Glaubens nur von geringem Wert 
sind. Wir widersetzen uns unbestimmten und abstrakten Bezeichnungen, 
die dazu dienen sollen, tatsächlich voneinander verschiedene Begriffe und 
Lehrmeinungen miteinander zu identifizieren. Wir Orthodoxen betrachten 
es daher als unsre Pflicht gegenüber unserer Kirche und unsrem Gewissen, 


318 


in aller Aufrichtigkeit und Demut zu erklären, daß Berichte in solcher 
unbestimmten und abstrakten Sprache zwar vielleicht der Wiedervereinigung 
zwischen Kirchen mit denselben wesentlichen Merkmalen dienlich sein 
mögen, doch im Hinblick auf das größere Ziel, für das sie gebraucht 
ar sind, völlig nutzlos sind, besonders sofern es die Orthodoxe Kirche 
etrifft. 


Die Orthodoxen zogen daraus die Konsequenz, daß die Einigungs- 
bewegung der Kirchen schrittweise geschehen müsse, indem zunächst 
gewisse Gruppen sich sammelten. (Die Einmütigkeit, mit der die Ortho- 
doxen selbst auf den ökumenischen Versammlungen in Erscheinung 
traten, konnte hierfür beispielhaft sein. Aber freilich waren die Dele- 
gierten — wie gesagt — keineswegs in der Lage, die gesamte Orthodoxie 
zu repräsentieren.) 


W Es ist daher nicht zu vermeiden, daß wir Orthodoxe uns an das erinnern, 
was von den orthodoxen Abgeordneten auf der Weltkonferenz in Lausanne 
ausgesprochen wurde, nämlich: daß die allgemeine Wiedervereinigung der 
christlichen Kirchen möglicherweise beschleunigt werden könnte, wenn 
zunächst die Einigung zwischen solchen Kirchen erzielt würde, die einander 
sehr ähneln. Auf solche Weise mag das allmähliche Sichfinden der christ- 
lichen Kirchen unterstützt und gefördert werden. Die glücklichen Ergebnisse, 
die jetzt in verschiedenen Teilen der Christenheit erzielt worden sind, indem 
Kirchen, die nahe miteinander verwandt sind, ihre Einheit wieder erreicht 
haben oder auf dem Wege dazu sind, und daß andere auf dem Wege freund- 
schaftlichen Austausches einander näherkommen, erfüllen uns mit Hoffnung 
und ermutigen uns, in unsern Anstrengungen für eine endgültige Wieder- 
vereinigung aller Christen fortzufahren. 

Brüder, nachdem wir diese Erklärung abgegeben haben, um unserm 
Gewissen Genüge zu tun, sehen wir uns dazu getrieben und freuen uns, 
mit einigen Worten zu betonen, welch großen geistigen Gewinn wir aus 
dem täglichen Verkehr mit Euch, den Vertretern anderer christlicher 
Kirchen, gezogen haben. Mit Euch beklagen wir die Zerteilung des ungeteilten 
Rockes Christi. Wir begehren gleich Euch, daß die Glieder des Einen Leibes 
Christi wieder miteinander vereint werden möchten, und wir beten gleich 
Euch Tag für Tag in unsern Gemeinden für die Einheit der gesamten 
Menschheit. 

In und unter dem Verkehr mit Euch ist uns geistige Tröstung und 
Aufrichtung gewährt worden, und dadurch sind wir in unserm Glauben 
gestärkt worden, sofern wir mit Euch die Gabe des Geistes erfahren haben, 
aufzusehen „auf Jesum, den Anfänger und Vollender des Glaubens; welcher, 
da er wohl hätte mögen Freude haben, erduldete das Kreuz und achtete der 
Schande nicht und hat sich gesetzt zur Rechten auf den Stuhl Gottes‘‘. Wir 
haben hier mit erneuter Stärke die große Bedeutung gefühlt, die unsere 
Kirche der wechselseitigen Liebe als der Voraussetzung zuschreibt, die uns 
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ermöglicht, nach einem gemeinsamen Bekenntnis des Glaubens zu schauen: 
„Laßt uns einander lieben, damit wir einmütig den Vater, den Sohn und 
den Heiligen Geist bekennen.“ 

Mit Euch vergegenwärtigen wir uns, daß die Erhebung zur Teilnahme 
am Kreuze, dem Sterben und dem Auferstehungsleben unseres Herrn Jesu 
Christi der rechte Weg zur Einigung ist. Denn trotz all unsern Verschieden- 
heiten ist unser gemeinsamer Meister und Herr Einer — Jesus Christus, 
der uns zu stets engerer Zusammenarbeit für die Auferbauung des Leibes 
Christi zusammenführen will, daß wir alle hinankommen zu einerlei 
Glauben und Erkenntnis des Sohnes Gottes, und ein ‚vollkommener Mann. 
werden, der da sei in dem Maße des vollkommenen Alters Christi‘“ (Eph. 
4, 12—13). 


Die Erklärung war unterzeichnet von den Vertretern der vier alten 
Patriarchate, der griechischen und bulgarischen Kirche, der liberalen 
russischen Emigrantenkirche unter Metropolit Eulogius und einem Ver- 
treter der lettischen orthodoxen Kirche (Hodgson-Staehelin, Edinburgh, 
Zollikon-Zürich 1940, S. 251 ff.). 

Man wird nicht sagen können, daß diese wiederholten offiziellen 
Vorbehalte und Anregungen der Orthodoxen in den Arbeiten des 
Fortsetzungsausschusses der Weltkonferenz für Glauben und Kirchen- 
 verfassung der nächsten elf Jahre und auf der Vollversammlung des 
Ökumenischen Rates in Amsterdam 1948 stark zur Geltung gekommen 
seien. Die akute Auseinandersetzung der Kirche mit den Mächten der 
Welt schien damals den Vorrang zu beanspruchen. Und auch die von 
der Ersten Sektion in Amsterdam vorgetragene, quer durch alle Kon- 
fessionen hindurchgehende grundsätzliche Aufgliederung der christ- 
lichen Kirchen in eine evangelisch-protestantische Gruppe (in Betonung 
der Initiative des Wortes Gottes und des Amtes des Glaubens, in der 
Rechtfertigung sola fide) und in eine „katholische“ (in starker Betonung 
der sichtbaren Kontinuität der Kirche in der apostolischen Sukzession 
des Bischofsamtes) konnte den Orthodoxen kaum als ein Fortschritt. 
gelten. Diese betonten übrigens ihrerseits, wiederum durch den Mund 
des Metropoliten Germanos, in Amsterdam, daß sie „infolge von Zeit- 
umständen nicht Zeit genug zur Vorbereitung für die Konferenz gehabt“ 
hätten. Die Stellungnahme zu den Arbeitsergebnissen von Amsterdam 
überließen sie in einer von Erzbischof Germanos bei der Schlußsitzung 
der Weltkonferenz im Namen der orthodoxen Teilnehmer abgegebenen 
Erklärung den Heimatkirchen selbst (Official Report of Amsterdam 
ED. hg. von W. A. Visser ’t Hooft, Faith and Order Commission, 

.220). 


Ein grundsätzlicher Vorbehalt durchzieht als ein roter Faden so- 
wohl die griechische Diskussion der beiden letzten Jahre über die 
Beteiligung an der Amsterdamer Bewegung, wie auch die Stellung- 
nahme der russischen Emigranten und des Moskauer Patriarchats (vgl. 
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die Dokumente in dem Beitrag von Lie. W. Menn über „Die Ökumenische 
Bewegung seit Amsterdam“). Dabei dürfte die mittlere Linie, zu der die 
griechische Kirche sich bisher immer wieder bekannt hat, schon in einer 
grundsätzlichen Erklärung vorgezeichnet sein, die Germanos 1938 ab- 
gegeben hat und die an allseitiger und programmatischer Bedeutung bis 
heute nichts eingebüßt hat: 


Es ist oft gesagt worden, nicht nur von T'heologen der Kirche von Rom, 
sondern auch von solchen der östlichen Kirche, daß deren Beteiligung an 
Konferenzen für die Wiedervereinigung, an denen auch Protestanten 
extremster Richtung teilnehmen, eine Abweichung vom streng orthodoxen 
Geist bedeute. Diese Kritiker vergessen aber, daß das System der orthodoxen 
Kirche nicht mit dem Maßstab römischer Ausschließlichkeit gemessen 
werden darf. Denn die Römische Kirche hat ihr Lehrsystem entgegen den 
allgemeinen Grundlagen der alten Kirche entwickelt. Sie trachtet es allen 
Anhängern abweichender Lehren aufzuzwingen und weigert sich, in irgend- 
welche Verhandlungen darüber einzutreten. Die Orthodoxe Kirche dagegen, 
die von Anbeginn an vom Geist der freien Diskussion und der freien For- 
schung durchdrungen war, ist von diesem Geist nie abgewichen, auch in den 
dunkelsten Jahrhunderten ihrer Geschichte nicht. Oft und oft im Laufe der 
Zeiten hat sich die Orthodoxe Kirche nicht nur mit Häretikern, die sich 
seinerzeit von ihr getrennt hatten, sondern auch mit Rom und Protestanten 
in Verbindung gesetzt... Daraus darf aber nicht gefolgert werden, daß 
jemals Zweifel an der unerschütterlichen Überzeugung der Orthodoxen 
Kirche aufgetreten wären, daß sie die eine heilige katholische und apostolische 
Kirche sei, wie dies täglich im Credo erklärt wird; noch auch, daß anderseits 
ihre erklärte Freiheit bis zur Grenze der Anarchie gehe.!) 


Hierbei ist zu bedenken, daß Metropolit Germanos von Thyateira 
Hauptrepräsentant jener modernen Richtung innerhalb der Orthodoxie 
ist, die neben der Einen Heiligen Kirche auch den nichtorthodoxen 
christlichen Kirchen den Charakter der „Kirchlichkeit‘‘ zugesteht, so 
daß er in Stockholm 1925 diesen sogar besondere Funktionen als Glieder 
am Gesamtleibe Jesu Christi zuerkennen konnte. Diese liberalere Strö- 
mung, die die orthodoxe zwischenkirchliche Arbeit der zwanziger Jahre 
bestimmte, scheint sich nach den Erfahrungen der dreißiger und vier- 
ziger Jahre freilich in einem gewissen Rückgang zu befinden. 

Selbst einer der unermüdlichsten Vorkämpfer des ökumenischen 
Gedankens innerhalb der Orthodoxen Kirche, Professor Leo Sander 
(Zander) — Paris bezeichnet in mehreren Monographien der letzten Jahre 
die Ökumenische Bewegung in erster Linie als eine Sache des Panpro- 
testantismus, der sich als ‚dritte Kraft im christlichen Raume‘“ akti- 
viere. 





1) Erzbischof Germanos: „Die Orthodoxe Kirche und die Einigungs- 
bestrebungen“, in I.K.Z. 28, 1938, S. 205; vgl. auch: Dr. J. Kalogiru: „Die 
orthodoxe Kirche im Lichte der ökumenischen Bewegung“, I.K.Z. 1948, H. 2. 
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Stärker als Sander betonte aber z.B. Professor G. Florowski-New 
York in diesem Zusammenhang den missionarischen Auftrag der Ortho- 
doxie (darüber noch im folgenden). 

Die orthodoxen Theologen in West- und Südeuropa scheinen z. Zt. 
bezüglich interkonfessioneller dogmatischer Diskussionen gewisse Er- 
müdungserscheinungen zu zeigen, die aus den Erfahrungen der letzten 
dreißig Jahre resultieren mögen. Professor L. Sander wollte kürzlich nur 
einige neuere orthodox-evangelische Begegnungen auf deutschem Boden 
hiervon ausnehmen (Zeitschrift „Das Wort der Kirche‘‘, russ., Paris, 
Jan. 1950). Im übrigen dürfte das Bestreben im Wachsen sein, sich auf. 
den Bereich praktischer christlicher Zusammenarbeit zurückzuziehen, 
den schon der grundlegende Aufruf des Patriarchats Konstantinopel 
„An die Kirchen Christi in aller Welt‘ von 1920 abgesteckt hatte. 

Die umgekehrte Konsequenz zog aus den ökumenischen Entwicklun- 
gen der vergangenen Jahrzehnte das Patriarchat Moskau. Dabei 
geht man dort von den gleichen grundsätzlichen Erwägungen aus, z. B. 
wenn „das Praktische Christentum vor Amsterdam als der folgerichtige 
Ausdruck des radikalen Protestantismus mit seiner Leugnung der Gott- 
menschlichkeit Christi, der sieben Sakramente, der Jungfrau Maria, der 
Heiligenverehrung usw. betrachtet“ wird. Aber diesem praktischen 
Christentum unter Absehung von den dogmatischen Differenzen wird 
von Moskau aus die Eigenberechtigung abgesprochen, und entsprechend 
erscheint „die Ökumenische Bewegung seit der Vollversammlung von 
Amsterdam als eine politische Partei, als Bundesgenossin derer, die den 
dritten blutigen Krieg entfesseln wollen“ (Hermogen, Z.M.P. Dez. 1948, 
vgl. Beitrag Menn). 

Im Gespräch zwischen den christlichen Kirchen des Westens ein- 
schließlich der orthodoxen Emigrantenkirchen einerseits und dem Patri- 
archat Moskau andererseits vermag offenbar jeder der Partner leichter 
den Splitter der Säkularisierung im Auge des anderen zu erkennen als den 
Balken im eigenen Auge. Die Verweltlichung, d. h. das falsche Über- 
gewicht der an sich notwendigen Verflechtungen der Kirchen mit den. 
Gegebenheiten ihrer diesseitigen Umwelt, woraus alle Kirchenspaltungen 
resultieren, hat zum mindesten in der Kontroverse zwischen Moskau 
und dem Westen einen einzigartigen Kulminationspunkt erreicht. Die 
Schärfe der gegenseitigen Anschuldigungen scheint beiderseits der tiefen 
Sorge vor der eigenen Gefahr der Welthörigkeit zu entsprechen. Im 
Gegensatz zu Versuchen der Selbstrechtfertigung auf beiden Seiten er- 
scheint es dringend erforderlich, den berechtigten Motiven in den Aus- 
sagen des Partners immer mehr Raum zu geben. Erst dadurch würde 
z. B. auch das Resumee, das der stellvertretende Leiter des Kirchlichen 
Außenamtes des Patriarchats Moskau, Erzpriester G. Rasumowski, aus 
den Amsterdamer Berichten zog, entkräftet werden können: „jene Vor- 
gänge hätten die Moskauer Absage an Amsterdam nachträglich bestätigt, 
denn die orthodoxen Delegierten hätten bei der Konstituierung des 
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Ökumenischen Rates der Kirchen im besten Fall nur als sachlich ein- 
flußlose Teilnehmer fungieren können“ (Ztschr. des Patr. Moskau, 1949, 
H.5; Entgegnungen im Ök.P.D., Okt. 1949). Sie hätten aber nicht 
verhindern können — das ist die offenbar dahinter stehende, aus den 
früheren Moskauer Erklärungen zu erschließende Meinung —, daß man 
in Amsterdam zu organisatorischen Maßnahmen schritt, ohne einerseits 
die nach orthodoxer Auffassung hierfür unerläßlichen Vorbedingungen 
glaubensmäßiger Einmütigkeit sämtlicher Kirchen in den necessariis 
sowie andererseits eine vorausgegangene organisatorische Zusammen- 
fassung der einzelnen Teilkirchen, darunter auch der Orthodoxie selbst, 
zugrunde legen zu können. Die Stellungnahme der orthodoxen Kirchen 
zur ökumenischen Frage wird voll verständlich erst vor dem Hinter- 
grunde ihrer eigenen Einigungsbestrebungen. 


III. Panorthodoxe Bestrebungen; Kirche und Staat 
in Osteuropa 
a) Patriarchat Konstantinopel 


Schon in den dreißiger Jahren hatte die Griechische Kirche. — das 
Patriarchat Konstantinopel und die Bischofssynode in Athen — ver- 
sucht, sich zum Zentrum einer eigenen orthodoxen Einigungs- 
bewegung zu machen. Als Vorbereitung für ein erstrebtes panortho- 
doxes Konzil, das seit dem letzten, vom byzantinischen Kaiser ein- 
berufenen und nicht mehr allerseits anerkannten ökumenischen Konzil 
im neunten Jahrhundert und der daraus entsprungenen Kirchenspaltung 
nicht mehr stattgefunden hat, tagte eine Vorkonferenz in dem Kloster 
Watopedi auf dem Berge Athos im Jahre 1931 sowie der panorthodoxe 
Theologenkongreß von Athen im Jahre 1936, auf denen die russischen 
Orthodoxen wiederum nur durch einige Theologen der Emigration ver- 
treten waren. Der Athener Kongreß ergab eine eindrückliche Gesamt- 
schau von Wesen und Gestalt der Orthodoxen Kirchen, die in einem 
weitgehend in deutscher Sprache — in der auch die Aussprache selbst 
stattfand — abgefaßten Protokollband von Professor Alivisates-Athen 
veröffentlicht wurde (1939). 

Erwartungen auf eine neu verstärkte Aktivität ‚des Patriarchats 
Konstantinopel werden an die Inthronisierung des Patriarchen Athena- 
goras von Konstantinopel im Januar 1949 geknüpft. Dieser ehemalige 
Bischof von Epirus war zwölf Jahre lang der Exarch des Patriarchats 
Konstantinopel in USA und somit auch amerikanischer Staatsbürger; 
er unterhält nach wie vor Beziehungen zu Präsident Truman. Am 
26. Februar 1950, dem „Feste der Orthodoxie‘‘, erließ Patriarch Athena- 
goras einen „Hirtenbrief an alle Mitglieder der Orthodoxen Kirche“. 


Das Fest, das wir orthodoxe Christen heute in der ganzen Welt begehen, 
ist von großer und ausschließlicher Bedeutung. Dieses Fest, das im Ge- 
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dächtnis an die Erneuerung der Heiligenbilder (Ikonen) gefeiert wird und 
das ursprünglich für den Schutz der Gläubigen vor den Gefahren der Irr- 
lehre und des Bildersturms eingeführt worden war, ist im Laufe der Jahr- 
hunderte zu der Lieblingsfeier der Morgenländischen Orthodoxen Katho- 
lischen und Apostolischen Kirche Christi in aller Welt und ganz besonders 
in unserer Heiligen Großen Christlichen Kirche des Ökumenischen Patriar- 
chats geworden, das — seit seiner Gründung — auf der Bühne des Weli- 
geschehens standgehalten hat als ein Träger des Lichts, als ein strahlendes 
Bollwerk der Orthodoxie, als ein von Gott erschaffener hochragender 
Fels, an dem alle, die den apostolischen Glauben fälschen wollien, zerschelli _ 
sind. 

Fürwahr, die Geschichte dieses ehrwürdigen Siuhles ist so eng verwoben 
mit der Geschichte des orthodoxen Christentums, mit den Heiligen Öku- 
menischen Konzilien und mit dem unablässigen harten Kampf um die 
Reinerhaltung des Glaubens, wie wir ihn von den ersten Zeugen und Dienern 
am Wort Gottes übernommen haben, daß durch ihn die Geschichte der Ost- 
kirche — einer starken, unzerbrechlichen Keite vergleichbar — ihren inner- 
sten Zusammenhalt, ihre höchste Steigerung gefunden hat. 

Das ist der Grund, warum die einstmals bescheidene und zahlenmäßig 
geringe Kirche des Erstberufenen Heiligen Apostels Andreas höchste Ehren 
erlangt hat, zum Ökumenischen Stuhl erhoben und damit zum Brennpunkt 
geworden ist, zu dem die ganze von Gott geleitete Kirche hinblickt, — nach 
der kanonischen Ordnung die Stätte, wo alle selbständigen und unabhängigen 
(autokephalen) Kirchen an den verschiedenen Orten und in den verschiedenen 
Ländern ihren Rückhalt und Fortbestand finden als ein einziger unteilbarer 
Leib. Im Grunde genommen sind die verschiedenen orthodoxen Kirchen 
nur durch diese Mutterkirche, d. h. in der Gemeinschaft und im Kontakt 
mit ihr, mit dem Leib der Einen, Heiligen, Katholischen und Apostolischen 
Orthodoxen Kirche verbunden, deren Haupt kein anderer ist als der An- 
fänger und Vollender des Glaubens, unser Herr Jesus Christus. 

Die Mutterkirche, deren ganzes Dasein ein endloser Kampf um die 
Erhaltung der überlieferten Glaubenstugenden, die Stärkung der Heiligen . 
Kirche Gottes und das Heil jeder einzelnen orthodoxen Kirchgemeinde 
gewesen ist, darf berechtigt für sich erwarten, daß ihre Kinder ihr die 
gebührende Ehrerbietung entgegenbringen und sich ihrer Pflichten ihr gegen- 
über genauestens entledigen werden.!) 


Die Nachricht einer westlichen Agentur, daß Patriarch Athena- 
goras dem Exkommunikationsdekret des Papstes gegen Förderer des 
Kommunismus vom Juni 1949 (vgl. noch unten $. 336) durch eine ent- 
sprechende Verordnung nachgefolgt sei, erwies sich als Irrtum. Patriarch 
Alexius von Moskau erklärte hierzu am 1.8. 1949 einem Reporter der 
Reuter-Agentur: 





1) Vgl. Oek. P. D., 10.3. 50. 
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Auf Ihren Brief vom 21. Juli d. J. mit den drei folgenden Fragen — 
im Zusammenhang mit einer Meldung aus Istambul über eine Entschließung 
des Ökumenischen Patriarchen Athenagoras, den Ausschluß aller Förderer 
des Kommunismus aus der Orthodoxen Kirche zu verfügen, — halte ich es 
für notwendig, Ihnen folgende Antwort zu geben: 


1. Frage: Waren Sie in Kenntnis gesetzt worden von dem Beschluß 
des Ökumenischen Patriarchen, eine solche Verfügung zu erlassen? 

2. Frage: Wie wird sich die Russische Orthodoxe Kirche zu dem Erlaß 
einer solchen: Verfügung stellen? 

Antwort: Über eine Entscheidung des Ökumenischen Patriarchen, den 
Ausschluß aller Förderer des Kommunismus aus der Orthodoxen Kirche 
zu verfügen, ist mir und dem Synod der Russischen Orthodoxen Kirche nichts 
bekannt. Überdies lassen wir und der Synod den Gedanken nicht zu, daß 
durch einen orthodoxen Patriarchen ein solcher Beschluß ausgehen kann, 
der in seiner Wurzel den wesentlichen Grundlagen des orthodoxen christ- 
lichen Glaubensbekenntnisses widerspricht. 


3. Frage: Besteht nach Ihrer Ansicht ein Konflikt zwischen der Loyalität 
gegenüber dem sowjetischen Staat und der Loyalität gegenüber der Russischen 
Orthodoxen Kirche? 

Antwort: Auf diese Frage ist nur eine Antwort möglich. Solch ein 
Konflikt besteht nicht nur nicht, sondern kann auch nicht bestehen, wenn 
das gläubige Volk sich an den genauen Sinn der evangelischen Gebote und 
des apostolischen Vermächtnisses halten wird.!) 


Die Patriarchen von Konstantinopel und Moskau pflegen die üb- 
lichen Festgrüße der orthodoxen Kirchenhäupter miteinander auszu- 
tauschen. Doch läßt sich in den Moskauer Verlautbarungen allgsmein 
ein verminderter Gebrauch desTitels „‚Ökumenischer“ Patriarch (= Uni- 
versal- oder Reichspatriarch) feststellen, den der Patriarch von Kon- 
stantinopel seit dem Jahre 518 für sich in Anspruch nimmt. 

Eine erhöhte gesamtorthodoxe Bedeutung könnte dem Patriarchat 
Konstantinopel dagegen auch aus neuesten Bestrebungen der west- 
europäischen russischen Emigration erwachsen, worüber am Schluß zu 
berichten sein wird. 


b) Patriarchat Moskau 


Den Konstantinopler Sammlungsbestrebungen korrespondieren seit 
den vierziger Jahren Versuche, die orthodoxe Welt um das Patriarchat 
Moskau zu sammeln. Voraussetzung hierfür ist 1. die sog. neue kirchliche 
Politik des Patriarchats Moskau, die der Nachfolger des Patriarchen 
Tychon (1917—25), Patriarchatsverweser Sergius (1925—43, von 1943 
bis 1944 Patriarch), durch sein vielangefochtenes Sendschreiben von 
1927 einleitete. Sergius hatte in diesem Schreiben erklärt, daß die 





1) Moskauer Patriarchatszeitschrift, Nr. 4, 1949. 
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theologisch-kirchliche Konsequenz aus der siegreichen atheistischen 
Revolution gezogen und die Stellung des orthodoxen Christen zum Staat 
auf eine neue Grundlage gestellt werden müsse. Hierbei verstand er 
selbst sich als Vollstrecker des Willens seines Vorgängers, den das Volk 
den Heiligen genannt hat. Jener Tychon hatte — wie erst in den letzten 
Jahren genauer bekannt geworden ist — in der Zeit der Bürgerkriege 
zunächst Bußrufe von schärfster Klarheit an das ganze russische Volk, 
dem er sich selbst mit zurechnete, wie an die revolutionäre Regierung 
und an die „Roten‘‘ sowohl wie an die „Weißen“ gerichtet. Nach der 
Entscheidung des Bürgerkrieges zugunsten der „Roten“ hat er.der - 
Geistlichkeit loyales Verhalten zur neuen Regierung und Enthaltung 
von jeglichem politischen Kampf anbefohlen (Dokumente bei: K. Saizew, 
Shanghai 1947). Sein Nachfolger Sergius war — unter starken Beanstan- 
dungen weiter kirchlicher Kreise — einen wesentlichen Schritt weiter 
gegangen, indem er in fast zwanzigjährigem Bemühen darauf hinarbeitete, 
daß die Trennung der Kirche vom Staat, sowie der Schule von der 
Kirche, die im Januar 1918 von der Sowjetregierung verfügt worden 
war, durch eine schrittweise Legalisierung der Kirche durch den Staat 
ergänzt würde. Sergius, ein hochgebildeter Theologe, Nachkomme von 
Generationen von Geistlichen, in der orthodoxen Theologiegeschichte 
auch durch die von ihm verfügte Exkommunikation des bekannten 
Emigranten, Theologen und Philosophen Sergius Bulgakow bekannt, 
hatte schon während des Russisch-Japanischen Krieges erklärt, daß die 
orthodoxe Kirche gegebenenfalls auch ohne ein zaristisches Haupt 
existieren werde. Er hatte sich an kirchlichen und sozialen Reform- 
bestrebungen beteiligt. 

In seinem Sendschreiben von 1927 (Dokumente der orthodoxen 
Kirchen zur ökumenischen Frage, hg. vom Kirchl. Außenamt, der EKD, 
Luther-Verlag, Witten/Ruhr 1949 H.1, Anhang) erklärte ‘er: „Nur 
stubengelehrte Träumer können davon träumen, daß eine so gewaltige 
Gemeinschaft wie unsere rechtgläubige Kirche mit ihrer ganzen Orga- 
nisation ruhig im Staate existieren könnte, indem sie sich vor der Regierung 
versteckt.‘ Er warnte deshalb vor Störungen, die sich ergeben aus dem 
„ungenügenden Verständnis für den ganzen Ernst dessen, was sich in 
unserem Land ereignet hat‘‘. Manche hätten „vergessen, daß es für einen 
Christen keine Zufälligkeiten gibt, und daß es sich in dem, was bei uns 
geschehen ist, wie überall und zu allen Zeiten, um Gottes Rechte 
(Hand) handelt, die unfehlbar jedes Volk zu dem Ziel leitet, das ihm be- 
stimmt ist“. (Ähnlich Tychon, Testament von 1925.) Solchen Menschen, 
die die „Zeichen der Zeit nicht verstehen wollen, kann es scheinen, es sei 
unmöglich, mit dem früheren Regime und sogar mit der Monarchie zu 
brechen, ohne damit auch mit der Rechtgläubigkeit zu brechen“. 
Dagegen forderte der Patriarchatsverweser auf: 
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Wir müssen nicht nur mit Worten, sondern mit der Tat zeigen, daß 
treue Bürger der Sowjetunion, loyal gegen die Sowjetregierung, nicht nur 
die Menschen sein können, die der Rechtgläubigkeit gleichgültig gegenüber- 
stehen, nicht nur ihre Verräter, sondern auch ihre eifrigsten Anhänger, 
für die sie mit all ihren Dogmen und Traditionen, mit ihrem ganzen kano- 
nischen und gottesdienstlichen Aufbau teuer wie die Arbeit und das Leben 
ist. Wir wollen Orthodoxe sein und zugleich auch die Sowjetunion als unser 
bürgerliches Vaterland anerkennen, dessen Freude und Erfolge auch unsere 
Freude und Erfolge sind, wie denn auch ihre Mißerfolge die unseren sind.*) 
Jeder Schlag, der sich gegen die Union richtet, es mag Krieg sein oder 
Boykott, allgemeine Armut oder ganz einfach ein Meuchelmord, wie der in 
Warschau, wird von uns als ein Schlag gegen uns selbst empfunden. Indem 
wir rechtgläubig bleiben, vergessen wir nicht unsere Pflicht, Bürger der 
Sowjetunion zu sein, „nicht allein um der Strafe willen, sondern auch um 
des Gewissens willen“, wie uns der Apostel gelehrt hat?) und wir hoffen, daß 
diese Aufgabe mit Gottes Hilfe durch unsere Arbeit und Anstrengung von 
uns gelöst werden wird.... Nicht ohne Grund ruft der Apostel uns zu, daß 
wir ein ruhiges und friedvolles Leben in aller Gottseligkeit nur führen 
können, wenn wir der gesetzmäßigen Obrigkeit gehorchen?), sonst müssen 
wir das Gemeinwesen räumen.4) 


Zugleich machte Sergius darauf aufmerksam, daß der Synod der 
Auslandskirche trotz seiner Suspendierung durch Patriarch Tychon 
wegen gewisser antisowjetischer Handlungen (5. 5. 1922) dennoch weiter 
bestehe ohne Veränderung in seiner politischen Linie, daß überdies die 
Auslandskirche sich unlängst (1926) in zwei Lager gespalten habe. 
Um dem allem entgegenzutreten, habe er „befohlen, daß die Priester- 
schaft im Auslande eine schriftliche Verpflichtung zu voller Loyalität 
gegenüber der Sowjetregierung für deren ganze öffentliche Tätigkeit 
abgibt“, unter Androhung des Ausschlusses aus der Moskauer Juris- 
diktion. Dieser Ausschluß ist daraufhin erfolgt. Andererseits hoffte 
Sergius, daß „dieser unser Beschluß viele Menschen aufs neue das 
Problem ihrer Einstellung zum Sowjetregime überdenken lassen werde, 
um nicht mit ihrer Heimatkirche und dem Vaterlande zu brechen“. 
Während das Sendschreiben vom Juni 1927 zugleich im Namen des im 
Mai d. J. „mit Erlaubnis der Regierung gebildeten vorläufigen Hl. Sy- 
nods‘“ ergehen konnte, hat die am Schluß des Schreibens ausgesprochene 
Hoffnung auf Einberufung einer zweiten Landeskirchenversammlung 
(Ssobor, als Nachfolgerin der Versammlung von 1917/18) sich nicht 
verwirklicht. Die durch den Ssobor vorzunehmende Wahl einer nicht 
nur vorläufigen, sondern ständigen zentralen kirchlichen Leitung er- 
folgte, aber nur durch die Bischofsversammlung, erst unter den Ein- 
wirkungen des zweiten Weltkriegs im Jahre 1943. 

1) Dieser Satz wurde besonders angefochten. 


2) Röm. 13, 5; ähnlich schon Patriarch Tychon, Testament von 1925. 
3) ]. Tim. 2, 2, *) 1. Kor. 5,10; vgl. auch 12f. 
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Die „Stalinsche Verfassung von 1936“ hat — nachdem sie die 
Trennung der Kirche vom Staat und der Schule von der Kirche ‚zum 
Zwecke der Gewährleistung der Gewissensfreiheit für die Bürger“ be- 
stätigt — die Freiheit der Ausübung religiöser Kulthandlurgen und die 
Freiheit antireligiöser Propeganda allen Bürgern zuerkannt ($ 124). 
Ferner wurde das aktive und passive Wahlrecht allen Sowjetbürgern 
unabhängig von ihrem Glaubensbekenntnis zugesprochen ($ 135). Dies 
konnte als ein Auftakt zu den Vorgängen während des zweiten Welt- 
krieges erscheinen. i 

Es ist selbstverständlich, so hat Sergius ohne Zögern schon in einem 
Aufruf von 1941 angesichts des „Kreuzzuges der Faschisten‘ gegen die 
Sowjetunion erklärt: daß die Kirche ein für allemal, in Leben und Tod, 
ihr Schicksal mit dem Schicksal der Gemeinde verbindet. Und die Kirche 
tut dies nicht mit der listigen Berechnung, daß unser Land siegen werde, 
sondern um ihre Pflicht zu erfüllen gleich einer Mutter, die den Sinn ihres 
Lebens im Heil ihrer Kinder sieht.!) 


Zugleich wiederholte Sergius seine frühere Aufforderung zur Fürbitte 
für die Staatsmacht und erklärte ferner, daß die Kirche die russischen 
Waffen segne: „Nicht das Hakenkreuz, sondern das Kreuz wird an der 
Spitze unserer christlichen Kultur wandeln‘ (Österbotschaft 1942). 

Die russische Kirche hatte an der ökumenischen Überprüfung der 
Fragen Kirche und Nation zwischen den beiden Weltkriegen, die deut- 
liche Änderurgen in dem Verhalten verschiedener westlicher Kirchen 
hervorrief (vgl. W. Menn, Die Ökumenische Bewegurg 1932—1948, 
im Jg. 1949 dieses Jahrkuchs, S.298 ff,) nicht teilnelmen können. 
Sie glaubte das Recht auf der Seite des zweifellcs argegriffenen 
russischen Volkes sehen zu dürfen. Für die leidenschaftlichen Bufrufe 
des ersten Patriarchen an sein Volk schien man jetzt keinen Atem mehr 
zu haben. „Unter dem Eindruck der Zeremonien und Hymnen der 
Osterwoche (1942) trafen sich in den Herzen der Gläubigen die Liebe 
zu Gott und die Vaterlandsliebe und verschmolzen zu einem‘ (Sergius, 
„Wahrheit...“, S. 137), so bekannte der damalige Metropolit von Lenin- 
grad, Alexius, der heutige Patriarch, der seinerzeit von der Regierung 
mit der Medaille „Für die Verteidigung Leningrads‘‘ ausgezeichnet 
wurde. Man betete in diesem Ostergottesdienst für das „Christusliebende 
Heer‘ der Sowjetunion (ib. S. 126) und wies zugleich auf das versöhn- 
liche Beispiel der Begegnung des Herrn Christus mit dem Zweifler Thomas 
hin: „Die orthodoxe Kirche toleriert den Zweifel und die Skepsis und 
hört nicht auf, auch die Zweifelnden als ihre Brüder anzusehen“ (Sergius, 
„Wahrheit...‘“, S.120). 





’) Patriarch Sergius, „Die Wahrheit über die Religion in Rußland“, Zollikon- 
Zürich 1944, S.13. Entsprechend hatte schon Tychon die kampflose Preisgabe 
von Er era orthodoxer Russen im Frieden von Brest-Litowsk 1918 scharf 
getadelt. 
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Wie es der jahrhundertelangen überaus engen und naiven Verklam- 
merung von russischer Nation und orthodoxer Konfession entsprach, 
hielt Sergius auch 25 Jahre nach dem Ausbruch der Revolution daran 
fest, sich an das „‚rechtgläubige russische Volk‘ zu wenden. Ja, er stellte 
darüber hinaus fest: 


Der alte orthodoxe Osten und die ganze orthodoxe Welt zittern zusammen 
mit uns vor den Schrecken des nationalsozialistischen Überfalls, und zu- 
sammen mit uns segnen sie den selbstlosen Einsatz der russischen Armee 
und erbitten unsern endgültigen Sieg über die Heerscharen des National- 
sozialismus.!) 

Die erste Periode des ‚„Zusammenexistierens‘ der Orthodoxen Kirche 
und des Sowjetstaates, die sich unter Tychon zeitweilig einer Vogel- 
freiheit der Kirche angenähert hatte, wurde mit der vom Staate ge- 
nehmigten Inthronisierung des Patriarchen Sergius im September 1943 
von der zweiten Periode eines begrenzten „Zusammenwirkens“ offiziell 
abgelöst. Vorauf gingen eine Audienz des Patriarchatsverwesers und 
zweier anderer Metropoliten (Alexius von Leningrad und Nikolaus von 
Kiew) bei Marschall Stalin. 

Von dem Geist der vierziger Jahre, der sich von Tychons Bufgesin- 
nung der zwanziger Jahre deutlich unterscheidet, von diesem Geist eines 
naiven, patriotisch-,‚christlichen‘‘, militanten Antifaschismus waren auch 
die Aufrufe ‚An die Christen der ganzen Welt‘ getragen, die die Mos- 
kauer Bischofskonferenzen vom September 1943 und vom Februar 1945 
erließen (vgl. Sergius, „Wahrheit...‘“, S. 165 f.; u. engl. Bericht, London 
1945, S. 28 ff.). Wie Konstantinopel im Jahre 1920 wandte sich hiermit 
Moskau zum erstenmal in einer Weltkrise an die gesamte Christenheit 
auf Erden. Dabei wurden die russischen Probleme zugleich auf den 
Weltmaßstab übertragen. Gemeinsam mit den russischen Bischöfen 
riefen im Frühjahr 1945 auch die in Moskau versammelten Leiter oder 
Vertreter sämtlicher orthodoxer Schwesterkirchen einschließlich Kon- 
stantinopels und der vorderorientalischen Patriarchate „die Nationen 
der ganzen Welt“ auf: 


Die christliche Religion kann nur die Anstrengungen der ganzen fort- 
schrittlichen, freiheits- und friedliebenden Menschheit segnen, die darauf 
ausgehen, eine solche Ordnung auf der Erde einzurichten, daß die Welt 
niemals wieder den Faschismus oder den blutigen Alptraum einer Aggres- 
sion, die derjenigen der Hitlerleute vergleichbar ist, kennenlernen möge. 
Die Orthodoxe Kirche bittet mit Einer Stimme und einmütigem :) Herzen 
hierum und bittet um Segen für die Waffen, die allen Menschen die Freiheit 
von der Hitlertyrannei bringen; sie bittet für die großen Führer der fort- 
schrittlichen Menschheit bei ihrer im Entstehen begriffenen Nachkriegs- 
Organisation für den Frieden.?) 


1) Sergius, Wahrheit..., S.15. 2) Wörtlich: einzigem. 
2) Dokumente Heft l. 
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„Eine feste Basis für den zukünftigen Frieden in der ganzen Welt 
ist gelegt worden,‘ so glaubte damals Patriarch Alexius von Moskau 
die Beschlüsse der Krim-Konferenz der Alliierten charakterisieren zu 
dürfen (Londoner Bericht, S. 32). 


Drei Jahre später fand, unmittelbar vor der Amsterdamer Öku- 
menischen Versammlung, die Moskauer Orthodoxze Konferenz vom Juli 
1948 statt. Es geschah in einer völlig veränderten Weltlage, in der an 
Stelle der vermeintlich gefundenen ‚‚festen Basis des Weltfriedens“ viel- 
mehr der zweitausendjährige Gegensatz von West- und Ostrom, La- 
teinertum und Griechentum, Westkirche und Ostkirche, heute: kapi- 
talistischer und sozialistischer Wirtschaft, traditioneller Religion und 
Atheismus, angelsächsischer und slawischer Mentalität, sich zu einer 
totalen Aufspaltung des Erdballs zu entwickeln droht. Vielleicht nirgends 
schärfer und bohrender als in den Dokumenten der Moskauer Kirchen- 
Konferenz von 1948 kommt die Anklage des slawischen Ostens gegen 
das sogenannte christliche Abendland zum Ausdruck. Aber gewiß auch 
nirgendwo sonst hört man Aufrufe von so tiefem und leidenschaftlichem 
Ernst zum Zusammenschluß der gesamten Christenheit auf Erden, und 
zwar nun zur gemeinsamen Abwehr gegen die satanischen Mächte der 
Finsternis, die die gesamte Menschheit mit Vernichtung bedrohen. Was 
die Amsterdamer Versammlung in ihrer Botschaft mit Entschiedenheit 
proklamierte, daß die Kirche Jesu Christi nicht für ein politisch-wirt- 
schaftliches System gegen ein anderes oder auch für einen Teil der 
Menschheit gegen einen anderen optieren könne, sondern dem Osten 
wie dem Westen ihren Auftrag auszurichten und ihr gottgeheiligtes 
Leben anzubieten habe, das findet derjenige, der sich von den politischen 
Formulierungen und leidenschaftlichen Anklagen des Ostens nicht zur 
Gegenwehr mit ähnlichen Waffen verleiten läßt, auch in den Moskauer 
Dokumenten enthalten. Es entspricht nur dem Wesen der Reformations- 
kirchen einerseits und dem der Ostkirchen andererseits, wenn ein univer- 
saler christlicher Friedensaufruf von Amsterdam aus in der Form der 
Verkündigung und des Protestes gegen die Welt in West und Ost 
erfolgte, von der Moskauer Kirche aus aber in einer zwar verhüllten und 
dennoch für das unbeirrte Auge überwältigenden Erfahrungsaussage 
von der Herrlichkeit des Friedens unter dem Kreuze und von der welt- 
überwindenden Kraft des „Bildes Jesu Christi“, das durch Seine Eine 
Heilige Allgemeine und Apostolische Kirche in einem geheiligten Leben 
der Gemeinde aufgerichtet wird und ‚vor dem das Böse flieht‘. 


Ist dies erkannt, so wird man auch die gewiß nicht sehr neuen und 
originellen Moskauer Warnungen gegen das Eindringen von „Weltlich- 
keit‘, „Materialismus‘“ und „Rationalismus“ in den Raum der Kirchen 
des Westens nicht leichten Herzens ignorieren (vgl. außer dem vom 
Kirchl. Außenamt hg. Dokumentenheft die Ztschr. d. Mosk. Patriarchats, 
— im folgenden zit. als: ZMP —, besonders 1949 Heft 5 bis 10). 
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Die Vorschläge der Moskauer Kirche zur Sicherung des politischen 
Friedens, die z. T. mit denen der kommunistischen Partei parallel laufen, 
fügten zu der geforderten Einigungsbewegung der Christen in aller Welt 
schon seit April 1949, und seither mehrfach erneuert, den Hinweis auf 
die UNO, die als Instrument internationaler Verständigung aktiviert 
werden müsse. Daran wird mehrfach die Warnung vor dem Marschall- 
Plan bzw. dem Atlantik-Pakt als Kriegsinstrumenten angeschlossen, 
ohne daß osteuropäische oder fernöstliche Probleme berührt werden; 
die Friedensbemühungen des Generalissimus Stalin findet man vielfach 
sehr stark herausgestellt. Andererseits ist der Unterschied, um dessen 
Erkenntnis sich zur Zeit die Evangelische Kirche bemüht, zwischen 
einem weltlichen pazifistischen Programm und der Friedensarbeit der 
Kirche, keineswegs allenthalben festgehalten. 

In dem Zusammenwirken (Synergismos) von Kirche und 
Staat ist zwar nach dem Worte eines orthodoxen Kirchenrechtslehrers 
(Kartaschow) der Servilismus die spezifische Gefahr der Ostkirche aller 
Jahrhunderte. Aber von den Entartungen abgesehen sieht die Ortho- 
doxie in der Zuwendung zum Staate eine unerläßliche Missionsaufgabe 
der Kirche, einen universalen Opfergang, über dem die Verheißung der 
Nachfolge Christi steht, eine Fortsetzung seiner Selbstentäußerung 
(Kenosis) an den Kosmos, durch den dieser mit Gott ‚‚versöhnt‘‘ wird — 
also eine der wesentlichen Äußerungen der Weltverantwortung der 
Kirche. 

Zweifellos hat aber das Zusammenwirken der russischen Kirche mit 
dem bolschewistischen Staat seit 1943 auch der Moskauer Hierarchie 
ansehnliche Früchte eingetragen im Sinne eines Zentralismus, dem die 
gesamte Orthodoxie des zwanzigsten Jahrhunderts auf sehr verschie- 
denen, teils organisatorischen, teils geistlichen Wegen nach jahrhunderte- 
langer Zersplitterung wieder zuzustreben scheint. Als die Sowjetunion 
gemäß den Beschlüssen von Jalta und Potsdam zur entscheidenden 
politischen Macht in Osteuropa emporstieg, wurde mit ihr zugleich das 
Patriarchat Moskau in einem bisher nicht gekannten Maße die zentrale 
geistliche und kirchenpolitische Potenz für ganz Osteuropa. Das geistliche 
Bestreben des Moskauer Patriarchen, die orthodoxe Christenheit unter 
seiner Jurisdiktion zu sammeln, mit dem er das Erbe seiner Vorgänger 
im sechzehnten und siebzehnten Jahrhundert neu aktivierte, ging 
parallel dem politischen Bestreben des Kremls, die wieder oder neu 
gewonnenen Räume politisch und geistig in Einklang zu bringen. 

Im Verlauf der vierziger Jahre wurden die meisten orthodoxen 
Kirchen der Nachbarländer der Sowjetunion teils dem Patriarchat 
Moskau unterstellt, teils vollzogen sie einen engen Anschluß. So wurden 
nach der zweiten Besetzung von 1944 die orthodoxen Kirchen Est- 
lands, Lettlands und Livlands der Leningrader Metropolie unter- 
stellt; im Sommer 1946 wurden die tschechischen orthodoxen Ge- 
meinden dem Patriarchat Moskau eingegliedert, Ende desselben Jahres 


331 


kam es zu einer Annäherung der bulgarischen und rumänischen 
Kirche. In der letzteren war es der Regierungschef Rumäniens, 
Dr. Peter Grozas, der als Sohn eines Priesters und Haupt der kommu- 
_ nistischen Partei Rumäniens sich bestrebt zeigte, eine Synthese von 
Kommunismus und Christentum in seinem Staat einzurichten. Doch 
wurde auch in Rumänien, wie in den anderen angeschlossenen Ländern, 
der Religionsunterricht von den staatlichen Schulen abgelöst und die 
Sozialarbeit der Kirchen eingeschränkt. Im Widerspruch zu dem Haupte 
der autokephalen orthodoxen Kirche in Polen, dem Metropoliten 
Dionysius, unterstellte im Sommer 1948 Erzbischof Timotheus seine 
Kirche der geistlichen Oberhoheit des Patriarchats Moskau; etwas später 
vollzog diesen Schritt ein Teil der orthodoxen Kirche in Ungarn. (Die 
polnische orthodoxe Kirche wurde im November 1948 unter Zustim- 
mung aller russischen Bischöfe wiederum als autokephal erklärt.) Ferner 
wurden die seit Ende des siebzehnten Jahrhunderts mit Rom Unierten 
orthodoxen Kirchen Galiziens (Frühjahr 1946) und Rumäniens von 
Rom gelöst und wieder mit der Orthodoxie vereinigt. Die serbische 
Kirche hält an direkten Beziehungen zum ökumenischen Patriarchen 
von Konstantinopel fest; andererseits beteiligte Patriarch Gabriel sich 
an der Unterzeichnung der Resolutionen der Moskauer orthodoxen 
Konferenz vom Juli 1948. Ein „Orthodoxer Pfarrerbund Südslawiens“ 
sowie eine rumänische „Orthodoxe Priestergewerkschaft‘ innerhalb des 
allgemeinen rumänischen Gewerkschaftsverbandes sollen die Geistlich- 
keit näher an das politische Tagesgeschehen heranführen. In demselben 
Sinne erfährt die Priesterausbildung in den angeschlossenen Ländern 
verschiedene Umbildungen und zahlenmäßige Einschränkungen. 

Die geschilderten Vorgänge veranlaßten die Londoner katholische 
Zeitung „The Tablet‘ im September 1948, sich die von italienisch- 
katholischer Seite stammende Bezeichnung für die Moskauer orthodoxe 
Konferenz vom Juli 1948 als einer „religiösen Kominform im 
Dienst des atheistischen Imperialismus“ zu eigen zu machen. 
Nur daß es unter den slawischen Orthodoxen keinen Tito gebe, eine 
Rolle, die man anfangs von dem serbischen Patriarchen Gabriel erwartet 
hatte. (Am 7. Mai 1950 ging die erschütternde Nachricht hinaus, daß 
Patriarch Gabriel im 68. Lebensjahr unerwartet in Belgrad verschieden 
sei.) Richtig ist an dieser Parallele die Feststellung, daß eine Bindung 
der Balkankirchen, ebenso wie der betreffenden Staaten an Moskau, 
stark von dem traditionellen Panslawismus her bestimmt ist, der zweifel- 
los auch in der neuen zwischenparteilichen Kominform als vorwiegend 
osteuropäisch-slawische Nachfolgerin der alten Welt-Komintern am 
Werke ist. In ähnlichen Gedankengängen kam A. Frey im Schweizer 
Evangelischen Pressedienst zu der Feststellung: die russisch-orthodoxe 
Kirche unterstütze nicht den Kommunismus, sondern die nationalistische 
Politik Rußlands, ‚wie sie das immer getan hat“. Sie sei die Kirche des 
Slawentums, das seine Stunde gekommen sieht. Die Ablehnung der 
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westlichen Kirchen durch Moskau sei nicht nur auf Kosten des atheisti- 
schen Kommunismus zu setzen. „Wer weiß,“ so schloß der Schweizer 
Beobachter, „ob die orthodoxe Kirche ihre Mitarbeit in der Ökumene 
nicht auch darum abgelehnt hat, weil sie sich in ihren Kreisen nicht 
stören lassen und ihre Pläne nicht auf den Tisch legen will?“ 


Das kirchliche Moskau hat in Wahrheit sozusagen vier Einfluß- 
sphären: den engsten Kreis der Sowjetunion (Sowjetpatriotismus), 
den nächsten Ring der slawischen Völkergemeinschaft (Panslawismus), 
den weiteren Ring der übrigen orthodoxen Völker des Balkans und 
vorderen Orients (Orthodoxie) und schließlich das umfassende Rund 
der christlichen Menschheit (Ökumene). Ein weiteres, tiefergreifendes 
Motiv der Absetzung der Moskauer Hierarchie von den westlichen Kir- 
chen neben Patriotismus und slawischem Nationalismus bleibt aber, 
wie aus den Moskauer kirchlichen Verlautbarungen deutlich wird, ihr 
besonderer, in der byzantinischen und russischen Geschichte fest ver- 
wurzelter Begriff der Orthodoxie. Er hat einige Entsprechungen in 
dem anglikanischen Kirchenbegriff. So konnten die anglikanischen 
„Church Times‘ 1948 feststellen: „Moskauer theologische Festigkeit, 
nicht politische Zweckmäßigkeit war die Basis der Konferenzerklärun- 
gen.“ Die Ablehnung Amsterdams durch die orthodoxen Geistlichen 
stamme aus der Furcht, der Ökumenische Rat könne die Rolle eines 
nicht-päpstlichen Vatikans einnehmen, ohne apostolisches Fundament. 
Aber seit dieser Ablehnung habe der Ökumenische Rat diese Rolle end- 
gültig verschmäht. Gegenüber dem Ökumenischen Rat als einer Allianz 
gegenseitig unabhängiger Religionskörperschaften, sozusagen einer „Or- 
ganisation der Vereinten Kirchen“, rufe die Moskauer Erklärung der 
Orthodoxen Kirchen zu dem Ideal der einen Kirche zurück. „Das 
trifft anglikanische Ohren mit besonderer Eindringlichkeit.‘) 


Wenn auch die Erklärung gegenüber der anglikanischen Kirche 
bei weitem die positivste unter den drei zwischenkirchlichen, auf dem 
Boden der Orthodoxie erwachsenen theologischen Resolutionen der 
Moskauer Konferenz von 1948 war, so sind die Reservate doch mit aller 
Deutlichkeit angegeben. Ihr theologischer Gehalt erscheint exemplarisch. 


Resolution zur Frage „Die anglikanische Hierarchie“. 


Nachdem die Versammlung der Leiter und Vertreter der Orthodoxen 
Autokephalen Kirchen die Vorträge „Über die anglikanische Hierarchie‘ 
gehört hat, beschließt sie in dem Gefühl christlicher Neigung und brüderlicher 
Liebe zu den anglikanischen Christen bei deren Versuchen, einen Weg zur 
Anerkennung der Wirksamkeit der anglikanischen Hierarchie zu finden: 





1) Auch in den seit über einem Jahrhundert planmäßig gepflegten anglikanisch- 
orthodoxen Disknssionen ist übrigens in jüngster Zeit kein deutlicher Fortschritt 
zu verzeichnen, nachdem man in der Frage der Priesterweihe an eine Schranke 
gestoßen ist. 
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1. Die Lehre, die in den „39 Artikeln der Anglikanischen Kirche‘ 
enthalten ist, unterscheidet sich scharf von den Dogmen, Lehren und 
Traditionen, die von der Orthodoxen Kirche bekannt werden. 

‚Die Lösung der Frage nach der Anerkennung der Wirksamkeit der 
anglikanischen Hierarchie muß jedoch vor allem zur Grundlage haben eine 
mit der Orthodoxie übereinstimmende Lehre von den Sakramenten. Private 
zustimmende Äußerungen der anglikanischen Hierarchie über die Ver- 
änderung der Lehre jener „Artikel“ über die Sakramente in Richtung einer 
Annäherung an die Orthodoxie können nicht einer positiven Lösung‘ der 
Frage zur Grundlage dienen. Deshalb, wenn die Orthodoxe Kirche der. 
Richtigkeit der anglikanischen Lehre von den Sakramenten überhaupt und 
von dem der Priesterweihe insbesondere nicht zustimmen kann, so kann sie 
auch die von den Anglikanern geschehene Handauflegung nicht als wirksam 
anerkennen. 

Wenn die Kirchen von Konstantinopel, Jerusalem, Zypern, Rumänien 
und andere autokephale Kirchen eine grundsätzliche Anerkennung der 
Wirksamkeit der anglikanischen Handauflegung ausgesprochen haben, so 
haben wir Zeugnisse, daß diese Anerkennung bedingt war. 


2. Die Frage der Anerkennung der Wirksamkeit der anglikanischen 
Hierarchie kann nur in Verbindung mit der Frage der Einheit des Glaubens 
- und des Bekenntnisses mit der Orthodoxen Kirche betrachtet werden, mit Bei- 
bringung einer diesbezüglichen autoritativen Akte der Anglikanischen 
Kirche, die von einem Konzil oder einer Konferenz der Geistlichen der 
anglikanischen Konfession ausgehen müßte, mit nachfolgender Bestätigung 
durch das Haupt der Anglikanischen Kirche.t) Eine solche Akte gibt es 
bisher nicht. In Verbindung hiermit drücken wir den Wunsch aus, daß 
die Anglikanische Kirche ihre Lehre abändern möge in dogmatischer, kano- 
nischer, ekklesiologischer Hinsicht und besonders das ihr zugrundeliegende 
Verständnis der Hl. Sakramente und speziell des Sakraments der Hand- 
auflegung (Priesterweihe). 


3. Mit voller Aufmerksamkeit und Sympathie für die gegenwärtigen. 
Bestrebungen vieler Vertreter des Anglikanismus zur Wiederherstellung 
von Banden und Gemeinschaften der Gläubigen der Anglikanischen Kirche 
mit der „Gesamten“ (= Ökumenischen) Kirche bestimmen wir, daß die 
gegenwärtige anglikanische Hierarchie von der Orthodoxen Kirche die 
Anerkennung ihrer Geistlichkeit erhalten kann, wenn zwischen der Ortho- 
doxen und der Anglikanischen Kirche zuvor die formal (wie oben aus- 
geführt) ausgesprochene Einheit des Glaubens und des Bekenntnisses fest- 
gestellt ist. Bei der Feststellung einer solchen erwünschten Einheit kann die 
Anerkennung der Wirksamkeit der anglikanischen Handauflegung nach 
dem Prinzip der Ökonomia — kirchlichen Ordnung — durch den für 





!) Anspielung darauf, daß die Anglikanische Kirche in dem König von 
England eine weltliche Persönlichkeit als Haupt hat. 
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uns allein autoritativen Konzilbeschluß der ganzen Heiligen 
Orthodoxen Kirche erfolgen.!) 

Wir beten darum, daß dies durch die unaussprechliche Gnade Gottes 
geschehen möge, und daß der Herr den Geist der Liebe und Frömmigkeit 
schenken möge, der da treibt zu heilsamen Mühen zum Ruhm Seiner 
Heiligen Kirche.?) 


In einem ganz anderen Ausmaße hat die Expansion des Patriarchats 
Moskau seit 1945 und die Rückgliederung der Unierten das jahrhunderte- 
lang gespannte Verhältnis der Orthodoxie zuRomund zum Vatikan noch 
verschärft. In den von beiden Seiten vielfach mit Leidenschaft geführten 
literarischen Auseinandersetzungen weist das Patriarchat Moskau um- 
gekehrt außer auf Zwangsmaßnahmen vergangener Jahrhunderte zur 
Herbeiführung von Unionen Orthodoxer mit Rom auf grausame Be- 
drückung Orthodoxer und Enteignung bzw. Zerstörung von über 
100 orthodoxen Kirchen durch katholische Kräfte in Polen und in 
Jugoslawien in den dreißiger und vierziger Jahren hin. Nachdem Papst 
Pius XI. in den zwanziger und dreißiger Jahren schon die römisch- 
katholische Kirche als Nachfolgerin der vermeintlich aussterbenden 
orthodoxen Kirche in Osteuropa gesehen und sie auf diese Aufgabe 
zugerüstet hatte, muß sein Nachfolger Pius XII. die planmäßige Zurück- 
drängung aus den seit einem Jahrtausend innerhalb der Orthodoxie 
gewonnenen Räumen geschehen lassen. Die Resolution gegen den Vati- 
kan, die auf der Moskauer Konferenz von 1948 als erste zur Beratung 
stand — während die Resolution zur ökumenischen Frage als vierte 
und letzte drankam und die ‚Botschaft an die Christen der ganzen 
Welt‘ überhaupt nicht mehr namentlich unterzeichnet wurde —, enthält 
nicht nur die schärfsten Anklagen gegen westliche Kirchen, sondern ist 
zweifellos den orthodoxen Kirchenhäuptern am meisten aus dem Herzen 
gesprochen. Die alten Kontroverspunkte werden wiederholt: Zerstörung 
der Reinheit der Lehre der altökumenischen Orthodoxie durch neu 
auftauchende Dogmen: „das Filioque‘, die unbefleckte Empfängnis der 
Gottesmutter und besonders die völlig antichristliche Lehre von dem 
Papst als Haupt der Kirche und von seiner Sündlosigkeit (Unfehlbar- 
keit): Die ganze Geschichte des Papsttums bringt vor das Gericht Gottes 
die Klage über die Verderbung der neutestamentlichen Lehre der Kirche 
Christi durch die Papisten. Aus dem mystischen Leib Christi, aus „der 
Säule und Festung der Wahrheit“, ist durch die Papisten die „Kirche 
des lebendigen Gottes‘ (Tim. 3,15) umgewandelt worden zu einer 
irdischen, politischen Organisation. 


Nach der bekannten Brandmarkung des Vatikans als „Zentrum des 
internationalen Faschismus“ und „Kriegsbrandstifter‘‘ werden die 
beiden grundsätzlichen Hauptbeschwerdepunkte noch einmal an den 
gm het nn beim. ahnt hans rer nn Bene nee 1 


1) Sperrungen, auch im folgenden, von mir. 2) Dok. H.], S. 42£. 
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Schluß gestellt in einer Fürbitte’für die katholische Hierarchie, daß sie 
den Abgrund des Sündenfalls erkennen möge, in den sie die westliche 
Kirche geführt hat, sowohl durch ihreneuen Lehren über den Papst 
als Haupt der Kirche und seine Unfehlbarkeit, sowie durch den 
Mißbrauch der Kirche für die Interessen des politischen 
Kampfes. 


Auch in diesem tiefsten Gegensatz geht es also wieder entscheidend 
um den Vorwurf der Welthörigkeit. Eine spezifische Antwort des 
Vatikans darf man in dem Dekret Pius’ XII. vom Juni 1949 gegen 
den Kommunismus erblicken, das — auf der Enzyklika Pius’ XI. von’ 
1937 gegen den materialistischen Marxismus aufbauend — die Förderer 
des Kommunismus aus der kirchlichen Gemeinschaft ausschließt.t) 

Die Moskauer Konferenz hat schließlich in einer vierten Resolution 
„in dem Bemühen, die gesamtkirchliche Einheit zu bewahren, der gınzen 
orthodoxen Welt zur Pflicht gsmacht, das Osterfest nur nach dem alten 
(alexandrinischen) Stil zu begehen, da dieses Fest auf Grund der bi- 
blischen Satzungen und in Übereinstimmung mit den Konzilsbeschlüssen 
allenthalben zu ein und derselben Zeit stattfinden soll“. Für die nicht- 
beweglichen Festtage aber empfahl die Versammlung jeder autokephalen 
Kirche, ‚den in dieser Kirche existierenden Kalender zu benutzen, bis 
‚zu dem Zeitpunkt, wo ein vervollkommneter Kalender ausgearbeitet 
und bestätigt sein wird‘. 

In dieser Resolution der Moskauer Konferenz kommt das Bemühen 
um die gesamte (orthodoxe) Kirche an einer praktischen Frage zum Aus- 
druck, und weitere Schritte in dieser Richtung werden in Aussicht 
gestellt. 

In solchen Ansätzen wirkt sich zugleich der kirchenpolitische An- 
spruch aus, der seit dem fünfzehnten Jahrhundert erhoben und gegen 
Konstantinopel geltend gemacht wird, daß Moskau nach der Besetzung 
des Vorderen Orients und des Balkans durch die Türken — insbesondere 
seit Konstantinopel, das sog. „Zweite Rom“, 1453 in deren Hände 
fiel — das Zentrum der orthodoxen Christenheit der Erde sei. So hielt 
z. B. Metropolit Nikolaus von Krutitzy, der Leiter des Kirchlichen 
Außenamtes des Patriarchats Moskau, anläßlich des ersten Jahrestags 
der Inthronisation des Patriarchen Alexius am 4. Febr. 1946 eine Rede, 
in der er erklärte, die orthodoxen slawischen Kirchen betrachteten heute 
den Patriarchen von Moskau und ganz Rußland als das Haupt der 
gesamten orthodoxen slawischen Welt (ZMP, Febr. 1946, S. 5). 
Ähnliche Stimmen wurden damals mehrfach von seiten der bulgarischen 
Kirche laut in dem Sinne, „da die türkische Regierung dem Ökumenischen 
Patriarchat nicht die nötige Freiheit einräume, müsse dieses in Moskau, 
der Hauptstadt des größten orthodoxen Landes, seinen Sitz nehmen“ 
(vgl. W. de Vries S. J. in: „Stimmen der Zeit“, August 1948). Patriarch 


1) Über die Reaktion hierauf seitens der Orthodoxie s. o. $. 324f. 
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Alexius selbst pries 1947 seinen Vorgänger, den Patriarchen Sergius, als 
„den wahren Hirten, den obersten Hierarchen, dem Christus wie 
einst Petrus die Herde der Schafe und der Lämmer anvertraut hat“ 
(Z.M. P. 1947, Nr.4, 8.43). Auf seinen Balkanreisen 1947, die u. a. der 
Vorbereitung der Moskauer Orthodoxen Konferenz dienten, sprach 
Alexius es mehrfach aus, daß ‚die Orthodoxe Kirche eine Kraft (ssila) 
sei, die, wenn sie sich zu einer Front zusammenschließe, unüberwindlich 
sein‘‘ würde. Andererseits fand er damals Anlaß, stärker als bisher zu 
betonen, daß die Selbständigkeit (Autokephalie) der orthodoxen Schwe- 
sterkirchen durch das Patriarchat Moskau nicht angetastet werden solle. 
(Berichte z. B. in dem „Kirchl. Boten“ [bulg.] Sofia 1917). Nachdem von 
katholischer Seite in den letzten Jahren mehrfach die Vermutung aus- 
gesprochen wurde, das Patriarchat Moskau sei auf dem Wege, die alten 
kirchenpolitischen Ansprüche ‚„Moskaus, des Dritten Roms‘‘, neu auf den 
Schild zu erheben — wobei sie entsprechende Stimmen aus Moskau 
zitieren konnten (z.B. Z.M.P. Sept. 1946, S.6) —, erklärte G. Rasu- 
mowski, der stellvertretende Leiter des Außenamtes des Patriarchats, 
im April 1949 am Schlusse seines eingehenden, 23 Seiten langen Auf- 
satzes über „Amsterdam und die Orthodoxie“: 


Auch unsere Kirche strebt nach einer idealen christlichen Einigkeit. 
Aber die Einigkeit der Apostel, um welche der Heiland im Garten Geth- 
semane betete, ist nicht einer „Vereinigung“ gleichzusetzen... Christus 
schuf keinerlei Organisation der Apostel. Wir wollen weder das Erste noch 
das Zweite Rom, denn diese waren gegründet auf dem antichristlichen 
Hochmut. Und unsere russisch-orthodoxe Kirche strebt auch 
nicht danach, das Dritte Rom zu sein, wie die Feinde der Ortho- 
doxie im Ausland so unablässig den schwachen Seelen einblasen, um die 
Orthodoxen von der wahren Einheit mit der Familie der orthodoxen Kirchen 
loszureißen. Der Weg der Rechtgläubigen führt zum Reiche Gottes; unser 
Ruheort auf diesem Wege liegt im Schatten des Kreuzes Christi. Unser 
Schutz und Wegweiser ist die Hl. Kirche; unsere Speise — das leben- 
spendende Wort Gottes; unsere Früchte — Sanftmut und Demut; unsere 
realen Erfolge — die Früchte des Hl. Geistes, welche ohne Maß über alle 
Glieder unserer Kirche ausgegossen sind. 


IV. Die missionarische Sendung der Orthodoxie 


Gleichzeitig mit der Bestätigung des Patriarchen Sergius durch die 
Sowjetregierung wurde noch im Herbst 1943 — in Erneuerung einer 
Institution aus der Zarenzeit — ein Missionsrat des Patriarchats 
Moskau ins Leben gerufen, der seit 1948 unter der Leitung des Erz- 
bischofs Vitalis von Tula steht. Als erste Aufgaben sollen ihm die 
orthodoxe Mission in der Ukraine, in den baltischen Republiken der 
SU sowie unter den mohammedanischen Sowjetbürgern, ferner insbe- 
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sondere die missionarische Arbeit im Fernen Osten übertragen worden 
sein. Ein allgemeines Programm liegt nur in der New Yorker Ztschr. 
des Moskauer Exarchats vor (Sept./Okt. 1948); es faßt besonders die 
Abwehr und Propaganda gegenüber dem Katholizismus ins Auge. Ein 
straffer Organismus von Instituten, Bibliotheken, Zeitschriften und 
anderen Massenpublikationen für alle betreffenden Länder wird skizziert. 
Tätigkeitsberichte sind noch nicht bekannt geworden. 

Von umfassenderer Bedeutung ist die Beobachtung, daß sämtliche 
Hauptglieder der orthodoxen Kirche sich auf einen missionarischen 
Auftrag der Orthodoxie für die gesamte Christenheit und Menschheit 
zu besinnen scheinen. In diesem Sinne gab Professor G. Florowski im 
Frühjahr 1949 eine konsequente Zusammenfassung der Erklärungen 
der orthodoxen Delegationen auf den ökumenischen Versammlungen 
der letzten Jahrzehnte, wenn er erklärte: 


Eine Beteiligung am ökumenischen Gespräch sei nicht nur zulässig, 
sondern erwachse aus der Pflicht, unermüdlich von der Orthodoxie Zeugnis 
abzulegen. Die Mitarbeit der Orthodoxie an der ökumenischen Bewegung 
sei also eine missionarische Handlung, weil die Orthodoxe Kirche sich als 
Bewahrerin des apostolischen Glaubens und der unverkürzten apostolischen 
Überlieferung und darum als die eine, wahre Kirche wisse, die in der 
gespaltenen Christenheit einen ausschließlichen Platz einnimmt. Die ortho- 
doxe Vertretung im Ökumenischen Rat sei von Anfang an eine en-bloc- 
Vertretung gewesen ohne eine definitive Verteilung der Sitze unter den 
einzelnen orthodoxen Landeskirchen. Vertreten war auf diese Weise das 
orthodoxe Bekenntnis als Ganzes, nicht seine einzelnen Kirchen. Das be- 
deutete die stillschweigende Anerkennung der besonderen Stellung der Ortho- 
dozxie innerhalb der ökumenischen Bewegung. 


Die ‚Einheitlichkeit des orthodoxen Standpunktes schien so offen- 
kundig, daß das territoriale Prinzip notwendigerweise in den Hinter- 
grund trat“ (Zerk. Westn., Ök. P.D., 6. 5. 1949). 

Dem entsprach die Entschließung, die, unter der Leitung des 
Metropoliten Wladimir in Paris, die Eparchial- Versammlung des ' 
Russischen Exarchats für Westeuropa des Ökumenischen Patriarchen 
von Konstantinopel auf ihrer Sitzung am 5. Okt. 1949 angenommen hat: 


1. Die Eparchialversammlung des Russischen Exarchats für West- 
europa des Ökumenischen Patriarchen erkennt an, daß die Ökumenische 
Bewegung im geistlichen Leben der Christenheit heute einen überaus wich- 
tigen Faktor darstellt. Sie fordert jeden, der sich dafür fähig hält und dazu 
bereit ist, zur Teilnahme an dieser Bewegung auf und bittet die Bischöfe 
des Exarchats, sich um die ökumenische Arbeit innerhalb des Exarchats 
zu kümmern. 

2. Die Eparchialversammlung ist sich der Tatsache bewußt, daß die 
Orthodoxe Kirche als Ganzes über die ökumenische Frage noch keinen 
offiziellen Beschluß gefaßt hat. Deshalb ist die gegenwärtige Haltung der 
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Orthodoxen Kirche — so wie sie sich 25 Jahre lang in der Teilnahme 
orthodoxer Vertreter an der Ökumenischen Bewegung fortgesetzt äußerte — 
als ein richtungsweisender Faktor anzusehen. 

Die Eparchialversammlung ist der Ansicht, daß nach den bisherigen 
Erfahrungen es die Hauptaufgabe der orthodoxen Mitarbeit in 
der Ökumenischen Bewegung sein muß, für die Wahrheit der 
Orthodoxie Zeugnis abzulegen, die der Kirche nicht nur zum Heil 
der eigenen Herde innerhalb ihrer geheiligten Mauern, sondern zur Er- 
leuchtung der ganzen Welt gegeben ist. 

Die Eparchialversammlung hält dafür, daß dieses Zeugnis den nicht- 
orthodoxen Christen gegenüber im Geist der Liebe und der Duldsamkeit, 
aber auch mit voller, unerschütterlicher Festigkeit allen Zugeständnissen in 
Glaubensfragen gegenüber abgelegt werden muß. 

Die Eparchialversammlung ist der Auffassung, daß der für die Öku- 
menische Bewegung charakteristische Geist christlicher Bruderschaft 
nicht als ein Vorwand dienen sollte, um die Bewegung als ein Organ der 
Ökumenischen Kirche zu mißdeuten, die nach orthodoxem Verständnis 
nur in der Orthodoxen Kirche gegeben ist und in ihr Gestalt angenommen 
hat.!) 


Charakteristisch ist der im Schlußabsatz geltend gemachte Unterschied 
zwischen der Ökumenischen Bewegung als einer „christlichen Bruder- 
schaft“ und der „Ökumenischen Kirche“, die „nach orthodoxem Ver- 
ständnis in der Orthodoxen Kirche Gestalt angenommen hat“, 

Diesen einheitlichen missionarischen Auftrag der Orthodoxie hatte 
der Vorsitzende der Russischen Christlichen Studentenbewegung Sen- 
kowski als Zeugnis und Arbeit für die Verkirchlichung des gesamten 
Lebens und der Welt und damit als geistigen Kampf gegen die Säkulari- 
sierung des Daseins bestimmt (o. S. 313). Hiermit klangen überein die 
Stimmen der orthodoxen ‚„Zo&“-Bewegung in Griechenland. 

Entsprechende Zeugnisse vernimmt man — teils mehr äußerlich 
kirchen-politisch, teils innerlich theologisch gewendet — seit dem 
zweiten Weltkrieg aus Moskau. So schrieb Erzpriester Kowalewski im 
Oktober 1946 in der ZMP (S. 48—50): 


Für die universale Orthodoxie sind heute die Grenzen der Sowjetunion 
zu eng, wie ehedem die Kirche nicht auf die Grenzen des Römerreichs be- 
schränkt werden konnte. Noch niemals hat die Orthodoxe Kirche in der 
Person ihres Moskauer Vorstehers mit solcher Kraft aus übervollem Herzen 
ihre allumfassende, universale, ökumenische Liebe bekundet wie heute... 
Die Orthodoxie ist nicht nur eine östliche Form des Christentums, eine von 
den Typen christlicher Frömmigkeit. Sie hat vielmehr ökumenische Be- 
deutung. Wenn die Kirche sich zeitweilig auf die Grenzen des Ostens be- 





1) Slowo Zerkwi, Paris; vgl. Ök. P.D., 21.10.49; 
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schränken mußte, so bedeutet das nicht, daß dies ihrer Natur entspricht. 
Ihre allumfassende Liebe schließt den ganzen Erdkreis ein. Ihr über- 
natürlicher Geist ist seiner Natur nach nicht auf irdische Grenzen be- 


- schränkt. 


Ein Jahr später sprach Bischof Hermogen von Kasan bei seinem 
Amtsantritt als Rektor der Moskauer Geistlichen Akademie von der 
aktuellen Weltbedeutung der Moskauer theologischen Wissenschaft für 
die gesamte Christenheit, zugleich mit einer Abrechnung über die Haupt- 
kirchen des Westens (Dok. H.1, Anhang): r 


Groß ist die Verantwortung des von ihr!) übernommenen Amtes und 
schwer der Gehorsam. Das Maß dieser Verantwortung entspringt und 
bemißt sich aus der gewaltigen Bedeutung, die der Moskauer Geistlichen 
Akademie durch die Geschichte beigelegt ist. Es ist für uns klar, daß die 
Moskauer Akademie eine gewaltige Bedeutung für die gegenwärtige geist- 
liche Erleuchtung, und zwar nicht nur für die Russische Orthodoxe Kirche, 
sondern auch für alle benachbarten östlichen und westlichen orthodoxen 
Kirchen hat. Die gewaltige Bedeutung unserer Akademie erklärt sich 
hauptsächlich aus dem Umstand, daß zur Zeit die westliche T'heologie eine 
noch gewaltigere Krisis durchlebt... Auf den Tagungen der Ökumenischen 
Bewegung der zwanziger und dreißiger Jahre herrschte ein erstaunlicher 
Niedergang des theologischen Denkens in allen Grundfragen des christlichen 
Glaubens. Einige kamen dahin überein, daß sie als Wesen des Christentums 
den Glauben an Jesus Christus als den Herrn und die Heilige Dreifaltigkeit 
definierten, und damit genug! Was die Dogmen der Fleischwerdung, der 
Auferstehung, der Verehrung der Gottesmutter, der Gebeine, der Ikonen 
anlangt, so wurden alle diese Dogmen entweder abgelehnt oder für unwichtig, 
zweitklassig angesehen. 

Die Krisis der westlichen Theologie betraf besonders das Dogma von 
der Kirche. Diese Krisis in der Lehre vom Dogma der Kirche findet ihren 
Ausdruck in zweifacher Richtung. Als erstes wird der Gedanke verfochten, 
daß es eine wahre Kirche als solche nicht gebe, sondern der Same der Wahr- . 
heit werde fragmentarisch (in Teilen) in allen Kirchen nicht nur in den 
historischen christlichen, sondern auch in den sektiererischen bewahrt. Die 
Kirche träumt davon, eine — nicht eine einzige! — zu sein, nur unter der 
Bedingung der Vereinigung aller existierenden kirchlichen Teilbildungen, 
indem sie beiseite läßt (dem Vergessen überantwortet) alle dogmatischen 
konfessionellen Verschiedenheiten, als angeblich bedeutungslos für unsere 
Rettung. Das zweite Zeichen der Krisis in der Lehre vom Dogma der Kirche 
ist die Tatsache der Säkularisation der Kirche, indem sie aus dem mys tischen 
Leibe Christi in eine rein irdische, politische Organisation verwandelt wird, 
die Ziele und Aufgaben verfolgt, welche mit unserem Heilsplan nichts 
gemein haben. 





1) der Akademie. 


340 


Diese Krisis in der Lehre von der Kirche ist in der letzten Zeit besonders 
grell in den Enzykliken der Päpste und den Äußerungen katholischer 
Theologen an den Tag getreten... 


Noch mehr Verwirrung in theologischen Fragen ist unter den Prote- 
stanten zu vermerken. Es ist bekannt, daß die protestantische Theologie im 
neunzehnten Jahrhundert sich durch ihre äußerste Mannigfaltigkeit aus- 
zeichnete. Ihre Richtung wurde nicht durch die Hl. Schrift und die Hl. Über- 
lieferung, sondern durch die Ansichten dieses oder jenes Professors bestimmt. 
Deshalb kam in der protestantischen Theologie die Stimme der Professoren. 
schule, aber nicht die Stimme der göttlichen Offenbarung zu Gehör. Die 
Verachtung der Hl. Überlieferung wurde sozusagen zu einer 
Tradition der protestantischen Theologie. Deshalb ist es nicht 
zu verwundern, daß die protestantische T'heologie das Christentum behan- 
delte, aber ohne Christus. Von daher stammt auch die scharf negative 
Beziehung der Protestanten zum Dogma der Kirche. Die Zerstörung dieses 
Dogmas brachte noch größere Spaltung unter den Protestanten selbst hervor, 
und nun sehen wir, daß seit 1933 unter den Protestanten eine Klage über 
die verlorene Gemeinschaft mit der Ökumenischen Kirche zutage tritt. 
Eine ganze Reihe von Kongressen trat zusammen — Stockholm, Lausanne!) — 
auf denen um die Frage der Einigung der bestehenden Kirchen heiß ge- 
rungen wurde. Auf diesen Kongressen begann schon unter den Protestanten 
die Überzeugung aufzutreten, daß die Kirche nicht nur moralischen Ein- 
fluß auf die Menschen hat, sondern daß sie ein göttliches Institut ist, das 
für die Rettung der Menschen unentbehrlich ist. Von daher die Rückkehr 
der Protestanten zum kirchlichen Dogma und zur Erklärung der Fragen 
unseres Heilsplanes .. .2) 


Gehen wir über zu der dritten westlichen Konfession, dem Anglikanismus. 
Schon im Morgengrauen seiner Geschichte zeichnete der Anglikanismus 
sich durch die Unbestimmtheit seiner theologischen Anschauungen aus. 

Die Anglo-Katholiken glaubten, daß man Katholik bleiben könne, ohne 
Papist zu sein. Ihre Geistlichen anerkannten und ehrten zur gleichen Zeit 
Calvin und Luther und behielten die kirchlichen Einrichtungen fest bei: 
die Symbole des Glaubens, des Dienstes dreier Grade in der Nachfolge der 
Apostel, der M ysterien und Lehren von der sichtbaren Kirche. Die Puritaner 
bestritten diese Einrichtungen ... 


Jedoch müssen wir sagen, daß die Anglikanische Kirche weiter sucht 
und sich den protestantischen Kirchen nähert. In diesem Falle möchte sie 
die Rolle einer „„Brücke‘‘ zwischen den verschiedenen Kirchen spielen. Aber 
damit kann sie sich nur selbst kompromittieren, vom Standpunkt der Rein- 


ı) 1925, 1927. 

2) Man pflegt die sog. „‚Jungreformatorische Bewegung‘ in den Reformations- 
kirchen des Abendlandes seit dem deutschen Lutherjubiläum 1917 und dem 
Erscheinen der 1. Aufl. von Karl Barths Kommentar zum Römerbrief 1918 zu 
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heit der ökumenischen Lehre der Kirche aus gesehen. Es ergibt sich, daß 
sie für sich als möglich zuläßt, gleichzeitig in Gemeinschaft sowohl mit der 
Orthodoxen wie mit der Protestantischen Kirche zu stehen. Dieser Umstand 
spricht mit aller Deutlichkeit für die Ungültigkeit der theologischen An- 
sichten der Gelehrten der Anglikanischen Kirche. 

Aus dieser kurzen Übersicht über den Stand der gegenwärtigen theo- 
logischen Anschauungen der drei hauptsächlichen Glaubenssysteme des 
Westens sehen wir, daß ihre theologische Wissenschaft wirklich eine scharfe 
Krisis im allgemeinen wie auch im besonderen in der Frage vom Dogma 
der Kirche erlebt. Es ergibt sich zwingend die Frage, wer kann, wer muß - 
der gegenwärtigen christlichen Welt die Tiefe und Reinheit der echten 
Ökumenischen Orthodoxie erklären? 

Die Aufgabe ist, wie Sie sehen, gewaltig und verantwortlich! Ihre Er- 
füllung ist nur unter der Leitung der Orthodoxen Kirche möglich. 

Die Unterordnung unter die Kirche ist eine der ersten Pflichten des 
Christen, denn nach dem Worte des Hl. Apostels Paulus ist „die Kirche 
die Säule und Festung der Wahrheit“ (1. Tim. 3, 15), welche in ihr durch 
den Hl. Geist Gottes selbst, den Geist der Wahrheit und Weisheit, bewahrt 
wird bis zum Ende der Zeiten. 

Die Geschichte des Glaubens und der Ökumenischen Kirche be- 
kräftigt über allem Zweifel die Wahrheit von der Unfehlbarkeit der Kirche 
in der Glaubenslehre. Sie bezeugt direkt und klar, daß die Fülle und Reinheit 
der von Jesus Christus der Kirche übergebenen Wahrheit in ihr nicht ver- 
ringert ist. Darin besteht auch die Kraft der Kirche, daß die Wahrheit, 
die ihr bis zum Ende der Zeiten anvertraut ist zur Bewahrung und zur 
Predigt, auch nur vorübergehend nicht verderbt noch verändert oder ver- 
wandelt werden kann. Deshalb hat allein die Kirche, und nur sie allein, 
das ausschließliche Recht, alle Gläubigen die wahre christliche Giottes- 
erkenntnis zu lehren. Der Mensch an sich, mit seinen eigenen Kräften, 
kann die Lehre der Offenbarung in ihrem wahren Sinne nicht begreifen, 
noch kann er andere mit dem Lichte der Gotteserkenntnis erleuchten. Damit 
nicht genug: leicht und bequem kann er infolge der Ohnmacht seiner gefallenen 
Natur und wegen der verderbten Richtung seines Verstandes und seiner 
Freiheit, wie wir das am Beispiel der westlichen Konfessionen gesehen 
haben, sich freiwillig abwenden von der Ökumenischen Orthodozie. 
Wir bitten den Herrn, und wir sind davon überzeugt, daß die Moskauer 
Geistliche Akademie in ihrer Wirksamkeit auf dem Felde der geistlichen 
Erleuchtung immer sich werde leiten lassen von den Worten des Apostels 
Paulus, die er einst an die T'hessalonicher schrieb: ‚So steht nun, liebe 
Brüder, und haltet an den Satzungen, in denen ihr gelehrt seid, es sei durch 
unser Wort oder Brief“ (2. Thhess. 2, 15). 


Ähnlich wie in der Resolution der Pariser liberalen Theologen von 
1949 (0. S. 3381.) stellt schon dieses Moskauer Zeugnis von 1947 der 
„Ökumenischen Bewegung‘ den Hinweis auf die existierende „Öku- 
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menische Kirche‘ gegenüber, die mit der „Ökumenischen Orthodoxie“ 
gleichgesetzt wird. 


Die Botschaft, die auch der Moskauer Theologe der gesamten 
Christenheit machen möchte, läßt sich dahin zusammenfassen: Zu- 
nächst Einheit, dann Einigung der Kirche. Sie ist ausgeführt in der 
Arbeit des Professors S. W. Troizki über „Die Einheit der Kirche“, die 
der Moskauer Konferenz von 1948 vorgelegen hat (sie dürfte als der 
sachliche Kommentar zu den Resolutionen der Konferenz aufzufassen 
sein). 


Die traurige Tatsache der Spaltung der christlichen Welt hat die Hirten 
der Herde Christi immer dazu angehalten, Maßnahmen zur Wieder- 
herstellung der religiösen Einheit zu ergreifen. Nicht nur die Autokephalen 
Orthodoxen Kirchen, sondern auch die Römische Kirche machten und 
machen immer wieder Anstrengungen zur Erreichung dieses Zieles. Während 
der letzten Jahrzehnte haben das Bewußtsein der Unnatürlichkeit und der 
Gefahren der Zerrissenheit und der Wunsch nach Einigung der christlichen 
Welt gleicherweise auch auf die protestantische Welt übergegriffen und 
Ausdruck in der Entstehung der sogenannten „Ökumenischen Bewegung“ 
gefunden. Indem wir den Bestrebungen unserer Brüder in Christo zur 
Einigung entgegenkommen, ist es notwendig, sie mit der Lehre der Ortho- 
doxen Kirche über die kirchliche Einheit und mit den Wegen bekannt zu 
machen, die zu diesem großen Ziele führen, in der festen Hoffnung, daß 
eine solche Kenntnis von selbst die Sinne und Herzen zur ersehnten wahren 
kirchlichen Einheit führen wird, denn ‚‚magna est veritas et praevalebit‘‘, 
groß ist die Wahrheit und sie wird den Sieg behalten. 


Der Charakter der Einheit eines bestimmten Gegenstandes oder einer 
Organisation hängt von seinen Eigenschaften ab. Die Einheit eines Steins 
oder eines Stückes Mineral ist eins; etwas gänzlich anderes ist die Einheit 
einer Pflanze oder lebender Geschöpfe. Von besonderer Art ist die Einheit 
irgendeiner sozialen Organisation, und die Einheit der einzigen himm- 
lisch-irdischen Organisation, genannt: die Kirche ist schließlich 
von völlig anderer Art. Im Streben nach der Einheit der Kirche müssen 
wir immer ihres besonderen, außergewöhnlichen und unwiederhölbaren 
Charakters gedenken und dürfen nicht Maßstäbe anlegen, die anderen 
Organisationen eigentümlich sind. Das Symbolum des Glaubens, das seit 
vielen Jahrhunderten in der gesamten christlichen Welt gilt, das Nizänisch- 
Konstantinopolitanische Glaubensbekenntnis, stellt die Einheit an die erste 
Stelle: „Ich glaube... an Eine Kirche,“ doch es fügt sofort andere C'harakte- 
ristika dieser Organisation an und zeigt damit, wie diese Einheit sein soll: 
die „Heilige, Katholische und Apostolische Kirche“. 


Die eine Kirche ist vor allem eine Heilige Kirche. Doch nur unser Herr 
ist im wirklichen Sinne des Wortes heilig, die Kirche ist nur heilig, weil 
sie von unserem Herrn geheiligt wird, weil sie am göttlichen Leben teil- 
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nimmt und weil die göttliche Einheit und das Einssein der Kirche mit Gott 
die Quelle der Einheit der Kirche ist. Die Kirche ist Eine, weil sie die eine 
Quelle der Heiligkeit hat, und wegen ihrer Heiligkeit kann sie nicht getrennt 
werden. Die Kirche ist nicht heilig an irgendeinem Ort oder kraft eines 
besonderen Ortes, sondern überall, wie die Väter des Konzils von Karthago 
an Papst Coelestin schrieben: „Die Gnade des Heiligen Geistes kann nirgends 
geschwächt werden.“ Die Kirche ist eine, wie die Reben eins sind mit 
dem Weinstock, weil sie vereinigt bleibt mit Christus, der der Quell ihres 
Lebens ist (Joh. 15, 15). Christus betet darum, daß seine Jünger völl- 
kommen eins sein möchten, indem sie durch ihn zum göttlichen Leben - 
emporgeführt würden (Joh. 17, 22—23). Wenn der Apostel Paulus von 
der Einheit der Kirche spricht, macht er diese Einheit nicht abhängig von 
einer einheitlichen Leitung, sondern von der Kommunion mit dem einen 
Brot des Leibes und dem Blut des Herrn (1. Kor. 10, 14—17) und von 
der Tatsache, daß die Kirche ein Haupt — Christus — hat (Eph. 4, 15—16). 

Die Eine und Heilige Kirche ist in gleicher Weise Allgemein,!) das 
heißt, sie ist allumfassend, sie ist nicht durch Raum oder Zeit begrenzt, 
sondern sie vereinigt die Gläubigen aller Zeiten und in der ganzen Welt, 
und da die Welt eins ist, so ist auch die Katholizität der Kirche der Aus- 
druck ihrer Einheit. 

Endlich ist die Eine, Heilige, Katholische Kirche zugleich auch Apo- 

stolisch. Das bedeutet, daß die Zeit und der Wechsel der Generationen die 
Einheit der Kirche nicht unterbrechen, und daß die Kirche heute nach 
neunzehn Jahrhunderten ihrer Geschichte dieselbe bleibt, die sie zu Leb- 
zeiten der Apostel war, weil die den Aposteln von dem Begründer der Kirche 
verliehenen Gnadengaben auf dem Wege über die apostolische Sukzession 
unaufhörlich auf ihre Nachfolger übergehen. Doch wurden diese Gnaden- 
gaben nicht den einzelnen Aposteln verliehen, sondern der durch einheit- 
lichen Glauben und Liebe zusammengeschlossenen Apostelschar, die die 
Abbildung der Heiligen Dreieinigkeit ist (Joh. 17, 21—26). 

Aus diesem Grund geschieht die Übertragung der apostolischen Voll- 
machten in unserer Kirche nicht durch einen einzelnen Bischof, sondern ° 
durch mehrere; und unsere Kirche wird nicht von einem Bischof allein ver- 
waltet,. sondern von der „Einmütigkeit der Bischöfe“, dieser Nachfolger 
der Apostel, die nach der Lehre des 34. apostolischen Kanons ebenfalls 
Abbild der Einheit der Dreifaltigkeit ist. Da der Herr versprochen hat, 
dort gegenwärtig zu sein, wo auch nur zwei oder drei in seinem Namen 
versammelt sind, kann die Gemeinschaft der Bischöfe, die apostolische 
Gewalt besitzen, klein an Zahl sein, und diese Zahl hängt von den Umständen 
des Ortes und der Zeit ab. Aber jeder Teil der Universalkirche,?) der sich 
Autokephale Kirche nennt, wird von der bischöflichen Gemeinschaft ver- 
waltet und ist vollmächtig und darum auch gleichberechtigt mit allen übrigen. 





!) ssobornaja — „katholisch“ im ursprünglichen, griechischen Sinne, der 
mehr als nur quantitative Universalität (vgl. unten) bedeutet. 
2) Ökumenische Kirche. 
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Deshalb ist jeder Imperialismus unserer rechtgläubigen Kirche vollständig 
fremd, und sie bleibt der Lehre desselben Konzils von Karthago treu, das 
an Papst Coelestin schrieb: „Gibt es jemanden, der glauben könnte, daß 
unser Gott nur irgendeinem die Wahrheit des Urteils übertragen könnte, 
es jedoch den zahlreichen im Konzil versammelten Priestern verweigert?“ 

Indem wir so dieser Lehre der alten Universalkirche von der kirchlichen 
Einheit treu bleiben, ist es notwendig anzuerkennen, daß sowohl das von der 
Römischen Kirche gelehrte Verständnis der kirchlichen Einheit fehlerhaft 
ist, wie auch die Mittel, mit denen sie bestrebt ist, diese Einheit herzustellen. 
Eng mit dem Römischen Reich verbunden und in dem Wunsch, sein Erbe 
zu sein, hat die Römische Kirche die kirchliche Einheit mit der staatlichen 
Einheit vertauscht und ist bestrebt, sie zu verwirklichen und zu verbreiten 
hauptsächlich mit Mitteln, die dem Staat eigentümlich sind: mit Zwang. 
Sogar formal ist sie auch jetzt ein Staat, ein Subjekt des Völkerrechts, und als 
solches ist sie völlig verwickelt in die politischen Intrigen und Nachstellungen, 
unter denen die Orthodoxe Kirche immer gelitten hat und noch heute leidet. 
Die Römische Kirche hat vergessen, daß wir nach der Lehre der Apostel 
als Glieder der Kirche hier keine Heimat haben; daß wir hier auf Erden nur 
Fremdlinge sind, daß unsere Heimat im Himmel ist und wir hier nur so 
weitvereinigt werden können, wie wir unsselbst mit dem 
einen Haupt der Kirche vereinigen und von ihm geheiligt 
werden, während jede Schaffung eines irdischen kirchlichen Mittel- 
punktes angesichts des Bestehens eines gemeinsamen himmlischen Mittel- 
punktes den Dualismus in die Kirche hineinträgt und ihre Einheit 
verletzt. 

Näher zum wahren Verständnis der kirchlichen Einheit sind die An- 
schauungen der Anglikanischen Kirche, aber auch sie, die das Sakrament 
der Priesterweihe nicht anerkennt, legt der apostolischen Sukzession nicht 
genügend Bedeutung bei, dieser einen Quelle der Heiligung und Einheit 
der Kirche in der Zeit. Sie dogmatisiert die Verbindung zwischen Kirche 
und Staat und versteht die Einheit der Kirche nicht als Einheit des Bekennt- 
nisses. 

Weiter als die Anglikanische Kirche weicht von dem Verständnis der 
kirchlichen Einheit die sogenannte Ökumenische Bewegung ab. Sofern sie 
Zeugnis ablegt von der Absage an den protestantischen Individualismus 
und vom Wunsch einer kirchlichen Einheit im Gegensatz zu der Auf- 
splitterung der protestantischen Welt, hat sie ihre positiven Seiten, aber auch 
ihr ist das wirkliche Verständnis der kirchlichen Einheit fremd. Anfangs 
befand sich die Ökumenische Bewegung auf dem richtigen Wege, indem sie 
zur organischen Einheit auf den Grundlagen der Lehre der alten ungeteilten 
Kirche strebte, dann aber, besonders seit 1937, seit der Edinburgher Kon- 
ferenz, ist sie von diesem Wege abgewichen. Die Aufgabe einer inneren 
organischen Einigung auf dogmatischer Grundlage hat sie mit einem 
äußeren, mechanischen Zusammenschluß auf dem Boden eines Kampfes 
mit der sozialen und ökonomischen Ungerechtigkeit vertauscht und mit dem 
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Kampf gegen die Römische Kirche. An sich können diese Ziele nicht ver- 
worfen werden, denn auch unser Herr sättigte das hungernde Volk und sagte 
zu den Aposteln: „Gebet ihr ihnen zu essen‘ (Matth. 14, 16 ). Aber nicht 
darin sah der Herr die Berufung seiner Apostel, er maß dem Glauben derer, 
die ihn suchten, „weil sie Brot gegessen hatten und satt geworden waren“ 
(Joh. 6, 26), keine Bedeutung bei und machte M. artha, die den Worten 
des Meisters nicht lauschte, sondern sich um eine große Bewirtung sorgte, 
den Vorwurf: „Martha, du hast viel Sorge und Mühe, eines aber ist not“ 
(Luk. 10, 41—42). Aber indem sie dieses eine vergaß, und vergaß, daß 
der Mensch nicht vom Brot allein lebt, wird die ökumenische Vereinigung - 
eine weltliche internationale Wohltätigkeitsorganisation, die bestrebt ist, 
die Seelen durch Wohltätigkeit zu fangen, und als solche wird sie in die 
Sphäre der internationalen Politik hineingezogen und kann zum Instrument 
politischer Pläne werden, die gegen die Völker gerichtet sind, welche den 
orthodoxen Glauben bekennen.*) 

So ist es jetzt nicht schwer zu verstehen, warum die Orthodoxe Kirche 
weder den Unionsbestrebungen der Römischen Kirche noch der protestan- 
tischen Ökumenischen Bewegung entgegenkommen kann. Diesen Be- 
strebungen entgegenkommen würde bedeuten, der kirchlichen 
Einheit nicht zw helfen, sondern sie zu stören, es würde 
bedeuten, die Einheit mit der alten apostolischen ungeteilten 
Kirche zu zerreißen und auf diese Weise die wahre Einheit 
der Kirche im Namen einer falschen Einheit zu opfern. 
Im besonderen: den Unionsbestrebungen der Römischen Kirche entgegen 
kommen würde bedeuten, auf die apostolische Lehre von der Fülle des 
gnadenvollen Lebens zu verzichten, die vom Geist Gottes jeder örtlichen 
Kirche geschenkt wird, und die hieraus entspringende Lehre von der Gleich- 
berechtigung der örtlichen Kirchen. Der Ökumenischen Bewegung aber 
enigegenkommen würde bedeuten, auf die wahre Einheit der Kirche — eine 
Einheit nicht nur im Raum, sondern auch in der Zeit — zu verzichten; 
es würde bedeuten, die ununterbrochene Kette der Gnade zu zerreißen, die 
die Orthodoxe Kirche mit den Aposteln auf dem Wege über die apostolische ° 
Sukzession verbindet, es würde bedeuten, den von uns gehüteten Schatz 
des Glaubens für ein Linsengericht vermeintlicher irdischer Vorteile zu 
verkaufen und teilzunehmen an der Jagd nach Menschenseelen durch diese 
Vorteile. 

Es gibt nur einen rechten Weg zur Wiederherstellung der wahren kirch- 
lichen Einheit, der Einheit der Heiligen, Katholischen, und Apostolischen 
Kirche, der Kirche, die nicht nur im Raum, sondern auch in der Zeit 
einheitlich ist. Dieser Weg ist eng, aber nur er allein kann zum Ziele führen. 
Dieser Weg ist der Weg der Rückkehr zur Lehre der alten ungeteilten Kirche, 
und je weiter und erfolgreicher die westlichen Bekenntnisse auf diesem 


!) Die Worte „Kann... werden‘ wurden in der englischen und deutschen 
Presseübersetzung fälschlich mit ‚wird‘ übersetzt. 
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Weg fortschreiten, desto näher kommen sie zur Orthodoxen Kirche und 
desto leichter werden sie die wahre Einheit mit ihr wiederherstellen, weil die 
Orthodoxe Kirche wie stets, so auch jetzt es als ihre erste heilige Pflicht 
betrachtet, die Lehre der alten und ungeteilten Kirche Christi treu zu be- 
wahren. 


Wir bitten Gott, er möge unsere Brüder in Christo auf diesen rettenden 
Weg führen. 


Die Evangelische Theologie in Deutschland ist in die sachliche und 
zugleich kritische Auseinandersetzung mit diesen Moskauer theologischen 
Stimmen schon eingetreten (vgl. „Orthodoxie und Evangelisches 
Christentum“, Studienheft 1/1949, hg. v. Kirchl. Außenamt). Darüber 
hinaus kann auf die grundsätzliche Warnung vor dem Missionieren im 
fremden kirchlichen Raum hingewiesen werden, mit der die Orthodoxie — 
vom Konstantinopler Schauplatz aus — im Jahre 1920 in die ökume- 
nischen Gespräche eintrat. Umgekehrt aber darf gesagt werden, daß auch 
bei den Evangelischen Christen in Deutschland — fern von aller Pro- 
selytenmacherei — Bedürfnis und Verlangen besteht, sich ehrfürchtig 
aufzuschließen der Fülle der an dem Evangelium der Heiligen Schrift 
normierten geistigen Erfahrung der ungebrochenen kirchlichen Gemein- 
schaft der zwei Jahrtausende und insbesondere ihrer Kardinalerfahrung 
aller Zeiten im Martyrium. Auch von hierher erhoffen sich evangelische 
Christen in Deutschland eine wachsende Verkirchlichung der christlich- 
protestantischen Existenz, die etwas grundsätzlich Anderes und Um- 
fassenderes ist als die Klerikalisierung des Christentums, gegen die der 
Protest der Reformatoren gerichtet war. 

Das Bewußtsein der orthodoxen Verpflichtung für die Gesamtchristen- 
heit scheint sich gegenwärtig in der Emigrantenkirche des Westens in 
einer charakteristischen Weise zu verflechten mit der abnehmenden 
Hoffnung auf eine baldige Rückkehr in die Heimat. Diese Hoffnung 
tritt auch deshalb etwas zurück, weil eine zweite und dritte Generation 
heranwächst, die in den Gastländern — u. a. auch infolge von 
Mischehen — ungleich stärker verwurzelt ist. So findet man an ver- 
schiedenen Zentren der orthodoxen Emigration ein deutliches Erstarken 
des Kirchlichen Territorialprinzips, das vielfach, besonders in 
Frankreich und USA, mit einem wachsenden Verantwortungsbewußtsein 
für das Gastland und für die gesamte Christenheit Hand in Hand geht. 

Dem gab die letzte Landesversammlung der Russischen Westeuropäi- 
schen Emigrantenkirche — Konstantinopler Jurisdiktion — in Paris, 
Sept./Okt. 1949 einen weithin sichtbaren Ausdruck: 
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Beschlüsse der Eparchialversammlung 
bezüglich des Berichtes über die kanonische Lage 
der Orthodoxzen Kirchen in Westeuropa 


Nachdem die Eparchialversammlung des Russischen Exarchats des 
Ökumenischen Stuhls in Westeuropa den Bericht über die kanonische Lage 
der Orthodoxen Kirchen in Westeuropa gehört und geprüft hat, 

1. anerkennt sie die kanonischen Grundlagen unseres autonomen 
Exarchats als möglich und richtig, unter den gegenwärtigen provisorischen _ 
Bedingungen, und drückt infolgedessen ihre volle Ergebenheit gegenüber 
8. H.dem Ökumenischen Patriarchen und seinem Exarchen, S. H. dem 
Metropoliten Wladimir, aus. 

2. Sie erklärt ihre tiefe Betrübnis angesichts der bestehenden kirchlichen 
Spaltungen, die mit dem wahren Aufbau und dem Wohl der Kirche un- 
vereinbar sind. 

3. In Anerkennung der Tatsachen, daß es — um diese Spaltungen 
völlig zu überwinden — unerläßlich ist, die Einheit der Orthodoxen Kirche 
in allen Ländern Westeuropas zu verwirklichen, fordert die Eparchial- 
versammlung alle orthodoxen kirchlichen Gruppen auf, unter dem hohen 
Patronat des Ökumenischen Stuhls eine einzige Orthodoxe Kirche 
in Westeuropa zu bilden, durch die in gleicher Weise die Spaltungen 
im Schoß der kirchlichen russischen Gruppen beseitigt sein werden. 

4. Die Eparchialversammlung drückt ihre Überzeugung aus, daß durch 
Gottes Gnade der Tag kommen wird, wo wir alle in das befreite Rußland 
zurückkehren können und von neuem mit unserer Heimatkirche ver- 
schmelzen. Aber die Versammlung zweifelt nicht daran, daß selbst dann 
zahlreiche Orthodoxe in Westeuropa bleiben werden, und auch nicht daran, 
daß in Zukunft die Orthodoxie beständig im Westen existieren wird. 

5. Sie schlägt den Vertretern aller gegenwärtig zersplitterten Gruppen in 
Westeuropa vor, sich zu vereinigen, um die nötigen Maßnahmen zu prüfen, 
damit in dem kirchlichen Leben die kanonische Legalität und der Friede 
hergestellt werden. 


6. Sie richtet an S. H. den Ökumenischen Patriarchen die töchterliche 
Bitte, diese Initiative zu segnen und sie auf alle mögliche Weise väterlich 
zu unterstützen. 

7. Sie richtet an alle Erzbischöfe, Priester und orthodoxe Christen in 
Westeuropa einen Aufruf zur Einigung und zum Frieden der Kirche. 

8. Sie beauftragt die E’parchialwerwaltung in Erwartung einer totalen 
Einigung der Orthodoxen Kirchen in Westeuropa, die nötigen Maßnahmen 
zu suchen, um die bestmöglichen Beziehungen mit den anderen kirchlichen 
Gruppen herzustellen, und zwar insbesondere mit der Jurisdiktion des 
Metropoliten Anastasius, soweit dieses vereinbar ist mit den kanonischen 
Grundlagen und mit dem wahren Weg des kirchlichen Lebens. 
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9. Angesichts des in der Welt existierenden Atheismus und des An- 
sturms der gottlosen Gewalten hält die Eparchialversammlung es für drin- 
gend notwendig, ein panorthodoxes Zentrum zu errichten zum Zwecke 
der engstmöglichen Zusammenarbeit aller lebendigen Kräfte für die Ver- 
teidigung der Orthodoxie. 

10. Sie bekennt ihre Liebe zu der russischen Heimatkirche und zu 
Rußland sowie auch ihre Treue zu der Tradition und ihrer russisch-ortho- 
doxen Kultur und lädt alle orthodoxen russischen Christen ein, mit ihrem 
Dienst für ihre Kirche und ihr Vaterland in den Tagen seiner schweren 
Prüfungen fortzufahren. 


Beachtenswert ist zunächst, wie in diesem Dokument, im Unterschied 
zur sonstigen ostkirchlichen Praxis, das Wort „Orthodox‘‘ dem Worte 
„Russisch“ konsequent vorangestellt worden ist — wie das entsprechend 
in der Evangelischen Kirche in Deutschland seit 1945 geschehen ist. 
Ferner gibt in Punkt 9 der Ruf zur „Verteidigung der Orthodoxie“ zu 
denken, der hier zum erstenmal in den von mir herangezogenen Doku- 
menten zur Sprache kommt. Diese Vorstellung hat ihren besonderen 
Ort in der (Bischöflich-Synodalen Auslandskirche, heute unter Metropolit 
Anastatius, München; diese hat mehrfach in amtlichen Verlautbarungen 
den Kampf gegen den Bolschewismus als eine ‚religiöse Aufgabe“ 
bezeichnet. Die Pariser Beschlüsse scheinen auf eine gewisse — bisher 
wohl unerwiderte — Annäherung hinzudeuten. 

Dieselbe Pariser Eparchialversammlung spricht aber in einer gleich- 
zeitig beschlossenen Botschaft auch die Hoffnung auf die schließliche 
Wiedervereinigung mit der russischen Heimatkirche aus; für diese 
Heimatkirche werde täglich gebetet. Die russische Heimatkirche jedoch 
— es dürfte die spezifische Aufgabe der Christen in Deutschland sein, 
darauf hinzuweisen — hat es verlernt, von einer „Verteidigung der 
Orthodoxie“ zu sprechen. Sie weist vielmehr mit der Kraft jahrhunderte- 
langer Erfahrung darauf hin, daß ‚‚die Pforten der Hölle die Gemeinde 
Christi nicht überwältigen können“ (Matth. 16, 18; z. B. Moskauer Kon- 
ferenz 1948, Dok. H. 1, S.39) und daß denjenigen, der „sich vor Sünde 
bewahrt, der Arge nicht antasten wird“ (1. Joh. 5, 18). Die Pariser 
russische Auslandskirche Konstantinopler Jurisdiktion steht wie schon 
oft mit ihren Erfahrungen und Stellungnahmen in der Mitte zwischen 
der Kirche des Patriarchats Moskau und der Jurisdiktion des Metro- 
politen Anastasius. 

Die in diesen Beschlüssen angekündigte Botschaft erscheint eben- 
falls von exemplarischer Bedeutung. 
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Botschaft der Eparchialversammlung an alle Orthodoxen, 
die sich in Westeuropa aufhalten 


In Christus geliebte Bischöfe, Priester und orthodoxe Christen in 
Westeuropa! 

In unserem Bifer für den Dienst an Gott, der eins ist in der Hl. Drei- 
einigkeit, und an seiner Hl. Kirche wagen wir, Glieder der Eparchial- 
versammlung des Russischen Exarchats des Ökumenischen Patriarchats in 
Westeuropa, diese Botschaft an Euch zu richten. Demütig unserer Unwürdig- 
keit bewußt, vertrauen wir, daß der Herr, der versprochen hat, unter denen _ 
zu sein, die sich in seinem Namen vereinigen, auch uns nicht seines Hl. 
Geistes beraubt hat. 

Schon dreißig Jahre sind es her, daß wir nach dem Willen der Vor- 
sehung im Westen leben; in Schwierigkeiten und Armut, inmitten anders- 
gläubiger Völker bauen wir hier mit Gottes Hilfe die Orthodoxe Kirche. 
Dutzende von Gemeinden und kirchlichen Einrichtungen sind gestiftet 
worden, neue Generationen sind im Glauben gefestigt worden. Wir könnten 
uns des Lebens unserer Kirche erfreuen, wenn sich nicht ein entsetzliches 
Übel — wir meinen die kirchlichen Spaltungen — durch unsere Sünden 
unter uns tief eingewurzelt hätte. 

In fast allen Ländern Westeuropas sehen wir Orthodoxe von ver- 
schiedenen Nationalitäten in denselben Städten und Dörfern fast ohne alle 
gegenseitigen Beziehungen leben; wir sehen, daß innere Feindschaften nicht 
nur zwischen uns, den Russen, sondern auch zwischen den anderen Ortho- 
doxen wüten; wir sehen Bischöfe und Priester einander, entgegen allen 
Kanones, sich ein und dieselbe Herde streitig machen. 

Wir wissen alle, daß wir durch unsere Spaltungen Gott erzürnen, die 
orthodoxen Christen unter den Völkern herabsetzen, die Kleinen ärgern und 
das kirchliche Gewissen der Gläubigen verderben. Wir erschöpfen unsere 
Kräfte nicht nur, indem wir einander bekämpfen, sondern indem wir die 
Gemeinden und alle kirchlichen Organisationen fruchtlos verdoppeln und 
verdreifachen. Erst vor kurzem haben gewisse kirchliche Körperschaften . 
denjenigen, die mit ihnen nicht übereinstimmen, sogar das Leben der Gnade 
abgesprochen und so den Hl.Geist verachtet und geschmäht. Einige von 
ihnen sind derart abgeirrt, daß sie die Spaltungen und die Mehrzahl der 
Leitungen in der Kirche (mnogonatschalie, polyarchie) für natürlich halten. 

Erinnern wir uns, Brüder, der Hl. Wahrheit von der Einheit der 
Kirche. Unser Herr Jesus Christus hat, indem er uns durch den Mund seines 
geliebten Jüngers offenbart hat, daß Gott selbst die wahre Liebe ist, die Liebe 
als Grundgesetz des Lebens aufgestellt. Aber was ist die Liebe, wenn nicht 
völlige Einigkeit? Hat nicht der Herr vor Seinem Erlösertode darum gebetet, 
daß wir eins seien, wie er eins ist mit dem Vater? Besteht nicht in dieser 
Ahnlichkeit mit der gleichsubstantiellen und unteilbaren Trinität, mit dem 
Einen Gott in drei Hypostasen das Wesen der Kirche selbst? Ist nicht die 
Kirche der einzige Leib Christi, das einzige Reich Gottes? Hat nicht der 
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Herr alle Feindschaft gedämpft, hat er nicht alle diejenigen, die im Glauben 
an ihn leben, in sich vereinigt? Gott lehrt uns, daß wir alle nur eine Seele 
haben sollen, dieselben Gefühle und dieselben Wünsche, denn wir sind eins 
in Christus: wir haben Einen @ott, den Vater, Einen Herrn, Einen Geist 
der Gnade, Einen Glauben, Eine Taufe, Eine Hoffnung und Eine Kirche, 
im Himmel wie auf Erden. Alle Väter und alle Heiligen haben für die 
Einheit und für den Frieden gekämpft, und der Hl. Geist selbst nennt in 
unserem Symbol die Kirche die Eine und Allgemeine. Wer hat uns denn 
die Entfernung voneinander gelehrt, die Trennungen und Schismen, wenn 
nicht der Geist der Spaltung, der Feind Gottes und der Menschen? 

Um die Einheit der Kirche zu bewahren und zu befestigen, hat Gott 
uns befohlen, nicht nur die Einheit des Glaubens und der gnadenhaften 
Institutionen zu bewahren, nicht nur die Einheit in der Liebe, sondern auch 
die unlösliche Einheit der geheiligten Hierarchie und der Kirchenleitung 
auf der ganzen Welt wie auch an jedem Orte, wo die Kirche existiert. 
Deshalb hat die Hl. Kirche, oder besser gesagt Gott selbst, seit den Zeiten 
der Apostel es so geordnet, daß einer der höchst bestellten Hierarchen der 
Erste in der Katholischen (im griechischen Sprachgebrauch) Kirche sei, 
und daß in jedem Bezirk oder Stadt ein einziger Bischof als irdischer Vikar 
seines Sohnes Autorität habe mit einem einzigen ihm unterstellten Klerus, 
und in Einmütigkeit mit dem 'ganzen orthodoxen Volk — sei dieses letzte 
auch aus Menschen zusammengesetzt, die sich nach Ursprung und Sprache 
unterscheiden. Die Hl. Kirche kennt keinen anderen Aufbau (ustroenie). 
Wer anders lehrt, lehrt nicht dem Herrn gemäß, sondern nach seiner 
eigenen Verwirrung und Feindschaft. Wenn der Bischof und der Klerus 
einer Eparchie für gut befanden, zum allgemeinen Wohl und in den Grenzen 
ihrer Eparchie besondere Gemeinden, Dekanate oder ein Vikariat für die 
Orthodoxen verschiedener Nationalitäten zu gründen, so halten wir dafür, 
daß damit der gute kirchliche Aufbau nicht verletzt worden sei, voraus- 
gesetzt, daß die einmütige Eintracht und die Einheit der Leitung (edinona- 
tschalie) nicht verletzt wurde. Was die Mehrzahl der Leitungen anlangt, 
d.h. die Verwaltung eines gleichen Bezirks durch verschiedene, unterein- 
ander unabhängige Bischöfe, so ist sie von Gott und der Kirche verdammt. 

Diejenigen, die die Kirche Gottes nach den Nationalitäten spalten 
wollen, wenn auch diese Nationalitäten im selben Lande wohnen, oder — 
mit stärkeren Gründen — gemäß politischen Richtungen oder Privat- 
meinungen, betrachten wir in Gemeinschaft mit der ganzen Hl. Kirche als 
Gegner der Hl. Kanones und des Herrn selbst, dessen Hl. Körper sie zer- 
reißen. Alle Völker, die den Willen Gottes tun, sind von Gott gesegnet. Die 
Kirche verdammt keine politische Richtung, außer derjenigen, die in 
direktem Gegensatz zum Geiste Christi steht. Aber die Kirche überschreitet 
(transzendiert) alles Irdische, indem sie es umrahmt und in sich hinein- 
verwandelt (verklärt). Nicht das Leben der Kirche soll bestimmt werden 
von dem Irdischen, sondern das Irdische soll geheiligt werden durch das, 
was von der Kirche ist. Wer die Kirche den nationalen oder staatlichen 
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Größen oder sogar seinen eigenen Meinungen unterordnet, sündigt schwer 
gegen die Kirche. Sind es nicht die nationalen Egoismen und die Politik, 
die Beurteilung zeitlicher Ereignisse in verschiedenem Sinne, die uns 
trennen? Wir können zur Einheit nur gelangen, indem wir das 
Leben der Kirche in seiner Fülle und Reinheit, in seiner 
Wahrheit, in der Einheit der Leitung und in der Liebe ver- 
wirklichen. Wenn wir in allem diesem einmütig gewesen wären, 80 
hätte nichts Irdisches uns trennen können. 

In Ohristus vielgeliebte Erzbischöfe, Priester und orthodoxe Christen! 
Wir beschwören Euch im Namen des Herrn, auf alle Zwistigkeiten zu 
verzichten, welches auch die Gründe oder die Kräfte seien, die sich in sie 
verstrickt haben: Es gibt und kann nicht legitime Ursachen für Schismen 
geben. Unterwerfen wir uns Gott und den Hl. Kanones der Kirche. Ver- 
einigen wir uns alle, unsere orthodoxen Brüder und wir selbst, in den 
Ländern, in die uns Gott geführt hat, in einer einzigen Kirche! Bemühen 
wir uns mit allen Kräften um die Bildung einer einzigen 
westlichen Kirche. Wer unter uns wünscht nicht den Frieden der 
Kirche. Aber dieser Friede ist unmöglich und kann nicht verwirklicht 
werden, solange wir noch nicht die Ursache der Zwistigkeiten selbst aus- 
gemerzt haben, d. h. unsere Zersplitterung in verschiedene kirchliche Juris- 
diktionen; und wie können wir diese Zersplitterung überwinden anders, 
als daß wir uns dem Gesetz des Herrn unterwerfen, das die Einheit der 
geheiligten Hierarchie in jedem Lande, Bezirk oder Stadt befiehlt. Die 
traurige Erfahrung dieser letzten dreißig Jahre hat die Brüchigkeit von 
Versöhnungsversuchen auf jeder anderen Basis gezeigt. 

Wir Russen, die wir mehr als irgend jemand sonst die christliche Welt 
durch unsere Zersplitterungen ärgern, müssen die ersten Beispiele der 
Einigung zeigen. Aber wir rufen zu dieser Einigung in gleicher Weise 
alle Orthodoxen, die in ähnlichen Ländern wie wir wohnen. Um den all- 
gemeinen Frieden und die Ordnung herzustellen, schlagen wir, Brüder, 
eine Vereinigung der Repräsentanten aller orthodoxen kirchlichen Körper- 
schaften in Westeuropa vor. Wir sind bereit zum gemeinsamen Austausch . 
(ssoborowanie) mit allen denjenigen, die den guten Aufbau und den Frieden 
der Kirche wünschen. Wir würden Gott Dank sagen für jeden Schritt, der 
in Richtung auf die Union getan wird. 

Während wir diese Botschaft an Euch richten, bitten wir gleichzeitig 
töchterlich Seine Heiligkeit, den Ökumenischen Patriarchen, unsere Schritte 
zu segnen, denn dem Ökumenischen Stuhl gebührt die Sorge für alle kirch- 
lichen Angelegenheiten, deren Verwirklichung die Kräfte der Lokalkirchen 
übersteigt. Dieses Amt gebührt dem Ökumenischen Stuhl, nicht weil er 
konstantinopolitanisch oder griechisch ist, sondern weil er den Primat in der 
Gesamtkirche hat. 

Wir verleugnen nicht die russische Kirche, noch fordern wir die anderen 
auf, sie zu verleugnen: Wir alle sind ihre Kinder, Erben ihrer Tradition, 
einer Tradition, die wir in der Fremde zu bewahren und zu entwickeln 
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uns bemühen. Im Geiste leiden und freuen wir uns mit der Kirche unserer 
Heimat, wir beten und werden täglich für sie beten. Wir sind bereit, alles, 
was in unseren Kräften steht, zu ihrem Wohle zu tun. Gesegnet sei der Tag, 
wo wir in unser befreites Vaterland werden zurückkehren und uns der 
Kirche unserer Heimat anschließen können! Wir dürfen aber nicht ver- 
gessen, daß wir im Exil leben, daß wir nach Gottes Willen nicht mehr inner- 
halb ihrer Grenzen leben, noch daß wir unter völlig andersartigen und neuen 
Bedingungen leben, die uns vor besondere Probleme des kirchlichen Auf- 
baus stellen. 


Die Gegner der kirchlichen Einheit führen manchmal den Ausnahme- 
charakter unserer Auslandsexistenz an: unsere kirchliche Organisation muß 
nach ihrer Meinung dementsprechend auch provisorisch sein. Aber im 
Ausland wächst schon die dritte orthodoxe Generation heran, und die Zahl 
unserer Gemeinden bleibt ersichtlich die gleiche. Wir sehen gleicherweise, 
wohin die provisorischen Formen unserer Organisation führen. Es ist über- 
dies evident, daß eine große Zahl von Orthodoxen selbst in dem Falle, daß 
sie die Möglichkeit der Heimkehr hätten, in Westeuropa bleiben werden. 

berdies: müssen wir denn — nicht nur an unser Vaterland 
und seine Kirche denken —, sondern an die Stärkung der 
Orthodoxie im Westen? Wir halten dafür, Brüder, daß der 
Herr uns beruft, um uns zu benutzen, damit in jedem Lande 
und bis an die Grenzen der Erde der wahre Glaube, die wahre 
Kirche gestärkt werde; nach dem Beispiel der Apostel und 
apostelgleichen Männer, deren sich die russische Kircheauch 
rühmen kann, sollten wir für die Ausbreitung der Orthodoxie 
im Westen arbeiten. Aber können wir dies tun, solange wir noch 
gespalten und von dem gegenseitigen Kampf absorbiert sind? Oft sind wir 
für die Welt nicht ein Licht, sondern ein Ärgernis. 


Wir verleugnen dennoch Rußland, unser Vaterland, nicht, noch fordern 
wir dazu auf, es zu verleugnen. Und wir weigern uns nicht, ihm zu dienen, 
vorausgesetzt, daß dieser Dienst dem Geiste Christi nicht zuwider ist. 
Gegenwärtig, da unser Vaterland sich in großer Gefahr befindet, sowohl für 
seine Seele wie für sein Leben, und jetzt, da es im Inneren gequält immer 
weniger Verständnis und Mitleid in der Welt erfährt, haben alle russischen 
Christen die strikte Verpflichtung angesichts der ganzen Welt, die Zeugen 
und Diener dieses großen orthodoxen Rußlands zu sein, dem unsere Väter 
gedient haben und dem nach unserer Überzeugung unsere Söhne dienen 
werden. Unsere Aufgabe ist es, auf dem Boden der Freiheit, die Gott uns 
hier gewährt, für dieses orthodoxe Rußland alles zu tun, was in unserem 
Vaterland selbst unmöglich ist, und vor allem eine russische orthodoxe 
Kultur zu bewahren und zu erbauen. Wir sind überzeugt, daß die Bestim- 
mung Rußlands untrennbar ist von der Orthodoxie. Gewähre Gott, der Herr, 
uns, unser Vaterland befreit zu sehen von den schrecklichen Prüfungen, 
die es überwältigt haben, erneuert und wahrhaft groß! 
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Möge niemand die falsche Furcht hegen, daß, wenn nur eine einzige 
orthodoxe Kirche in unseren jetzigen Gastländern existiere, in ihrem Schoße 
kein Platz sein würde für die Liebe und den Dienst an unseren besonderen 
Kirchen und Ländern. Die Kirche ist weder eine nationale Organisation 
noch eine vaterländische Ordnung; aber im Inneren der Kirche ist kaum 
für alles Gute, und jeder von uns wird immer innerhalb der panortho- 
doxen Einheit seinem Lande dienen und alle Gerechtigkeit erfüllen 
können. Indem wir uns vereinigen, werden wir nur stärker in jeder Unter- 
nehmung, die das Wohl der Kirche und des Vaterlandes im Auge hat. 

Was wir von unserer Haltung hinsichtlich der russischen Kirche und 
Rußlands gesagt haben, meinen wir, ebenso den anderen Orthodoxen, die 
zusammen mit uns leben, hinsichtlich ihrer eigenen Kirchen und Länder 
vorschlagen zu können. 

In Christus vielgelvebte Brüder! Wir wollen nichts anderes als die Treue 
zu den Dogmen und den göttlichen Geboten sowie auch zu den alten Kanones 
der Kirche, nichts anderes als die Auferbauung des Leibes Christi, „bis 
daß wir alle hinankommen zu einerlei Glauben und Erkenntnis des Sohnes 
Gottes und ein vollkommener Mann werden, der da sei im Maße des voll- 
kommenen Alters Christi, auf daß wir nicht mehr Kinder seien und uns 
bewegen und wiegen lassen von allerlei Wind der Lehre durch Schalkheit 
der Menschen und Täuscherei, womit sie uns erschleichen, uns zu verführen. 
Lasset uns aber rechtschaffen sein in der Liebe und wachsen in allen Stücken 
an dem, der das Haupt ist, Christus, von welchem aus der ganze Leib 
zusammengefügt ist und ein Glied am andern hängt durch alle Gelenke, 
dadurch eins dem andern Handreichung tut nach dem Werk eines jeglichen 
Gliedes in seinem Maße und macht, daß der Leib wächst zu seiner selbst 
Besserung, und das alles in der Liebe‘‘ (Eph. 4, 12—16). Und wir zweifeln 
nicht, daß Gott unsere Wunden heilen und seine Kirche in allen Ländern 
vereinigen wird. 

Schieben wir die Erfüllung seines Willens nicht hinaus, versuchen wir 
nicht länger den Herrn und die Menschen; und der Friede Gottes, des Vaters, 
und der Friede unseres Herrn Jesu Christi und die Gnade des Hl. Geistes 
sei mit uns allen. Amen. 

Wladimir 
Metropolit der Orthodoxen Russischen Kirche 
von Westeuropa 
Exarch des Ökumenischen Patriarchen 
Präsident der Eparchialversammlung!) 


Ehe die ablehnende, unveröffentlicht gebliebene Antwort des Metro- 
politen Anastasius aus München eintraf, teilte schon Bischof Nathanael 
von Paris in seinem Namen mit, daß die Unterstellung unter das 
Patriarchat Konstantinopel für die Leitung und jedes pflichtbewußte 
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vgl. auch das Folgende. 
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Glied der Bischöflichen Synodalkirche unmöglich sei, da dieses freund- 
schaftliche Festgrüße mit dem Patriarchen von Moskau tausche und 
davon abgesehen habe, den Kampf (gegen das Sowjetsystem) zu suchen 
mit dem Bemerken, „daß er vermeidbar‘‘ sei. Nötig sei aber gegenwärtig 
vor allem anderen die Einigkeit in dem Kampf gegen die gottlose Gewalt. 
In diesem besonderen Sinne forderten seither Vertreter der Anastasius- 
Kirche ihrerseits mehrfach zur Einigung der russischen Emigration, 
und zwar unter der Münchener Kirchenleitung, auf. Umgekehrt rief 
das Pariser Einheitsmanifest auf seiten der Pariser Repräsentanten der 
Moskauer Jurisdiktion den Vorwurf der ‚„papistischen Häresie‘“ hervor: 
durch die unzulässige Herausstellung des Patriarchen des zweiten Roms 
(Konstantinopel) sei ein Verrat an der ökumenischen Orthodoxie be- 
gangen. 

Die Verhandlungen werden weitergehen. Es ist möglich, daß eine 
spätere Zeit dem Pariser Ansatz vom Oktober 1949 für den Aufbau der 
Orthodoxen Kirche im Westen — nach ihrem grundsätzlichen Gehalt — 
eine vergleichbare geschichtsbildende Kraft zuerkennen wird, wie das 
Sendschreiben des Patriarchatsverwesers Sergius von 1927 sie im Verlauf 
eines halben Menschenalters für die russische Heimatkirche gewonnen hat. 

Dabei erscheint auch bei den westlichen Einigungsprojekten die 
Gefahr einer neuen, spezifischen Welthörigkeit keineswegs geringer — 
insbesondere wo die Einigungswünsche auf der angeblichen Pflicht zur 
Verteidigung der Orthodoxie aufgebaut werden —, wenn auch den Pariser 
Vorschlägen jenes aus dem kanonischen Recht hergeleitete ‚Territorial- 
prinzip“ als normale „Grundlage‘‘ der Organisation der Orthodoxen 
Kirche in aller Welt zugrunde liegt, dem völkische und politische 
oder gar persönliche Unterscheidungsprinzipien nachgeordnet werden 
sollen. Ob seine Anwendung auf eine Emigrantenkirche möglich sein 
wird? Die grundsätzlichen Fragen werden zwischen Paris und München 
(insbesondere zwischen Alexander Schmeman und Georg v. Grabbe) 
weiter diskutiert (vgl. die russ. kirchl. Blätter beider Jurisdiktionen). 

Die Anwendung des gleichen übernationalen und .überpersönlichen 
Territorialprinzips für die USA, wo es in der zahlenmäßig größten, 
liberaleren kirchlichen Organisation der russischen Emigranten, dem 
„Amerikanischen Metropolitan-Bezirk‘ schon 1924 durch den Metropo- 
liten Platon und seinen Nachfolger Theophilus mehrfach einzuführen 
versucht wurde, könnte noch ungleich weittragendere Bedeutung ge- 
winnen. Führende Persönlichkeiten der russischen Orthodoxie in USA, 
wie der Bischof von Brooklyn, Johann Schachowskoj, und der Rektor der 
Wladimir-Akademie, Professor G. Florowski, scheinen dem zuzuneigen. 
Es wird sogar gelegentlich von der Schaffung eines neuen orthodoxen 
Patriarchats für Amerika unter der Leitung des bisherigen Metropoliten 
Theophilus gesprochen. (Nachtrag: Metropolit Theophilus starb Juli 1950.) 

Es gibt Stimmen (Schachowskoj, Schmeman), die die territoriale 
Gliederung der Gesamtorthodoxie zugleich als das organisatorische 
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Prinzip des Baues der Einen — Rechtgläubigen — Kirche Jesu Christi 
deuten. Alle solehe Bemühungen der Emigration, die wir auf ihren 
primären Ansatz im Rahmen der historisch gewordenen Orthodoxen 
Kirche hin betrachten, würden sich in ihr Gegenteil verwandeln, wenn 
sie dazu beitragen würden, den Riß zwischen den orthodoxen Emigranten 
‘und den Christen in Rußland zu verschärfen. 

Aus der russischen Heimat erscholl kürzlich der Ruf an die Christen 
in aller Welt: „Laßt uns der Welt das Bild Christi — in der von Ihm 
geheiligten Gemeinschaft der Christen — vorhalten, von dem das Böse 
flieht‘‘ (ZMP, 1949, H. 8). Dieser Ruf ist ein Ausdruck jener gesegneten 
Kreuzesnachfolge Christi, die alltäglich und allstündlich millionenfach 
in Osteuropa geschieht. Wie werden die Christen des Westens auf diesen 
Ruf antworten? 

(Abgeschlossen: Mai 1950.) 
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Sekten und sonstige Sondergemeinschaften 


Von Dr. Kurt Hutten 


Diejenigen unter den Sekten und Weltanschauungsgemeinschaften, 
die schon vor 1933 bestanden, hatten vielfach eine drangvolle Zeit 
durchzumachen. Denn in den Jahren nach 1933 wurde ein Großteil von 
ihnen verboten, ihre Organisation aufgelöst, ihr Besitz beschlagnahmt. 
Es war eine Zeit des großen Sektensterbens. Von den größeren Gemein- 
schaften durften nur die Sieben-Tags-Adventisten und die Neuaposto- 
lischen ihre Arbeit weiterführen. Aber auch ihnen waren Einschränkun- 
gen auferlegt. Die Adventisten mußten große Zugeständnisse hinsichtlich 
der Sabbatheiligung machen (keine Befreiung der Kinder vom Schul- 
besuch, der Beamten, Angestellten und Arbeiter in öffentlichen Be- 
trieben von der Arbeit am Samstag); den Neuapostolischen wurde teil- 
weise die Werbetätigkeit verboten. 

Von diesen Ausnahmen abgesehen, wurde die Arbeit der nicht- 
kirchlichen Gemeinschaften, sofern es sich nicht um neuheidnische 
Gruppen handelte, mit den verschiedensten Begründungen verboten: 
wegen pazifistischer, internationaler, staatsfeindlicher Einstellung, Ver- 
bindung mit Juden und Freimaurern, spiritistischer Betätigung, Volks- 
schädigung, Verwirrung der Bevölkerung usw. Gelegentlich wurde dem 
Verbot in den ersten Jahren des Dritten Reichs auch ein scheinheiliges 
Mäntelchen umgehängt, als wollte der Staat damit die Kirche schützen. 
So wenn die „Erweckungsmission in Deutschland“ mit Sitz Berlin 
(heute „Welterweckungsmission“, eine Gemeinschaft der Pfingst- 
bewegung) verboten wurde, weil die Beeinflussung und Heilung Kranker 
durch Zungenreden und Weissagung ‚als eine Entheiligung des Gottes- 
dienstes angesehen werden‘ müsse. Oder wenn die Zeugen Jehovas 
in Preußen verboten wurden, weil sie unter dem Deckmantel angeblich 
wissenschaftlicher Bibelforschung eine unverkennbare Hetze gegen die 
christliche Kirche und den Staat betrieben hätten. Oder wenn zur 
Begründung des über die Neuapostolischen in Württemberg ausge- 
sprochenen Werbeverbots erklärt wurde, daß ihre Methoden bisweilen 
in Hausfriedensbruch ausarten und daß ‚vielfach nicht vor den gröbsten 
Verleumdungen gegenüber den in Deutschland anerkannten christlichen 
Kirchen und ihren Organen zurückgeschreckt‘“ werde. Einzelne der 
aufgelösten Gemeinschaften wurden sehr schwer verfolgt, besonders die 
Zeugen Jehovas. Aber es hat sich in allen Fällen gezeigt, daß religiöse 
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Gemeinschaften mit Gesetzesparagraphen und Polizei nicht totgeschlagen 
werden können. Als 1945 die Betondecke der totalen weltanschaulichen 
Diktatur zerbrach, waren die verbotenen Gemeinschaften alle wieder da. 

Die nichtkirchlichen Organisationen waren also 1933—45 vielfach 
einer radikaleren Unterdrückung ausgesetzt als die Kirchen. Trotzdem 
muß festgestellt werden, daß der geistliche Ertrag dieser Ver- 
folgungszeit bei ihnen überaus gering war. Im ganzen haben sie 1945 
einfach wieder an das angeknüpft, was vor dem Verbot gewesen war. 
Es ist nicht jene tiefgreifende Erschütterung zu bemerken, die wenigstens 
einen Teil unserer Gemeinden und die lebendigsten Vertreter der Theo- 
logie ergriffen hat und sich auf allen Gebieten des theologischen Denkens, 
der Verkündigung und der kirchlichen Ordnung auswirkte. Woran liegt 
das? 

Ein Grund ist zweifellos darin zu sehen, daß es sich hier durchweg 
um zahlenmäßig kleine und weit verstreute Gemeinschaften handelt, 
die schon wegen ihrer Kleinheit und ihrer sektenhaften Abseitsstellung 
keinen genügenden Resonanzboden für die Ereignisse der Zeit und den 
in ihnen enthaltenen Anruf Gottes bilden konnten. Auch fehlte ihnen 
im allgemeinen eine geistige Führerschicht, die imstande gewesen wäre, 
das Geschehen im Glauben zu durchdringen und zu neuen Erkenntnissen 
zu verarbeiten. 

Ein weiterer Grund liegt darin, daß ein Großteil der deutschen 
Sektengemeinschaften nur „Filialen“ ausländischer, vor allem ameri- 
kanischer Gruppen sind. Sie verblieben unter deren geistiger Leitung 
und brachten nicht die Kraft auf, sich auf Grund ihrer besonderen 
Führungen eine eigene Position zu schaffen. Diese ausländischen Gemein- 
schaften aber standen nicht in der Mitte, sondern am Rand des geschicht- 
lichen Hexenkessels; sie waren Zuschauer, nicht Kämpfende und Lei- 
dende. Als 1945 die Tore sich wieder öffneten, strömten die alten, 
intakt gebliebenen Lehren wieder in unser Land und in die Gemein- 
schaften, die sich nach dem Verbot neu sammelten. 

Schließlich darf noch ein tieferer Grund genannt werden. Es ist 
offenkundig, daß die ganze religiöse Substanz der Sekten und Welt- 
anschauungsgemeinschaften — auch derer, die nicht von Auslands- 
organisationen abhängen — zu schmal und starr ist, als daß sie fähig 
gewesen wäre, sich der inneren Problematik einer solchen Katastrophen- 
zeit in lebendiger Auseinandersetzung zu stellen. Sie hatten nicht die 
Kraft, ihren Lehrbestand kritisch zu überdenken und fragwürdig Ge- 
wordenes abzustoßen oder von der Tiefe her neu zu begründen. So ist 
diese merkwürdige Sterilität der Sekten und Weltanschauungsgemein- 
schaften der Hinweis auf eine mangelnde innere Potenz. Wir stellen 
das ohne jede Überheblichkeit fest; denn wir wissen aus eigener Erfah- 
rung, wie schwer es innerhalb unserer Kirche ist, den geistlichen und 
theologischen Ertrag der Kampfzeit für Verkündigung, Gemeindeleben 
und Aufbau der Kirche fruchtbar zu machen. 
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Nach der Winterstarre 1933—45 ist nun in den letzten Jahren wieder 
ein starkes Aufblühen des Sektenwesens in Deutschland zu 
verzeichnen. Ja, es ist nicht nur ein Aufblühen, sondern ein üppiges 
Wuchern. Die „alten“ Sekten sind samt und sonders wieder da. Zu 
ihnen sind viele neue getreten — vielfach Ein-Mann-Unternehmungen 
und Eintagsgründungen, die zu registrieren sich kaum lohnt. Aber 
immerhin, sie finden Gläubige und tragen dazu bei, den religiösen 
Wirrwarr zu steigern und die christliche Gemeinschaft zu zersetzen. 
Die kirchlichen Statistiken verzeichnen wachsende Zahlen von Kirchen- 
austritten zu den Sekten. Und auch innerhalb der Kirche haben sich 
nicht wenige Sondergemeinschaften gebildet, die ihr eigenes Leben 
führen, ohne sich von der Kirche gelöst zu haben. So wird die Kirche 
von außen und von innen her durch einen sektiererischen Geist bedroht. 

An diesem Wuchern der Sekten nach 1945 sind vielerlei Ursachen 
beteiligt. Um beim Äußerlichen anzufangen: Es wurde schon darauf 
hingewiesen, daß ein Großteil unserer deutschen Sekten mit Auslands- 
organisationen zusammenhängt. Nach langen Jahren der Isolierung 
wurde nun wieder eine Verbindung möglich. Besonders von Nord- 
amerika kam eine wachsende Menge Bücher und Zeitschriften, Care- 
pakete und alle mögliche sonstige Hilfe an Kleidern, Papier usw. ins 
Land und verwandelte sich hier, besonders vor der Währungsreform 
1948, in wirkungsvolle Lockmittel zur Werbung von Anhängern. Von 
den Spenden an Lebensmitteln und Kleidung in Höhe von 1322406 
Dollar, welche die Zeugen Jehovas in USA 1948 aufbrachten, kam der 
überwiegende Teil den deutschen Glaubensgenossen zugute. Sie konnten 
diese große Menge für ihre eigenen, zahlenmäßig beschränkten Mitglieder 
verwenden und darüber hinaus zur Unterstützung ihrer Propaganda be- 
nützen. Die Weltarbeitsgemeinschaft der Adventisten brachte bis 1947 
in drei Sammlungen 1,7 Millionen Dollar für die Notgebiete in Europa 
zusammen. Allein die deutschen Adventisten erhielten seit Beginn des 
Advent-Wohlfahrtswerks im Sommer 1946 2250000 kg Liebesgaben, 
d.h. auf den Kopf mehr als 1 Ztr. Die Leitung der Mormonenkirche 
beschloß 1947, daß alle Erträge des regelmäßigen Dezemberfasttages 
der amerikanischen Mormonen dem Hilfswerk in Europa zufließen 
sollten. Allein am Fasttag 1947 kamen über 222000 Dollar auf; daneben 
laufen noch verschiedene andere Hilfsaktionen für die Glaubensgenossen 
in den zerstörten Gebieten. Desgleichen brachte die amerikanische 
Gruppe der Christlichen Wissenschaft beträchtliche Mittel für die zu- 
gehörigen kleinen Organisationen in Deutschland auf. Das deutsch- 
sprachige Organ des amerikanischen Negergotts Father Divine, „Der 
Neue Tag‘, veröffentlichte die Adressen von Anhängern in Deutschland 
mit dem Bemerken: ‚Wir möchten damit jedem Gelegenheit geben, 
jene an unseren materiellen Segnungen teilnehmen zu lassen.“ 

Dann: Die Öffnung der deutschen Grenzen seit 1945 gab den Sekten- 
gemeinschaften des Auslands wieder die Möglichkeit, ihre missiona- 
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rische Tätigkeit in unserem Land aufzunehmen. Missionsposten, die 
viele Jahre lang während der Verbotszeit verwaist gewesen waren, konnten 
wieder besetzt werden (z. B. bei den Mormonen). Ganze Scharen von 
sektiererischen Predigern und Evangelisten kamen von USA herüber, 
um die stillgelegte Arbeit wieder aufzunehmen oder eine neue Tätigkeit 
zu beginnen. Hier sind es vor allem die Gruppen der Pfingst- und der 
radikalen Heiligungsbewegung, die zahlreiche Kräfte an Menschen und 
Mitteln nach Deutschland entsandten. 

Weiter: Der Boden für das Wirken der Sekten war nach 1945 auf- 
gelockert. Unser Volk hatte eine doppelte Existenzkatastrophe 
erlitten: Eine äußere Katastrophe, die in der Gestalt eines millionen- 
fachen Todes, von Heimatlosigkeit, Besitzlosigkeit, Hunger, Elend und 
zahllosen Sorgen, von Ängsten, Enttäuschungen und Lebenszerstörungen 
über die Menschen kam ; sie zerriß bei vielen die bisherigen Auffassungen 
von Schicksal und Leben, Gott und Welt als ungenügend und trieb sie 
in die Ratlosigkeit. Sie mußten nach Antworten auf Fragen suchen, 
denen sie vorher in einem geordneten und gesicherten Leben nicht 
begegnet waren. Mit dieser äußeren Katastrophe und ihren entwurzelnden 
Wirkungen paarte sich eine innere Katastrophe, die sich nicht ruckartig, 
sondern schleichend und in einem langen Prozeß vollzogen hatte: unser 
Volk hatte sich in immer größeren Schichten von der Bibel gelöst und 
war aus der überkommenen Welt des christlichen Glaubens, wie er in 
den Kirchen verkündigt wird, ausgewandert. Dieser christliche Besitz 
war fragwürdig geworden. Darum war für die Erschütterten nicht mehr 
ohne weiteres ein Rückgriff auf ihn möglich, um eine Antwort auf die 
vom Lebensschicksal gestellten Fragen zu bekommen. So entwickelte 
sich hier eine Krise. Die Kirche konnte mit einer erneuerten Theologie 
und Verkündigung und mit ihrer ausgedehnten Liebesarbeit manche 
Gewinne unter diesen religiös Heimatlosen erzielen. Aber die Masse sank 
ab in die Stumpfheit oder fiel den verschiedenartigsten Nutznießern der 
Krise zu. Unter diesen Nutznießern waren auch die Sekten. 

Ihre Angebote können das, was die Kirche zu verkündigen und 
zu geben hat, in vielen Punkten übertrumpfen. Sie können denen, die 
in ihrer Weltverzweiflung und Zukunftangst nach dem Ende aus- 
schauen, mit bunten Prophezeiungen, mehr oder weniger genauen Ter- 
minen und einer erregend schönen Schilderung des herannahenden 
Tausendjährigen Reichs aufwarten und ihnen zugleich die Mitglied- 
schaft in diesem Reich garantieren. Sie können denen, die in ihrer grauen 
Armut sich nach einer intakten Welt rauschhaften geistlichen Genusses 
und nach Selbstenthebung sehnen, den Weg zu Erlebnissen der frommen 
Ekstase bahnen. Sie können denen, die genauen Aufschluß über die 
unsichtbaren Wirklichkeiten, über die Schicksale nach dem Tod und 
andere Geheimnisse suchen, mit „höheren Erkenntnissen‘ oder allerlei 
„Offenbarungen“ dienen. Sie können den Unselbständigen, Schwachen, 
die geistlichen Halt und Führung brauchen, das lockende Angebot 
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machen: In unserer Mitte ist der göttliche Bevollmächtigte oder der 
neue Prophet oder der fleischgewordene Gottessohn sichtbar am Werk 
und wartet darauf, daß ihr euch ihm anvertraut. Sie können dem, der 
von Zweifel und Angst um seiner Seele Seligkeit umgetrieben ist, eine 
massive Heilsgewißheit geben und ihm damit aus der Zone der Unsicher- 
heit heraushelfen. 

Auf allen diesen Gebieten sind sie der Kirche überlegen. Hier liegen 
denn auch die Quellen ihrer Werbekraft. Sie haben eine anreizende 
Speise, um den Hunger der Seelen zu stillen. Kommt noch dazu, daß 
infolge der allmählichen Abdrosselung der christlichen Unterweisung 
im nationalsozialistischen Staat das Wissen um die biblischen Wahr- 
heiten und damit auch das kritische Urteilsvermögen gefährlich ein- 
geschrumpft, teilweise ganz verlorengegangen ist. Freilich, ob diese 
Speisen auf die Dauer sättigen? Ob die „einleuchtenden‘‘ Antworten 
den Frieden und die Klarheit geben? Im Grund ist die oben skizzierte 
Überlegenheit der Sekten doch etwas sehr Zweifelhaftes. Sie haben sich 
von der vollen Wahrheit der Schrift entfernt oder haben sie verzerrt. 
Das bedeutet in jedem Fall eine Verflachung und Vereinfachung, einen 
Verlust an innerer Mächtigkeit, der sich rächen muß. Es ist eine Majestät 
in dem Wort Gottes. Es läßt sich nicht in eine gebrauchsfertige Medizin 
für dieses oder jenes Seelen- oder Zeitbedürfnis umwandeln. Und seine 
fordernde und schenkende Vollmacht läßt sich nicht durch eine religiöse 
Pseudoautorität ersetzen. 

Damit soll nicht gesagt werden, daß die Kirche sich beruhigen und 
selbstgewiß auf den Zeitpunkt warten möge, an dem sich unter dem 
Sektengefolge die Ernüchterung einstellt. Wenn man den Lehren der 
Sekten, ihren Ursprüngen und Erfolgen nachspürt, dann wird man ent- 
decken, daß die kirchliche Verkündigung nicht wenige Lücken offen 
ließ, deren die Sekten sich annahmen; daß so manches, was in der 
Schrift auch steht, nicht ausgeschöpft worden ist. So stellen die Sekten 
allerlei Aufgaben an unsere Theologie. Sie dürfen nicht versäumt werden. 
Die Sekten sind in ihrer Weise ein Ruf an die Kirche, sich um die ganze 
Fülle der Schrift zu mühen. 

Und an einem Punkt kann nicht nur von einer „zweifelhaften“, 
sondern von einer echten Überlegenheit zahlreicher Sekten gesprochen 
werden: Sie entfalten eine größere Gemeinschaftskraft als die 
kirchlichen Gemeinden. Das hat manche Gründe. Sie umfassen viel 
kleinere Kreise, die übersehbar und deren Mitglieder miteinander per- 
sönlich verbunden sind. Sie bestehen im allgemeinen nur aus überzeugten 
Menschen, müssen also nicht eine zusätzliche Großzahl von gleichgültigen 
oder nur passiven Gliedern mitschleppen. Sie sind als Minderheit mit 
ihren Sonderlehren ihrer andersgläubigen Umgebung gegenüber von 
vornherein zu engerem Zusammenhalten gezwungen und von einem 
lebendigen missionarischen Eifer beseelt. „Sekte‘‘ ist immer „Diaspora“. 
Und wenn diese Sektendiaspora, wie dies üblich ist, von sehr zahlreichen 
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Predigern bedient werden, dann verwandeln sich die Diasporanöte in 
lauter Vorteile, die auch nach unserer eigenen Erfahrung eine Diaspora 
haben kann: Aus ‚verlorenen Häuflein‘‘ werden sendungsbewußte 
Missionsherde. Die enge Verbundenheit der Glaubensgenossen mit ihrer 
Zeugnis- und Opferbereitschaft strahlt eine anziehende Kraft aus. Es ist 
bei den Sekten gewiß viel ungeistlicher Fanatismus am Werk. Aber 
trotzdem, auf dem Gebiet der Gemeinschaftsbildung werden sie zu einer 
sehr ernsten Frage an unsere Gemeinden. Hier stehen nicht lehrmäßige 
Entscheidungen zur Diskussion, sondern die Kraft und Lebendigkeit 
des Glaubens, der den andern umschließt. Werden unsere Gemeinden in 
der Lage sein, den vielen Einsamen, äußerlich und innerlich Haltlosen, 
den vom Schicksal Geprügelten — und ihr Kreis erstreckt sich weit 
über den der „‚Neubürger‘‘ hinaus— eine Heimat zu bieten? Und ‚Heimat‘ 
bedeutet zunächst noch nicht einmal, daß sie Teilhaber am geistlichen 
Leben der Gemeinde werden. Es bedeutet zunächst einfach, daß man 
sie nicht allein ihre Wege gehen läßt, sondern daß sie es spüren dürfen: 
Hier in der christlichen Gemeinde sind die Menschen, die sich um mich 
kümmern und nicht fremd und gleichgültig an mir vorbeilaufen. 

Man mißt den Wert eines Glaubens an der Kraft, die von ihm ausgeht. 
Eine Sektenlehre mag noch so fragwürdig sein — aber wenn sie mit einem 
‚warmen und hilfsbereiten Gemeinschaftsgeist verbunden ist, wirbt sie 
mehr als die theologisch bestbegründete Verkündigung der biblischen 
Wahrheit, die sich nicht oder nur schwächlich in der Liebe fortsetzt. 
Es besteht die schwere Gefahr, daß ein beträchtlicher Teil der Ent- 
wurzelten dem stumpfen oder verbitterten Unglauben oder dem Sekten- 
tum verfällt. Die Massen der Heimatlosen sind nicht nur ein soziales 
oder politisches Problem. Sie stellen eine seelsorgerliche Aufgabe ersten 
Rangs dar und bedeuten für die liebende Gemeinschaftskraft unserer 
Gemeinden eine Prüfung, von der heute noch nicht gesagt werden kann, 
daß sie bestanden worden ist. — 

Das Sektenwesen steht in Blüte. Was sich seit 1945 an neuen Gemein- 
schaften gebildet hat, läßt sich zur Stunde noch nicht voll übersehen.. 
Es ist ungeheuer schwer, sie alle zu erfassen. Denn viele sind noch nicht 
in der Öffentlichkeit aufgetaucht. Andere führen als kleine, örtlich be- 
schränkte Gemeinschaften ein verschwiegenes Winkeldasein. Andere sind 
bloße Eintagsfliegen, die eine kurze Weile leben und dann wieder ver- 
schwinden. Die Zahl derer, die sich zu Aposteln irgendwelcher Lehr- 
fündlein berufen fühlen und damit hausieren gehen, ist groß. Die Durch- 
einanderwürfelung der Menschenmassen hat das Ihrige dazu beigetragen, 
solchen Aposteln zu Wirkungsfeldern und Pfründen zu verhelfen. Zwar, 
die in der amtlichen Statistik genannte Zahl von 926 verschiedenen 
Religionsbezeichnungen ist irreführend, wenn daraus gefolgert wird, 
daß jeder dieser Bezeichnungen eine eigene Gemeinschaft entspricht. 
Davon kann keine Rede sein. In diesen 926 Namen sind lediglich von 
fleißigen Statistikern ziemlich mechanisch die Religionsangaben ge- 
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sammelt worden, die bei der letzten Volkszählung in die Fragebogen 
eingetragen wurden. Da wimmelt es von den ausgefallensten Bezeich- 
nungen für private religiöse Auffassungen, die mit irgendeiner Organi- 
sation nicht das geringste zu tun haben. Und zahlreiche andere Namen 
sind lediglich Doppelbezeichnungen. Aber trotzdem, am Horizont un- 
serer religiösen Entwicklung tauchen amerikanische Zustände auf. Fallen 
die Sekten zwar nach der Zahl ihrer Mitglieder bei weitem nicht so ins 
Gewicht, wie es die Zahl ihrer Organisationen vermuten lassen könnte, 
so steht dem auf der andern Seite eine sehr stark entwickelte Missions- 
kraft gegenüber, die in eine günstige seelische Situation hineinstößt. 

Die nachfolgende Übersicht kann nicht vollständig sein. Die Gründe 
wurden schon genannt. Aber es lohnt sich auch nicht, auf alle die Klein- 
kreise einzugehen, die heute bestehen und morgen nicht mehr sind. Die 
Darstellung selbst begnügt sich damit, bei den „alten“ Sekten, die vor 
1933 schon bestanden haben, auf etwaige Weiterentwicklungen hin- 
zuweisen und ihren jetzigen Stand zu beschreiben. Nur bei den Gemein- 
schaften, die neu entstanden sind oder vor 1933 noch weniger bekannt 
waren, wird eine kurzgefaßte Übersicht über ihr Lehrgut den Lesern 
willkommen sein.t) 


Apokalyptische Gemeinschaften 


Überblickt man die Geschichte der christlichen Apokalyptik, dann 
kann man feststellen, daß Enderwartungen fast ausnahmslos in Zeiten 
lebendig geworden sind, die durch irgendeine besondere Bedrohung 
gekennzeichnet waren. Katastrophenzeiten schaffen das Klima, in dem 
die Apokalyptik blüht. Man könnte sie als den notwendigen Ausdruck 
einer „Katastrophentheologie‘‘ bezeichnen, die auf Verzweiflung, Angst 
und Sehnsucht Antwort gibt. Wo die Geschichte in der Schau der Zeit- 
genossen ausweglos geworden ist, da weiß die apokalyptische Hoffnung 
noch um einen Weg — nicht mehr den Weg menschlicher Mächte, son- 
dern Christi, des wiederkommenden Herrn. Wo die Zeitgeschehnisse 
unerklärliche Rätsel geworden sind, da kann sie noch eine Deutung 
geben: sie sind „Vorzeichen‘, längst in der Schrift genannt. Wo alles in 
den Abgrund zu treiben scheint, da kann sie die Fahne einer leuchtenden 
Verhejßung aufpflanzen: Der Herr ist nahe! 

Ist es ein Wunder, wenn in unserer Zeit — und sie datiert schon seit 
1914 — die biblische Zukunftshoffnung, die durch Generationen ver- 
schüttet war, wieder einen hervorragenden Platz im Glaubensleben der 
Gemeinden erobert hat? Es ist dies ein großer Gewinn. Denn der Verlust 
dieser Hoffnung mit ihrer Fülle von tragenden und befruchtenden Mo- 





1) Alles weitere Material sowie die kritische Beurteilung finden interessierte 
Leser in meinem Buch ‚Seher, Grübler, Enthusiasten — Die Sekten und religiösen 
Sondergemeinschaften der Gegenwart“. Quellverlag der Evang. Gesellschaft in 
Stuttgart 1950. 
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tiven hatte auch zu einer Verflachung und Verarmung der übrigen 
Gebiete des Glaubens beigetragen. Der Blick auf das Ende hatte im 
Neuen Testament eine kaum zu überschätzende Bedeutung. Als Kirche 
des Worts, die aus der ganzen Fülle der Schrift leben will, stehen wir 
heute immer noch — trotz großer Fortschritte, die wir dank Gottes 
Führung in dieser Hinsicht gemacht haben — an der Aufgabe, die 
biblische Hoffnung in ihrer ganzen Tiefe und Breite neu zu gewinnen. 
Es wurde da in früheren Jahrzehnten viel versäumt. Das hat sich 
gerächt. Was von der Kirche vernachlässigt wurde, das haben Sekten 
aufgegriffen und dann in ihrer Weise, d. h. massiv und ungezügelt, . 
behandelt. 

Dieses Urteil trifft nicht durchweg auf alle Sekten zu. Aus der 
letzten Periode, in der die Enderwartung eine bedeutende Rolle spielte —, 
den Erschütterungen des Abendlands durch die Französische Revolution, 
die Napoleonischen Kriege und die militant gewordenen aufklärerischen 
Ideen — ragen in unsere Zeit noch die Katholisch-Apostolischen 
Gemeinden herein. An ihrem Ursprung stand eine echte Hoffnung. 
Sie war in jenem Kreis um den Londoner Bankier Henry Drummond, 
der sich 1826 in Albury-Park versammelte, aus dem Leiden unter den 
bedrohlichen Auflösungserscheinungen der Zeit und der geistlichen Ar- 
mut der Kirche geboren. Sie war durch enthusiastische Erscheinungen 
in Schottland bestätigt. Sie mündete ein in den beschwörenden Ruf zur 
Buße und Bereitschaft für den kommenden Herrn. Sie nahm dann 
freilich sektiererische Züge an, als man — auf Grund von Weissagungen, 
nicht des biblischen Worts — das Apostelamt erneuerte als Organ zur 
Mitteilung des Heiligen Geistes und als Quelle der Lehre. Aber auch als 
es zum Bruch mit der Kirche und zur Bildung eigener Gemeinden kam, 
ging diesen nie das gemeinchristliche Bewußtsein verloren. Sie haben 
nie, wie die Adventisten oder die Zeugen Jehovas oder die Neuaposto- 
lischen es taten, die Meinung vertreten, daß die 144000 Auserwählten 
nur aus ihren Reihen stammen. Und sie haben für ihre reich entwickelte 
Liturgie Schätze aus allen Kirchen zusammengeholt.: So blieben sie vor : 
einer sektenhaften Isolierung bewahrt. 

Ihre Apostel starben nacheinander, zuletzt 1901 der Apostel Wood- 
house. Damit trat auch ihre mit dem Apostelamt verbundene Sonderlehre 
in den Hintergrund. Nun war die Quelle des Heiligen Geistes versiegt, 
soweit er durch ein Amt vermittelt wird. Es können keine neuen „Engel“ 
und Priester mehr geweiht werden. Die Zahl der Geistlichen nimmt ab. 
Altäre müssen verhüllt werden. Heute führen die weit über die Welt 
zerstreuten Gemeinden ein zurückgezogenes Dasein. Sie sammeln sich 
in einem intensiven, reich entfalteten gottesdienstlichen Leben und in 
einer lebendigen Hoffnung auf das Erscheinen des Herrn. Sie glauben, 
daß jetzt die Stille in dem Himmel (d. h. in der Kirche) „bei einer halben 
Stunde“ (Offb.8,1) angebrochen ist. Ihre Erwartung ist nüchtern, aber 
kraftvoll. Und in ihrem Blickpunkt steht nie die eigene Gemeinschaft 


364 


allein, sondern die ganze Christenheit. Sie wissen sich als eine aus- 
schauende Gemeinde, die verpflichtet ist, mit den ihr geschenkten Gaben 
dem ganzen zu dienen. In ihren sonstigen Lehren stehen sie wesentlich 
auf dem Boden der Reformation. Neben der Rechtfertigung durch den 
Glauben betonen sie mit großem Ernst die Heiligung des Wandels. So 
bedeutet es für sie keinen Bruch, wenn sie dort, wo der eigene Gottes- 
dienst zum Erliegen kommt oder wo sie in der Vereinzelung leben, am 
Gottesdienst und der Arbeit der kirchlichen Ortsgemeinde teilnehmen. 
Wie sie Mitglieder unter Evangelischen und Katholiken haben (auch 
Pfarrer und Priester), so können sie aus ihrer ökumenischen Haltung 
heraus auch in anderen Kirchen mitarbeiten, selbst als Mitglieder von 
Gemeindekirchenräten und Synoden. 

Das alles verbietet es, die Katholisch-Apostolischen als „Sekte“ zu 
bezeichnen. Sie sind vielmehr eine Gemeinschaft, die in vielem an die 
urchristlichen Gemeinden erinnert. Sie wollen aber nicht nur über alle 
geschehenen Spaltungen zurückgehen zu einer Una Sancta, wie sie 
damals bestand; sie wollen in dieser Una Sancta zugleich auch alle die 
Werte vereinigen, die in den gespaltenen Kirchen inzwischen gewachsen 
sind. Ein solches Unternehmen kann wohl nur in einer kleinen Gemein- 
schaft möglich sein, in der die gottesdienstliche Anbetung und die 
Sakramente die beherrschende Mitte bilden. Die Zahl der Katholisch- 
Apostolischen ist bescheiden. Sie werden in Deutschland auf 11000 
geschätzt. In Nordamerika sind es 7 Gemeinden mit fast 3000 Mitgliedern. 
Eine übergeordnete Organisation besteht nicht. Jede Gemeinde ist selb- 
ständig. Jede Mitgliederwerbung hat aufgehört; es werden nur noch 
Kinder der eigenen Gemeindeglieder aufgenommen. 

Am Ursprung der Adventisten und der Zeugen Jehovas stand eine 
Enderwartung, die weniger aus den Bedrängnissen der Zeit und der 
inneren Not der Gläubigen als aus einer Terminberechnung entstanden 
war. Das hat auch den Charakter und die weitere Entwicklung dieser 
Gemeinschaften geprägt. Diese Enderwartung war nicht aus dem Hören 
gepreßter Seelen auf das Wort, sondern aus tüftelnden Schriftunter- 
suchungen erwachsen, hinter denen sehr stark der Wunsch stand, die 
Geheimnisse des Reiches Gottes und der zukünftigen Schicksale zu 
entschleiern. So kamen sie zu starren Zahlen und einem ganzen Programm 
und mußten, als der weitere Verlauf der geschichtlichen Ereignisse sich 
nicht in das Schema ihrer Prophezeiungen einfügen wollte, zu gekünstel- 
ten Ausflüchten oder Korrekturen greifen. 

Die Adventisten waren zunächst, als der amerikanische Farmer 
William Miller auf Grund seiner Berechnungen aus Dan. 8, 14 und 
9, 24 f. die Wiederkunft für 1843/44 voraussagte, noch keine Sekte. Sie 
wären es auch nicht geworden, wenn sie nach 1844 den Mut zu einer 
grundlegenden Revision ihrer Prophezeiungen gefunden hätten. Aber 
hier versagten sie. Sie hielten daran fest, daß die Wiederkunft 1844 
erfolgt sein müsse. Da sie aber nicht erfolgt war, mußte man eine um- 
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fangreiche „Erklärung“ drum herum bauen. Die Bibel half dabei nichts 
mehr. So mußten andere Helfer einspringen. Hiram Edson half mit einer 
„Erleuchtung“ und vor allem half Ellen G. White mit ihren „Gesichten“. 
Das Ergebnis war jene bekannte Konstruktion mit dem himmlischen 
„Untersuchungsgericht‘, das Christus am 22. Okt. 1844 begonnen habe, 
mit dem „Greuel der Sabbatschändung‘‘ und der Identifizierung der 
eigenen Gemeinschaft mit den 144000, während die andern Christen, 
die den heidnischen Sonntag feiern, das Malzeichen des Tieres tragen. 

Es hat sich in Nordamerika eine ganze Familie von Adventsgemein- 
schaften gebildet, insgesamt sieben. Die Spaltungen erfolgten aus ver- 
schiedenen Gründen; es ging um die Anerkennung von Ellen G. White 
als Prophetin, um die Sabbat- oder Sonntagsfeier, um die Lehre von 
der Reinigung des himmlischen Heiligtums. Weitaus die stärkste Be- 
deutung gewann die Gemeinschaft der Siebenten-Tags-Adven- 
tisten, die 1876 auch in Deutschland (Solingen) eine erste Gemeinde 
gründen konnte. Sie zählt nach neuesten Angaben in der ganzen Welt 
700000 Mitglieder; der Kreis der Anhänger wird auf etwa 2 Millionen 
beziffert. Der Schwerpunkt liegt in Nordamerika, wie denn auch die 
Generalkonferenz als die Weltarbeitsgemeinschaft aller Verbände ihren 
Sitz in Washington hat. Das Gesamtwerk ist in 12 Abteilungen gegliedert, 
diese wieder in Verbände, Vereinigungen und Gemeinden. Die 3 deutschen 
Verbände (Ost mit Sitz in Berlin, West in Hannover-Döhren, Süd in 
Stuttgart) gehören zur mitteleuropäischen Abteilung; Ende 1949 zählten 
sie rund 43000 Mitglieder. Das ist eine Zunahme um annähernd 8000 
im Zeitraum von 2 Jahren — ein beachtlicher Erfolg ihrer aktiven 
Werbearbeit. Die Gemeinden werden von gewählten ehrenamtlichen 
Beauftragten (Älteste, Diakone, Schatzmeister, Bibelschulvorsteher, 
Missionsverwalter) bedient. 

Neben der auch heute sehr stark im Vordergrund stehenden Zukunfts- 
erwartung sind für die Adventisten kennzeichnend: eine stark pietistisch- 
biblizistische gesetzliche Frömmigkeit, das Schibboleth des Sabbats, der 
mit einem zelotischen Eifer vertreten wird, und lebensreformerische 
Bestrebungen im Sinn einer vegetarischen Ernährung. Das ‚„De-Vau- 
Ge-Gesundkostwerk“, eine Hamburger Nährmittelfabrik, produziert zu 
diesem Zweck Nahrungsmittel aus Getreide, Früchten und Nüssen. Die 
Adventisten zeichnen sich durch eine erstaunliche Opferwilligkeit und 
missionarische Aktivität aus. Mit dem seit 1858 eingeführten Zehnten, 
freiwilligen Gaben und den Erträgnissen ihres Schriftenvertriebs (in 
190 Sprachen gedruckt) bringen sie Summen auf, mit denen sie jede 
Kirche beschämen können. Im Jahre 1944 opferten die damals 576000 
Adventisten allein an Zehnten, umgerechnet in deutsches Geld, über 
75 Millionen Mark; die für die Heidenmission bestimmten Bibelschul- 
gaben erbrachten fast 14 Millionen. In den 10. Jahren 1936/45 verkauften 
sie Literatur für rund 236 Millionen Mark. Von den deutschen Adven- 
tisten, die zahlenmäßig nicht mehr als die Einwohnerschaft einer 
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kleineren Mittelstadt darstellen, gingen in den 3 ersten Vierteljahren 
1947 an Zehnten 3150000 und an Spenden 582000 Mark ein. Mit diesen 
Einnahmen wird ein großes Missionswerk finanziert. 1947 gab es in der 
Welt 172 adventistische Krankenhäuser, Sanatorien und Behandlungs- 
räume mit 258 Aızten; 52 Verlagshäuser; 14874 Prediger und Evan- 
gelisten, die in 226 Ländern an der Arbeit standen. Die deutschen Adven- 
tisten haben den Advent-Verlag in Hamburg, die in München erscheinende 
Zeitschrift ‚Der Botschafter‘, das in Hamburg herausgegebene Ge- 
meindeblatt ‚Der Adventbote‘‘, 2 Predigerseminare in Marienhöhe bei 
Darmstadt und Neandertal bei Düsseldorf, ein Missionsseminar in 
Friedenau bei Magdeburg, ein Sanatorium mit Krankenpflegeschule in 
Berlin-Zehlendorf und ein Kurhaus in Bad Aibling. Die Advent-Missions- 
gesellschaft in Hamburg arbeitet vor allem im Nahen Osten, in Liberia, 
in Tanganjika und Indonesien. Durchschnittlich entfällt auf je 90 Ge- 
meindeglieder ein Prediger. Und zu diesen Predigern gesellen sich die 
Kolporteure, die nicht nur Schriften verkaufen, sondern auch werben 
und „Missionsgaben‘‘ sammeln. Und dazu kommen schließlich die 
Gemeindeglieder selbst, die sich in den Dienst der Werbung stellen. 
1947 hatten sich 10267 Adventisten in Deutschland an der Werbearbeit 
beteiligt und hatten mit Bibellesungen im Familienkreis, Missions- 
besuchen, Missionsbriefen und Einladungen zu den Gottesdiensten 1016 
neue Mitglieder gewonnen. Man überlege sich, was es für den deutschen 
Protestantismus bedeutete, wenn ein ähnlicher Prozentsatz der Ge- 
meinden, also rund 10 Millionen evangelischer Christen, in dieser Weise 
tätig wären! Was ist die Wurzel dieses missionarischen Eifers der 
Adventisten? Man wird sie einmal in der Überzeugung zu suchen haben, 
daß sie mit ihrer Sabbatlehre der christlichen Welt ein entscheidendes 
Wort zu sagen haben, und sodann in ihrer Gewißheit, daß die Zeit drängt: 
Wenn die Zahl der 144000 voll und die ganze Menschheit über den 
Greuel der Sabbatschändung aufgeklärt ist, dann wird Christus zum 
„Vollstreckungsgericht‘‘ auf die Erde kommen. 

Während von den amerikanischen Adventsgemeinschaften, die neben 
den Siebenten-Tags-Adventisten bestehen, keine Ableger in Deutschland 
vorhanden sind, haben die deutschen Siebenten-Tags-Adventisten selbst 
einige Abspaltungen zu beklagen. Die erste entstand 1915 an der Frage, 
wie man es im Krieg mit dem Sabbatgebot halten soll. Die Siebenten- 
Tags-Adventisten beugten sich dem Zwang der Situation und gestatteten 
das Kriegführen auch am Sabbat. Die Konsequenten warfen ihnen des- 
halb Abfall von Gottes Geboten vor, reihten sie unter den Anhang der 
großen Hure und gründeten die „Internationale Missionsgesell- 
schaft der Siebenten-Tags-Adventisten Reformationsbewe- 
gung“. Sie hat eine Zentrale in Esslingen und ein Blatt „Der Weg 
zur Gesundung‘‘, das, wie der Name schon sagt, den Ton auf Diätvor- 
schriften legt, die man aus gesetzlich verstandenen Bibelstellen ent- 
nimmt. Eine weitere Abspaltung ist die „Tabernakelbewegung‘, 
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die allerdings nur aus 2 Gemeinden besteht (Leitung: Margarete Döring 
in Lüdenscheid). Sie lehnt wie jene kleineren amerikanischen Gruppen 
Ellen G. White ab und wirft den deutschen Siebenten-Tags-Adventisten 
vor, daß sie keine entschiedene Haltung gegen den Nationalsozialismus 
gezeigt hätten. 

Die Zeugen Jehovas (bis 1931 „Ernste Bibelforscher‘‘) sind mit 

den Adventisten verwandt. Ihr Gründer Charles Taze Russell (1852 bis 
1916) hospitierte während seiner religiösen Wanderjahre nach dem Aus- 
scheiden aus der Reformierten Kirche zeitweilig bei den Adventisten. 
Den Sabbat übernahm er allerdings nicht von ihnen, dagegen die Lehre 
vom Seelenschlaf, die Ablehnung der ewigen Qual zugunsten der Ver- 
nichtung aller Gottlosen und vor allem das Spekulieren über die End- 
ereignisse und die Verwendung von Bibelstellen zu Terminberechnungen. 
Allerdings, dieses letztere Geschäft betrieb er in einem viel ausgedehn- 
teren und phantasiereicheren Maß als die Adventisten. Er kam auf das 
Jahr 1914 als den Beginn des Millenniumszeitalters, dem eine vierzig- 
jährige Erntezeit vorausgehe. Nach dem neunten Satz des Glaubens- 
bekenntnisses der Bibelforscher ist Christus 1874 wiedergekommen und 
weilt nun als Geistwesen unsichtbar in den oberen Lufträumen, bis er 
1914 das Königreich auf Erden aufrichtet. 
- Seine „Schriftstudien‘‘ mit dem darin enthüllten Weltplan Jehovas 
bildeten die Grundlage der 1881 gegründeten ‚„Zions Wachtturm Bibel- 
und Traktatgesellschaft‘“, die alsbald eine rührige Propaganda entfaltete, 
über die Grenzen der Vereinigten Staaten hinausdrang und 1920 auch 
in Europa und Deutschland ihre Arbeit aufnahm. Das fiel schon in die 
Zeit von Russells Nachfolger Rutherford. Dieser war ein Vielschreiber 
wie Russell. Aber er war nicht so volkstümlich und widersprach man- 
chen Lehren Russells. Dazu kam, daß 1914 nicht das Tausendjährige 
Reich ausbrach, sondern der erste Weltkrieg, der die Ernsten Bibel- 
forscher in den Vereinigten Staaten wegen ihrer strikten Ablehnung 
des Militärdienstes in harte Not brachte. Statt mit den Patriarchen des _ 
Alten Testaments in einem herrlichen Tausendjährigen Reich zu regieren, 
fanden sie sich in Gefängnissen und sonstigen Drangsalen. Das alles 
wirkte zusammen, um eine Krisenstimmung unter den Anhängern zu 
erzeugen. Zwar konnte Rutherford sich allmählich durchsetzen und mit 
seiner Schriftenproduktion Russells Autorität in den Hintergrund drän- 
gen. Aber es gab Abspaltungen (nach Alexandre Freytag sollen mehr als 
20 Gruppen entstanden sein, die Hüter von Russells Erbe zu sein be- 
anspruchten), so das Pastoral Bible Institut in Brooklyn und die „Kirche 
des Reiches Gottes“ von F. A. Freytag. 

Rutherford sah sich vor die schwierige Aufgabe gestellt, die durch 
die Geschichtsereignisse schwer angeschlagenen Prophezeiungen Russells 
zu reparieren und zu prolongieren. Er unternahm neue Berechnungen, 
benützte und kombinierte neue Bibelstellen und kam zu neuen Ankün- 
digungen: 1925 werde das große Jahr des anbrechenden Tausendjährigen 
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Reichs sein und „Millionen jetzt lebender Menschen werden nie sterben“, 
verkündigte er 1920 in einer gleichnamigen Broschüre. Aber die Erzväter, 
deren Wiederkehr er vorausgesagt hatte, blieben 1925 aus. Rutherford 
behalf sich mit einem ‚‚bald‘‘. Dieses ‚bald‘ dehnte sich. Und es kamen 
die schweren Erschütterungen, die im zweiten Weltkrieg gipfelten. 
Rutherford starb darüber. Das war 1942. Sein Nachfolger Nathan 
Homer Knorr mußte sich wieder um eine Revision des Zukunftspro- 
gramms bemühen. Es war nur gut, daß in dem von Russell hervorgehobe- 
nen Jahr 1914 etwas passiert war. Zwar war nicht das Tausendjährige 
Reich gekommen, aber wenigstens ein weltweiter Krieg. Es war also 
ein „markiertes“ Jahr und Russell hatte verschleiert recht gehabt. Es 
galt nur, durch nachträgliche Korrekturen seine Voraussagen zu recht- 
fertigen. Dies geschah so, daß heute erklärt wird: 1914 sei der Kampf 
des Satans zwar schon zu seinem Ende gekommen; er wurde samt seinem 
Dämonenheer aus dem Himmel geworfen und auf die Erde verbannt. 
Darüber war er naturgemäß ergrimmt. Und so ging der Kampf eben 
weiter. Er hetzte die Völker zum ersten Weltkrieg auf. Und auch nachher 
setzte sich sein Wüten fort und führte zum zweiten Weltkrieg. Aber 
auch nach dessen Ende gibt er noch keine Ruhe. Er steht hinter dem 
Konflikt zwischen West und Ost und alles treibt nun der Endschlacht 
von Harmagedon zu. Wann wird sie stattfinden? Die Zeugen Jehovas 
lassen sich auf keine Termine mehr ein. Frühere Erfahrungen wirken 
abschreckend. Sie begnügen sich mit dem „bald“. 

Um so mehr betonen sie ihre eigene Endzeitrolle. Alle Mächte und 
Menschen der Erde, die politischen, religiösen und kommerziellen Ge- 
walten, sind Werkzeuge Luzifer-Satans, der sie gebraucht, um seinen 
aus Eifersucht geborenen Kampf gegen Jehova zu führen und ein 
eigenes Reich aufzurichten. Nur die Zeugen Jehovas haben sich aus der 
Satansherrschaft gelöst. Sie gehorchen allein Jehova und haben seit 
1931 den Auftrag, die Menschheit aufzuklären und die „anderen Schafe‘‘, 
d. h. das für das Tausendjährige Reich bestimmte Untertanenvolk, zu 
sammeln. Ihr Gehorsam gegen Jehova besteht darin, daß sie sich von 
den Kirchen oder ‚Religionisten‘ scheiden und auch eine Trennungs- 
linie gegenüber dem Staat ziehen, um allein Jehova zu dienen. Ihre 
Trennung vom Staat als einer Domäne des Satans ist freilich nicht kon- 
sequent durchgeführt. Sie verweigern zwar Militärdienst und Eid, wählen 
nicht und nehmen auch keine Ämter an. Aber sie füttern den Staat und 
damit den Satan mit ihren Steuergeldern, benützen die staatlichen Ein- 
richtungen der Post und Eisenbahn und fügen sich auch sonst in die 
allgemeine staatliche Ordnung ein. 

Es muß ihnen Verschiedenes zugestanden werden. Sie haben wegen 
ihrer Ablehnung des Staats manche Verfolgung erlitten — in Nord- 
amerika und in den verschiedensten Ländern der Welt. Die weitaus 
schlimmste geschah in Deutschland nach 1933. 10000 Zeugen Jehovas 
befanden sich in Haft. Etwa 1000 von ihnen wurden hingerichtet; 
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ebenso viele kamen in Gefängnissen und Konzentrationslagern um; 
über 20000 Jahre Gefängnis wurden über Mitglieder der Organisation 
verhängt. Unter allen Kirchen und Sekten Deutschlands hatten sie 
weitaus den größten Blutzoll zu entrichten, und es wird viel Heldenhaftes 
von ihrer Haltung berichtet. 

Sodann: Sie entfalten einen ungeheuren Werbeeifer. Er wird nur 
noch von den Adventisten erreicht. Aber sie übertreffen diese weit in der 
Ausnützung der technischen Mittel zur Massenpropaganda. Ihr Geschäfts- 
haus in Brooklyn speit Riesenmengen von Traktaten, Büchern, Zeit- 
schriften (Der „Wachtturm‘‘ als Halbmonatsblatt, der „Informator‘“. 
für die Verkündiger, ‚„Erwachet‘ mit Stoffen für Werbung und Reden) 
aus, die in vielen Sprachen erscheinen und in 104 Ländern aller Erdteile 
verbreitet werden. Dazu gesellen sich Schallplatten, Lautsprecherwagen, 
ein eigener Rundfunksender in der Nähe von New York. Die 1943 
gegründete Wachtturm-Bibelschule Gilead bei New York hat schon 
über 600 Missionare ausgebildet. Die Mitglieder werden angehalten, 
Dienst als „Verkündiger‘ zu tun, indem sie so und so viele Stunden monat- 
lich dem ‚Felddienst‘‘ widmen. Die ‚Pioniere‘ sind 150—175 Stunden 
im Monat in der Propaganda tätig. Außerdem sind zahlreiche Sonder- 
verkündiger und reisende Vertreter unterwegs. Die einzelnen Orts- 
‚gruppen halten „Dienstamtsschulen‘ ab, wo die Teilnehmer nach einem 
von der Zentrale laufend herausgegebenen Einheitslehrplan für Gespräche 
und Vorträge geschult werden. 1949 wurden in der ganzen Welt durch- 
schnittlich 279421 Verkündiger und 12424 Pioniere gezählt. Sie machten 
53,74 Millionen Dienststunden und 15,9 Millionen Nachbesuche. 

Diese ganze Organisation, die keine Mitgliederlisten führt, überhaupt 
anscheinend ganz locker aufgebaut ist, steht unter der sehr straffen, ja 
autoritären Führung des Präsidenten und eines siebenköpfigen Direk- 
toriums in Brooklyn mit strenger Unterordnung der Funktionäre (Orts- 
gruppenvorsteher, Bezirksdienstleiter) unter die vorgesetzten Stellen 
und Unterbindung der Freiheit des Denkens. Die Wachtturm-Bibel- 
und Traktatgesellschaft hat 63 Zweigstellen in den hauptsächlichsten - 
Teilen der Welt errichtet. Ein besonderer Schwerpunkt der Arbeit liegt 
in Afrika, wo unsere Missionen ihre Propaganda stark zu spüren be- 
kommen. 

Zahlenmäßig stehen die Zeugen Jehovas der Vereinigten Staaten an 
erster Stelle mit annähernd 83000 Verkündigern. Dann folgt Deutsch- 
land. Hier wurde nach 1945 wieder rasch und erfolgreich mit der Arbeit 
begonnen. Neben dem Hauptbüro in Magdeburg wurde ein Westdeutsches 
Büro in Wiesbaden-Dotzheim eingerichtet. Erich Frost ist der Leiter 
des deutschen Zweigs. Die Zahl der Verkündiger betrug 38897 im Jahr 
1949. Die tatsächliche Zahl der Anhänger ist um ein Vielfaches größer. 
Die Schätzungen gehen allerdings weit auseinander. Sie selbst behaupten, 
es seien 500000. Das dürfte weit übertrieben sein. Andere Schätzungen 
liegen zwischen 100000 und 300000. Neben den Neuapostolischen sind 
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die Zeugen Jehovas zahlenmäßig die größte Sekte in Deutschland. Auf 
ihrer ersten Nachkriegstagung 1946 in Nürnberg sammelten sie 6000 
Teilnehmer; in Kassel 1948 waren es 15000; in Düsseldorf kamen im 
August 1949 aus Nordwestdeutschland 12000, in Berlin um dieselbe 
Zeit aus der Ostzone über 30000 Zeugen Jehovas zusammen! 

In der Ostzone stehen sie unter wachsendem Druck. Sie gelten 
als „Reaktionäre‘‘, Anhänger des amerikanischen Imperialismus, kurz, 
als staatsfeindliche Elemente. Es wurden einzelne Verbote verhängt und 
nicht wenige Verhaftungen vorgenommen. Krawalle, Überwachungen, 
allerlei Arbeitsbehinderungen (z. B. durch Entziehung öffentlicher 
Räume für ihre Versammlungen) sind häufig. Erich Frost warnte in der 
oben genannten Berliner Massenversammlung die SED, daß sie ein 
ähnliches Schicksal wie die NSDAP erleiden könnte. Auch anderwärts 
hinter dem Eisernen Vorhang müssen die Zeugen Jehovas manches 
erdulden. In Belgrad wurden 3 von ihnen 1947 zum Tod verurteilt, weil 
sie die Teilnahme am Wiederaufbau und am Wehrdienst verweigerten. 
Ein Athener Militärgericht hat 1945 einen Zeugen Jehovas wegen Krieg- 
dienstverweigerung zum Tod verurteilt. In Rhodesien wurden sie ver- 
boten, weil man sie für Unruhen unter den Minenarbeitern verantwortlich 
machte. In Tanganjika wurden die meisten ihrer Schriften von der 
Mandatsverwaltung verboten. In Nordamerika wurden sie auch während 
des zweiten Weltkrieges wieder zahlreich vor die Gerichte gezogen. 

Die nationalsozialistische Propaganda hatte den Zeugen Jehovas 
vorgeworfen, daß sie aktive Umstürzler seien und in geheimem Ein- 
vernehmen mit den ‚überstaatlichen Mächten‘ des Weltjudentums, der 
Freimaurerei und des Bolschewismus stehen. Aber damit wird die 
Besonderheit ihrer politischen Einstellung verkannt. So schroff sie den 
Staat ablehnen als ein Satanswerkzeug, so deutlich scheiden sie sich 
von jeder revolutionären Bewegung. Auch sie verliefe ja zwangsläufig 
innerhalb des satanischen Machtbereichs, der nach der Auffassung der 
Zeugen Jehovas die Atlantikstaaten so gut wie das Sowjetsystem um- 
schließt. Der eigentliche große Umsturz, auf den sie warten, wird nicht 
von Menschen gemacht und durch politische oder soziale Revolutionen 
herbeigeführt; er ist das Werk Christi bei seiner Wiederkunft und der 
Aufrichtung des Tausendjährigen Reichs. Die Zeugen Jehovas sind, 
solange dieses Reich noch nicht angebrochen ist, Anarchisten; aber sie 
sind nicht aktiv-revolutionäre, sondern utopisch-religiöse Anarchisten. 

Was sie mit der Verkündigung der großen christlichen Kirchen 
gemeinsam haben, ist sehr wenig. Im Grund ist es nur die gemeinsame 
Berufung auf die Bibel. Aber sie haben die Bibel unter eine völlig ein- 
seitige Sicht gestellt. Sie lesen sie als das Buch vom Geschichtsprogramm 
Jehovas, gipfelnd im Zielgedanken des Tausendjährigen Reichs. Während 
der Jahrtausende, die diesem Reich vorausgehen, ringen Jehova und 
Satan um die Seelen der Menschen. Einstweilen dominiert der Satan. 
Die ihm hörigen Menschen sind an sich dem Gericht verfallen. Aber 
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Christus hat es durch die Bezahlung des Lösegelds erreicht, daß sie 
während des Tausendjährigen Reichs wieder aus dem Tod erweckt 
werden und eine zweite Chance bekommen. Die Unverbesserlichen frei- 
lich und die erklärten Gegner Jehovas werden der endgültigen Vernich- 
tung verfallen. Dies alles verläuft im irdischen Bereich. Die überirdischen 
Mächte haben nur insoweit Bedeutung, als sie an der Heraufführung 
des Tausendjährigen Reichs auf Erden beteiligt sind. Die ganze reiche 
Thematik der Bibel von Sünde und Gnade, Kreuz und Auferstehung, 
Heimsuchung, Buße und Vergebung ist verlorengegangen oder auf 
sektenhaft doktrinäre Reste zusammengeschrumpft. Kann man die 
Zeugen Jehovas überhaupt unter die „christlichen“ Bewegungen 
rechnen? Vielleicht ist es zutreffender, wenn man sie bezeichnet als die 
Kreuzung eines Geschäfts- und Propagandaunternehmens mit einer Ge- 
meinschaft von Menschen, die für sich die Teilhaberschaft an einem 
nahen, mit allen Freuden und Vollkommenheiten ausgestatteten Tausend- 
jährigen Reich erhoffen und willig sind, die Bedingungen zur Sicherung 
dieser Teilhaberschaft zu erfüllen. Es sind denn auch unter den An- 
hängern vor allem solche Menschen vertreten, die in einem kargen und 
gedrückten Leben stehen oder deren chiliastische Träume politischer 
Art, wie sie von der nationalsozialistischen oder kommunistischen Welt- 
anschauung genährt wurden, zerronnen sind, oder die in der dunklen 
Wirrnis einer Katastrophenzeit nach einem Licht suchen, das die Ver- 
gangenheit deutet, die Zukunft enthüllt und damit auch die Gegenwart 
erhellt. 

Aus dem Stamm der Zeugen Jehovas haben sich, wie schon erwähnt, 
verschiedene Gemeinschaften abgespalten. Von ihnen sind zwei auch in 
Deutschland vertreten. Die eine ist die Freie Bibelforscher- 
Gemeinde. Sie besteht aus Bibelforschern, die seinerzeit den Weg von 
Russell zu Rutherford nicht mitgegangen sind. Zahlenmäßig sind sie 
allerdings neben den Zeugen Jehovas unbedeutend. Die deutsche Leitung 
hat ihren Sitz in Kirchlangen/Westfalen (Trepler). 

Wesentlich bedeutender ist die Kirche des Reiches Gottes, 
die unter den verschiedensten Namen bekannt ist: Menschenfreund- 
liche Versammlung, Menschenfreunde, der Sendbote, der Engel des 
Herrn, die Kleine Herde, die Neue Erde. Ihr Gründer F. L. Alexandre 
Freytag (1870—1947) war zunächst Anhänger der Ernsten Bibelforscher 
und nahm als Leiter des Büros in Genf einen gewichtigen Posten ein. 
Aber er war wohl geistig zu selbständig, als daß er ein unkritischer 
Funktionär der Brooklyner Zentrale hätte sein können. Seit 1917 trat 
er öffentlich in der Zeitschrift „Journal pour tous‘ mit seiner Kritik 
an den Ernsten Bibelforschern hervor. Wir müssen dem, was er gegen 
sie einwandte, zustimmen: daß sie zu viel in Terminberechnungen usw. 
machen und es versäumen, aus der von ihnen verkündigten Nähe der 
Endereignisse die geforderten Konsequenzen für eine Endzeithaltung 
zu ziehen. Er vermißte an ihnen die Änderung des Charakters und ein 
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tätiges christliches Leben. Seine Kritik wurde von der Leitung der 
Ernsten Bibelforscher als untragbare Insubordination angesehen. Das 
autoritäre Regiment in Brooklyn reagiert immer sehr scharf gegen 
Kritiker in den eigenen Reihen. So kam es denn zu schweren, bitteren 
Auseinandersetzungen, die auch vor dem Gericht ausgetragen wurden 
und zum Bruch führten. 

Freytag entwickelte seine eigenen Auffassungen in mehreren Bü- 
chern: 1920 ‚Die Botschaft an Laodizea‘‘ („Laodizea“ ist die Kirche 
der 7. Periode mit Einschluß der Ernsten Bibelforscher); 1922 „Die 
göttliche Offenbarung‘ (mit Aufschluß über die „Kleine Herde‘) und 
das Gedenkbuch ‚Botschaft an die Menschheit‘ (über das Weltall- 
gesetz); 1933 „Das ewige Leben‘ (über die Ernährungs- und Lebens- 
weise). Besonders ‚Die göttliche Offenbarung‘ und die „Botschaft an 
die Menschheit‘‘ haben grundlegende Bedeutung gewonnen. Sie haben 
einen kanonischen Rang und gelten zugleich als endzeitliche Ereignisse: 
sie sind der ‚erste bzw. zweite Posaunenschall‘ und die „wichtigsten 
Botschaften unserer Zeit‘. Die erstere ist „die Enthüllung des Geheim- 
nisses der Gottseligkeit‘‘, die „der Höchste durch Seinen treuen und 
klugen Diener allen wohlgesinnten Herzen gesandt‘ hat. Schon daraus 
ergibt sich, daß für die Kirche des Reiches Gottes nicht nur die Schriften, 
sondern auch die Person Freytags eine besondere Geltung hat. Er ist der 
„Sendbote des Allmächtigen‘“, der für die letzte Zeit Gottes Botschaft 
zu verkündigen hat und darum die höchste Autorität für seine Gemein- 
schaft bildet. 

Die Kirche des Reiches Gottes ist in der französischen Schweiz ent- 
standen. Dort hat sie heute noch ihr Zentrum. Aber in erstaunlich kurzer 
Zeit gelang es ihr, Anhänger nicht nur in der alemannischen Schweiz, in 
Frankreich, Belgien, Deutschland, Österreich zu sammeln, sondern auch 
in Italien, Spanien, Holland, England, Norwegen einzudringen und selbst 
in Nordamerika, Kanada und Mexiko kleine Gemeinden zu bilden. 
Außer in Deutschland und der Schweiz hat sie besonders in Mittel- 
und Südfrankreich ihre Anhänger. Es mag sein, daß ihr Mitgliederstamm 
sich teilweise aus Ernsten Bibelforschern rekrutierte. Der Tod Freytags 
1947 war ein schwerer Schlag für die Gemeinschaft. Er war der unbe- 
strittene geistige Führer gewesen. Die Hoffnung, daß der ‚„Sendbote“ 
die Seinen in die neue Welt des Reiches Gottes geleiten werde, war 
dahin. Es entstand auch eine innere Krise. Unter den Anhängern waren 
Radikale, die aus Freytags Empfehlungen für die Ernährungsweise 
bindende Gesetze machen wollten und den völligen Verzicht auf Brot, 
Salz, Öl u.a. forderten. Es kam zu einer Spaltung. Da die Abgetrennten 
keinen anderen Namen annahmen und sich ebenfalls auf Freytag be- 
riefen, brachte und bringt diese Spaltung starke Verwirrung in die 
Gemeinschaft. 

In Deutschland hat die Kirche des Reiches Gottes einen beträchtlichen 
Anhang gewonnen. Er wird auf 50000 Mitglieder geschätzt. Die Ge- 
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schäftsstelle des deutschen Zweigs wurde nach 1945 in Koblenz-Lützel 
eingerichtet. Es bestehen 2 Zeitschriften: „Der Anzeiger des Reiches 
Gottes der Gerechtigkeit‘‘ erscheint halbmonatlich in 5 Sprachen und 
einer Auflage von 60000 Stück; die „Zeitung für Alle“ erscheint wö- 
chentlich. Beide werden in Le Chateau, Cartigny (Kanton Genf) redi- 
giert. Auch die Bücher Freytags wurden aus dem Französischen teil- 
weise in verschiedene andere Sprachen (Deutsch, Italienisch, Spanisch) 
übersetzt. In regelmäßigen Abständen werden in den verschiedenen 
Ländern Regional- oder Hauptversammlungen gehalten. Der deutsche 
Zweig pflegt sich in Stuttgart zu versammeln (1949 mit 3000 Teil- 
nehmern). Als Amtsträger werden die Altesten und die Evangelisten 
genannt. 

Die Gedankenwelt der Kirche des Reiches Gottes ist ein eigenartiges 
Gemisch von biblisch-eschatologischen und naturphilosophischen Ele- 
menten. Beherrschend ist der Satz, daß Gott Liebe ist und daß er die 
Welt schuf und mit allem ausstattete, um den Menschen ein vollkommenes 
Glück zu ermöglichen. Bedingung für diese ist, daß sie dem göttlichen 
„Weltallgesetz‘‘ gehorchen. Nach diesem Gesetz sind alle Bereiche der 
Schöpfung einander in dienender Liebe zugeordnet. Alle Lebewesen sind 
kleine Teilchen im Riesenwerk der Welt. Nur wenn eines dem andern 
dient, kann das Ganze gedeihen und kann auch der Einzelne vom 
Lebensstrom des Ganzen getragen werden. Der Altruismus ist in der 
Schöpfung als Grundlage des Heils angelegt. Aber nun geschah der 
Sündenfall. Er wird nach dem Muster der Zeugen Jehovas geschildert: 
Luzifer, ein herrliches Geistwesen, war mit der Betreuung der Erde 
beauftragt. Er aber beschloß, hier ein Gegenreich, eine eigene Macht- 
domäne zu eırichten. Er verführte Eva und wurde damit Gottes Feind. 
Die Selbstsucht zog in die Herzen der Menschen ein. Der Egoismus ist 
die Sünde schlechthin. Mit dem Ungehorsam gegen das Weltallgesetz 
kamen Krankheit, Schmerzen, Tod in die Welt. Die Unordnung breitete 
sich leidbringend über die Geschichte und die vom Menschen beherrschte 
Natur. Das „Gesetz der Gleichwertigkeiten‘ sorgt dafür, daß immer 
wieder ein Gegenschlag erfolgt, wenn das Weltallgesetz des Altruismus 
gestört wird. Aus egoistischen Gedanken und Handlungen erwachsen 
Ungewißheit, Glaubensmangel und Unruhe. Die Unordnung der Seele 
greift auf den Leib über; er wird krank und sterblich. 

Aber Gott hat den Menschen nicht aufgegeben. Er hat dem von 
Luzifer in Gang gesetzten Zerstörungsprozeß sein Erlösungswerk ent- 
gegengesetzt. Es hebt mit der besonderen Führung Israels an und konzen- 
riert sich in Jesus. Dieser ist der zweite Adam, der ein vollkommenes 
Leben des Altruismus lebte und damit ein Vorbild gab. Durch seinen 
Kreuzestod bezahlte er ein Opfer, um die Menschen vom Tod loszu- 
kaufen. An sich ist der Mensch ein materielles Wesen ohne unsterbliche 
Seele. Nach dem Tod ist er im Nichts. Aber durch Christi Loskauf wird 
er bei der Wiederherstellung aller Dinge noch einmal ins Leben zurück- 
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gerufen, um sich durch eine Erziehung für die neue Erde brauchbar 
machen zu lassen. 

Mit Christus begann das Evangeliumszeitalter. In ihm ließ er den 
„Hohen Ruf“ an die Menschen erschallen, daß sie ihm nachfolgen und 
ihr Leben gleich ihm opfern sollen. Aber nur eine kleine Minderheit der 
Christen befolgte diesen Ruf. Es entstanden 2 Kirchen: die große und 
sichtbare, die falsch ist und das ‚„‚Geheimnis der Bosheit‘“ bildet; und die 
verborgene Kirche der wahren Jünger Jesu. Diese ist die ‚Kleine Herde“ 
(Luk. 12, 32), die „zweite Eva‘ und Braut Christi, die Kirche der 144000 
Auserwählten. Ihre Mitglieder opfern ihr Leben und legen es damit zu 
Christi Opfer als Bezahlung des Loskaufs. Das Evangeliumszeitalter 
verläuft in 7 Perioden, die in den 7 Sendschreiben abgebildet sind. In 
jeder Periode empfing die Kleine Herde einen Sendboten, der den für 
diese Periode bestimmten Teil des göttlichen Erlösungsprogramms zu 
erfüllen hatte. Zu diesen Sendboten werden z. B. Peter Waldes, Wiclef, 
Luther gerechnet. Die letzte Periode, Laodizea, begann mit William 
Millers Verkündigung des wiederkommenden Herrn, die von Russell 
wieder aufgenommen wurde. Aber die Kirche von Laodizea wurde lau 
und weltförmig und verfiel seit Russells Tod 1916 der Verwerfung. Da 
begann Freytag 1917 mit seiner Verkündigung. Er erwies sich als neuer 
Sendbote in der jetzigen ‚Zeit der Ernte‘. Mit dem Abschluß der Periode 
von Laodizea ist nun die Zeit der Wiederherstellung aller Dinge nahe 
herbeigekommen. Die Letzten der 144000, soweit sie noch leben, werden 
versiegelt. Die in der Welt vorhandene Unordnung wird sich noch stei- 
gern und in einer dramatischen Zeit der Drangsal ihrem Höhepunkt, aber 
auch ihrer Krise und Selbstvernichtung entgegengehen. Da werden die 
luziferischen Mächte umkommen. 

Aber jetzt schon ist die Zeit der Einführung des Reiches Gottes da. 
Wo das Weltallgesetz gelebt wird, da wird ein Stück des Reiches Gottes 
verwirklicht. Die ‚Kirche des Reiches Gottes‘ bildet eine Art ‚„Vortrupp“ 
und hat als solche die Aufgabe, der Welt die kommenden Ereignisse 
und die Grundsätze des Reiches Gottes zu verkündigen und zugleich 
an der Einführung dieses Reichs zu arbeiten. Letzteres geschieht durch 
Befolgung des altruistischen Liebesgebots, dem eine natürliche Lebens- 
und Ernährungsweise zur Seite steht. Wer so lebt, kann ein hohes Alter 
(leicht 160 Jahre) erreichen, ja er wird überhaupt jugendlich bleiben, 
selbst nach 1000 Jahren. Um das Weltallgesetz zu praktizieren und zu 
zeigen, wie sich das im Reich Gottes auswirkt, wurden „Versuchs- 
stationen“ (z. B. in Waldeck und Sternberg) eingerichtet. 

Die Anhängerschaft der Kirche des Reiches Gottes gliedert sich in 
drei konzentrische Kreise. Die ‚Kleine Herde“, d. h. die heute noch 
lebenden Mitglieder derselben, bildet den innersten Kern; ihr Geburts- 
fest wird am 18. Oktober gefeiert. Um sie gruppiert sich die ‚Armee des 
Allmächtigen“. Ihre Glieder haben nicht wie die Kleine Herde ihr Leben 
zum Opfer geweiht; aber sie haben sich verpflichtet, nach der Ordnung 
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des Weltallgesetzes zu leben. Die Armee des Allmächtigen ist 1938 ge- 
gründet worden; ihr Geburtstag wird am 18. April begangen. Die 
„Freunde der Armee des Allmächtigen‘ stellen den äußersten Kreis dar; 
er besteht aus solchen, denen das Programm Gottes die Wiederherstellung 
der Erde betreffend eine unerschütterliche Gewißheit ist. Diese drei 
Kreise bilden zusammen die „Glaubensfamilie“. Ein Höhepunkt in 
deren Leben ist die alljährlich stattfindende Passahfeier in der Passions- 
woche. Die Glieder der Kleinen Herde nehmen Brot und Kelch, um 
damit ihre Bereitschaft zum Opfer ihres Lebens zu bekunden, während 
die Angehörigen der Armee des Allmächtigen zur Erneuerung ihres . 
Bundesgelübdes nur ungesäuertes Brot genießen. 

Wenn das Reich Gottes nach Abschluß der Drangsal eingeführt wird, 
werden die verstorbenen Glieder der Kleinen Herde zum Leben erweckt 
(erste Auferstehung), um ihre Aufgabe auf der Neuen Erde zu erfüllen: 
die Erziehung der Menschheit. Diese wird, Geschlecht um Geschlecht, 
vom Tod zurückgerufen (zweite Auferstehung) und mit Geduld, Barm- 
herzigkeit und Liebe erzogen, damit sie freiwillig den Widerstand gegen 
das Gute aufgebe. Die beharrlich Widerstrebenden ziehen sich auto- 
matisch den zweiten Tod zu. Die andern werden die Neue Erde bevöl- 
kern, in der es keinen Tod, keine Tränen, kein Leid mehr gibt, sondern 
nur noch Glück und Frieden. Soziale Klassen und religiöse Entzweiungen 
sind der wahren Brüderlichkeit gewichen. Es ist die volle Harmonie der 
wiederhergestellten Schöpfung. Und über der Neuen Erde als dem 
irdischen Teil des Reiches Gottes wölbt sich der Neue Himmel, der von 
Jesus und der Kleinen Herde gebildet wird. 

Ein Widerschein der in Bälde erwarteten frohen Ereignisse liegt 
auf den Versammlungen der „Glaubensfamilie“. Er zeigt sich in einer 
hochgespannten, hochzeitlichen Freude, einer Gesinnung der Liebe und 
dienenden Gemeinschaft und in einem ernsten Streben, das eigene Leben 
wie auch das Verhältnis zu den Nebenmenschen im Sinn des Altruismus 
zu ordnen. Die Enderwartung hat sich hier, im Unterschied von den 
Zeugen Jehovas, in einen kraftvollen Entschluß zur Charakteränderung - 
umgesetzt, während dort die eschatologische Stimmung vorwiegend aus- 
gewertet wird, um die Segel einer sensationsgeladenen Propaganda zu 
blähen. Deshalb verdient auch die Kirche des Reiches Gottes eine wesent- 
lich positivere Beurteilung als die Zeugen Jehovas. Der Geist, der in 
ihrer „Glaubensfamilie‘ herrscht, kann in vielem vorbildlich für unsere 
Gemeinden sein, und es ist nicht zu verwundern, wenn er eine starke 
Anziehungskraft auf die Einsamen, Heimatlosen, Notleidenden aus- 
strahlt. — 

Damit stehen wir am Ende dieses Abschnitts der apokalyptischen 
Gemeinschaften. Es soll damit nicht gesagt sein, daß die andern Sekten 
usw. keine Elemente der Zukunftserwartung enthalten. Im Gegenteil, 
diese sind mehr oder weniger ausgeprägt fast überall vertreten. Aber sie 
stehen dort nicht so ausschließlich im Mittelpunkt. 
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Heilungs- und Reformbewegungen 


Diese Welt vergeht. Wir warten nach der Verheißung Christi eines 
neuen Himmels und einer neuen Erde. In die eschatologische Verkün- 
digung der Schrift ist der doppelte Gedanke eingeschlossen: In der 
jetzigen Welt kann nur ein Anbruch, aber nicht die Fülle des Heils 
verwirklicht werden. Und: Dieser Heilszustand kann nicht von den 
Menschen im Verlauf ihrer Geschichte, sondern allein von Gott herbei- 
geführt werden. Die apokalyptischen Sekten haben mit diesem biblischen 
Gedanken Ernst gemacht, wenn auch mit mehr oder weniger schweren 
Verzerrungen. Es gibt Gemeinschaften, die eine entgegengesetzte Orien- 
tierung haben. Sie denken optimistisch über die Welt, über Gott, über 
den Menschen und seine Kräfte. Sie halten es für möglich, daß er das 
Heil verwirklicht, wenn man ihm den Weg dazu zeigt und wenn er sich 
entsprechend bemüht. Nicht als ob sie bloß und rein an die Selbsthilfe 
des Menschen appellierten, wie das die säkularen Reformbewegungen 
der letzten Generationen taten. Sie erkennen den außermenschlichen 
Mächten einen Raum in ihrer Gedankenwelt zu. Dieser Raum kann 
sogar ungeheuer groß sein. Und trotzdem wird Gott in einer eigentüm- 
lichen Weise begrenzt: er ist der unbedingt Helfende, vorausgesetzt, daß 
der Mensch sich seiner bedient. Es wird nicht die Möglichkeit erwogen, 
daß Gott in seiner Souveränität auch etwas verweigern und eigene 
Wege jenseits des menschlichen Strebens und Mühens einschlagen könnte. 


Das ersehnte Heil wird von den in diesem Abschnitt genannten 
Gemeinschaften verschieden verstanden. Die eine Gruppe begreift es 
als einen vollkommenen Glückszustand des Einzelmenschen. Hier wird 
es sozusagen in die private Sphäre verwiesen. Das Ziel ist, den Menschen 
von allen Bedrohungen durch Schmerzen, Krankheit und Tod, aber auch 
durch Mangel an zeitlichen Gütern und die Angst der Gottesferne zu 
befreien. Die Wurzeln der Gemeinschaften, die dieses Programm ver- 
treten, liegen in der amerikanischen New Thought-Bewegung, und 
der Mann, der es maßgebend entwickelt hat, ist Phineas P. Quimby 
(1802—1866). Mit der Macht der Hypnose als Heilungsmittel bekannt 
geworden, stellte er den Grundsatz auf, daß der Ursprung der Krankheit 
in einem falschen Glauben, einer irrigen inneren Einstellung liege. Und 
weiter: Der Mensch trägt in sich den schöpferischen Geist, und dieser 
Geist ist Gott. Der Mensch hat also eine unmittelbare Verbindung mit 
dem Göttlichen. Die entscheidende Macht, um das Leben gesund und 
glücklich zu machen, ist der Glaube. 

Seine Schüler bildeten diese Grundgedanken zu einem philosophi- 
schen System aus. Seit 1894 entstanden zahlreiche Gemeinschaften, die 
sich zusammenschlossen und 1914 den Namen „International New 
Thought Alliance‘ annahmen. In einer Erklärung von 1916 be- 
zeichnete die Bewegung es als ihre Aufgabe, „die Unendlichkeit des 
höchsten Wesens, die Göttlichkeit des Menschen und die unbegrenzten 
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Möglichkeiten zu lehren, die dem Menschen durch die schöpferische 
Macht eines konstruktiven Denkens und durch den Gehorsam gegen 
die Stimme der ihm innewohnenden Gegenwart (des höchsten Wesens) 
gegeben sind“. Diese innewohnende göttliche Macht ist die Quelle, aus 
der dem Menschen ‚„‚Inspiration, Macht, Gesundheit und fortschreitendes 
Gedeihen‘ zufließen. Das Heil ist eine gegenwärtige und innerweltliche 
Wirklichkeit; es ist das „inwendige Himmelreich‘“, von dem Jesus ge- 
sprochen hat. Die Seele muß nur ihre Fenster für das höhere Licht 
offenhalten. Dann wird sie alles Guten teilhaftig. Übel und Schmerzen 
sind nur die Warnungen und Korrektive, die sich einstellen, wenn die - 
Seele dieses Licht nicht widerspiegelt. Umgekehrt: „Der Leib, der voll 
Licht ist, ist voll Gesundheit.‘ Wer in diesem Sinn glaubt und nach 
diesem Glauben täglich und stündlich lebt, der hat die Erfüllung. 

Die New Thought-Bewegung hat eine internationale Verbreitung 
gefunden. Eine mitteleuropäische Zentrale entstand in Pfullingen 
(Württ.). Hier ist der Sitz der „Neugeist-Bewegung‘“ mit dem 
Baum-Verlag, der Zeitschrift „Die weiße Fahne‘ und einem sehr reich- 
haltigen Schriftenvertrieb. Vor 1933 wurden in Mitteleuropa 100000 
Anhänger gezählt, in Deutschland allein über 500 Ortsgruppen und 
Zirkel („Zirkel‘ sind Kreise mit nicht mehr als 15—25 Mitgliedern und 
einem Leiter, der unbedingtes Vorbild, ‚„Vorleber‘ ist und die geistigen 
Übungen leitet). 

Von den Gemeinschaften, die in Nordamerika unter dem Einfluß des 
New Thought entstanden sind, haben verschiedene auch nach Deutsch- 
land herübergewirkt. Hier ist vor allem die Christliche Wissenschaft 
zu nennen. Ihre Gründerin Mary Baker Eddy (1821—1910) wie auch 
ihre Anhänger halten zwar hartnäckig an dem Anspruch fest, daß 
keinerlei Abhängigkeitsverhältnis vorliege, sondern daß Mary Baker 
durchaus selbständig und durch unmittelbare Inspiration zu ihren Er- 
kenntnissen gekommen sei. Dieser Anspruch mag zutreffen, sofern die 
Christian Science einige wesentliche Züge aufweist, die nur ihr eigen sind. 
Die Verwandtschaft ihres Weltbilds mit dem des New Thought ist aber 
unverkennbar. Und Mary Baker hat sich nicht nur von Quimby ärztlich 
behandeln lassen, sie verdankt ihm auch die grundlegende Erkenntnis, 
daß der Sitz der Krankheit nicht im Körper, sondern in der Seele liegt. 
Die Krankheit ist die Frucht des Irrtums; die Heilung kann darum nur 
auf dem geistigen Weg erfolgen, durch die Zerstörung des Irrtums. Die 
Kirche, die Mary Baker Eddy gründete (1876 „Vereinigung der Christ- 
lichen Wissenschaft‘; 1879 ‚Die erste Kirche Christi, Wissenschafter“ 
in Boston) hat die Aufgabe der Heilung in den Vordergrund gestellt. 
Dabei darf aber nicht nur an die körperliche Heilung gedacht werden, 
so wichtig diese ist. Da die Krankheit in der Seele beheimatet ist, muß 
der Heilungsprozeß vom Geistigen her eingeleitet werden. Hier aber geht 
es um etwas sehr Zentrales. Der Mensch muß sich von der großen 
Täuschung befreien, daß die Materie etwas Eigenes und Wirkliches sei. 
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Er muß zu der Erkenntnis durchbrechen: Gott allein ist Wirklichkeit; 
er ist alles in allem; und wo der Einklang mit ihm besteht, da kann es 
nicht Krankheit, Sünde und Tod geben. Wird die Täuschung, die 
Wirklichkeit der Materie zerstört, dann wird damit auch der Krankheit 
der Boden entzogen. Denn der Körper, der angeblich erkrankt ist, 
gehört ja auch in das Reich der Illusionen und die Krankheit ist nur 
eine „Annahme“. Die Seele aber ist identisch mit Gott und sündlos und 
todlos wie dieser. Mary Baker hat die Praxis der Krankenheilung durch 
seelische Beeinflussung zu einem philosophischen System ausgeweitet, 
das mit der indischen Gedankenwelt eng verwandt ist: der Atman, 
d. h. das Selbst jedes Lebewesens, ist identisch mit dem Brahman, der 
Gottheit, und alles andere, was außer diesen beiden Realitäten besteht, 
ist maya, d. h. Täuschung, Trug und Schwindel. Der Mensch hat aus 
den Grundgedanken dieses Weltbilds die praktischen Konsequenzen zu 
ziehen, dann wird er in Ordnung gebracht. Er wird aus seinen Verstrik- 
kungen ins Materielle gelöst, wird in die alleinige Wirklichkeit Gottes 
eingebettet, und alles andere fällt als Unwirkliches von ihm ab, darunter 
auch Krankheiten, Schmerzen und Tod. 

Mary Baker Eddy hat sich aber nicht nur auf diese ‚‚private‘‘ Sphäre 
des Einzelmenschen und seiner Heilung beschränkt. Sie unternahm auch 
einen sehr beachtlichen Vorstoß ins öffentliche Leben, um hier die Kräfte 
des Gesunden und Heilvollen zu fördern. Dies geschah durch die Grün- 
dung der Tageszeitung „The Christian Science Monitor‘ (1908), die ihre 
publizistische Tätigkeit auf dem Grundsatz aufbaut, daß sie nur der 
‘Wahrheit dienen und aus ihren Spalten alles Zersetzende und Verderb- 
liche fernhalten, dagegen das Beispielhafte und Aufbauende betonen 
will. Diese Zeitung hat sich einen hervorragenden internationalen Ruf 
erworben. Man wird sagen dürfen: Hätte ihr Vorbild überall in der Welt- 
presse Nachahmung gefunden, dann wäre den Völkern vieles von den 
Geschichtskatastrophen des zwanzigsten Jahrhunderts erspart geblieben. 

Das Zentrum der ganzen Bewegung ist die Mutterkirche in Boston. 
Um sie gruppieren sich die Zweigkirchen. Diese sind verwaltungsmäßig 
selbständig, aber in der Lehre und den gottesdienstlichen Ordnungen 
straff einheitlich ausgerichtet. In den Gottesdiensten gibt es keine freien 
Predigten, nur Lesungen aus der Bibel und Mary Baker Eddys Haupt- 
werk ‚Wissenschaft und Gesundheit“. Der Textplan ist genau vor- 
geschrieben. Die Mitgliederzahlen der Bewegung werden von der Leitung 
nicht bekanntgegeben. Man ist auf Schätzungen angewiesen. Sie nennen 
rund 3000 Gemeinden in der ganzen Welt und 375000 Anhänger, von 
denen über 300000 auf die Vereinigten Staaten entfallen. In Deutsch- 
land werden 41 „Kirchen“ (Voraussetzung für die Gründung einer 
Zweigkirche ist das Vorhandensein von mindestens 16 gesinnungstreuen 
Christlichen Wissenschaftern, darunter wenigstens 4 Mitgliedern der 
Bostoner Mutterkirche und einem eingetragenen ausübenden „Heiler‘““) 
und 61 Vereinigungen gezählt. 
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Der Kerngedanke, welcher der Heilpraxis der Christlichen Wissen- 
schaft zugrunde liegt: Behandlung der Krankheit vom Seelischen her, 
hat inzwischen auch in der Medizin wachsende Anerkennung gefunden. 
Verschiedene Ursachen trugen dazu bei. Die Fortschritte der natur- 
wissenschaftlichen Forschung haben einer rein materialistisch orientierten 
Medizin mehr und mehr den Boden entzogen. Die moderne Psychologie 
entdeckte die Macht des Seelischen und die Bedeutung des Unterbewußt- 
seins, dasin seinen Ausstrahlungen auch das körperliche Geschehen in einem 
erstaunlichen Umfang bestimmt. So ist in der Medizin eine Umwälzung im 
Gang, die schon jetzt zu wesentlichen Veränderungen in den Methoden . 
der Heilbehandlung führte. Man kann in gewissem Sinn Mary Baker 
Eddy als eine Bahnbrecherin bezeichnen, nur daß ihre Prinzipien sowohl 
von der medizinischen als von der biblischen Seite her eine starke Ein- 
schränkung und Veränderung erfordern. Die seelische Behandlung kör- 
perlicher Krankheiten ist nicht, wie sie verkündigt, ‚‚der‘“ Schlüssel zur 
Gesundheit, sondern ein Weg, der für bestimmte Arten von Krankheiten 
gültig ist. Und ein Weltbild, das Materie, Krankheit, Sünde und Tod 
nur als Illusionen bezeichnet, steht im Widerspruch zur biblischen Bot- 
schaft. Die Materie ist keine Traumvorstellung, sondern Schöpfung 
Gottes. Er ist der Herr der Welt, auch der sichtbaren und sinnlichen 
Welt. Es ist deshalb unzulässig, nach Art der Christlichen Wissenschaft 
einen Trennungsstrich zwischen Gott und Krankheit zu ziehen. Gott 
gebietet auch über das körperliche Leiden. Und der Tod ist in der Sicht 
der Bibel eine furchtbare Realität. Für den Christen gilt es daher nicht, 
sein Weltbild zu ändern, um durch die Leugnung der Wirklichkeit des 
Materiellen die Krankheit auszulöschen, sondern im Gebet seine Not 
vor den zu tragen, in dessen Hand die Macht über Leben und Tod liegt. 

Die Unity School of Christianity, von Myrtle und Charles 
Fillmore gegründet, mit Sitz in Kansas City, weist Unterschiede von 
der Christlichen Wissenschaft auf. Sie erkennt die Wirklichkeit des 
Materiellen an. Darum sind auch Sünde, Krankheit und Tod etwas 
Wirkliches und nicht nur Illusionen. Aber sie können überwunden wer- 
den. Gott ist alles in allem; er ist auch alles im Menschen. Er ist das 
höchste Selbst in der Seele und wartet darauf, daß der Mensch zu ihm 
kommt. Er ist immer erreichbar. Er liebt nicht, sondern er ist selbst 
die Liebe in jedermann. Er will vom Menschen „gebraucht“ werden 
und er kann nicht oft genug gebraucht werden. In Christus hat sich 
der Geist Gottes individualisiert. Er hatte sich schon öfter inkarniert — 
in Mose, David u. a. — und hier gleichsam eine Schulzeit durchgemacht, 
ehe er als Jesus von Nazareth erschien. Durch Christus erreicht der 
Mensch das Heil. Worin besteht es? Hier spielt die Lehre von der Seelen- 
wanderung eine Rolle. Ob der Zustand zwischen zwei Verkörperungen 
von bösen Träumen oder einer friedevollen Ruhe ausgefüllt ist, hängt 
von der Qualität der vorhergegangenen Lebensführung ab. Das Ziel 
aber ist die Beendigung des Geburtenkreislaufes und der Eintritt ins 
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ewige Leben; da hat die Seele einen geistlichen Leib und wird Christus 
gleich. Dieses Heilsziel kann und muß schon im Erdenleben erreicht 
werden. Der Mensch muß vollkommen werden wie Christus. Dann zieht 
auch das Glück in sein Leben ein. Denn die Sünde ist die Ursache von 
Finsternis und Tod. Dem Maß der Sündhaftigkeit entspricht die An- 
fälligkeit des Körpers für Krankheiten. Gesundheit ist das Natürliche, 
Krankheit das Widernatürliche. Gesunde Gedanken bauen einen ge- 
sunden Organismus auf, kranke Gedanken zerstören ihn. Dasselbe gilt 
für den Wohlstand. Liebe, Friede, Freude, Eintracht, Gesundheit, 
Stärke und Macht sind geistige Eigenschaften. Wenn man sie in seinen 
Gedanken realisiert, dann werden sie sich auch im äußeren Leben ver- 
wirklichen. Es kommt nur darauf an, daß man dieses positive Denken 
unermüdlich übt. Der Mensch muß sich ganz von Christi Wesen durch- 
dringen lassen, sein Bild sich „ein-bilden“. Dann kann auch er alles 
erreichen, was Christus empfing. Er wird an nichts Mangel leiden, auch 
nicht in seinem irdischen Bedarf. Das Ehepaar Fillmore behauptete, es 
werde nicht sterben. Die Frau starb; aber er, der nun in hohem Alter 
steht, glaubt nicht an seinen Tod. 

Die Unity School erreicht mit ihrem Schrifttum etwa 5 Millionen 
Menschen aller Konfessionen in den Vereinigten Staaten. Sie verbreitet 
außerdem Literatur in Spanisch, Russisch, Holländisch, Deutsch, Fran- 
zösisch, Italienisch und anderen Sprachen. Eine eigene Abteilung, Silent 
Unity, ist dafür bestimmt, durch Gebet und Instruktion den Menschen 
in ihren Anliegen behilflich zu sein. In Deutschland hat sich der Welt- 
bund freier Christen in Kellinghusen-Rosdorf (Holstein) für den 
Vertrieb von Schriften der Unity School zur Verfügung gestellt. Auch 
der „Christliche Dienst‘ (früher ‚Christlich-Wissenschaftlicher 
Dienst‘) sucht bei uns für die Gedanken der New Thought-Bewegung 
und ein entsprechendes Schriftverständnis zu werben. 

Während bei den bisher genannten Gemeinschaften der Akzent auf 
das Leben und Heil des Einzelmenschen gelegt ist, erstreckt sich die 
Heilsprogrammatik der Bahai-Religion auf die gesamte Menschheit 
und ihre Ordnung. Ihre Wurzel liegt in der Welt des Islams und in seinen 
lebendigen eschatologischen Hoffnungen, die auch in den Lehren der 
Bahai weiterwirken. Durch ihre großen Heiligen, den Bab, Baha u’llah 
und Abdul Baha, wurden zahlreiche islamische Schlackenreste aus- 
geschieden, westlichen Einflüssen Raum gewährt und eine überkon- 
fessionelle Religion entwickelt, die mit dem Anspruch auftritt, in ihren 
Wahrheiten und in der Person Baha u’llahs alles zusammengefaßt, 
überhöht und erfüllt zu haben, was in der seitherigen Menschheits- 
geschichte durch Propheten und Religionsstifter an ewigen Wahrheiten 
verkündigt worden ist. Seit Abdul Bahas Tod 1921 steht sein Enkel- 
sohn Shoghi Effendi an der Spitze der Bewegung. Sie hat auch aus der 
Bibel vieles übernommen und Christus hat einen hohen Rang. Aber er 
ist nur ein „Vorläufer“. Für Golgatha fand sich kein Platz im Lehr- 
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gebäude der Bahai. Das bedeutet, daß auch alle die Linien, die auf das 
Kreuz zulaufen oder von ihm ausgehen, in der Bahai-Religion nicht 
vertreten sind. Aber das Verhältnis Gott-Mensch und Gott-Welt, das 
in der Bibel das zentrale Problem darstellt, ist in der Bahai-Verkündigung 
sowieso nicht gewichtig. Es liegen hier nicht jene schweren Kompli- 
kationen vor, wie sie in der biblischen Botschaft mit den Begriffen 
„gefallene Welt‘‘ und „Sünde‘‘ ausgesprochen sind. Das Böse hat keine 
eigene Existenz; es ist nur ein Mangel an Gutem. So wird hier eine 
ausgesprochen optimistische Sicht vertreten. Sie ist nicht ohne Tiefe 
und fromme Innerlichkeit. Die drei Heiligen der Bahai-Religion sind. 
denn auch mit ihrem innigen Gebetsleben, ihrer Geduld im Leiden, 
ihrer Demut, Güte und abgeklärten Weisheit überaus anziehende Ge- 
stalten. 

Das eigentliche Pathos dieser Bewegung gehört den Bestrebungen 
der Lebens- und Weltreform. Sie fließen aus einem religiösen Quell- 
brunn: Gott ist Licht und Liebe. Er schuf den Menschen, damit dieser 
ihn erkenne und liebe. Die Liebe zu Gott betätigt sich im Dienst an der 
Menschheit. Dieser Dienst darf keine Schranken der Rassen, Klassen 
und Konfessionen kennen. Die Welt soll ein Reich des Friedens und des 
Glücks werden. Die Bahai-Religion hat eine sehr reiche Individual- und 
‚Sozialethik entwickelt. Diese reicht von genauen Anweisungen für 
Gesundheitspflege und Reinlichkeit über die Gebote der Hilfsbereit- 
schaft, Höflichkeit und Wahrhaftigkeit bis zu den ‚12 Grundsätzen“ 
mit ihren Forderungen der Gleichberechtigung von Mann und Frau, 
einer geistigen und sittlichen Bildung, einer Überwindung aller Vor- 
urteile, einer Lösung der sozialen Frage. Durch sie sowie durch Ein- 
führung von Einheitssprache, Einheitsschrift und Weltschiedsgerichts- 
hof soll das erreicht werden, was im ersten Grundsatz ausgesprochen 
ist: „Die gesamte Menschheit muß als Einheit betrachtet werden.“ 
Es ist die Sendung Baha u’llahs und seiner Gläubigen, die Welt dem 
Goldenen Zeitalter entgegenzuführen, das in allen Religionen als herr- 
liche Zukunft vorausgesagt ist. Die Bahai-Gemeinden sind die geistigen - 
Zellen der kommenden sozialen Weltordnung, ihre Satzungen das Muster 
der neuen Weltordnung. Baha u’llah selbst ist nichts anderes als der 
große, abschließende Heilsträger, der im Islam als der Imam Mahdi, 
im Neuen Testament als der wiederkommende Christus, im Zend-Avesta 
als der zukünftige Herr verheißen ist. Die Zeit der Erfüllung ist nahe. 
Noch sind zwar Drangsale und Rückschläge zu erwarten. Aber auch sie 
helfen, die kommende Heilszeit herbeizuführen, denn sie zwingen die 
Menschen, sich in ihrer Ausweglosigkeit und Verzweiflung Gott zuzu- 
wenden. ‚Dann werden die Lichter großer Glückseligkeit die Horizonte 
erleuchten.“ 

War das Verbreitungsgebiet der Bahai-Bewegung zunächst der Vor- 
dere Orient gewesen, so eröffnete Abdul Baha seit 1911 mit mehreren 
Weltreisen die Missionsarbeit im christlichen Westen. Heute hat die 
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Bahai-Religion, deren Mittelpunkt in Haifa liegt, Gemeinden in 88 Län- 
dern. Ihr Schrifttum wird in 43 Sprachen herausgegeben. Die Zahl 
ihrer Mitglieder wird auf 1 bis 3 Millionen geschätzt. Die Organisation 
baut sich auf örtlichen und nationalen Räten auf und hat ihre Spitze 
im „Universalen Haus der Gerechtigkeit“. Eigene Missionskräfte, die 
„Hände der Sache Gottes“, haben die Aufgabe, „die göttlichen Düfte 
zu verbreiten‘. Dje deutsche Bahai-Gemeinde ist 1907 entstanden, und 
zwar auf dem Umweg über Nordamerika, wo die Bahai-Lehre schon seit 
der Weltausstellung von Chicago 1893 und dem damit verbundenen 
Parliament of Religions Fuß gefaßt hatte, ohne allerdings bis heute 
einen nennenswerten Anhang gewonnen zu haben (1947: 4489 Mit- 
glieder). Ein Dentist brachte die Lehre nach Deutschland herüber. Er 
wurde von Abdul Baha zum Apostel für Deutschland bestellt. Die 
Bewegung bekam dann einen gewissen Auftrieb, als Abdul Baha 1913 
selbst nach Deutschland kam und in Stuttgart Versammlungen hielt. 
Die deutsche Bahai-Gemeinde ist die größte Europas. Nach Abdul 
Bahas Prophezeiungen soll sie beim geistigen Erwachen und der schließ- 
lichen Hinwendung der europäischen Völker zur Bahai-Sache eine größere 
Rolle spielen. Der Mittelpunkt der deutschen Bahai-Gemeinde ist Stutt- 
gart. 1922 erschien erstmalig „Die Sonne der Wahrheit, Zeitschrift für 
Weltreligion und Welteinheit‘‘ im Bahai-Verlag Stuttgart als Organ für 
Deutschland und Österreich (jetzige Auflage: 1500). Im gleichen Jahr 
wurde ein Nationaler Geistiger Rat für Deutschland und Österreich 
gebildet. Nach dem Verbot 1937 konnten die deutschen Gruppen 1945 
ihre Arbeit wieder aufnehmen. 

In ihrem Verhältnis zu Andersgläubigen befleißigen sich die Bahai- 
Anhänger einer vornehmen Toleranz und Aufgeschlossenheit. Zeloten- 
tum ist ihnen fremd. Da sie in Baha u’llah und seinen Offenbarungen 
die Erfüllung aller Religionen sehen, glauben sie auch die Werte dieser 
Religionen positiv würdigen zu können. Allerdings nur, soweit sie sich 
in die Bahai-Lehre einordnen lassen! Alles andere gilt als Äußerlichkeit, 
Zeitbedingtheit oder gar als Entstellung durch Priester. Wie schon 
angedeutet, findet sich in der biblischen Botschaft sehr Zentrales, was 
einer Einordnung in die Bahai-Lehre widerstrebt. Der Widerspruch 
gegen das skandalon des Kreuzes äußert sich u. a. darin, daß in den 
Kreisen der Bahai-Anhänger ein so obskures Dokument wie der angeb- 
liche Essäerbrief verbreitet wird, in dem ein Zeitgenosse Jesu und 
Ältester der Essäer in Jerusalem an seinen Ordensbruder in Alexandrien 
sieben Jahre nach Golgatha einen Bericht über Geburt, Leben, Todesart 
und über die Mutter Jesu gegeben haben soll. Er erschien erstmalig 
1847 in deutscher Sprache und zeichnet ganz im Sinn des Vernunft- 
glaubens ein Bild von Jesu Person und Leben „ohne Wunder und 
orientalisch-jüdische Tradition, ohne die Übernatürlichkeiten der Evan- 
gelienschreiber‘. Daß ein solcher Brief bei den Bahai-Anhängern um- 
läuft, ist nicht von ungefähr. Es besteht auch sonst eine enge Verbindung 
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mit dem Rationalismus. Sie ist im 5. der „12 Grundsätze“ ausgesprochen: 
„Die Religion muß mit Wissenschaft und Vernunft übereinstimmen.“ 

Man kann die Bahai-Religion als eine islamische Reformbewegung 
bezeichnen, die mit ihrer lebhaften und dem modernen Denken sich 
geschickt anpassenden Missionstätigkeit weit über den mohammedani- 
schen Raum hinausgegriffen hat. Eine andere Reformbewegung, die 
ebenfalls missionarisch geworden ist, sind die Ahmadija. Auch sie 
erkennen die jüdische Religion und das Christentum als Vorstufen einer 
Entwicklung an, die in Mohammed, dem „Siegel der Propheten“, endete. 
Ihr Gründer, der Inder Ghulam Ahmad (gest. 1908) erhob wie Baha - 
u’llah den Anspruch, der Mahdi zu sein. Er bezeichnete sich ebenfalls 
als Verkörperung des „geistigen Jesus“, als Messias für die moderne 
Generation. Friedfertigkeit und Toleranz bilden kennzeichnende Züge 
der Ahmadija-Lehre. Die Bewegung, die etwa 2 Millionen Anhänger 
zählt und in Indien, Afrika, Nordamerika, Europa missioniert, hat 1949 
auch in Deutschland eine Mission eröffnet, die unter der Leitung von 
Abdul Latif in Hamburg steht. 


Die Enthüllung des Übersinnlichen 


Das Gebiet des Okkulten hat noch immer gelockt. Geisterglauben 
und Geisterbeschwörungen, Geheimlehren und neue Offenbarungen, 
Schulungen und Weihen zur Erlangung übersinnlicher Erkenntnisse 
haben in allen Religionen und Jahrhunderten eine bedeutende Rolle 
gespielt. Gegenwärtig erleben wir eine Hochflut solcher Erscheinungen. 
Vielgelesene Zeitschriften widmen sich „hauptamtlich‘“ den einzelnen 
okkulten Gebieten. Sekten wie die Neuapostolischen haben die Ein- 
wirkung auf die Geister der Abgeschiedenen in ihre Praxis einbezogen. 
Wahrsager aller Sorten erfreuen sich eines regen und gläubigen Zuspruchs. 
Aber auch die Wissenschaft beschäftigt sich in wachsendem Maß mit 
dem Okkulten und sie wagt es nicht mehr, es durchweg in das Gebiet 
des puren Aberglaubens zu verweisen oder natürlich zu erklären. Die ° 
einst so selbstsichere naturwissenschaftliche Forschung ist bescheidener 
geworden. Sie weiß um das Geheimnis, das sich dem Begreifen entzieht 
und jenseits der Naturgesetze steht. Und die Menschen, seelisch aus- 
gedörrt durch rationalistisch-mechanistische Lehren und die Flachheiten 
einer materialistischen Philosophie, zeigen eine erstaunliche Aufge- 
schlossenheit für übersinnliche Phänomene und ein daraus abgeleitetes 
Weltbild. Es mag für die Situation kennzeichnend sein, daß der ver- 
storbene Graf Reventlow, einst Herausgeber des ‚‚Reichswart‘‘ und mit 
Professor J.W. Hauer führender Mann der Deutschen Glaubens- 
bewegung, von einem kommenden Jahrhundert sprach, das im Zeichen 
des magischen Denkens stehe. Man mag sich über diese Gegenwirkung 
gegen Materialismus und Rationalismus und gegen eine entseelende 
technische Kultur freuen. Aber man muß auch die Gefahren sehen, 
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die damit verbunden sind: eine allzu große Kritiklosigkeit, ein Über- 
wuchern der Phantasie, ein Abgleiten vom Wesentlichen ins Unwesent- 
liche und Sensationelle, ein Versinken in der Superstition. 

Unter den Organisationen, die das Übersinnliche zum Thema ihres 
Wirkens und ihrer Welterklärung gemacht haben, ist vor allem die 
Allgemeine Anthroposophische Gesellschaft zu nennen. Nach- 
dem schon 1912 eine Vorläuferin gegründet worden war, wurde sie Ende 
1923 von Rudolf Steiner (1861—1925) in Dornach ins Leben gerufen, 
um die „Wissenschaft von der geistigen Welt“ zu pflegen und sie für 
das menschliche Zusammenleben und für das moralische, religiöse, 
künstlerische und allgemein geistige Leben fruchtbar zu machen. Die 
Ergebnisse der geisteswissenschaftlichen Schulung ‚sind auf ihre Art 
so exakt wie die Ergebnisse der wahren Naturwissenschaft. Wenn sie in 
derselben Art wie diese zur allgemeinen Anerkennung gelangen, werden 
sie auf allen Lebensgebieten einen gleichen Fortschritt wie diese bringen, 
nicht nur auf geistigem, sondern auch auf praktischem Gebiete‘. Eine 
hohe Verheißung! Ist damit nicht der Schlüssel zur Überwindung der 
gegenwärtigen Weltkrise gegeben, die ja nicht nur eine Krise etwa der 
Technik, der sozialen Verhältnisse usw., sondern eine tiefgreifende Un- 
ordnung der Seelen ist? Kein Wunder, wenn Steiners Lehren einer 
großen Aufgeschlossenheit begegneten, vor allem in den Kreisen der 
Gebildeten, die unter der materialistischen Entleerung des Weltbilds, 
der Veräußerlichung des Lebens, der Zerstückelung der menschlichen 
Existenz litten. Steiner gab ihnen eine Lehre, die in einer jmponierenden 
Weise das Sinnliche und das Übersinnliche, Seelenleben und kosmische 
Entwicklungen, Vergangenheit und Zukunft in einer großen Schau 
zusammenschloß und die zugleich den Anspruch erhob, nicht nur 
„Glaube“ oder „Ahnung“, sondern gesichertes Wissen zu sein — nur 
eben ein Wissen, das nicht durch experimentelle Forschung, sondern 
durch Entwicklung verkümmerter seelischer Wahrnehmungsorgane ge- 
wonnen wird. 

Die Ergebnisse dieser „höheren Erkenntnis‘ wurden auf allen Ge- 
bieten des menschlichen Lebens angewandt — von der bildenden Kunst 
bis zur sozialen Neuordnung. Besonders fruchtbar waren die pädagogi- 
schen Anregungen, die von den Waldorfschulen in die Praxis umgesetzt 
werden. Schon 1919 war die erste Freie Waldorfschule von Rudolf 
Steiner in Stuttgart gegründet worden. In diesen Schulen wird nach 
dem Grundsatz gearbeitet, daß in jeder Menschenseele ein Schatz ruht, 
der nur gehoben zu werden braucht. Aufgabe der Pädagogik ist es, die 
Seele des Kindes in ihrem individuellen Sosein zu entfalten. Darum 
wird jede Schablone abgelehnt und eine elastische Anpassung an die 
Anlagen des Kindes gefordert. Es gibt keine Lehrpläne, keine Zensuren, 
Jahresprüfungen, auch kein Sitzenbleiben. Die Klassen bleiben eine 
geschlossene Einheit und haben immer denselben Lehrer. Im Dritten 
Reich wurden die Waldorfschulen und die Anthroposophische Gesell- 
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schaft verboten. Als 1945 die Arbeit wieder möglich wurde, konnte das 
Waldorfschulwesen rasch wieder aufgebaut werden. Anfang 1950 waren 
es wieder etwa 30 in Deutschland ; dazu kommen 25 im Ausland. Die 
Waldorfschule in Stuttgart dürfte mit 1200 Schülern die größte sein. 

Die öffentlichen Vorträge, die von der Anthroposophischen Gesell- 
schaft vor allem in den Städten veranstaltet werden, um Interessierte in 
die Gedankenwelt der Anthroposophie einzuführen, finden starke Be- 
achtung. Für die rege anthroposophische Jugendarbeit wurde in Stutt- 
gart ein Sekretariat eingerichtet, dessen „Mitteilungen“ auch näch 
England, Frankreich, Holland, Norwegen, Schweden und der Schweiz 
gehen. An mehreren Universitäten bestehen anthroposophische Stu- 
dentenkreise. 

Neben den Vortragsreihen tritt die Anthroposophische- Gesellschaft 
vor allem durch Eurhythmie-Veranstaltungen an die Öffentlichkeit. 
„Eurhythmie‘ will dem Menschen wieder die verlorengegangene Ver- 
bundenheit mit dem schaffenden und wirkenden Geist geben, indem ihm 
die Wesenhaftigkeit von Sprache und Musik zugänglich gemacht wird. 
Dies geschieht dadurch, daß die seelischen Schwingungen und Erlebnisse, 
die durch das Anhören einer Musik oder eines Gedichts ausgelöst werden, 
von dem Hörer in rhythmische Bewegungen umgesetzt werden. Neben 
den Bewegungen spielen Gewänder und Farben eine bedeutende Rolle. 
Die Eurhythmie verdankte der Frau Rudolf Steiners, Marie Steiner, 
besondere Förderung. Sie starb Ende 1948 im 82. Lebensjahr. Die 
Eurhythmie-Künstler-Gruppe des Goetheanums in Dornach veranstaltet 
häufige Gastspiele in Deutschland. In Köngen (Württ.) wurde ein 
Eurhythmisches Konservatorium ins Leben gerufen. 

Die Stellung der beiden Kirchen zur Anthroposophie ist nicht ganz 
einheitlich. Auf evangelischer Seite wird bei aller ablehnenden Kritik 
doch anerkannt, daß hier sehr ernsthafte Fragen vorliegen und daß in 
den Antworten Steiners Fingerzeige gegeben sind, die in der theologischen 
Arbeit beachtet werden sollten — nicht um diese Antworten zu über- 
nehmen, sondern um sich von ihnen auf Tiefen und Hintergründe der ° 
Schrift hinweisen zu lassen, die bisher übersehen oder zu wenig beachtet 
worden waren. Auf katholischer Seite wurde an die Verurteilung der 
Theosophie durch die Glaubenskongregation am 18. Juli 1919 erinnert. 
So erklärte das bischöfliche Ordinariat Rottenburg im Juli 1948, die 
Theosophie sei mit der katholischen Lehre unvereinbar; deshalb sei 
Mitgliedschaft bei theosophischen Vereinen, Besuch ihrer Versammlungen 
und Lektüre ihrer Schriften für Katholiken verboten. Dieses Verbot 
bezieht sich auch auf den Besuch der Waldorfschulen durch katholische 
Kinder. 

Die Christengemeinschaft (gegründet 1922) will die anthroposo- 
phischen Erkenntnisse für ein neues Verständnis der biblischen Wahr- 
heiten fruchtbar machen. Sie verdankt Rudolf Steiner und Friedrich 
Rittelmeyer (1872—1938) die entscheidenden Anstöße, besonders; für 
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das sakramentale Denken, das in ihrer Mitte steht. Mit ihrer Forderung 
einer meditierenden Schriftbetrachtung, ihrem Aufspüren übersinn- 
licher Hintergründe der biblischen Berichte, ihrem Hinweis auf die 
kosmische Bedeutung der Sendung Christi und ihrer Betonung der 
Sakramente und des liturgischen Elements überhaupt kann sie der 
Kirche Anregungen geben, die nicht überhört werden dürfen. Freilich, 
nur „Anregungen“! Denn auf Schritt und Tritt wird deutlich, daß die 
biblischen Begriffe und Vorstellungen mit einem fremden Inhalt gefüllt 
sind: mit der „höheren Erkenntnis‘‘ Rudolf Steiners. Das kehrt überall 
wieder — im Verständnis des Menschen und der Sünde, in der Deutung 
Christi und seiner Erlösungstat, in der Auffassung der Sakramente und 
des Sinns des Gottesdienstes. Es ist für den Ungeschulten nicht leicht, 
diese Grenzlinien festzustellen, zumal die Christengemeinschaft vielfach 
mit den gleichen Begriffen operiert wie die kirchliche Theologie. Da sie 
diesen Begriffen einen anderen Inhalt gibt und es zudem für unmöglich 
erklärt, ihre Gedankenwelt lehrmäßig zu fixieren, ist eine Diskussion 
zwischen Vertretern der Kirche und der Christengemeinschaft ein schier 
aussichtsloses Unternehmen. Jeder Versuch, durch eine solche Diskussion 
die Unterschiede herauszuarbeiten und zu einer Klärung zu kommen, 
endet mit dem Vorwurf der Christengemeinschaft, sie sei nicht verstanden 
worden; und zudem könne die Wirklichkeit, die in ihrer Mitte lebendig 
sei, nur dem zugänglich werden, der selbst in ihr stehe und von ihr er- 
griffen sei. 

Trotzdem wuchs das Bedürfnis nach einer Klärung des Verhältnisses 
zwischen Kirche und Christengemeinschaft. Denn diese ist durch ihre 
Mitglieder noch aufs stärkste mit der Kirche verzahnt. Sie verlangt 
keinen Kirchenaustritt und will keine neue ‚Konfession‘ sein. Sie ver- 
steht sich vielmehr als Trägerin einer zweiten Reformation, die das 
Christentum über die bisherigen Kirchen hinaus auf eine höhere Stufe 
des inspirativen Denkens und des erneuerten Sakraments hebt. Ein 
Großteil ihrer Anhänger sind noch Mitglied der Kirche, und es gibt 
manchen Pfarrer, der zugleich Priester der Christengemeinschaft ist. 
Eine Kommission der Studiengemeinschaft der Evangelischen Akademie 
in Deutschland beschäftigte sich 1948/49 in mehreren Sitzungen mit der 
Frage des Verhältnisses von Kirche und Christengemeinschaft. In ihrem 
Gutachten stellte sie fest, daß die Christengemeinschaft ein selbständiges 
kirchenartiges Gebilde sei, das neben die evangelischen Landeskirchen 
trete. Eine kirchliche Anerkennung der in ihr vollzogenen Taufen sei 
unmöglich, da wesentliche Bestandteile einer christlichen Taufliturgie 
fehlen und die Sinngebung der Taufe von der der Kirche bewußt ab- 
weiche. Auf Grund dieses von der Christengemeinschaft stark angefoch- 
tenen Gutachtens faßte der Rat der EKD im Mai 1949 einen entsprechen- 
den Beschluß über die Nichtanerkennung von Taufen der Christengemein- 
schaft. Es ist möglich, daß nun eine, vielleicht raschere, vielleicht lang- 
same, Auseinandergliederung erfolgt, zumal jenes Gutachten eine recht- 
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liche Doppelmitgliedschaft nur als Notlösung für eine Übergangszeit 
bezeichnet. Diese Trennung soll aber nicht bedeuten, daß kirchlicherseits 
die Christengemeinschaft als „Sekte“ angesehen wird. Das Gutachten 
spricht von der Möglichkeit, sie in den Kreis der Ökumene und in die 
Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland aufzunehmen. 

Die Christengemeinschaft war 1941 verboten worden. Nach Rittel- 
meyers Tod übernahm Lic. Emil Bock ihre Leitung. Sie hat sich nach 
1945 wieder rasch entwickelt. Ihre Zentrale liegt in Stuttgart. Hier 
befindet sich auch das Priesterseminar. Während in den ersten Jahr- 
zehnten die Priesterschaft sich weithin aus Männern zusammengesetzt - 
hatte, die einstmals evangelische Theologie studiert, oft auch im kirch- 
lichen Dienst gestanden hatten, wird künftig diese Priesterschaft aus 
Absolventen des Priesterseminars bestehen. Es läßt sich noch nicht 
übersehen, was dies für die innere Entwicklung der Christengemeinschaft 
bedeutet. Gegenwärtig amtieren in Deutschland etwa 150 Priester und 
Priesterinnen. Sie sind in einer Gesamt-Priestersynode zusammengefaßt. 
Aus geistig führenden Priestern ist ein Kreis von „Lenkern‘ gebildet 
worden. An der Spitze steht der ‚„Erzoberlenker‘‘ Emil Bock. Die 
Christengemeinschaft hat ihre Anhänger hauptsächlich in den gebildeten 
Schichten; darunter sind merkwürdig viele Angehörige technischer Be- 
rufe. Dagegen hat sie in der Arbeiterschaft und in der Bauernbevölkerung 
keine Wurzeln schlagen können. Der Grund mag darin liegen, daß ihre 
geistigen Anforderungen zu hoch sind und daß ihr die Schlichtheit nicht 
nur des Ausdrucks, sondern des religiösen Empfindens überhaupt fehlt. 
Sie ist das Produkt einer überfeinerten städtischen Geistigkeit. Ihre 
Gemeinden sind denn auch durchweg in den Städten, vorzugsweise in 
den Großstädten zu finden. Genaue Mitgliederzahlen sind nicht bekannt. 
Immerhin mag als Anhaltspunkt dienen, daß die Christengemeinschaft 
1946 beim württembergich-badischen Innenministerium den Antrag 
stellte, ihr die Rechtsform einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
zu verleihen, da sie bei einem Mitgliederstand von etwa 20000 die 
Gewähr für Dauer biete. Außer in Deutschland finden sich Gemeinden ° 
auch in Österreich (Wien und Mödling), der Schweiz (Zürich, Basel, 
Bern, St. Gallen), der Tschechoslowakei (Prag), sowie fünf kleine Ge- 
meinden in Holland und einige in England, seit 1948 auch eine in New 
York. Der Verlag Urachhaus in Stuttgart gibt neben einer mannig- 
fachen Bücherliteratur die Monatsschrift ‚Die Christengemeinschaft“ 
heraus. Dieses Schrifttum zeichnet sich durch ein beachtliches Niveau 
aus. 

In dem Organ der Lorber-Kreise „Das Wort‘‘ wird behauptet, daß 
Rudolf Steiner das Werk Jakob Lorbers gekannt und bei ihm ‚‚An- 
leihen“ gemacht habe ; an anderen Stellen sei er aber bewußt von Lor- 
bers Offenbarungen abgewichen. Es besteht in der Tat eine gewisse 
Verwandtschaft zwischen dem Weltbild der Anthroposophie und den 
„Neuoffenbarungen‘“ Lorbers. Dieser Mann, der als Musiklehrer und 
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Geigenspieler in Graz ein eingezogenes Leben führte, ist eine bemerkens- 
werte Gestalt. Erst beschäftigte er sich, von dem heißen Verlangen nach 
„tieferem Eindringen in die Geheimnisse der Schöpfung‘ getrieben, mit 
den Schriften von Swedenborg, Jung-Stilling, Jakob Böhme und Justinus 
Kerner. Dann vernahm der Vierzigjährige am 15. März 1840 eine innere 
Stimme: „Stehe auf, nimm deinen Griffel und schreibe!‘ Und er schrieb. 
Die innere Stimme diktierte ihm Buch um Buch bis zu seinem Tod 
1864. Schließlich waren es 25 umfangreiche Bände. Diese „Neusalems- 
schriften‘ beanspruchen auf Grund ihrer Herkunft den Rang von neuen 
Offenbarungen, die gleichwertig neben die Bibel treten, diese bestätigend 
und ergänzend. Es ist hier ein Stoff von geradezu ungeheuerlicher Breite 
der Thematik zusammengetragen. Da wird in dem zehnbändigen „Großen 
Evangelium Johannis‘ die Geschichte der dreijährigen Wirksamkeit 
Jesu fast bis in ihren täglichen Ablauf beschrieben. In anderen Schriften 
wird Auskunft über Jesu Geburt und Kindheit, über einen Briefwechsel 
Jesu, über den zwölfjährigen Jesus im Tempel gegeben. Der verloren- 
gegangene Laodizenerbrief des Paulus wird mitgeteilt. Die bunte Welt 
des Jenseits und die Schicksale der Verstorbenen werden beschrieben. 
In anderen Büchern weitet sich der Kreis zu großen Schilderungen des 
Kosmos. Überall ist eine überquellende Phantasie am Werk, die zum 
Teil gewaltige Bilder schafft. In der Darstellung des Universums mit 
seinem Heer von ‚„Hülsengloben‘, die aus Myriaden von ‚Sonnen- 
Allallen“ bestehen und zusammen den „großen Schöpfungsmenschen“, 
d.h. den gefallenen Luzifer, bilden, liegt eine faszinierende Kraft. Des- 
gleichen in der Schilderung des Erlösungswegs der „Urlebensfunken‘“, 
an dessen Ende die Wiederherstellung des „großen Schöpfungsmenschen‘“ 
steht, aber nur um wieder einer neuen Schöpfungsperiode Gottes Platz 
zu machen. Hier leuchtet in einer grandiosen Schau eine Ahnung von 
der Ewigkeit Gottes auf. Um so seltsamer ist es dann, daß sich damit, 
besonders in den Büchern, die Jesu Taten und Worte zum Gegenstand 
haben, viel Hausbackenes, Seichtes, ja Albernes verbindet. Die Un- 
bedingtheit der Gebote Jesu wird in konziliante Lebensklugheit um- 
gewandelt und durch allerlei Konzessionen an eine kleinbürgerliche 
Moral durchlöchert. Jesu Reden haben vielfach den Charakter lang- 
atmiger Belehrungen, die schulmeisterlich wirken. 

Sind es „Offenbarungen‘‘? Eine genauere Untersuchung von Inhalt 
und Stil der Lorber-Schriften ergibt, daß hinter ihnen der Zeitgeist des 
Rationalismus steht. Der Jesus der ‚„Neuoffenbarung‘ zeigt die Züge 
der Aufklärung. Und in den Beschreibungen des Jenseits, der Geister- 
reiche, der Sternenwelten bis hin zum „großen Schöpfungsmenschen“ 
kehren Bilder und Elemente aus den Schriften Swedenborgs u. a. wieder. 
Das Phänomen der ‚inneren Stimme“, von der Lorber in gutem Glauben 
seine Offenbarungen empfing, mag die Psychologie erklären. Ihr sind 
solche Erscheinungen nicht fremd. Das Erbe Lorbers wurde später um 
weitere Offenbarungen vermehrt, welche ihm nahestehende Männer und 
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Frauen durch die innere Stimme erhielten. In den Lorber-Kreisen, den 
„Neu-Salems-Vereinigungen“, die in Deutschland, Österreich, Ungarn, 
der Schweiz, Italien und Nordamerika entstanden, werden auch heute 
noch Geisterstimmen empfangen und verbreitet. Die Neu-Salems- 
Vereinigungen wurden 1937 verboten. Nach 1945 bildeten sich zwei 
Zentren zur Verbreitung der Lorber-Schriften. Der alte Lorber-Verlag 
in Bietigheim (Württ.) gibt seit 1948 wieder als Organ der Jakob Lorber- 
Gesellschaften die Zeitschrift „Das Wort, Blätter zur christlichen 
Erneuerung“ heraus. Er wie auch der von Emil Abigt gegründete 
„Weltbund freier Christen“ in Kellinghusen-Rosdorf (Holstein) 
legen Lorbers Bücher neu auf. Dieser Weltbund ist eine „internationale 
und interkonfessionelle Buch- und Vortragsgemeinschaft‘, die neben den 
Werken Lorbers auch andere neue Offenbarungen bekanntmachen und 
damit dem Fortschritt, dem Frieden und dem Kommen des Gottes- 
reichs dienen will. Die Lorber-Kreise, die da und dort bestehen, wahren 
eine überkonfessionelle Haltung. Sie fordern keinen Kirchenaustritt. 
Aber eine gewisse Distanz gegenüber der Kirche ist unverkennbar: sie 
sei noch nicht auf der Höhe der Wahrheitserkenntnis angelangt, weil sie 
bei der Bibel stehengeblieben sei und damit der ganzen Fülle der Lorber- 
Offenbarungen entrate. 

Auch die Kirche Jesu Christi der Heiligen der letzten 
Tage (Mormonen) ist in diesem Zusammenhang zu nennen. Die Ereig- 
nisse um ihre Ursprünge sind dunkel und mirakelhaft. Es wird auch 
heute noch darum gestritten, was für eine Persönlichkeit eigentlich 
Joseph Smith war, der Engelbegegnungen gehabt und am 22. September 
1827 auf dem Hügel Cumorah im Staat New York die zwei goldenen 
Platten mit der dazu gehörigen Prophetenbrille gefunden haben will. 
War er ein Prophet oder ein phantasiebegabter Aufschneider? Und das 
Buch Mormon: Stand sein Text auf jenen zwei Platten als ein uraltes 
Dokument göttlicher Offenbarungen oder ist es ein letztes, in Nord- 
amerika entstandenes Pseudepigraph? Die Meinungen gehen weit aus- 
einander. Die Mormonen halten natürlich eisern an der Göttlichkeit 
ihrer zweiten Bibel fest und verehren in Joseph Smith den großen 
Propheten, der unmittelbar vom Himmel zur Wiederherstellung der 
Kirche Jesu Christi berufen worden war. Aber außer den Mormonen 
dürfte es kaum jemand geben, der diese Auffassung teilt. Man hat 
gewichtige Gründe, welche die Glaubwürdigkeit der Berichte um Joseph 
Smith erschüttern und das Buch Mormon als das Produkt der Mußezeit 
eines amerikanischen Ruheständlers, des Presbyterianergeistlichen Sa- 
lomon Spaulding, erscheinen lassen; auf seltsamen Umwegen hat es 
sich dann aus einem phantastischen Roman in eine heilige Urkunde 
und Grundlage einer neuen Religion verwandelt. Jene erste Mormonen- . 
generation bestand aus urteilsschwachen Menschen, die krausen Wunder- 
berichten leicht zugänglich waren. Da konnten die Erzählungen von 
Joseph Smith einen fruchtbaren Boden finden. Ja, er selbst mochte 
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seine verschiedenen Engelsbegegnungen für wirkliche Ereignisse halten, 
Ba wenn sie sich nur im Bereich seiner blühenden Phantasie abgespielt 
atten. 

Um so erstaunlicher war dann die Entwicklung der Mormonenkirche. 
Zunächst hatte sie unter schwerer Bedrängnis gestanden: blutige Ver- 
folgungen, innere Zwistigkeiten und Skandale, Ermordung ihres Pro- 
pheten 1844. Aber dann kam jene strahlende Leistung des entbehrungs- 
reichen Zugs durch wildes, wüstes Land in die Ebene des Großen Salz- 
sees 1846/47 und die mit Bienenfleiß unternommene Umwandlung der 
neuen Heimat in eine fruchtbare Oase von paradiesischer Schönheit — 
ein weites, grünes Land, von Städten und Farmen übersät und rings 
von den schneebedeckten Felsenriesen der Rocky Mountains umstanden. 
Die Mormonen sind mit Recht auf diese Tat stolz. Ihre Kirche ist zu 
einem blühenden und lebendigen Gemeinwesen geworden, das ihren 
Gliedern eine warme Heimat bietet und ihr Leben prägt. Es ist wesentlich 
ihrem Einfluß zu danken, wenn die Mormonen sich des Rufs eines 
fleißigen, enthaltsamen Volks erfreuen (Verzicht auf Tabak, Alkohol und 
„heiße Getränke“, sparsamer Genuß von Fleisch und Betonung vege- 
tarischer Kost als religiöse Pflicht), das auf Reinheit und gutes Familien- 
leben achtet. Sie hat es wie wenige Kirchengemeinschaften verstanden, 
dem Grundsatz des allgemeinen Priestertums Geltung zu verschaffen. 
1947 waren von den etwas mehr als 1 Million Mitgliedern 12 Prozent 
(128663) Träger des Melchisedekischen Priestertums, zu denen noch das 
Heer des niedreren Aaronitischen Priestertums kommt. 

Auch lehrmäßig haben die Mormonen sich entwickelt. Ihre Theologie 
hat es verstanden, die wirren und bizarren Vorstellungen der Anfangs- 
zeit zu vergeistigen, von ihren Schlacken zu befreien und eine Lehre zu 
schaffen, die dem Gemüt mancherlei zu geben hat. Was heute in der 
Kirche Jesu Christi der Heiligen der letzten Tage verkündigt wird, ist 
nicht gerade tief, aber ansprechend, eine „handliche“ Religion. In Nord- 
amerika entstanden, atmet sie den Geist des Fortschrittsglaubens, ver- 
sieht alles mit einem positiven Vorzeichen, bettet die menschliche 
Existenz in eine freundliche Um- und Überwelt und wird damit für ihre 
Gläubigen zu einer Quelle ermutigender Motive. Das ganze Universum, 
Götter und Menschen, stehen unter dem Gesetz des Fortschritts. Die 
Götter sind nichts anderes als fortgeschrittene Geister und der Vater ist 
der oberste Gott. Die Menschen sind auf die gleiche Fortschrittsbahn 
gesetzt und haben die Möglichkeit, auch Götter zu werden. „Wie der 
Mensch ist, war Gott einst ; wie Gott ist, kann der Mensch einst werden.“ 
Schon daß der Mensch als Mensch geboren wurde, bedeutet einen Fort- 
schritt. Vorher war er im überirdischen Geisterreich, um dort zu lernen, 
bis es nichts mehr zu lernen gab. Nun durfte er auf die Erde kommen, 
um hier die „höhere Schule‘ zu besuchen. Gott hat in seinem Großen 
Plan alles getan, um diesen irdischen Kursus erfolgreich zu gestalten. 
Aus Michael wurde Adam und Adam veranstaltete den Sündenfall. Nun 
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konnten die Geister Menschen werden. Im Evangelium erhielten sie einen 
vollständigen Plan über ihr Erdenleben, und durch Christus wurden sie 
vom Todesverhängnis erlöst. Wer die vier „Gesetze des Evangeliums‘ — 
Glaube, Buße, Taufe und Handauflegung — befolgt, der wird ein Priester 
des Allerhöchsten und König mit himmlischem Leib. Der freundliche 
Charakter dieser Religion wird noch durch allerlei sinnliche Vorstellungen 
verstärkt. Da ist die Lehre, daß Gott-Vater einen „Körper von Fleisch 
und Bein‘ hat und nur durch seinen Boten, den Heiligen Geist, allgegen- 
wärtig ist. Oder die Lehre von den hohepriesterlichen Vollmachten, 
die Joseph Smith und sein Gefährte Oliver Cowdery direkt von oben 
empfangen haben. Oder die Aussicht, daß die abgeschiedenen Geister 
in körperlicher Form weiterleben und, wenn sie durch den Präsidenten 
der Kirche ‚‚gesiegelt‘“‘ sind, das Ehe- und Familienleben mit ihren 
Angehörigen ewig fortsetzen können. Kommt noch die beruhigende 
Erklärung hinzu, daß die ganze Menschheit des Heils teilhaftig werden 
soll und daß die Zahl derer, die beim Jüngsten Gericht verdammt werden, 
an den Fingern einer Hand abgezählt werden kann. 

Die Mormonen haben also eine ‚frohe Botschaft‘ zu verkündigen, 
freilich ‚froh‘ in einem anderen Sinn als das Evangelium. Sie haben 
Tausende von Missionaren in allen Teilen der Welt. Ihre Arbeit in 
Deutschland ist schon alt; bereits 1869 erschien zum ersten Mal ihre 
deutschsprachige Zeitschrift „Der Stern‘. Heute zählen sie etwa 15000 
deutsche Mitglieder. Es gibt eine west- und eine ostdeutsche Mission 
mit 22 bzw. 39 Missionaren. Die westdeutsche Mission (Sitz in Frank- 
furt a.M.) besteht aus 13 Distrikten mit 73 Gemeinden. Die genealo- 
gische Vereinigung der Mormonenkirche ist auch in Deutschland eifrig 
am Werk: Familienbücher usw. werden in Mikrofilmen aufgenommen 
und auf solche Weise die Namen aller Verstorbenen gesammelt, damit 
sie durch stellvertretende Hilfe von Kirchenmitgliedern noch der 
Segnungen der Kirche teilhaftig werden können. 


Heilstiieller una Hände 


Hier ist eine Anzahl von Sekten und Kreisen zu nennen, die ihren 
Wahrheitsanspruch darauf gründen, daß in ihrer Mitte die göttliche 
Autorität, sei es durch ein Amt oder durch eine Person, zu einer greif- 
baren und gegenwärtigen Wirklichkeit geworden sei. Da ist vor allem 
die Neuapostolische Kirche zu erwähnen, deren Fundament das 
neu erweckte Amt der Apostel ist. Diese Apostel haben größere Voll- 
machten, als es in der Zeit der Urgemeinde der Fall war. Die geistliche 
Machtfülle, besonders des Stammapostels, ist kaum geringer als die des 
Papstes. Nach Aussage von autorisierter neuapostolischer Seite, die auch 
durch einen Vergleich des neuen mit dem alten Gesangbuch bestätigt 
wird, hat allerdings in den letzten Jahrzehnten nach der Übersteigerung 
durch die Stammapostel Krebs und Niehaus eine gewisse Zurück- 
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entwicklung stattgefunden. Die Apostel gelten nicht mehr als Fleisch- 
werdungen Christi, sondern nur noch als die Beauftragten des Herrn 
und die Mittler zwischen ihm und der Gemeinde. Aber auch als solche 
gelten sie als heilsnotwendig. Der Zugang zu Christus und seinen Gaben 
führt nur über die Apostel. Sie verwalten die drei Sakramente der Taufe, 
des Abendmahls und der Versiegelung und haben sich das letztgenannte 
selbst vorbehalten. Damit verfügen sie über den Heiligen Geist und 
vollziehen mit der Versiegelung die Gnadenwahl Gottes, da die Vornahme 
dieser Handlung zugleich die Aufnahme in die Schar der 144000 Aus- 
erwählten bedeutet. 

Die Macht der Apostel erstreckt sich aber auch aufs Jenseits. Schon 
1916 waren „Amter für das Jenseits‘ eingesetzt worden, durch deren 
Vermittlung Verstorbene das Abendmahl feiern, ja selbst die Versiegelung 
empfangen können. Ein Gemeindeglied läßt sich stellvertretend vom 
Apostel die Hand auflegen, während dieser gleichzeitig den Geist eines 
verstorbenen Apostels herbeiruft und ihn beauftragt, den Verstorbenen 
zu versiegeln. Das ist eine ähnliche Praxis wie bei den Mormonen. Es 
liegt auf der Hand, daß besonders in Zeiten wie jetzt, angesichts des 
Millionenheers von Gefallenen und Vermißten, das Bedürfnis groß ist, 
die Grenzen zum Jenseits zu überschreiten, in das Reich der Geister 
hineinzuwirken und Aufschluß über die Schicksale Vermißter zu emp- 
fangen. 

Die geistliche Vollmacht der Apostel erweist sich endlich darin, daß 
sie die Träger des lebendigen, geistgewirkten Wortes Gottes sind. Die 
Bibel ist eine Urkunde der Vergangenheit und dient zur Kontrolle der 
Lehre. Aber sie ist nach dem ‚Lehrbuch‘ der Neuapostolischen ‚nicht 
das einzige Fundament wahren Glaubens‘. Sie ist auch nicht vollständig 
und abgeschlossen. Die Apostel, welche die Amtsgabe des Heiligen 
Geistes besitzen, sind autorisiert, das Wort Gottes für die heutige Zeit 
zu verkündigen. 

Diese Betonung der Apostelautorität wirkt zweifellos für viele 
Menschen anziehend. Ihrer Angst um das Heil müde, gewahren sie hier 
eine lockende Verheißung: ‚O lieber Fels, Apostel mein, ein starker 
Fels in wildem Sturm, ich flieh zu dir, du birgst mich fein,‘ wie es in 
einem neuapostolischen Gesangbuchlied heißt. In der sichtbaren Nähe 
des Apostels, im Empfang der Versiegelung durch seine Hand, in der 
gehorsamen Beugung unter seine Führung winkt die Sicherheit der 
„sturmfreien Zone“. So ist es kein Wunder, daß die Neuapostolische 
Kirche zu den größten Sekten unseres Landes gehört. Sie zählt etwa 
1900 Gemeinden mit 232000 eingetragenen Mitgliedern. Dazu kommen 
etwa 900 Gemeinden mit weit über 100000 Seelen im Ausland. Der 
deutsche Ursprung der Neuapostolischen macht sich insofern geltend, 
als die Leitung der Gesamtkirche in Deutschland liegt und auch die 
Auslandsgemeinden stark von Deutschbürtigen getragen sind. Der der- 
zeitige Stammapostel Johann Gottfried Bischoff hat seinen Sitz in 
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Frankfurt a.M. Die deutschen Gemeinden sind in 10 Apostelbezirken 
zusammengefaßt; dem Bezirksapostel können je nach Bedürfnis ein 
oder mehrere Hilfsapostel beigegeben werden. Ein Stammapostelhelfer 
(zur Zeit H. F. Schlaphoff in Claremont, Cape, Südafrika) vertritt den 
Stammapostel in den Gemeinden des nichteuropäischen Auslands. Die 
Apostelbezirke sind in zahlreiche Untergliederungen aufgeteilt. Die viel- 
stufige Organisation erfordert, wiederum ähnlich wie bei den Mormonen, 
eine entsprechende Zahl von Ämtern und Amtsträgern. Das „Lehrbuch“ 
nennt insgesamt 14 Stufen von Gemeindeämtern. Die Gottesdienste 
erfreuen sich eines sehr regen Besuchs. Überhaupt zeichnen sich die - 
neuapostolischen Gemeinden durch engen Zusammenhalt, große Opfer- 
willigkeit und einen regen Werbeeifer aus. Besondere Ausbildungsstätten 
für die Priester gibt es nicht. Diese sind, von den Aposteln und sonstigen 
hauptamtlich Beschäftigten abgesehen, ehrenamtlich tätig. Darin, daß 
sie keine hauptamtliche und studierte Priester, keine Staatszuschüsse 
und Kirchensteuern haben, sehen die Neuapostolischen einen Vorzug, 
den sie in ihrer Polemik gegen die Kirche immer wieder geltend machen. 
Freilich nicht durchaus mit Recht. Denn ihre Apostel haben auch Gehalt 
und Pensionsberechtigung. 

Die starke Betonung der Apostelautorität führte zur Bildung einer 
bindenden Zentralgewalt ; der Stammapostel kann sein Apostelkollegium 
und die Gemeinden straff zusammenhalten. Aber trotzdem blieben der 
Neuapostolischen Kirche manche Absplitterungen nicht erspart. Schon 
1894 spaltete sich im Zusammenhang mit der Maßregelung eines Apostel- 
helfers die Reformiert-Apostolische Gemeinde ab, die für sich und ihre 
Amtsträger die gleichen Vollmachten in Anspruch nahm wie die alte 
Gemeinschaft. Ob sie heute noch besteht, ist fraglich. Zu Beginn des 
zwanzigsten Jahrhunderts machte sich der neuapostolische Bezirkshelfer 
Julius Fischer in Zehdenick bei Berlin selbständig und gründete das 
„Apostelamt Juda, Gemeinschaft göttlicher Sozialismus“. 
Er behauptete 1902, der verheißene ‚‚Herr‘ habe sich unter dem Namen 
Juda in ihm verkörpert, und schuf eine reichhaltige Ämterhierarchie ° 
mit 11 Aposteln und dem Stammapostel Juda. In den folgenden Jahr- 
zehnten wechselte das Stammapostelamt wiederholt seinen Namen ; nach 
Juda folgte das Apostelamt Simon, dann Naphtali, schließlich seit 1945 
das Apostelamt Jesu Christi. Diese Sekte hat ihren Sitz in Berlin und 
zählt nach eigenen Angaben 50 Gemeinden mit 11000 Seelen. 

Nach dem ersten Weltkrieg erfolgte eine weitere Spaltung. Sie war 
durch mancherlei interne Konflikte vorbereitet, die durch das selbst- 
herrliche Benehmen des Stammapostels Niehaus hervorgerufen worden 
waren. Er hatte schon 1906 den australischen Apostel Niemeyer und 
1907 den Apostel Klibbe in Afrika abgesetzt. Es bildete sich eine starke 
Opposition, die um eine Einschränkung der apostolischen Vollmachten 
zugunsten einer christozentrischen Orientierung kämpfte. In erbitterten 
Auseinandersetzungen wurde dieser reformfreudige Flügel aus der Neu- 
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apostolischen Kirche verdrängt. Im Mai 1921 gründeten zwei aus- 
geschlossene Apostel mit zahlreichen Priestern in Dresden die „Refor- 
miert-Apostolische. Gemeinde“. Sie ist hauptsächlich im Gebiet 
von Schlesien, Sachsen und Thüringen verbreitet. Heute zählt sie drei 
Apostel, deren Sitze durchweg in der Ostzone liegen. Auch die Gemeinde 
in Australien unter Niemeyer hat sich von der Neuapostolischen Kirche 
getrennt. 

Während bei den Neuapostolischen die heilsvermittelnde Autorität 
ihre Verkörperung in einem Amt gefunden hat, wird von andern Sekten 
verkündigt, daß in ihrer Mitte eine Persönlichkeit aufgetreten sei, deren 
Qualitäten jenseits der irdisch-menschlichen Dimensionen liegen. Schon 
älteren Datums ist die „Evang.-Johannische Kirche nach der 
Offenbarung St. Johannis“, deren Gründer Joseph Weissenberg 
zeitweilig nach dem ersten Weltkrieg mit seinen Geisterzitierungen und 
Krankenheilungen großes Aufsehen erregte. Die Mitgliederzahl dieser 
„Kirche“ stieg auf 100000. In den ‚„‚Gottesdiensten‘“ ging es turbulent zu, 
wenn Weissenberg die Geister berühmter Männer aus der ganzen Welt- 
geschichte herbeirief und durch ihren Mund seinen Ruhm verkündigen 
ließ. Der ehemalige Maurer, Kutscher, Kellner und Schankwirt be- 
hauptete, er sei in früheren Verkörperungen Mose, Elias und Johannes 
der Täufer gewesen. Seine Anhänger redeten ihn als ‚„Ew. Majestät‘ an 
und verehrten ihn als Fleischwerdung Christi oder des Heiligen Geistes. 
Er nahm dann aber ein klägliches Ende. Im Januar 1935 wurde seine 
Kirche verboten und aufgelöst, u.a. wegen „schamloser Herabwürdigung‘“ 
des nationalsozialistischen Gedankenguts. Einige Monate danach wurde 
Weissenberg wegen unsittlicher Vergehen an teilweise minderjährigen 
Mädchen zu anderthalb Jahren Zuchthaus verurteilt und im Herbst 
1935 wegen Fortführung der verbotenen Gemeinschaft mit einem 
weiteren Jahr Gefängnis bestraft. Er starb 1936 im Zuchthaus. Die 
Evang.-Johannische Kirche erstand 1945 wieder zu neuem Leben unter 
Leitung von Weissenbergs einstigem Medium Grete Müller. Ihre Missions- 
helfer setzen die Heiltätigkeit fort, nun nicht mehr mit weißem Käse oder 
Tee, sondern indem sie die Kranken mit den Händen bestreichen und 
dabei innerlich ein Gebet sprechen. Von der einstigen Anhängerschaft 
ist nur ein kläglicher Rest, etwa 2000, erhalten geblieben. Außerhalb 
Berlins dürfte nichts mehr zu finden sein. 

Manche Parallele zur Evang.-Johannischen Kirche weist die Grals- 
bewegung auf. Der 1875 in Bischofswerda (Sachsen) geborene Kauf- 
mann Oskar Ernst Bernhardt ging nach dem ersten Weltkrieg unter 
die Erzeuger religiöser Erkenntnisse und schrieb ein diekes Buch „Im 
Lichte der Wahrheit“. Er entwarf darin ein Gemälde vom Kosmos und 
seiner höchsten Spitze, der Gralsburg; vom wesenlosen Gott und der 
von ihm ausgehenden Schöpfung, die sich stufenweise nach unten ent- 
faltet und zugleich vergröbert; vom Menschen, der das Fein- und das 
Grobstoffliche in sich vereint und die Aufgabe hat, seinen aus dem 
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Paradies gestoßenen „Geistkeim‘“ zum „Sichselbstbewußtwerden‘‘ zu 
entwickeln und in das Paradies zurückzukehren. Eine genauere Be- 
schreibung der Gedankenwelt Bernhardts lohnt sich nicht. Eine üppige 
Phantasie konnte sich hier ausleben, weil es an jedem nüchternen Denken 
fehlte, das sie hätte beschneiden können. Diese Phantasie lehrte weiter: 
Von der Gralsburg aus sind zwei göttliche Gralsgesandte in die Welt 
gekommen, der Gottessohn Christus und der Menschensohn Abdruschin. 
Letzterer hatte sich schon öfters verkörpert — als arabischer Fürst 
zur Zeit Moses und als Parzival. Und jetzt ist er wiedergekommen in 
der Person O. E. Bernhardts! Er hat diesmal die Aufgabe, seine Feinde 
zu richten und das Tausendjährige Reich herbeizuführen. 

Bernhardt machte von seiner göttlichen Würde regen Gebrauch. 
Er beanspruchte die finanziellen Mittel seiner Anhänger und errichtete 
seit 1928 auf dem Vomperberg in Tirol eine schmucke Siedlung, in der er 
zusammen mit seiner Frau Marie als der ‚„fleischgewordenen Liebe 
Gottes‘ und deren Tochter Irmingard als der „Verkörperung der Rein- 
heit“ eine Art göttlicher Dreieinigkeit bildete und mit einem byzan- 
tinischen Zeremoniell über seinen Hofstaat regierte. Eine Anzahl seiner 
Anhänger in der Schweiz rebellierte, da ihr Glaube an die finanzielle 
Redlichkeit des Vomperbergs und schließlich an den ‚„Menschensohn‘‘ 
selbst durch manche Erfahrungen erschüttert wurde. Bannflüche und 
Gerichtsankündigungen waren die Antwort. Es wurde bekannt, daß 
Devisenschmuggel getrieben worden war; der „Menschensohn‘‘ wurde 
deshalb 1936 zeitweilig im Innsbrucker Gefängnis gehalten. Es wurde 
bekannt, daß er schon 1901 und 1902 vom Landesgericht Dresden 
zweimal wegen Eigentumsvergehen zu 5 bzw. 8 Monaten Gefängnis 
und in Bern 1909 wegen Fälschung von Privaturkunden, Betrugs, 
betrügerischen und leichtsinnigen Konkurses in Abwesenheit zu 4 Jahren 
Zuchthaus und 20 Jahren Kantonsverweisung verurteilt worden war. 
Er selbst wurde 1938 bei der nationalsozialistischen Besetzung Öster- 
reichs verhaftet und starb in den Kriegsjahren in Deutschland, während 
die Siedlung auf dem Vomperberg in eine Gauschulungsburg verwandelt 
wurde. Aber alle diese Ereignisse konnten einen Großteil seiner Anhänger 
in Deutschland, Österreich, der Schweiz, Tschechoslowakei, Holland, 
Frankreich nicht erschüttern. Als nach dem Zusammenbruch der Vom- 
perberg wieder zurückgegeben wurde, wurde das alte Leben fortgesetzt. 
Die Leiche Abdruschins, die in Bischofswerda bestattet worden war, 
wurde im Spätsommer 1949 auf den Vomperberg gebracht, um hier in 
einer Pyramide beigesetzt zu werden. Seit Anfang 1950 erscheint im 
Verlag „Gralswelt‘‘ in Stuttgart das monatliche Organ „Gralswelt — 
Schrift für wahren Aufbau durch ‘neues Wissen“. Der Schriftleiter 
Dr. Friedrich Rauber-Meersburg ist auch der Hauptredner der Sekte, 
der „die neue Gottesbotschaft Abd-ru-shins‘ als die einzige und letzte 
Rettung vor dem grauenvollen Zusammenbruch der ganzen Mensch- 
heit empfiehlt. 
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Ein anderer fremdartiger Name ist Bö Yin Rä, dessen zahlreiche 
Bücher in nicht wenigen Häusern stehen. Sein Geburtsname ist Joseph 
Anton Schneiderfranken, geb. 1876 in Aschaffenburg, von bäuerlicher 
und katholischer Herkunft. Er wurde Maler und trat mit nahezu vierzig 
Jahren als Schriftsteller hervor. In Lugano-Massagno starb er 1943. 
Was bedeutet „Bö Yin Rä“? Es sind keine fremdsprachlichen Worte; 
der Sinn liegt vielmehr rein im Lautlichen, im Tonfall. Es handelt sich 
hier, wie sein Schweizer Verleger Dr. Alfred Kober-Stähelin in einer 
kleinen Schrift „Weshalb Bö Yin Rä?“ bemerkte, „um den Namen 
eines jener Ausnahmemenschen, von denen jedes Jahrtausend nur einen 
sieht‘‘. Bö Yin Rä selbst sagte von sich aus: „Mein geistiger Weg führte 
aus dem Allerinnersten des Ewigen zum Seelischen und zuletzt ins 
Irdische.‘“ Darum hatte er eine ‚Offenbarung‘ zu bringen, die den 
Menschen helfen soll, den Weg zur Selbstverwirklichung zu finden. Das 
Ziel des immer strebend Sichbemühens ist die Einswerdung des Ichs mit 
dem All-Sein, dem ‚Geiste, der alles in sich faßt‘‘. Jesus ist ein fleisch- 
gewordener Lenker, der dem Menschen bei diesem Werk der Selbst- 
erlösung hilft. Nach dem Tod müssen Böse, Selbstmörder und kleine 
Kinder wieder ins Erdendasein zurückkehren, weil ihre Seelenkraft sich 
noch nicht ‚geeinigt‘ hat. Die andern leben in einer jenseitigen Land- 
schaft weiter, um sich fortschreitend zu entwickeln, bis sie die Voll- 
kommenheit und den ‚Tempel der Ewigkeit‘ erreicht haben. Eine 
Gemeindebildung hat Bö Yin Rä grundsätzlich abgelehnt. Seine Schüler 
sind in allen Gesellschaftsschichten vertreten vom Bergwerksarbeiter 
bis zum Großindustriellen. 

In Sachsen und Thüringen lebt zurückgezogen die kleine Sekte 
„Hirt und Herde“. Ihr Gründer, der Heimweber Friedrich August 
Hain (1847—1927), sammelte mit 38 Jahren eine Gemeinde, die ihn 
„Hirt“, „lieber Vater‘, „heiliger Vater“, ja ‚„himmlischer Vater‘ nannte. 
Er bezeichnete sich als den Pred. 9, 14 f. genannten ‚armen, weisen 
Mann“. Gott, die allgemeine Weltkraft und weltfüllende Geistsubstanz, 
kann Fleisch werden. Dies geschah in Christus und jetzt wieder in Hain. 
Hain ist der „fleischgeborene Gott‘ und die „kleine Stadt‘ von Pred. 
9, 14f. ist Meerane in Sachsen, wo Hain wirkte. Christus und sein 
Erlösungswerk waren unzulänglich. Wer sich aber an Hain als den 
Christus im Fleisch hält, der hat die Bürgschaft der Erlösung. Taufe 
und Abendmahl werden als Sakramente verworfen; das Begräbnis wird 
abgelehnt (Luk. 9,60). Aus Mark.5 wird eine Seelenwanderung ab- 
geleitet und für die Zukunft ein diesseitiges Endreich erwartet. 

Die ebenfalls kleine Sekte der Nazarener (auch ‚„Neukirchler‘‘) 
beschränkt sich im wesentlichen auf die drei süddeutschen Länder. Sie 
geht auf den Baseler Seidenweber Johann Jakob Wirz (1778—1858) 
zurück, der nach seinen Angaben 1826 von Jesus zu seinem Priester 
bestätigt wurde, zahlreiche Offenbarungen empfing und von seinen 
Anhängern als Prophet, ja als neue göttliche Inkarnation verehrt wurde. 


397 


Seine Lehren bilden ein Gemisch von apokalyptischen (Joachim von 
Fiori) und theosophischen Anschauungen. Er selbst hielt sich für beauf- 
tragt, die neue Kirche der noch bevorstehenden dritten Periode des 
Heiligen Geistes zu stiften. Für das Menschenbild und die Vorstellungen 
von Jesus und dem Heilsweg der Gläubigen spielen Anschauungen von 
„Tinkturen“ und dem „himmlischen Samen‘ eine bedeutende Rolle. 
Dazu kommt der Gedanke einer „heiligen Muttergemeine im Himmel‘, 
deren Fürsprache für die Heiligung wertvoll ist. Diese Muttergemeine ist 
der gereinigte seelische, die irdische Gemeinde der gereinigte körper- 
liche Leib Christi. Geschlechtsverkehr gilt als Sünde. Ehelosigkeit, ge- - 
meinsame Lebensführung mit Gütergemeinschaft und allerlei katholi- 
sierende Bräuche sind für das zurückgezogene Leben der Nazarener 
kennzeichnend, die zugleich die Kirche scharf ablehnen. 


Schließlich sei noch die Peace Mission des amerikanischen Negers 
Father Divine genannt. Dieser kam 1915 nach Brooklyn und bekam 
seit 1919 einen wachsenden Kreis von meist farbigen Anhängern, die 
ihn als fleischgewordenen Gott verehrten. Wunderbare Ereignisse, 
Krankenheilungen und erstaunliche soziale Leistungen der mit der 
„Friedensmission‘ verbundenen wirtschaftlichen Unternehmungen näh- 
ren diese Überzeugung. Er selbst sieht seine Aufgabe darin, die göttliche 
Herrschaft auf Erden aufzurichten. Die „Kingdoms‘“ oder „Heavens“ 
(d. h. äußerst billige Hotels) und die Gottesdienste, die mit ihren üppigen 
Mahlzeiten, ihren erregenden geistlichen Gesängen, ihrem auf Jubel 
abgestimmten Grundton mehr festlichen Banketten gleichen, sind erste 
Vergegenwärtigungen der Gottesherrschaft. In einer Reihe von Grund- 
sätzen sozialer und politischer Art und in Botschaften an führende 
Politiker der Welt hat Father Divine ein Programm dieses Gottesreichs 
entwickelt. Seine Anhänger müssen in ihrer Lebensführung strenge Ver- 
pflichtungen befolgen (Verzicht auf Trinken, Rauchen, Spielen, Keusch- 
heitsgebot); der engere Kreis darf nicht heiraten bzw. muß getrennt 
leben. Der Negergott selbst heiratete allerdings 1946 ein zweitesmal als 
Siebzigjähriger, und zwar ein anziehendes weißes Mädchen, die damit ' 
„Mother Divine“ wurde. Er versicherte aber, daß das nur eine „geistliche 
Ehe“ sei. Seine zahlreichen Gemeinden sind nicht nur auf Nordamerika 
beschränkt. Er hat Anhänger auch in Kanada, Westindien, Panama, 
Hawai, Australien, England und der Schweiz. Von hier drang seine 
Bewegung auch nach Deutschland, getragen durch die Zeitschrift „Der 
neue Tag“ (Zürich). Kreise der ‚„Friedensmission“ finden sich in Württem- 
berg und Baden, in Bayern und Hessen, aber auch in Sachsen, in Köln 
und Hannover. Sie glauben an den schwarzen, alten „Gott“ in Nord- 
amerika, feiern nach dem dortigen Muster ihre Gottesdienste und be- 
gehen alljährlich am 29. April den Jahrestag des „Hochzeitsfestes des 
‚Lammes mit der Braut“ in zeitraubenden Zusammenkünften. 
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Perfektionisten und Enthusiasten 


Bei dieser Gruppe hat sich der Einfluß des angelsächsischen Christen- 
tums am stärksten bemerkbar gemacht. Die Wurzeln der Heiligungs- 
bewegung liegen im Methodismus. Die moderne Pfingstbewegung hat 
ihre Ursprünge im amerikanischen Baptismus. Die Heiligungs- 
bewegung löste sich dann in den Jahrzehnten nach dem amerikanischen 
Bürgerkrieg von der methodistischen Kirche und schuf selbständige 
Gemeinschaften (jetzt etwa 3 Dutzend mit rund 550000 Mitgliedern). 
Durch P. W.E. Boardman und R.Pears Smith (Philadelphia) wirkte 
der amerikanische Einfluß auf die Oxford-Bewegung 1874, an der auch 
zahlreiche Deutsche teilnahmen. Sie und ein Besuch von Smith in 
Deutschland verschafften auch hier der Bewegung Anhänger. Sie fand 
ihren Mittelpunkt in der 1886 gegründeten Blankenburger Konferenz. 
Darbystische Einflüsse, die nach 1900 eindrangen, wirkten radikali- 
sierend. Während die deutsche Gemeinschaftsbewegung. sich den ge- 
sunden Forderungen der Heiligung des Alltags und des Ernstmachens 
mit der Nachfolge erschloß, bildeten die radikalen Kreise eigene Gemein- 
schaften. Hier wird die Heiligung nicht mehr mit der Rechtfertigung als 
deren Folge und Frucht zusammengesehen, sondern von ihr getrennt. 
Sie gilt als eine zweite, höhere Heilsstufe. Während der Gläubige in der 
Rechtfertigung die Vergebung aller Sünden empfängt, überwindet er 
in der Heiligung die Macht der Sünde — sei es durch eine plötzliche 
zweite Bekehrung, sei es in einem allmählichen Prozeß der Genesung — 
und dringt damit zur christlichen Vollkommenheit durch. Pastor 
Jonathan Paul (gest. 1931) vertrat zeitweilig die Lehre der Sündlosigkeit: 
Dank der ständigen Gegenwart des Heilandes „hat keine Befleckung 
weder durch Gedanken noch durch Hinreißung des Temperamentes 
seitdem bei mir stattgefunden; es ist weder bei Tag noch bei Nacht 
etwas Störendes zwischen den Herrn und mich getreten“. Der Gedanke 
vom Sieg über jede „erkannte‘‘ Sünde dank der ständigen Gemeinschaft 
mit Jesus und der Überwinderkraft seines Bluts bildet den Kern des 
radikalen Perfektionismus. Er fordert eine zweite Bekehrung, die in der 
„völligen Übergabe“ an den Herrn geschieht. Damit verbinden sich als 
weitere Elemente: die Ablehnung der Kindertaufe, der darbystische 
Gedanke der Auswahlgemeinde als der zur Entrückung bestimmten 
Brautgemeinde und die Ablehnung der „verweltlichten‘‘ Kirche (beson- 
dere Angriffspunkte sind das theologische Studium, die Besoldung des 
Pfarrers, die Verbindung der Kirche mit dem Staat). 

Diese perfektionistischen Sondergemeinschaften in Deutschland sind 
klein, aber rührig. Sie verdanken ihr Bestehen, wie sich das schon aus 
der Geschichte der Heiligungsbewegung ergibt, allermeist ausländischen, 
besonders amerikanischen Einflüssen. So ist die Gemeinschaft der 
„Jünger Jesu‘ (auch „Wahre Christen“, „Namenlose, nicht organi- 
sierte, selbständige evangelische Religionsgemeinschaft‘“ genannt) die 
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Gründung von zwei amerikanischen Evangelisten, James Jardine und 
Otto Schmid, die 1911/12 nach Deutschland kamen und in der Gegend 
von Tübingen eine erste Gemeinde bildeten. Nach 1918 kamen weitere 
Evangelisten aus angelsächsischen Ländern. Eigene deutsche Prediger 
machten sich zu zwei und zwei auf Evangelisationsfahrten. 1948 standen 
sieben Missionare und dreizehn Predigerinnen in der Arbeit. Jährliche 
Konferenzen und Briefkorrespondenz halten die zerstreuten Gruppen 
zusammen. Die „Gemeinde Gottes‘ (mit dem in Essen erscheinenden 
Rundbrief „Evangeliums-Posaune“) hängt mit der amerikanischen 
Church of God (Anderson-Indiana) zusammen. Sie ist vor allem im‘ 
Ruhrgebiet und in Hessen verbreitet, hat etwa 10 Prediger und verlangt 
von diesen die Gabe der Gebetsheilung, der Weissagung und des Wunder- 
tuns und von den Mitgliedern „eine bedingungslose Übergabe an den 
Willen Gottes und ein Empfangen des Heiligen Geistes durch einen ein- 
fältigen Glaubensakt“. Der Evangelische Brüderverein hat 
schweizerische Wurzeln. Sein geistiger Führer, der Wagner Fritz Berger 
in Kalchofen (Emmental) ist am 1. März 1950 gestorben. Zunächst 
1909 als „Freies Blaues Kreuz‘ gegründet und 1914 in Evangelischer 
Brüderverein umbenannt, hat sich die Gemeinschaft auch stark in 
Süddeutschland verbreitet. Sie hat heute etwa 200 Versammlungsplätze, 
17 Angestellte und zahlreiche Hilfsevangelisten. Ein deutscher Mittel- 
punkt ist Stuttgart-Vaihingen, wo auch das monatliche Blatt ‚‚Friedens- 
botschaft für Kinder Gottes und solche, die es werden wollen‘ erscheint. 
Im Evangelischen Brüderverein wie auch in anderen perfektionistischen 
Gemeinschaften wird die 5. Bitte des Vaterunsers als überholt be- 
zeichnet. An weiteren kleinen Gemeinschaften sind noch zu nennen: 
die Dautel-Sekte, die Thyssen-Sekte und die Apostolische 
Glaubensgemeinschaft (sämtlich in Württemberg). 

Die Pfingstbewegung hat ihre Vorläufer in der Großen Erweckung, 
die 1734 in Massachusetts begann und Erscheinungen ähnlich der 
„Geistestaufe‘“ mit sich brachte. 1886 entstand unter der Leitung von 
zwei Baptistenpredigern das Latter Rain Movement, und 1892 empfingen ° 
Teilnehmer dieser Bewegung die Geistestaufe. Es kam zur Trennung 
von der baptistischen Kirche. An anderen Orten der Vereinigten Staaten 
bildeten sich weitere Herde der Pfingstbewegung, besonders in einer 
methodistischen Negergemeinde in Los Angeles im April 1906. Hier lernte 
sie der norwegische Methodist Thomas Ball Baratt kennen. Er erhielt 
die Geistestaufe und brachte die Bewegung in seine Heimat. Der Ham- 
burger Strandmissionar E. Meyer kam auf einer Norwegenreise im Juni 
1907 mit ihr in Verbindung und verhalf ihr auch in Deutschland (Kassel, 
Grossalmerode) zu einem Eingang. Es kam zu schweren Auseinander- 
setzungen innerhalb der Gemeinschaftsbewegung, die mit dem Aus- 
scheiden der Pfingstkreise (Berliner Erklärung 1909) endigten. Diese 
sammelten sich dann in einem eigenen „Christlichen Gemeinschafts- 
verband Mülheim (Ruhr)“. Der Gnadauer Verband hat auch später 
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alle Annäherungsversuche der Pfingstbewegung abgewiesen, zuletzt nach 
dem zweiten Weltkrieg mit dem Bescheid, daß die Berliner Erklärung 
immer noch „vollinhaltlich zu Recht bestehe“. 

Man kann nicht von einer einheitlichen Pfingstbewegung sprechen. 
Sie ist, sowohl im Blick auf die Welt als auf die Verhältnisse in Deutsch- 
land, durch eine große Zersplitterung gekennzeichnet. Es ist ein Teil 
der die Pfingstbewegung diskreditierenden Erscheinungen, daß aus- 
gerechnet in ihr, die von einer neuen Ausgießung des Heiligen Geistes 
die Überwindung aller Trennungen durch die Gemeinschaft der Kinder 
Gottes erwartete, der Geist der Spaltung besonders üppig wucherte. 
Er hat der Bewegung schwer geschadet. Trotzdem hat sie in den zwei 
Generationen ihres Bestehens eine starke Breite gewonnen. Nach Angabe 
des amerikanischen ‚„Pfingst‘“bischofs H. A. Tomlinson zählt die Pfingst- 
bewegung in der Welt 100000 Gemeinden. Es ist bemerkenswert, daß 
sie nicht nur in protestantischen, sondern auch in orthodoxen und katho- 
lischen Gebieten Fuß gefaßt hat, so in Italien, Frankreich, Brasilien, 
auf dem Balkan und in Rußland. Ihr Zentrum ist nach wie vor Nord- 
amerika, wo rund 30 Pfingstgemeinschaften von sehr unterschiedlicher 
Größe mit vielleicht 700000 Seelen bestehen. Aber auch Brasilien weist 
fast 1700 Gemeinden mit 100000 Mitgliedern auf. In Südafrika arbeiten 
3 Gemeinschaftsverbände, von denen der größte 75000 Glieder umfaßt. 
In Zentralafrika ist ein blühendes Missionswerk mit bisher 35000 Be- 
kehrten im Gang. Auf der Züricher Welt-Pfingstkonferenz im Mai 1947 
hatten sich Vertreter aus 23 Nationen versammelt, darunter auch aus 
der Mongolei, China und Indien. 

In Deutschland haben sich neben den alten Kreisen aus dem Jahr 
1907 zahlreiche weitere Pfingstgemeinschaften gebildet. Sie hängen 
allermeist von amerikanischen Pfingstkirchen ab. Da ist die German 
Christian Mission (Deutsche Christliche Mission) in Fort Wayne 
(Indiana), die in Westdeutschland tätig ist. Ihr ‚„Feldmissionsdirektor“ 
W. A. Walthe begann 1938 mit seiner Arbeit. Die seit 1943 entstandenen 
kleinen Gemeinden nahmen den Namen ‚Church of Christ in Germany“ 
an. Es wird jetzt die Errichtung einer Bibelschule geplant, um eigene 
Arbeitskräfte heranzubilden. Die ‚Internationale Pfingstgemeinde 
für entschiedenes Christentum“ oder „Gemeinde Gottes‘ (nicht 
zu verwechseln mit der oben genannten „Gemeinde Gottes‘ der Heili- 
gungsbewegung), nach ihrem Leiter Hermann Lauster in Krehwinkel- 
Württemberg auch ‚Lauster-Sekte‘‘ genannt, hängt mit der Church of 
God (Sitz Cleveland) zusammen. Sie zählt nach eigenen Angaben 
58 Gemeinden mit 4500 Mitgliedern. Dagegen ist die World Revival 
Mission (Welterweckungsmission) trotz ihres englischen Namens keine 
amerikanische Gründung, sondern verdankt ihr Entstehen dem bul- 
garischen „Pastor“ Georg Popoff, der 1928 eine Erweckung erlebte, 
Gesichte empfing und sich vom Herrn zu einem Apostel berufen weiß. 
Er gründete 1943 in Berlin die WRM. Dort unterhält sie zahlreiche 
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Missionsstationen und veranstaltet „Freilichtgottesdienste‘“. Aber auch 
in Mecklenburg, Sachsen und Süddeutschland (Frankfurt, Stuttgart, 
Schwarzwald) ist sie tätig. Ihre Zeitschriften „‚Weltruf‘“ mit einer Auf- 
lage von 2000 Stück und „WRM-Mitteilungen‘ werden beide von Georg 
Popoff in Frankfurt a. M. redigiert. Ein Ableger der Pfingstgemeinschaft 
„The Apostolic Faith‘ in Portland (Oregon) ist „Der Apostolische 
Glaube“ mit dem Zentrum in Krefeld-Linn. „Aufseher‘ für Deutsch- 
land, wo die Arbeit 1929 begonnen wurde, ist Hans Friedler. Die 
Schriften der amerikanischen Gemeinschaft werden auch deutschsprachig 
herausgegeben und von Portland aus versandt. Mit der International . 
Church of the Four Square Gospel (einem Werk der berühmt gewordenen 
Erweckungspredigerin Aimee Semple McPherson Hutton in Los An- 
geles) hängt die Internationale Volksmission entschiedener 
Christen mit Sitz in Stuttgart-Zuffenhausen zusammen. Die leitenden 
Persönlichkeiten sind Schwester Paula Gassner, Karl Keck und Karl 
Fix. Ein genuin deutsches Gewächs ist die „Bruderschaft: Der 
König kommt!“, die 1946 durch den Prediger Hermann Kocks 
(gest. 1949) gegründet wurde und wesentlich in Westfalen beheimatet ist. 

Diese Aufzählung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Das 
Gebiet der pfingstlerischen Bewegungen ist besonders unübersichtlich. 
.Es geschieht nicht selten, daß sich um eine ekstatische Persönlichkeit 
ein Kreis sammelt, der die „Geistestaufe‘‘ unter mehr oder weniger 
wilden Begleiterscheinungen erlebt. Eine besondere Ausdehnung gewann 
die Bewegung um den Fabrikanten Hermann Zaiss im Rheinland 
1949. Ungefähr zur gleichen Zeit, in der Bruno Grönings Heilmethoden 
großes Aufsehen erregten, strömten Tausende zu den Evangelisations- 
versammlungen von Zaiss und wurden Zeugen von Massenheilungen. 

Im August 1948 fanden sich in Stuttgart die Vertreter verschiedener 
Pfingstgemeinschaften zu einer „Einigungskonferenz‘‘ zusammen, um 
die bisherigen Trennungen zu überwinden. Sie kamen überein, ehrlich 
einander als Brüder und Knechte Gottes zu achten. Ob daraus nun eine 
engere Gemeinschaft erwächst, muß dahingestellt bleiben. Denn obwohl 
die Pfingstbewegung in ihren Grundlinien gemeinsame Züge aufweist 
(Überhöhung der Bekehrung und damit der in der Heiligungsbewegung 
genannten zweiten Stufe der christlichen Vollkommenheit durch die 
Geistestaufe, Zungenreden als Ausweis der empfangenen Geistestaufe, 
Weissagungen und Glaubensheilungen, Enderwartung und Entrückungs- 
gedanke), so bestehen doch zwischen den einzelnen Gemeinschaften starke 
Unterschiede. Die alten Kreise der deutschen Pfingstbewegung unter 
Führung von Eugen Edel sind ruhiger und besonnener geworden. Dafür hat 
bei neuen Gruppen das Schwärmen manchmal um so heftigere Züge ange- 
nommen. Bei dem subjektiven Grundcharakter der Pfingstfrömmigkeit 
färbt die persönliche Art des Gründers oder Leiters besonders stark auch auf 
die Anhänger ab. Im Ganzen wird man feststellen müssen, daß die Pfingst- 
bewegung seit 1945 in Deutschland wieder stärker um sich gegriffen hat. 
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In einer engen Nachbarschaft (nicht Gemeinschaft!) mit Heiligungs- 
und Pfingstbewegung stehen die Gruppen, in denen der auch dort ver- 
tretene Entrückungsgedanke in den Mittelpunkt gerückt ist. Hier ist 
neben der älteren Keller-Gemeinschaft, die auf den ursprünglich 
katholischen Schweizer Joh. E. Keller zurückgeht, vor allem die Phil- 
adelphia-Gemeinde des einstigen Basler Missionars Christian Röckle 
zu nennen. Ihr Mittelpunkt ist in Leonberg (Württ.). An den alljährlichen 
Allianzkonferenzen der Philadelphia-Gemeinde nehmen auch zahlreiche 
Vertreter von Kreisen der Heiligungs- und Pfingstbewegung teil ; letztere 
wurden allerdings mehr und mehr zurückgedrängt. Röckle ist von der 
Gewißheit erfüllt, daß die Endereignisse und damit die Entrückung der 
Brautgemeinde nahe bevorstehen. Darum muß die Christenheit sich 
darauf vorbereiten. Er selbst weiß sich zum Propheten der Endzeit 
berufen. In Offenbarungen und wunderbaren Ereignissen hat er die 
entsprechenden Aufträge und Bestätigungen empfangen. Sein Haupt- 
auftrag ist die „Dreiteilung des Tempels‘, d.h. der Christenheit. Sie 
besteht aus drei verschiedenen Teilen: den Christen des Vorhofs, des 
Heiligtums und des Allerheiligsten. Die Erstgenannten sind die üblichen 
Kirchgänger, die sich eines ordentlichen Wandels befleißigen. Zum 
Heiligtum gehören die Bekehrten, die ständig nach dem Wort Gottes 
verlangen, aber noch nicht radikal mit'der Sünde gebrochen haben. 
Glieder des Allerheiligsten sind die Christen, die eine volle Übergabe an 
den Herrn vollzegen haben. Röckle hat „12 Merkmale als Prüfstein 
völliger Übergabe‘‘ genannt, so daß jeder mit ihrer Hilfe feststellen kann, 
ob er zu diesem innersten Kreis der Christenheit gehört. Sie decken 
sich im wesentlichen mit den religiös-sittlichen Grundsätzen der Heili- 
gungsbewegung. Die drei Kreise der Christenheit haben in den End- 
ereignissen verschiedene Schicksale. Nur das „Allerheiligste‘“ als die 
Brautgemeinde kommt zur Entrückung, und zwar noch vor der großen 
Drangsal. Das ‚Heiligtum‘‘ findet vor dem Wüten des Antichrists eine 
Zuflucht in Palästina und der angrenzenden Wüste. Die in der Kirche 
verbliebenen Christen aber werden die ganze Wut des Antichrists er- 
leiden müssen. Die Braut- oder Philadelphia-Gemeinde ist zugleich in 
dieser letzten Zeit eine Offenbarungsstätte Gottes. In den Zukunfts- 
weissagungen des Neuen Testaments sind zwei Parusien zu unterscheiden. 
Die erste Parusie erfolgt im Luftkreis und gilt nur der Entrückung; sie 
geschieht plötzlich und ohne Vorzeichen. Die Welt erlebt einen zeit- 
weiligen Schrecken, versinkt aber wieder in ihrem alten Wesen. Die zweite 
Parusie wird mit Vorzeichen eingeleitet. Sie führt zur Niederwerfung 
des Antichrists, endend mit der Schlacht von Harmagedon und der Er- 
richtung des Tausencjährigen Reichs. Im Schrifttum des Philadelphia- 
Verlags finden sich farbige Schilderungen von bereits vorgekommenen 
Teilentrückungen und von den Vorgängen, die mit der zukünftigen 
Entrückung verbunden sein werden. 
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Freigläubige und Freidenker 


Die mannigfachen freigläubigen und freidenkerischen Gemeinschaften 
haben in den vergangenen Jahrzehnten schwerste Schläge erlitten. Da 
sind die verschiedenen Freidenkerbewegungen: die Monisten, der 
Deutsche Freidenkerverband (sozialistisch) und der proletarische Frei- 
denkerverband (kommunistisch). Sie zählten über 800000 Mitglieder 
und konnten eine überaus geräuschvolle Propaganda betreiben. Dann 
kamen die Verbote. Die proletarischen Freidenker mit ihren 140000 
Mitgliedern waren schon im Mai 1932 verboten worden. Der Deutsche . 
Freidenkerverband verfiel in der Hitlerzeit der Auflösung und konnte 
nur noch sein Begräbnisversicherungsgeschäft fortsetzen. Sein Gründer, 
Max Sievers, wurde 1944 hingerichtet. Der Deutsche Monistenbund 
stellte seine Tätigkeit ein. 

Aber viel folgenschwerer als die Zerschlagung ihrer Organisationen war, 
daß ihnen auch innerlich weithin der Boden entzogen wurde. Ihr Kampf- 
ruf: Religion ist Aberglaube und steht im Widerspruch zu den Ergeb- 
nissen der Naturwissenschaften! hat seine Glaubwürdigkeit verloren, 
seitdem weitere Forschungen auf den verschiedensten Gebieten (vor 
allem der Atomphysik, der Biologie und Psychologie) das naturwissen- 
schaftliche Weltbild gründlich verändert haben. Die materialistisch- 
mechanistische Hypothese kann sich nicht mehr so selbstsicher wie in den 
Zeiten eines Haeckel und Ostwald auf die strenge Wissenschaft berufen. 
Die letztere ist bescheidener geworden und ehrfürchtiger vor den Geheim- 
nissen, die in den Tiefen der Welt und des Lebens walten. Die Kluft 
zwischen Glauben und Wissen ist vielfach überbrückt und führende 
Vertreter des Wissens wie Planck, Pascual Jordan, Sauerbruch bekennen 
sich zum Glauben an Gott oder an die Wirklichkeit einer übersinnlichen 
Welt. Aber auch die weitere Parole der Freidenker: Die Kirche ist ein 
Hort der politischen Reaktion, des Kapitalismus und Imperialismus! 
hat an Zugkraft eingebüßt, seitdem die Kirchen im Dritten Reich eine 
andere Haltung eingenommen haben, als sie nach dieser Parole vor- ° 
gesehen war. Schließlich, unter den Schrecken und Rätseln der ver- 
gangenen Katastrophenzeit hat sich das Lebensgefühl gewandelt. Die 
Welt selbst ist rätselvoll und unheimlich geworden. Die Ahnung hinter- 
gründiger Mächte ist erwacht. Der moderne Mensch neigt eher dem 
Okkultismus und dem Sternenglauben zu als einer von der Ratio ge- 
schaffenen Weltanschauung, die alles vernünftig „erklären“ zu können 
glaubt. Eine solche Weltanschauung erscheint ihm unzulänglich und 
kurzatmig. Sie war brauchbar in einer Zeit, die noch auf geordneten und 
gesicherten Fundamenten zu ruhen glaubte und von einem ungebroche- 
nen Fortschrittsglauben beherrscht war. Aber die Geschichte der letzten 
Jahrzehnte war diesem Glauben nicht förderlich ; sie hat damit auch dem 
Freidenkertum mit seinem optimistischen Welt- und Menschenbild einen 
harten Stoß versetzt. 
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Diese äußeren und inneren Geschehnisse zogen auch diejenigen 
Gruppen in Mitleidenschaft, die unter ganzer oder teilweiser Ablehnung 
des Christentums einen „modernen“ religiösen Glauben zu schaffen 
suchten, der vernunftgemäß, fortschrittlich und befriedigend sein sollte. 
Hier handelt es sich um zwei Lager: die Freireligiösen bzw. Freiprotestan- 
ten und die Verfechter eines Deutschen Glaubens von den Nordisch- 
Religiösen und Gottgläubigen bis zu den Deutschen Christen und dem 
Bund für Deutsche Kirche. Die Freireligiösen, die auf die deutsch- 
katholische Ronge-Bewegung 1844 zurückgehen, wurden 1933/34 teil- 
weise von den deutschgläubigen Wogen verschlungen. Sie zählten 1928 
etwa 60000 Mitglieder und waren in zwei Gruppen gespalten: den nord- 
deutschen „Bund freireligiöser Gemeinden‘ mit Sitz in Leipzig, der 
sich 1924 mit dem Deutschen Freidenkerverband zum ‚„Volksbund für 
Geistesfreiheit‘‘ zusammengetan hatte, und den „Verband freireligiöser 
Gemeinden“ unter Leitung von Dr: Pick-Mainz. Der „Bund frei- 
religiöser Gemeinden Deutschlands“ benannte sich im Sommer 
1933 um in „Bund der Gemeinden Deutschen Glaubens‘ und wählte 
Professor Dr. J.W. Hauer zum Vorsitzenden. Der Geschäftsführer des 
Bundes, C. Peter, suchte in einer Denkschrift nachzuweisen, daß die 
Bemühungen der Freireligiösen seit ihrem Bestehen immer einem 
Deutschen Glauben gegolten haben, und aus der Zeitschrift ‚‚Geistes- 
freiheit‘‘ wurde die „Deutsche Glaubenswarte‘“, was keine falsche Aus- 
legung mehr zulasse. Später löste sich der Bund wieder aus der Deutschen 
Glaubensbewegung, kehrte zu seinem früheren Namen zurück und trat 
der Deutschen Glaubensbewegung als förderndes Mitglied bei. Der Groß- 
teil seiner Unterverbände wurde dann aber länderweise verboten. Der 
„Verband freireligiöser Gemeinden“ hielt sich nach einigem 
Schwanken gegenüber der Deutschen Glaubensbewegung selbständig, 
erreichte 1934 durch Anschluß weiterer Gemeinden rund 20000 Mit- 
glieder und verwandelte seinen Namen in „Freie Religionsgemeinschaft 
Deutschlands“. 

Die 1876 gegründete Religionsgemeinschaft Freier Prote- 
stanten (Pfarrer Rudolf Walbaum in Alzey) behielt ebenfalls ihre 
Selbständigkeit, beschloß aber im Mai 1934 mit einem „pfingstlichen 
Heilgruß‘“ eine engere Nachbarschaft mit der Deutschen Glaubens- 
bewegung zu halten. Führende Männer der Freien Religionsgemein- 
schaft Deutschlands wie auch der Freiprotestanten taten sich mit einigen 
freichristlichen Gemeinden zusammen, um nationalkirchliche Bestre- 
bungen zu fördern. Die großen Konfessionen sollten überwölbt werden 
von einer „Deutschen Kirche arteigenen, überkonfessionellen, positiven 
Christentums‘ auf der Grundlage des Meisters Eckehart. Aber das war 
ein totgeborenes Kind. 

Die vielen deutschgläubigen Gemeinschaften verloren nach 
einem stürmischen Auftrieb 1933/34 rasch wieder an Anziehungskraft — 
teils wegen ihrer internen Streitereien und Spaltungen, teils wegen der 
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mangelnden Substanz ihrer „artgemäßen“ Lehren, teils wegen der 
wachsenden Uninteressiertheit der NSDAP. Diese förderte zunächst die 
- Deutschen Christen und legte später, als die Deutschen Christen sich 
verbraucht hatten, den Nachdruck auf die Pflege der Gottgläubigkeit. 
Der Unterschied zwischen Deutschglaube und Gottgläubigkeit bestand 
darin, daß der erstere seine Glaubenselemente aus der rassischen Anlage, 
der Stimme des Bluts entnahm, während die Gottgläubigkeit eine Ver- 
längerung der politischen Weltanschauung der NSDAP ins Religiöse 
hinein war. 
Alle diese deutschgläubigen und gottgläubigen Kreise wurden, nach- 
dem schon vorher eine große Verkümmerung eingetreten war, in den 
Zusammenbruch 1945 hineingerissen. Die ganze Ideologie und darüber 
hinaus die geistige Welt, aus der sie sich genährt hatten, war zerschlagen. 
Was sich in den Jahren seither wieder sammelte, waren nur noch ein- 
zelne Trümmer. Es ist bezeichnend, daß die neugebildeten Gemein- 
schaften größtenteils auch neue Namen trugen. Das war nicht nur eine 
Formsache. Die früheren Namen waren Programme gewesen. Diese 
Programme waren weithin außer Kurs gesetzt. Nun mußte man sich 
nach einem neuen Programm umsehen. Dr. Kusserow, einst führender 
Mann der Nordischen Glaubensgemeinschaft mit ‚Nordenruf“ und 
„Nordischem Kampflied‘“ und ‚„Ewig ist das Blut, ewig sind die Kräfte, 
die in ihm schlummern, und ewig ist die nordische Rasse,‘‘ mußte im 
Februar 1947 in einem Rundbrief bescheiden erklären: „Wir bleiben 
den Idealen einer vernunftgemäßen, freien Menschenreligion verbunden, 
wie ehemals. Und daher müssen wir uns heute besinnen und von neuem 
zusammenfinden, um einen gemeinsamen religiösen Weg zu suchen.“ 
Von den alten deutschgläubigen Gemeinschaften blieb nur die 
Germanische Glaubensgemeinschaft unter ihrem „Hochwart“ 
Prof. Dr. L. Fahrenkrog (Biberach) unverändert bestehen. Sie war von 
jeher nur ein kleiner Kreis gewesen und hatte sich in der Öffentlichkeit 
kaum bemerkbar gemacht. Die Deutsche Glaubensbewegung hörte _ 
von selbst auf. Ihr Leiter Prof. Dr. J. W. Hauer wurde nach langer 
Internierung als Mitläufer eingestuft und ging in den Ruhestand. Der 
Leiter der „Geistchristlichen Religionsgemeinschaft“ (1934 in 
„Deutsche Volkskirche“ umbenannt), Dr. Arthur Dinter, wurde 1947 
vom Landgericht Offenburg wegen Beleidigung zu 6 Wochen Gefängnis 
und einer Geldstrafe verurteilt. Seine Vereinigung wie die Masse der 
andeın deutschgläubigen Bünde hörten sang- und klanglos auf. 
Lediglich der vom Haus Ludendorff gegründete Bund für Deutsche 
Gotterkenntnis erwies sich als zäh. Schon Ende 1945 begann Frau 
Dr. Mathilde Ludendorff die Mitglieder durch Rundbriefe wieder zu 
sammeln. Das Wort „Deutsch“ wurde aus dem Namen der Gemeinschaft 
gestrichen, da es unzeitgemäß und suspekt geworden war. Der „Bund 
für Gotterkenntnis“ wurde im November 1946 ins Vereinsregister 
beim Amtsgericht München eingetragen. Die Leitung übernahm M.Luden- 
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dorffs Schwiegersohn Franz Freiherr Karg von Bebenburg, da diese 
selbst aus Entnazifizierungsgründen verhindert war. Er kündigte Ende 
1946 die Wiederherausgabe eines Lehrplans für einen „Lebenskunde- 
Unterricht‘ an, der freilich „einige heute nötige Ergänzungen enthalten“ 
müsse. Es wurden wieder da und dort „religionsphilosophische Feier- 
stunden“ veranstaltet mit Lesungen aus M. Ludendorfis Schriften. 
Dann ging die ‚‚Philosophin‘ auch selbst wieder auf Vortragsreisen. Mit 
großem Fleiß wurde gegenüber den Besatzungsstellen „nachgewiesen“, 
daß das Haus Ludendorff mit dem Nationalsozialismus nichts zu tun 
gehabt habe, im Gegenteil sein schroffster Gegner gewesen sei. Wie die 
Registrierung des Bunds für Gotterkenntnis beweist, blieb dieses Unter- 
nehmen nicht ohne Erfolg. In einer Aufklärungsschrift „Die Legende 
vom Hause Ludendorff“ ist Winfried Martini 1949 diesen Vernebelungs- 
versuchen entgegengetreten. Gestützt auf ein unanfechtbares Baweis- 
material stellte er fest, daß zwar zwischen NSDAP und dem Haus 
Ludendorff Streit herrschte, daß es aber kein Prinzipienstreit war, 
sondern ein Hausstreit zwischen Brüdern. Nach Ansicht der Anhänger 
des Ehepaars Ludendorff ging der Nationalsozialismus ‚in der Unter- 
drückung und Verfolgung des Juden- und Christentums nicht weit 
genug“. M. Ludendorff hat gegen den Verfasser, der sachlich einwandfrei, 
aber in scharfem Ton schrieb, Anzeige wegen Beleidigung gestellt. Trotz 
seiner unwiderlegbaren Feststellungen, auch über die so wichtigen 
psychologischen Hintergründe des Hauses Ludendorff, dürfte er auf die 
in ihrem Fanatismus blind gewordenen Anhänger kaum Eindruck 
machen. Dieser Fanatismus äußerte sich immer wieder während der 
einzelnen Etappen des Spruchkammerverfahrens gegen Mathilde Luden- 
dorff. Der Vorsitzende der Starnberger Spruchkammer erhielt etwa 
fünfzig Drohbriefe, weil er sie in eine Münchener Nervenklinik zur 
Untersuchung ihres Geisteszustandes einwies. Das Verfahren wurde im 
Mai 1948 vertagt und erst im November 1949 von der Münchener Haupt- 
spruchkammer wieder aufgenommen. Hier verteidigte sie sich sehr wort- 
reich und verbissen. Gleichzeitig wurde die Spruchkammer von den 
Anhängern der Betroffenen mit einer Masse von Briefen bombardiert. 
Unterschriftensammlungen wurden für sie veranstaltet. Am 5. Januar 
1950 wurde die Dreiundsiebzigjährige in die Gruppe der Hauptschuldigen 
eingestuft, ihr Vermögen bis auf 5000 DM eingezogen und 2 Jahre 
Sonderarbeit über sie verhängt. Weiter wurde in dem Urteil bestimmt, 
daß sie von ihren gesamten Einnahmen 50 Prozent an den Wieder- 
gutmachungsfonds abführen muß, sämtliche erworbenen Approbationen 
und Titel verliert und keinen Pensions- und Rentenanspruch mehr hat; 
es wurde ihr Wohnungs- und Aufenthaltsbeschränkung auferlegt und 
auf Lebenszeit die Ausübung eines freien Berufs verboten. Ihre Anhänger, 
deren Zahl von Martini auf 100000 geschätzt wird, haben nun auf Grund 
des Spruchkammerurteils weiteren Stoff, um ihren unheilvollen Wahn 
von der Verschwörung der ‚„überstaatlichen Mächte‘ zu nähren. Seit 
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1949 erscheint die alte Zeitschrift „Am Heiligen Quell Deutscher Kraft“ 
in neuem Gewand als „Der Quell, Monatsschrift für Geistesfreiheit‘ 
(Verlag Hohe Warte, Herausgeber Franz von Bebenburg). Die Schrift- 
"leitung (Sitz in Stuttgart) hat Karl von Unruh, ein alter Mitarbeiter 
des Hauses Ludendorff. Der Inhalt des ‚Quell‘ ist nach den bisherigen 
Proben zahmer als der des früheren „Heiligen Quell“. Das Thema der 
Juden und Freimaurer wird nicht mehr, jedenfalls nicht direkt, ange- 
rührt. Die antichristliche Frontstellung verhüllt sich in der Wiedergabe 
von Nachrichtenmaterial und in „wissenschaftlichen‘ Untersuchungen 
über die Glaubwürdigkeit des alttestamentlichen Textes, hier ein Fragen- 
gebiet wieder aufgreifend, das M. Ludendorff früher schon einmal mit 
der ihr eigenen Dilettantenhaftigkeit behandelt hatte. 

In den Kameradenbriefen des Riff-Kreises, die seit Juli 1946 
vervielfältigt erschienen (C. Ch. Heinz, Wiesbaden), tauchten vertraute 
Namen der deutschgläubigen Bewegung wieder auf. Er bildete sich, 
um die Trümmer zu sammeln, denn ‚die große Masse dieser Menschen 
braucht dringendst eine geistig-seelische Heimat‘. Wie soll das Bild 
dieser Seelenheimat aussehen? Die Geistesahnen und Kronzeugen der 
Deutschgläubigen: Meister Eckehart, Friedrich der Große, Nietzsche, 
Gustav Frenssen u.a. erscheinen auch hier wieder. Also nichts Neues. 
Nur daß man jetzt tolerant sein will und das nordisch-rassische Element 
durch naturreligiöse und sittliche Gedanken ersetzt. 

Ein weiterer Kreis Freigläubiger sammelte sich nach dem Zusammen- 
bruch auf dem Klüt, einem Berg im Weserland, um sich über den inneren 
Weg zu besinnen, der nun einzuschlagen sei. „Sie begegneten sich dabei 
auf einem inneren Berge deutscher Landschaft, zu dem sie sich ver- 
pflichtet fühlten, ihm die Werte an Charakter und Tüchtigkeit zu er- 
halten, die uns noch immer in der Welt Achtung verschafft haben.“ 
Aus diesen Gesprächen wuchs eine Gemeinschaft mit der Zeitschrift 
„Klüter Blätter‘, die im wesentlichen deutschgläubige Gedanken unter 
Dämpfung der rassischen Elemente und Unterdrückung der nationalisti- 
schen Tendenzen verkündigt. 

Es kam dann zu einer engeren Verbindung des Klüt-Kreises mit der 
Religionsgemeinschaft Freier Protestanten. In dessen Reihen 
betätigten sich nun frühere Deutschgläubige wie Sieghardt Norwig, 
Georg Stammler (gest. 1948), Herbert Grabert. Er gehört der inter- 
nationalen Unitarier-Bewegung an. Das Organ der Freien Protestanten 
„Glaube und Tat“ konnte erst im Mai 1948 in gedruckter Form heraus- 
gegeben werden. Pfarrer Walbaum starb 1948 über achtundsiebzigjährig. 
Die Freien Protestanten bezeichnen als ihre Aufgabe „die Förderung 
wahren religiös-sittlichen Lebens im Einklang mit der fortschreitenden 
wissenschaftlichen Forschung und der gesamten Kulturentwicklung der 
Gegenwart durch ein vorbildhaft tätiges Leben‘. Die Offenbarung des 
Göttlichen wird in Natur und Schicksal und im Seelengrund gott- 
bereiter Menschen, besonders der großen religiösen Genien der Mensch- 
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heit gesucht. Gott selbst wird als Urgrund der Welt gesehen, in dem allein 
auch unser Menschsein Ursprung, Sinn und Geborgenheit findet. Durch 
Walbaums Tod wurde der Weg zu einer Neuordnung der Satzungen 
frei. Der Name wurde geändert in „Religionsgemeinschaft Freier 
Protestanten — Deutsche Unitarier“. An der Spitze steht ein Gemein- 
schaftsältester (W. Paysen-Hamburg), ein Gemeinschafts- und ein 
Ältestenrat. Dazu kommt noch eine Fülle von Ämtern: für Jugend, 
Vorträge, Feiergestaltung, Ausland, Presse usw. Sitz des Zentralamts 
ist Lübeck. Ein Senat ‚erarbeitet das geistige Gut der Gemeinschaft 
auf Grund höchster wissenschaftlicher Erkenntnisse‘. Dieses geistige 
Gut wird nach der von der Generalversammlung am 19. September 1948 
beschlossenen ‚„Eppelsheimer Formel‘ nur in allgemeinen Linien gesehen 
als Ablehnung des dogmatischen Kirchenchristentums wie auch des 
Antichristentums und als Streben, das Erbe der bisherigen christlich- 
abendländischen Glaubensgeschichte für die religiöse Weiterentwicklung 
fruchtbar zu machen, ohne sich aber an dieses zu binden. Daß damit 
wenig oder fast nichts gewonnen ist, deutet ein Satz aus einem Rund- 
schreiben von Otto Schaumann-Nürnberg an: „In unserer Gemeinschaft 
werden wir im neuen Jahr (1949) weiter um die Klarstellung unserer 
Grundbegriffe bemüht sein, wir werden förmlich ringen müssen um 
diese Klarstellung.‘ 

Die Ratlosigkeit und Richtungslosigkeit in der Beantwortung der 
großen Lebensfragen wirkt sich bei allen freigläubigen Gruppen auch 
äußerlich in einem starken Mitgliederschwund aus. Die Freiprotestanten, 
deren Zentrum auch heute noch in Hessen liegt, zählten nach einer Mit- 
teilung Walbaums im September 1947 nur 1000 Mitglieder, konnten 
allerdings seither weitere Gemeinden gründen. Die Freireligiösen 
sind zahlreicher. Sie haben zusammen mit den Freidenkern seit 1945 
wieder Gemeinden und Landesgemeinden ins Leben gerufen, erreichten 
aber z. B. in Württemberg-Baden und Hessen zusammen bis Ende 
1947 nur 25000 Mitglieder, während sie vor 1933 in Württemberg allein 
45000 Mitglieder gezählt hatten. Der 1945 gegründete Kulturaufbau- 
Verlag in Stuttgart (Hermann Zipperlen) nahm sich des Schrifttums 
der Freireligiösen wie auch der Freiprotestanten an. Die Freireligiösen 
wollen „die Zusammenfassung all der Menschen, die bewußt der Kirche 
und damit dem Glaubenszwang und der Unfreiheit des Gewissens den 
Rücken gekehrt haben. Sie haben sich zur Aufgabe gestellt, ihren An- 
hängern auf dem Fundament der Natur und ihrer Gesetze, der Erfahrung 
und der Vernunft eine lebenbejahende und lebensfreudige, wirklichkeits- 
nahe Welt- und Lebensanschauung zu vermitteln.‘ Kirchenaustritt ist 
Bedingung für die Mitgliedschaft. 

Schon aus diesen Programmsätzen geht derenge Zusammenhang 
zwischen Freireligiösen und Freidenkern hervor. „‚Frei- 
religiös‘ und „freigeistig‘“ sind zu Wechselbegriffen geworden und der 
Freidenker kann eher als ein Freireligiöser den Programmsatz bejahen: 
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„Maßstab unserer freigeistigen Weltauffassung ist die Vernunft. An 
Stelle des Dogmenglaubens tritt das Wissen, an Stelle der Offenbarung 
die Erfahrung, an Stelle des Dogmas die Erkenntnis, an Stelle des 
Wunders das Naturgesetz, an Stelle des Jenseits das Diesseits, an Stelle 
des Himmels die Erde, an Stelle der Liebe zu Gott die Liebe zum 
Menschen.‘ Ob diese Vereinigung von Freireligiösen und Freidenkern 
auf die Dauer bleiben wird, ist fraglich, zumal nachdem die verschiedenen 
Freidenkergruppen sich wieder als selbständige Organisationen konsti- 
tuiert haben. Sie brauchen nun nicht mehr die Stallkameradschaft mit 
den Freireligiösen und müssen nicht mehr deren Firmenschild benützen 
mit der Erklärung: „Wenn wir uns als freireligjös bezeichnen, so, weil 
wir im Grundprinzip die Freiheit im Denken voraussetzen und keinen 
Streit darüber bekommen, wie der eine oder andere sich seinen Gott- 
begriff selbst bildet.“ 

Auch sonst sprossen alte und neue Gründungen aus dem Boden. Es 
bietet sich wieder das Bild eines Wirrwarrs und einer großen Zersplitte- 
rung in kleine und kleinste Bünde. In München wurde der „Deutsche 
Unitarier-Klub‘“ 1947 gegründet, der als verbindende gemeinsame 
Glaubenssätze bezeichnet: Die Sittenlehre Jesu ist die erhabenste für 
die abendländische Menschheit und verpflichtet den Unitarier zu tätiger 
Befolgung. Gott ist das Gute und die damit verbundene im All herr- 
schende Vernunft. Man kann ihm nur dienen durch Dienst am Mit- 
menschen. Deshalb ist der Deutsche Unitarier unbedingter Kriegsgegner. 
In Kassel bildete sich die „Gemeinschaft der Gottgläubigen 
(Universal-Unitarier)‘“. Seitens der „Religionsgemeinschaft Freier 
Protestanten — Deutsche Unitarier‘‘ wurde aber betont, „daß unter 
den Gruppen, die sich auf deutschem Boden den Unitariernamen bei- 
gelegt haben, wir die internationale Anerkennung besitzen“. Man legt 
großen Wert auf diesen Anschluß an eine angeblich weltweite Glaubens- 
bewegung, ohne es laut werden zu lassen, daß auch dort das Siechtum 
eingesetzt hat. So sank die American Unitarian Church, die 1916 noch 
82515 erwachsene Mitglieder in 399 Gemeinden zählte, bis 1936 auf ° 
59968 Glieder — eine für die Vereinigten Staaten wahrlich nicht er- 
schütternde Zahl! 

Aber zurück zu den freigläubigen Neugründungen. In Kassel bildete 
sich 1948 neben der „Gemeinschaft der Gottgläubigen“ auch eine 
„Gemeinschaft Gottgläubiger“. Auch in den Reihen der ehe- 
maligen Deutschen Christen wurden da und dort organisatorische Neu- 
bildungen unternommen. So schloß sich in Württemberg ein solcher 
Kreis in einer „Arbeitsgemeinschaft für religiöse Erneuerung 
und überkonfessionelle Verständigung‘ zusammen (Monats- 
schrift: Der Fährmann, Stuttgart). Ein anderer Kreis bildete um den 
früheren katholischen Pfarrer Schäfer-Wald die „Gemeinschaft 
Christlicher Lebensglaube“ in Stuttgart. Diese hatte sich zeit- 
weilig mit der „Nationalkirchlichen Einung Deutsche Christen“ (Eduard 
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Le Seur) zur „Einung Christliche Volkskirche“ verbunden, verselb- 
ständigte sich aber wieder unter dem alten Namen, während die Rest- 
organisation sich unter der Leitung von Pfarrer Erich Bergmann in 
„Volkskirchliche Einung‘ umbenannte und spärliche Häuflein in 
Feierstunden und Vorträgen um eine dogmenlose Religion mit Betonung 
der christlichen Werte und der religionswissenschaftlichen Erträge 
sammelt. In Hannover entstand die „Deutsche Christenbewegung‘, die 
sich Ende 1947 in die „Freie Evang. Kirche“ in Nürnberg ein- 
gliederte und unter diesem Namen ihre Arbeit in Hannover, Braun- 
schweig und Uelzen treibt. Das Land zwischen Weser und Rhein ist das 
Verbreitungsgebiet der „Freien Christlichen Kirche‘, die „aus 
dem alten Ringen des deutschen Geistes um ein freies Christentum im 
harten Kampf um dessen weitere Existenz nach dem Zusammenbruch 
unseres Volkes entstanden‘ ist und von Walter Klein in Dortmund 
geleitet wird. 

Von den einstigen Freidenkerorganisationen ist der proletarische 
Freidenkerbund nicht wieder neu ins Leben gerufen worden. Der Haupt- 
grund dürfte darin liegen, daß die KPD es aus taktischen Gründen nicht 
für opportun hält, im Augenblick einen offenen Kampf gegen die Kirchen 
in Deutschland zu führen. Der 1906 von Ernst Haeckel gegründete 
Monistenbund nahm 1947 in München wieder seine Tätigkeit auf mit 
dem Ziel, sich über ganz Deutschland auszudehnen. Zu seinem Programm 
gehören: eine wissenschattliche, einheitliche Weltanschauung, eine natur- 
bedingte, biologisch begründete Ethik, Wahrheitsliebe, religiöse Ver- 
tiefung durch Naturerkenntnis, Erziehung der niebtchristlichen Jugend 
durch weltlichen Moralunterricht. Weitere Freidenkergemeinschaften 
wurden zunächst auf mehr lokaler Basis wiedergegründet, so 1946 in 
Schweinfurt der „Bund für Geistesfreiheit‘“ und in Berlin die 
„Naturreligiöse Gemeinschaft freigeistiger Sozialisten“, die 
eine „nicht parteigebundene und unpolitische Vereinigung naturliebender 
Sozialisten zum Zwecke gemeinsamer Pflege und Vertiefung ihrer Welt- 
anschauung und Naturverbundenheit“ sein will. Eine „Union des 
freien Glaubens‘ als Zusammenschluß aller Freigläubigen und Frei- 
denker auf ethischer Grundlage wurde 1949 von einer Interessengemein- 
schaft unter Führung des Wissenschaftlers Kotzlig in Braunschweig ins 
Leben gerufen. Sie wendet sich „an die ungezählten Menschenmassen in 
allen Völkern“, die den dogmatisch gebundenen Institutionen den 
Rücken gekehrt haben. Die „Vereinigung für freigläubige Feier- 
gestaltung‘ in Hamburg erstrebt als überbündische kulturelle Gemein- 
schaft die nach Form und Inhalt wertvolle freigläubige Feier. In ihren 
„Richtbriefen für freigläubige Feiergestaltung und Volkskultur“ gibt 
sie Stoffsammlungen und Anregungen für Lebens-, Jahres- und andere 
Feste. Das Mitteilungsblatt „Der freie Blick“ dient der Unterrichtung 
und dem Gedankenaustausch. Ein „Ständiger Arbeitskreis“ prüft das 
von fachlichen Arbeitskreisen erarbeitete Feiergut, das dann in Gemein- 
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schaftskreisen erprobt und „lebensvoll gestaltet“ wird. Alles in allem 
ein Weg zu freigläubigen „Liturgien‘ und Festinhalten, der allzusehr 
über den Schreibtisch klügelnder Ästheten führt; das Ergebnis kann denn 
auch nur Künstlichkeit, nicht echte Darstellung eines lebendigen reli- 
giösen Glaubens sein. Aber diese entscheidende Quelle fehlt eben. Eine 
„Liga für Volkshilfe, Wirtschaftskultur und Weltfrieden“ 
kombinierte wirtschaftliche Bestrebungen zur Selbsthilfe (Kaufhilfe, 
Stellenvermittlung) mit ethischen Grundsätzen (Toleranz, Friedens- 
gesinnung, Sittengesetz der natürlichen Bindung). Eine in München 
gegründete „Dissidenten-Union‘“ wurde 1949 umbenannt in „Freidenker- 
Union‘, der sich unter Wahrung ihrer Selbständigkeit anschlossen: 
der Monistenbund, die Freireligiöse Gemeinde München, Freie Protestan- 
ten, Deutsche Unitarier-Vereinigung und Unitarier-Klub, Deutscher 
Freidenker-Verband mit fünf bayrischen Gruppen. Ein Vierteljahr später 
änderte die Freidenker-Union wieder ihren Namen; sie bezeichnet sich 
jetzt als „Freigeistige Union‘. Hinter diesen häufigen Namens- 
wechseln steht eine Verlegenheit, die tiefe Wurzeln hat. Die alten Namen 
und Begriffe wie ‚„Freidenker‘‘ sind aus früherer Zeit schon vorgeprägt 
und mit bestimmten Gedankenassoziationen verbunden. Bedeutet ihre 
Wiederverwendung nicht ein Programm: Rückkehr in die einstige 
Haltung vor 1933? Aber ist eine solche Rückkehr möglich ? Ist inzwischen 
nicht allerlei geschehen und anders geworden, über das auch die Frei- 
denker nicht achtlos hinweggehen können? 

Wie schon erwähnt, wurde der Freidenkerverband ebenfalls 
wieder ins Leben gerufen. Zunächst entstand er auf regionaler Basis, 
so für die britische Zone, für Berlin usw. Man veranstaltet wieder Jugend- 
weihen und Sonnwendfeiern. Aber recht lebenskräftig ist er noch nicht 
geworden. Eine besondere Schwierigkeit ist, daß er seitens der Gewerk- 
schaften und der SPD nicht wieder dieselbe Unterstützung erhält wie 
vor 1933. Die aufgeschlossene Haltung der SPD gegenüber der Kirche 
wird mit Argwohn betrachtet. „Auf keinen Fall können wir freigeistige 
und freireligiöse Genossen zusehen, wenn sich im Schutze der Partei 
Grüppchen wie religiöse Sozialisten bilden dürfen... Sozialismus und 
Kirchenchristentum werden sich immer diametral insolange gegenüber- 
stehen müssen, als die Träger des Kirchengedankens mit dem Ausbeuter- 
tum immer Hand in Hand arbeiten werden,‘ heißt es in einem Schreiben 
der Freireligiösen Gemeinde Stuttgart 1947 an die SPD. 

Angesichts der großen Zersplitterung der Freigeistigen Bewegung 
sind die Tendenzen verständlich, die einzelnen Verbände usw. wenigstens 
föderativ unter einer losen Dachorganisation zusammenzuschließen. In 
den Dienst dieser Bestrebungen stellten sich Zeitschriften wie ‚Die Schau 
ins Licht“, die die Mitteilungsblätter der freigläubigen Verbände nicht 
ersetzen will, von diesen aber als über allen Verbänden stehende unab- 
hängige Zeitschrift für wissenschaftlich-weltanschauliche Vertiefung und 
Erneuerung anerkannt wird und darüber hinaus offizielles Organ der 
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Freigeistigen Union in München und der Liga für Volkshilfe, Wirtschafts- 
kultur und Weltfrieden ist.!) Am 8. Oktober 1949 wurde in Wiesbaden 
der „Deutsche Volksbund für Geistesfreiheit‘ gegründet, der 
für freie Geistigkeit, dogmenfreie Religiosität und ethische Haltung 
eintritt und sich auf die Ideen der Selbstbestimmung und Menschen- 
würde gründet. Als Rechtsschutzverband ‚nimmt er das Recht auf 
Glaubens- und Gewissensfreiheit, auf Freiheit der Forschung und Lehre 
im öffentlichen, gesellschaftlichen und privaten Leben wahr und bietet 
insbesondere Rechtsschutz gegen Übergriffe von staatlicher, wirtschaft- 
licher und konfessioneller Seite‘. Er ist „der Zusammenschluß von 
freidenkenden, freireligiösen und freigläubigen Verbänden, von- frei- 
gesinnten Persönlichkeiten und von Vereinigungen, die sich diesen Ideen 
verpflichtet fühlen“. Dem „Volksbund“ traten bei: die Arbeitsgemein- 
schaft freigeistiger Verbände, die Deutsche Unitarier-Religionsgemein- 
schaft, die Freireligiöse Union, die Unabhängige Gesellschaft zur Pflege 
junger Wissenschaft und Kunst, die Gesellschaft für Lebenskunde in 
Duisburg (eine Gruppe früherer Ludendorffer) und die Germanische 
Glaubensgemeinschaft. Zum Präsidenten wurde Professor Gerhard von 
Frankenberg gewählt. Ein Geschäftsführer, ein Ehrenrat, ein Konvent 
und Referate für Organisation und Finanzen, für Publizistik, Rundfunk, 
Wissenschaft und Forschung, Erziehung und Unterricht, Feiergestaltung, 
Jugend und Ausland ergänzen die Organisation, die sich in Landes- und 
Ortsverbände gliedern soll. — 

Wiederholt wiesen wir auf die inneren Nöte der Freigläubigen hin. 
Ihr einstiges Ideengut ist verbraucht. Wollen sie nicht einer geistigen 
„Reaktion“ verfallen und sich damit in eine aussichtslose Abseitsstellung 
begeben, dann müssen sie nach neuen Gedanken suchen, die in dem 
gewandelten Geistesleben der Gegenwart aktuell sind. Sie müssen auch 
neue Gesichtspunkte finden, die sie für ihre Auseinandersetzung mit 
dem Christentum und zu ihrer Selbstbegründung verwenden können. 
Es war auf diesem Gebiet bis jetzt in den einzelnen Gemeinschaften nichts 
zu sehen. Es ist nicht damit getan, daß man freidenkerische, freireligiöse 
und deutschgläubige Parolen von einst neu bemalt und zeitgemäß um- 
formuliert. Das ist Flickarbeit. Wo liegt das Neue? Vielleicht wird die 
geistig bedeutendste unter den freigeistigen Zeitschriften, die von 
Dr. Kurt Port herausgegebene Monatsschrift „Die Pforte‘) (Port- 
Verlag Urach in Württ.) hier einige Anregungen geben können. Es zeich- 
net sich in ihren Aufsätzen ein Feld ab, auf dem möglicherweise in 
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ı) Daß die „Schau ins Licht“ seit Ende 1949 aus Mangel an Lesern und 
Interesse ihr Erscheinen einstweilen einstellen mußte und es erst wieder fortsetzen 
kann, wenn wenigstens eine Mindestzahl von Abonnenten gesammelt ist, ist ein 
Kennzeichen für die zahlenmälige Schwäche und die organisatorische Zer- 


splitterung der freigeistigen Bewegung. 
? = ide d.h. in den ersten Nummern 1950, kommt in ihr auch Prof. 


Dr. J. W. Hauer wieder mit Aufsätzen zu Worte. 
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Zukunft. die Auseinandersetzung mit der christlichen Verkündigung 
stärker aufleben wird. Es ist das Theodizeeproblem. Die Naturwissen- 
schaft läßt sich nicht mehr als Kronzeugin gegen den Gottesglauben 
verwenden. Aber sind nicht die geschichtlichen Gewitter unserer Zeit 
mit ihren Sinnlosigkeiten, ihren Grausamkeiten und Schrecken eine Wider- 
legung der Botschaft von der Liebe Gottes? Und nicht nur der Liebe, 
sondern auch der Weisheit Gottes, ja überhaupt eines Gottes, der Person 
ist und die Geschichte lenkt? Und findet ein Angriff, der mit solchen 
Argumenten arbeitet, nicht eine tausendfältige Bestätigung in den leid- 
vollen Erfahrungen der unter die Geschichtswalze geratenen Menschen? 

Es ist nur die Frage, ob die Freigeistigen mit dieser Parole nicht 
indirekt auch ihre eigenen fragwürdigen Grundlagen vollends zerschlagen, 
Oder was haben sie selbst als eine bessere Antwort der biblischen Lösung 
des Theodizeeproblems entgegenzusetzen? Eine solche Antwort ist auch 
in der ‚Pforte‘ nicht sichtbar geworden. Wenn man nicht in kläglichen 
Halbheiten steckenbleiben will, dann bleibt nur der entschlossene Ab- 
marsch in den religiös-philosophischen Nihilismus. Aber das wäre zugleich 
der Selbstmord der Freigeistigen, sofern sie überhaupt noch nach einer 
Weltanschauung trachten. Denn dieser Nihilismus ist nicht nur der 
Feind jedes religiösen Glaubens und jeder positiven Philosophie, son- 
dern er übergießt auch die Ansprüche der Vernunft und damit das 
Fundament aller Freigeistigen mit seinem ätzenden Hohn. So wird auch 
hier deutlich, wie schwierig die innere Lage der Freigläubigen aller 
Spielarten ist. Wenn ihnen nicht ein ‚Prophet‘ mit einer neuen Botschaft 
ersteht oder wenn nicht unerwartet unsere Zeit sich in ihrer geistigen 
Entwicklung wieder auf den Stand vor hundert Jahren zurückdreht, 
dann wird ihnen mehr und mehr die Luft ausgehen. 
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Der Weg der kirchlichen Pressearbeit 
von 1933 bıs 1950 


Von Dr. Focko Lüpsen, Bethel 


Innerhalb eines Vierteljahrhunderts hat die evangelische Presse in 
Deutschland zweimal von vorn beginnen müssen. Nach dem ersten Welt- 
krieg wurden die geringen Reste, die auf dem Felde dieser Presse übrig- 
geblieben waren, in kurzer Frist durch die Inflation aufgezehrt. Es war 
ein ungestümer Aderlaß, fast bis zur völligen Erschöpfung. Aber ebenso 
schnell folgte die Gesundung. Bereits vier Jahre später konnte die 
evangelische Presse auf der Internationalen Presseausstellung in Köln 
1928 sich in einer eindrucksvollen Schau darstellen. 

Das zweite Mal umfaßte die Periode des Abbaus fast ein Jahrzehnt. 
Von 1933 bis 1941 siechte die evangelische Presse wie unter dem Einfluß 
eines langsam wirkenden Giftes dahin. Bis 1945 waren auch die letzten 
Reste völlig ausgelöscht. Nach dem Zusammenbruch dauerte es fast 
ein Jahr, bis die ersten Anzeichen eines neuen Aufbaus sichtbar wurden. 
Auf der ersten deutschen Presseausstellung nach dem Kriege, die zuerst 
in Düsseldorf und dann in anderen deutschen Städten gezeigt wurde, 
genügte ein Stand von wenigen Quadratmetern, um das zu zeigen, was 
auf dem Felde der evangslischen Presse langsam emporzuwachsen begann. 
Einst auf der Kölner ‚‚Pressa‘‘ ein achtunggebietender Sonderbau, drei 
Jahre nach dem Zusammenbruch eine bescheidene Aussteilungskoje als 
Schauplatz dessen, was die evangelische Presse, die einst eine Gesamt- 
auflage von 17 Millionen darstellte, nun bei ihrem Neubeginn zu zeigen 
hatte. 

Im folgenden wird der Versuch unternommen, den Weg der kirch- 
lichen Pressearbeit von 1933 bis 1945 und vom Zusammenbruch bis zur 
Gegenwart (1.4. 1950) nachzuzeichnen. Dabei soll — wie es dem Cha- 
rakter dieses Jahrbuchs entspricht — die Darstellung durch dokumen- 
tarische Belege unterbaut werden. Allerdings wir die Dokumentation 
für die erste Periode lückenhaft sein müssen, denn das vom Evangelischen 
Pressverband für Deutschland aufgebaute ‚„Zentralarchiv für evan- 
gelisches Schrifttum‘ ist ein Opfer der Flammen geworden. Andere 
Dokumente sind absichtlich vernichtet worden. Es gibt beispielsweise 
nur noch wenige Belege für die zahllosen Verbote, die in jenen Jahren 
über die kirchliche Presse verhängt wurden. So kann hier nur eine 
Vorarbeit für eine spätere wissenschaftliche Darstellung gegeben werden, 
eine Vorarbeit, diemit allen Vorbehalten eines ersten Versuchs behaftet ist. 
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I. Die Periode von 1933 bis 1945 
- Die ersten Warnzeichen E 


Nicht erst seit dem 30. Januar 1933 wußten Tieferblickende, die die 
Kampfesweise der nazistischen Presse und das Gleichschaltungs- 
programm ihres Stoßtrupps im Raum der Kirche, der „Deutschen 
Christen“, kannten, welche Konflikte sich sehr bald für die kirchliche 
Pressearbeit ergeben würden. Allzu deutlich waren die Forderungen, die 
auf einer vor der „Machtergreifung‘‘ veranstalteten Tagung der „Deut- 
schen Christen‘ erhoben wurden. Auf der Berufsarbeiterkonferenz der 
Evangelischen Presseverbände im Jahre 1932 erwies sich, daß auch 
dieser bis dahin einheitliche und in enger Arbeitsgemeinschaft stehende 
Kreis durch zwei entschiedene Anhänger der „Deutschen Christen“ 
gespalten war. Der. Gegner stand im eigenen Haus; der Kreis derer, die 
auf der Grundlage gegenseitigen Vertrauens zusammenarbeiteten, war 
eingeengt. Indessen war der Kern noch intakt. Aber schon zeigte sich, 
bevor überhaupt in der Öffentlichkeit von einem Kirchenkampf die Rede 
war, die doppelte Front, der sich die kirchliche Pressearbeit gegenüber- 
sah: die unverhüllten Angriffe von außen her und die Verrätereien im 
eigenen Lager. 

Solche Einsichten indes schienen bei den für die Führung der Landes- 
kirchen verantwortlichen Männern noch nicht vorhanden zu sein. Es 
mag hier an einen Vorgang erinnert sein, der im Zuge Jer Gesamt- 
entwicklung zwar nur eine Episode war, nichtsdestoweniger aber die 
Sorglosigkeit, mit der man den kommenden Ereignissen entgegensah, 
schlaglichtartig beleuchtete. Am Tage vor den Märzwahlen des Jahres 
1933 hatte Professor D. Hinderer, der Direktor des Evangelischen Press- 
verbandes für Deutschland, die Mitglieder des Deutschen Evangelischen 
Kirchenausschusses eingeladen. ‚Er sah schon damals‘ — so schreibt 
eine der an diesem Empfang beteiligten Persönlichkeiten — ‚‚weiter als 
die meisten von uns, war offenbar auch über die Vorgänge beim Reichs- 
tagsbrand unterrichtet. Er wollte uns Kirchenführer vor kommenden 
Dingen warnen und uns davor behüten, daß uns die Ereignisse ebenso 
überraschten wie 1918. Aber die Kirchenführer standen dem National- 
sozialismus so gutgläubig gegenüber oder waren durch die Deutschen 
Christen, sei es so begeistert, sei es so eingeschüchtert, daß sie Hinderer 
nicht glaubten und seine Warnungen mit eisigem Schweigen aufnahmen.“ 
Als einige der Teilnehmer die ernsten Zukunftsperspektiven Hinderers 
mit dem Hinweis darauf beantworteten, man habe ja noch die kirchliche 
Presse, durch die im Ernstfall die Gemeinden aufgerufen werden könnten, 
da gab Hindererzur Antwort: dann gibt es keine evangelische Presse mehr. 
Wie bald sollte sich diese ungläubig aufgenommene Warnung erfüllen! 

Zunächst schien indessen alles reibungslos weiterzugehen. Die kirch- 
liche Presse konnte ihren Besitzstand erweitern; denn im Zeichen eines 
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sog. „positiven Christentums“, mit dem die Schwankenden und Bedenk- 
lichen angelockt wurden, war es noch nützlich und vorteilbaft, zur 
Kirche zu halten und ihre Presse zu lesen. In jenen Monaten entstand 
als Zeitschrift der jungreformatorischen Bewegung die „Junge Kirche“, 
Obwohl von vornherein als Kampforgan begründet und eindeutig Stellung 
gegen die Deutschen Christen beziehend, erlebte sie in ihren Anfängen 
einen großen Aufschwung und erreichte eine für eine Kirchenzeitung 
ungewöhnlich hohe Auflage. In Hunderttausenden gingen ihre Sonder- 
drucke in die Gemeinden. Dann ging ihr Weg von Verbot zu Verbot. 
Es war das Verdienst ihres Schriftleiters, daß er sein Blatt, welches mit 
besonderem Geschick die Nachricht als publizistisches Kampfmittel ge- 
brauchte, durch alle Klippen hindurchsteuern und es bis in die Kriegs- 
zeit hinein am Leben erhalten konnte. Und es gehört zu den Unbegreif- 
lichkeiten einer Pressepolitik nach dem Kriege (an der deutsche Stellen 
keine Schuld tragen), daß gerade dieses Kampforgan der Bekennenden 
Kirche trotz einmütiger kirchlicher Empfehlung so lange auf die Lizenz- 
erteilung seitens der Besatzungsbehörden warten mußte. 

Auch im Bereich der Tagespresse war bis zu jenem berüchtigten 
Frick-Erlaß, auf den wir später noch zurückkommen, ein unverkennbarer 
Aufschwung der kirchlichen Nachrichtengebung zu beobachten. Noch 
war die „bürgerliche“ Presse nicht gleichgeschaltet. Die im Frühjahr 
1933 beginnenden Auseinandersetzungen um die christlichen Kirchen 
fanden in ihren Spalten ein vielfältiges Echo, das, wie die späteren Er- 
lasse bewiesen, den neuen Machthabern keineswegs erwünscht war, aber 
vorerst noch toleriert werden mußte. Selbst Zeitungen, die den Kirchen- 
fragen bisher gleichgültig gegenübergestanden hatten, zeigten sich auf- 
geschlossen. Allerdings entsprang das lebhafte Interesse der Tagespresse 
an den kirchlichen Vorgängen weniger kirchlichen als politischen Mo- 
tiven. Denn man hatte auf seiten der Presse sehr bald erkannt, daß sich 
innerhalb der Kirchen ein Hort des Widerstandes gegen das neue Regime 
zu bilden begann. 

Im März 1933 waren die Leiter der Evangelischen Presseverbände in 
Berlin versammelt, um zu der durch die jüngsten Ereignisse für die 
kirchliche Presse- und Öffentlichkeitsarbeit geschaffenen Lage Stellung 
zu nehmen. Die eingehende Aussprache brachte, wie das ‚Evangelische 
Deutschland“ berichtete (1933, S. 99), die Verbundenheit mit Volk und 
Vaterland und den Willen zu kraftvoller Mitarbeit an der inneren Er- 
neuerung des Volkes — als der Voraussetzung des völkischen und staat- 
lichen Wiederaufbaus — zum Ausdruck. Die Verkündigung der Kirche 
habe — so wurde betont — in dieser entscheidungsvollen Stunde eine 
Aufgabe von einzigartiger Bedeutung. Sie habe in Unabhängigkeit ihr 
gewissenschärfendes und erneuerndes Wort zu sagen. Damit erweise sie 
auch dem Staat und dem Werden einer neuen Volksgemeinschaft den 
besten Dienst. „Für dies Wort der Kirche auch im öffentlichen Leben 
und in der politischen Bewegung dieser Tage Gehör und freie Bahn zu 
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schaffen, betrachten die Evangelischen Presseverbände als ihre ver- 
pflicehtende Aufgabe.“ ’ 

Wie sehr diese Unabhängigkeit des Wortes gefährdet war, zeigte das 
Ermächtigungsgesetz, das in Artikel 2 die Bestimmung enthielt: ‚Die 
von der Regierung beschlossenen Reichsgesetze können von der Reichs- 
verfassung abweichen.‘‘ Vor den Folgen, die sich aus diesem Gesetz für 
die Freiheit und Unabhängigkeit der Kirche und damit auch für ihre 
Pressearbeit ergeben mußten, warnte das „Evangelische Deutschland“ 
(1933, S. 106) mit folgendem Kommentar: 


Mit der Annahme dieser Bestimmungen würden für die Dauer des Ge- 
setzes auch die verfassungsrechtlichen Garantien für die im 2. Hauptteil der 
Verfassung festgesetzten Grund- und Selbstverwaltungsrechte sistiert. Auch 
der Reichspräsident, der nach dem bisherigen Recht die Verfassung mit 
seinem Diensteide deckte, und der Staatsgerichtshof träten hinter der Voll- 
macht der Reichsregierung, neues Recht zu schaffen, alsdann zurück. Daß 
damit auch die Grundlagen der öffentlichen Rechtsstellung der Kirchen 
berührt würden, liegt auf der Hand... Evangelische Grundsätzlichkeit wird 
fordern müssen, daß von den Trägern der staatlichen Vollmacht der Rechts- 
ungewißheit alsdann ein Ende bereitet wird und neue festumrissene Rechts- 
grundlagen geschaffen werden. Zumal auf dem Gebiet der Kulturpolitik 
drohte sonst die Gefahr, daß staatliches Amt und persönliche Willenshaltung 
vermengt würden. Daß die Rechte der evangelischen Kirchen und ihrer 
Verbände auch während der Dauer des Ermächtigungsgesetzes in vollem 
Umfang gewahrt bleiben, wird als selbstverständlich gelten müssen. 


Der offene Angriff 


Inzwischen nahmen die kirchenpolitischen Ereignisse — die hier als 
bekannt vorausgesetzt werden müssen — ihren Fortgang. Der Kampf 
um den Reichsbischof begann. Der Evangelische Pressverband für 
Deutschland und mit ihm die meisten Landespresseverbände und der 
größte Teil der kirchlichen Presse bezogen sofort Posten für die Kandida- 
tur Bodelschwinghs. Die Zeichen mehrten sich, daß von den Deutschen 
Christen ein Vorstoß geplant sei, um in dieser Frage ein Fait accompli 
zu schaffen. Am Tage vor Himmelfahrt lief bei den Redaktionen der 
Berliner Zeitungen eine WTB-Meldung ein, daß das ‚Drei-Männer- 
Kollegium‘ Kapler, Marahrens, Hesse der Kandidatur Ludwig Müllers 
zugestimmt habe — eine Lügenmeldung, deren Ursprung bis heute nicht 
festgestellt worden ist. Nun mußte gehandelt werden. D. Hinderer er- 
wirkte beim Kirchenausschuß die Ermächtigung, die Designierung 
Bodelschwinghs zum Reichsbischof in der Presse zu veröffentlichen. 
Das Echo dieser Meldung war überwältigend. Von überall her kamen 
begeisterte Kundgebungen für Bodelschwingh. Mit jedem Tag sank die 
Waage, auf der der vertrauensschwere Name Bodelschwingh lag, tiefer 
hinunter. Einen durchschlagenden Erfolg hatte die erste Pressekonferenz 
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mit dem neuen Reichsbischof, zu der der EPD die führenden Vertreter 
der Berliner und der übrigen großen deutschen Presse eingeladen hatte. 
Zwar antwortete die Presse der Partei mit eisigem Schweigen, aber bei 
den übrigen Zeitungen hinterließ die lautere Persönlichkeit Bodel- 
schwinghs einen tiefen Eindruck. Die programmatischen Äußerungen 
und die konkreten Maßnahmen, die der neue Reichsbischof traf, fanden 
einen vielfältigen Widerhall in der Öffentlichkeit. Für die kurzen Wochen 
der Ara Bodelschwingh waren die Evangelischen Presseverbände, die 
sich auf die damals noch geschlossene Front der Sonntags- und Gemeinde- 
blattpresse stützen konnten, zu einem wichtigen Aktionszentrum ge- 
worden. 

In dem gleichen Maße hatte nun aber auch bei den Gegnern der 
Wunsch neue Nahrung erhalten, um jeden Preis dieses Pressezentrum 
in Besitz zu nehmen. Kurzsichtig wie man war, sah man allerdings nicht, 
daß dieses feine Instrument wirkungslos war in den Händen derer, die 
es mit Gewalt an sich rissen und ohne den Funken eines Vertrauens 
darauf zu spielen versuchten. Nach erprobtem Rezept, das man in jenen 
Tagen auch gegen andere Männer der Kirche, wie Landesbischof Wurm, 
anwandte, suchte man den Direktor des EPD mit Unlauterkeiten und 
Durchstechereien wirtschaftlicher Art zu belasten und in der Öffentlich- 
keit zu diffamieren. Als dann am Tag der Sommersonnenwende die 
Preußische Staatsregierung zum offenen Angriff gegen die evangelische 
Kirche schritt und den Kommissar August Jaeger einsetzte, war auch 
für den EPD der Ernstfall gekommen. Die Unterkommissare August 
Jaegers erschienen in Berlin-Steglitz in der Beymestraße und verhängten 
über den Direktor des EPD den Hausarrest; andere Mitarbeiter wurden 
„beurlaubt‘‘ und das nunmehr unter neuer Leitung stehende „Evan- 
gelische Deutschland‘ verkündigte: 


Im Rahmen der entscheidenden Neuordnung bei den großen evangelischen 
Verbänden wurden mit der Geschäftsführung des Evangelischen Press- 
verbandes für Deutschland von dem Staatskommissar die Herren Privat- 
dozent Dr. Hans Michael Müller-Jena und Stadtverordneter Max Greve- 
meyer beauftragt. Mit der vorläufigen Wahrnehmung der Geschäfte des 
Evangelischen Pressverbandes für Deutschland wurde Pastor Propp- 
Schwerin kommissarisch beauftragt. Um eine einheitliche Führung der 
Presseverbände zu gewährleisten, haben die kommissarischen Bevollmächtig- 
ten der Inneren Mission sämtliche Evangelischen Presseverbände mit allen. 
ihren Arbeitslinien der einheitlichen Führung des Evangelischen Press- 
verbandes für Deutschland unterstellt. 


Das war der unmittelbare Eingriff des neuen Kirchenregiments in die 
evangelische Pressearbeit. 
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Unter dem Druck des neuen Kirchenregiments 


Wie die Pressearbeit künftig umgestaltet werden sollte, hatte der 
inzwischen von Hitler als „Reichsbischof‘“ eingesetzte Ludwig Müller 
schon auf der Wittenberger Nationalsynode angedeutet. Die kirchlichen 
Verbände und Arbeitsorganisationen sollten nach dem Führerprinzip 
umgestaltet und „organisch mit dem Leben der Kirche verbunden“ 
werden. Es gelang dem Presseverband, während das Kirchenregiment 
mit der Evangelischen Frauenhilfe, dem Evangelischen Jungmänner- 
werk und dem Reichsverband evangelischer Eltern- und Volksbünde. 
verhandelte, einer derartigen Bindung zu entgehen. Doch hörten des- 
wegen die Eingriffe nicht auf. Als der ‚Rechtswalter‘ Jaeger nach Süd- 
deutschland kam, um die bayerische und die württembergische Kirche 
gleichzuschalten, wurden in Bayern durch Polizeiverfügung alle kirch- 
lichen Blätter vorläufig verboten und in Württemberg der Geschäfts- 
führer des Evangelischen Presseverbandes, Dr. Hutten, beurlaubt, nach- 
dem man schon vorher in Breslau den Direktor des Schlesischen Presse- 
verbandes, Walter Schwarz, seines Amtes enthoben hatte. 


Anfang des Jahres 1934 wurde ein reichskirchliches Pressegesetz vor- 
bereitet, vor dem die „Junge Kirche‘ (6/34) rechtzeitig warnte. Tat- 
 sächlich veröffentlichte das Gesetzblatt der DEK am 10.7.34 ‚Das 
Kirchengesetz über die evangelische Presse“: 


$ 1: Das Evangelische Pressewesen wird, soweit es nicht der staatlichen 
Ordnung unterliegt, der Regelung durch die Deutsche Evangelische Kirche 
unterstellt. 

$ 2: Ein im kirchlichen Dienstverhältnis stehender Beamter oder Geist- 
licher bedarf der vorherigen Genehmigung der Kirchenbehörde, um als 
Herausgeber oder Schriftleiter eines Erzeugnisses der Evangelischen Presse 
tätig zu sein oder bei dem Vertrieb eines solchen Erzeugnisses (der Werbung, 
Verbreitung, Einziehung von Abonnementsbeträgen u. ä.) mitzuwirken. Die 
Genehmigung ist widerruflich. . 

5 3: Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmungen 
erläßt der Rechtswalter der Deutschen Evangelischen Kirche. 

5 4: Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft. 


Einen Schritt weiter ging der sächsische „Landesbischof‘“ Coch, indem 
er ohne Rücksicht auf Privatrechte der Verleger und auf bestehende 
Verträge die gesamte evangelische Sonntagspresse in Sachsen mit einer 
Auflage von mehreren Hunderttausend auf die kirchenamtliche Presse- 
stelle zu übernehmen befahl. Es war das eklatante Beispiel einer totali- 
tären Kirchenregierung, die, berauscht von der angeblichen Macht der 
Presse, sich dieser zu bemächtigen suchte, ohne zu wissen, daß diese 
Macht nur dort geübt werden kann, wo Vertrauen herrscht. Dies Ver- 
trauen aber hat die Freiheit der Presse zur Voraussetzung. Dieselbe 
Kirchenregierung war es auch, die 1934 anordnete: 
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Der bisher vom ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Landespresse- 
verband im Einvernehmen mit dem Evangelisch-lutherischen Landes- 
konsistorium den Pfarrämtern besonders empfohlene Bezug der Zeitschrift 
das „Evangelische Deutschland‘‘ hat sich mit der Neuregelung des Presse- 
wesens durch die Deutsche Evangelische Kirche erledigt. Die Zeitschrift ist 
abzubestellen. 


Auch in anderen deutsch-christlich beherrschten Landeskirchen 
häuften sich die Eingriffe in die kirchliche Presse. In Mecklenburg 
verbot „Landeskirchenführer‘“ Schultz die Abfassung und Verbreitung 
von Flugblättern und von Artikeln in Gemeindeblättern, in denen zu 
„der gegenwärtigen kirchlichen oder politischen Lage in Mecklenburg- 
Schwerin oder im Reich Stellung genommen wird“. In Schleswig-Hol- 
stein, wo der damalige Führer der Deutschen Christen, Kinder, eine 
maßgebende Rolle spielte, wurde an Stelle des Presseverbandes eine 
Pressestelle errichtet, die dem Landeskirchenamt angegliedert wurde. 
Als Dokument einer totalitär gelenkten kirchlichen Presse verdienen 
einige Punkte dieser Verordnung, die im übrigen ein Schlag ins Leere 
war, hier festgehalten zu werden: 


...Da der ‚„Schleswig-Holsteinische Pressedienst‘‘ den Zweck verfolgt, 
die gesamte Öffentlichkeit über kirchliche Angelegenheiten im weitesten 
Sinne des Wortes zu unterrichten, ist er die einzige kirchliche Korrespondenz, 
die im Gebiet der Landeskirche vom Tage des Inkrafttretens dieser Ver- 
ordnung an mit Unterstützung kirchlicher Amtsträger und unter Zuwendung 
von kirchlichen Mitteln erscheinen darf... Die Kirchenvorstände haben 
dafür zu sorgen, daß mit Beginn des neuen Kirchenjahres in allen Kirchen- 
gemeinden der Landeskirche ein von der Pressestelle der Landeskirche 
anerkanntes Gemeindeblatt vorhanden ist... Die Schriftleiter der Gemeinde- 
blätter, für Bezirks- oder Stammblätter die Hauptschriftleiter haben die 
besonders gekennzeichneten Artikel der kirchlichen Pressestelle unverzüglich 
zum Abdruck zu bringen. Für jedes Gemeindeblatt oder jede sonstige 
periodische kirchliche Zeitung oder Zeitschrift (Fachblatt), die im Bereich 
der Landeskirche erscheint, hat ein Schriftleiter verantwortlich zu zeichnen, 
der von der Pressestelle der Landeskirche bestätigt sein muß. Sämtliche 
Schriftleiter haben unverzüglich bei der Pressestelle der Landeskirche unter 
Meldung jedes Blattes... um diese Bestätigung nachzusuchen und ein 
Musterstück ihres Blattes beizufügen. 


Neben derartigen Gleichschaltungsverordnungen, deren Durch- 
führung aber meistens an dem passiven Widerstand der Leserschaft 
scheiterte, versuchte nun die deutschchristliche Presse in die Lücken 
einzudringen und das unter Ausnutzung aller Machtmittel gesäuberte 
Feld zu besetzen. Für das Kampforgan der DC, „Evangelium im Dritten 
Reich‘, das sich in seinen Anfängen nicht über das Niveau eines Vereins- 
blattes erhoben hatte, wurde eine neue Verlagsgesellschaft gegründet, 
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für die das Kapital aus unkontrollierbaren Quellen floß. Ein riesenhafter 
Propagandaapparat wurde aufgezogen. Es ergingen Anordnungen an die 
DC-Landesgruppen, die eine bestimmte Soll- Auflage für einzelne Bezirke 
festsetzten. In kurzer Frist, so erklärten die aus dem säkularen Bereich 
herbeigeholten neuen Verleger, werde man die Auflage auf mehrere 
Hunderttausend gesteigert und der Sonntagsblattpresse alten Stils den 
Garaus gemacht haben. Die „Zeitungsdienst-G. m. b. H.“ hat kein hohes 
Alter erreicht. Sie wurde überraschend schnell liquidiert, weil die Leser 
in den Gemeinden ein Zwangsabonnement ablehnten. Der Versuch, die 
alteingeführte Sonntagsblattpresse durch eine neue gelenkte Presse zu 
ersetzen, war völlig fehlgeschlagen. 


Die evangelischen Presseverbände in der Kampflinie 


In der Zentrale der kirchlichen Pressearbeit war Professor Hinderer 
inzwischen wieder in sein Amt eingesetzt worden, nachdem mit dem 
Abschluß des Verfassungswerks der DEK der Auftrag der kirchlichen 
Kommissare als erledigt betrachtet und ihre Zurückziehung angeordnet 
worden war. Trotzdem blieb die erbitterte Gegnerschaft Jaegers für 
die Freiheit des EPD eine ständige Gefahr. Der ‚„Rechtswalter‘‘ ver- 
suchte bald durch Versprechungen einer ordentlichen Universitäts- 
professur, bald durch Drohungen Hinderer zu bewegen, von seinem Amt 
zurückzutreten. Er wollte gerade in das Gefüge des EPD von unten her 
eingreifen, als die neue Satzung, die nur unter diesem Gesichtspunkt 
abgefaßt worden war, vom Amtsgericht genehmigt wurde und die ge- 
planten Maßnahmen verhinderte. Da griff der „Rechtswalter‘ zu einem 
letzten Mittel. Am 26. Juni 1934 wurde Hinderer verhaftet — einer der 
ersten, die mit dem Ziel der ‚Erledigung‘ in das SS-Gefängnis in der 
Prinz-Albrecht-Straße, dann in das Columbia-Haus gebracht wurden. 
Das Verdienst seiner Befreiung, um die sich Vorstand und Mitarbeiter 
des EPD in jenen bewegten Tagen bemühten, kommt in der Hauptsache 
dem damaligen Reichsfinanzminister Graf Schwerin von Krosigk zu. 
Am Tage vor dem 30. Juni wurde Hinderer entlassen, wußte aber, daß 
er, wie schon seit März 1933, auch jetzt dauernd überwacht wurde, wie 
denn die Gestapo später ihn in die Zusammenhänge vom 20. Juli 
hineinzuziehen versucht hat. Hauptargument gegen ihn waren seine 
ökumenischen Beziehungen. Er war Begründer und Vorsitzender der 
Pressekommission des Fortsetzungsausschusses der Stockholmer Welt- 
kirchenkonferenz. Noch 1933 hatte er an einer der von ihm angeregten 
internationalen Pressekonferenzen in Novisad in Jugoslawien teil- 
genommen. Schon die Tatsache, daß in der ausländischen Presse laufend 
Meldungen über den deutschen Kirchenkampf mit dem Signum epd 
erschienen (sie stammten aus dem das gleiche Signum führenden Schwei- 
zer Evangelischen Pressedienst), genügten, um das Mißtrauen der 
Gestapo wachzuhalten. Im August 1934 verordnete der „Reichsbischof“: 
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Die Deutsche Evangelische Kirche hat zu dem Leiter des Evangelischen 
Pressverbandes für Deutschland, Professor D. Hinderer, das Vertrauens- 
verhältnis abgebrochen. Der Evangelische Pressverband als solcher und 
alle seine Untergliederungen sind daher von der Befugnis ausgeschlossen, 
kirchliche Nachrichten authentisch zu übermitteln... Jede Verbindung zu 
dem Evangelischen Pressverband für Deutschland als solchem und zu 
seinen Untergliederungen sind daher zu lösen. Finanzielle U: nterstützungen 
des Evangelischen Pressverbandes oder seiner Untergliederungen sind mit 
sofortiger Wirkung einzustellen. 


Wiederum eine Anordnung, die in den intakten Landeskirchen über- 
haupt nicht befolgt, in den übrigen Kirchengebieten sabotiert wurde. 
Noch drei weitere Jahre hindurch konnte innerhalb der Presseabteilung 
des EPD der Evangelische Pressedienst seine kirchliche Nachrichten- 
gebung für den Bereich der Tagespresse fortsetzen, bis schließlich nach 
einer scharfen Auseinandersetzung des Chefredakteurs mit dem Fach- 
schaftsleiter der Reichspressekammer ein Verbot verhängt und der epd 
in die Illegalität gedrängt wurde. 


Der Eingriff des Staates 


Die evangelische Pressearbeit während des Kirchenkampfes, soweit 
sie nicht unmittelbar in den Händen der DC und ihrer Anhänger lag, 
sah sich nicht nur einer Front im Bereich der Kirche gegenübeı, sondern 
sie war, ob sie es wollte oder nicht, ein Stück des Pressesektors, der der 
staatlichen Gesetzgebung unterworfen war. So muß die bisherige Dar- 
stellung nun von der staatspolitischen Perspektive her ergänzt werden. 

Es war die Methode des damaligen Regimes, über alle Lebensbereiche 
ein dichtes Netz von Gesetzen, Verordnungen, Erlassen und Durch- 
führungsbestimmungen auszubreiten. Im Zeichen einer sog. Ordnung 
wurde an die Stelle der Rechtssicherheit die Rechtsunsicherheit gesetzt, 
an Stelle klarer Berufsordnungen die Verschwommenheit sich wider- 
sprechender Anordnungen. Auf dem Felde der Presse war ein Netz 
von Fesseln und Fallstricken ausgelegt, in das sich jeder bei jedem Anlaß 
verfangen konnte. Der Schriftleiter eines Kirchenblattes, mochte es 
auch noch so klein sein, war Gesetzen und Verordnungen aus den ver- 
schiedensten Bereichen der staatlichen und politischen Sphäre unter- 
worfen. Neben das geschriebene Recht trat das Recht des „gesunden 
Volksempfindens‘“, das im Bereich der Presse seinen Niederschlag in der 
sog. „Sprachregelung‘“ fand, Anweisungen, die entweder auf den täg- 
lichen Pressekonferenzen der Reichsregierung mündlich ausgegeben 
wurden oder von irgendwelchen Instanzen des Propagandaministeriums 
und seinen nachgeordneten Stellen, von anderen Ministerien und von 
Organen der Partei ausgingen, Anweisungen, die oft nur einem begrenzten 
Kreis bekanntgegeben wurden, die nicht zu kennen oder übertreten zu 
haben jedoch auch denen zum Verhängnis werden konnte, für die sie 
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ursprünglich gar nicht bestimmt waren. Auf dem so vernebelten Gelände 
war der Herausgeber, Verleger oder Drucker eines kirchlichen Publi- 
kationsorgans ständig von unsichtbaren Gefahren umgeben. Die Zahl 
der in jenen Jahren über die kirchliche Presse verhängten Verbote 
statistisch zu erfassen oder gar die Vielfalt der Begründungen für solche 
Verbote in ein System zu bringen, würde sich heute nicht mehr lohnen. 

Als die Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz des Deutschen 
Volkes vom 4. Februar 1933 erlassen wurde, ahnte kaum jemand, daß sie 
später dazu diente, kirchliche Blätter auszuschalten und zu verbieten. 


Auf Grund des Artikels 48 der Reichsverfassung wurde verordnet 
(RGBl. 33 135): 


$ 7,1: Druckschriften, deren Inhalt geeignet ist, die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung zu gefährden, können polizeilich beschlagnahmt und ein- 
gezogen werden. 


$ 9,1: Periodische Druckschriften können verboten werden, 

a) wenn in ihnen zum Ungehorsam gegen Gesetze oder rechtsgültige 
Verordnungen oder die innerhalb ihrer Zuständigkeit getroffenen 
Anordnungen der verfassungsgemäßen Regierung oder der Be- 
hörden aufgefordert oder angeregt wird, 

b) wenn in ihnen Organe, Einrichtungen, Behörden oder leitende 
Beamte des Staates beschimpft oder böswillig verächtlich gemacht 
werden. 


2. Die Dauer des Verbotes darf bei Tageszeitungen vier Wochen, in 
anderen Fällen sechs Monate nicht überschreiten. Diese Beschränkung fällt 
fort, wenn eine periodische Druckschrift, die... bereits zweimal verboten 
war, innerhalb dreier Monate nach dem ersten Verbot erneut verboten wird. 
In diesem Fall darf die Dauer des Verbots bei Tageszeitungen sechs Monate, 
in anderen Fällen ein Jahr nicht überschreiten. 


Von einem anderen Ende her griff der Reichsinnenminister in die 
Freiheit der Presse ein, indem er die Erörterung kirchenpolitischer Fragen 
verbot. Dieser viel erörterte ‚„Frick-Erlaß‘‘ vom 6. November 1934 hatte 
folgenden Wortlaut: 


In den letzten Tagen mehren sich wieder die Fälle, in denen über 
Angelegenheiten der evangelischen Kirche unangebrachte Berichte in die 
Öffentlichkeit gelangen. Ich untersage daher bis auf weiteres alle Veröffent- 
lichungen in der Tagespresse, in Flugblättern und Flugschriften, die sich 
mit der evangelischen Kirche befassen, ausgenommen Kundgebungen der 
Reichskirchenregierung. ? 


Einen Tag später wurde dieser Erlaß auch auf „Veröffentlichungen 
über die derzeitigen Verhältnisse der Evangelischen Kirche in Deutsch- 


land in Kirchenzeitungen, Gemeinde-, Wochenblättern und Zeitschriften“ 
ausgedehnt. 
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Wäre dieser Erlaß gemäß seinem Wortlaut praktiziert worden, so 
hätte überhaupt keine Zeile mehr über die kirchlichen Auseinander- 
setzungen, die damals in voller Schärfe entbrannt waren, erscheinen 
dürfen. Daß er nicht ernst genommen wurde, bewies die NS-Presse 
selber, als sie gerade in jenen Tagen gegen den Pfarrernotbund zu Felde 
zog. Aber kein Erlaß war unsinnig genug, um nicht plötzlich aus der 
Versenkung hervorgeholt zu werden, wenn ein mißliebiges Presseorgan 
ausgeschaltet werden sollte. 


Zwei staatliche Gesetzgebungsakte waren es im besonderen, die ein- 
schneidend auf die Gestaltung der kirchlichen Presse wirken mußten und 
sie vor schwerwiegende Entscheidungen stellten: das Reichskultur- 
kammergesetz vom 22. September 1933 (RGBl. I 661) und das Schrift- 
leitergesetz vom 4. Oktober 1933 (RGBl. I 713) samt den verschiedenen 
Durchführungsverordnungen. Wir heben einige der Bestimmungen her- 
vor, von denen besonders die kirchliche Presse berührt wurde. 


1. Reichskulturkammergesetz: 


$ 4: Wer bei der Erzeugung, der Wiedergabe, der geistigen oder tech- 
nischen Verarbeitung, der Verbreitung, der Erhaltung, dem Absatz oder 
der Vermittlung des Absatzes von Kulturgut mitwirkt, muß Mitglied der 
Einzelkammer sein, die für seine Tätigkeit zuständig ist. — $ 5: Kulturgut 
im Sinne dieser Verordnung ist 1. jede Schöpfung oder Leistung der Kunst, 
wenn sie der Öffentlichkeit übermittelt wird, 2. jede andere geistige Schöp- 
fung oder Leistung, wenn sie durch Druck, Film oder Funk der Öffentlichkeit 
übermittelt wird. — $ 6: Für den Begriff der Mitwirkung im Sinne des 
$ 4ist es unerheblich, ob die Tätigkeit ausgeübt wird a) gewerbsmäßig oder 
gemeinnützig, b) durch Einzelpersonen, durch Gesellschaften, Vereine oder 
Stiftungen des Privatrechts, durch Kammern oder Anstalten des öffentlichen 
Rechts. — $ 15: Die Einzelkammern gliedern sich in die Fachverbände 
oder Fachschaften für die von ihnen umfaßten Tätigkeitszweige. Durch 
Zugehörigkeit zu einem in die Kammer aufgenommenen Fachverband er- 
werben dessen Mitglieder die mittelbare Mitgliedschaft zur Einzel- und zur 
Reichskulturkammer. 


2. Schriftleitergesetz: 


& 5: Schriftleiter kann nur sein, wer... 3. arischer Abstammung ist 
und nicht mit einer Person von nicht arischer Abstammung verheiratet 
ist... 6. fachmännisch ausgebildet ist, 7. die Eigenschaften hat, die die 
Aufgabe der geistigen Einwirkung auf die Öffentlichkeit erfordert. — 
8 7: fachmännisch ausgebildet ist, wer sich durch eine mindestens einjährige 
Ausbildung bei der Schriftleitung einer deutschen Zeitung. . . die Kenntnisse 
eines Schriftleiters erworben hat und diese durch ein Zeugnis der Schrift- 
leitung nachweist. — $ 8: die Zulassung zum Schriftleiterberuf wird auf 
Antrag durch Eintragung in die Berufsliste der Schriftleiter bewirkt. Die 
Berufslisten werden bei den Landesverbänden der deutschen Presse geführt. 
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Über die Eintragung entscheidet der Leiter des Landesverbandes... — 
$ 14: Schriftleiter sind insonderheit verpflichtet, aus den Zeitungen alles 
fernzuhalten, 1. was eigennützige und gemeinnützige Zwecke in einer die 
Öffentlichkeit irreführenden Weise vermengt, 2. was geeignet ist, die Kraft 
des Deutschen Reiches nach außen und im Inneren, den Gemeinschaftswillen 
des Deutschen Volkes, die deutsche Wehrhaftigkeit, Kultur oder Wirtschaft 
zu schwächen oder die religiösen Empfindungen anderer zu verletzen... — 
Durchführungsverordnung: Vor jeder endgültigen Eintragung eines Schrift- 
leiters in die Berufsliste hat der Leiter des Landesverbandes dem Gauleiter, 
in dessen @ebiet der betreffende Schriftleiter seinen Wohnsitz hat, Gelegenheit 
zur Prüfung der Frage zu geben, ob der Antragsteller politisch zuverlässig 
ist. Ebenso ist vor jeder endgültigen Eintragung eines Schriftleiters in die 
Berufsliste ein polizeiliches Führungszeugnis über ihn beizuziehen. 


Die Entscheidungsfrage 


Durch die beiden eben erwähnten Gesetze war für die gesamte Presse 
der Boden abgesteckt, auf dem sie sich zu bewegen hatte. Es war eine 
entscheidungsschwere Frage, ob auch die kirchliche Presse sich auf 
diesen Boden begeben sollte. Sie konnte sich außerhalb dieser Gesetze 
stellen, aber solches Nein kam praktisch einer Selbstauflösung gleich. 
Es gab damals manche Stimmen, die, vielleicht in Unkenntnis der 
damit verknüpften Konsequenzen, diesen Weg zu gehen empfahlen und 
eine klare Scheidung befürworteten. Eine solche einhellige Demonstration 
der kirchlichen Presse, so wurde argumentiert, würde ihren Eindruck 
auf die staatlichen Instanzen nicht verfehlen und sie zum Einlenken 
bewegen. Jeder Kompromiß bedeute eine Auslieferung der kirchlichen 
Presse an eine fremde, der Substanz der Kirche widerstreitende Gesetz- 
gebung. 

Den anderen Weg zu gehen, bedeutete den Versuch, die kirchliche 
Presse, solange es eben ging, am Leben zu erhalten. Es war ein Weg, 
auf dem Anerkennung nicht zu ernten war; diejenigen, die ihn gingen, 
hatten vielmehr Verkennung und Diffamierung zu eıwarten. Sie wußten, 
ebensogut wie die anderen, daß dieser Weg durch das Gestrüpp der 
Bespitzelung, Schikanen und Verbote hindurchführte und daß an seinem 
Ende nicht der Ausgang ins Freie stand. Aber sollte man — diese Frage 
war unausweichlich — in einem einmaligen Opfergang das noch immer 
vorhandene Gut der kirchlichen Presse preisgeben und das Feld der 
deutsch-christlichen Presse überlassen ? 


Der Reichsverband der evangelischen Presse 


Die Entscheidung fiel für den zweiten Weg. Um die Schriftleiter der 
kirchlichen Blätter nicht einzeln unter das Schriftleiter- und das Kultur- 
kammergesetz fallen zu lassen, wurde der „Reichsverband der evan- 
gelischen Presse“ ins Leben gerufen. Auf ihn nimmt die Verfügung der 
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Reichspressekammer Bezug, daß ‚‚die kirchlich-konfessionelle Presse zu 
einer Hauptfachschaft bei der Reichspressekammer zusammengefaßt 
wird“. Der Präsident der Reichspressekammer erließ dazu folgende 
Mitteilung: 


Die Hauptfachschaft der kirchlich-konfessiomellen Presse besteht aus 
dem Reichsverband der evangelischen Presse, Berlin-Steglitz, und der Fach- 
schaft der katholisch-kirchlichen Presse, Bischöfliches Ordinariat, Berlin W. 

Durch den Reichsverband der evangelischen, Presse werden in fünf Fach- 
schaften folgende Sondergebiete umfaßt: 

1. Einrichtungen zum Dienst an der Tagespresse (evangelische Korres- 
pondenzen, Evangelische Presseverbände u. a.), 

2. Sonntags-, Gemeinde- und Gemeinschaftspresse im Bereich der 
Deutschen Evangelischen Kirche, 

3. Kirchenzeitungen, 

4. Fach- und Vereinspresse. Darunter fallen einerseits die theologisch- 
wissenschaftliche Zeitschriftenpresse und die Blätter für Pfarr- und Ge- 
meindeprazxis, andererseits die Spezialblätter der Inneren und Äußeren 
Mission, die evangelische Jugend- und Frauenpresse, das Schrifttum der 
Diaspora, 

ö. Die Zeitschriftenpresse der anerkannten Freikirchen. 

Somit waren die Institutionen der christlichen Presse in den staat- 
lichen Bereich eingeordnet. Es war gelungen, die christlichen Organe in 
zwei besonderen Fachschaften (eine katholische und eine evangelische) 
zusammenzuschließen, und es mußte nun der Versuch gemacht werden, 
für diese Fachschaft Sonderbestimmungen zu erwirken, die auf die 
besondere Eigenart der in ihr zusammengefaßten Presse Rücksicht 
nahmen. In enger Zusammenarbeit mit der Fachschaft der katholischen 
Presse — die sich für den gleichen Weg wie die evangelische entschieden 
hatte — gelang es bis zu einem gewissen Grade, einen sturmfreien Ort 
zu bewahren. 

Neben den Institutionen galt es auch die in der christlichen Presse 
tätigen Personen in die Obhut des Reichsverbandes der evangelischen 
Presse zu nehmen. Nach den Ausführungsbestimmungen des Schrift- 
leitergesetzes waren auch die Schriftleiter religiöser Zeitschriften ver- 
pflichtet, ihre Eintragung in die Berufsliste zu beantragen. Vorbedingung 
war einjährige Berufsvorbildung oder Tätigkeit in einem entsprechenden 
Presseunternehmen. Bei strikter Durchführung dieser Bestimmungen 
hätten nur verschwindend wenige kirchliche Schriftleiter diese Vor- 
bedingungen erfüllt. Durch ihre Mitgliedschaft im Reichsverband der 
evangelischen Presse wurde wenigstens ihre vorläufige Eintragung er- 
reicht, und der Reichsverband übernahm die Verpflichtung, seine Mit- 
glieder in besonderen Pressekursen zu schulen. Damit wurde ein wichtiges 
Gebiet kirchlicher Pressearbeit in Angriff genommen und eine Aus- 
bildungsarbeit begonnen, von der man rückblickend feststellen muß, daß 
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sie der kirchlichen Presse zum Vorteil gereichte. Der Zwang von außen 
erwies sich hier einmal als heilsam. Bisher war die Teilnahme an den 
Presselehrgängen des Evangelischen Pressverbandes für Deutschland 
und einzelner Landespressverbände freiwillig gewesen. An ihre Stelle 
trat nun für den kirchlichen Schriftleiter der obligatorische Besuch der 
vom Reichsverband der evangelischen Presse veranstalteten Pressekurse. 
Die Schulung verfolgte neben einer allgemeinen Einführung in die Sach- 
und Formprobleme evangelischer Pressearbeit vornehmlich das Ziel, die 
Schriftleiter und Schriftwalter mit dem Sinn des ständischen Aufbaus 
und mit den zur Durchführung der Neuordnung erlassenen Gesetzen 
und Bestimmungen vertraut zu machen. Auf diese Weise wurden 
zum erstenmal alle Schriftleiter der evangelischen Presse, die zum aller- 
größten Teil ihre Tätigkeit nebenamtlich versahen, in die Grund- 
bedingungen der journalistischen Arbeit und ihrer Methoden eingeführt, 
wobei sich die Gelegenheit ergab, die Eigenart evangelischer Pressearbeit 
im Unterschied von der weltlich-politischen deutlich herauszuarbeiten. 
Solche Kurse fanden unter Leitung von Professor Hinderer u. a. in 
Neuendettelsau, Burg Lauenstein, Barsinghausen, Blankenburg, Be- 
neckenstein statt und vermittelten den Teilnehmern das ganze Material, 
das Professor Hinderer, der seit 1927 einen Lehrauftrag für evangelische 
‘ Publizistik an der Berliner Universität innehatte, in seinen Vorlesungen 
und Übungen gesammelt hatte. Obwohl diese Kurse obligatorischen 
Charakter hatten — mit dem Ziel, dem einzelnen Schriftleiter die an 
die Berufsvorbildung geknüpften Bedingungen erfüllen zu helfen —, 
fanden sie bei der Mehrzahl der Teilnehmer einen so starken Widerhall, 
daß viele Schriftleiter sich freiwillig zu Wiederholungskursen meldeten. 
Sie zeigten sich nicht nur für die Schulung in den elementaren Funktionen 
der journalistischen Arbeit aufgeschlossen, sondern erkannten es dankbar 
an, daß sie mit den mancherlei Gefahren und Klippen, die ihrer Schrift- 
leitertätigkeit drohten, vertraut gemacht wurden. Denn diese Gefahren 
wuchsen, je größer und unübersichtlicher das Feld der Verordnungen 
wurde. j 


Die Zwangsjacke der „Inhaltsplanung“ 


Am 17.2.1936 erschien eine neue einschneidende Verordnung des 
Präsidenten der Reichspressekammer, der sog. Erlaß über die Inhalts- 
planung der kirchlichen Presse, der sowohl für den evangelischen wie 
den katholischen Sektor bestimmt war. Darin wurde die kirchlich- 
konfessionelle Presse erneut an ihre Aufgabe erinnert, „die Angelegen- 
heiten der Bekenntnisse in rein religiöser Beziehung zu behandeln,“ 
wobei jede Vermischung mit den Aufgaben der Tagespresse peinlich zu 
vermeiden sei. Es wurde ihr der Vorwurf gemacht, daß sie von diesen 
Richtlinien abweiche und damit in einen unzulässigen Wettbewerb mit 
anderen Zeitschriftengruppen trete. Ferner wurden Bedenken gegen die 
Gestaltung des Anzeigenteils der kirchlichen Presse erhoben und von 
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ihr gefordert, sich in der Aufnahme von Anzeigen die erforderliche 
Beschränkung aufzuerlegen. Daran wurde die Erwartung geknüpft, daß 
„eine Verschiebung der Wettbewerbslage zwischen politischer Tages- 
presse und evangelisch-konfessioneller Presse, die weitgehende Beschrän- 
kungen hinsichtlich der Aufnahme von Anzeigen zur Folge haben 
müßten, unterbleibt“. Im einzelnen machte die Verordnung allen im 
Reichsverband der evangelischen Presse eingegliederten Verlegern und 
Herausgebern die Beachtung folgender Grundsätze zur Pflicht: 


1. Für Blätter, die sich nur an Geistliche oder geistliche Hilfskräfte 
wenden und die Vertiefung ihres amtlichen Wirkens bezwecken, gilt das 
folgende: Sie dienen ausschließlich der Erörterung dogmatischer Fragen, 
der Verbreitung von Nachrichten, die für die Pfarrerschaft Bedeutung 
haben, religiösen Betrachtungen, der Pflege der Kirchenkunst und Kirchen- 
musik. 2. Für Blätter, die sich an die Gemeindeglieder wenden und. der 
religiösen Unterweisung in Fortsetzung der sonntäglichen Predigt dienen, 
gilt das folgende: Sie dienen ausschließlich der Veröffentlichung des Gottes- 
dienstanzeigers, religiöser Sonntagsbetrachtungen, der Schriftauslegung in 
Fortführung der Predigt, der Unterrichtung über das kirchliche Leben. 
3. Für Blätter, die sich an den Leser auf einem Teilgebiet religiösen Lebens 
wenden, z. B. Mission, religiöse Jugenderziehung, gilt das folgende: Sie 
dienen ausschließlich der Darstellung der besonderen Bestrebungen und der 
Aufklärung über die besondere Aufgabe des Treilgebietes sowie der Veröffent- 
lichung von Nachrichten über den Stand der Arbeit. 4. Andere evangelische 
Blätter, die religiösen, erbaulichen, sittlich-belehrenden, religiös-kulturellen 
oder theologischen Aufgaben dienen, haben sich in ihrer inhaltlichen Ge- 
staltung auf die Behandlung dieser Bestrebungen zu beschränken. 


Die Tendenz dieses Erlasses war offenkundig. Nicht genug damit, 
daß man die Stimme der Kirche in der politischen Presse ausschaltete, 
nun ging man daran, diese Stimme auch im Raum der Kirche zum Schwei- 
gen zu bringen. So wie man die Wortverkündigung des Pfarrers immer 
mehr in die Mauern der Kirche zurückdrängte, so versuchte man auch 
den Inhalt der kirchlichen Presse auf den, wie man sagte, ‚religiösen‘ 
Bereich zu beschränken. In der Zwangsjacke dieser „Inhaltsplanung‘“ 
blieb dem kirchlichen Schriftleiter nur wenig Bewegungsfreiheit mehr. 
Jedes unerwünschte Wort zu aktuellen Fragen konnte nach Willkür 
als Übertretung der durch die Inhaltsplanung gezogenen Grenzen an- 
gesehen und mit dem Verbot oder dem Ausschluß aus der Reichspresse- 
kammer bestraft werden. Daß die Durchführung jenes Erlasses von den 
Kontrollorganen der Reichspressekammer dauernd überwacht wurde, 
war andererseits ein Zeichen dafür, wie hoch man noch den Einfluß der 
kirchlichen Presse einschätzte und wie unbequem sie innerhalb der 
Gesamtkonzeption der immer mehr von einer Stelle aus gelenkten 
Meinungsbildung war. 
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Unbequem und erschwerend für die Überwachung war auch die 
Vielgestaltigkeit des kirchlichen Zeitschriftenwesens. So wurde eine 
Planung eingeleitet mit dem Ziel, die Vielheit auf eine beschränkte 
Anzahl bestimmter Zeitschriftentypen zu bringen. Besonders im Sektor 
der Fach- und Vereinspresse — sie war als eine der fünf Fachschaften 
in der Hauptfachschaft des „‚Reichsverbandes der evangelischen Presse“ 
zusammengefaßt — wurden viele Blätter zusammengelegt. Das geschah, 
um die Überwachung zu vereinfachen, hatte aber oft die von den Initia- 
toren dieses Plans nicht beabsichtigte Wirkung, daß der nunmehr 
geringeren Anzahl von Organen weit mehr Sorgfalt in der redaktionellen 
Gestaltung zugewandt und ihr Verbreitungsgebiet noch erweitert wurde. 
Insofern hatte die zwar von außen her unter Zwang an die kirchliche 
Presse herangetragene Planung eine positive Seite. Nur wenigen ist 
damals zum Bewußtsein gekommen, was an Vorarbeit für eine künftige 
Planung des kirchlichen Zeitschriftenwesens geleistet wurde. 


Einige Monate später, am 30. 4. 1936, gab der Präsident der Reichs- 
pressekammer eine weitere ‚Anordnung zur Wahrung der Unabhängig- 
keit des Zeitschriftenverlagswesens“ heraus. Durch sie sollte ‚die not- 
wendige Auslese der verlegerisch verantwortlichen Persönlichkeiten‘ und 
ihre Unabhängigkeit von ‚‚pressefremden Einflüssen‘ gesichert werden. 
Es sollte das Zeitschriftenwesen von allen „Gewohnheiten und MiB- 
bräuchen‘“ frei gemacht werden, ‚die im Zeichen einer fast ungezügelten 
Gewerbefreiheit‘‘“ Eingang gefunden hätten. Dahinter stand das Be- 
streben, die Presse der Partei von einer unerwünschten Konkurrenz zu 
befreien, wie denn auch die NSDAP von den Bestimmungen dieser 
Anordnung ausgenommen wurde, „weil hier das Ziel der Pressearbeit 
und der Führungswille in einer Einheit zusammenfalle“. Die kirchliche 
Presse wurde besonders durch folgende Bestimmungen betroffen: 


Zeitschriften, die sich in den Dienst einer bestimmten, nicht Gedankengut 
der Gesamtheit des deutschen Volkes bildenden Weltanschauung, einer reli- 
giösen Gemeinschaft oder einer ihrem Zweck dienenden Einrichtung stellen, 
müssen diese Zielsetzung in ihrem Titel und für jeden sofort klar erkennbar 
zum Ausdruck bringen. Sie haben sich in ihrer Gestaltung auf den durch ihre 
Zielsetzung umgrenzten Aufgabenkreis zu beschränken und müssen in jedem 
Teil ihres Inhalts von dieser Zielsetzung ihren Ausgangspunkt nehmen. 
Insbesondere ist die Behandlung politischer Fragen oder die Stellungnahme 
dazu sowie die Beschäftigung mit örtlichen Geschehnissen nicht Aufgabe 
dieser Zeitschriften und daher — auch in der Form von Wochenübersichten 
oder Kurzbeiträgen — unzulässig... In gleicher Weise wie die kirchlich- 
konfessionelle Presse müssen sich auch die anderen religiösen oder welt- 
anschaulichen Zeitschriften auf ihr eigentliches Arbeitsgebiet beschränken. 
Es geht nicht an, daß sie über die ihnen eigene Aufgabenstellung hinaus mit 
den anderen Zeitschriften oder den Zeitungen in Wettbewerb treten. Das 
ist mit ihrer Gebundenheit an ihre Zielsetzung nicht vereinbar.“ 
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Das waren auf den ersten Blick harmlos erscheinende Formulierungen, 
aber dahinter stand das geschickt getarnte Bestreben, aus dem allge- 
meinen Zeitschriftenwesen alle religiöse Thematik auszuschalten und 
eine von christlichen Einflüssen chemisch reine Zeitschriftenpresse zu 
schaffen. Die großzügig erscheinende Toleranz, mit der man zugleich 
der auf diese Weise von der übrigen Presse abgesonderten religiösen 
Presse die Behandlung ‚rein religiöser‘ Fragen gestattete, wirkte wie 
ein Hohn auf diese Verordnung, die der „Unabhängigkeit“ des Zeit- 
schriftenwesens zu dienen beanspruchte. 


Die illegale kirchliche Presse 


Dieses eben dargestellte Netz von Verordnungen und Überwachungs- 
vorschriften, das über die kirchliche Presse ausgespannt war, vermochte 
nun doch nicht das System der Nachrichtengebung und Unterrichtung 
zu erfassen, das sich neben der offiziell geduldeten Presse herausbildete: 
die illegale kirchliche Presse. Wesentliche Merkmale der Presse, wie 
beispielsweise die Periodizität und Publizität, fehlten ihr. Aber sie übte 
nichtsdestoweniger eine sehr spürbare Wirkung während der Jahre des 
Kirchenkampfes aus. Schon in den Monaten, als Bodelschwingh Reichs- 
bischof war, arbeitete sein Pressebeauftragter in „fliegenden Büros‘, die 
öfter ihren Standort wechselten, um die illegalen Publikationen dem 
Zugriff der Gestapo zu entziehen. In den nachfolgenden Jahren des sich 
verschärfenden Kirchenkampfes wurde diese Methode verfeinert. Es 
entstanden hin und her in den Landeskirchen interne Nachrichtendienste, 
die ihren Niederschlag in ‚„Rundbriefen‘ und Flugblättern fanden. Das 
inhaltliche Schwergewicht dieser illegalen Publikationen lag weniger bei 
grundsätzlichen Artikeln als bei den aktuellen Nachrichten von der 
kirchenpolitischen Kampffront. Zu Tausenden, ja zu Hunderttausenden 
wurden diese Nachrichten vervielfältigt. Es hat damals manchen Drucker 
gegeben, der seine Existenz aufs Spiel setzte, indem er in Massenauflagen 
illegale Flugblätter der Bekenntnisgemeinschaften herstellte. Und wer 
wollte die Nachtstunden zählen, in denen auf Vervielfältigungsapparaten 
und mit anderen behelfsmäßigen technischen Mitteln Informationsdienste 
hergestellt, verschickt und verteilt wurden, bevor die Polizeiorgane ihrer 
habhaft werden konnten. Die Erzeugnisse der illegalen Presse wanderten 
von Hand zu Hand. Sie wurden nach dem Schneeballsystem verbreitet 
und brachten mit erstaunlicher Schnelligkeit die Nachrichten bis in 
entlegene Gemeinden. Während die geheimen Publikationen anderer 
oppositioneller Gruppen meistens auf ihren eigenen Bereich beschränkt 
blieben, war die publizistische Wirkung dieser kirchlichen Gegen- 
bewegung so stark, daß man sich veranlaßt sah, Gegenmaßnahmen zu 
ergreifen und das System der Überwachung zu verschärfen. Es wurden 
alle äußeren Machtmittel eingesetzt, ohne daß man indes verhindern 
konnte, daß die Reden, Kundgebungen und Protestaktionen der kirch- 
lichen Oppositionsführer über den Kreis ihrer Anhänger hinaus bekannt 
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und im Volke eifrig besprochen wurden. Zwar blieb in dem ungleichen 
Kampf auf diesem Feld der Untergrundpublizistik schließlich doch die 
Gestapo Sieger, aber noch bis in die Kriegsjahre hinein konnten ver- 
vielfältigte Abschriften oppositioneller Dokumente und Reden, wie bei- 
spielsweise die von Landesbischof Wurm und dem katholischen Bischof , 
Graf Galen, in großem Umfang verbreitet werden, ohne daß die Gestapo 
es zu hindern vermochte. Es gehört zum Wesen solcher illegalen Presse, 
daß sie statistisch nicht zu fassen ist. Nur wenige Stücke dieser Publi- 
kationen haben den Krieg überdauert. Sie sind entweder absichtlich 
vernichtet oder ein Raub des Bombenkrieges geworden. 


Die Kriegszeit 


Der Ausbruch des Krieges gab den Gegnern der kirchlichen Presse 
erwünschten Vorwand zu neuen Maßnahmen. Schon lange bevor der 
übrigen Presse Umfangsbeschränkungen auferlegt wurden, mußte die 
kirchliche Presse im ‚nationalen Interesse‘ das ‚Opfer‘ bringen, den 
Umfang ihrer Zeitschriften zu verkleinern, weil angeblich nicht genügend 
Papier bereitgestellt werden konnte. Der Reichsverband der evange- 
lischen Presse führte einen immer aussichtsloseren Kampf um die Zu- 
teilung des notwendigen Papierkontingents. Statistische Berechnungen, 
die damals angestellt wurden, ergaben, daß ein Tagesbedarf für den 
Druck des „Völkischen Beobachters‘ genügt hätte, um die gesamte 
evangelische Presse für einen Monat mit Papier zu versorgen, — ein 
Mißverhältnis, das die Fadenscheinigkeit jener Vorwände allzu deutlich 
machte. 

Hinsichtlich der inhaltlichen Gestaltung der kirchlichen Zeit- 
schriften wurden die bis dahin streng durchgeführten Anordnungen über 
die Inhaltsplanung gelockert. Aber dieses scheinbare Entgegenkommen 
war in Wirklichkeit nur der Versuch, diese Presse, von der man wußte, 
daß sie immer noch aufmerksam gelesen wurde, für die hemmungslose 
Kriegspropaganda einzuspannen. So heißt es beispielsweise in einer 
Anordnung des Propagandaamtes Schwaben vom 11. 4. 1940: 


Zu der bestehenden Anweisung, daß sich die kirchliche Presse jeder 
Stellungnahme zu politischen Fragen zu enthalten habe, wird ergänzend 
streng vertraulich mitgeteilt, daß es der kirchlichen Presse während des 
Krieges gestattet ist, unter Beachtung der seit dem 1. September 1939 für 
die konfessionellen Zeitschriften ergangenen Sprachregelungen in ihren Aus- 
führungen auf den Krieg Bezug zu nehmen, und zwar in einer Form, die 
die deutsche Siegeszuversicht immer klarer zum Ausdruck bringt, den 
Siegeswillen des deutschen Volkes aus der bedenkenlosen (!) Bejahung 
dieses uns aufgezwungenen Krieges auch in religiösem Sinne stärkt und 
jedes Wehklagen streng vermeidet... Es ist selbstverständlich, daß jede 
kritische oder ablehnende Haltung oder Einflußnahme auf die inner- 
deutschen bzw. weltanschaulichen Dinge verboten ist und die Schriftleiter 
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alles meiden, was als Kritik der deutschen Außenpolitik gedeutet werden 

Solche Anordnungen sind nur verständlich, wenn man sich vergegen- 
wärtigt, daß die gedämpfte Tonart der kirchlichen Presse so schlecht in 
die Gesamtkonzeption der totalen Kriegspropaganda hineinpaßte. 

Auf einem besonderen Gebiet, dem der Heeresseelsorge, schien die 
Kirche zu Beginn des Krieges ein freies Feld der Betätigung zu haben. 
Hier lag die Entscheidung noch nicht bei den Dienststellen der Partei, 
sondern bei den militärischen Instanzen. Zu Hunderttausenden wurden 
innerhalb des ersten Kriegsjahres kirchliche Zeitschriften und eigens 
für diesen Zweck herausgegebene Flugschriften ins Feld versandt. Dieser 
Aufschwung war aber nicht von langer Dauer. Bald wurde die Ausgabe 
konfessioneller Schriften an Wehrmachtsangehörige durch Geistliche 
überhaupt untersagt, soweit es sich nicht um die Feldgeistlichen der 
Formationen handelte. Aber auch für den Versand an Feldgeistliche 
wurde nur solches Schrifttum zugelassen, das die zentralen Zensurstellen 
passiert hatte; und schließlich wurde die Zensur immer strenger gehand- 
habt. Den Pfarrämtern war schon zu Beginn des Krieges — angeblich 
aus Gründen der Spionageabwehr — die Führung von Feldpostadressen- 
karteien untersagt worden, eine Maßnahme, die dazu dienen sollte, den 
Versand kirchlichen Schrifttums an die einzelnen im Felde stehenden 
Gemeindeglieder zu unterbinden. 

Am 20. September 1940 berichtete Kirchenrat Klingler über einen 
Empfang von Vertretern der evangelischen und katholischen Kirche 
im Propagandaministerium: 

Dort wurde uns an einer Reihe von Beispielen vorgehalten, wie sich 
die Geistlichen der Feindstaaten positiv zum Geschehen des Krieges ein- 
stellten. Aus einer Anzahl von Sendungen von Traktaten und Schriften, 
die deutsche Geistliche den Soldaten geschickt hatten, wurde sodann dargetan, 
in welch geringem Maß die evangelische und katholische Kirche in Deutsch- 
land bereit ist, die großen geschichtlichen Ziele unseres Volkes anzuer- 
kennen. Ja, man mußte den Eindruck gewinnen, daß die Geistlichen bisher 
durch ihre Verbindung mit den Soldaten der Wehrmacht des deutschen 
Volkes eher geschadet als genützt haben, daß sie Schädlinge des deutschen 
Volkes sind und daß schon aus diesem Grund jede weitere Verbindung 
der Heimatgeistlichen mit den Angehörigen ihrer Gemeinden, die im Felde 
stehen, unterbunden werden müsse. Zum Schlusse wurde ausdrücklich ge- 
sagt, es sei nicht mehr viel Zeit, daß die Kirchen mit dem Staat ins reine 
kommen. Es sei nötig, daß die Kirchen beizeiten die richtige Stellung zum 
Staat finden. 


Den Schlußstrich unter dieses Kapitel setzte eine Mitteilung des 
Chefs des Oberkommandos der Wehrmacht vom April 1942 an den 
Evangelischen und Katholischen Feldbischof, die folgenden Wortlaut 
hatte: 
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Der Führer hat auf meinen Vortrag, ob Neudruck und weitere Ver- 
breitung der von der Wehrmachtsseelsorge (Heer) verfaßten Schriften inner- 
halb des Heeres erfolgen solle, in seiner Eigenschaft als Oberbefehlshaber 
des Heeres entschieden, daß er die Verbreitung im Heer nicht wünsche. 
Bei dieser Gelegenheit hat der Führer zum Ausdruck gebracht, daß auch bei 
den übrigen Wehrmachtsteilen eine Verbreitung derartiger Schriften nicht 
erfolgen solle. . 


Das Ende 


Auch in der Heimat wurde die Verbreitung des christlichen Schrift- 
tums immer mehr eingeengt: es wurde der Vertrieb christlicher Schriften 
durch Schriftenkästen selbst innerhalb der Kirchen und die Verbreitung 
christlicher Blätter „unter Mithilfe kirchlicher Funktionäre‘ verboten. 
Der entscheidende und vernichtende Schlag geschah am 1. Juni 1941. 
Durch eine Verordnung der Reichspressekammer wurde die gesamte 
kirchliche Presse mit wenigen Ausnahmen gezwungen, ihr Erscheinen 
einzustellen. Die so vernichteten Zeitschriften erhielten die Auflage, in 
ihrer letzten Nummer folgende Mitteilung zu veröffentlichen: 


Die Kriegswirtschaft erfordert stärkste Konzentration aller Kräfte. 

Diese Zusammenfassung macht es notwendig, daß unsere Zeitschrift mit 

dem heutigen Tage bis auf weiteres ihr Erscheinen einstellt, um Menschen 
und Material für andere kriegswichtige Zwecke frei zu machen. 


Diese inhaltsschwere Erklärung war das einzige, was die christliche 
Presse zu ihrem Todesurteil sagen durfte, denn sie hatte die Weisung, 
darüber hinaus sich jeder weiteren Erklärung zu enthalten. Und doch 
war die Kirche damit nicht mundtot gemacht. Landesbischof Wurm, 
dessen mutige Worte damals nicht ungehört blieben, äußerte sich am 
30. Mai 1941 zu der Vernichtung des kirchlichen Pressewesens: 


...Freitag vor Pfingsten! Sonst pflegten am Freitag regelmäßig die 
christlichen Gemeindeblätter und Sonntagsblätter zu den Kranken zu 
kommen, die in Verbindung mit der Kirche, ihren Gottesdienst und ihren 
gesamten, Lebensäußerungen bleiben wollten. Heute zum ersten Male kommt 
kein solches Blatt zu den Kranken, Alten, Einsamen, durch Berufspflichten 
am Besuch des Gottesdienstes Verhinderten; heute zum ersten Male muß das 
gesamte evangelische und katholische Christenvolk eine geistige Stärkung 
und ein Band der Gemeinschaft entbehren. Entgegen allen feierlichen Ver- 
sprechungen aus früheren Tagen, wonach die seelsorgerliche Tätigkeit der 
Kirche nicht angetastet werden sollte, ist die eine Hälfte der Wortverkündi- 
gung, die gedruckte, mit einem Schlag unterbunden worden. Das ist ein 
Eingriff, der nur noch durch das Verbot der Gottesdienste und die völlige 
Unterdrückung des christlichen Schriftenwesens überboten werden kann. 

Als Grund für die radikale Ausrottung der kirchlichen Sonntags- und 
Gemeindeblätter wird die Notwendigkeit genannt, Menschen und Material 
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für andere kriegswichtige Zwecke frei zu machen, da die Kriegswirtschaft 
stärkste Konzentration aller Kräfte erfordere... Warum aber — so müssen 
wir fragen — wird die deutschgläubige Presse, z. B. das „„Nordland‘“‘ und 
andere Blätter, die sich durch eine sehr kräftige Polemik gegen das Christen- 
tum hervortun und „Beiträge zur Erregung deutscher Zwietracht‘“‘ liefern, 
viel sanfter angefaßt als die christliche Presse? Dort begnügte man sich 
mit der Anordnung eines weniger häufigen Erscheinens. Hätte man nicht 
wenigstens jeder Landeskirche ein Organ lassen können, das der gedruckten 
Wortverkündigung und dem kirchlichen Nachrichtendienst zu dienen hätte? 
Ist es nicht geradezu ungeheuerlich, daß dem deutschen Protestantismus die 
Möglichkeit genommen wird, die verschiedenen Einzelkirchen und ihre 
Arbeitsgebiete miteinander in Verbindung zu halten? Man macht sich 
höheren Ortes schwerlich ein Bild, wie bitter in den weitesten Kreisen unseres 
Volkes diese Maßregel empfunden wird... 


II. Der Aufbau der kirchlichen Pressearbeit 
nach dem Zusammenbruch 


Die Entwicklung der kirchlichen Pressearbeit nach dem Zusammen- 
bruch hat mit der oben dargestellten Periode 1933 bis 1945 einen wesent- 
lichen Zug gemeinsam: sie vollzog sich wiederum unter dem Einfluß 
einer politischen Gesetzgebung, die nicht aus dem Raum der Kirche 
erwachsen war, sondern von außen her in den Bereich der kirchlichen 
Presse hineinwirkte. Zwar fielen mit dem Zusammenbruch des ver- 
gangenen Regimes von der Kirche alle Fesseln ab, die sie bis dahin 
gehemmt hatten; sie war mit einem Male in die Lage versetzt, ihre 
Angelegenheiten in voller Freiheit und Unabhängigkeit selber zu ordnen. 
Aber, wie auf anderen Gebieten, so war auch auf dem Felde der Presse 
diese Freiheit durch das Gesetzgebungswerk der Militärregierungen ein- 
geengt. Es müssen deshalb zunächst in Kürze die rechtlichen Grundlagen 
der Presse dargelegt werden, um den auf diesem Hintergrund sich voll- 
ziehenden Neuaufbau der kirchlichen Presse verständlich zu machen. 


Die gesetzlichen Grundlagen 

Unter den für alle vier Zonen geltenden alliierten Vorschriften ist 
zunächst Punkt 10 des Amtlichen Kommuniques über die zweite Pots- 
damer Konferenz vom 17. Juli bis 2. August 1945 zu erwähnen: 

Unter Berücksichtigung der Notwendigkeit der Erhaltung der mili- 
tärischen Sicherheit wird die Freiheit der Rede, der Presse und der Religion 
gewährt. 

Dazu Punkt 11 aus der Proklamation Nr.2 des Kontrollrats vom 
20. September 1945: 

Die deutschen Behörden haben alle Anweisungen der Vertreter der Allv- 
ierten zu befolgen betr. Anwendung, Kontrolle und Zensur aller Mittel zur 
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Beeinflussung der öffentlichen Meinung, einschließlich Radiosendungen, 
Presse und Veröffentlichungen. 


Für die gesamte deutsche Presse wurden diese Grundsätze am 12. 10. 
1946 in der Direktive 40 des Kontrollrats durch ‚Richtlinien für die 
deutschen Politiker und die deutsche Presse“ näher erläutert. Sie ge- 
statten den deutschen demokratischen Parteien ebenso wie der deutschen 
Presse, deutsche politische Probleme frei zu besprechen. Sie erlauben 
Kommentare über die Politik der Besatzungsmächte in Deutschland, 
ebenso die Veröffentlichung von objektiven Nachrichten über die Welt- 
ereignisse, einschließlich informatorischer Artikel aus der Auslands- 
presse. Mitglieder der deutschen politischen Parteien und die deutsche 
Presse müssen sich, wie es in der Direktive heißt, ‚aller Erklärungen, der 
Veröffentlichung oder Wiedergabe von Artikeln enthalten, die dazu bei- 
tragen, nationalistische, pangermanistische, militaristische, faschistische 
oder antidemokratische Ideen zu verbreiten; Gerüchte in Umlauf 
setzen, die zum Ziel haben, die Einheit der Alliierten zu untergraben, 
oder Mißtrauen und Feindschaft des deutschen Volkes gegen eine der 
Besatzungsmächte hervorrufen“. Ebenso haben sie sich der Kritik zu 
enthalten, die gegen Entscheidungen der Konferenz der alliierten Mächte 
bezüglich Deutschlands oder gegen Entscheidungen des Kontrollrats 
gerichtet sind oder die Deutschen zur Auflehnung gegen demokratische 
Maßnahmen, die die Zonenbefehlshaber in ihren Zonen treffen, aufreizen. 


Grundlegend ist sodann das Gesetz Nr. 191, das schon am 24. 11. 1944 
bei der Besetzung des ersten deutschen Gebiets durch General Eisen- 
hower erlassen und am 12.5.1945 abgeändert wurde. Hat dieses Gesetz 
„zwecks Gewährleistung der Sicherheit der alliierten Streitkräfte in 
Deutschland und zwecks Erfüllung der Aufgaben des Obersten Befehls- 
habers‘‘ grundsätzlich das „Drucken, Erzeugen, Veröffentlichen, Ver- 
breiten, Verkaufen und gewerbliche Verleihen von Zeitungen, Magazinen, 
Zeitschriften, Büchern, Broschüren, Plakaten, Musikalien und sonstigen 
gedruckten oder mechanisch vervielfältigten Veröffentlichungen“ unter- 
‘sagt, so regelt die Nachrichtenkontrollvorschrift Nr. 1, unter welchen 
Bedingungen einzelne der im Gesetz Nr. 191 verbotenen Tätigkeiten 
zuzulassen sind. Diese Nachrichtenkontrollvorschrift, die später durch 
eine abgeänderte erweitert und ergänzt wurde, blieb grundlegend für 
das gesamte Lizenzrecht in den drei westlichen Besatzungszonen. Für 
die sowjetische Zone entsprach den eben erwähnten Vorschriften der 
Befehl Nr. 19 des Obersten Chefs der Sowjetischen Militärregierung in 
Deutschland vom 2.8.1945. 

Diese hier nur in einem kleinen Ausschnitt wiedergegebenen Gesetzes- 
bestimmungen bildeten die Grundlage für das viel erörterte Lizenz- 
system, unter dessen bestimmenden Einfluß sich auch im Raum der 
kirchlichen Presse der Wiederaufbau vollzog. Ursprünglich war dieses 
System auf die politische Tagespresse zugeschnitten. Einem die Dinge 
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allzusehr vereinfachenden Schematismus zuliebe wurde auch der große 
Sektor des Zeitschriftenwesens, von dem die kirchliche Presse ein Teil 
ist, den gleichen Bestimmungen unterworfen. Grundgedanke war, die 
gesamte Verantwortung für ein auf Grund einer Lizenz erscheinendes 
Organ einer Einzelpersönlichkeit, dem „Lizenzträger‘, aufzuladen, um 
bei Übertretung der Lizenzbestimmungen den Lizenzträger oder (bei 
Zeitungen) eine Gruppe von Lizenzträgern zur Rechenschaft ziehen zu 
können. Deshalb mußte auch im kirchlichen Raum, wo in der Regel 
Verbände, Werke oder andere juristische Personen Träger einer Zeit- 
schrift waren, eine einzelne Persönlichkeit als verantwortlich heraus- 
gestellt werden. In den drei westlichen Besatzungszonen mußte — zum 
mindesten in den ersten Jahren — jeder Lizenzträger eine bestimmte 
politische Qualifikation aufweisen, d.h.er durfte nicht Mitglied der 
NSDAP gewesen sein. Für die politische Tagespresse bedeutete diese 
Bestimmung die radikale Ausschaltung der sog. Altverlegerschaft, auch 
wenn der einzelne nur nominelles Parteimitglied gewesen und als Mit- 
läufer eingestuft worden war. Im Bereich der kirchlichen Presse waren 
diese Fälle nicht sehr häufig. Immerhin kamen manche Persönlichkeiten, 
die im Kirchenkampf ihren Mann gestanden hatten, infolge dieser for- 
malen Bestimmungen nicht wieder zum Zuge. In der amerikanischen 
Zone wurde sogar in vereinzelten Fällen dem Lizenzträger die Bedingung 
gestellt, daß er nicht Pfarrer sein durfte. Eine weitere Erschwerung 
bedeutete es, daß die politische Überprüfung des in Aussicht genommenen 
Lizenzträgers an Hand zahlloser Fragebogen ungebührlich lange Zeit in 
Anspruch nahm. 

Indes wurde, aufs Ganze gesehen, die kirchliche Presse bevorzugt 
behandelt; kirchliche Blätter waren unter den ersten Zeitschriften, die 
überhaupt eine Lizenz erhielten. Dieser Umstand ist um so positiver zu 
bewerten, als in den ersten Jahren nur ein eng begrenztes Kontingent 
an Papier zur Verfügung stand. Von hier aus gesehen war das Lizenz- 
system der manchmal aussichtslos erscheinende Versuch, die Mangel- 
ware Papier zu bewirtschaften und einigermaßen gerecht zu verteilen. 
Denn mit der Erteilung einer Lizenz, die eine genaue Festlegung der 
Auflagenhöhe, des Umfangs und der Erscheinungsweise der Zeitschrift 
enthielt, war zugleich die Anweisung auf ein bestimmtes Papierkontin- 
gent verbunden. 


Im Zeichen des Lizenzsystems 


Die Lizenzierungspraxis in den einzelnen Besatzungszonen war 
keineswegs einheitlich. Da der Papiermangel der Anzahl der zu erteilen- 
den Lizenzen eine Grenze setzte und indirekt die Höhe der Gesamtauflage 
bestimmte, war ohne eine vorausschauende Planung nicht auszukommen. 
In der britischen und der amerikanischen Besatzungszone wurde diese 
Planung sehr bald sichtbar. Man beschränkte sich darauf, zunächst nur 
einen Typ der kirchlichen Presse zuzulassen, der in seiner Art neu war, 
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aber im wesentlichen sich mit der Kategorie der Gemeinde- und Sonn- 
tagsblattpresse deckte. Die britischen Press-Control-Organe lizenzierten 
für das Gebiet jeder Landeskirche ein Blatt, dessen Auflagenhöhe nach 
der Seelenzahl bestimmt wurde; beispielsweise in Rheinland und West- 
falen im Verhältnis 1 : 10. So entstand etwa in Westfalen die ‚Neue 
Kirche“ mit einer bis dahin noch nicht erreichten Auflagenhöhe von 
250000 und einer Verbreitungsdichte, die den Stand vor 1933 erheblich 
übertraf. In der amerikanischen Zone wurde ähnlich verfahren, allerdings 
keine so große Verbreitungsdichte erreicht. Dagegen war in der fran- 
zösischen Zone keine großzügige Planung zu erkennen. Hier entstand 
eine größere Anzahl kleinerer Blätter, die, was die redaktionelle Gestal- 
tung und äußere Aufmachung betrifft, den Vergleich mit den Blättern 
der beiden anderen Zonen nicht aushielten. Die verlegerischen Träger 
der Blätter waren ihrer Rechtsform nach sehr mannigfaltig: es waren 
Presseverbände und Verbände der Inneren Mission, in einzelnen Fällen 
sogar Organe von Kirchenleitungen und Synoden, vielfach auch Privat- 
verleger. 


Für die Westsektoren Berlins erschien auf Grund einer amerikanischen 
Lizenz als eins der ersten kirchlichen Blätter überhaupt die vom Berliner 
. Bischof herausgegebene Wochenschrift ‚Die Kirche“, die später durch 
eine russische Lizenz erweitert wurde und damit ihr Verbreitungsgebiet 
auf den Ostsektor ausdehnen konnte. In der sowjetischen Besatzungs- 
zone wurden dagegen nur wenige Blätter mit geringen Auflagen lizen- 
ziert, und zwar in Brandenburg, Mecklenburg, Sachsen und Thüringen. 
Die Provinzialkirchen von Pommern und Sachsen gingen leer aus. Erst 
in einem späteren Stadium konnten auf Grund einer der Evangelischen 
Verlagsanstalt erteilten russischen Generallizenz weitere Blätter als 
Organe kirchlicher Werke erscheinen. Dieser Status hat sich bis heute 
nur unwesentlich verändert. 


Als Ende 1947 die erste deutsche Presseausstellung nach dem Kriege 
auch der evangelischen Presse Gelegenheit gab, ihr Aufbauwerk in einer 
Sonderschau darzustellen, ergab sich folgendes Bild: Den etwa 1900 
periodischen Publikationen vor 1933 mit einer Auflagenhöhe von über 
17 Millionen standen jetzt 64 Blätter mit 1,8 Millionen Auflage gegen- 
über. Ein auf den ersten Blick gewaltiger Abstand zwischen Einst und 
Jetzt. Indessen muß man die Statistik richtig lesen, wenn man zu einem 
gerechten Urteil über den Ende 1947 erreichten Stand der evangelischen 
Pressearbeit kommen will. Sieht man einmal von den besonderen Ver- 
hältnissen in der Ostzone ab, so muß man feststellen, daß in den drei 
westlichen Zonen nahezu jede Landeskirche wieder ihr eigenes Sonntags- 
und Gemeindeblatt hatte, die, der Auflage nach zwar sehr verschieden, 
doch eine sehr intensive Wirkung in den Gemeinden entfalteten. Aller- 
dings war die frühere Vielfalt der Sonntags- und Gemeindeblattpresse 
durch wenige große Blätter abgelöst worden. Dagegen fehlte noch fast 
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gänzlich das vielgestaltige periodische Schrifttum, das die evangelische 
Presse früher neben der tragenden Säule der Sonntags- und Gemeinde- 
blätter aufzuweisen hatte. 


Beginnende Lockerung 


Die zweite Periode der Lizenzpresse ist — das gilt allerdings nur 
für die britische Zone — durch die sog. beratenden Presseausschüsse 
gekennzeichnet, deren gesetzliche Grundlage die Verordnung Nr. 108 
der britischen Militärregierung vom 15. 10. 1947 war. Diesen für jedes 
Land aus Vertretern der Verleger, der Journalisten und der Öffentlich- 
keit gebildeten Gremien, denen als ausgleichendes Organ ein Zonen- 
presserat zur Seite stand, wurde von der britischen Militärregierung 
die Vollmacht zur Erteilung von Lizenzen übertragen, eine Vollmacht, 
die die Ministerpräsidenten nach dem Votum dieser beratenden Aus- 
schüsse ausübten. Als Repräsentanten der Öffentlichkeit gehörten auch 
Vertreter der Kirchen diesen Gremien an. In der Bildung dieser Aus- 
schüsse wurde das auch auf anderen Gebieten erkennbare Bestreben der 
Besatzungsmächte sichtbar, nach und nach ihre Aufsichtsbefugnisse auf 
deutsche Stellen zu übertragen. Zwar blieb in der amerikanischen und 
französischen Zone das bisherige Lizenzsystem noch in Kraft, aber es 
wurde jetzt — wie in der britischen Zone von den deutschen Stellen — 
wesentlich lockerer gehandhabt. Inzwischen hatte sich auch die Lage 
auf dem Papiermarkt erheblich verbessert. Im Zuge des Marshall-Plans 
kamen ausländische Importe in die drei westlichen Zonen, und damit 
war die Möglichkeit gegeben, im Sektor des Zeitschriftenwesens der 
angestauten Flut der Lizenzanträge freieren Lauf zu lassen. Diese Ent- 
wicklung schlug auch zum Nutzen der kirchlichen Presse aus, die nun 
sofort eine größere Mannigfaltigkeit annahm und schnell die noch vor- 
handenen Lücken auszufüllen begann. Indes wirkte die inzwischen voll- 
zogene Währungsreform als wirtschaftliches Regulativ und verhinderte 
einen allzu üppigen und ungeregelten Wuchs. Schon gab es Zeitschriften, 
die ihre lizenzierte Auflagenhöhe nicht erreichten und somit das zugeteilte 
Papierkontingent nicht ausnutzen konnten. Der im Gefolge der Währungs- 
reform eintretende Leserschwund machte sich bemerkbar, noch hielt 
sich zwar die Differenz zwischen der lizenzierten und wirklichen Auflage 
in verhältnismäßig engen Grenzen. Heute dürfte dieser Abstand sehr 
viel größer geworden sein. 

Am Schluß dieser Periode steht für das westdeutsche Bundesgebiet 
das von dem Alliierten Hohen Kommissar unterzeichnete ‚Gesetz Nr. 5 
über die Presse, den Rundfunk, die Berichterstattung und die Unter- 
haltungsstätten‘“ vom 21. 9.49. Durch Artikel 12 wurde das oben er- 
wähnte Gesetz Nr. 191 samt den mit ihm zusammenhängenden ‚„Nach- 
richtenkontrollvorschriften‘‘ sowie weitere Verordnungen der drei be- 
teiligten Militärregierungen aufgehoben. Im übrigen enthielt es Bestim- 
mungen, die die grundsätzlich anerkannte Pressefreiheit einschränken. 
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Artikel 1: Die Freiheit der deutschen Presse, des deutschen Rundfunks 
und anderer deutscher Mittel der Berichterstattung sind gewährleistet, wie 
im Grundgesetz vorgesehen. Die Alliierte Hohe Kommission behält sich das 
Recht vor, jede von der Regierung auf politischem, verwaltungsmäßigem 
oder finanziellem Gebiet getroffene Maßnahme, die diese Freiheit bedrohen 
könnte, für ungültig zu erklären oder aufzuheben. 


Artikel 2 (1): Jedem Unternehmen und jeder Person, die an einem 
Unternehmen beteiligt ist oder dessen Einrichtungen benutzt, ist es ver- 
boten, so zu handeln, daß das Ansehen und die Sicherheit des alliierten 
Personals gefährdet wird oder gefährdet werden könnte. 


Artikel 6: Die Alliierte Hohe Kommission kann innerhalb des Bundes- 
gebietes die Verbreitung, Ausstellung oder den Besitz jeder Veröffentlichung 
oder jedes Erzeugnisses eines Unternehmens untersagen, welches nach ihrer 
Meinung dem Ansehen und der Sicherheit der Alliierten Streitkräfte ab- 
träglich sein könnte. Desgleichen kann sie die Einführung derartiger Ver- 
öffentlichungen oder Erzeugnisse in das Bundesgebiet untersagen. 


Trotz dieser einschränkenden Bestimmungen war nunmehr die Re- 
gelung des Pressewesens in deutsche Hände gelegt und die Bahn frei für 
eine Pressegesetzgebung auf Bundesebene. Schon vorher hatten mehrere 
deutsche Länder für ihren Bereich Pressegesetze erlassen. Zur Zeit be- 
stehen solche in den Ländern Bremen, Württemberg, Baden, Hessen, 
Bayern, ‘Schleswig-Holstein, Hamburg, Nordrhein-Westfalen. Sie stellen 
aber keine endgültige Regelung dar und sind Vorstufen zu dem Bundes- 
pressegesetz, das sich gegenwärtig noch im Stadium der Vorbereitung 
befindet. 


Planung und Konzentration 


Wie sind die Vor- und Nachteile des Lizenzsystems zu beurteilen, 
unter dessen Einfluß sich bis Mitte 1949 die kirchliche Presse entwickelt 
hat? Ein Vorteil war sicherlich der, daß überhaupt eine Planung da war, 
eine Planung, die zwar nicht von der Kirche ausging, aber bei der sie 
doch, sei es direkt oder indirekt, mitzureden hatte. Ohne eine ordnende 
und planende Hand wäre angesichts der undurchsichtigen Verhältnisse 
der Nachkriegszeit auf dem Felde der kirchlichen Presse ein großes 
Durcheinander entstanden. Der Hang zur Isolierung und Absonderung, 
der schon in früheren Jahren das Aufkommen vieler kleiner, meistens 
nicht lebensfähiger Blätter begünstigte, hätte zu einer Aufsplitterung 
der kirchlichen Presse geführt. Das ohnehin begrenzte Papierkontingent 
wäre in viele Rinnsale versickert, und es wäre eine Vielzahl kleiner 
Blätter entstanden, deren äußeres Gesicht und inhaltliche Gestaltung 
nicht den Anforderungen genügt hätte, die heute auch an die kirchliche 
Presse gestellt werden müssen. Sicherlich wurden die Grundsätze, nach 
denen die Besatzungsbehörden kirchliche Blätter lizenzierten, nicht 
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immer den Erfordernissen der kirchlichen Presse gerecht, aber es bleibt 
durchaus die Frage offen, ob ein Lizenzierungssystem in Händen deut- 
scher Stellen eine bessere und gerechtere Lösung zustande gebracht 
hätte. Wahrscheinlich hätten sich dabei politische Motive in den Vorder- 
grund geschoben, die der Entwicklung der kirchlichen Presse nicht 
förderlicher gewesen wären als das von den Besatzungsmächten gehand- 
habte Lizenzsystem. 

Eine andere Überlegung kommt hinzu: die Schaffung großer kirch- 
licher Blätter, wie sie die Lizenzierungspraxis der Besatzungsbehörden 
zur Folge hatte, war nicht nur eine an die kirchliche Presse von außen 
her herangetragene Maßnahme, sondern sie lag in der Linie einer Ent- 
wicklung, die sich schon vor 1933 angebahnt hatte und dann — wiederum 
unter dem Einfluß eines äußeren Zwangs — während des vergangenen 
Regimes beschleunigt wurde. Allerdings erhielten — und das ist ein 
Nachteil der Lizenzgesetzgebung — die so entstehenden Blätter eine 
Art Monopolstellung, die dem Wesen der Presse widerspricht. Denn auf 
die Dauer gedeiht die Presse nur in der Freiheit, weil nur in der Freiheit 
das Vertrauen, die Grundvoraussetzung ihrer Wirkung, gegeben ist. 
Aufs Ganze gesehen aber wird man, wenn man die Vor- und Nachteile 
gegeneinander abwägt, die Konzentration des kirchlichen Zeitschriften- 
wesens im Sektor der Sonntags- und Gemeindeblattpresse auf wenige 
große und tragfähige Organe mit entsprechend hoher Auflage als eine 
durchaus gesunde Entwicklung bejahen dürfen. 


Der gegenwärtige Stand 


Nach der Aufhebung des Lizenzzwanges ist das Bild der evangelischen 
Presse mannigfaltiger geworden. Viele aus früheren Jahren vertraute 
Titel sind wieder erschienen, oft in demselben Verlag, manchmal auch 
mit einem neuen verlegerischen Träger. Nicht immer haben sich dabei 
die Erwartungen erfüllt, die Verleger und Herausgeber an die Zugkraft 
des alten Namens knüpften, ja es gibt Fälle, wo Zeitschriften, die früher 
mit hoher Auflage erschienen, die Wandelbarkeit des Lesergeschmacks, 
aber auch die Wirkungen der wirtschaftlichen Krise zu spüren be- 
kommen und sich nur mit Mühe zu halten vermögen. Auf der anderen 
Seite sind aber auch fühlbare Lücken aufgefüllt worden, besonders im 
Sektor der evangelischen Werke und Verbände. In anderen Sektoren, 
beispielsweise in dem der Sonntags- und Gemeindeblattpresse, entspricht 
die Zunahme der einzelnen Neuerscheinungen nicht einem Ansteigen der 
Gesamtauflage. Hier sind neue Leserschichten nur zum geringen Teil 
gewonnen worden, im übrigen aber geht das Wachstum dieser Blätter 
zu Lasten schon bestehender. 


Publizität, Periodizität, Intensität 


Die statistische Übersicht über den gegenwärtigen Stand der evan- 
gelischen Presse (die auf Seite 452 folgt) bedarf einiger Vorbemerkungen, 
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wenn anders man dieses Zahlenmaterial richtig lesen und werten will. 
Wir legen dabei den Maßstab der Publizität, Periodizität und Intensität 
an. Wenn die Publizität das Merkmal in sich schließt, daß ein Erzeugnis 
der Presse die Öffentlichkeit anredet, der höchste Grad der Publizität 
also bei der Tagespresse liegt, dann scheiden manche in der Übersicht 
angeführten Gruppen der kirchlichen Presse aus der Konkurrenz aus. 
Das Schwergewicht der Publizität wird bei den sich mit Fragen der 
Kultur und Politik befassenden Zeitschriften, den Kirchenzeitungen 
und der Sonntags- und Gemeindeblattpresse liegen, während beispiels- 
weise Zeitschriften einzelner Anstalten der Inneren Mission sich dem 
Typ einer Hauszeitschrift annähern, die nur einen eng begrenzten Leser- 
kreis anspricht. Zwischen „Christ und Welt“ und der „Taube von 
Kaiserswerth“ liegt eine ganze Skala von Schattierungen der Publizität. 

Ebenso große Spannweiten tun sich hinsichtlich der Periodizität auf. 
Abgesehen von den täglich erscheinenden kirchlichen Pressediensten 
liegt der stärkste Grad der Erscheinungshäufigkeit bei der Wochen- 
ausgabe. Sie ist hauptsächlich im Sektor der Sonntags- und Gemeinde- 
blätter vertreten, in dem es allerdings vorläufig noch große Blätter mit 
nur vierzehntäglicher Erscheinungsweise gibt. Auflagenmäßig dominieren 
. die Blätter mit monatlicher Erscheinungsweise. Schließlich gibt es zeit- 
'schriftenähnliche Publikationen mit vierteljährlicher Periodizität, die 
auf der Grenze zwischen Zeitschrift und Schriftenreihe stehen. Wenn die 
Wirkung einer Publikation von der Häufigkeit ihres Erscheinens ab- 
hängig ist, die tägliche Zeitung also den stärksten Grad solcher Wirkung 
erreicht, so kann man daraus schon ein Kriterium für die Wirkungs- 
möglichkeit der kirchlichen Presse ablesen, deren meiste Publikationen 
nicht häufiger als monatlich erscheinen. 

Es scheint also auch hinsichtlich der Intensität die kirchliche Presse 
unterlegen zu sein. Indes ist die Intensität noch von anderen Faktoren 
abhängig, die hier zugunsten der kirchlichen Presse wirken. Es ist das 
besondere Vertrauen, das der Leser einem kirchlichen Blatt entgegen- 
bringt, sei es der Person des Schriftleiters, der, je kleiner das Blatt ist, 
ein desto persönlicheres Verhältnis zur Leserschaft haben kann, sei es 
dem Herausgeber oder dem verlegerischen Träger des Blattes, der viel- 
fach mit einer kirchlichen Organisation identisch ist. Eine Tageszeitung 
mag durch die Aktualität der Nachrichtengebung, die Stoffülle und die 
Suggestivkraft der Wiederholung wirken, die kirchlichen Blätter haben 
demgegenüber den Vorteil — nur Vergleichbares kann hier gegenüber- 
gestellt werden —, daß eine viel persönlichere Beziehung zwischen 
Schreibendem und Lesendem vorhanden ist und im Leser tiefere Schich- 
ten seiner geistigen Existenz angesprochen werden. Damit ist über den 
Verkündigungscharakter der kirchlichen Presse als ein ihre Eigenart 
konstituierendes Element noch nichts Erschöpfendes gesagt. 
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Verbreitungsdichte 


Neue Perspektiven für die Beurteilung der erwähnten Statistik er- 
geben sich, wenn man die Verbreitungsdichte der kirchlichen Presse 
untersucht. Besteht etwa ein Wechselverhältnis zwischen der Kirchlich- 
keit eines bestimmten Gebietes und der Verbreitung des kirchlichen 
Schrifttums in diesem Bereich? Zusammenhänge zwischen diesen beiden 
Faktoren sind nicht zu leugnen. Die Intensität, die eine Gemeinde der 
Verbreitung kirchlichen Schrifttums zuwendet, ist meistens an der 
Auflageziffer abzulesen. Wer wollte leugnen, daß hier noch manches zu 
bessern wäre, ja, daß überhaupt erst einmal die Erkenntnis geweckt 
werden muß, wie wichtig die Verbreitung des von der Pressekanzel 
gesprochenen Wortes ist. 

Die gegenwärtig zu beobachtenden Unterschiede in der Verbreitungs- 
dichte innerhalb der einzelnen Landeskirchen sind aber nicht allein aus 
solchen Überlegungen heraus zu erklären, sondern sind ein Produkt 
anderer Faktoren. Hier wirkt die Lizenzgesetzgebung nach, unter deren 
Einfluß die anfangs lizenzierten großen kirchlichen Blätter — sie ge- 
hören vorzugsweise zur Kategorie der Sonntags- und Gemeindeblätter — 
eine bestimmte Auflage zugemessen erhielten. Zwar waren kirchliche 
Stellen nicht ganz unbeteiligt an der Festsetzung der Auflage, aber die 
Entscheidung der lizenzierenden Pressekontrollorgane der Militär- 
regierung fiel doch sehr unterschiedlich aus. Die größte Verbreitungs- 
dichte wurde in Nordrhein-Westfalen erreicht: auf je 10 Evangelische 
l Exemplar eines vierzehntäglich erscheinenden Gemeindeblattes. In 
der amerikanischen Zone war die Verbreitungsdichte sehr unterschied- 
lich, ganz zu schweigen von der Ostzone, wo nicht einmal jede Landes- 
kirche ein eigenes Blatt erhielt und eine Kirche wie die des Landes 
Sachsen mit über vier Millionen Seelen sich mit einem Blatt von 30000 
Auflage begnügen mußte. 

Diese ursprüngliche Verbreitungsdichte hat sich nun seit der Wäh- 
rungsreform verschoben, ohne daß indes die aus der ersten Zeit herrühren- 
den Unterschiede zwischen den einzelnen Gebieten ganz verschwunden 
wären. Aufs Ganze gesehen steht — um ein Beispiel zu nennen — in 
Rheinland und Westfalen die jetzige Verbreitungsdichte der der Zeit 
vor 1933 nicht viel nach. Das Bild ist also nicht so ungünstig, wie es bei 
einem oberflächlichen Vergleich der hier veröffentlichten Statistik mit 
der Statistik aus dem Jahre 1929 im „Handbuch der evangelischen 
Presse‘ scheinen könnte. Der große Abstand zwischen einst und jetzt 
erklärt sich vor allem daraus, daß die verlorengegangenen, überwiegend 
evangelischen Gebiete jenseits der Oder-Neiße-Linie ausfallen und in der 
Ostzone ein numerus clausus die Entwicklung der Auflage hemmt. 
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Typen der evangelischen Presse 


Diese für alle Kategorien des kirchlichen Zeitschriftenwesens gül- 
tigen Maßstäbe mögen nun durch eine kurze, mehr summarische Dar- 
stellung der einzelnen Gruppen ergänzt werden. (Der Ostzone wird dabei 
eine besondere Betrachtung gewidmet.) 

An der Spitze steht, sowohl der Auflage wie dem inneren Gewicht 
nach, der Sektor der Sonntags- und Gemeindeblattpresse 
(Gruppe V der statistischen Übersicht). An die Stelle der früheren Viel- 
gestaltigkeit, ja Zersplitterung ist eine größere Einheitlichkeit getreten. 
Es ist schon bei der Betrachtung des Lizenzsystems darauf hingewiesen, 
daß es das Aufkommen großer,tragfähiger Blätter für den Bereich ganzer 
Landeskirchen begünstigte. Sie bestimmen heute im wesentlichen das 
Bild der Sonntags- und Gemeindeblattpresse, auch wenn neben ihnen 
inzwischen kleinere, auf einen engeren Bereich beschränkte Blätter 
emporzuwachsen beginnen. Ihre redaktionelle Leitung liegt überwiegend 
in den Händen hauptamtlicher Kräfte, die mit der erforderlichen Vor- 
bildung und Erfahrung ihren Dienst tun. Deshalb hat jedes dieser großen 
Blätter ein eigenes Gesicht. Die Klischeehaftigkeit, die man in früheren 
Jahren dieser Presse zum Vorwurf machte, ist weithin zugunsten einer 
eigenen bodenständigen Gestaltung verschwunden. Wenn voreilige Kri- 
_ tiker von dem ‚„‚monotonen Selbstgespräch der kirchlichen Presse“ ge- 
redet haben, so mangelt ihnen eine umfassende Sachkenntnis, vor allem 
aber die Einsicht, daß ein Gemeinde- und Kirchenblatt zunächst einmal 
die das Gemeindeleben tragenden Kräfte anreden muß und sich nicht 
allein nach den Bedürfnissen der kirchlichen ‚‚Randsiedler‘“ ausrichten 
kann. Die Wünsche, die diese Blätter zu erfüllen haben, sind sehr ver- 
schiedenartig. Auf der einen Seite verlangt man von ihnen, daß sie auf 
den Geschmack breiter Leserschichten Rücksicht nehmen, auf der an- 
deren Seite aber sollen sie auch ein gewisses Niveau halten. Sie sollen 
daneben zwar nicht offizielles Organ der Kirchenleitungen, wohl aber 
Träger eines gesamtkirchlichen Wollens sein. Unter dieser doppelten 
Zwecksetzung sind die früher stärker ausgeprägten Grenzen zwischen 
dem Sonntags- und dem Gemeindeblatt fließend geworden, es ist ein 
neuer Typ entstanden, der sich nach den bisher gewonnenen Erfahrungen 
besser bewährt als die früher bis zur Zersplitterung reichende Mannig- 
faltigkeit kleiner und kleinster Blätter. Ist damit die Existenzberechti- 
gung kleiner Gemeindeblätter abgelehnt? Zur Problematik dieser Frage 
hat sich im September 1949 eine Konferenz von Vertretern der Sonntags- 
und Gemeindeblattpresse geäußert und dabei folgende Gesichtspunkte 
geltend gemacht: 


Es ist nicht im Interesse der Kirche und der kirchlichen Presse, daß 
wir eine große Zahl leistungsunfähiger Blätter erhalten, die ihre Aufgaben 
einfach nicht erfüllen können, weil ihre wirtschaftliche Grundlage zu schwach 
und der sie redigierende Pfarrer zu beschäftigt, auch vielleicht nicht fähig 
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ist, verantwortliche Arbeit zu gewährleisten. Wir müssen darauf halten, 
daß in den einzelnen Kirchen große Blätter erscheinen, die wirtschaftlich 
eine breite Grundlage haben, hauptamtliche Schriftleiter und einen Kreis von 
Mitarbeitern, die gute Honorare für originale Leistungen erhalten. So wird 
auch der Stand evangelischer Schriftsteller und Journalisten wirklich ge- 
fördert, indem die Kirche ihnen lohnende Aufgaben stellt. Andererseits 
verkennen wir nicht, daß in der evangelischen Kirche unter Umständen 
Gemeindeblätter, die nicht über den Kreis einer Gemeinde hinausreichen, 
eine Existenzberechtigung haben. Die evangelische Kirche ist Gemeinde- 
kirche; es wäre verhängnisvoll, wenn wir die katholische Kirche nachahmen 
und nur Bistumsblätter dulden wollten. Das entspricht nicht dem Wesen 
der evangelischen Kirche. Es kann auch kein Zweifel sein, daß seit dem 
Aufkommen der Gemeindeblattpresse (in Entsprechung der Gemeinde- 
bewegung) es hervorragend geleitete Gemeindeblätter gegeben hat, deren 
Schriftsteller es in originaler Weise verstanden, die allgemeinen Welt- 
begebenheiten, die Ereignisse und Erlebnisse der Gesamtkirche durch ihre 
Person hindurchgehen zu lassen, gemeindemäßig darzustellen und mit den 
örtlichen Erfahrungen zu verbinden. Nur Unkenntnis kann die um vieles 
tiefere Wirkung eines solchen Gemeindeblattes verkennen und wünschen, 
daß allein die zentralen Blätter das Feld behalten. Aber wenige Pfarrer 
sind wirklich so original und haben die Zeit, ein Gemeindeblatt von der 
ersten bis zur letzten Seite so durchzuarbeiten, daß der Zusammenhang mit 
dem gesamten Geschehen gewahrt und das Gemeindliche gepflegt wird. Darum 
kann man nicht wünschen, daß nun allenthalben wieder kleinere Blätter 
entstehen, die weder Gemeinde bauen noch die Gemeinde für das öffentliche 
Leben zurichten. 


Damit ist das Problem der Planung berührt, eine Frage, die die 
kirchliche Presse schon in der Zeit nach dem ersten Weltkrieg lebhaft 
beschäftigt hat, die während des Dritten Reiches unter falschen Vor- 
zeichen behandelt und mit politischen Zwangsmethoden zu lösen ver- 
sucht wurde, die aber jetzt nach der Aufhebung des Lizenzsystems aufs 
neue dringlich wird, nunmehr noch belastet mit der Hypothek der all- 
gemeinen wirtschaftlichen Schwierigkeiten, unter denen das gesamte 
Zeitschriftenwesen heute zu leiden hat. — 

In der Übersicht (S.452f.) umfaßt die Gruppe der Sonntags- und 
Gemeindeblattpresse auch die Predigt- und Bibelleseblätter, von denen 
manche auf der Grenze zwischen Zeitschrift und Schriftenreihe stehen. 
In ihrem volksmissionarischen Anliegen berühren sie sich mit den 
Gemeinschafts- und Evangelisationsblättern, die unter den Zeitschriften 
der Inneren Mission rubriziert sind. . 


Zu der Sonntags- und Gemeindeblattpresse gehören auch die Bild- 
beilagen, die eine Reihe von Blättern monatlich beifügen. Unter- 
schiedlich in ihrer drucktechnischen Gestaltung und Aufmachung, wie 
in der Qualität des Bildmaterials, haben sie es noch nicht zu einer eigenen 


445 


Existenz gebracht, sondern treten fast ausschließlich als Beilagen von 
Stammblättern in Erscheinung. Inre Verbreitung wird indes dadurch 
gehindert, daß manche Stammblätter verlegerisch zu knapp kalkuliert 
sind und die Bildbeilage deshalb nicht im Rahmen des allgemeinen 
Bezugspreises, sondern nur in der Form eines Aufschlages abgeben 
können. Redaktionell sind die Bildblätter in der Themenwahl durch die 
Rücksicht auf manche dem Bild gegenüber kritisch eingestellte kirch- 
liche Leserkreise gehemmt, wie denn im reformierten Bereich neuerdings 
Stimmen laut geworden sind, die von einer ausgesprochenen Bilderfeind- 
schaft zeugen. Indes ist es inkonsequent, auf der einen Seite gegen: 
die Oberflächlichkeit und Niveaulosigkeit der säkularen Illustrierten zu 
Felde zu ziehen und als Gegengewicht die ‚christliche‘ Illustrierte zu 
fordern, zugleich aber überall Warnschilder zu errichten, wo der Ver- 
such gemacht wird, kirchliches Leben und Wirken im Bild darzustellen 
oder das christliche Heilsgeschehen in den großen Werken der Kunst 
transparent zu machen. 

Am engsten ist der Gruppe der Sonntags- und Gemeindeblätter die 
Jugendpresse benachbart (X). Sie ist wie jene der verlängerte Arm 
der kirchlichen Wortverkündigung. Das gilt insbesondere von den Blät- 
tern für den Kindergottesdienst, die der Auflage nach in dieser Gruppe 
.dominieren, darunter 2 Blätter mit über 200000 Auflage. Zu ihnen 
gehören auch die Zeitschriften für die Helferschaft des Kindergottes- 
dienstes, die eine pädagogisch-katechetische Aufgabe zu erfüllen haben. 
Daneben steht die reiche Fülle von Blättern der evangelischen Jugend- 
verbände, die sich einerseits an die Glieder dieser Verbände wenden, 
andererseits an die Leiter der Jugendarbeit. Das Gesicht dieser Blätter 
ist so verschiedenartig wie der Charakter der Jugendwerke, die sie tragen. 
Sie gruppieren sich etwa um den Reichsverband der evangelischen 
Jungmännerbünde, um den Verband der weiblichen Jugend oder auch 
um das Jugendwerk einzelner Landeskirchen. In ihrer inhaltlichen Ge- 
staltung übertreffen sie oft die Sonntags- und Gemeindeblattpresse, der 
gegenüber sie den Vorteil haben, daß sie ganz bestimmte und klar’ 
umrissene Lesergruppen ansprechen können. Es gibt unter ihnen vor- 
bildliche Erscheinungen, die hinsichtlich der Themenwahl, der Auf- 
machung und der Illustration den Vergleich mit dem früheren Stand 
der kirchlichen Jugendpresse nicht zu scheuen brauchen. 

In der Gruppe Kultur und Politik (IV) sind, wie es der Viel- 
deutigkeit dieser beiden Begriffe entspricht, sehr verschiedenartige Er- 
scheinungen zusammengefaßt. Hier wird auch die Schwierigkeit be- 
sonders deutlich, den Begriff der evangelischen Presse nach außen hin 
abzugrenzen. Wo fängt das Evangelische an, wo hört es auf? Das Kri- 
terium darf man nicht nur im Inhaltlichen suchen. Die evangelische 
Haltung, aus der heraus eine Zeitschrift gestaltet sein mag, ist ein ebenso 
gültiger Maßstab. Will man indes sich nicht ins Uferlose verlieren, so 
muß — weil ja jede Statistik begrenzte Maßstäbe anlegt — der Begriff 
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der evangelischen Zeitschrift auf das periodische Schrifttum eingeengt 
werden, das sich schon in der inhaltlichen Zielsetzung oder im Titel 
als evangelisch bekennt. Das bedeutet natürlich nicht, daß das außer- 
halb dieser nun einmal zu ziehenden Grenze erscheinende Zeitschriftengut 
samt und sonders nicht evangelisch wäre. In der Zeitschriftengruppe, die 
sich vornehmlich mit dem Bereich der Kultur und der Politik aus evange- 
lischer Geisteshaltung heraus befaßt, reicht die Spanne — um zwei dispa- 
rate Erscheinungen zu nennen — von dem Mitteilungsblatt der religiösen 
Sozialisten „Christ und Sozialist‘‘ über literarisch ausgerichtete Zeit- 
schriften bis zur „‚Zeitwende“, die man als den Typ einer evangelischen 
Kulturzeitschrift ansprechen kann. Aus Zweckmäßigkeitsgründen sind 
hier auch die Zeitschriften der kirchlichen Kunst und der Kirchenmusik 
eingeordnet. Von früheren Erscheinungen dieser Gruppe vermißt man 
u.a. die „Furche‘ und den ‚Eckart‘. Die „Furche‘“ hat ihr baldiges 
Erscheinen wieder in Aussicht gestellt, wobei sie sich auf die evangelische 
Studentengemeinde stützen will. Die evangelische Literaturzeitschrift 
„Eckart“ ist, obwohl der Eckart-Verlag inzwischen wieder entstanden 
ist, noch nicht wieder da; ihre Tradition wird einstweilen durch. die 
„Bekart-Umschau‘“ der „Evangelischen Welt‘ fortgeführt. Es liegt nahe, 
hier einen Blick auf gleichgeartete katholische Zeitschriften zu werfen. 
Zu den schon von früher her bekannten ‚Stimmen der Zeit‘ und dem 
„Hochland“ haben sich die „Frankfurter Hefte‘ gesellt. Ihnen treten 
Zeitschriften wie ‚Neues Abendland“, ‚Die Begegnung‘ und „Doku- 
mente“ zur Seite — eine Mannigfaltigkeit von Kulturzeitschriften, denen 
auf evangelischer Seite nur wenige gleichartige gegenüberstehen. In- 
dessen hat die evangelische Publizistik einen neuen Zeitschriftentyp 
hervorgebracht, der durch das ‚‚Sonntagsblatt‘‘ und durch ‚Christ und 
Welt‘ repräsentiert wird. Mit diesen beiden, unter sich durchaus ver- 
schiedenen Blättern sind Leserkreise erschlossen, die sonst von der 
evangelischen Presse alten Stils kaum erreicht wurden. 

Auf dem Feld der Kirchenzeitungen (III) spiegelt sich der Wandel 
wider, der sich während der beiden letzten Jahrzehnte in der ‚kirchen- 
politischen“ Gruppierung vollzogen hat. Die VELKD und der Refor- 
mierte Bund haben in der „Lutherischen Kirchenzeitung‘ und in der 
„Reformierten Kirchenzeitung‘ ihr Organ. Zu ihnen gesellen sich die 
Zeitschriften der Bekennenden Kirche: „Stimme der Gemeinde‘, 
„Bekennende Kirche auf dem Weg“ und die „Junge Kirche‘. Neu ist 
der Typ der Informationsblätter, die ihre Entstehung dem Informations- 
bedürfnis und dem Nachrichtenhunger der ersten Nachkriegsjahre ver- 
danken und bis zur Währungsreform erhebliche Auflagen erreichten. 
Die Tradition der Wochenschrift „Das evangelische Deutschland‘, das 
früher offiziöses Organ des Deutschen Evangelischen Kirchenbundes 
war, hat zu einem Teil die „Evangelische Welt, Informationsblatt für 
die Evangelische Kirche in Deutschland‘ übernommen, ohne indessen 
offiziöses Organ zu sein. 


447 


Die kirchlichen Amtsblätter sind in einer Gruppe zusammen- 
gefaßt (IV), weil sie einen besonderen Zeitschriftentyp darstellen. Daß 
sie in sich ein sehr verschiedenartiges Gesicht zeigen, hat zeitbedingte 
Gründe. Während des Lizenzsystems erhielt jede Landeskirche verhältnis- 
mäßig einfach eine Lizenz für ein Amtsblatt. Da damals andere Publi- 
kationsmöglichkeiten kaum vorhanden waren, wurde der Inhalt der 
Amtsblätter über die amtlichen Bekanntmachungen hinaus vielfach 
durch einen nichtamtlichen Teil oder durch regelmäßige Beilagen er- 
weitert, sei es durch homiletische, katechetische und liturgische Hand- 
reichungen, sei es durch Darstellung bestimmter Fragen, an deren Er-. 
örterung den Kirchenleitungen besonders gelegen war. 

Mit dieser Erweiterung des Inhalts haben manche Amtsblätter Auf- 
gaben übernommen, die sonst dem periodischen Schrifttum für das 
praktische Pfarramt zufielen. Die 7 Blätter dieser Gruppe (II) 
haben eine verhältnismäßig geringe Auflage, weil die Bezieher der Ost- 
zone, in der 6000 von den insgesamt 14000 Pfarrern leben, praktisch 
ausfallen, zum anderen, weil die wirtschaftliche Lage des Pfarrerstandes 
so bedrohliche Formen angenommen hat, daß auch die bescheidensten 
Mittel für die Anschaffung theologischer Fachliteratur fehlen. Das mag 
auch einer der Gründe dafür sein, daß in der Gruppe der theologisch- 
‚wissenschaftlichen Blätter (I) noch viele Lücken klaffen. Gegenüber 
den 34 Blättern, die im Handbuch der Evangelischen Presse des Jahres 
1929 aufgeführt sind, gibt es heute nur 6 Zeitschriften. Ein Sonderfall 
unter ihnen ist die „Theologische Literaturzeitung‘‘, die das Vierfache 
der früheren Auflage aufweist, als einzige theologisch-wissenschaftliche 
Zeitschrift in der Ostzone mit russischer Lizenz erscheint und zahlreiche 
Leser im westdeutschen Bundesgebiet hat. 

Das periodische Schrifttum der evangelischen Werke und 
Verbände nahm früher sowohl hinsichtlich der Auflagenhöhe wie der 
Zahl der Titel den ersten Platz ein. Indes war der Zahlenwert dieser 
Presse nicht mit den anderen Gruppen zu vergleichen. Ihre Periodizität 
ging nur selten über die Monatsausgabe hinaus, sie lag häufig sogar bei’ 
dem Vierteljahrs-Intervall. Manche dieser Blätter hatten keine festen 
Bezieher, sondern wurden — etwa als Mitgliederblatt — kostenlos ver- 
breitet. Dazu kam noch, daß der Leserkreis zu einem guten Teil sich 
mit dem der Sonntags- und Gemeindeblattpresse deckte. So war der 
Intensität ihrer Wirkung durch mancherlei Faktoren Grenzen gesetzt. 
Unter den gleichen Perspektiven wird man auch heute die Gruppen VII 
und IX beurteilen müssen. Jede einzelne dieser Erscheinungen mag in 
ihrem engeren Bereich eine wichtige Aufgabe erfüllen, dagegen hat die 
verhältnismäßig hohe Auflagenziffer — die übrigens nur einen Bruchteil 
der früheren ausmacht — nicht das Gewicht wie in anderen Gruppen. — 
Erläuternd muß hier noch erwähnt werden, daß in die Gruppe VIII auch 
das periodische Schrifttum des Evangelischen Hilfswerks und die volks- 
missionarischen Blätter eingereiht worden sind. 
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Die Zeitschriften der Gruppe XI sind einerseits Fachblätter auf dem 
Gebiet der christlichen Erziehung und kirchlichen Unterweisung, anderer- 
seits Organe der evangelischen Elternschaft, die neuerdings Ansätze zu 
einer organisatorischen Formierung zeigt. Für diese Gruppe gilt wie 
auch für die nächste, daß gegenüber der früheren Vielfalt der Erscheinun- 
gen das Feld heute nur dünn besetzt ist. 


Das periodische Schrifttum der Freikirchen ist — wir folgen damit 
der herkömmlichen Gruppierung — in einer besonderen Gruppe zu- 
sammengefaßt und nicht auf die übrigen Sparten aufgeteilt. Auch hier 
liegt der Schwerpunkt bei dem Typ des Gemeinde- und Evangelisations- 
blattes sowie der Kinder- und Jugendzeitschrift. Mögen hier auch viele 
Lücken offen sein, so läßt sich doch an der Auflageziffer unschwer der 
Tatbestand ablesen, daß die Verbreitungsdichte des freikirchlichen 
Schrifttums im Verhältnis zur Seelenzahl ungleich dichter ist als in dem 
übrigen Bereich der evangelischen Presse. Die Grenzen der Verbreitung 
sind fließend. Die evangelisatorisch ausgerichteten Blätter haben eine 
große Leserschaft auch außerhalb der Freikirchen. 


Überblickt man die verschiedenen Gruppen der evangelischen Presse 
in ihrer Gesamtheit, so fällt eine zahlen- und verbreitungsmäßige 
Ungleichmäßigkeit in der Vertretung der einzelnen Fachsparten auf. 
Die Struktur des Zeitschriftengebäudes trägt in dieser mangelnden 
Fähigkeit, ein vollgültiges Spiegelbild des kirchlichen Lebens zu sein, 
noch die Narben der früheren Behinderung. So fehlt es nicht nur, wie 
schon erwähnt, an einer führenden evangelischen Literaturzeitschrift, 
sondern ebenso an einer die Willensbildung der evangelischen Frau 
dokumentierenden Frauenzeitschrift. Man vermißt eine illustrierte evan- 
gelische Monatsschrift vom Typ der säkularen, mit Kunstbeilagen aus- 
gestatteten Monatshefte. Der Versuch zur Begründung eines die breite 
Leserschaft ansprechenden evangelischen Familienblattes ist nach einem 
vergeblichen Anlauf bisher nicht zur Reife gelangt. Auch für eine in den 
säkularen Bereich hineinwirkende evangelische Illustrierte scheint das 
verlegerische Risiko zu groß zu sein. Überhaupt lassen sich heute, knapp 
zwei Jahre nach der Währungsreform, viele Lücken im Zeitschriften- 
gebäude daraus erklären, daß der Strukturwandel der modernen Leser- 
schaft auch die Kreise angegriffen hat, auf die sich früher das evange- 
lische Zeitschriftenwesen stützen konnte. Diesen Wandel näher zu 
beschreiben, müßte einer besonderen Untersuchung vorbehalten bleiben. 


Der Stand in der Ostzone 


Die bisherigen Erläuterungen der statistischen Übersicht beziehen 
sich fast ausnahmslos auf die Presse im westdeutschen Bundesgebiet 
und Westberlin. Im Bereich der „Deutschen Demokratischen Republik“ 
müssen an das periodische Schrifttum der Kirche andere Maßstäbe 
angelegt werden. Hier ist noch das Lizenzsystem in Kraft, das bis vor 
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kurzem von der sowjetischen Kontrollkommission gehandhabt wurde 
und neuerdings auf deutsche Stellen übergegangen ist, ohne daß dadurch 
in der Behandlung der kirchlichen Presse ein grundsätzlicher Wandel 
eingetreten wäre. Noch immer haben 3 Landeskirchen in der Ostzone, 
Pommern, Provinz Sachsen und Rest-Schlesien, kein eigenes Blatt. 
Den 4 anderen Landeskirchen ist je ein Kirchenblatt zugebilligt worden: 
Im Lande Sachsen erscheint ‚Der Sonntag‘‘ mit 30000 lizenzierter 
Auflage, in Thüringen „Glaube und Heimat‘ mit 15000, in Mecklenburg 
die „Mecklenburgische Kirchenzeitung‘‘ mit 10000, in Brandenburg die 
„Potsdamer Kirche‘ mit 10000 Auflage, davon 2 mit wöchentlicher,: 
2 mit vierzehntäglicher Erscheinungsweise. Dazu kommt in Sachsen das 
Monatsblatt der evangelisch-reformierten Kirche mit über 10000 Auf- 
lage. In Berlin erscheint die vom Evangelischen Bischof herausgegebene 
Wochenschrift ‚‚Die Kirche‘ mit einer amerikanischen und sowjetischen 
Lizenz in einer Auflage von 60000. Zu dieser Gruppe der Sonntags- und 
Gemeindeblattpresse mit einer Auflage von reichlich 100000 treten noch 
folgende Zeitschriften: eine Kirchenzeitung ‚Zeichen der Zeit‘‘ mit 7000 
Auflage, ein Jugendblatt ‚Die Stafette‘“ mit 20000, eine katechetische 
Zeitschrift ‚‚Christenlehre‘“ mit 6000, eine wissenschaftliche, die „Theo- 
logische Literaturzeitung‘‘ mit 3000 und ein Missionsblatt ‚Blätter der 
‚Berliner Mission‘ mit 20000 Auflage. Man vergegenwärtige sich folgende 
Zahlen: Seelenzahl der evangelischen Landeskirchen im westdeutschen 
Bundesgebiet 22,4 Millionen, in der sowjetischen Zone 17,5 Millionen, 
Gesamtauflage der kirchlichen Presse 4 Millionen, davon in der Ostzone 
etwa 164000. Nichts illustriert schlagkräftiger die Lage der kirchlichen 
Presse in der Ostzone als diese nüchternen Zahlen, zumal wenn man noch 
berücksichtigt, daß nur ein verschwindend geringer Teil westdeutscher 
Blätter in die Gemeinden der Ostzone gelangt. Und doch hat diese so 
dürftig erscheinende Auflagenziffer der Ostzone ein ungleich größeres 
Gewicht als die gleiche im Westen hat; denn die Intensität ihrer Wirkung 
ist ungleich stärker, hier mag der übertreibende Ausdruck wirklich am 
Platz sein, daß die Blätter von der Leserschaft verschlungen werden.’ 
Wie groß damit auch die Verantwortung der Herausgeber, die sie ge- 
stalten ! 


Die Arbeit an der Tagespresse 


In der Statistik (S. 452f.) ist eine Provinz evangelischer Pressearbeit 
nicht erfaßt, die Arbeit an der Tagespresse. Es soll in dieser auf 
eine knappe Übersicht beschränkten Darstellung darauf verzichtet wer- 
den, die grundsätzlichen Fragen dieser Arbeit zu erörtern. Es müßte 
dann die Rede sein von der veränderten Struktur der heutigen Tages- 
presse und den daraus sich ergebenden Methoden der kirchlichen Nach- 
tichtengebung. Es wäre von den verheißungsvollen Versuchen der 
Evangelischen Akademien zu berichten, Kirche und Presse zur Erörte- 
rung der sie gemeinsam berührenden Fragen zusammenzuführen. Die 
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Betrachtung müßte sich auch dem personellen Problem des Journalismus 
zuwenden. Denn die der Tagespresse als Minimalforderung zu stellende 
Aufgabe, das Leben und Wirken der Kirche mit derselben Aufgeschlossen- 
heit und Sachkenntnis publizistisch darzustellen wie andere Bereiche 
des öffentlichen Lebens, ist nicht nur durch eine Nachrichtengebung 
von seiten kirchlicher Pressestellen zu lösen, sie mündet letztlich in eine 
Personalfrage, in die Aufgabe nämlich, Publizisten heranzubilden, die 
als Christen in ihrem Beruf stehen, die mit der ganzen Leidenschaft 
des Publizisten ihre Arbeit tun und sich dabei der Spannungen bewußt 
sind, in die gerade dieser Beruf den Christen täglich stellt. Schließlich 
wäre in diesem Zusammenhang auch die Frage der evangelischen Tages- 
zeitung zu behandeln, die in der weiterreichenden Frage aller evangeli- 
schen Öffentlichkeitsarbeit endet, ob der Weg der Isolierung in bestimm- 
ten evangelischen Unternehmungen oder der der Durchdringung be- 
stehender Institutionen zu gehen ist. Es mag genügen, diese Problematik 
zu umreißen und abschließend einen Blick auf die Organisation der 
kirchlichen Arbeit an der Tagespresse zu werfen. 

Die Grundlagen für diese Arbeit wurden in den Jahren zwischen 
1925 und 1933 gelegt. Die Stockholmer Weltkirchenkonferenz und die 
Berichterstattung über dieses weitreichende ökumenische Ereignis be- 
deutete den Durchbruch der evangelischen Presse- und Nachrichten- 
arbeit in den Raum der Tagespresse. War in den Jahren vorher die 
Presse allzusehr als Objekt einer missionierenden Tätigkeit angesehen 
und deshalb mit unzureichenden Mitteln bedient worden, so wurde nun 
die Arbeit methodisch und personell gemäß den publizistischen For- 
derungen, die von der Presse her an sie zu stellen waren, aufgebaut. 
Im Rahmen des Evangelischen Pressverbandes für Deutschland ent- 
wickelte sich der Evangelische Pressedienst zu einem immer wirksameren 
Instrument der kirchlichen Nachrichtengebung und Nachrichtenpolitik, 
das ohne Bindung an kirchenbehördliche Instanzen in freier Verant- 
wortung der Presse zu dienen versuchte, mit dem Ziel, sie zu eigener 
publizistischer Darstellung des kirchlichen Lebensbereichs zu führen. 
Welche Rückschläge diese Arbeit in den Jahren seit 1933 erlitt, ist im 
ersten Abschnitt dargestellt worden. Nach dem Kriege mußte völlig 
von neuem angefangen werden. Während der Evangelische Pressverband 
für Deutschland nach dem Tode von Professor Hinderer (1945) unter 
Leitung des neu berufenen Direktors Oberkonsistorialrat a. D. Walter 
Schwarz in Göttingen seine Arbeit wieder aufnahm, wurde der Evan- 
gelische Pressedienst (epd) aus Gründen, die mit der Lizenz und dem 
Lizenzträger zusammenhingen, in Bethel wieder ins Leben gerufen. Die 
technischen Fortschritte des modernen Nachrichtenwesens nötigten den 
epd mit dieser Entwicklung Schritt zu halten und seine Organisation 
den Erfordernissen der Tagespublizistik anzupassen. Eine täglich er- 
scheinende Zentralausgabe dient vor allem der Nachrichtengebung für 
die Tagespresse und den Rundfunk, eine andere Ausgabe, der die in 
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Göttingen erscheinende Korrespondenz ‚Die Quelle“ zur Seite tritt, der 
Versorgung der kirchlichen Presse. Die von den Evangelischen Presse- 
- verbänden der Landeskirchen früher und noch in den beiden ersten 
Nachkriegsjahren herausgegebenen Pressekorrespondenzen sind unter 
dem gleichen Titel und Signum als Landesdienste dem zentralen epd 
koordiniert worden. Damit ist eine Konzentration der kirchlichen Nach- 
richtenarbeit erreicht worden, die nach außen hin dem epd die notwen- 
dige Geschlossenheit verleiht, dabei aber den landeskirchlichen Anliegen 
genügend Raum gibt. In der Verbindung von zentraler und regionaler 
Pressearbeit spiegelt sich die Situation der EKD und der in ihr zusammen- 
geschlossenen Landeskirchen wider, deren spannungsreiches Mit- und 
Nebeneinander eine durchaus fruchtbare Arbeit möglich macht. 

Über der kirchlichen Arbeit an der Tagespresse darf natürlich nicht 
übersehen werden, was die Tagespresse selber tut, um dem Geschehen 
in der Kirche und ihrem Öffentlichkeitswillen ein Echo zu geben. Manche 
Zeitungen leisten in dieser Beziehung Vorbildliches, andere lassen noch 
viele Wünsche unerfüllt. Neben den großen Nachrichtenbüros, die hier 
ihre publizistische Aufgabe erkennen, ist auch der ‚Christliche Nach- 
richtendienst‘‘ zu erwähnen. Aus einem katholischen Verlag hervor- 
gegangen, treibt er seine Nachrichtenarbeit auf überkonfessioneller 
Basis, darin sich von dem ‚Kirchlichen Nachrichtendienst‘“ unter- 
scheidend, der am ehesten als das katholische Gegenstück zum epd 
anzusehen ist. 


Übersicht über die in Deutschland erscheinenden 
evangelischen Zeitschriften 


(Stand 1. April 1950) 


I. Theologisch-wissenschaftliche Blätter: 4 Blätter mit 
einer Auflage von 9000 (außerdem 2 Blätter mit unbekannter 
Auflage). 

I. Für das praktische Pfarramt: 6 Blätter mit einer Auflage ° 
von 18500 (außerdem 1 Blatt mit unbekannter Anflage). 
II. Kirchenzeitungen: 11 Blätter mit einer Auflage von 36300. 
IV. Kirchliche Amtsblätter: 20 Blätter mit einer Auflage von 
28640 (außerdem 2 Blätter mit unbekannter Auflage). 
V. Sonntags- und Gemeindeblätter: 84 Blätter mit einer Auf- 
lage von 2229000 (außerdem 3 Blätter mit unbekannter Auflage). 
VI. Kultur und Politik: 12 Blätter mit einer Auflage von 141000 
(außerdem 3 Blätter mit unbekannter Auflage). 
VII. Äußere Misssion: 8 Blätter mit einer Auflage von 86300 (außer- 
dem 4 Blätter mit unbekannter Auflage). 


VIH. Innere Mission: 23 Blätter mit einer Auflage von 698000 
(außerdem 4 Blätter mit unbekannter Auflage). 
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IX. Zeitschrift der Männer- und Frauenarbeit: 4 Blätter mit 
einer Auflage von 154000 

X. Blätter für Kinder, Jugend und Jugendarbeit: 29 Blätter 
mit einer Auflage von 821300 (außerdem 3 Blätter mit unbe- 
kannter Auflage). 

XI. Erziehung und Unterweisung, Schule und Eltern- 
schaft: 6 Blätter mit einer Auflage von 24100 (außerdem 
2 Blätter mit unbekannter Auflage). 

XH. Blätter für einzelne Stände und Berufe: 4 Blätter mit 
einer Auflage von 15400 (außerdem 1 Blatt mit unbekannter 
Auflage). 

XIII. Freikirchliche Blätter: 24 Blätter mit einer Auflage von 
256150 (außerdem 3 Blätter mit unbekannter Auflage). 

XIV. Ökumenische Bewegung: 3 Blätter mit einer Auflage von 
6800 (außerdem 1 Blatt mit unbekannter Auflage). 


Insgesamt 
235 Blätter mit einer Auflage von 4517690, 
28 Blätter mit unbekannter Auflage. 


4,5 Millionen Auflage! Der statistische Wert dieser Zahl ist in 
den vorstehenden Erläuterungen unter verschiedenen Perspektiven be- 
trachtet worden. Welches ist der innere Wert? Schneiden wir aus dem 
Gesamtbereich nur zwei Sektoren heraus, die Sonntags- und Gemeinde- 
blätter und die Jugendpresse, zwei Gruppen also, die im besonderen als 
der verlängerte Arm der gottesdienstlichen Verkündigung anzusehen 
sind! Rechnet man auf jedes Blatt durchschnittlich drei Leser, so sind 
es fast 10 Millionen Glieder der Kirche, die regelmäßig durch die von 
der Pressekanzel verkündigte Botschaft der Kirche erreicht werden. 
Stellen wir ihr die Zahl der Gemeindeglieder gegenüber, die sich im 
sonntäglichen Gottesdienst unter der Kanzel des gesprochenen Wortes 
versammeln, so kann man ohne Übertreibung feststellen, daß — wie 
schon vor 1933 so auch heute — die kirchliche Presse eine erheblich 
größere Reichweite als die Predigt des sonntäglichen Gottesdienstes hat. 
Es wird aber nicht erst solcher Überlegungen bedürfen, um nicht nur 
denen, die an der Gestaltung der kirchlichen Presse beteiligt sind, son- 
dern auch denen, die in der Kirche eine Gesamtverantwortung tragen, 
zum Bewußtsein zu bringen, welch wertvollen Besitz die Kirche in ihrer 
Presse zu verwalten hat. 

Aber mit diesem Maßstab dringen wir noch nicht tief genug in das 
geistige Gefüge der evangelischen Presse ein. Dies wird erst sichtbar, 
wenn wir auf das Ziel sehen, auf das die evangelische Presse ausgerichtet 
sein muß. Sie steht im Dienste der Verkündigung. Es gibt aber keine 
ziellose Verkündigung. Sie erhältihren Richtungspunkt von der Gemeinde 
Jesu Christi her. Es ist eine doppelte Bewegung: von der Gemeinde über 
die Welt zur Gemeinde zurück, wie sie in dem Doppelauftrag des Neuen 
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Testamentes zur „Gemeinde der Heiligen“, zum „Hingehen zu allen 
Völkern‘ biblisch vorgeprägt ist. Ein Missionsmann, der zugleich Her- 
ausgeber einer kirchlichen Zeitschrift ist, hat darauf hingewiesen, daß 
die allerersten Anfänge einer Missionsarbeit auf das Werden einer 
Gemeinde zielen, und er erblickt von da aus die eigentliche Verant- 
wortung des christlichen Journalisten darin, daß er hilft, Gemeinde zu 
bauen, zu fördern und gesund zu erhalten. So lassen sich alle noch so 
vielfältig anmutenden Erscheinungen der evangelischen Presse in dieses 
Sinngefüge einordnen, mag auch ihre Affinität zu der in der Kirche 
ununterbrochen neu werdenden Gemeinde verschiedene Grade auf- 
weisen. Der Bogen reicht von dem der Darbietung der biblischen Bot- 
schaft und der Erbauung dienenden Sonntagsblatt bis hin zu den Zeit- 
schriften, in denen das kirchliche Anliegen mit den Fragen des kulturellen, 
sozialen und politischen Geschehens aggressiv verbunden wird. Es handelt 
sich heute bei so ausgeprägten Extremen wie „Christ und Welt‘ und 
einer kleinen Bibelkreishandreichung aber nicht mehr um Erscheinungen, 
die nichts miteinander zu tun hätten; im Gegenteil: die der biblischen 
und gemeindlichen Vertiefung dienende und die auf die Schaffung eines 
kirchlichen Vorfeldes hinzielende kirchliche Presse sind, wenn sie ihre 
Aufgabe recht verstehen und tun, zusammengehörende Erscheinungs- 
formen der Verkündigung, die im Raum der Kirche geschieht. In diesem 
Raum — und damit mündet diese Betrachtung wieder in ein personelles 
Problem ein — muß auch der evangelische Publizist stehen. Die Ver- 
antwortung, die er trägt, ist nicht die Verantwortung gegenüber der 
„unsichtbaren Kirche“, die in falscher Antithese der ‚offiziellen‘ Kirche 
gegenübergestellt wird, seine Freiheit ist nicht die Freiheit von ‚‚kirchen- 
behördlicher Bevormundung‘“, sondern die Gebundenheit an das in der 
Kirche wirkende Wort Gottes. 
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Der Kampf um die christliche Schule 
und Erziehung 1933-45 


Von Vikarin Klara Hunsche-Berlin 


In seinem Buch „Kirche, Volk und Staat“ (in Vorbereitung für die 
ökumenische Tagung in Oxford 1937) schreibt Oldham: ‚Der totale 
Staat ist ein Staat, der den Menschen in der Ganzheit seines Seins mit 
Beschlag belegt; der seine eigene Autorität zur Quelle aller Autorität 
macht; der es ablehnt, die Unabhängigkeit von Religion, Kultur, Er- 
ziehung und Familie in ihren eigenen Lebensgebieten anzuerkennen; 
der allen seinen Bürgern eine bestimmte Weltanschauung aufzuzwingen 
sucht; und der bestrebt ist, auf dem Wege über alle Organe öffentlicher 
Meinungsbildung und Erziehung einen bestimmten Menschentyp in 
Übereinstimmung mit seinem eigenen Verständnis von Sinn und Ziel 
menschlicher Existenz zu schaffen. Ein Staat, der solche Ansprüche 
erhebt, behauptet für sich selbst, nicht nur Staat, sondern auch Kirche 
zu sein... Hinter dem Anspruch des totalen Staates stehen bestimmte 
letzte Überzeugungen über Wesen und Bestimmung des Menschen. Inso- 
weit diese mit dem christlichen Verständnis vom Sinn und Zweck 
menschlicher Existenz unvereinbar sind, muß die Kirche in einen Kampf 
auf Leben und Tod hineingezogen werden, in dem es um ihre Existenz 
selber geht... Es könnte wohl sein, daß der Hauptkonflikt zwischen 
dem christlichen Glauben und der säkularisierten Deutung des Lebens 
auf dem Gebiete der öffentlichen Erziehung auszufechten sein wird“ 
(a. a. 0. S.9. 10. 16). 

Diesem Staat gegenüber war die Kirche im Dritten Reich zum 
Zeugnis gefordert. Weil Jesus Christus der Herr ist, der seinen Anspruch 
auf die Jugend — wie auf ihre Eltern, Lehrer und sonstigen Erzieher —, 
die getaufte und die ungetaufte, von niemand suspendieren läßt, deshalb 
durfte die Bekennende Kirche diese Jugend in Haus und Schule und 
Jugendverband nicht dem Totalitätsanspruch des Staates überlassen, 
dessen Forderung, auf die kürzeste Formel gebracht, lautete: „Alle 
Erziehungsmächte des Volkes haben die gleiche Aufgabe, den national- 
sozialistischen Menschen zu formen“ (Richtl. f. d. Großdeutsche Volks- 
schule 1940, Einführung). 

„Die Gemeinde hat eine gemeinsame Verantwortung für ihre Jugend, 
die sie durch die Taufe aufnimmt, und darüber hinaus für die ganze 
Jugend ihres Volkes. Es handelt sich dabei ebenso um Führung der 


455 


gesunden wie um Rettung der gefährdeten und um Hilfe für die leidende 
Jugend“ (12 Leitsätze für die Arbeit der evangelischen Kirche in der 
Gegenwart“, verfaßt von Pfarrer Dr. von Rabenau-Berlin, gegen die 
. Hossenfelderschen Richtlinien der Deutschen Christen von 1932). Dabei 
hatten wir zu bleiben. 

„Die nationale Regierung sieht in den beiden christlichen Konfessionen 
wichtigste Faktoren der Erhaltung unseres Volkstums. Sie wird die 
zwischen ihnen und den Ländern abgeschlossenen Verträge respektieren; 
ihre Rechte sollen nicht angetastet werden“ (Regierungserklärung vom 
23.3.1933). Diese Zusage war an die Bedingung geknüpft: „Sie er- 
wartet aber und hofft, daß die Arbeit an der nationalen und sittlichen 
Erhebung unseres Volkes, die sich die nationale Regierung zur Aufgabe 
gestellt hat, umgekehrt die gleiche Würdigung erfährt.‘“ Wenn es dort 
weiter hieß: „Die nationale Regierung wird in Schule und Erziehung 
den christlichen Konfessionen den ihnen zukommenden Einfluß ein- 
räumen und sicherstellen,‘ so stand diese Zusicherung unter der gleichen 
Voraussetzung, daß nämlich der ‚Faktor‘ „Einfluß der christlichen 
Konfessionen“ sich als Aktivposten einsetzen ließe bei einem „gründ- 
lichen Ausbau unseres gesamten Volksbildungswesens“ (Punkt 20 des 
Parteiprogramms der NSDAP), — und das bedeutete, nachdem aus der 
„nationalen“ die „nationalsozialistische‘‘ Regierung geworden war, in 
„eine Erziehung im nationalsozialistischen Geist‘‘ (Richtlinien des 
Reichsinnenministeriums vom 23. 12. 1933). 

Wenn als „Punkt 24 des Parteiprogramms‘‘ ständig zitiert wurde: 
„Die Partei als solche steht auf dem Boden eines positiven Christen- 
tums,“ so war dies eine propagandistische Verkürzung. Der gleiche 
Programmpunkt enthielt das Bekenntnis zum ‚„arteigenen Glauben‘, 
wenn er als Maßstab für „die Freiheit aller religiösen Bekenntnisse im 
Staat‘ einschränkend bestimmte: ‚...soweit sie nicht dessen Bestand 
gefährden oder gegen das Sittlichkeits- oder Moralgefühl der germani- 
' schen Rasse verstoßen‘. Demgegenüber aber mußte es zur Entscheidung 
kommen für die Kirche und damit auch für Schule und Erziehung im 
Dritten Reich: entweder Eingliederung als Faktor unter Faktoren in 
das große System der neuen staatlichen Organisation, Funktion unter 
Funktionen in dem biologisch-geschichtlich gebundenen existierenden 


Organismus ‚Volk‘ — bzw. „germanische Rasse‘ — oder Ausschaltung 
des „Faktors“ ‚christliche Konfession‘, Ausgliederung der „Funktion“ 
„Christentum‘‘ zugunsten einer „völkischen‘‘ — „arteigenen‘ — „Re- 


ligion“. Es fragte sich, was praktisch werden würde aus Kirche, Volk 
und Staat angesichts dieser „völkisch-politischen Anthropologie‘‘ (Ernst 
Krieck). - 

An einer Stelle war der Totalitätsanspruch der neuen Weltanschauung 
dogmatisch unmißverständlich niedergelegt und seine Konsequenz für 
Kirche, Schule und Erziehung unumwunden ausgesprochen: „‚Voraus- 
setzung jeglicher deutscher Erziehung ist die Anerkennung der Tatsache, 
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daß nicht das Christentum uns Gesittung gebracht hat, sondern daß 
das Christentum seine dauernden Werte dem germanischen Charakter 
zu verdanken hat... Die germanischen Charakterwerte sind deshalb das 
Ewige, wonach sich alles andere einzustellen hat. Wer das nicht will, 
verzichtet auf eine deutsche Wiedergeburt und spricht sich selbst das 
seelische Todesurteil. Ein Mann aber und eine Bewegung, welche diesen 
Werten zum vollkommenen Siege verhelfen wollen, haben das sittliche 
Recht, das Gegnerische nicht zu schonen. Sie haben die Pflicht, es 
geistig zu überwinden, es organisatorisch verkümmern zu lassen und 
politisch ohnmächtig zu erhalten‘‘ (Rosenberg, „Der Mythos des zwan- 
zigsten Jahrhunderts‘, S. 636). Das hieß für die Schule: „Hier hat der 
Nationalstaat ohne jeden Kompromiß die Alleinherrschaft zu bean- 
spruchen, will er bodenverwurzelte Staatsbürger erziehen, die sich einst 
bewußt sein sollen, wofür sie im Leben kämpfen, zu welcher Ganzheit 
von Werten sie ungeachtet aller Einzelzüge gehören“ (a. a. O. 8. 624). 
Vorerst galt dieses Buch als ‚Privatarbeit‘‘ — bis seinem Verfasser die 
weltanschauliche Ausrichtung der Partei übertragen wurde. 

An einer Stelle war es nicht nur theoretisch, sondern praktisch offen- 
kundig, daß es sich hier nicht um Eingliederung, sondern um Aus- 
gliederung bzw. Ausschaltung — jedenfalls aus dem Staatsdienst — 
handeln sollte: bei denen, die nach nationalsozialistischer Lehre bio- 
logisch nicht zum Volksorganismus gehören konnten, den Juden, und 
bei denen, die sich selbst ‚außerhalb der Volksgemeinschaft“ gestellt 
hatten oder stellen würden — entweder dadurch, daß sie ‚„jüdisch ver- 
sippt‘‘ waren, oder dadurch, daß sie sich durch ihre politisch-welt- 
anschauliche Haltung diesem Glauben widersetzten. Damit hatte das 
Dritte Reich neben dem ‚arischen Nachweis“ als stärkste und gefähr- 
lichste Waffe die der „politischen Diffamierung‘ in der Hand. Denn als 
„politisch unzuverlässig‘‘ bezeichnet zu werden, blieb für jeden eine 
unheimliche, bedrohliche Möglichkeit, die jeden Augenblick Amt, Frei- 
heit, Leib und Leben kosten konnte und tatsächlich immer wieder 
kostete, zumal, seit das Heimtückegesetz die erwünschte „Handhabe“ 
bot — auch über die unbegrenzten Möglichkeiten der Stapo hinaus. 
Neben dem Pfarrerstand, der in der Kirche seine besondere Bedrohung 
und seinen besonderen Schutz fand, war der Lehrer im besonderen Maße 
gefährdet. Andere mochten die Lehren des Nationalsozialismus hören. 
Von ihm verlangte man, daß er sie der Jugend weitergab. Ob und wie 
er sich dazu stellte, war verhältnismäßig leicht zu überwachen. 

An einer Stelle innerhalb der Kirche war es eindeutig, daß der ‚Dienst 
der Kirche am Volk“ (Niemöller) forderte, solchem ‚Verständnis‘ des 
„Christentums“ ein radikales ‚‚Nein!“ entgegenzustellen: da, wo man 
in der Rückbesinnung der Kirche auf ihr Wesen und ihren Auftrag 
wieder neu verstanden hatte, daß die Offenbarung Gottes an seine ab- 
gefallene Welt nicht eine „Religion“ unter „Religionen“ und daß Jesus 
Christus, der eine Herr und Retter aller Menschen und Mächte, in keiner 
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Weise verfügbares Objekt in ihrer Hand ist. Es war nicht von ungefähr, 
daß die Judenfrage zur Christusfrage wurde — nicht nur im „Kirchen- 
kampf“, sondern ebenso und erst recht in der Schule, am offenbarsten 
in ihrem Religionsunterricht. Hier war der status confessionis gegeben 
in Kirche und Schule. Hier bekannte man sich mit der zweiten Barmer 
These zu dem Totalitätsanspruch des einen Herrn der Kirche und der 


Welt: 


Wie Jesus Christus Gottes kräftiger Zuspruch der Vergebung aller 
unserer Sünden ist, so und mit gleichem Ernst ist er auch Gottes kräftiger 
Anspruch auf unser ganzes Leben; durch ihn widerfährt uns frohe Befreiung 
aus den gottlosen Bindungen dieser Welt, zu freiem, dankbarem Dienst an 
seinen @eschöpfen. Wir verwerfen die falsche Lehre, als gebe es Bereiche 
unseres Lebens, in denen wir nicht Jesus Christus, sondern anderen Herren 
zu eigen wären, Bereiche, in denen wir nicht der Rechtfertigung und Heili- 
gung durch ihn bedürfen. 


Soweit die Botschaft des Evangeliums in der Schule — und das heißt 
hier innerhalb der evangelischen Lehrer- und Elternschaft und der 
Jugend selbst — zu einer Macht wurde, die Gehör und Gehorsam fand, 
wurde dieser Teil der Barmer Thesen für uns eine starke Weisung und 
Hilfe. Es kam darauf an, daß wir die Freudigkeit zum Zeugnis fanden, 
auch dazu, dem vom totalen Staat geforderten „vorbehaltlosen Ge- 
horsam‘‘ einen Gehorsam mit Vorbehalt entgegenzusetzen und um 
unserer Verantwortung willen gegebenenfalls einer amtlichen oder partei- 
amtlichen Verfügung mit verantwortlicher Nichtbefolgung entgegen- 
zutreten. 

So tat sich mitten in der einen „Volksgemeinschaft“, die das Dritte 
Reich mit dem Ruf zur Umkehr in die völkische Einheit proklamiert 
hatte, — angesichts der mit allen Mitteln erstrebten und durchgeführten 
einheitlichen ‚Ausrichtung‘ im Sinn und Geist des nationalsozialistischen 
Staates — zugleich der tiefe Riß auf, der quer hindurchging durch alle 
Gemeinschaft im deutschen Volk, in Haus und Schule, in Kirche und 
Jugendverband; „zwei einander ausschließende Glaubenshaltungen, das 
Bekenntnis zu Christus und das Bekenntnis gegen Christus‘ (Synode 
von Oeynhausen 1936). 

Der nationalsozialistische Staat fand auf dem Gebiet des Schulwesens 
eine große Vielfältigkeit vor. Die Schule war — abgesehen vom Reichs- 
grundschulgesetz vom 28.4.1920, das die Grundschulpflicht reichs- 
einheitlich auf vier Jahre festsetzte, Sache der Länder, nicht des Reiches. 
Alle Versuche der ersten Republik, darüber hinaus mit Hilfe eines 
„Reichsschulgesetzes“ zu einem reichseinheitlichen Schulwesen zu 
kommen, waren gescheitert. Lediglich ein weiteres Auseinanderfallen war 
durch den ‚„Sperrparagraphen‘“ 174 der Reichsverfassung vorläufig ver- 
hindert und so die Schulfrage in der Schwebe gehalten worden. Wohl 
gab es vielerlei Möglichkeiten des Überganges von einer Schulart zur 
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anderen und viele verschiedene Formen der Höheren Schulen. Aber 
eine organisatorische Einheit bestand nicht. Was aber noch schwer- 
wiegender war: alle Versuche, der Schule eine organische innere Einheit 
zu geben, wo das Evangelium aus der Mitte an den Rand geschoben 
und der Religionsunterricht „Nebenfach“ geworden, waren — not- 
wendigerweise — mißlungen. Neben Bekenntnisschulen, die dies ‚immer 
noch“ nicht nur dem Namen nach, sondern tatsächlich waren, standen 
sehr viele, bei denen nur noch der rechtliche Rahmen — immerhin 
trotz aller Fragwürdigkeit ein sehr wesentlicher Rahmen! — geblieben 
war, Bekenntnisschulen und Simultanschulen, und schließlich solche, 
die noch keine rechtliche Grundlage besaßen — vorläufig als „Sammel- 
schulen ohne Religionsunterricht‘‘ dem bestehenden Schulwesen ein- 
gegliedert —, in Wirklichkeit aber weltliche Schulen marxistischer 
Prägung waren. Die dringende Forderung und Zukunftshoffnung eines 
erheblichen Teiles der Lehrerschaft, die Schaffung der „Einheitsschule“, 
die die Jugend „nicht nach Konfessionen aufspalten‘‘, sondern in äußerer 
und innerer Gemeinschaft erziehen sollte und von der man sich einen 
neuen tragfähigen Grund für Erziehung und Unterricht versprach, war 
unerfüllt geblieben. 

Der Religionsunterricht war ordentliches Lehrfach, erteilt ‚im Ein- 
vernehmen“ mit den Kirchen — also rechtlich konfessioneller Religions- 
unterricht — von Lehrern, bei deren Prüfung in den meisten Fällen 
ein Vertreter der Kirche mitzuwirken befugt war. Der Lehrplan war 
demgemäß meist „im Einvernehmen“ mit den Kirchen aufzustellen. 
Die „kirchliche Einsichtnahme‘ war in vielen deutschen Ländern in 
irgendeiner Form festgelegt, seit 1932 auch in Preußen, wo sie durch 
von der Kirche dazu bevollmächtigte Beauftragte, ‚in der Regel staat- 
liche Schulaufsichtsbeamte, ausnahmsweise Leiter oder Lehrer öffent- 
licher Schulen, die das Vertrauen der Lehrerschaft genießen,‘ ausgeübt 
werden sollte. 

In den übrigen Fächern und dem gesamten Schulleben bestand — 
abgesehen von den weltlichen Schulen — für den christlichen Lehrer, 
sofern er es wirklich wollte, nicht nur die Möglichkeit, „sich erzieherisch 
auszuwirken‘“ und dem ‚‚christlichen Kulturgut‘ Raum zu geben, son- 
dern auch die Möglichkeit zu einem wirklichen gegenwärtigen Bekennen 
zum Evangelium heute. Neben den parteipolitischen und sonstigen 
Lehrervereinigungen standen solche, die „‚konfessionell gebunden“ waren. 
Es gab neben den vielen Jugendverbänden eine erhebliche Schar von 
in evangelischen Jugendverbänden zusammengeschlossenen Jungen und 
Mädchen. Es gab ein weitverzweigtes evangelisches Privatschulwesen, 
das in der „Evangelischen Schulvereinigung‘“ seine Zusammenfassung 
besaß. 

Der „Zeitgeist‘‘ freilich war alles andere als christlich — bis weit in 
die Lehrerschaft hinein. Und wenn in den Jahren 1936/37 ein Lied der 
nationalsozialistischen Jugendverbände Sturm erregte, in dem es hieß: 
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Die Zeit verging, doch der Pfaffe blieb, 
dem Volke die Seele zu rauben, 

und ob er’s römisch, ob lutherisch trieb, 
er lehrte den jüdischen Glauben, 


— so war dies nur die Fortsetzung des „Gottlosenliedes‘‘ „Roter 


Wedding“: 


Beten, Singen, Weihrauchdünste, 

fauler Zauber, eitle Lehren, 

alles eitle Priesterkünste, 

die Proleten zu betören... 

Seht die Schule, mit der Fibel 

wird das Gift schon eingesogen, 

mit dem Rohrstock, mit der Bibel 

wird der Rücken krumm gebogen. 

raus, Prolet, heraus aus dem Gotteshaus, 

will er deine Kinder haben, schmeiß den Pfaffen raus!... 
Wenn es geht zum großen Stürmen, 

muß die Priestermacht vergehen, 

bis von allen Kirchentürmen 

unsre roten Banner wehen, 

fliegt der Pfaffe raus aus dem Gotteshaus, 

dann wird ein Kulturhaus für das Volk daraus! 


Und ein Teil der Wintersonnwendlieder hatten ihren Vorläufer etwa 
in dem ‚‚proletarischen Weihnachtslied‘: „Der neue Stern‘, in dem 
nach einer Parodie über das bürgerliche ‚Weihnachten‘ die neue prole- 
tarische Heilserwartung ihren unheimlich eschatologischen Ausdruck 


fand: 
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...Doch überm Hof in der eisigen Nacht 
ist still und sacht 

ein neuer leuchtender Stern erwacht. 

Er steht überm Fenster 

des armen Mannes in blutrotem Glanz, 
und seine fünf Zacken strahlen weit 

in Elend, Hunger und Dunkelheit. 

Die Armen sehen das Himmelslicht, 

die Reichen sind blind, sie sehen es nicht. 
Es leuchtet überall auf Erden, 

wo arme Kinder geboren werden. 

Denn nicht ein Erlöser ist uns erstanden, 
Millionen Erlöser in allen Landen. 
Denn einmal treten sie aus dem Schalten, 
der rote Stern geht vor ihnen her, 

dann gibt es keine Reichen und Satten 


und keine Hungernden mehr! 

Dann ist es mit dem frommen Betrug 

für alle Zeiten zu Ende. 

Dann braust der Choral von Hammer und Pflug, 
das Lied der Sonnenwende: 

Brüder, zur Sonne, zur Freiheit, 

Brüder, zum Licht empor! 

Hell aus dem dunkeln Vergangnen 

leuchtet die Zukunft hervor! 


Nicht ohne Grund hatte der Kirchentag der Deutschen Evangelischen 
Kirche in Bethel 1924 erkärt: „Rechte christliche Erziehung muß auch 
in der Schule gewährleistet sein, sonst wird die Forderung der allgemeinen 
Schulpflicht zum unerträglichen Gewissenszwang‘“ (Kirche, Staat und 
Volk“, Ev. Preßverband, S. 28). In seinen Erläuterungen zur „Ordnung 
des kirchlichen Lebens‘ (1930) schrieb Generalsuperintendent Zänker: 
„Wer die Schulverhältnisse der Gegenwart kennt und etwas weiß von 
den inneren Kämpfen, denen viele Eltern durch den Zwang der sozialen 
Verhältnisse, z. B. durch den Terror der freien Gewerkschaften, in bezug 
auf die Unterbringung ihrer Kinder in evangelischen Schulen ausgesetzt 
sind, der wird verstehen, daß die Generalsynode nicht einfach bestimmen 
konnte, daß Kinder die heilige Taufe nicht empfangen sollten, wenn 
ältere Geschwister die weltliche Schule besuchen. Es gibt Väter, die von 
Arbeit und Brot gebracht würden, wenn sie dem Druck ihrer Arbeits- 
kollegen, ihre Kinder in die weltliche Schule zu schicken, nicht nach- 
gäben.“ 

Eins muß noch vorausgeschickt werden: An einer Stelle innerhalb 
der evangelischen Lehrerschaft war ein Neues im Werden, dort, wo 
die Neubesinnung in der Theologie bereits zu einer Neubesinnung in der 
Pädagogik den Anfang gesetzt hatte, nicht in weitreichender Ausdehnung, 
aber vielleicht desto mehr in die Tiefe gehend und Raum schaffend für 
das Hören auf das Wort und existentielles Gehorchen im status con- 
fessionis des Dritten Reiches. Genannt seien: Heckel, Bohne, H.Kittel, 
G. Merz, K. Frör, J. Schieder, G. Schmidt, G. Müller-Bethel, W.Faerber, 
der Arbeitskreis „Schule und Evangelium‘ (v. Tiling, Jarausch). 

Vorerst und in die Breite wirkend, fiel da, wo man ‚‚religiös‘‘ sein 
oder wieder werden wollte, die neue Botschaft vom ‚‚arteigenen Christen- 
tum‘ auf fruchtbaren Boden. „Religion“ als „Funktion“, „religiöses 
Erlebnis‘ als „Erfüllung“ ‚religiösen Bedürfnisses‘‘ — das waren Be- 
griffe, die in der Lehrerschaft und in der Öffentlichkeit des Volkslebens 
von einer popularisierten säkularisierten Theologie her längst einge- 
wurzelt waren. Und selbst da, wo man bewußt evangelisch sein wollte, 
begrüßte man bis tief in die Reihen derer, die gegen Idealismus und 
Materialismus kämpften, die anscheinend mit dieser Verbindung von 
nationalem, volksgebundenem und zugleich sozialistischem Denken und 
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Wollen verbundenen theologischen und volksmissionarisch-praktischen 
Möglichkeiten. 

So wurde es der nationalsozialistischen Weltanschauung leicht genug, 
in der Schule Boden zu fassen. Hier schien die eine organisatorisch vom 
Kindergarten bis zur Universität alles in sich schließende äußere Einheit 
und — damit verbunden — die Wiedergewinnung der inneren Einheit 
auf dem Boden des völkischen Denkens als der alle verpflichtenden 
lebendigen Mitte aller Erziehung Wirklichkeit werden zu wollen: Ein 
Volk — ein Führer — eine Schule. 

Schon vor 1933 waren unter den Führenden eine Reihe Lehrer 
aktiv beteiligt. 1932 verkündete das Blatt des NSLB ‚10 Gebote für den 
Lehrer im Dritten Reich“ auf der Grundlage des „artgemäßen Christen- 
tums‘‘. Die eigentlichen Schulforderungen des NSLB wurden erst im 
April 1933 bekanntgegeben. 

Radikal wollten diese Lehrer sein — viel radikaler als die immer 
noch zu stark an die alten Dogmen gebundenen deutschchristlichen 
Theologen. Und sie waren es! Der radikale Vertreter des Mythus in der 
Sportpalastkundgebung vom 13. November 1933, an der der ganze 
Schwung der deutschchristlichen Bewegung zugrunde ging, Dr. Krause, 
Synodaler der neuen Provinzialsynode, war Lehrer — seit 12 Jahren 
' auch Religionslehrer! 

Schule im Dritten Reich — das hieß in der Tat Umwandlung der 
Schule von Grund auf: von der christlichen Bekenntnisschule zur 
„Weltanschauungsschule unter dem Schutz des Staates“, zur „NS- 
Bekenntnisschule‘“ ! 

Vom März 1933 an wurden die Lehrer zu „Großveranstaltungen“ 
kommandiert, die großen und die kleinen Lehrerverbände wurden 
„gleichgeschaltet‘‘ oder schalteten sich gleich, wurden einschließlich 
ihres Vermögens und ihres Rechtsschutzes in den NSLB überführt oder 
ihm angeschlossen. Von nun an gab es keine andere Standesver- 
tretung mehr. Es blieben lediglich einige konfessionelle Lehrerver- 
bände als „Gesinnungsgemeinschaften“ im Raum der Kirche vor- 
läufig übrig. 

Neu werden sollte die Schule. „Prediger und Apostel der NS-Welt- 
anschauung‘“ sollten die Lehrer werden. Dazu bedurfte es vor allem der 
„Säuberung‘ und der „Schulung‘‘ des Lehrerstandes. Das „Gesetz zur 
Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ schied die Lehrer aus, die 
„jüdischen Blutes‘ oder „jüdisch versippt‘‘, und die, die als politische 
Gegner bekannt waren. Die weltlichen Schulen wurden aufgehoben. Das 
„Gesetz gegen Überfüllung deutscher Schulen und Hochschulen“ vom 
25.4. 1933 beschränkte die Zahl der rassisch jüdischen Schüler auf die 
der Gesamteinwohnerzahl entsprechende Verhältniszahl. Neue reichs- 
einheitliche Richtlinien für die „Erziehung im nationalsozialistischen 
Geist“ traten in Kraft, nur für den Religionsunterricht blieben die 
Richtlinien ‚vorbehalten‘. Sie sind nie erschienen. Sie erübrigten sich 
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durch die Arbeit der Partei und ihrer Gliederungen, durch Einzel- 
maßnahmen und allmähliche Verkürzung der Stundenzahl. Der Reli- 
gionsunterricht blieb trotz allem der Stein des Anstoßes für diese 
Schule. 

Noch waren die Schulen rechtlich konfessionell. Was sollte aus den 
Lehrern werden, die sich einem „dogmenfreien‘ Gottglauben anschlossen? 
Lehrer, die aus der Kirche austraten, waren an den Schulen ihres 
früheren Bekenntnisses anzustellen. Die evangelische Lehrerschaft mel- 
dete in ihren Zeitschriften — noch bestanden diese! — ihre schweren 
Bedenken an, ohne gehört zu werden. 

Inzwischen wurde auch die Schülerschaft erfaßt. Hilterjugend, Jung- 
volk, Jungmädelschaft waren zunächst freiwillig. Dann wurden die 
Jugendverbände eingegliedert. Der Reichsbischof hielt es für sein Recht 
und seine Pflicht, auch das gesamte evangelische Jugendwerk ohne 
Vollmacht und gegen den Willen seiner Führung in die Hitlerjugend zu 
überführen. Von da ab (Dezember 1933) gab es eine „legale“ und eine 
„illegale“ evangelische Jugendarbeit, eine, die „die Gottesstunde des 
Dritten Reiches‘ „freudig bejahte‘‘ und von daher ihren Sinn und Auf- 
trag zu bestimmen suchte, und eine andere, die um so treuer und tapferer 
trotz aller Diffamierung zu ihrem Glauben an Jesus Christus ihren Herrn 
zu stehen sich bemühte und von daher ihren Dienst in der Jugend des 
deutschen Volkes tat. 

Nach dem Grundsatz, daß die politische Bewegung die weltanschau- 
liche Vorarbeit zu leisten und der Staat das Erreichte zur gegebenen Zeit 
zu legalisieren hatte, wurde der Kampf um den Religionsunterricht 
von den Kreisen der Partei und des NSLB her eröffnet. Es erschienen 
eine Fülle von Lehrplanvorschlägen, verfaßt von Lehrern, Schulräten, 
Arbeitskreisen von Lehrern. Sie wurden für kleinere Bezirke mit mehr 
oder weniger Nachdruck für ‚erwünscht‘ — gegebenenfalls auch für 
„verbindlich“ erklärt. Sie waren sämtlich auf den gleichen Ton gestimmt: 
„Jesus als Jude ist im Religionsunterricht unmöglich“ (Schulrat Freitag- 
Berlin in „Kirche, Schule und Religionsunterricht im völkischen Staat‘); 
er war auch nicht Jude, sondern Arier. Im Mittelpunkt muß also der 
„heldische‘“ „arische‘‘ Jesus stehen, die alttestamentlichen Stoffe sind 
zu verkürzen, ebenso die über die Evangelien hinausgehenden neutesta- 
mentlichen (Paulus!) auszuscheiden, germanische Märchen und Mythen 
sind als moralische Anschlußstoffe in den Plan aufzunehmen, das Lied- 
gut ist zu sichten und von jüdischen Bestandteilen zu reinigen. 

Die alten Lehrpläne waren tatsächlich veraltet. So war der Lehrer 
in Schwierigkeiten. Die Reichskirche konnte nicht imstande sein zu 
helfen, obwohl sich eine Fülle von Vorschlägen dort sammelte. 

In der Lehrerschaft waren die von einem „arteigenen Glauben‘ her 
bestimmten Pläne nicht die einzigen. So veröffentlichte der Arbeitskreis 
„Schule und Evangelium“ in seiner Zeitschrift einen ausführlichen 
theologisch-pädagogisch durchgearbeiteten Vorschlag, in dem diesen 
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Versuchen die ganze Heilige Schrift in reformatorischer Auslegung 
entgegengestellt wurde: 


Die theologische Arbeit des letzten Jahrzehnts und die große geistige 
Umwälzung in unserem Volk machen eine neue Verteilung des Stoffes 
und eine veränderte Einschätzung der einzelnen Stoffgebiete nötig. Die 
Kriegs- und Nachkriegszeit haben der T'heologie wieder den Blick dafür 
geschärft, was es heißt, daß die Bibel Gottes Wort an uns ist... Die Irrwege 
der nun fast zweitausendjährigen christlichen Kirchengeschichte zeigen uns, 
wie jede Generation dies zur Gemeinde gesprochene Wort umbiegt, um es 
ihren Hochzielen anzupassen. Darum hat die Kirche ihr Augenmerk darauf 
zu richten, die jeweilige geschichtliche Lage im Lichte des unverkürzten 
und unveränderten Wortes Gottes zu sehen. Der Kampf zwischen der Ver- 
kündigung der Kirche und dem Selbstverständnis der verschiedenen Zeiten 
ist ein wesentliches Stück der Geschichte der Kirche... 


Es fragte sich allerdings trotz allem, ob man recht daran tat, sich 
noch im Dezember 1933 so einfach darauf zu berufen, daß ‚‚die nationale 
Erhebung wolle“, daß „unser Volk wieder ein frommes Volk werde‘, 
als ob nicht längst die Spannung zwischen diesem Evangelium und dem, 
was „die nationale Erhebung wollte“, zu deutlich geworden wäre, als daß 
„die große Stunde der neuen Volkwerdung“ eine so selbstverständliche 
Eingliederung zuließ. 

Immerhin war es wichtig, daß hier und andernortsauch dieevangelische 
Lehrerschaft sich zum Wort meldete — in Aufsätzen, Zeitschriften, 
persönlicher Stellungnahme —, willens, dem Staate zu geben, was des 
Staates war, aber ebenso willens, sich und den ihr anvertrauten Kindern 
Gottes Wort und die Gemeinschaft der Gemeinde nicht nehmen zu 
lassen. 

In München setzte schon 1934 der Kampf gegen die Bekenntnis- 
schule ein. Die Gaupropagandaleitung machte über eine „Befragung“ 
der Eltern der Schulneulinge den ersten Vorstoß dazu, auf „legalem 
Wege‘ neben die Bekenntnisschulklassen ‚„Gemeinschaftsschulklassen“ 
zu stellen. Bischof D. Meiser trat diesem Angriff auf die Bekenntnisschule 
in einer ersten Kanzelabkündigung entgegen. 

Um die gleiche Zeit wurde auch an andrer Stelle die Schulfrage immer 
dringender. In einem Vortrag über das erste Gebot nahm Heinrich Vogel 
zur Schulfrage Stellung: 


Die Verantwortung, die der Kirche durch ihren Auftrag auferlegt ist, 
verbietet ihr, ihre Glieder in der Welt ihrem Schicksal zu überlassen, also 
zuzusehen, wenn sie jener neuen Religion anheimfallen. Nirgend wird es 
vielleicht so deutlich wie in der Frage des Weltanschauungs- und Religions- 
unterrichts, daß die Kirche sich nicht dabei beruhigen kann, in einem 
sakralen Innenraum in Ruhe gelassen zu werden... Rosenberg dringt auf 
die Notwendigkeit einer kompromißlosen Entscheidung in der Schulfrage.... 
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Das Ewige, dem alles unterzuordnen ist, ist und bleibt für uns Gottes Wort. 
Die Kirche verpflichtet der Auftrag ihres Herrn in der Verantwortung für 
das gegenwärtige und für das zukünftige Geschlecht, für eine schriftgemäße 
Unterweisung und Erziehung ihrer jugendlichen Glieder im christlichen 
Glauben Sorge zu tragen... Christliche Eltern haben ein Wächteramt an 
den Seelen ihrer Kinder. Weil es ihnen von dem Herrn übertragen ist, 
als dessen Gabe sie ihre Kinder empfangen haben, als dessen, Eigentum 
ihre Kinder in der heiligen Taufe versiegelt sind, kann keine Macht der 
Welt es ihnen abnehmen. Die Kirche hat das Gewissen der Eltern zu schärfen 
und hat alles zu tun, um die Seelen der Kinder vor der Versuchung zu 
bewahren, der das jugendliche Gemüt mehr oder weniger wehrlos ausgeliefert 
ist, die es in schwerste Gewissensnot stürzen oder gar vom. christlichen 
Glauben abwendig machen muß. Die Hoheit der Eltern über ihre Kinder 
und die Pflicht, sie im Gehorsam gegen Gottes Wort zu erziehen, ist nicht 
von Staats- oder von Volks-, sondern von Gottes Gnaden und Befehl. Darum 
findet der Anspruch des Staates auf die Erziehung der Kinder seine Grenze 
an der Befehlsgewalt und dem Gehorsam, in dem Eltern und Kinder durch 
Gottes Wort aneinander gebunden sind. ..!) 


Für die Bekennende Kirche gehört von Anfang an und bis zum 
letzten Wort die Schul- und Erziehungsfrage zu den vordringlichsten, 
sowohl in den „intakten“ wie in den ‚zerstörten‘ Kirchengebieten. 
In dieser Frage ist eine engere Fühlung gehalten worden auch in den 
Zeiten, in denen ‚intakte‘ und „zerstörte‘‘ Kirchengebiete sonst ver- 
schiedene Wege gingen, — vielleicht mit darum, weil auf diesem Gebiet 
überall ‚‚zerstörtes‘‘ oder doch „gefährdetes‘‘ Gebiet war. — Nur, daß 
in der „intakten Kirche‘ die Kirchenleitung helfend, im anderen Fall 
hindernd in Erscheinung treten konnte! 

Mit dem Aufbau der Organisation der Bekennenden Kirche ent- 
standen bei den Bruderräten der Provinzial- und Landeskirchen Schul- 
referate. Schulreferenten und Sachbearbeiter wurden berufen. Beratende 
Arbeitskreise von Schulfachleuten, vor allem Lehrer und Lehrerinnen 
aller Schularten, wurden hinzugezogen. Daraus bildeten sich die Schul- 
kammern der Bekennenden Kirche. Die Schulabteilungen hatten dafür 
Sorge zu tragen, daß die Fragen der Schule und Erziehung unter der 
Pfarrerschaft und in den Gemeinden nicht in den Hintergrund traten. 
Sie hatten Pfarrer, Lehrer, Eltern und Gemeinden dazu aufzurufen: 
„Mag jeder Pfarrer die Aufgabe anfassen, wie es seinen Verhältnissen 
entspricht. Unentschuldbar ist es aber, den Ernst der Lage nicht zu 
erkennen und nicht den ganzen Willen einzusetzen, um auf dem Gebiet 
der Erziehung in Schule und Haus dem Evangelium den Raum zu 
schaffen, der ihm nach Gottes Willen gebührt...‘ (Präsident D. Burg- 
hart als Schulreferent des Berliner Bruderrats an die Berliner BK- 





1) „Zeugnisse der BK“ IV, 8. 31. 32. 
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Pfarrer 1935). Sie hatten die Lehrer in großen und kleinen Kreisen zu 
sammeln, um ihnen in der notwendigen biblischen Erkenntnis und in der 
sachlichen Kenntnis und Entscheidung in den Gegenwartsfragen Hilfe 
zu leisten, in den Gemeinden zur Schul- und Erziehungsfrage zu reden, 
fortlaufend sich Orientierung zu verschaffen über die Lage im einzelnen 
und im Gesamtzusammenhang, Stellungnahmen der Schulkammer, des 
Bruderrats, der Synoden vorzubereiten. In besonderem Maße wuchs die 
Lehrerarbeit in der Provinz Sachsen (Vikarin Inge Koch-Zippel). Die 
Leitung der Schulkammer der ersten VKL der Bekennenden Kirche lag 
in Händen von Oberkirchenrat Breit, Sachbearbeiter war Lic. Schmidt. 
Ihre wichtigsten Arbeiten sind die erste umfassende „Denkschriftzur Frage 
des Religionsunterrichts‘‘ und die Vorbereitung der schulpolitischen 
Stellungnahme der Bekennenden Kirche in Oeynhausen. Diese Arbeit 
fand ihre Fortsetzung in den Konferenzen der Schulreferenten beim 
Lutherischen Rat. Das Schulreferat und den Vorsitz der Schulkammer 
der neuen Vorläufigen Leitung hatte Superintendent Albertz inne. Sach- 
bearbeiter war zuerst Pastor Thiel, von 1937 an Pastor Rott. Diese 
Schulabteilung der Vorläufigen Leitung nahm in ihrer Denkschrift 
„Kirche, Schule, Elternhaus‘ die Beschlüsse von Oeynhausen auf. Sie 
wirkte weit über die Bekennende Kirche hinaus bis heute durch ihre 
. Arbeiten zur Katechetenfrage, Konfirmationsfrage, durch die „Evan- 
gelische Christenlehre“ und die „Schulforderungen der Bekennenden 
Kirche“ vom Jahre 1943. Je größer die Schwierigkeiten des Zusammen- 
kommens wurden, desto wichtiger wurden mehr und mehr die jährlichen 
Zusammenkünfte der Schulkammer der VL um der persönlichen Ver- 
bindung zwischen den Kirchen und um der aktiven gründlichen Arbeit 
an den wirklich akuten Fragen des Augenblicks willen, die von der Tiefe 
des Evangeliums her mit großer Freude getan wurde. Die Schulabteilung 
des Bruderrats der Evangelischen Kirche der Altpreußischen Union 
übernahm Dr. Hammelsbeck. Einige von uns waren zugleich Mitglieder 
der Berliner, der altpreußischen und der Schulabteilung der VL, bzw. 
ihres engeren Mitarbeiterkreises, darunter Professor Dehn (der Nachfolger 
von D. Burghart), Pfarrer Lokies, Dr. Paeslack, Ebeling, Hunsche u. a., so 
daß, was an einer Stelle erarbeitet wurde, zugleich der anderen zugute kam. 
Schon das Jahr 1935 brachte eine wesentliche Verschärfung der Lage 
auf dem Schulgebiet. Jetzt waren es nicht mehr einzelne, sondern ganze 
Gruppen des NSLB (1934 war nur eine geschlossen aufgetreten — 
Leipzig!), die — wie der NSLB Weißenfels — immer radikalere „Lehr- 
pläne für den Religionsunterricht‘ vorlegten. Schon stand Detlef Cölln 
mit seinem deutschkirchlichen Plan, der den ‚„heldischen Gottsucher 
Jesus von Nazareth‘ in den Mittelpunkt stellte, unter Schutz und 
Empfehlung der Reichsleitung des NSLB. Zum erstenmal stellten sich 
Landesregierungen offen hinter diese Bestrebungen. Thüringen gab einen 
eigenen Plan heraus, in einem seiner Kreise (Hildburghausen) wurde 
der „Stürmer“ im Religionsunterricht empfohlen. Das Landesmini- 
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sterium Anhalt verfügte: „Innerhalb des bisher durch den Religions- 
lehrplan gezogenen Rahmens sind die beiden Quellen deutscher Gläubig- 
keit, das germanische Gotterleben und die christliche Heilslehre, in 
lebendigen packenden Bildern den Schülern zum Bewußtsein zu bringen.“ 
Ein Einspruch des Evangelischen Frauenwerks wurde dahingehend 
beantwortet, daß ‚die oberste kirchliche Landesbehörde ihr Einver- 
ständnis erklärt‘‘ habe. Die Stadt Bremen veröffentlichte ähnliche 
Richtlinien. 


Als Vertreter des Deutschglaubens erklärte Hauer: ‚Aus unserem 
Glauben und unserer Verantwortung für das gesamte Volk fordern wir, 
daß der konfessionelle Religionsunterricht aus den deutschen Schulen 
verschwindet.‘ Der „Durchbruch“ forderte ‚die Entfernung jeglichen 
Konfessionsunterrichts aus sämtlichen deutschen Schulen und die Unter- 
weisung im christlichen Glauben ausschließlich in den Räumen der 
Kirche“. In Bergmanns ‚,25 Thesen der Deutschreligion“ hieß es: ‚Wir 
Deutschgläubigen fordern Einführung von Religionsunterricht in den 
Schulen. Der christliche Religionsunterricht kann nicht länger als Ersatz 
für Religionsunterricht gelten.‘ 


Während Reichsminister Rust noch einmal offiziell in der Öffent- 
lichkeit das Recht der konfessionellen Schulen anerkannte, ging der 
planmäßige Kampf für die „Gemeinschaftsschule‘ weiter — zunächst 
in Süddeutschland. Die Gauamtsleitung des Gaues München-Ober- 
bayern erklärte den „Kampf für die Gemeinschaftsschule“ ausdrücklich 
„für eröffnet‘. Über die Schuleinschreibungen wurden mit Hilfe scharfer 
politischer Propaganda gegen die Bekenntnisschule Präzedenzfälle ge- 
schaffen (,‚Ewiggestrige‘“), „Gemeinschaftsschulklassen‘ neben den Be- 
kenntnisschulklassen verstärkt. In diesem Jahr wurden It. Zeitungs- 
nachrichten 43,2 %, im Vorjahre 13,18 % Kinder für die Gemeinschafts- 
schule angemeldet. Die Bezeichnung der neuen Schule war verschieden. 
Während sie in Bayern schlicht ‚„Gemeinschaftsschule“ hieß, forderte 
der „Durchbruch“ die „konfessionslose Gemeinschaftsschule‘“ und der 
„Deutsche Sonntag‘ (Deutschkirche) die „nationalsozialistische Volks- 
gemeinschaftsschule‘“. 


Die praktische Entchristlichung der bestehenden Schulform wurde 
fortgesetzt in der weiteren „‚Entkonfessionalisierung‘‘ ihrer Fächer. Es 
ging um den Musikunterricht. In Württemberg wurde sowohl in der 
„Deutschen Volksschule‘ wie in „den noch bestehenden evangelischen. 
und katholischen Volksschulen“ das christliche Liedgut beschränkt auf 
neun Lieder, „die von beiden Kirchen als gemeinsames Gut anerkannt 
worden sind‘ (das Ev. Dtschld. Nr. 41 vom 11.10.1935). Der Ober- 
präsident von Hannover erklärte sich gegen das Singen von Liedern im 
Musikunterricht, „die von nationalsozialistischen Eltern abgelehnt 
werden,‘ wie „Dir, dir, Jehova, will ich singen‘, „Tochter Zion, freue 
dich“, „Jerusalem, du hochgebaute Stadt“. h 
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Der Reichserziehungsminister verfügte, daß auch in Privatschulen 
(also auch in christlichen Anstalten!) der Besuch der Morgenandachten, 
Schulgottesdienste usw. freigestellt sei (9. 7. 1935). 

Der Druck auf die Jugend wurde verstärkt. Die Teilnahme an 
Lagern und geschlossenen Veranstaltungen der konfessionellen Jugend- 
vereine wurde den Mitgliedern der HJ von ihrer Gebietsführung (West- 
falen) auf Veranlassung der Gestapo verboten: „Es muß unter allen 
Umständen vermieden werden, daß in Zukunft noch einmal die Staats- 
polizeistelle sich außerstande sieht, ein verbotswidriges Lager aufzu- 
lösen, weil Mitglieder der HJ daran beteiligt sind‘‘ (30. 8. 1935). Die 
evangelische Jugend durfte ihre Wimpel und Abzeichen nicht mehr 
tragen. Ein Geheimbefehl zur Überwindung der katholischen Jugend 
vom 28. 10. 1935 — der nicht nur diese meinte! —, die Bestimmung, daß 
ein Kindergottesdienstausflug nur gestattet sei, wenn er keine „‚Werbe- 
veranstaltung‘ sei, der Obergaubefehl der Breslauer Obergauführerin an 
ihre Mädel, durch den sie ihnen die „Hilfestellung in irgendeiner Form 
konfessioneller Arbeit (Helferin im Kindergottesdienst)‘‘ verbot, der 
Ausbau kultischer Ordnungen in der Bewegung zeigen, wie planmäßig 
der Weg der Trennung der Jugend von der Kirche fortgesetzt wurde. 
Auf die erste Periode der „Eingliederungsversuche‘“ war längst die zweite 

gefolgt, in der an ihre Stelle die ‚Ausgliederung‘ auch der „kirchlichen“ 
Bewegungen und der „Kirchenleitungen‘ getreten war, diesich dem neuen 
Glauben verschrieben hatten. Nun galt es die Lösung der Jugend von 
der Kirche überhaupt! 

Mit dem September 1935 traten die „Nürnberger Gesetze‘ in Kraft. 
Ein Erlaß des Reichserziehungsministers aus diesem Monat stellt fest, 
„die Trennung nach Konfessionen“ sei „für ein nationalsozialistisches 
Schulwesen“ „nicht ausreichend“. Deshalb sollten dort, wo zwanzig 
Kinder jüdischer Rasse innerhalb einer Gemeinde oder eines unter 
Berücksichtigung zumutbarer Schulwege abgegrenzten Bezirks vor- 
handen seien, eigene jüdische Schulen eingerichtet werden. In solche. 
Zwergschulen sollten also Kinder ohne Rücksicht auf ihre Bekenntnis- 
zugehörigkeit ‚ausgegliedert‘ und zusammengebracht werden. 

Die Vorläufige Kirchenleitung richtete am 21.2.1935 ein „Wort an 
die Gemeinden“, unterschrieben von D. Marahrens, D. Koch, Bereit, 
D. Humburg, Dr. Fiedler. In diesem Worte wurde unumwunden Stellung 
genommen gegen die „neue Religion‘, in der der Mensch seinen Gott 
schafft: 


In Abwehr dieser neuen Religion wenden wir uns an unsere Obrigkeit. 
Sie hat sich feierlich verpflichtet, die bestehenden Bekenntnisse zu schützen. 
Sie hat die überwiegende Zahl unserer Schulen als christliche Bekenntnis- 
schulen in Verwaltung genommen... In Abwehr dieser neuen Religion 
ermahnen wir die evangelischen Christen Deutschlands: Laßt euch nicht 
verführen! Es gibt keinen Frieden zwischen der christlichen Lehre und dieser 
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neuen Religion!... Darum mahnen wir: Weiset eure Kinder zu dem Herrn! 
Führt sie selbst ein in die Heilige Schrift! Lehrt sie den Katechismus! 
Singt mit ihnen die Lieder der Kirche! Schickt sie in den Gottesdienst! 
Unsere Kinder müssen gegen alle Einflüsterungen der neuen Religion 
gewappmet sein... In Bezeugung des christlichen Glaubens rufen wir allen 
zu, die abgefallen sind oder schwanken: Gott gebietet allen Menschen, Buße 
- tun... Erwählet also, wem ihr dienen wollt. Wir wollen dem Herrn 
ienen. 


Die zweite Bekenntnissynode der Evangelischen Kirche der Alt- 
preußischen Union nahm Stellung in ihrer Kanzelabkündigung, in ihrem 
„Aufruf zur Jugendarbeit‘ und in ihrem Antrag an die Vorläufige 
Kirchenleitung „betr. kirchliche Religionslehrer“. 


In dem ‚Wort an die Gemeinden“ heißt es: 


Wir sehen unser Volk von einer tödlichen Gefahr bedroht. Die Gefahr 
besteht ineiner neuen Religion. Die Kirche hat auf Befehl ihres Herrn darüber 
zu wachen, daß in unserem Volk Christus die Ehre gegeben wird, die dem 
Richter der Welt gebührt. Die Kirche weiß, daß sie von Gott zur Rechenschaft 
gezogen wird, wenn das deutsche Volk ungewarnt sich von Christus ab- 
wendet... 

Die Kirche hat nach dem Befehl ihres Herrn allem Volk das Evan- 
gelium von der Gnade und Herrlichkeit Jesu Christi zu predigen... 

Der Auftrag Jesu Christi verpflichtet die Kirche in der Verantwortung 
für das gegenwärtige und zukünftige Geschlecht, für eine schriftgemäße 
Unterweisung und Erziehung der Jugend Sorge zu tragen. Sie muß ihre 
auf den Namen des dreieinigen Gottes getauften Glieder vor einem Welt- 
anschauungs- und Religionsunterricht bewahren, der unter Verstümmelung 
und Beiseiteschiebung der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments 
zum Glauben an den neuen Mythus erzieht. 


In dem „Aufruf zur Jugendarbeit der Kirche‘ heißt es: 


1. Die Kirche ist durch ihren Auftrag, allen das Evangelium zu 
verkündigen, heute vordringlich an die Jugend gewiesen, weil die Jugend 
in die Glaubenskämpfe unserer Zeit am stärksten hineingezogen wird. Ins- 
besondere hat die Kirche ein unaufgebbares Recht auf alle Jugend, die durch 
die Taufe in den Herrschaftsbereich des Herrn Christus gestellt und durch 
den Erziehungswillen der Eltern ihr zugeführt ist. Die Kirche kann auf 
die heranwachsende Jugend als Mitarbeiter und Mitkämpfer nicht ver- 
zichten. 

2. Die Kirche weist nachdrücklich alle christlichen Eltern und Er- 
ziehungsberechtigten auf die Verantwortung für ihre Kinder hin. Diese 
Verantwortung kann ihnen von niemand abgenommen oder beschränkt 
werden. Auch das Recht des Staates auf Erziehung der Jugend findet seine 
Grenze in dem Befehl des göttlichen Wortes, das Eltern und Kinder zu- 
einander verpflichtet. Evangelische Eltern, zeigt euren Kindern in der 
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häuslichen Lebensgemeinschaft durch Wort und Wandel den Weg zu 
Christus! Seid wachsam gegen die christusfeindlichen Einflüsse, denen 
die Jugend heute besonders stark ausgesetzt ist! 

3. Die Kirche darf nicht dazu schweigen, wenn mit Hilfe der rassisch- 
völkischen Religion die biblische Botschaft von der Offenbarung Gottes in 
Jesus Christus aus der öffentlichen Erziehung verdrängt werden soll. Setzt 
euch tatkräftig ein für eine wirklich evangelische Bekenntnisschule! 

4. Die Kirche muß besonders die Gewähr dafür haben, daß der evan- 
gelische Religionsunterricht in den Schulen aufgebaut wird auf der Grund- 
lage der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments gemäß den Bekennt- 
nissen der evangelischen Kirche. 

5. Den Eltern ist die Pflicht aufgetragen, zu sorgen: für die Heiligung 
des Sonntags, für treuen Besuch der Gottesdienste, für rechte Teilnahme der 
Jugend an der kirchlichen Unterweisung. Wir ermahnen Pfarrer und 
Älteste, die Eltern in der Erfüllung dieser Pflicht treulich zu unterstützen. 

6. Die Kirche bejaht den Anspruch des Staates auf politische Erziehung 
und körperliche Ertüchtigung der Jugend. Sie hat ihrerseits den Anspruch 
auf Erziehung der Jugend in christlicher Lebensgemeinschaft. Denn in der 
Kirche Jesu Christi geht es nicht um Betätigung einer privaten Religion 
in gesonderten Zeiten und Bezirken des Lebens, oder um Pflege ‚religiöser 
:Gefühle‘‘, sondern um den Herrschaftsanspruch Gottes auf den ganzen 
Menschen. 

7. Die Bekennende Kirche lehnt deshalb das reichsbischöfliche Gesetz 
betreffend die Jugendarbeit vom 2. März 1934 ab, nicht nur weil es rechts- 
ungültig ist, sondern weil es dem Wesen der evangelischen Kirche wider- 
spricht. 

8. Um so mehr steht heute die Bekennende Kirche unter der Forderung, 
ihr Jugendwerk in allen Gemeinden, nach den aufgewiesenen Grundsätzen, 
im Anschluß an die in der Gemeinde erprobte Jugendarbeit organisch 
aufzubauen. Wir rufen alle Gemeinden, ihre Pfarrer und Ältesten, Eltern 
und Jugend auf, für dieses Werk einmütig ihre Kräfte und Gaben einzu- 
setzen. | 


In ihrem Antrag an die Vorläufige Kirchenleitung betr. kirchliche 
Religionslehrer heißt es: 


Der Jugendausschuß der Bekenninissynode der Altpreußischen Union 
bittet die Synode, zuzustimmen, daß der folgende Antrag dem Rat der 
Bekenntnissynode zur Beachtung und Weiterleitung an die Vorläufige 
Leitung der DEK übergeben wird: Die evangelische Kirche weiß sich ver- 
pflichtet, im Bunde mit den bekenntnistreuen und kirchlich gesinnten 
Religionslehrern. (-lehrerinnen) aller Schulgattungen einen Stand kirch- 
licher Religionslehrer (-lehrerinnen) zu schaffen und ihn für die welt- 
anschaulichen und religiösen Auseinandersetzungen zu rüsten. 


Die Bekennende Kirche von Nassau-Hessen gab am 24. März 1935 
eine Kanzelerklärung heraus, in der es heißt: 
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1,3. Auf Grund unseres Bekenntnisses erklären wir: Die Kirche muß 
nach göttlichem Auftrag allem Volk das Wort Gottes verkündigen. Darum 
kann sie die Erfüllung dieses Auftrages von keiner menschlichen Macht ein- 
schränken lassen. — Sie fordert: daß der Staat die Kirche in ihrer Ver- 
kündigung und ihrem sonstigen Dienste forthin ungehindert lasse; daß 
unsere Schulen vor den Lehren des Neuheidentums bewahrt werden; daß 
der Staat, der den Schutz der christlichen Bekenntnisse gewährleistet hat, 
darüber wache, daß die Schulungen nicht zur Verbreitung des Neuheiden- 
tums mißbraucht werden. Andernfalls muß die Kirche um Heil und Selig. 
keit ihrer Glieder willen diese auffordern, sich solcher Schulung zu entziehen. 


II. Auf Grund dieser Botschaft legt die Freie Reformierte Synode den 
Presbyterien (Kirchenräten) der ihr angeschlossenen Gemeinden folgendes 
auf die Verantwortung: 


1. Die Presbyterien (Kirchenräte) müssen erkennen, daß das moderne 
Antichristentum als Empörung gegen den lebendigen Gott innerhalb und 
außerhalb der ihnen anvertrauten Gemeinden sein Zerstörungswerk treibt. 


2. Die Presbyterien (Kirchenräte) müssen im Glaubensgehorsam gegen 
das Wort des lebendigen Gottes darüber wachen, 

a) daß die Verkündigung in der Gemeinde dieser Gefahr entgegentritt; 

b) daß die Erziehung der auf den Namen des dreieinigen Gottes getauften 
Kinder im Elternhaus in der Zucht und Vermahnung zum Herrn 
geschieht; 

c) daß die christliche Erziehung in keiner Weise außerhalb des Eltern- 
hauses gefährdet wird. Gegebenenfalls dürfen die Eltern nicht davor 
zurückschrecken, ihre Kinder diesem widerchristlichen Einfluß zu ent- 
ziehen. 


Der Landessynodalausschuß der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern r.d. Rheins wandte sich am 5. April 1935 an den Landeskirchen- 
rat: 


Verschiedene Vorgänge der letzten Zeit geben Anlaß zu der Befürchtung, 
daß die Bekenntnisschule auf das ernstlichste gefährdet ist. 

Der Führer hat bei der Machtübernahme erklärt: „Die nationale Re- 
gierung wird in Schule und Erziehung den christlichen Konfessionen den 
ihnen zukommenden Einfluß einräumen und sicherstellen. Ihre Sorge gilt 
dem aufrichtigen Zusammenleben zwischen Kirche und Staat... Die 
nationale Regierung sieht in den beiden christlichen Konfessionen wichtigste 
Faktoren der Erhaltung unseres Volkstums. Sie wird die zwischen ihnen 
und den Ländern abgeschlossenen Verträge respektieren; ihre Rechte sollen 
nicht angetastet werden.“ 

Wir ersuchen den Landeskirchenrat, umgehend alle Schritte zu unter- 
mehmen, die der Aufrechterhaltung des Bestandes der Bekenntnisschule 
dienlich sind. Insbesondere bitten wir auch, unter Bezugnahme auf die 
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vorstehend genannten Zusicherungen und die geltenden Gesetze und Ver- 
träge, ein entsprechendes Wort an unsere Gemeinden zu richten. 


Die Oldenburgische Bekenntnissynode vom 7.7.1935 und in ähn- 
licher Form die Schleswig-Holsteinische Bekenntnissynode vom 17.7. 
1935 wandten sich in einem Wort über die christliche Unterweisung der 
Jugend an Pfarrer, Lehrer und Eltern und „an die Obrigkeit als an die 
Treuhänderin unserer evangelischen Schule‘. Hier wurden ganz beson- 
ders auch die Lehrer auf ihre Gliedschaft in der Gemeinde und die damit 
gegebene Gabe und Aufgabe angeredet. ‚In brüderlicher Zusammenarbeit- 
zwischen Lehrern und Pfarrern‘“ soll der in Schrift und Bekenntnis 
ergehende Auftrag des Herrn der Kirche erfüllt werden. 


„An unsere Freunde unter den evangelischen Lehrern und Lehre- 
rinnen‘ wandte sich der Präses der Bekennenden Kirche Brandenburg 
(Pfarrer Scharf) (30. 8. 1935): 


...Helfen Sie mit dazu, daß das Amt des evangelischen Erziehers der 
Jugend in unseren Gemeinden diejenige Bedeutung erlangt, die ihm zu- 
kommt! An dem Geschlecht, das jetzt heranwächst, entscheidet sich das 
innere Schicksal des deutschen Volkes im gegenwärtigen Jahrhundert! Diese 
Verantwortung gibt in einer Zeit der ungeheuren geistigen Krisis dem Amt 
des evangelischen Lehrers eine unvergleichliche Bedeutung... 


Und es gab auch eine Lehrerschaft, die wußte, worum es ging, 
und die aktiv mitarbeitete trotz aller Schwierigkeiten, — und die gerade 
darum zu Halt und Hilfe wurde für die ihr anvertraute Jugend. 


Wenn die Jahre 1933/1935 als „Eingangsgefechte“ im Kampf um 
die Schule bezeichnet werden können, so sind 1936/1937 die Jahre, in 
denen der Kampf am schärfsten war. Die Lage im März 1936 
wird anschaulich in dem Wort der Bekenntnissynode der DEK in 
Oeynhausen: 


... Nach den geltenden Gesetzen ist der christliche Charakter des deutschen 
Schulwesens bis heute unverändert. Von der Universität bis zur Volksschule 
sind die Formen erhalten geblieben, durch die der Staat den christlichen 
Kirchen den ihnen zukommenden Einfluß auf die Erziehung der Jugend 
gewährleistet. In Wirklichkeit ist es aber dahin gekommen, daß die christ- 
liche Grundlage des deutschen Schulwesens aufs äußerste bedroht und in 
einigen nicht unwesentlichen Stücken bereits beseitigt ist. Um die deutsche 
Schule ringen zwei einander ausschließende Glaubenshaltungen... Es ist 
dringend notwendig, daß von Staats wegen Klarheit darüber herbeigeführt 
wird, ob das Bekenntnis zu Christus oder das Bekenntnis gegen Christus 
die deutsche Schule beherrschen soll... Die Kirche muß sich dafür ein- 
setzen, daß das Amt des christlichen Erziehers die Würde behält, die ihm 
in der Heiligen Schrift zuerkannt wird... Die christliche Gemeinde ist 
verpflichtet, wo es nötig ist, für das der Kirche gesetzlich gewährleistete 
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Gut einer bekenntmisgebundenen christlichen Schule mit allem Nachdruck 
zu kämpfen... 

Wo sie erkennt, daß alle Versuche fehlgeschlagen sind, den Mißbrauch 
des Religionsunterrichts abzustellen, müssen die Eltern um des Gewissens 
willen ihre Kinder einem solchen Religionsunterricht entziehen und einer 
eigenen kirchlichen Unterweisung zuführen... Gerade da, wo der Gemeinde 
der Segen der christlichen Schule genommen ist, muß die häusliche Er- 
ziehung und Unterweisung mit besonderem Ernst geübt werden. Die christ- 
lichen Lehrer werden aufgerufen, sich nicht nur im Religionsunterricht, 
sondern in ihrem gesamten erzieherischen Handeln in der Schule und gegen 
jedermann ungescheut zu Jesus Christus zu bekennen. Wird die in ihm 
geoffenbarte Wahrheit ausgeschaltet, so verschwindet aus der Schule die 
klare Erkenntnis von Gut und Böse, Recht und Unrecht, Wahrheit und 
Lüge. Je länger das Ringen für oder gegen Christus dauert, um so klarer 
wird hervortreten, daß die Freiheit des Lehrens nur da gesichert ist, wo das 
Gewissen nicht an menschliche Ideale, sondern an Ihn gebunden ist. Die 
Synode dankt Gott dafür, daß er in allen Teilen unseres Volkes, auch inner- 
halb der Lehrer- und Elternschaft, treue Bekenner aufgerufen hat. Sie ist 
der festen Überzeugung, daß der, der das gute Werk in uns angefangen hat, 
es auch vollenden wird zum Segen für seine Kirche, zur Erhaltung und 
Festigung des Staates und zum Heil des deutschen Volkes. 


Das ‚‚Wort der Synode von Oeynhausen an die Gemeinden“ schließt: 

Alle Eltern, Lehrer und Erzieher, alle Körperschaften und Glieder 
unserer Kirche rufen wir auf, in Gebet und furchtlosem Zeugnis mit uns 
zu ringen um eine wahrhaft evangelische Schule unter dem Wort Goites. 
Die Stunde der Entscheidung ist da! ‚Er ist bei uns wohl auf dem Plan mit 
seinem Geist und Gaben‘! 


War in den vorhergehenden Jahren das konfessionelle Privatschul- 
wesen auf alle Weise (vor allem durch finanzpolitische Maßnahmen) 
zurückgedrängt worden, so stand in den Jahren 1936/1937 bereits an 
seiner Stelle das „‚Musterschulwesen‘ der Partei und ihrer Gliederungen, 
das nun seinerseits zum Maßstab für die Umwandlung des öffentlichen 
Schulwesens wurde. In diesem Musterschulwesen waren Schulträger die 
Partei selbst oder eine ihrer Untergliederungen, für die erste Oberschule 
(Feldafing) die Oberste SA-Führung, für die verschiedenen sonstigen 
Schulen die Reichsjugendführung, die DAF, die SS, der NSLB. Bis 
1936 gab es bereits 16 „nationalpolitische Erziehungsanstalten‘, meist 
ehemalige konfessionelle Anstalten wie Schulpforta. Die Statuten wurden 
„sinngemäß“ umgedeutet (Hermannswerder!). Eine Adolf-Hitler-Schule 
als Vorschule für die Ordensburgen wurde in Crössinsee eröffnet, mit 
dem 18.1.1938 wurde die Einrichtung von 10 Adolf-Hitler-Schulen 
feierlich proklamiert. 

Mit dem Frühjahr 1936 wurde in München/Öberbayern der Gemein- 
schaftsschule weiterer Raum geschaffen und in Großstuttgart durch 
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„Elternbefragung“ die „Deutsche Gemeinschaftsschule‘ als allgemeine 
Schule eingeführt. Der Württembergische Oberkirchenrat stellte den 
Eltern die Entscheidung frei, nachdem ihm von staatlicher Seite der 
konfessionelle Religionsunterricht in gleichem Umfang wie bisher zu- 
gesichert worden war. Die Kirchlich-theologische Sozietät (Diem) legte 
Verwahrung ein. 

In Nürnberg wurde mit den gleichen Methoden der Irreführung und 
Terrorisierung der Eltern und Erzieher der „Schulkampf“ für die 
„Christliche Gemeinschaftsschule‘“ geführt, die Kirche am Eingreifen 
gehindert. Das Flugblatt des Dekanats wurde von der Polizeidirektion 
Nürnberg-Fürth beschlagnahmt unter der öffentlichen Behauptung, die 
in diesem Flugblatt erhobenen Vorwürfe gegen die „Christliche Gemein- 
schaftsschule‘‘ seien „geeignet, in der Bevölkerung Unruhe hervor- 
zurufen“. Sie seien unrichtig: „Die christliche Gemeinschaftsschule 
gewährleistet die religiöse und christliche Erziehung der Jugend im 
gleichen Maße wie jede Konfessionsschule‘“ (‚Der evangelische Weg‘, 
Stuttgart, 16. 2. 1936). 

Der „Reichswart‘‘ jedoch konnte im Oktober 1936 öffentlich den 
Standpunkt vertreten, die „christliche Gemeinschaftsschule‘“ sei ein 
„Widersinn in sich‘, es könne nur ‚deutsche Gemeinschaftsschulen‘“ 
‘geben. 

In Thüringen wurden einzelne öffentliche Schulen zu ‚„Musterschulen 
nationalsozialistischer Schulbildung“ erklärt. Auch die Einrichtung kon- 
fessioneller Staatsschulen in Oldenburg konnte das Bild nicht ändern. 
Ein Erlaß des Reichserziehungsministers vom 28. 12. 1936 verfügte, daß 
Gymnasien als Alleinschulen nicht aus dem Grunde weiterbestehen 
dürften, weil kirchliche Stellen um des Theologennachwuchses willen 
Wert darauf legten, auch wenn ein ‚„‚konfessionelles Schülerheim‘‘ damit 
verbunden sei. 

Um die Verbindung zwischen Gemeindejugend und Religionsunter- 
richt zu hindern, wurde vom Reichserziehungsministerium angeordnet, - 
daß Pfarrer, die Religionsunterricht erteilten, „nicht gleichzeitig leitend 
oder maßgebend bei der Betreuung konfessioneller Jugendverbände mit- 
wirken‘ dürften. Sie hätten sich „auch außerhalb des Religionsunter- 
richts jeder Betätigung in den genannten Organisationen und jeder 
Werbung für dieselben zu enthalten‘ (Geheimerlaß vom 25. 6. 1936). 

Das Thüringische Landeskirchenamt sah bereits als Fernziel einen 
„gemeindeutschen christlichen Religionsunterricht“. Am Schluß dieses 
Jahres war in Thüringen bereits das Alte Testament im Religionsunter- 
richt durch eigenen Rahmenlehrplan verboten. 

Eine Geheimverfügung der HJ gegen die Katholische Aktion ordnete 
„unmerkliches Überwachen des Religionsunterrichts bzw. der soge- 
nannten Bibelstunden“ und „Gründung sogenannter Erzählerkreise“ 
„derjenigen Altersstufen (7”—9jährig)“ an, „die durch die Gegenarbeit 
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weltanschaulich am meisten gefährdet sind“. „Nur solche Führer, die 
vom SD überprüft wurden und außerdem, soweit es sich um Lehrer 
handelt, vom NSLB als geeignet beurteilt wurden, können für diese 
Arbeit verwendet werden“ (Geheimerlaß betr. „‚Bubenrudel“, Befehl 1/36, 
unter Umgehung des Dienstweges). Der Reichsarbeitsdienst sicherte 
sich gegen kirchlichen Einfluß dadurch, daß er nur noch einen Theologie- 
studenten in jeder Abteilung unterbrachte. Der NSLB verlangte von 
seinen Mitgliedern die Aufgabe der Doppelmitgliedschaft, d. h. die gleich- 
zeitige Zugehörigkeit zu den „Gesinnungsgemeinschaften‘“ evangelischer 
oder katholischer Lehrer innerhalb der Kirche. Er schloß die aus seinen 
Reihen aus, die dieser Forderung nicht nachkamen. 


Im Schulbeschluß der Synode von Oeynhausen war die Stimme der 
ganzen Bekennenden Kirche zu Worte gekommen. Dieses Wort wurde 
aufgenommen in der Denkschrift der Vorläufigen Leitung vom 21. Okto- 
ber 1936 „Kirche, Schule, Elternhaus‘, unterschrieben von Pfarrer 
Müller, Dahlem; Pfarrer Dr. Böhm, Zehlendorf; Superintendent Lie. 
Albertz, Spandau; Pastor Forck, Hamburg; Pfarrer Lie. Fricke, Frank- 
furt am Main; Dr. Günther, Berlin. Die Vorläufige Leitung wandte sich 
in dieser Denkschrift unter ausführlicher Darbietung von Belegmaterial 
an die evangelischen Gemeinden, an die evangelischen Lehrer und Er- 
zieher und an die verantwortlichen Vertreter der Obrigkeit. Diesem 
„Wort über die Pflicht zur evangelischen Erziehung“ stellte sie Kol. 2, 
6—9 voran: „Wie ihr nun angenommen habt den Herrn Christus Jesus, 
so wandelt in ihm und seid gewurzelt und erbaut in ihm und fest im 
Glauben, wie ihr gelehrt seid, und seid in demselben reichlich dankbar. 
Sehet zu, daß euch niemand beraube durch die Philosophie und lose 
Verführung nach der Menschen Lehre und nach der Welt Satzungen 
und nicht nach Christo. Denn in ihm wohnt die ganze Fülle der Gottheit 
leibhaftig.‘“ Der Obrigkeit gegenüber wurde die Forderung gestellt: 
„Gebt an den öffentlichen Schulen Freiheit und Raum für die un- 
gehinderte Bezeugung der christlichen Wahrheit auf allen Gebieten der 
Erziehung und des Unterrichts, sichert die sachgemäße Ausbildung der 
evangelischen Religionslehrer gemäß dem Bekenntnis der Kirche, be- 
reitet einer ergänzenden kirchlichen Schulung der evangelischen Lehrer- 
schaft keinerlei Hindernisse.‘ Die Denkschrift wurde, wie seit langem 
fast sämtliche Verlautbarungen der Bekennenden Kirche, beschlag- 
nahmt. 


Die Schulreferenten der Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch- 
lands faßten folgenden Beschluß: 


1. Religionsunterricht ist kirchliche Unterweisung im Auftrag der 
Kirche und an die Bevollmächtigung durch die Kirche gebunden. Das 
allgemeine Priestertum der Gläubigen allein gibt noch kein Recht für die 
Erteilung des Religionsunterrichts. Ein Religionsunterricht, der nur reli- 
gionsgeschichtlich orientiert ist, ist nicht kirchlicher Religionsunterricht. 
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2. Die Kirche muß sich dessen vergewissern können, daß der Religions- 
unterricht in Übereinstimmung mit dem Bekenntnis der Kirche erteilt wird. 

3. Wir sehen in der Bekenntnisschule diejenige Schulform, in der die 
Kirche der Erziehungspflicht an der getauften Jugend am besten genügen 
und zugleich ihren Auftrag gegenüber der Jugend unseres Volkes erfüllen 
kann. 

4. Wenn die Voraussetzungen für die Bekenntnisschule zerstört sind, 
muß die Kirche fordern, daß der christliche Charakter der Gemeinschafts- 
schule reichsgesetzlich festgelegt und deutlich umschrieben wird.!) 


Die erste Schlesische Bekenntnissynode (Naumburger Synode) im 
Juli 1936 gab Eltern und Paten praktisch-konkrete Weisungen für 
christliche Erziehung im Haus und in der Schule. Sie schloß mit den 
Worten: 


Denkt immer daran, daß die Bekennende Kirche in allen euren Sorgen 
mit Rat und Tat hinter euch steht. Wir bitten Gott, den Vater unseres Herrn 
Jesu Christi, er wolle eure Jugend in dem ihr verordneten Kampfe schützen. 
Er wolle euch Eltern allezeit seines Geistes Kraft geben, allen Anfeindungen 
zum Trotz mit der Heiligen Schrift zu bekennen: „Ich aber und mein Haus 
wollen dem Herren dienen.‘‘ ‚Gott hat uns Kinder gegeben und befohlen, 
daß wir sie nach seinem Willen aufziehen und regieren; sonst bedürfte er 
Vater und Mutter nirgends zu. Darum wisse ein jeglicher, daß er schuldig 
sei bei Verlust göttlicher Gnade, daß er seine Kinder vor aller Augen zu 
Gottesfurcht und Erkenntnis ziehe. Wo du darin versäumlich bist, verdienst 
du die Hölle an deinen eigenen Kindern, ob dw gleich sonst fromm und 
heilig wärest!‘“ 


In ihrer Denkschrift an den Führer erklärte die Vorläufige Leitung 
der Deutschen Evangelischen Kirche: 


Die Entkonfessionalisierung der Schule wird vom Staat bewußt ge- 
fördert. Unter Verletzung von Rechten der Kirche wird die Abschaffung 
der Bekenntnisschule betrieben. Hierbei werden die Gewissen der Eltern 
stärkstem Druck der Partei ausgesetzt... An den Universitäten wird die 
Ausbildung des theologischen Nachwuchses immer mehr solchen Dozenten 
anvertraut, die als Irrlehrer erwiesen sind... 


Im September 1936 rief die Vorläufige Leitung die evangelischen 
Lehrer und Lehrerinnen auf — unter Bezugnahme auf den Beschluß von 
Oeynhausen — angesichts der Entscheidung in der Schule: 


Rn . „Die Vorläufige Leitung der Deutschen Evangelischen Kirche sieht 
die besondere Not und Verantwortung der Brüder und Schwestern im Lehr- 
amt. Sie bittet sie festzustehen und aufzusehen auf den, in dessen Händen 
alle Gewalt ist im Himmel und auf Erden. Sie ruft alle evangelischen Lehrer 
Eee Sl Yin un nnd Ds ir a be 

!) „Haus und Schule“, September 1936, Nr. 9, S. 277f. 
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und Lehrerinnen in Deutschland auf, mit ihr sich voll und ganz einzusetzen 
für die Erlangung des Rechts der evangelischen Schule in Deutschland... 
Die Vorläufige Leitung der Deutschen Evangelischen Kirche ruft alle 
evangelischen Lehrer und Lehrerinnen in Deutschland auf zu treuer Mit- 
arbeit an der Erneuerung der evangelischen Schule und des evangelischen 
Religionsunterrichts. 

Sie erinnert an das Wort der Synode zur Schulfrage: „Alle Eltern, 
Lehrer und Erzieher, alle Körperschaften und Glieder unserer Kirche rufen 
wir auf, in Gebet und furchtlosem Zeugnis mit uns zu ringen um eine wahr- 
haft evangelische Schule unter dem Wort Gottes. Die Stunde der Entschei- 
dung ist da. Kämpfet den guten Kampf des Glaubens! ‚Er ist bei uns wohl 
auf dem Plan mit seinem Geist und Gaben!‘ “ 


Auch der Reichskirchenausschuß richtete am 10. Juli 1936 „Ein 
Wort an die Gemeinden‘ (Gesetzblatt der DEK vom 16. 7. 1936). Unter 
Bezugnahme auf Luthers Erklärung des dritten Gebotes wandte er sich 
gegen die Entkonfessionalisierung des öffentlichen Lebens und des 
Religionsunterrichts: ‚Aber auch die anderen Unterrichtsfächer: Deutsch, 
Geschichte und Biologie dürfen nicht niederrreißen, was der Religions- 
unterricht und das christliche Elternhaus bauen.‘ Eine Stellungnahme 
zur Frage der Gemeinschaftsschule oder Bekenntnisschule war vermieden. 

Aus der Jugend selbst (Arbeitstagung für kirchliche Jugendarbeit 
Deutschlands — P. Udo Smidt) erging an die Kirchenleitung ein sehr 
wesentlicher Aufruf, den der Rat der Evangelischen Kirche der Alt- 
preußischen Union durch Rundverfügung an die Provinzialbruderräte 
weitergab: 


A. Die Not unserer Jugend 


1. Unvermindert liegt der Auftrag auf uns, der Jugend unseres 
Volkes an Höheren Schulen den Anspruch Gottes in Christus zu bezeugen: 
„Ich bin der Herr, dein Gott.‘ 

2. Uns bewegt die Not, in die dieser Anspruch heute mehr denn je 
diese unserer Sorge befohlenen Jungen hineinführt. 

Diese Not erwächst aus der Spannung zwischen dem Anspruch Gottes 
und dem Stehen in der Welt. 

3a. Unverändert lastet auf den Jungen die sittliche Not, besonders 
die eigentlichen Jugend- und Schülernöte, in denen ihnen — wenn wir 
es nicht tun — oft niemand hilft. 

3b. Hinzu kommt als neue Not die Spannung zwischen völkischer 
Religiosität und der Christusbotschaft, in welche unsere Jungen heute ver- 
setzt werden. 

4. Wir haben nicht den Auftrag, die Jungen auf irgendeinem mensch- 
lichen Wege aus der Spannung herauszuführen, etwa indem wir sie der 
Gemeinschaft der Jugend unseres Volkes entfremden und sie zu einem 
religiösen Konventikel zusammenschließen. 
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5. Wir tragen aber Verantwortung dafür, daß die Jungen in ihrem 
Kampf nicht allein stehen, sondern den festen Halt einer Gemeinschaft 
um das Wort Gottes finden. 

6. Auf der Grundlage solcher Gemeinschaft haben wir ihnen zu bezeugen: 
Gott erhebt Anspruch auf dein Leben; denn er spricht: „Ich bin der Herr.“ 

7. Es gehört zum Evangelium, von den Jungen zu fordern, daß sie 
diesem Anspruch Gottes in Christus gehorsam sind, wenn sie in die Ent- 
scheidung gerufen werden. ; 

8. Unsere entscheidende Aufgabe besteht darin, das Evangelium als 
die Botschaft von der Gnade Gottes in Christus den Jungen zu sagen. Diese 
Botschaft allein bedeutet Hilfe in aller Not. Gott spricht uns an: „Ich bin 
dein Gott.‘ Gott spricht uns frei: „Ich habe dich erlöst.“ 


Nicht die gegenüber der Jugend uns allzuleicht unterlaufende Gefahr 
einer zur moralischen Anweisung verkümmerten Verkündigung des Ge- 
setzes, sondern die biblisch klare und seelsorgerlich weise Bezeugung der 
Botschaft Gottes macht stark, in der Spannung und Anfechtung im Ge- 
horsam des Glaubens zu stehen. 


B. Was können wir tun, um der Jugend in ihrer Not 
zu helfen? 


1. Wir müssen das ganze Evangelium ohne jede Einschränkung der 
Jugend bringen. Von der Annahme oder Ablehnung dieses Evangeliums 
hängt die Zukunft unseres Volkes und damit unserer Jungen ab. 

2. Es ist zu fordern, daß Religionsunterricht der Schule, Konfirmanden- 
unterricht der Kirche im Geiste des biblischen Evangeliums erteilt wird. 
Es ist Aufgabe der verantwortungsbewußten Gemeinde, strengstens darüber 
zu wachen, daß dieser Mindestforderung genügt wird. Ein Kampfziel der 
kommenden Jahre muß es sein, daß Religionsunterricht an allen Schulen 
in die Hände von Männern und Frauen gelegt wird, die zu biblischer 
Verkündigung befähigt und freudig bereit sind. Die Arbeitskraft und nur 
theologische Ausbildung des Gemeindepastors reicht nicht aus, diese Riesen- 
aufgabe zu bewältigen. Ein Kreis von Laien muß herangebildet werden 
und für den Einsatz bereitstehen. BK-Führer, CVJM-Leiter und andere 
Laien sollten hier das Ohr offen halten für den Ruf Gottes. 

3. Unsere in der HJ stehenden Jungen sollen ihren Dienst an der 
Nation dort treu erfüllen. Uns ist aber die Wacht darüber anbefohlen, daß 
wir den Jungen, die dort wie überall in der Welt in innere Nöte geraten, 
die volle Hilfe des Evangeliums darbieten. 

4. Die Kirche muß ihr verantwortungsvollstes Amt darin sehen, die 
junge Generation für die Botschaft des Christus mobil zu machen. Von ihr 
aus müssen hauptamtlich arbeitende Jugendpfleger-Seelsorger angestellt 
werden. Sie muß außerdem Helfer vorbilden, die befähigt und gewillt sind, 
der Jugend Evangelium zu verkündigen. Ihre Jugendkammer muß zu spüren 
sein im entferntesten Dorf. 
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. 8. Die Christusbotschaft hat es nicht nötig, daß wir sie verteidigen; die 
einzig ihr gemäße Kampfesform ist der Angriff. Der schlimmste Feind, 
der uns unter Jugendlichen begegnet, ist nicht die nordische Religvosität, 
sondern die Gleichgültigkeit, Unentschiedenheit allem Gebotenen gegen- 
über, darum fordere man Entscheidungen. 

6. Es gilt nicht erst für den Religionsunterricht Lehrpläne des Staates 
abzuwarten, sondern die lebendige Kirche muß selber Hand anlegen und 
darf diese große, entscheidende Aufgabe nicht übersehen. 

7. Es gilt, die Eltern ganz anders wie bisher zu mobilisieren. Die drei 
großen Verbände „Evangelische Schulgemeinde-Barmen‘“, „Zvangel. Luth. 
Schulverein‘‘ (Dr. Kropatschek), „Haus und Schule‘‘ können wertvolle H fe 
bei Aufklärung der Eltern leisten. Rufen wir ihre Wanderredner in unsere 
Dörfer und Städte, versorgen wir unsere Eltern mit Werbematerial, helfen 
wir selber mit an Elternabenden, daß wir weiterkommen. 

8. Die evangelischen Lehrer, denen es Ernst ist um ihre Verantwortung, 
haben die Pflicht, auch im NSLB immer wieder bekennend zu werben 
durch ihr Zeugnis. Auch hier wirken Zeugnisse oft Wunder. 

9. Auf den Hochschulen für Lehrerbildung gilt es, die Werbe- 
arbeit fortzusetzen, den angehenden Lehrern Gemeinschaft zu bieten mit 
Gleichgesinnten, Mitkämpfern. Mancher unter den Besuchern hungert sich 
zu Tode, weil ihm Gemeinschaft fehlt. 

10. Im Arbeitsdienst, in der Wehrmacht, auf den Universitäten gilt es, 
diese Werbung und Sammlung fortzusetzen. Eine große Hilfe bedeutet hier 
die briefliche Verbindung mit unseren ehemaligen Leuten; hier finden 
unsere Leiter wie unsere Jungen eine wertvolle Aufgabe. Noch mehr hilft 
die Aufnahme unserer Leute in christliche Familien der Standorte. 

11. Die Zeit des Abwartens ist vorüber. Vom Staat dürfen wir nicht 
Lösungen, die wir zu finden haben, erwarten. 

12. Unsere Losung für 1936 (1. Kor. 3, 11): „Einen andern Grund 
kann niemand legen außer dem, der gelegt ist, welcher ist Jesus Christus,“ 
sei unser Leitstern: Auf diesem Fundament wollen wir bauen, lebendige 
Steine tragen zum Bau seines Reiches. 


Die Bekennende Kirche begnügte sich aber nicht mit Stellung- 
nahmen und Aufrufen. Die letzten Jahre hatten das Wissen um das 
Gesamtkatechumenat der Kirche aufs stärkste gefördert. Wo ein Glied 
Schaden nahm, da litten alle Glieder mit. Was an einer Stelle — etwa 
im Religionsunterricht — versäumt wurde, wirkte sich aufs Ganze aus. 
Was an einer Stelle positiv geschah, das hatte seine positive Auswirkung 
aufs Ganze. Wo ein Zweiggebiet ausfiel, da mußten andere eintreten, 
damit die Kirche den schuldigen Dienst an der Jugend nicht versäumte. 

So kam es, daß in diesen Jahren da, wo der Religionsunterricht 
untragbar wurde oder fortfiel, kirchliche Kinderlehre aufgenommen 
wurde und daß die Bemühungen um eine rechte planmäßige Sammlung 
und Ausbildung geeigneter kirchlicher Helfer und Helferinnen für diesen 


479 


Dienst grundsätzlich und praktisch immer mehr an Bedeutung gewannen. 
Die Arbeit unter den evangelischen Lehrern — im Bruderdienst der 
Lehrer an Lehrern — wurde verstärkt. Eine neue Lehrplanarbeit und 
Versorgung durch ‚Unterrichtshilfen‘‘ — theologisch-methodische Aus- 
legung von Einzeltexten in Form von losen Blättern (Sonderdrucke) — 
begann in Berlin, in Oldenburg, in Württemberg. 


Schon die Altpreußische BK-Synode von 1935 hatte die Bildung 
eines Standes kirchlicher Religionslehrer gefordert. Angesichts der Lage 
in Schule und Religionsunterricht faßte die vierte Bekenntnissynode 
der Evangelischen Kirche der Altpreußischen Union in Breslau (16.—18. 
Dezember 1936) folgenden Beschluß: 


Synode beschließt die Ausbildung von Katecheten. Sie macht es den 
Bruderräten zur Pflicht, um die Ausbildung einer genügenden Zahl von 
Katecheten für den kirchlichen Unterricht besorgt zu sein. 


In Württemberg begann Rektor Gengnagel mit der Ausbildung 
kirchlicher Katecheten im Auftrag der Landeskirche. 

In Berlin lag schon am Anfang des Jahres eine gemeinsame Denk- 
schrift von Missionsinspektor Lic. Paeschke und Frau Lic. Anna Paulsen- 
_ Burckhardthaus vor. Sie enthielt drei Teile: 

1. Praktische Vorschläge betr. Ausbildung und Aufgabe der Hilfs- 
kräfte für kirchliche Jugendunterweisung, 

2. Bericht über die in beiden Häusern zur Zeit vorhandene Aus- 
bildung und Hinweise auf die Möglichkeiten ihres Ausbaues für den 
neuen Arbeitszweig, 

3. Fragen an die Kirche betr. praktische Gestaltung der Arbeit. Die 
Arbeitsgemeinschaft der diakonischen Verbände befaßte sich mit dieser 
Frage. 


Praktisch ging es um drei Fragen: 

l. um eine Ausbildung von kirchlichen Laienkräften für Kinderlehre 
und Bibelkreisarbeit in Abendkursen, 

2. um die katechetische Ausbildung der Theologen, 

3. um die Ausbildung hauptamtlicher Katecheten. 

Die erste Arbeit wurde in Berlin vom Amt für Gemeindeaufbau 
im Herbst 1936 begonnen mit halbjährlichen Abendkursen (Pfarrer 
Dr. von Rabenau), zweimal wöchentlich drei Stunden, unter Mitarbeit 
der für die kirchliche Erziehungsarbeit der Bekennenden Kirche Ver- 
antwortlichen (einschließlich der Kirchlichen Hochschule [Dehn, 
Österloh...]). Die erste Einladung lautete: 


Kurse für kirchlichen Unterricht, veranstaltet durch das Amt 
für Gemeindeaufbau der Bekennenden Kirche von Berlin. 

Ziel der Arbeit: Jesus Christus ist das Licht der Welt. Durch Seinen 
Tod und durch Seine Auferstehung ist der Welt und allen Menschen die 
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Wahrheit gesagt: wir sind ohne das Opfer Christi verlorene Leute — wir 
haben durch das Opfer Christi das ewige Leben! 

Es gehört zum Leben der Kirche Christi, daß diese Wahrheit in ihr 
rein erhalten und recht gelehrt werde. Jesus Christus selbst hat darum Seiner 
Gemeinde das Amt des Lehrers gegeben. Er hat auch verheißen, daß Er 
durch Seinen Heiligen Geist Seine Gemeinde in alle Wahrheit leiten wird. 

Im Glauben an solche Verheißung ruft die Kirche alle, die in irgend- 
einem Dienst der Gemeinde stehen, sich in neuer gemeinsamer Arbeit auf 
den Dienst zu rüsten, der heute und alle Zeit jedem rechten Diener der 
Gemeinde aufgetragen ist: die rechte Lehre und Verkündigung des Evan- 
geliums nach dem Zeugnis der Heiligen Schrift! — 

Der Kreis der Teilnehmer: Wir rufen zu solcher Arbeit alle, die im 
eigenen Umgang mit der Heiligen Schrift leben, die im Dienst der Gemeinde 
Schriftauslegung treiben oder sich auf solche Arbeit rüsten. Wir laden zu 
unseren Kursen insbesondere ein: Diakone und Diakonissen, Küster, evan- 
gelische Kindergärtnerinnen, Hortnerinnen, Jugendleiterinnen, Wohlfahrts- 
pflegerinnen, Jugendhelfer, Jugendhelferinnen; weiter bitten wir Kinder- 
gottesdiensthelfer und -helferinnen, Leiter von Bibelkreisen, Mitglieder von 
Gemeindebruderräten und alle, die sich auf irgendein Lehramt in der 
Gemeinde rüsten wollen, insbesondere auch alle Organisten, Pfarrgehilfinnen 
und evangelische Lehrer und Lehrerinnen um ihre Teilnahme. 


Der Arbeitsplan: 
Erster Kurs: Dienstag von 19—22 Uhr. 
19—193/, : praktische Unterrichtsproben mit einer Kindergruppe. 
193] ,—20!],: Essenspause. 
201/,—21 : Fortlaufende Besprechung der Unterrichtsproben (Kate- 
chetik). 
21—218|, : Bibelkunde (Altes und Neues Testament). 
212/];,—22 : Singen. 
Zweiter Kurs: Donnerstag von 19—22 Uhr. 
19—193/, : Katechetik (einschl. Besuch, Abhaltung und Besprechung 
von Kindergottesdiensten). 
193/,—20!],: Essenspause. 
201/,—21 : Glaubenslehre (nach dem Katechismus). 
21-212], : Geteilter Kurs: a) Psychologie des Kindesalters, 
b) Einführung in die Leitung von Bibel- 
kreisen. 
212/522 : Singen. 


An diesen Kursus schloß sich im nächsten Halbjahr ein Fortsetzungs- 
kursus an. Bald mußten mehrere Kurse in verschiedenen Teilen der 
Stadt eingerichtet werden. Nach dem Besuch mehrerer Kurse — der 
durch Testat bescheinigt wurde — folgte eine Abschlußprüfung vor 
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einer Kommission der Bekennenden Kirche. Diese Form der Arbeit 
bildete sich an vielen Stellen gleichzeitig. 
In Westfalen gab Vikarin Grimme praktische und theoretische Hilfe 


‘für kirchliche Unterweisung. 

Die katechetische Ausbildung der Theologen wurde von der Be- 
kennenden Kirche in Berlin begonnen mit einem achtwöchigen ‚„kate- 
chetischen Seminar‘ im Haus der Goßner-Mission im Rahmen der 
Vikariatszeit unter Leitung von Dr. Hammelsbeck und Pastor Thiel. 
Neben theoretischer, theologisch- pädagogischer Ausbildung umfaßte es 
u. a. Unterrichtsbesuche und -versuche in einer Berliner Schule. 

1937 fiel das Seminar der Geheimen Staatspolizei zum Opfer. Im 
Goßner-Missionshaus war auch der Aufbau der dritten Arbeit, die Aus- 
bildung der hauptamtlichen Katecheten, vorgesehen. Dieses Seminar 
sollte einen ersten Versuch in dieser Richtung bedeuten. Zur Eröffnung 
ist es.nicht mehr gekommen. Damit war aber die Sache selber keines- 
wegs erledigt, sondern blieb vordringlich wichtig — auch noch mitten 
im Kriege, als die Synode der Bekennenden Kirche der Altpreußischen 
Union in Hamburg nicht nur die Ausbildung von Katecheten, sondern 
das „Katechetische Amt“ beschloß. In Württemberg wuchs in- 
zwischen die Katechetenschule in Ludwigsburg. 

Auch wo eine Verwirklichung in damaliger Zeit nicht möglich war, 
sind die Vorarbeiten nicht vergeblich gewesen, sondern haben sich später 
— nach dem Kriege — als wesentliche Hilfen erwiesen für den nun tat- 
sächlich in großem Umfange erfolgenden Ausbau und Aufbau des haupt- 
amtlichen katechetischen Dienstes. 

Der Berliner Plan (dem Bruderrat vorgelegt am 22. 10. 1936) „Zur 
Katecheten-Arbeit der Kirche‘ ging aus von dem „Anlaß: Lage der 
christlichen Unterweisung an der Schule“ und stellte dann dar: „Die 
geplante Abhilfe“. 


Die Kirche steht vor der Frage, wie sie der vorhandenen Not mit ihren 
eigenen Kräften steuern soll. Schon jetzt sind einzelne Gemeinden mit 
Erfolg dazu übergegangen, einen kirchlichen Ersatzunterricht einzuführen. 
Ausreichende Kräfte zur Erteilung dieses Ersatzunterrichts, zur Verlän- 
gerung der Konfirmandenzeit, Einrichtung von Besprechungen mit Kon- 
firmierten, zum lehrhaften Ausbau des Kindergottesdienstes usf. sind nicht 
vorhanden. 

Deshalb schreitet die Kirche zur Ausbildung eigener kirchlicher Lehrer. 
Es ist erwogen, zur besseren Verwendung dieser Kräfte in der Gemeinde 
ihnen in einer zwei- bis dreijährigen Ausbildung neben der biblisch-theo- 
logischen und katechetischen Schulung auch eine Einführung in den kirch- 
lichen Verwaltungsdienst, in das Orgelspiel und in die Gemeinde-Jugend- 
arbeit zu geben. 

Es ist zunächst an Abiturienten gedacht; doch je nach Eignung können 
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auch Kräfte mit anderer Schulausbildung in die Katechetenarbeit auf- 
genommen werden. 

Diese kirchlich ausgebildeten Kräfte wären einzusetzen für große G@e- 
meinden (Stadt-Gemeinden), für ländliche Verhältnisse ist erwogen, ob die 
Katecheten einen größeren Bezirk bereisen. Es ist auch in Aussicht ge- 
nommen, die Kirchschullehrerstellen unter Umständen mit kirchlichen 
Katecheten zu besetzen. 

Betreffs Einweisung der Katecheten in das Amt besteht hier die Frage 
an die Kirche, wie sie die Sorge für das ihr aufgetragene Lehramt nun 
wirtschaftlich tragen wird. ( Patenschaften von Kirchen, Provinzen, Kreisen 
und Gemeinden.) 

Neben der Heranbildung hauptamtlicher Kräfte ist eine zusätzliche 
Schulung von schon im Gemeindedienst befindlichen Kräften für Berlin 
bereits in Angriff genommen. 


Dem Antrag war bereits ein genauer Kosten-Voranschlag beigefügt. 

Für Berlin lag außerdem ein Antrag von Konrektor Ebeling namens 
der Berliner Schulkammer an den Bruderrat der Bekennenden Kirche 
von Berlin vor. Die Schulkammer beantragte für jeden Kirchenkreis 
einen „Leiter für den kirchlichen Unterricht‘ (‚dafür sollen nur Per- 
sonen in Betracht kommen, die eine gründliche theologische und päd- 
agogische Vorbildung und eine mehrjährige unterrichtliche Tätigkeit 
nachweisen können‘) unter ausführlicher Darlegung seiner Aufgaben, 
seines Dienstverhältnisses und Vorschlägen zur Aufbringung der Mittel. 

Die Vorläufige Kirchenleitung legte eine Denkschrift „Zur Erneuerung 
des kirchlichen Katechetenamtes‘“ vor, verfaßt von Studienrat Lauffs, 
theologisch tief begründet und in ihren praktisch-kirchlichen Konse- 
quenzen nach allen Richtungen wohl durchdacht und ausgeführt. Es 
gibt wohl kein Problem in dem Bereich des katechetischen Dienstes, 
das nicht hier schon seine Berücksichtigung fände. Er sieht in der ‚„‚Er- 
neuerung des kirchlichen Katechetenamtes‘‘ ‚eine längst und weithin 
vernachlässigte kirchliche Aufgabe‘, die „erkannt und angefaßt werden 
muß‘, und begründet dies unter dem Thema: ‚Die allgemeine kate- 
chetische Verantwortung der Kirche‘. ‚Der Mangel an biblischer Er- 
kenntnis und die Unkenntnis der kirchlichen Bekenntnisse, ja eine viel- 
fach abgrundtiefe Unwissenheit über die einfachsten Grundtatsachen 
evangelischer Verkündigung“ ist ‚eine der Hauptursachen des kirch- 
lichen Zusammenbruchs‘“. ‚Umgekehrt zeigen die Erfahrungen des 
Kirchenkampfes Verlangen und Notwendigkeit fester, klarer wohl- 
gegründeter Erkenntnis und ausgesprochen lehrhafter Unterweisung... 
Die Kirche muß ihr Lehramt wieder ganz ernst nehmen und es in vollem 
Umfang ausüben“. Nach einer „Übersicht über die wichtigsten kate- 
chetischen Einzelaufgaben“ folgtein Abschnitt ‚Praktische Notwendigkeit 
besonderer katechetischer Hilfskräfte“: ‚...Ohne Heranziehung kate- 
chetischer Hilfskräfte mancherlei Art wird die Arbeit einfach nicht 


geleistet werden können. Darüber dürfte Einmütigkeit bestehen. Ebenso 
dürfte sich schnell Einmütigkeit darüber herausstellen, daß alle neben 
den Pfarrern Katechetendienst tuenden Kräfte diesen Dienst nur als 
kirchlich berufene und beauftragte und beaufsichtigte Amtsträger (rite 
vocatus) tun können, gleichgültig, ob es sich dabei um hauptamtliche 
oder nebenberufliche Tätigkeit handelt.‘‘“ Abschnitt VI behandelt die 
„biblische Grundlage des besonderen Lehramtes“, Abschnitt V die 
„Begründung des Lehramtes aus den reformatorischen Schriften‘, 
Abschnitt VI die „kirchliche Zuverlässigkeit in Neueinrichtung kirch- 
licher Ämter“. Abschnitt VII „Prüfung organisatorischer Schwierig- 
keiten‘ erwähnt zunächst den „katechetischen Nothilfsdienst‘“ und geht 
dann ein auf die „Einrichtung des katechetischen Amtes im Neben- 
beruf‘. Besonders wichtig ist Punkt 3: 


Schwieriger wird es sein, für größere Gemeinde- und Synodalbezirke 
langjährig ausgebildete hauptamtliche Katechetenkräfte zu bestellen, deren 
Wirksamkeit weit wichtiger und wertvoller für Gemeinde und Synoden 
sein dürfte als noch so treuer und geschickter Dienst nebenamtlicher Kräfte, 
deren Diensteinsatz und Dienstplan schwieriger zu gestalten und mit 
größeren Unsicherheitsfaktoren behaftet sein dürfte. Die Ausbildung würde 
dabei nach Vorbildung, Art und Dauer etwa der eines Missionars ent- 
sprechen, zu der nur eine besondere pädagogische Ausrichtung hinzu käme. 

Zunächst dünkt uns nicht ganz leicht das gegenseitige Dienstverhältnis 
von Pfarramt und Katechetenamt zu sein. Man denkt nur zu leicht an die 
Gefahr der Entstehung eines clerus minor. Wenn aber beide Ämter ihren 
Dienst tun nach der Regel: „Einer ist euer Meister, ihr aber seid alle 
Brüder,“ dann kann es eigentlich grundsätzlich kein ernsthaftes Streiten 
um Nebeneinander oder Übereinander, sondern nur ein herzliches Verlangen 
nach einem brüderlichen Zueinander geben. 


Praktische Schwierigkeiten könnten eigentlich nur aus gewissen un- 
vermeidbaren Überschneidungen der Ämter kommen, aber gerade aus dieser 
Tatsache sollte die enge innere Beziehung der Ämter offenbar werden. 
Genau so, wie der Pfarrer stets den eigentlichen Konfirmandenunterricht 
behalten, also in bestimmten Grenzen ausgesprochener Katechet sein sollte, 
genau so wird man einem ordentlichen Katecheten als einem berufenen 
Lehrer der Kirche grundsätzlich nicht die Kanzel zu gelegentlicher Wort- 
verkündigung verschließen können. Wird er sich auch da bewähren und als 
rechter, auf Gottes Wort und Bekenntnis der Kirche gegründeter Prediger 
erkannt werden, so dürfte einem unter Umständen gewünschten späteren 
Einrücken ins "Pfarramt, was kein Aufrücken in soziologischem Sinne, 
sondern, kirchlich gesehen, nur eine Änderung im kirchlichen Dienst. 
auftrag bedeuten würde, nichts im Wege stehen, wenn sich der Katechet 
vor dem Übergang einem entsprechenden Examen zu unterziehen bereit ist. 
Die Sache wird besonders klar, wenn umgekehrt ein Übergang vom Pfarramt 
zum Katechetenamt nach einer entsprechenden Prüfung ebenso möglich 
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wäre. Ein Wechsel hinüber und herüber würde weder Aufstieg noch Abstieg 
sein. Man schafft also durchaus keinen clerus minor, sondern nur ein im 
Auftrag gleichwertiges anderes Amt... 


Abschnitt VIII enthält ‚Notwendige kirchliche Gesetze und Ver- 
ordnungen“ und Abschnitt IX „Grundsätze für die Errichtung des 
Katechetenamtes‘, einschließlich Ausbildung — gegliedert in mehr- 
jährige ohne Vorbildung, etwa einjährige bzw. halbjährige bzw. Sonder- 
schulung gemäß vorliegender Vorausbildung —, Gesichtspunkte für 
Auswahl, Ausbildung und Prüfung, schließlich Bestallung und Ent- 
lassung, Dienstanweisung und Besoldung. 

Die Breslauer Synode (Dezember 1936) hatte unter Hinweis darauf, 
daß „von maßgebenden Stellen offen für die sogenannte ‚Deutsche 
Schule‘ gearbeitet‘‘ werde, den Gemeinden gesagt: „Wir erwarten, daß 
christliche Eltern sich auf keine Weise bestimmen lassen werden, durch 
ihre Unterschrift der Einführung dieser ‚Deutschen Schule‘ zuzu- 
stimmen.‘ Mit dem Jahre 1937 erreichte der Kampf um die Gemein- 
schaftsschule seinen Höhepunkt. Jetzt wurde sie in großen Gebieten 
durchgesetzt. Goebbels forderte „die Gemeinschaftsschule mit kon- 
fessionellem Religionsunterricht“, Reichserziehungsminister Rust er- 
klärte jetzt, die „konfessionelle Gliederung‘‘ müsse „sobald wie möglich 
verschwinden‘, Waechtler berief sich darauf, daß, wo die Gemeinschafts- 
schule „von Erziehungsberechtigten gewünscht werde“, auch das Kon- 
kordat dem nicht entgegenstehen könne; Stadtschulrat Bauer-München 
meldete, 95 % aller Erziehungsberechtigten im Gaugebiet München- 
Oberbayern hätten sich für die Schule der deutschen Volksgemeinschaft 
entschieden, und führte die ‚christliche deutsche Volksschule‘ als 
alleinige Schulform in diesem Gebiet ein. Ganz Württemberg erhielt die 
„christliche Gemeinschaftsschule‘“. D. Martin Haug stellte im Evan- 
gelischen Kirchenblatt für Württemberg den ‚‚Religionsunterricht der 
Kirche in der Schule in seinem unabänderlichen Auftrag und Bekenntnis- 
charakter‘ sehr ernst heraus. In alles Bisherige in den Schatten stellender 
Weise wurde im Saargebiet durch Gauleiter Bürckel unter Inanspruch- 
nahme aller Propaganda- und Terrormittel mit Hilfe einer „Abstim- 
mung‘ die Gemeinschaftsschule durchgesetzt. Schließlich teilte die 
Pressestelle des Reichskommissars mit: ‚Die auf Grund dieses Abstim- 
mungsergebnisses beim Reichskommissar für das Saarland und bei der 
Regierung der Pfalz gestellten Anträge auf Einführung der christlichen 
Gemeinschaftsschule wurden von den zuständigen Schulaufsichts- 
behörden sofort behandelt und genehmigt.‘ Die Bekennende Kirche 
der beiden Saarsynoden wandte sich an den Gauleiter in einem Brief, 
der mit den Worten begann: „Herr Gauleiter! Sie haben in der vergan- 
genen Woche eine Abstimmung über die Gemeinschaftsschule angeordnet 
und durchführen lassen. Wir sagen Ihnen, was Tausende Ihnen nicht 
sagen dürfen: die von Ihnen angeordnete freie Entscheidung ist keine 
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freie Entscheidung gewesen.‘ — und an die Gemeinden mit einer Ab- 
kündigung, in der sie mit der gleichen Deutlichkeit die Tatsachen und 
die Gewissensnot, die daraus erwachsen ist, beim Namen nannten. Die 
Abkündigung schloß: „Denen, die unter der gegebenen Unterschrift 
leiden, dürfen wir nichts von dieser innersten Not vor Gott abnehmen, 
aber wir weisen sie an die vergebende Gnade in unserem Herrn Jesus | 
Christus. Es gibt hier nur einen Trost des Wortes Gottes: ‚Glauben wir 

nicht, so bleibt er treu, er kann sich selbst nicht verleugnen‘ (2. Tim. 

2, 13). 

Die katholische Kirche löschte die Altarkerzen aus, und Bischof: 
Bornewasser nahm in der gleichen Weise wie die evangelische Kirche 
in seiner Osterpredigt Stellung. Ein Anlaß zu diesem plötzlichen Vor- 
gehen des Gauleiters waren die Vorfälle in Frankenholz gewesen, wo 
ein Lehrer das Kruzifix an der Mittelwand durch das Hitlerbild ersetzt 
und über die Tür gehängt hatte; daraufhin hatten die Eltern protestiert, 
und ein Schulstreik hatte sich daraus entwickelt. Nun war für den ganzen 
Gau das Kreuz offiziell aus der Mitte der Schule an den Rand gerückt. 

Zur gleichen Zeit wurde in Waldenburg/Schlesien und in Marienburg/ 
Westpreußen die Gemeinschaftsschule eingeführt. In Schüttorf/Han- 
nover kam es zu einem besonderen Schulstreit, als ein aus der Kirche 
ausgetretener Lehrer zum Schulleiter der dortigen Bekenntnisschule 
ernannt und unter nachdrücklicher Zustimmung der politischen Stellen 
eingeführt wurde. Der evangelische Lehrer und Kirchenälteste Bergmann 
wurde trotz Protestes der Kirchengemeinde und weiter Kreise der 
Bevölkerung versetzt und aus der Stadt verwiesen. Im gleichen Zu- 
sammenhang erfolgte die Ausweisung von Pfarrer Middendorf. 

In Berlin wurde ohne Elternbefragung ‚mit Genehmigung des 
Reichserziehungsministers‘‘ unter Bezugnahme auf $ 36 des Volksschul- 
unterhaltungsgesetzes angekündigt, daß mit dem Ostertermin vier in 
den Randgebieten befindliche Zweigschulen ‚als selbständige Schulen in 
Form einer Gemeinschaftsschule errichtet‘‘ werden sollten. Der Berliner 
Bruderrat erhob begründeten Einspruch gegen diese Maßnahme und 
teilte dem Herrn Stadtpräsidenten mit, daß von diesem Einspruch 
sämtlichen Berliner Gemeinden, den zuständigen Stellen der Deutschen 
Evangelischen Kirche und den zuständigen staatlichen Stellen Kenntnis 
gegeben werde. Der Einspruch wurde zurückgewiesen. Daraufhin legte 
der Bruderrat gegen diese Zurückweisung Verwahrung ein. Zugleich 
wurden die Bekennenden Gemeinden durch Merkblätter und Flug- 
schriften: — „Evangelische Eltern, habt acht — es geht um die evan- 
gelische Schule‘ — und durch Bekenntnisversammlungen und Eltern- 
zusammenkünfte, soweit sie irgend erreicht werden konnten, von der 
Sachlage unterrichtet und dazu aufgefordert, ihre Unterschrift im 
gegebenen Fall zu versagen: ‚...Es ist ein Unterschied, ob die Gemein- 
schaftsschule durch ungesetzlichen Einbruch nichtchristlicher Gewalten 
aufgezwungen wird, oder ob evangelische Eltern diese Umwandlung 
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durch ihre Unterschrift selbst herbeiführen und dadurch legalisieren.“ 
Über diesen Anlaß hinaus lag uns alles daran, den Eltern Freudigkeit 
und Glauben zu stärken für ihren eigenen Dienst daheim. 

Es sind in diesem Jahre nicht wenige Verhaftungen und sonstige 
Behinderungen der Schulfrage wegen erfolgt. 

Die Deutschen Christen setzten sich nun in ihrer Propaganda für 
die „christliche Gemeinschaftsschule“ ein: „Im Gegensatz zur Bekennt- 
nisfront wünschen wir, daß unsere Kinder nicht mehr durch das System 
der rer in zwei große sich bekämpfende Lager geschieden 
werden.“ 


Das Evangelische Frauenwerk Berlin stellte sich auf die Seite der 
Bekennenden Kirche in seiner Entschließung vom 15. 1. 1937: 


Wir sehen, daß die evangelische Erziehung getaufter evangelischer Kinder 
durch die Entchristlichung der Schule und durch die Verfälschung des 
evangelischen Religionsunterrichts ernst bedroht ist. Als evangelische Frauen 
müssen wir fordern, daß diese Kinder im gesamten Schulleben als evan- 
gelische Kinder erzogen werden. Wir bitten deshalb, an den zuständigen 
Stellen klar und eindeutig zu fordern 


a) die bekenntnisgebundene evangelische Schule für evangelische Kinder 
und deshalb die Erhaltung der staatlichen Rechtsgrundlage der evan- 
gelischen Schule, 

b) den bekenntnisgebundenen evangelischen Religionsunterricht für evan- 
gelische Kinder im Rahmen des Schulunterrichts und unter Bereit- 
stellung ausreichender Stundenzahl — und deshalb die Wahrung der 
Rechtsgrundlage des evangelischen Religionsunterrichts. 


Wir sehen es als vordringliche Aufgabe des Frauenwerks der Deutschen 
Evangelischen Kirche an: die evangelischen Frauen aufzuklären über die 
Gefahr, in der heute die Jugend in der Schule steht, und sie mit allem Ernst 
davor zu warnen, daß sie sich mitschuldig machen an der Entchristlichung 
der Schule durch passive Duldung oder gar durch Werbung oder Hilfe zur 
Einführung der völkischen Gemeinschaftsschule, vor allem aber sie anzu- 
weisen, daß sie selbst Sorge tragen für die rechte christliche Unterweisung 
und Erziehung im Hause. 


Die Umgestaltung des Unterrichtswesens zeigte sich in zwei weiteren 
Erlassen des Reichserziehungsministers: „Hebräischer Unterricht darf 
in den Höheren Schulen nicht mehr erteilt werden...‘ (Erlaß vom 
15. 12.1937 — nur im Reichsministerial-Amtsblatt Deutsche Wissen- 
schaft zu veröffentlichen) — und die neue Ausbildungsordnung für 
Lehrer Höherer Schulen, welche am 1. 10. 1937 in Kraft trat. Sie enthielt 
die Bestimmung, daß Religion künftighin als Fach nur neben einer 
Fremdsprache oder Mathematik gewählt werden darf. Die Zusammen- 
stellung Religion, Deutsch, Geschichte war damit ausgeschlossen. 
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Daß ‚in den Adolf-Hitler-Schulen natürlich kein konfessioneller 
_ Religionsunterricht im Sinne einer der vielen Kirchen oder Kirchen- 
einrichtungen ausgeübt werden kann“, wurde durch einen Artikel aus 
der Reichsjugendführung bekannt. Offenkundig war hier der neue Glaube 
eindeutig Herr: „Als der Reichsjugendführer in Güstrow neue Fahnen 
der Jugend weihte, sah er in ihnen nicht nur das Symbol der national- 
sozialistischen Bewegung, sondern auch darin des ewigen Gottes irdische 
Gestalt.‘ { 
Forthin sollte der Lehrernachwuchs aus der HJ kommen, um so 
die zwischen beiden bestehende Spannung auszugleichen, und auch der 
theologische Nachwuchs sollte mehr als bisher unter Kontrolle stehen. 
Der Reichsführer SS und Chef der Deutschen Polizei verfügte durch 
Runderlaß: 


Die von den Organen der sogenannten Bekennenden Kirche seit langem 
gezeigte Haltung, unter Mißachtung der vom Staat geschaffenen Einrich- 
tungen den theologischen Nachwuchs durch eigene Organisationen auszu- 
bilden und zu prüfen, enthält eine bewußte Zuwiderhandlung gegen die 
ö. Durchführungsverordnung des Gesetzes zur Sicherung der Deutschen 
Evangelischen Kirche vom 2. Dezember 1935 und ist geeignet, das Ansehen 
und Wohl des Staates zu gefährden. Im Einvernehmen mit dem Reichs- 
und Preußischen Minister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung 
und dem Reichs- und Preußischen Minister für die kirchlichen Angelegen- 
heiten ordne ich daher an: Auf Grund des $ 1 der Verordnung des Reichs- 
präsidenten zum Schutze von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 werden 
die von den Organen der sogenannten Bekennenden Kirche errichteten 
Ersatzhochschulen, Arbeitsgemeinschaften und die Lehr-, Studenten- und 
Prüfungsämter aufgelöst und sämtliche von ihnen veranstalteten theolo- 
gischen Kurse und Freizeiten verboten. 


Im April 1937 erschien ein Erlaß des Württembergischen Kult- 
ministers: 


Die Erziehung der deutschen Jugend hat einheitlich im Geiste des 
Nationalsozialismus zu erfolgen. In der Schule ist diesem Grundsatz in 
allen Fächern Rechnung zu tragen. Es darf nicht sein,daß durch Einflüsse, 
die der nationalsozialistischen Weltanschauung entgegenstehen, irgendein 
Zwiespalt in die Seele der jungen deutschen Menschen hineingetragen wird. 
Da Religion ordentliches Lehrfach der Schule ist, ist dieser N. otwendigkeit 
auch im Religionsunterricht Rechnung zu tragen. Das hat zur Folge, daß 
Stoffe, die dem Sittlichkeitsempfinden der germanischen Rasse wider- 
sprechen, im Unterricht nicht zu behandeln sind. Gewisse Teile des Alten 
Testaments können daher für den Unterricht nicht in Frage kommen, 
andere werden stark in den Hintergrund treten müssen. Da heute noch 
nicht der Zeitpunkt gekommen ist, eine ins einzelne gehende Regelung für 
den Religionsunterricht zu treffen, muß ich von den nationalsozialistischen 
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Schulleitern und Lehrern, sowie den Geistlichen, denen die deutsche Volks- 
gemeinschaft als hohes Gut am Herzen liegt, erwarten, daß sie in der Schule 
den richtigen Weg finden zur Neugestaltung der religiösen Unterweisung 
in nationalsozialistischem Sinne. Soweit veraltete Bestimmungen dem 
entgegenstehen, gelten diese als aufgehoben. 


Mehr als 700 württembergische Pfarrer wurden von der Erteilung 
des Religionsunterrichts ausgeschlossen. Aus dem Bezirk Aachen und 
aus Westfalen wurde berichtet, daß einzelne Pfarrer in der Erteilung 
des Religionsunterrichts behindert wurden. Der Reichskirchenminister 
vertrat am Schluß des Jahres in einer großen öffentlichen Rede in Fulda 
den Standpunkt: 


Ein nationalsozialistischer Lehrer sollte kraft seiner Weltanschauung 
auch ohne fachlichen Befähigungsnachweis in der Lage sein, den Kindern 
Religionsunterricht zu erteilen... 

Wir müssen auf allen Gebieten des Lebens klare Folgerungen aus der 
Tatsache ziehen, daß die Kirchen selbst die Mitarbeit am Staate, am Aufbau 
der Volksgemeinschaft verweigern... 


In Augsburg legten Pfarrer und Gemeinden scharfen Protest ein 
gegen einen Versuch der HJ, den Sonntagsgottesdienst für Schüler auf 
7—9 Uhr zu beschränken, um sie danach für sich zu beanspruchen. 


Je mehr die „‚Entkonfessionalisierung des öffentlichen Lebens“ fort- 
schritt, um so stärker zeigte sich über die Bekennende Kirche hinaus das 
Bemühen um den Ausbau des kirchlichen Gesamtkatechumenats. Die 
„Evangelischen Schulgemeinden“ in Wuppertal, der Bund ‚Haus und 
Schule‘, der „Evangelisch-lutherische Schulverein‘“ und andere evange- 
lische Eltern- und Erzieherkreise, die Frauen- und Mütterarbeit in den 
diakonischen Verbänden suchten ihr Wächteramt wahrzunehmen. Eine 
Fülle von gutem Kleinschrifttum der Kirche in Nord und Süd, soviel 
davon auch der Beschlagnahme anheimfiel, wurde immer noch verbreitet. 
Und Zeitschriften, wie die „Junge Kirche‘, „Haus und Schule‘ u.a. 
setzten sich weiter ein für den inneren Aufbau der Gemeinde und für ihre 
Orientierung über die Lage, soweit die äußeren Beschränkungen diesirgend 
zuließen. Vor allem aber galt das Bemühen dem Ausbau der vorhandenen 
Möglichkeiten zu christlicher Unterweisung. In der Altpreußischen Union 
hatte die Breslauer Synode Pfarrern und Gemeinden die Sorge für den 
Kindergottesdienst ganz besonders dringend gemacht. Von da ab nahm 
sich die Schulkammer in Verbindung mit dem Kindergottesdienstverband 
dieser Arbeit grundsätzlich und praktisch in erhöhtem Maße an. 

Mit dem Jahre 1937 wurde da, wo die „offizielle Kirche‘ beim ein- 
jährigen Konfirmandenunterricht verharrte, in den Bekennenden Ge- 
meinden der zweijährige Konfirmandenunterricht eingeführt. In West- 
falen wurde ein drittes Vorkonfirmandenjahr vorangestellt. Die Eltern 
wurden zur Mitarbeit aufgerufen. 
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Schul- und Jugendkammern erarbeiteten in Verbindung mit dem 
„Amt für Gemeindeaufbau“ und einem Arbeitskreis von Gemeinde- 
'pfarrern die hierfür erforderlichen neuen Unterrichtspläne. 

Ein „Lernplan‘ für die Vorbereitung der Kinder durch ihre Eltern 
zu einer Aufnahmeprüfung für den Konfirmandenunterricht wurde 
erwogen. Es erwies sich, daß die Konfirmationsfrage unter den vor- 
liegenden Verhältnissen theologisch-grundsätzlich und im Blick auf ihre 
geschichtliche Entwicklung gründlich durchzuarbeiten und durch- 
zuberaten war. ; 

Die Vereinigte Bekenntnissynode Brandenburg-Grenzmark wandte- 
sich unter Bezugnahme auf die Bekenntnissynode der APU Breslau 
(Dezember 1936) an die Pfarrer, um eine festere Verbindung zu schaffen 
zwischen den einzelnen Gemeinden und der Jugendarbeit der Kirche: 


Wir haben ein Provinzialjugendpfarramt der Bekennenden Kirche. 

Wir haben die Jugendwerke der Kirche, das Burckhardthaus für junge 
Mädchen, das Ostwerk für junge Männer, außerdem eine Arbeit für Schüler 
und Schülerinnen Höherer Lehranstalten. Alle diese Organe sind verpflichtet 
und bereit, mit Rat und praktischer Hilfe den Pastoren und der jungen 
Gemeinde zu dienen. Sie sind bereit, bei Gemeindejugendabenden und 
Gemeindejugendtagen durch Mitarbeiter behilflich zu sein. Sie können 
Material liefern zum Aufbau und zur Leitung junger Gemeinden. Den 
Pastoren dürfen wir raten, betende Gemeinde unter Jungen und Alten zu 
sammeln, die gemeinsam unter Gottes Wort und Gebet die Jugendarbeit 
auch bis in Einzelheiten hinein vorbereiten und tragen. Den Pastoren 
machen wir Mut, auch bei geringster Beteiligung der Jugend auszuharren 
und weiterzuarbeiten. Wir erinnern sie an die Verheißung Christi: „Wo 
zwei oder drei versammelt sind in meinem Namen, da bin ich mitten unter 
ihnen.“ Es ist schweres Unrecht, die Jugendstunde ausfallen zu lassen, 
wenn einmal nur einer kommen sollte. Ja, wir dürfen um Christi willen 
auch nicht verzagen, wenn einmal niemand kommt. Dann darf und soll 
der Pastor mit der Pfarrfrau oder einem Helfer stellvertretend für die ganze 
junge Gemeinde Gottes Wort hören und die Hände falten. Die Pastoren 
sollen des Sieges Christi gewiß sein und glauben, daß Gott der Kirche Er- 
weckung schenkt. Der Heilige Geist will sein Wunder tun, daß die dürren 
Felder rauschen vom Hauche der Auferstehung. Junge Gemeinde, von Gott 
geschaffen, wird den Herrn loben. Diesen Sieg laßt uns glauben. Dafür 
laßt uns treu beten. 


Die gleiche Synode rief die Jugend auf: 

Weil Du getauft bist, gehörst Du zu Jesus Christus. 
Gott selbst hat in der Taufe an Dir gehandelt. 

Diese Tat Gottes kannst Du nicht ungeschehen machen. 
Du kannst nicht bestreiten, daß Du getauft bist. 

Die Kirche hat Dich getauft. 

Jesus Christus hat es ihr befohlen. 
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Gewiß haben viele Eltern und Paten die Taufe an den Kindern nur aus 
Gewohnheit vollziehen lassen. Gewiß ist die Kirche schuldig geworden, weil 
sie wahllos getauft hat. Sie hatte sehr oft nicht mit Ernst geprüft, ob die 
Eltern und Paten bereit und in der Lage waren, selbst als lebendige Glieder 
der Gemeinde die Kinder zu Christus zu führen. 

Dennoch macht das alles Deine Taufe nicht wertlos. Dennoch hat Christus 
in der Taufe an Dir sein Werk getan. 

Täusche Dich doch nicht über unsere Lage: Der Sündenfall ist furchtbare 
Wirklichkeit. Seitdem heißt Mensch sein in der Gewalt des Bösen sein, 
wenn Du es auch abstreitest. 

Ein Knecht Satans ist der, der Sünde tut. 

Ohne Christus bist Du in Ewigkeit verloren. 

Christus allein ist Retter und Sieger. 

Ihn verkündet Gottes Wort. 

Im Wort kommt Christus zu Dir. 

Darum hat die Kirche, auf Wunsch und Willen Deiner Eltern und 
Paten, nach der Ordnung der Kirche bei Deiner Taufe in Dein Leben 
Gottes Wort, sichtbar im Wasser, hineingestellt. 

Freue Dich darüber, daß Gott in der Taufe schon an Dir rettend ge- 
handelt hat, als Du noch ein Kind warst. 

Seit Du getauft bist, gehörst Du dem Herrn Christus. Weil Du zu Jesus 
Christus gehörst, gehörst Du zur Kirche: der Gemeinschaft der von ihm 
Geretteten. Das darfst Du glauben — das sollst Du glauben. Durch Unglauben 
schließt Du Dich aus der Kirche Jesu Christi aus. Dann rettet Dich die 
Taufe nicht. Dann bleibst Du verloren. Glaubst Du an den Herrn Jesus 
Christus, dann hast Du Leben und Seligkeit. 

Gott befiehlt uns, Dir das zu verkündigen. Du kannst nun nicht mehr 
erklären: „Warum hat uns das niemand gesagt?!“ Heute, jetzt verkündet 
Dir ganz persönlich die Kirche: Du bist getauft und gehörst zu Jesus 
Christus! 

Darum hat er Dich berufen, Daß Du ein neuer Mensch wirst und als 
Soldat und Jünger Jesu Christi lebst. Warum er gerade auch Dich berufen 
hat? Das ist Gottes unbegreifliche Gnade! Du bist berufen. Glaube das, so 
wirst Du gerettet; der Satan ist besiegt. C'hristus ist Sieger! 

So gehe in den Gottesdienst, wo Gottes Wort verkündet wird! 

Dort ist Kampf und Sieg wider den Bösen. 

Da gehörst Du hin. 

Halte Dich zum Abendmahl! 

Dort begegnet Dir Christus. 

Dort gibt Er sich Dir. 

Da ist Kampf und Sieg wider den Bösen. 

Da gehörst Du hin. 

So gehe zur Stunde der jungen Gemeinde. 

Dort sind junge Menschen, die Christus gerufen hat. 

Sie sammeln sich um Gottes Wort und bekennen sich zu Christus. 
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Dort gehörst Du hin. 

So lies jeden Tag Deine Bibel nach der Bibellese. 

Gottes Wort gibt Dir Kraft zu glauben und Christus zu gehorchen. Du 
gehörst unter die Gewalt des Wortes Gottes. 

So bete! 

Gott spricht zu Dir durch sein Wort. 

Sein Geist lehrt Dich, zu ihm zu sprechen durch das Gebet. Er lehrt Dich 
danken. Er lehrt Dich Fürbitte tun. Weißt Du, daß Deinem Volk nichts 
so not tut, wie die Fürbitte der Christen? 

Wer nicht betet, verachtet Gott. 

Wer recht betet, wird erhört. 

Gott der Heilige Geist ist gegenwärtig und treibt in dem allem sein Werk: 
in Gottesdienst und Sakrament, in der Versammlung der jungen Gemeinde, 
beim Bibellesen und im Gebet. 

Wir glauben, daß der dreieinige Gott in unseren Tagen die Kirche neu 
machen und in ihr junge Gemeinde erwecken will. 

Viele sind getauft. Sie gehören alle zusammen. 

Wie willst Du es verantworten, abseits zu stehen? 

Christus ruft Dich. 

Sein Ruf ist Entscheidung. 

Dieses Wort wurde für die Kirchenprovinzen Brandenburg und Grenz- 
mark auf ihrer vereinigten Bekenntnissynode zu Brodowin am 10. No- 
vember 1937 beschlossen. 


Um eine engere Fühlungnahme bei der Durchführung gemeinsamer 
Aufgaben zu gewinnen, rief die Vorläufige Leitung der DEK unter dem 
Thema ‚Mitarbeit der Verbände und Werke der Kirche an der christ- 
lichen Unterweisung und Erziehung‘ zu einer Arbeitsaussprache zu- 
sammen. Vertreten waren die Jugendarbeit, der Kaiserswerther Verband, 
der Reichsverband Evangelischer Schulgemeinden, die Reichsfrauen- 
hilfe, Bethel, die Berliner Mission, der Bund Haus und Schule, das 
Seminar für Jugendführung, der Theologinnenverband. Im Blick auf 
das geplante katechetische Seminar legte Superintendent Albertz die 
Wünsche der Kirchenleitung in folgenden Punkten fest: 


1. Beteiligung der BK an der Leitung (Kuratorium) bzw. Bestätigungs- 
recht bei der Berufung des Leiters einer solchen Schule, bzw. des Seminars. 

2. Erarbeitung und Aufstellung von Richtlinien und Lehrplänen, 
Feststellung des Wissensstoffes. 

3. Mitwirkung bei Abschlußprüfungen. 

4. Feststellung einheitlicher Anstellungsbedingungen für die Geprüften. 

ö. Kirchlich geregelte Ausbildung der Kräfte, die kürzere Schulungen 
und Freizeiten in den Provinzen halten. 


Neben der ‚„beratenden Kammer“, die der Reichskirchenausschuß 
gebildet hatte, entstand eine weitere Arbeitsgemeinschaft innerhalb der 
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Verbände unter Leitung von Direktor Dr. Hafa, die von der Bekennenden 
Kirche als „Austauschstelle‘‘ angesehen wurde. 


Mit dem Jahre 1938 kam der nationalsozialistische Schulaufbau — 
von außen gesehen — zum Abschluß. Am 15.1.1938 fand in Waldbroel 
die Grundsteinlegung der Adolf-Hitler-Schule des Gaues Köln-Aachen 
statt, mit der gleichzeitig die Grundsteinlegung von neun weiteren 
Adolf-Hitler-Schulen in den Gauen Westmark, Hochland, Franken, 
Thüringen, Sachsen, Kurmark, Mecklenburg, Ostland und Saarpfalz 
verbunden war. In Waldbroel wurde bei der Grundsteinlegung eine 
Urkunde vermauert, in der es heißt: 


Um die Erziehung der heranwachsenden Generation im nationalsoziali- 
stischen Glauben zu verbürgen, wurde diese Adolf-Hitler-Schule im fünften 
Jahre des Führers errichtet. Die Auslese der deutschen Jugend wird hier 
kostenlos ohne Rücksicht auf Stand, Besitz und Konfession der Eltern auf 
ihre Aufgaben in der Führung des Reiches vorbereitet werden. Gehorsam, 
Treue und Kameradschaft sind die drei Tugenden, die jeder, der diese 
Schule verläßt, seinem Volke vorzuleben hat. 


Aus dieser Schule sollten durch immer schärfere Auslese über Berufs- 
ausbildung, Ordensburg und Hohe Schule am Chiemsee die „obersten 
Leiter des Erziehungswesens und die Wissenschaftler‘ hervorgehen. 
Damit war das Schulwesen der Partei voll ausgebaut. 

Aber auch das staatliche Schulwesen fand seine endgültige Ordnung. 
Vom 29.1.38 ab galt die deutsche Oberschule als der Normaltyp der 
Höheren Schule im ganzen Reich. Für den Religionsunterricht stand 
in dieser Schule nur noch eine Wochenstunde zur Verfügung. 

Um die gleiche Zeit fiel die konfessionelle Gliederung der Hochschulen 
für Lehrerbildung. Religion blieb Wahlfach. Der Kampf um die Gemein- 
schaftsschule wurde zu Ende gebracht. Auch in Berlin und Brandenburg 
wurde im Frühjahr 1938 mit Hilfe einer ‚Elternbefragung‘‘ der Eltern 
der Schulneulinge die Gemeinschaftsschule durchgesetzt. Die beiden 
Bruderräte Berlin und Brandenburg suchten ihr Amt wahrzunehmen 
gegenüber den Gemeinden, indem sie Pfarrern und Eltern das nötige 
Material zur Abwehr und zum Aufbau zur Verfügung stellten. In Bran- 
denburg wurde eine Kanzelerklärung verlesen, in der die Eltern auf- 
gefordert wurden: „Widersprecht der Gemeinschaftsschule, die keinen 
christlichen Charakter mehr trägt! Fordert für eure Kinder die evan- 
gelische Schule. Wir wollen, daß unsere Kinder auch in der Schule zu 
dem hingeführt werden, der gesagt hat: ‚Lasset die Kindlein zu mir 
kommen und wehret ihnen nicht; denn ihrer ist das Himmelreich !‘“ 
Der Bruderrat Berlin (als stellvertretender Präses für Pfarrer Jacobi 
Pfarrer Hitzigrath) erhob Einspruch beim Stadtpräsidenten und beim 
Reichserziehungsminister gegen die Befragung selbst und die dabei 
angewandten Methoden. Eine Antwort erfolgte diesmal nicht. Von einem 
Einspruch der „offiziellen Kirche“ ist nichts bekannt. 


493 


In einem Flugblatt „Das Kreuz an seinen Platz!“ rief Pastor Lokies 
die evangelischen Eltern zum Widerstand auf. Er nahm Bezug auf die 
Vorfälle in Frankenholz im Saargebiet im Frühjahr 1937, die bereits 
vorhandene Entchristlichung des Religionsunterrichts und die Dar- 
stellung von Professor Baeunler, der die neue „Deutsche Gemeinschafts- 
schule‘ — im Unterschied zu der alten Simultanschule — als Bekenntnis- 
schule, und zwar als NS-Weltanschauungs- bzw. NS-Bekenntnisschule 
bezeichnet hatte. Sobald die Gestapo davon Kenntnis erhielt, wurde 
das Flugblatt beschlagnahmt. Die ‚„Entkonfessionalisierung des öffent- 
lichen Lebens“ verhinderte auch hier eine öffentlich sichtbare Stellung- 
nahme. 

Im Juli 1938 wurde das „Reichsschulpflichtgesetz‘‘ erlassen, damit 
wurde die Volks- und Berufsschulpflicht reichseinheitlich geregelt. 
$ 1 dieses Gesetzes lautete: 


Im Deutschen Reich besteht allgemeine Schulpflicht. Sie sichert die 
Erziehung und Unterweisung der deutschen Jugend im Geist des National- 
sozialismus. Ihr sind alle Kinder und Jugendlichen unterworfen, die im 
Inland ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben... Dieses 
Gesetz tritt mit dem 1. November 1938 in Kraft. 


Im Juli 1938 wurden die Jungenwachtarbeitsgemeinschaften auf- 
gelöst und verboten. In dem Verbot wurde festgestellt, daß sie „ganz 
unter Einfluß der Bekennenden Kirche ständen‘ und sich ‚in ihrer 
Tätigkeit gegen den Nationalsozialismus‘‘ richteten und ‚im höchsten 
Maße zersetzend‘‘ wirkten. 

Die Gesinnungsgemeinschaften christlicher Lehrer, soweit sie sich 
nicht selbst aufgelöst hatten, wurden aufgelöst und ihre Zeitschriften 
verboten (so der Verein Deutscher Evangelischer Lehrerinnen im Evan- 
gelischen Frauenwerk — Leiterin Frieda Cramer/Wuppertal). 

In Berlin wurde die Arbeit der Bekennenden Kirche unter den 
Lehrern als „‚Arbeitsgemeinschaft evangelischer Lehrer und Lehrerinnen‘ 
„auf Grund des Gesetzes zur Auflösung von Beamtenvereinigungen‘, 
vom Reichserziehungsminister verboten und dieses Verbot der Sach- 
bearbeiterin des Bruderrats als Leiterin und in den Schulen der 
Lehrerschaft bekanntgegeben. Die Gestapo gab unter Vorweisung 
einer Abschrift in der Geschäftsstelle zu verstehen, daß sie die 
Befolgung überwachen werde. Mein Einspruch beim Reichserziehungs- 
minister wurde abschlägig beschieden: ‚Es ist Ihnen demnach verboten, 
Lehrer und Lehrerinnen zum Zwecke der Einflußnahme auf den 
Religionsunterricht in den öffentlichen Schulen zu einem Arbeitskreis 
zu vereinigen.‘ 


Die Mitwirkung bei der Durchführung an den katechetischen Lehr- 
gängen wurde den Lehrern vom Reichserziehungsminister nicht ver- 
boten. „Das schließt nicht aus, daß die Beteiligung der heute durch ihr 
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Amt voll in Anspruch genommenen Lehrkräfte an den Lehrgängen im 
Einzelfall zu Bedenken Anlaß gibt“ (28. 7. 1938). 

So schien der Sieg entschieden zu sein. Und doch ließ sich nicht 
hindern, daß es weiter bekennende junge Gemeinde unter der Schul- 
jugend gab, daß unter Lehrerstudenten das Wort Gottes gehört und 
angenommen wurde, — ja gerade an diesen Hochschulen gab es trotz 
allem noch einige Männer, die für die junge Lehrerschaft Weisung und 
Hilfe bedeuteten — Gerhard Bohne, Güldenberg, Helmut Kittel und 
wenige andere. Ebenso war es unter den Lehrern. Und auch die Berliner 
Arbeit wurde fortgesetzt in größeren und kleinen Kreisen. Wenn es 
auch schmerzlich blieb, daß weite Kreise nicht mehr so erreichbar 
waren wie bisher, so gewann die Arbeit an Tiefe, so daß die Lehrerkreise 
unter dem Wort zusammenblieben — auch durch einen monatlich 
zugesandten „Hausgottesdienst‘ bis zum Frühjahr 1945 — und über 
den Zusammenbruch hinaus, wo sie sich in den schwersten Tagen wieder- 
fanden in „Bibelarbeit, Fürbitte und praktischer Hilfe‘ und Anfang 
wurden für eine neue Arbeit unter den Lehrern heute. 

Als im November 1938 der deutsche Botschaftsrat Ernst vom Rath 
in Paris — wie es hieß, von einem jungen Mann jüdischer Rasse — er- 
mordet wurde, wurde dies zum Anlaß genommen für das berüchtigte 
Judenpogrom vom 9.11., das den Auftakt bildete zu den Juden- 
verfolgungen des Dritten Reiches, die Schuld, Blut und Tränen mit sich 
brachten. 

Im Zusammenhang hiermit wurde eine Aktion zur Niederlegung 
des Religionsunterrichts in die Wege geleitet: „Auf Grund der Vorfälle 
der letzten Nacht fordert die Reichswaltung des NSLB alle Mitglieder 
auf, den Religionsunterricht mit sofortiger Wirkung niederzulegen, da 
wir eine Verherrlichung des jüdischen Verbrechervolkes an den deutschen 
Schulen nicht mehr länger dulden können“ (gez. Stricker). Der Reichs- 
leiter des NSLB gab folgende Erklärung heraus: ‚Zahlreiche Erzieher 
im ganzen Reich haben auf Grund des gemeinen jüdischen Meuchel- 
mordes in Paris spontan den Religionsunterricht niedergelegt, da sie 
nicht mehr in der Lage seien, Gestalten eines Volkes zu verherrlichen, 
das allein vom Haß gegen Deutschland lebt. Diese Entscheidung erfolgte 
von den Betreffenden unmittelbar, ohne daß von irgendeiner Seite 
Anordnungen dazu getroffen waren, allein aus ihrem deutschen Gefühl 
heraus.‘ Hier brach die Disziplin mitten in einer NS-Organisation zu- 
sammen. Ein Teil der Lehrer, mancherorts ein erheblicher Prozentsatz, 
an anderen Stellen — z.B. in Berlin nur ein kleiner Teil — legte den 
Religionsunterricht nieder. Unter der Lehrerschaft und in der Öffent- 
lichkeit folgte aus dieser Aktion eine große Erregung. Der NSLB mußte 
sich auf den Erlaß über Gewissensfreiheit zurückziehen. Der offizielle 
EOK der APU führte Beschwerde beim Reichserziehungsminister über das 
Vorgehen des NSLB und die Methoden, die er angewandt hatte, vor allem 
dagegen, daß durch seine Begründung die, die nicht zur Niederlegung 
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bereit sind, „mit dem Makel mangelnder Treue zum Führer belegt“ 
werden, und bat ihn, einzugreiien, „damit deutlich wird, daß die 
Führung von Volk, Staat und Partei nicht will, daß die Jugend unseres 
Volkes ohne christlichen Religionsunterricht aufwachse.‘ (!) 


Der Berliner Bruderrat wandte sich am 4.12.1938 in folgender 
Kanzelerklärung an die Gemeinde: 


Der NS-Lehrerbund hat seinen Mitgliedern, d.h. fast allen Lehrern 
und Lehrerinnen, nahegelegt, den Religionsunterricht niederzulegen. Als 
Anlaß zu diesem Schritt gibt der NS-Lehrerbund die Pariser Mordiat und 
die damit verbundenen Vorgänge an, als Grund: es könne eine Verherr- 
lichung des jüdischen Volkes, das allein vom Haß gegen Deutschland lebe, 
nicht länger geduldet werden. 

Auf Grund dieser Maßnahme des NSLB finden auch in Berlin Ver- 
sammlungen und Befragungen der Lehrerschaft statt, deren Ergebnis wir 
noch nicht übersehen können. Es ist uns aber bekannt, daß z. B. in unserer 
Provinz Brandenburg, besonders auf dem Lande, der Religionsunterricht 
von sehr vielen Lehrern bereits niedergelegt worden ist. 

Die Kirche Jesu Christi kann zu diesem Schritt und dieser Begründung 
nicht schweigen. 

Gott hat im Alten und Neuen Testament seine Propheten und Apostel 

nicht gesandt, das jüdische oder irgendein anderes Volk zu verherrlichen, 
sondern seine und unsere Sünden aufzudecken und den Weg seines Heils 
in Jesus Christus zu weisen. Wer behauptet, daß die Heilige Schrift Alten 
und Neuen Testaments ein Volk verherrliche, das vom Haß gegen Deutsch- 
land lebt, dem gilt das Wort Jesu: „Ihr irret und wisset weder die Schrift 
noch die Kraft Gottes.“ 

Ein christlicher Religionsunterricht, der nicht Gott allein die Ehre gibt 
und den Namen Jesu Christi verherrlicht, widerspricht dem Wort Gottes 
und muß daher von der Kirche abgelehnt werden. 

Allen denjenigen Lehrern und Lehrerinnen, die unseren Kindern das 
Wort Gottes gesagt haben und gewillt sind, das auch fernerhin zu tun, 
danken wir für ihre Treue. Solche Lehrer können den Religionsunterricht 
nicht von sich aus niederlegen. Sie würden ja mit einem solchen Schritt 
Christus verleugnen und das Herzstück ihres Erzieherberufes preisgeben. 

Wir wollen sie mit unserer Fürbitte umgeben und Gott bitten, daß er 
ihnen in dieser Stunde ein getrostes Bekenntnis ihres Glaubens und ihrer 
Liebe zu dem Worte Gottes schenken. möge. 

Die gesamte Gemeinde, besonders die Eltern, sind jetzt zur Mitverant- 
wortung dafür gerufen, daß unsere Kinder mit den großen Taten Gottes 
vertraut werden und an den Herrn glauben lernen, der uns selig macht. 
Pr Helft mit, daß unsere Kinder in der Heiligen Schrift, in Luthers 
Kleinem Katechismus und im Gesangbuch unterwiesen werden! Laßt uns 
einzeln und gemeinsam Gott anrufen, daß er die getaufte Jugend unseres 
Volkes bei seinem Wort erhält! 
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und in einem Brief an die evangelischen Lehrer und Lehrerinnen: 


Liebe Brüder und Schwestern im Amt! 

Liebe evangelische Lehrer und Lehrerinnen! 

Eine Stunde der Entscheidung ist für Sie gekommen. 

Ein klares Bekenntnis wird von Ihnen gefordert: 

Für oder wider Christus? 

Sie stehen als getaufte Glieder der Kirche Jesu Christi mit uns unter 
dem einen Auftrag, den der Herr der Kirche sein®r Gemeinde gegeben hat: 
die Christusbotschaft in der Welt zu bezeugen. Als evangelische Lehrer und 
Lehrerinnen stehen Sie aber auch mit uns im besonderen in dem neu- 
testamentlichen Amte der Verkündigung und Unterweisung. 

Daher grüßen wir Sie in dieser Stunde in der festen Verbundenheit 
des Glaubens und des Dienstes. 

Wir tragen jeder an seiner Stelle die gleiche Verantwortung, die keiner 
dem andern abnehmen kann. 

Jetzt sind Sie in die Entscheidung gestellt: 

Es geht um Ihr Bekenntnis zu Christus vor der Gemeinde, vor den 
Ihnen anvertrauten Kindern, vor Ihren Berufskameraden, vor der Obrigkeit. 

Es geht um das Herzstück Ihres Unterrichts, um den Ihnen anbe- 
fohlenen Dienst am Wort, den Sie der Ihnen anvertrauten Jugend schulden. 

An Ihnen liegt es weithin, ob deutsche Jugend noch vom Christuszeugnis 
erreicht werden kann oder nicht. 

An Ihnen liegt es, ob die Bibel, das Gebet, das Kirchenlied und der 
Katechismus in der deutschen Schule noch Raum haben sollen oder nicht. 

Wenn andere, die den Glaubensgrund verloren haben, den Religions- 
unterricht niederlegen, so lassen Sie sich dadurch nicht beirren! Wenn 
wieder andere, deren Glaubenshaltung der unseren entgegengesetzt ist, am 
Religionsunterricht festhalten, um ihn anderen Zwecken dienstbar zu machen, 
so lassen Sie sich dadurch nicht verwirren! Ihnen gilt allein die Mahnung: 

„Wachet! Stehet im Glauben! Seid männlich und seid stark!“ 

Je größer die Not, um so fester die Gemeinschaft unter dem Wort unter 
denen, die zu Christus gehören! 

Wir danken Ihnen für Ihren Dienst, für Ihre Treue! 

Wir bitten Sie: Suchen Sie gerade auch in dieser Anfechtung Rat und 
Stärkung in der Gemeinde! 

Die Gemeinde Jesu Christi steht hinter Ihnen in treuer Fürbitte und 
im gemeinsamen Bekenntnis zu dem, der allein Kraft hat, zu bewahren 
und zu geben ein gutes Bekenntnis in der Stunde der Versuchung. 

Er gebietet uns: 

„Fürchte dich nicht, sondern rede, und schweige nicht; 

denn ich bin mit dir und niemand soll sich unterstehen, dir zu schaden; 

denn ich habe ein großes Volk in dieser Stadt!“ (Apg. 18, 9—10). 


Der Kirchentag der Bekennenden Kirche Deutschlands nahm fol- 
gendes Wort an: 
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Unser Herr Jesus Christus gibt seinen Jüngern den Befehl, alle Völker 
zu taufen und zu lehren. Damit erklärt er die ganze Menschheit zu seinem 
Eigentum und fordert seine Gemeinde, insbesondere ihre Prediger und Lehrer 
auf, jung und alt in seinem Wort zu unterweisen. 

Die Schule hat bisher neben der Kirche zu einem großen Teil den Dienst 
der christlichen Unterweisung an der Jugend ausgeübt. Heute dagegen ist 
‘der Religionsunterricht in den Schulen vielfach entchristlicht und. jetzt 
auch weithin zerstört, Weil viele Lehrer den Religionsunterricht niedergelegt 
haben. Wo es so ist, fällt eine erhöhte Verantwortung für die evangelische 
Unterweisung’ auf die Kirche, auf ihre Prediger und Ältesten und alle 
christlichen Lehrer und Eltern. 

Man sagt: der christliche Religionsunterricht diene der Verherrlichung 
des jüdischen Volkes. Seine einzige Aufgabe aber ist, hinzuweisen auf die 
‚Herrlichkeit Jesu Christi, des Sohnes Gottes, wie sie in der Heiligen Schrift 
Alten und Neuen Testamentes bezeugt ist. „Wo die Heilige Schrift nicht 
regiert, da rate ich fürwahr niemand, daß er sein Kind hintue‘“ (Luther). 

Wenn Lehrer, die diese Überzeugung nicht teilen, ihren Religionsunter- 
richt niederlegen, so dient das zur Klarheit. Es ist aber nicht recht, wenn 
Lehrer und Lehrerinnen den Religionsunterricht niederlegen, die selbst 
im evangelischen Glauben stehen. Allen, die ihren Unterricht allein zur 

‘Ehre Gottes geben und die Kinder zu Jesus Christus führen, gilt die Ver- 
heißung der Schrift: „Wer mich bekennt vor den Menschen, den will ich 
bekennen vor meinem himmlischen Vater‘ (Maith. 10, 32). 

Wir bitten alle Gemeinden und in ihnen besonders die, denen Jugend 
anvertraut ist, an ihrem Teil zu helfen, daß neue Wege der evangelischen 
Unterweisung gesucht und beschritten werden. 


Jesus Christus, unser einiger Lehrer, lehre uns den Weg Gottes recht. 


Der Reichserziehungsminister gab den vom RKA gewünschten Erlaß 
(s. 0.) heraus: 


Mit Erlaß vom 1. Juli 1937... habe ich angeordnet, daß der schul-: 
planmäßige Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach grundsätzlich von 
Lehrern zu erteilen ist. Für den nationalsozialistischen Lehrer, der sich 
auf Grund dieses Erlasses zur Erteilung des Religionsunterrichts bereit 
erklärt hat, kann es nicht zweifelhaft sein, daß von ihm bei Erteilung des 
Religionsunterrichts, insbesondere bei der Darstellung des Judentums, nicht 
verlangt wird, was den Grundsätzen des Nationalsozialismus zuwiderläuft. 
Eine Niederlegung des Religionsunterrichts ist vom nationalsozialistischen 
Standpunkt nur gerechtfertigt, wenn tatsächlich ernste Gewissensbedenken 
im Sinne meines Erlasses vom 26. Juni 1936... „vorliegen. Die zahlreichen 
Niederlegungserklärungen der letzten Zeit sind, wie ich den mir zugegangenen 
Berichten entnehme, vielfach aus Gründen abgegeben, die diesen Gesichts- 
punkten nicht entsprechen... Die Lehrer, welche seit dem 1. November 1938 
Niederlegungserklärungen abgegeben haben, sind aufzufordern, diese nach 
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den vorstehenden Grundsätzen zu überprüfen und eine neue verbindliche 
Erklärung gegenüber der vorgesetzten Schulaufsichtsbehörde abzugeben... 


Ein Teil der Lehrerschaft nahm den Religionsunterricht wieder auf, 
besonders im Westen. Eine Wiederaufnahme des Religionsunterrichts 
unter diesen Voraussetzungen war ein mehr als zweifelhaftes „Geschenk“. 
Um so dringlicher war die Kirche gefragt nach dem weiteren Ausbau 
ihres eigenen Unterrichts. . 

Der gleiche 1. November 1938 wurde zum Anlaß für eine zweite 
Aktion — für die endgültige Ausscheidung der jüdischen Kinder aus der 
öffentlichen Schule. Nun standen für sie nur noch die mosaischen Schulen 
offen. Damit erwuchs der Bekennenden Kirche eine neue Verpflichtung. 
Der Bruderrat der Bekennenden Kirche von Berlin, Abteilung für 
kirchlichen Unterricht, richtete am 23. 11. 1938 folgendes Rundschreiben 
„betr. Unterricht für nichtarische evangelische Kinder‘ an die Pfarrer 
der Bekennenden Kirche von Berlin: 


Infolge der Ereignisse der letzten Wochen sind alle Kinder, die nach den 
Nürnberger Gesetzen als Juden gelten, also auch die, die ihrem Bekenntnis 
nach evangelisch sind, aus den öffentlichen Schulen entlassen ( Anordnung 
des Reichserziehungsministers, abgedruckt in der Zeitung am 15. 11. 1938). 

Wir geben Ihnen deshalb folgendes bekannt: Für alle Kinder, die aus- 
geschult worden sind, ruht z. Zt. die Schulpflicht wegen „‚hindernder Gründe“ 
(Schulpflichtgesetz). Die Eltern machen sich darum u. E. zur Zeit noch 
nicht strafbar, wenn sie ihre Kinder zu Hause behalten. Es besteht unter 
diesen Umständen nach wie vor die Möglichkeit‘ des Privatunterrichts, und 
zwar in diesem Fall in gleicher Weise für die schulpflichtigen (6—10 Jahre) 
wie für die unterrichtspflichtigen (10—14 Jahre) Kinder. Die Eltern können 
sich zu Schulzirkeln zusammentun und sich an eine Lehrperson wenden, 
welche die Unterrichtserlaubnis für die in Frage kommenden Kinder 
besitzt oder erwirbt. Letzteres geschieht durch einen Antrag bei dem zustän- 
digen Schulrat, d.h. bei dem Schulrat, in dessen Bezirk die betreffende 
Lehrkraft wohnt. Diese Erlaubnis wird gegeben werden, falls die Voraus- 
setzungen erfüllt sind, evtl. ist ein polizeiliches Führungszeugnis beizu- 
bringen, wenn die betr. Lehrkraft längere Zeit außer Dienst war. Dann 
schreiben die Eltern an die Lehrkraft einen Brief, in dem sie diese förmlich 
beauftragen, für ihre namhaft aufgeführten Kinder den Unterricht zu er- 
teilen. Willigt diese darin ein, so ist dem Schulrat, in dessen Bezirk der 
Schulzirkel tagt, davon Kenntnis zu geben. Eine besondere Genehmigung 
seinerseits ist nicht erforderlich. Da es möglich ist, daß die schulpflichtigen 
Kinder (6-10 Jahre) bald in jüdische Volksschulen eingegliedert werden, 
empfiehlt es sich dringend, mit der Einrichtung von Privatschulzirkeln 
sofort zu beginnen. Es werden Schritte unternommen, um bei den zuständigen 
Stellen darauf hinzuwirken, daß für christliche Kinder die Möglichkeit 
des Privatunterrichts auch in Zukunft erhalten bleibt... Unter Hinweis 
auf die beifolgende Mitteilung über Unterrichtsmöglichkeiten für nicht- 
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arisch-christliche Kinder erbitten wir Mitteilung, welche nichtarischen 
evangelischen Schulkinder und welche nichtarischen evangelischen Lehrer 
und Lehrerinnen in Ihren Gemeinden für solchen Unterricht in Frage 


kommen. 


Das war der Anfang der „Familienschule Oranienburger Straße‘‘, der 
Schule für nichtarisch-christliche Kinder, die im Laufe der Zeit bis auf 
100 Kindersanwuchs. Manche haben diese Schule nur kurze Zeit besucht, 
weil sie die Möglichkeit zur Auswanderung fanden. Viele sind jahrelang 
dort gewesen, bis diese Schule mit dem gesamten jüdischen Schulwesen 
dem Dritten Reich zum Opfer fiel. Hier entstand eine christliche Schule — 
sie umfaßte außer den evangelischen auch die kleine Zahl der katho- 
lischen Kinder — mitten im Dritten Reich. Im Religionsunterricht 
dieser Schule — und praktisch weiter — ging man über den Grundsatz 
des rassisch gegliederten Schulwesens hinaus, daß ‚Lehrer gleicher Rasse 
Kinder gleicher Rasse‘‘ unterrichten sollten. Der Religionsunterricht 
wurde im Auftrag der Kirche, auf katholischer Seite von einem Kaplan 
und einer Ördensschwester, auf evangelischer von mir als Schulsachbe- 
arbeiterin des Bruderrats gegeben. Als nach der Gründung der „Reichs- 
vereinigung der Juden in Deutschland‘ diese der „Schulträger‘‘ werden 
mußte, blieb die Schule als Sonderschule bestehen. Hinter unserer Schule 
stand die VL (Superintendent Albertz als Leiter der Abt. Schule; die 
äußere Leitung und Durchführung hat weithin Pfarrer Kurtz vertreten; 
später wurden wir dem Büro Grüber angegliedert). Auf seiten der jü- 
dischen Schulverwaltung fanden wir fähige und entgegenkommende 
Vertreter in Frau Dr. Fürst, dem Leiter der Berliner Schulabteilung 
Dr. Schäfer und dem Öberrabbiner Beck. Es waren Kinder aus allen 
Altersstufen und Schularten, und doch eine zusammengehörige Schar, 
froh des Raumes, in dem sie, die man nirgends haben wollte, zu Hause 
sein durften. Die Schrecken der Deportation machten auch vor unserer 
Schule nicht halt. Im Sommer 1943 wurden unsere Klassen mit dem 
jüdischen Schulwesen aufgehoben und weiterer Unterricht für jüdische 
Kinder verboten. Einige der Lehrerinnen, die dort ihren treuen, tapferen 
Dienst getan haben, sind durch das Dritte Reich hindurchgekommen, 
die beiden, die zuerst das Kollegium dieser Schule darstellten, Fräulein 
Fürstenheim und Fräulein Wolff, sind mit so manchen unserer Kinder 
im Osten durch die SS ums Leben gekommen. Sie gingen bewußt als 
Christen diesen furchtbaren Weg mit unter dem Wort: „Weil du bewahrt 
hast das Wort meines Zeugnisses, so will ich auch dich bewahren in 
der Stunde der Versuchung, die kommen wird über den ganzen Erd- 
kreis.“ Frau Dräger fiel noch in den letzten Wochen der Gestapo in die 
Hände. Frau Dr. Landsberg, die die unserer Schule Entwachsenen in 
ihren Privatzirkel für christliche und jüdische Jugendliche aufnahm, 
blieb gerettet. Ich habe selten einen so ernsten und tiefen und mitten 
in aller Gefährdung frohen Jugendkreis erlebt wie den Kreis der Mäd- 
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chen unserer Oberklasse. Vielleicht war die machtlose Bekennende 
Kirche deshalb zu diesem Dienst gerufen, weil man dort aus eigener Er- 
fahrung bereits ein wenig davon wußte, was es heißt, Menschen und 
re ausgeliefert zu sein und doch nicht aus der Hand Gottes zu 
allen. 


Im Sommer 1938 erschien ‚Die Evangelische Christenlehre, Ein 
Altersstufenlehrplan‘“, dargeboten von Martin Albertz und Bernhard 
Heinrich Forck (Der Rufer, Evangelischer Verlag Gütersloh). Dies Buch 
enthielt mehr, als dieser Titel zu sagen schien. Es war ein erster Versuch, 
theologisch-methodisch zu zeigen, was das Gesamtkatechumenat für die 
Kirche bedeutet. Es wurde darin eine praktische Zusammenfassung 
der bisherigen Arbeit der Schulkammer der Bekennenden Kirche vor- 
gelegt — ein Jahr später eine Zusammenfassung der grundsätzlichen 
Erkenntnisse aus dieser Arbeit in Hammelsbecks Buch: ‚‚Der kirchliche 
Unterricht‘ — in bewußter Rückbeziehung auf das, was an wichtiger 
Tradition und an gegenwärtiger Bemühung auf diesem Gebiet innerhalb 
der ganzen Deutschen Evangelischen Kirche vorlag. Die ‚Evangelische 
Christenlehre‘‘ ist ihrerseits wieder Ausgangspunkt und Anlaß für die 
praktischeWeiterarbeit auf den einzelnen Teilgebieten der „Evangelischen 
Unterweisung‘‘ geworden, der seinen Niederschlag fand etwa in den 
Beiheften der ‚Kirchlichen Kinderlehre‘“, der ‚„Kirchlichen Jugend- 
lehre‘“, Schipper-Prelle: „Biblische Geschichten‘, Jörg Erb: „Der 
Schild des Glaubens“, in dem Büchlein ‚Ach bleib bei uns, Herr Jesu 
Christ‘‘ für die Kleinen u.a. 


Evangelische Christenlehre — heute: „Evangelische Christenlehre“ — 
so nennen wir in Anlehnung an einen hier und da bestehenden Brauch den 
Dienst, der in der Christenheit an der Gemeinde, insbesondere an ihrer 
Jugend stets geleistet worden ist, der aber in unseren Tagen vor die Not- 
wendigkeit einer grundsätzlichen Neubesinnung gestellt wird: es ist der 
Dienst der Unterweisung in der christlichen Lehre... Die evangelische 
Christenlehre beruht auf dem Befehl Jesu Christi selbst und gehört zu 
den Diensten, zu denen sich die Kirche aller Jahrhunderte verpflichtet 
gewußt hat... 

Was uns in Jesus Christus geschenkt ist, soll so bestimmt wie möglich 
beschrieben und eindrücklich vor Augen gemalt werden. Lehre ist nicht 
gedankenmäßige Abstraktion, sondern bekenntnismäßiges Zeugnis. Den 
Reformatoren war es geläufig, was einem durch den Liberalismus geschwäch- 
ten Geschlecht verlorengegangen ist, daß Lehre und Leben nicht Gegensätze 
sind, sondern daß sie untrennbar zusammengehören wie Befehl und Ge- 
horsam. In der Erklärung zur ersten Bitte des Vaterunsers sagt Luther: 
„Wer aber anders lehret und lebet, als das Wort Gottes lehret, der entheiligt 
unter uns den Namen Gottes. Davor behüte uns, himmlischer Vater!“ 
... Evangelische Christenlehre umfaßt somit all das, was einem Christen 
zu wissen not ist, „auf daß ich sein eigen sei und in seinem Reich unter 
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ihm lebe“ (Luther) — „daß ich nicht mein, sondern meines getreuen 
Heilandes Jesu Christi eigen bin“ (Heidelberger Katechismus), 
Evangelische Christenlehre ist lehrhafte Verkündigung von Jesus 
Christus nach der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments und 
Unterricht im Bekenntnis der Zeugen Jesu Christi (Katechismus und 
Gesangbuch). Wo das Evangelium lauter und rein verkündigt wird, ruft 
es nach diesem Dienst der Christenlehre. Er ist also Hilfsdienst an der 
Verkündigung des Evangeliums. Dieser Hilfsdienst ist um so notwendiger 
und dringender, als es von jeher das Streben widerchristlicher Kräfte und 
Tendenzen war, zwar die kultischen Formen tunlichst unangetastet stehen 
zu lassen, aber die Substanz aufzulösen oder zu verdrängen. Ein Geschlecht, 
das in der Gefahr steht, in der Form aufzugehen und den Inhalt zu verlieren, 
die Erbaulichkeit und religiöse Begeisterung zu suchen und festzuhalten, 
aber die göttliche Offenbarung preiszugeben, kann den in der evangelischen 
Christenlehre sich anbietenden Hilfsdienst am allerwenigsten entbehren. 
Wer hat nun die evangelische Chhristenlehre zu tun? Die. umfassende 
evangelische Antwort lautet: Die ganze Kirche, jede Gemeinde und in ihr 
jedes Gemeindeglied, das dazu fähig ist. Es ist selbstverständlich, daß dem 
Predigtamt auch in dieser Hinsicht eine besondere Verantwortung zukommt... 
Viel zu wenig ist es in der christlichen Gemeinde bekannt, daß unsere 
- Kirchenordnungen ausdrücklich dem Ältestenamt auch ‚die Sorge für die 
christliche Erziehung und Unterweisung der Jugend‘“ übertragen haben... 


In den weiteren Ausführungen werden genannt die Diakone und 
Diakonissen, die Hausväter, Hausmütter und Paten, die Kinder- 
gärtnerinnen, die Helfer und Helferinnen im Kindergottesdienst, die 
Lehrer des evangelischen Religionsunterrichts in den staatlichen Schulen, 
schließlich alle Kräfte der freien kirchlichen Jugendarbeit. 


Nur die selbst im kirchlichen Unterricht stehende Gemeinde ruft — 
missionierend, verkündigend, lehrend — die Welt zum Heil. — Vielleicht 
wird uns da, wo Taufe und Lehre wieder ganz ernst genommen werden, 
auch das altkirchliche katechetische Amt wieder geschenkt... Es gilt, eine 
planmäßige Arbeit zu gestalten... 

Zwei Erkenntnisse sind es vor allem, die uns Gott in der theologischen 
Neubesinnung als wesentlich und unaufgebbar geschenkt hat und die darum 
auch für die evangelische Christenlehre ihre gestaliende Bedeutung haben. 
Zunächst: Wir haben es in der Heiligen Schrift mit dem Handeln Gottes 
zu tun, nicht mit den Menschen, so interessant ihr Handeln im einzelnen 
sein mag. Wenn Gott mit den Menschen handelt, dann geht es um das 
Heil der Menschen, um das Heil der Welt zur Ehre Gottes... Sodann: 
Gott fordert Antwort... Gottes Zuspruch gilt uns ganz... Auch die evan- 
gelische Christenlehre hat darauf Bedacht zu nehmen, daß der von Gott 
angesprochene Mensch beten, singen und bekennen lernt... 

Die methodische Aufgabe geht von den verschiedenen Altersstufen des 
Kindes aus und fragt, was ein junger Christ auf der betreffenden Alters- 
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Ban bereits gelernt haben sollte und was er neu begreifen und verstehen 
ann... 


Zur Herausgabe dieses Büchleins haben sich ein lutherischer und ein 
reformierter Theologe miteinander verbunden. Manche mögen darüber ver- 
wundert sein und die Frage aufwerfen, ob es denn überhaupt möglich sei, 
daß gerade hinsichtlich der Lehre ein Lutheraner und ein Reformierter 
gemeinsam handeln können. Wir haben uns zu solchem gemeinsamen 
Handeln verpflichtet gesehen. Wir wollen keine Verwischung der bekennt- 
nismäßigen Unterschiede. Wir nehmen die Wahrheitsfrage sehr ernst. Wir 
stehen in Treue ein jeder zu seinem Bekenntnis. Wer unser Büchlein 
daraufhin ansieht, wird uns zugestehen müssen, daß wir den Lehrunter- 
schieden der lutherischen und der reformierten Kirche ernsthaft Rechnung 
getragen haben. Wir sind aber der Überzeugung, daß heute hinsichtlich 
der Ausgestaltung der Lehre wie auch hinsichtlich der Unterweisung ein 
Zusammenarbeiten zwischen Lutheranern und Reformierten nötig und 
möglich ist, weil uns in der gleichen Anfechtung das Bekenntnis zu dem 
einen Herrn der einen heiligen allgemeinen Kirche zusammenfügt.“ 


Die „Evangelische Christenlehre‘“ enthielt einen Altersstufenlehrplan, 
einen Katechismusplan, einen Altersstufenspruchplan, einen Alters- 
stufenliedplan, einen Anhang mit Plänen für die einzelnen Zweige der 
evangelischen Christenlehre, einen umfassenden Literaturnachweis für 
die Christenlehre, der die theologisch-pädagogische Neubesinnung und 
ihre praktische Auswirkung im Schrifttum der Kirche in den Dienst 
der großen gemeinsamen Arbeit stellte, in der ‚ein Glied dem anderen 
Handreichung tut“. Eine Anleitung zum Gebrauch dieses ‚Arbeits- 
. buches‘““ folgte (Verf. P. Rott). In dieser wurde besonders ausgeführt, 
welchen Dienst die „Evangelische Christenlehre‘‘ auch im Unterricht 
der Erwachsenen-Gemeinde und ihrer Amtsträger leisten konnte. Es war 
gut, daß das damals geschehen konnte, kurz bevor einem nach dem 
anderen die Lizenz zu schriftstellerischer Arbeit entzogen wurde. 


Wie stark damals diese Fragen im Mittelpunkt standen, zeigt die 
„Arbeitstagung für den kirchlichen Unterricht‘ der APU am Ende 
dieses Jahres mit den Themen: ‚Evangelische Christenlehre: Altersstufen- 
lehrplan — Gesamtkatechumenat — Gemeindekatechumenat‘“ (Rott), 
„Kirchlicher Lehrer und kirchlicher Unterricht‘ (Hammelsbeck), ‚Der 
Kindergottesdienst im Gesamtkatechumenat‘“ (Thiel), ‚Die Ausbildung 
zur Bibelkreisleitung‘‘ (v. Rabenau), „Die Frage der Konfirmation 
heute‘ (Fricke). 

Bemerkenswert für die Lage am Schluß des Jahres 1938 ist ein 
Bericht aus Baden, wo der Landesbischof sich nach anfänglichem 
Sträuben „aus pädagogischen Gründen‘ damit einverstanden erklärte, 
daß bei dem fälligen Neudruck der „Biblischen Geschichten‘ für den 
Religionsunterricht „die Geschichte Nr. 13 ‚Jesus und die Samariterin‘ 


503 


künftig ohne den beanstandeten Satz ‚Denn das Heil kommt von den 
Juden‘ durchgenommen werden soll“. 

‘Die Bekennende Kirche — und insbesondere ihre Jugendarbeit erlitt 
einen schweren Verlust durch den Tod des Leiters des Burckhardthauses, 
Pfarrer Riethmüller. Als sein Vermächtnis sei sein Abschiedswort hier- 
hergesetzt: 


Alle im Werk, in der Jugendkammer, in den Bruderräten, denen ich 
angehörte, bitte ich zuletzt mit meinem letzten Gruß: Bleibt bei der Kirche 
des lauteren Evangeliums. Das ist die einzige Hilfe, die ihr unserem Volk. 
leisten könnt. Dieser führt scheinbar immer mehr ins Dunkle und in die 
Drangsal hinein. Aber dieser Weg hat einen Ausgang. Alle Kompromisse 
mehren nur das C'haos und verhüllen uns den Ausweg und Ausgang. In 
der evangelischen Kirche sind alle menschlichen Versuche am Ende. Er 
wird ein Neues schaffen zu seiner Zeit, wenn ein Rest bei Ihm bleibt. 


Am 4.4.1939 gab der Pıäsident des EOK, Dr. Werner, bekannt, 
daß er sich mit den nationalkirchlichen Deutschen Christen zusammen- 
geschlossen und die gesamte Arbeit der Kirchenbehörden in den Dienst 
nationalkirchlicher Grundsätze gestellt habe. Dagegen hatte die achte 
Bekenntnissynode der APU, die Exaudi-Synode, Stellung zu nehmen. 
Daß sie nicht mehr den Ort ihrer Zusammenkunft bei der Veröffent- 
lichung ihrer Beschlüsse (die natürlich nicht im Druck, sondern nur im 
Abzug festgehalten werden konnten), nannte, zeigt die äußere Lage. 
Die Bekennende Kirche blieb auch hier nicht bei der Abwehr: ‚...In 
der Stunde des Zusammenbruchs der Ordnung in der Kirche sind wir 
verantwortlich für die rechte Ausrichtung allen kirchlichen Dienstes...“ 
Darum ruft sie die Gemeinde erneut unter das Wort und zum Gebet, 
um von daher die „drängende Aufgabe der kirchlichen Jugendunter- 
weisung zu erfüllen“. „Die unter dem Wort lebenden Gemeindeglieder 
wachsen in die Mitverantwortung für die Gesamtgemeinde und für die 
ganze Kirche hinein. Sie tragen mit ihrer Fürbitte und mit ihrer Bereit-- 
schaft zu Dienst, Opfer und Leiden alle Not und alle Aufgaben der 
Kirche. Sie begleiten mit den Eltern und Paten den Weg der Unter- 
weisung der Kinder von der Taufe bis zum Abendmahl und bleiben mit 
der jungen Gemeinde ‚beständig in der Apostel Lehre‘. Zur Durchführung 
dieser Gemeindearbeit ist die Kammer für kirchlichen Unterricht be- 
rufen und stellt ihren Rat und ihre Hilfe zur Verfügung. Die Bekenntnis- 
synode macht es den Provinzialbruderräten zur Pflicht, dieser Arbeit 
ihre volle Aufmerksamkeit zu widmen und sie durch Laienkonvente, 
Rüstzeiten, Kurse und Visitationen schnell und gründlich zu fördern.“ 

Zur gleichen Zeit gab die „Volkskirchliche Arbeitsgemeinschaft der 
Deutschen Evangelischen Kirche“ den Entwurf eines Rahmenlehrplans 
bekannt, den sie dem Reichserziehungsminister am 23.2.1939 ein- 
gereicht hatte (abgedruckt in der Zeitschrift „Evangelischer Religions- 
unterricht‘“ 3/1939). Professor Pauls-Hirschberg berichtete darüber im 
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„Positiven Christentum“ vom 23. 4. 1939 unter der Überschrift: „Unser 


Sofort-Programm: Neuer Religionsunterricht“. In dem Entwurf der 
VA hieß es: 


„..Nicht Kenntnisse allein sind wichtig; innere Bezogenheit auf die 
Fragen und Aufgaben der heutigen Zeit wird gefordert. Das Neue Testament 
ist die Grundlage, aber als Zeugnis von Gottes Tat in Christus, und nicht 
als Quelle einer neuen Moral oder Religiosität. Vom Alten Testament ist 
den Schülern nur nahezubringen, was Christum treibet und somit zum Ver- 
ständnis des Neuen Testaments dient. In unserem Volke heimisch gewordene 
Worte und Abschnitte verdienen Berücksichtigung; ebenso der prophetische 
Kampf gegen jede selbstherrliche, gesetzlich-äußerliche Frömmigkeit, weil 
erst von daher der jüdische Pharisäismus und die Verwerfung Jesu durch 
das jüdische Volk christlich verständlich wird. Bei der Kirchengeschichte 
ist die Beziehung zwischen Christentum und Deutschtum ständig im Auge 
zu behalten... Das erste Schuljahr hat das Hauptthema „Unser himmlischer 
Vater‘‘, das zweite ‚Jesus der Heiland“, das dritte ‚‚Gottes Güte im Jahres- 
ablauf“... 


Professor Pauls schließt daran ‚Einige Vorschläge zur Durch- 
führung“: 


...Der Weg muß auch, was den Gang des Unterrichts und den Aufbau 
betrifft, wirklich nur vom NT aus genommen werden. Darum schadet es 
nichts, wenn man klipp und klar erklärt, daß die Volksschule auf eine 
gesonderte zusammenhängende Behandlung des Alten Testaments verzichten 
muß, und daß zu verwendende alttestamentliche Stoffe in den übrigen Stoff 
einzuschalten sind. Der lutherische Leitsatz: „Was Christum_ treibet,‘ 
bedeutet heute pädagogisch für die Volksschule noch mehr als für die Höhere 
Schule, daß das Mißverständnis rundweg ausgeschaltet wird, als sei „das 
Ende des Gesetzes‘ eine historische oder gar heilsgeschichtliche Vorstufe 
für die Offenbarung des Evangeliums in Christo. (!) Deshalb kann man 
in dem Plane der VA zum 6. Schuljahr umstellen: 


1. Das oberste Gebot und 2. Das Ende des Gesetzes. Mir scheint, man 
sollte es tun; der Kampf der Propheten ist vielleicht ein ‚‚Widerspiel‘‘, wenn 
man das Wort richtig versteht, sicher aber keine „Vorbereitung‘‘ des Neuen 
Testaments... Die scharfe Mahnung zur Vorsicht in der Heranziehung 
von Märchen für den Religionsunterricht hat ihr gutes Recht; indessen 
braucht das nun nicht zu heißen, als dürfe kein Lehrer mehr mit gutem 
Gewissen auf ein Märchen zurückgreifen. Da Märchen im sonstigen Unter- 
richt dort einen breiten Raum einnehmen, kann der Lehrer sie auch im 
Religionsunterricht heranziehen und fruchtbar machen. Wer dabei das reine 
Evangelium in Gefahr bringt, kann es eben nicht, und soll es lieber lassen. 


Im August 1940 brachte Professor Pauls an der gleichen Stelle weitere 
Ausführungen; der von ihm an Hand des Rahmenplans der VA verfaßte 
Plan enthält für die Grundschule ganz ausgesprochen biblische Stoffe 
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und Märchen — grundsätzlich nicht verschieden von dem, was einst 
zu Beginn des Dritten Reiches aus NSLB-Kreisen vorgelegt worden war. 
Ob ‚das reine Evangelium‘ dabei ‚in Gefahr‘ kam oder. nicht, wird 
ersichtlich aus dem Thema des 4. Schuljahres: „Gott in der Natur, im 
Gewissen und im Leben unseres Volkes“. 

Ein Schreiben des Evangelischen Oberkirchenrats in Stuttgart vom 
12. Juni 1939 an sämtliche Dekanatsämter betr. Weltanschauungs- 
unterricht, unterschrieben von Landesbischof D. Wurm, gibt eine Fülle 
von Berichten wieder über die in Württemberg planmäßig und mit 
denselben Methoden wie vor zwei Jahren im Kampf um die Gemein- 
schaftsschule durchgeführte Werbung (Terror und Irreführung der 
Eltern...) für den ‚„Weltanschauungsunterricht“, auch „staatlicher 
nationalsozialistischer Weltanschauungsunterricht‘“ genannt. Erholungs- 
kur, Besuch der Oberschule... sollen von der Anmeldung abhängig 
gemacht werden. Landesbischof Wurm erklärt hierzu: 


Es erscheint notwendig, unsere Gemeinden fortlaufend über diese Vor- 
gänge zu unterrichten und ihnen Einblick in die Methoden zu gewähren, 
mittels deren der Weltanschauungsunterricht durchgeführt werden soll. 

...Durch dieses Vorgehen wird eine Angelegenheit, die zu den unver- 
äußerlichen Rechten des Eliernhauses gehört, entgegen auch amtlichen 
"Äußerungen, der freien Entscheidung der Eltern entzogen und im gegen- 
christlichen Sinn vorwärtsgetrieben... Die Pfarrämter werden ersucht, so- 
weit noch nicht geschehen, auf 1. Juli über die Art und das Ergebnis der 
Werbung für den Weltanschauungsunterricht zu berichten; dabei sind 
besondere Vorkommnisse zu melden, etwa, ob Bemerkungen über die künfti- 
gen Berufsaussichten der nicht abgemeldeten Kinder gefallen sind; ob mit 
dem Entzug der Kinderbeihilfen gedroht wurde, ob wirtschaftliche Druck- 
mittel zur Anwendung kamen. 


Hier ist jedenfalls eins deutlich: der Landesbischof ist gewillt, dies 
in keiner Weise hinzunehmen, sondern an dieser Stelle staatlichen und 
politischen Mächten mit entschiedenem Protest entgegenzutreten. 

Kurz vor dem Kriege stellte die Kammer für kirchlichen Unterricht 
der Vorläufigen Leitung (gez. Rott) — die „Schulkammer“ trug im 
Zuge der Verlegung des Schwergewichts ihrer Arbeit auf das Gesamt- 
katechumenat der Kirche seit längerem nun diesen Namen — in einer 
„Denkschrift über den gegenwärtigen Stand des Religionsunterrichts in 
der Schule“ fest: 

l1.daß die gesetzliche Grundlage für den Religionsunterricht nicht 
rechtsgültig geändert, daß aber praktisch eine völlige Rechtsunsicherheit 
auf diesem Gebiet eingezogen sei. Über den derzeitigen Stand wurde an 
Hand genauer Einzelangaben aufgewiesen, daß die Stundenzahl überall 
erheblich verkürzt worden sei, in sämtlichen Höheren Schulen von 
Obertertia ab, soweit in ihnen überhaupt Religionsunterricht erteilt wird, 
auf eine, in den Volksschulen auf zwei; praktisch sei an vielen Stellen 
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in der letzten Zeit überhaupt kein Religionsunterricht erteilt worden. 
In allen Fragen der äußeren Ordnung des Religionsunterrichts sei eine 
Zurückdrängung jedes kirchlichen Einflusses festzustellen. ‚Der Stoff 
des Religionsunterrichts ist der hellen Willkür unterworfen. Die Werbung 
für antichristlichen Weltanschauungsunterricht, die der Württem- 
bergische Kultusminister durchführte, ist die letzte Folgerung aus der 
heutigen Lage. Das liegt nicht an den Landeskirchen. Die Hannoversche 
Kirche hat Aushilfslehrpläne angeboten; für den Gesamtbereich der 
DEK besteht seit langem die Absicht, für neue Lehrpläne für die 
Höheren und die Volksschulen die staatliche Genehmigung zu erlangen. 
Das Choralsingen dürfte — von wenigen Resten abgesehen — in diesen 
Zeiten ganz abkommen... Eine besondere Schwierigkeit bedeutet heute 
die Bereitstellung, Ausbildung und Weiterschulung der Lehrkräfte... 
Die Zahl der Lehrkräfte, die den Religionsunterricht niedergelegt haben, 
sei nicht genau festzustellen. Ein Erlaß des Reichserziehungsministers, 
daß aus der Kirche ausgetretene Lehrer keinen Religionsunterricht geben 
dürften, stehe noch aus. „...Man kann diese Entwicklung kaum anders 
beurteilen als so, daß hinter all den Bemühungen um Beschränkung 
der Zeit, Neuausrichtung des Stoffes, Unterbindung neuer Lehrmittel, 
Einflußnahme auf die Lehrerschaft die Absicht steht, den Religions- 
unterricht absterben zu lassen... Am Ende der Entwicklung steht die 
weltliche Schule, das zeitgemäß veränderte alte Ziel... Der Gewissens- 
druck, der auf vielen treuen Eltern liegt, wird nur durch die Angst 
verdeckt, welche jede laute Äußerung unterbindet... Die Schule... 
hat durch die ganze Behandlung des dem Elternvolke besonders am 
Herzen gelegenen Religionsunterrichts an Kredit verloren. Der Lehrer- 
stand hat als Folge eines letztlich nutzlosen Kampfes einen solchen Ver- 
lust an Achtung erlitten, daß dieser fast nicht mehr unterboten werden 
kann... Die derzeitige Behandlung dieser ernsten Aufgabe wird nur 
einen reinen Skeptizismus, ja gar einen unfruchtbaren Nihilismus zeitigen, 
und es wird vielleicht die letzte Folge sein, daß ein für die ewige Wahrheit 
gar nicht mehr aufnahmefähiges Geschlecht erwächst.‘“ Als „Forderung 
der Stunde‘ sieht die Denkschrift trotzdem nicht ‚‚die unverzügliche 
Herauslösung des Religionsunterrichts aus der bisherigen Verbindung 
mit der Schule und den Aufbau eines kirchlichen Unterrichts‘ an, son- 
dern tritt „für die Erhaltung des evangelischen Religionsunterrichts in 
der Schule‘ ein. Denn es gibt noch Gebiete, wo der Religionsunterricht 
von Pfarrern und Lehrern ungehindert gegeben wird. Anläßlich der 
Niederlegungsaktion haben eine nicht geringe Zahl von Lehrern sich 
bereit erklärt, ihn im Sinne ihrer Kirche weiterzuerteilen, und tun dies, 
„manche unter täglichen Opfern und Anfechtungen“. „Es ist auch im 
heutigen Lehrerstand das Verständnis dafür nicht ausgestorben, daß 
hier das Herzstück aller Erziehung ist, und daß der Lehrer in einem guten 
Religionsunterricht seine eigentliche Meisterschaft erweisen kann und 
muß. Auch lebt die Erkenntnis, daß die Beschäftigung mit diesem aller- 
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größten und allertiefsten Gegenstand für das innere Leben des sich damit 
befassenden Lehrers von entscheidender Wichtigkeit ist. Auch im Eltern- 
volk — das erweisen unzählige Gespräche — ist der Gedanke der christ- 
lichen Schule, die Verpflichtung der Schule zur religiösen Unterweisung 
der Kinder, noch nicht erstorben. Eine harte, rasche Scheidung brächte 
nur Verwirrung.‘ Dazu kommen praktische Gründe. Die Räumung der 
Stellung würde nur den Gegnern des Christentums Raum schaffen und 
die Bedingungen für eine kirchliche Unterweisung verschlechtern. Es 
muß also weiter um diese Schule gekämpft werden. „Mit derselben 
Sorgfalt ist aber der kirchliche Unterricht in den heute möglichen Formen’ 
auszubauen...‘ Diese Möglichkeiten werden ausführlich dargestellt unter 
Berücksichtigung der in den verschiedenen Kirchengebieten gewonnenen 
Erfahrungen in der Kinderlehre, im Konfirmandenunterricht, Kinder- 
gottesdienst, der Heranbildung kirchlicher Hilfskräfte, Schulung der 
Pfarrerschaft, Bereitstellung von Literatur für Pfarrer, Katecheten, 
Eltern, namentlich der Mütter (Mütterschule). „Die christliche Unter- 
weisung des heranwachsenden Geschlechts gehört zu den Lebensfragen 
der christlichen Kirche. Entscheidend ist nicht die Organisation des 
Unterrichts; vielmehr wird es darauf ankommen, ob sich die evangelische 
Wahrheit durch den Dienst treuer Zeugen und Lehrer an den Herzen 
‚und Gewissen der Kinder bezeugt. Das ist das Werk des Heiligen Geistes. 
Daß er auch und gerade heute geschäftig ist und auch heute durchs 
Evangelium beruft, mit seinen Gaben erleuchtet, im rechten Glauben 
heiligt und erhält, ist der Glaube der Christenheit.“ 
Dann kam der Krieg. 


Die Berliner Schulkammer gab ein Rundschreiben an die Pfarrer 
der Bekennenden Kirche in Berlin heraus: „Die Amtsbrüder werden 
gebeten, sich auch unter den gegenwärtigen Verhältnissen die christliche 
Unterweisung der Kinder besonders angelegen sein zu lassen...“ Die 
Schulabteilung der Vorläufigen Leitung (P. Rott) und der Altpreußischen 
Union (Dr. Hammelsbeck) gaben die Losung aus, „daß alle bestehende 
Arbeit nach Möglichkeit weitergeführt, ja intensiviert werden müsse“ — 
Gemeindekinderstunden, Abendkurse — wenn auch reduziert —, Rüst- 
abende der Bekennenden Gemeinde usw. Der Rat der Evangelischen 
Kirche der Altpreußischen Union (P. Müller-Dahlem) forderte die Ge- 
meindebruderräte der evangelischen Kirche der Altpreußischen Union 
in einem Grußwort zum neuen Kirchenjahr 1939/40 auf Grund des 
Monatsspruches 1. Joh. 1,2 auf, an Hand von ganz praktischen Fragen 
betr. Stand des Religionsunterrichts, des Konfirmandenunterrichts, der 
Elternhäuser sich darum zu kümmern, wie es in ihrer eigenen Gemeinde 
um die christliche Erziehung der Jugend stehe, und dann miteinander 
zu beraten, was zu geschehen habe an dieser ganz bestimmten Stelle. 

Eine besondere Bedeutung gewannen die „Tage der christlichen 
Unterweisung‘ (Erziehungswoche). Das für die Erziehungswoche — die 
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Invocavit-Woche — 1940 bereitgestellte Material umfaßte ein „Er- 
ziehungsbildblatt“, Meditationen und Vorschläge für eine Gebets- 
ordnung, eine Erziehungspredigt (Mark. 9, 33—37), Thesen über die 
Arbeit der Gemeinde an ihren Kindern, Elternmission, Richtlinien zu 
einer Beratung der Gemeindebruderräte, zur Einführung kirchlicher 
Kinderlehre, eine Meditation über ein ‚Kinderlied“ (‚Ach Herre Gott, 
wir Kindlein klein“). 

In Berlin wurden diese abgezogenen Schriftsätze als staatsfeindlich 
beschlagnahmt und staatspolizeiliche Maßnahmen gegen die Leitung des 
Bruderrats ergriffen. Trotzdem ging die Arbeit weiter — auch für die 
ganze Bekennende Kirche. Im Sommer 1940 hieß es im Rückblick auf 
die vorangegangene Arbeitstagung der Kammer der VL: „Wir haben 
allen Anlaß, uns mitten in unserer kleinen und immer wieder gestörten 
Arbeit trösten zu lassen durch die Losung des heutigen Tages: ‚Der 
Herr, euer Gott, ist Gott, oben im Himmel und unten auf Erden‘ 
(Jos. 2, 11). 

Vorläufig ging die Arbeit weiter auch noch auf dem Gebiet des 
Schrifttums. F. Söhlmann hat in der ‚Jungen Kirche“ vom 1.7. 1940 
unter dem Stichwort „Katechetische Verantwortung‘‘ das in den letzten 
Jahren erschienene katechetische Schrifttum im Zusammenhang be- 
sprochen, die ‚Evangelische Christenlehre‘‘ und alle mit ihr im Zusammen- 
hang stehenden katechetischen Schriften, dazu die „Blätter zur häus- 
lichen Unterweisung‘, in denen der Mütterdienst der Reichsfrauenhilfe 
seine treue Arbeit für die Mütter fortsetzte, und „Die Bibel erzählt‘, 
die Kinderbriefe des Burckhardthauses: „Diese Fülle neuester, ganz 
praktischer Hilfsmittel für die kirchliche Unterweisung in Haus und 
Gemeinde ist auch ein Zeichen dafür, wie das Bewußtsein der kateche- 
tischen Verantwortung wächst. Es muß unser aller Sorge sein, daß diese 
Erkenntnis nicht nur in die Tiefe, sondern auch in die Breite wächst. 
Gerade jetzt in der Kriegszeit, wo Elternhaus, Schule usw. durch so viele 
andere Aufgaben in Anspruch genommen sind, muß uns die Verantwor- 
tung, welche die Kirche für die Seele ihrer Kinder hat, besonders deut- 
lich vor Augen stehen.“ 

Mehr und mehr wurde das Schulwesen durch den Krieg in Mitleiden- 
schaft gezogen. Lehrer waren eingezogen, Schulen und Schulräume 
wurden für Kriegszwecke benötigt, Schulen zusammengelegt. Mit dieser 
Begründung wurde die ‚„planmäßige Freigabe bestimmter Eckstunden 
für den Konfirmandenunterricht‘ zurückgenommen (Berlin 1939). Der 
Religionsunterricht an allen Höheren Schulen wurde durch Erlaß des 
Reichserziehungsministers vom 20.3.1940 „auf die Klassen 14, d.h. 
auf die Dauer der Volksschulpflicht‘““ beschränkt. Die Oberklassen der 
Mittelschulen folgten. 

So hatte die gesamte Oberstufe keinen schulplanmäßigen Religions- 
unterricht mehr. So wurde die Unterweisung dieser Jahrgänge in frei- 
willigen kirchlichen Arbeitsgemeinschaften zu einer vordringlichen 
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Pflicht. Als Hilfe für diesen Dienst wurden in Zusammenarbeit mit der 
Leitung der Bekennenden Kirche die vom Burckhardthaus und dem 
Landesjugendpfarrer von Württemberg erarbeiteten Unterrichtspläne 
unter dem Titel „Kirchliche Jugendlehre, ein Beiheft zur ‚Evangelischen 
Christenlehre‘ “, herausgegeben. Aus Württemberg wurde gemeldet: ‚Die 
Kirche hat über die Dauer des Krieges für die Schüler der Oberklassen 
der Höheren Schulen eine freiwillige kirchliche Unterweisung in der Form 
von Arbeitsgemeinschaften eingerichtet, wöchentlich eine Stunde...‘ 

Der Aufbau des kirchlichen Religionsunterrichts in Württemberg 
wurde nun mehr als bisher durchgeführt. Der Landesbischof rief auf „zur 
Erfüllung dieses Auftrags, den der Herr seiner Kirche gegeben hat: 
Alle Kinder, die in der Kirche getauft werden, haben ein Recht darauf, 
von ihrer Kirche in die Bibel und in den Katechismus eingeführt zu 
werden. Die christliche Gemeinde ist dafür verantwortlich, daß dem 
nachwachsenden Geschlecht Bibel und Gesangbuch vertraut gemacht 
und der Reichtum des christlichen Glaubens erschlossen wird. Hierzu 
sind besonders ausgebildete Hilfskräfte aus der Gemeinde nötig, die in 
einer landeskirchlichen Katechetenschule für diesen Dienst ausgebildet 
und von den Kirchgemeinden für die biblische Unterweisung der Kinder 
angestellt werden.‘ Die bayrische Kirche — seit Jahrhunderten eine 
.Schulmeisterkirche ‚im guten Sinn‘ (G. Merz) — konnte über das 
Dritte Reich hinaus ihren Religionsunterricht in der Schule so fest- 
halten, daß sie auf diesem Gebiet auch den anderen Landeskirchen 
wesentliche Hilfe leisten konnte (G. Schmidt, Schieder, Merz, Frör u.a.). 


Nicht nur in den Höheren Schulen, sondern auch in den Berufs- 
schulen — soweit er dort erteilt worden war — wurde der Religions- 
unterricht aufgehoben; für die Hauptschulen, die seit 1941 als Abschluß 
der Volksschule errichtet wurden, war von vornherein nur eine Wochen- 
stunde vorgesehen. In den Hochschulen für Lehrerbildung wurden seit 
1939 Religionsdozenturen nicht mehr besetzt, die von 1941 ab neu ent- 
stehenden Lehrerbildungsanstalten hatten keine Ausbildung für Reli- 
gionsunterricht. In den nationalpolitischen Erziehungsanstalten (In- 
spekteur Heißmeyer) gab es keinen konfessionellen Religionsunterricht: 
„Es ist jedoch keinem Jungmann verwehrt, an einem Religionsunterricht 
teilzunehmen, den ein Pfarrer außerhalb der Anstalt erteilt.‘ Praktisch 
war solche Teilnahme unmöglich. Im Land Sachsen war der Druck auf 
die Lehrerschaft besonders stark. 

Die Einführung eines weltanschaulichen Unterrichts in Sachsen und 
eine Kürzung über die Richtlinien hinaus oder Beseitigung des Religions- 
unterrichts lehnte der Reichserziehungsminister ab „zur Vermeidung 
einer unerwünschten Beunruhigung der Bevölkerung während des 
Krieges“. 

Aus dem gleichen Grunde war die Verfügung, durch die 1941 das 
Schulgebet abgeschafft werden sollte, so gehalten, daß die Form seiner 


510 


Durchführung Rücksicht auf die Bevölkerung zu nehmen hatte. — Das 
hatte zur Folge, daß niemand durch diese Verfügung zur Abschaffung 
gezwungen werden konnte. Da sie ‚„Geheimverfügung‘‘ war, wie viele 
andere auch, war der Lehrer darauf angewiesen, ihren Inhalt über 
Schulrat und Schulleiter in dessen Fassung zu hören, sofern es ihm nicht 
gelang, in ihren Besitz zu kommen. 

Die Gemeindejugendstunden — als Vorbereitung zum Konfir- 
mandenunterricht — wurden in Sachsen verboten. In der Ostmark wurde 
von 1939 an der Religionsunterricht — dort hieß er „Konfessionsunter- 
richt‘‘ — durch Sonderbestimmungen erschwert (Teilnehmerzahl min- 
destens 20 Kinder — was in der Diaspora unmöglich war —, Anmeldung 
durch die Eltern, Verbot der Erteilung durch Pfarrer, Verbot ‚„schrift- 
licher Propaganda der Kirche‘ bei den Eltern). Auch im Sudetenland 
und in Lothringen ging man ähnlich vor. Im Warthegau wurde Ostern 
1940 in dem Litzmannstädter Bezirk der Religionsunterricht eingestellt, 
von 1941 ab durch Erlaß des Reichsstatthalters für den ganzen Gau 
verboten. Stattdessen wurde im Herbst (17. 11. 1941) kirchliche Unter- 
weisung für 10—18jährige erlaubt, aber sie durfte nur gegeben werden 
durch Geistliche, nicht durch Laienkräfte, nur in kirchlichen Räumen 
und nur eine Wochenstunde. Im Regierungsbezirk Arnsberg/Westfalen 
wurde der Religionsunterricht in den Schulen gänzlich abgeschafft. 

Daß der Totalitätsanspruch der NS-Weltanschauung im Grunde 
keinen Unterricht der Kirche neben sich dulden konnte, mußte sich 
eines Tages an der Konfirmationsfrage entscheiden. Grundsätzlich war 
nur das eine oder das andere möglich: entweder Verpflichtung auf die 
NS-Weltanschauung oder Verpflichtung auf den Glauben der Kirche. 
Deshalb bestimmte die Parteikanzlei hinsichtlich der Verpflichtung der 
Jugend in einer Verordnung vom 3. Januar 1942: 


Entsprechend ihrer autoritären Stellung in den Fragen der Menschen- 
führung kann und darf die nationalsozialistische Bewegung unter keinen 
Umständen darauf verzichten, die „Verpflichtung der Jugend‘ zur führen- 
den und alleinigen Feier für die I4jährigen jungen Menschen zu machen. 
Der „Verpflichtung der Jugend‘ geht eine weltanschauliche Vorbereitung 
voraus, die zum Pflichtdienst erklärt wird. Die überwiegende Stellung und 
Bedeutung der „Verpflichtung der Jugend‘ läßt sich nicht in 1—2 Jahren 
erreichen, sondern kann nur — abgesehen von der Ablösung bzw. dem 
Verbot der anderen Feiern dieses Lebensabschnitts — durch eine langsame 
Umgewöhnung der Elternschaft und der Jugend und durch eine sich von 
Jahr zu Jahr steigernde Hinführung auf die nationalsozialistische „‚Ver- 
pflichtung der Jugend‘ erreicht werden... 


Mit dem Kriege setzte die „erweiterte Kinderlandverschickung‘ 
ein, zunächst in den luftgefährdeten Gebieten des Westens, dann in 
den Großstädten überhaupt. Die Kinder wurden einzeln, später auch 
in Klassengemeinschaften, verschickt, bis — jedenfalls in Berlin — vom 
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Sommer 1943 ab ganze Schulen verlegt wurden und der geordnete 
Unterricht hier aufhörte. 

Durch diese Tatsache erwuchs der Kirche eine neue große Aufgabe. 
„Die Verantwortung der Gemeinde für ihre Kinder wird durch die 
Verschickung der Kinder weder aufgehoben noch ausgesetzt, sie ist 
vielmehr dadurch größer geworden‘ (Provinzialbruderrat Berlin an die 
Pfarrer und Gemeindebruderräte der Bekennenden Kirche in Berlin). 
Durch ihre Verschiekung wurden weithin die Bindungen gelöst, in denen 
die Kinder bisher gestanden hatten. Das bedeutete die Gefahr einer 
Entwurzelung: Sie sahen sich herausgenommen aus der Gemeinschaft 
der elterlichen Familie, der gewohnten Umgebung, der Schule, oft auch 
der Klassengemeinschaft; die Gemeinschaft des Kindergottesdienstes, 
des Konfirmandenunterrichts, der jungen Gemeinde hörte auf. Wo sie 
in Klassen- bzw. Schulgemeinschaften in Lagern untergebracht waren, 
wurden sie in eine bestimmte Form des Lagerlebens hineingestellt — 
hier hatte die HJ wesentlich mitzubestimmen, und es war Gelegenheit, 
das ganze Zusammenleben weltanschaulich zu prägen — Morgen, Mittag 
und Abend, Tischsitte und Feiertag. 

Eine kirchliche Unterweisung im Lager wurde bald unmöglich ge- 
macht, gegebenenfalls durfte sie außerhalb des Lagers in der Freizeit 


. der Kinder in kirchlichen — unter besonderen Umständen auch anderen 


— Räumen gehalten werden, die nicht mehr als 4 km entfernt lagen. 
Religionsunterricht war im Lager selten möglich. 

Mit den Kindern waren zuweilen ihre Lehrer verschickt, andere 
Lehrer wurden ‚nach dem Osten abgeordnet‘“, d. h. dort im öffentlichen 
Schuldienst beschäftigt, oft völlig isoliert an kleinen Orten. Es bestand 
die Gefahr für Kinder und Lehrer, den Zusammenhang mit ihrer Gemeinde 
zu verlieren. Es gab auch Lehrerinnen, die im KLV-Lager Religions- oder 
Konfirmandenunterricht gaben-und am Sonntag mit ihren Kindern — 
später, als dies verboten wurde, „getrennt‘ von ihnen — zum Gottes- 
dienst gingen oder den „Hausgottesdienst‘“ mit einigen ihrer Mädel 
zusammen hielten. Es gab solche, die der Aufforderung der Gauleitung — 
Gaupersonalamt — an „sämtliche nach hier abgeordneten, versetzten 
bzw. übersiedelten Deutschen, welche aus dem Altreich kommen, sofort 
eine Bescheinigung, daß sie sich nicht mehr zu der Konfession bekennen, 
der sie früher angehört haben, bei dem zuständigen Standesamt... 
zu beantragen und an die Ortsgruppe der NSDAP einzureichen“, 
Widerstand leisteten. 

Sie durften nicht alleingelassen sein. Auf zweierlei Weise mußte 
geholfen werden, von der Heimatgemeinde aus und von der Gast- 
gemeinde aus. Dazu mußte festgestellt werden, wohin die Kinder bzw. 
Lehrer verschickt waren und was für kirchliche Möglichkeiten es am 
Verschiekungsort gab. Diese Aufgabe übernahm in Berlin neben der 
I. M. der Bruderrat Berlin Abt. Schule. Wir setzten uns mit den Berliner 
Bekennenden Gemeinden in Verbindung mit der Aufforderung, uns 
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Angaben über die Verschickten zu machen und den Verschickungsort 
zu nennen, damit wir uns mit dem betr. Landesbruderrat bzw. der betr. 
Landeskirchenleitung oder einem uns bekannten Pfarrer in Verbindung 
setzen konnten. Auf diese Weise wurde der Kontakt hergestellt, und es 
gab Bruderräte, Kirchenleitungen und Gemeindepfarrer in der Diaspora 
in Ostpreußen, im Warthegau, in Schlesien, Thüringen, dem Sudetengau, 
in Pommern und in Österreich, die sich mit großer Bereitwilligkeit und 
Treue dieser Kinder annahmen, auch unter sehr großen Schwierigkeiten. 
Es gab Berliner Gemeinden, deren Kinder in alle Winde zerstreut waren 
(in einer Gemeinde waren 27 Konfirmanden an 17 verschiedene Orte 
von Kärnten und der Hohen Tatra bis nach Ostpreußen verschickt) 
und auf diese Weise zusammenblieben. Ein dem Berliner Fragebogen 
ähnlicher wurde uns vom Landesjugendamt Hannover zugesandt. Dort 
geschah also dieselbe Arbeit. 

Soweit es möglich war, sollte die Heimatgemeinde auch die direkte 
Verbindung mit dem einzelnen verschickten Kind und mit der Gast- 
gemeinde bzw. dem zuständigen Pfarrer halten durch Briefwechsel und 
Zusendung von Schriften. Wie groß auch in dieser Hinsicht die Schwierig- 
keiten sein konnten, zeigt ein Schreiben der Inspekteure Ostland und 
des NSLB der KLV Ostpreußen an den Pfarrer von Rößel, der sich um 
die Berliner Konfirmanden ganz besonders gekümmert hatte. Nachdem 
den Kindern die Teilnahme an der Weihnachtsfeier unmöglich gemacht 
worden war, hatte er ihnen einen schriftlichen Gruß gesandt. In dem 
Schreiben hieß es: 


Aus den hier vorliegenden Unterlagen geht hervor, daß Sie einzelnen 
Schülerinnen des Lagers Legienen unter Umgehung der Lagerführung 
christliche Schriften (,,So feiern wir Weihnachten‘) zugesandt haben. Die 
Ausgestaltung der Weihnachtsfeier in den KLV-Lagern lag ausschließlich 
in den Händen der Partei und war keine Feier des einzelnen Kindes, 
sondern eine Feier der großen Lagergemeinschaft. Wir bitten deshalb, 
seitens der Kirche von einer Sonderbetreuung bei besonderen Anlässen 
Abstand zu nehmen. 


Im März 1943 wurde der NSLB aus ‚„kriegsbedingten Gründen“ 
stillgelegt und mit ihm eine Reihe von Untergliederungen der Partei. 
Der totale Krieg beanspruchte alles. Von den Universitäten hieß es in 
der „Bewegung“ (Februar 1943), jedes nicht ausgenutzte Semester raube 
der Kriegführung einen schaffenden Menschen. Jeder Gelehrtenstreit 
über verschiedene Ansichten eines Problems werde zu unterbleiben 
haben usw. Das reine Lernen werde vorübergehend die wissenschaftliche 
Betrachtungsweise überwiegen müssen. 

Schließlich wurden Jungen und Mädchen Flakhelfer und Flak- 
helferinnen, und die Schule tauchte unter im totalen Krieg. 

Auch in den Kreisen derer, die die Arbeit verantwortlich getragen 
hatten, machte sich die Verschärfung der Lage bemerkbar. Viele waren 
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eingezogen, gefallen, andere dienstverpflichtet, so mancher saß im 
Gefängnis oder Konzentrationslager. 

Die letzten Synoden der Bekennenden Kirche der Altpreußischen 
Union in Leipzig (1940) und in Breslau (16.—17. 10.1943) rufen zum 
Dienst an der Jugend: 


...Die Zurüstung der christlichen Eltern, besonders der christlichen 
Mutter zur christlichen Erziehung ihrer getauften Kinder und die Übernahme 
des christlichen Unterrichts durch die Gemeinde erfordern den stetigen 
Ausbau des katechetischen Amtes der Kirche. Die Ausbildung und Fort- 
bildung haupt- und nebenamtlicher Kräfte ist Pflicht jeder Gemeinde... 
(Breslau 1943). 


OLKR. Brunotte — in seinem Referat vor der Arbeitsgemeinschaft 
für evangelische kirchliche Unterweisung 9. 12. 1942 — kommt zu der 
Forderung: Nach dem Kriege, wie auch immer die Lage der Kirche sich 
gestaltet — Gesamtkatechumenat! Das Kirchliche Einigungswerk unter 
Landesbischof D. Wurm erklärt in seinem Aufruf: 


Wer getauft ist, muß auch im christlichen Glauben unterwiesen werden, 
so wie Jesus Christus es geboten hat. Die Kirche hat für solche Unterweisung 
zu sorgen um des Herrn willen, dem die getauften Kinder zu eigen sind... 


Noch einmal ist die „Kammer für kirchlichen Unterricht“ bei der 
Vorläufigen Leitung der Deutschen Evangelischen Kirche zusammen- 
getreten — am 29. und 30. April 1943 — und hat folgendes beschlossen: 


Die Forderungen der Kirche für die Gestaltung der Christlichen Schule 


A.Grundlegung 


I. Die christliche Kirche fordert die christliche Schule. 

2. Unsere Forderungen finden ihre Begründung nicht in macht- 
politischen, kulturpolitischen oder moralischen Erwägungen, sondern allein 
in dem Gebot des Herrn der Kirche. 

3. Die Kirche ist daher in ihren Forderungen an den Auftrag ihres 
Herrn (Matth. 28) gebunden. 

4. Zur Durchsetzung ihrer Forderungen ist ihr nur ein Mittel gegeben, 
das Wort. Auf die Verwendung äußeren Zwanges muß sie verzichten; sie 
kann es auch um so leichter, weil dadurch doch nicht ihre wirklichen Ziele, 
sondern nur Widerwille, Heuchelei oder Phrase erzielt würde. 

5. Die Kirche ist zu jener nüchternen, illusionslosen Schau der Wirk- 
lichkeit verpflichtet, zu der die Bibel erzieht. Sie darf daher weder mit der 
Illusion eines falschen Volkskirchenbegriffs arbeiten, noch mit dem Aber- 
glauben an die Allmacht der Erziehung. 

6. Ergebnis: Für alle Kinder, deren Eltern dem Auftrag des Herrn 
gehorchen wollen, muß eine Schule bereitstehen, die im vollen Sinne des 
Wortes christlich sein will, die „Schule mit der Bibel“. — Die Schule für 
alle anderen getauften Kinder muß so weit christlich sein, als es ohne 
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Gewissenszwang durchgesetzt werden darf, und als es durch Gesetze und 
Verordnungen durchgesetzt werden kann. (Allgemeine christliche Staats- 
schule“). 

B. Die „Allgemeine christliche Staatsschule“ 


1. Diese Schule muß dem Umstand Rechnung tragen, daß in der Regel 
die Mehrzahl der Eltern und der Lehrer nicht christlich im strengen Sinne 
des Wortes sind. Sie vermeidet daher Gewissenszwang. 

2. Die Christenlehre ist ordentliches Lehrfach der Schule und ist Pflicht 
für alle, die nicht ausdrücklich abgemeldet sind. Sie wird konfessionell 
getrennt und den Bekenntnissen gemäß erteilt. Weder Lehrer noch Schüler 
werden dazu gezwungen (im übrigen siehe Abschnitt D 1). 

3. Das Schulleben wird getragen durch eine christliche Schulsitte, wie 
tägliches Gebet sowie Andachten und Feiern im Rahmen des Kirchenjahres. 

4. Die übrigen Fächer, besonders die Gesinnungsfächer und der Musik- 
und Kunstunterricht, schenken dem christlichen Einschlag in unserer 
Kultur die Bedeutung, die ihm nach seinem tatsächlichen jetzigen und 
historischen Einfluß gebührt. 

ö. Die christliche Staatsschule wird, je nach den örtlichen Verhältnissen, 
konfessionell einheitlich oder konfessionell gemischt sein. 

6. Die weltliche Schule und die religiös-neutrale, also nicht christliche 
Gemeinschaftsschule, sind abzulehnen. 


©. Die „Schule mit der Bibel“ 


1. Die ‚Schule mit der Bibel‘ ist die christliche Schule im strengen 
Sinne des Wortes, also eine Schule, die danach strebt, daß wirklich Christus 
in ihrem ganzen Geist und Leben herrscht. 

2. Lehrer und Eltern sollen zu denen gehören, „die mit Ernst Christen 
sein wollen‘‘. Sie kann nicht Pflichtschule sein für alle. 

3. Die Christenlehre ist Kernfach und beseelender Mittelpunkt des ge- 
samten Unterrichts (Genaueres siehe unter D). 

4. In den übrigen Unterrichtsfächern muß der Stoff, mehr noch als 
in der christlichen Staatsschule, christlich gesehen und ausgewählt, darf 
aber nie christlich gefälscht sein. 

5. Die ‚Schule mit der Bibel‘ soll eine wirkliche christliche Gemein- 
schaft darstellen. Sie ist am besten als Heimschule durchzuführen, darf 
aber trotzdem die elterliche Erziehung nicht verdrängen wollen. 

6. Schulträger im äußeren und inneren Sinne sind Kirchen und Kirchen- 
gemeinden, kirchliche Verbände, Elternvereinigungen und Private. 

7. Diese Schulen haben gleiche Unterrichtsziele und geben die gleichen 
Berechtigungen wie die entsprechenden Staatsschulen, haben aber dabei 
noch möglichste Bewegungsfreiheit im Interesse ihrer Sonderart. 


D. Der Religionsunterricht (besser „Ohristenlehre‘‘) 


1. Die „Christenlehre‘‘ ist ordentliches Lehrfach der Schule. Das be- 
deutet: 
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a) es nehmen alle Schüler daran teil, sofern sie nicht durch eine schrift- 
liche Willenserklärung beider Eltern am Anfang des Schuljahres ausdrück- 
lich abgemeldet sind. Bei der ‚Schule mit der Bibel‘ ist eine solche Ab- 
meldung ausgeschlossen, weil sie dem Grundcharakter dieser Schulart völlig 
widerspricht. 

b) Sie erfolgt im Rahmen der sonstigen Klassenverbände. 

c) Sie findet in den Schulräumen statt. 

d) Die Schüler unterstehen auch hier der allgemeinen Schulzucht. 

e) Für diesen Unterricht wird keine besondere Bezahlung erhoben. 

f) Die Kosten des Unterrichts trägt der Schulunterhaltsträger. 


2. Die Christenlehre erfolgt im Auftrag und unter der Leitung der 
Kirche. Das bedeutet: 

a) Christenlehre darf nur jemand erteilen, der durch die Kirche dazu 
beauftragt ist. Das kann der Klassenlehrer oder ein anderer Lehrer der 
Schule sein, soweit er eine Ausbildung zur Erteilung von Religionsunterricht 
hat, es können aber auch besondere, dazu ausgebildete ‚Kirchenlehrer‘ 
oder auch Pfarrer sein. Kein Schullehrer soll gegen seinen Willen zur 
Erteilung von Christenlehre verpflichtet sein oder durch seine Ablehnung 
Nachteile zu fürchten haben. Dadurch wird die volle Gewissensfreiheit des 
Lehrers gewahrt und die Christenlehre vor ungeeigneten Lehrern bewahrt. 

b) Lehrpläne, Lehrstoff, Lehrziele und Lehrbücher werden von der 
Kirche bestimmt. 

c) Die Aufsicht über diesen Unterricht erfolgt durch Beauftragte der 
Kirche, die hauptamtlich oder nebenamtlich tätig sind. Es werden dazu 
pädagogisch und katechetisch besonders bewährte Fachleute bestimmt. Die 
Aufsicht erstreckt sich auf das Methodische, wie auf die innere Ausrichtung. 

d) Im übrigen besteht keine Schulaufsicht durch die Kirche, auch nicht 
in der Form, daß Geistliche im Nebenamt dazu beauftragt werden. Die 
geistliche Schulaufsicht ist also ausgeschlossen. Soweit grobe Verstöße gegen 
die christliche Haltung in den anderen Unterrichtsfächern oder im sonstigen 
Schulleben vorkommen, steht der Kirche ein Beschwerderecht zu, in der- 
selben. Weise wie den Eltern. 


3. Soweit der Auftrag nicht vorläufig ist, was in der Übergangszeit 
vielfach nötig sein wird, wird er erteilt in einer gottesdienstlichen Handlung 
und schließt die Verpflichtung auf die Bekenntnisse ein, entsprechend der 
Lehrverpflichtung der Pfarrer. Diese Beauftragung durch die Kirche ist, 
wie die Ordination der Geistlichen, einmalig. Sie bleibt daher auch in Geltung, 
wenn der Beauftragte den Ort seiner Lehrtätigkeit wechselt. Nur steht der 
neuen Gemeinde ein Einspruchsrecht wegen Lehre, Wandel und Gaben zu. 
Die Entziehung des Auftrages wegen gröblicher Verletzungen des Gelübdes 
kann nur geschehen durch ein geordnetes Kirchenzuchtverfahren. 


516 


RB. Zur Ausbildung der Religionslehrer (Kirchenlehrer) 


1. Der Lehrer der Chhristenlehre an Höheren Schulen muß in der Regel 
durch eine theologisch-pädagogische Hochschulbildung gegangen sein.(Diese 
Ausbildung muß noch genauer durchdacht werden im Zusammenhang mit 
der künftigen Ausbildung der Pfarrer. Einstweilen mögen dafür folgende 
Anregungen gegeben werden, die auch für die Ausbildung der Pfarrer in 
Betracht kommen könnten:) 

a) Ein Teil der Studienzeit soll in Konvikten verbracht werden, die 
die Erfahrungen einer christlichen Bruderschaft vermitteln. 


b) Ein Praktikum in kirchlicher Arbeit soll zum Teil vor oder während 
der theologisch-wissenschaftlichen Ausbildung, zum Teil nach ihrem Ab- 
schluß durchgemacht werden. Sie soll vorwiegend in der Arbeit in kirchlicher 
Lehre und Erziehung ( Kindergottesdienst, Konfirmandenunterricht, Jugend- 
arbeit und Leitung von Bibelkursen) bestehen, aber auch mit der übrigen 
kirchlichen Arbeit (Vereinsarbeit, Hausbesuche, Verwaltung) bekannt 
machen. 


c) Eine ständige Verbindung der Studierenden mit der Heimatgemeinde, 
die den Studierenden entsendet, sollte angestrebt werden. Sie soll ihn durch 
ihre Fürbitte tragen und, soweit es möglich ist, ihn auch unterstützen. 


2. In die Ausbildung der Volksschullehrer soll auch eine solche zur 
Erteilung des Religionsunterrichts eingeschlossen sein. Doch verdient die 
besondere Ausbildung zu Religionslehrern (Kirchenlehrern) den Vorzug 
weil sie wesentlich gründlicher sein kann. 


3. Die Ausbildung der Kirchenlehrer erfolgt in einem ‚Seminar für 
den kirchlichen Dienst‘. 


4. Das ‚Seminar für den kirchlichen Dienst‘ ist eine mittlere Fach- 
schule und bildet aus für zwei verschiedene Hauptzweige des kirchlichen 
Dienstes: für den kirchlichen Heimatdienst einerseits und den Dienst in 
der Heidenmission andererseits. Der erste umfaßt die vier Zweige des 
kirchlichen Lehrers und Jugendleiters, des Kirchenmusikers, des Gemeinde- 
helfers, des kirchlichen Gemeindebeamten. 

a) Jeder Schüler der ersten Gruppe empfängt die Ausbildung in allen 
vier Fächern, und zwar für ein Amt, das als Hauptfach gilt, und für die 
drei anderen Nebenfächer. Das bietet zwei wichtige Vorteile: Kleine Ge- 
meinden können einen Mann für sämtliche Zweige des kirchlichen Dienstes 
einstellen. Dadurch können z. B. Kirchenlehrer auch für Kleinstädte und 
größere Dörfer angestellt werden, deren katechetische Tätigkeit ihre Zeit 
nicht ausfüllen würde, die nun aber gleichzeitig das Organistenamt versehen 
und den Pfarrer in der Verwaltungstätigkeit entlasten können. Wenn sich 
jemand für das gewählte Amt, z. B. das Amt des Kirchenlehrers, als un- 
geeignet herausstellen sollte, kann er, ohne eine neue Ausbildung erhalten 
zu müssen, in ein anderes Amt übergehen, oder, um besser vorwärtszu- 
kommen, doch nur eine Ergänzungsprüfung machen. 


’ 
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b) Die Ausbildung baut auf der Volksschule auf und führt in 41], 
Jahren Unterricht und 1./, Jahren kirchliches Praktikum zum Abschluß 
der Unterrichtszeit. 

c) Schülern mit mittlerer Reife werden die beiden ersten Unterrichts- 
jahre erlassen. Doch müssen sie das dort Gelehrte, soweit sie es noch nicht 
beherrschen, in Sonderkursen während ihres ersten Jahres nachholen. Mit 
Rücksicht auf diese später eintretenden Zöglinge haben die beiden ersten 
"Unterrichtsjahre mehr allgemein bildenden Charakter. Es werden dort 
gelehrt: Chhristenlehre, Geschichte, Deutsch, Englisch, Latein, Erdkunde ver- 
bunden mit Missionskunde, Rechnen ( verbunden mit Buchführung), Kurz- 
schrift und Schreibmaschine, Gesang- und Instrumentalunterricht, Zeichnen 
in Verbindung mit Betrachtung christlicher Kunst. 

d) Die Unterrichtsfächer der Unterstufe sind sämtlich Pflichtfächer für 
alle. Die künftigen Organisten haben statt fremdsprachlichen Unterrichts 
vermehrte Musikstunden, die künftigen Diakone Grundzüge der Gesund- 
heitslehre und Krankenpflege, die künftigen Verwaltungsbeamten treiben 
Rechnen und Buchführung, Kurzschrift und Maschinenschreiben. 

e) Das Praktikum der Untersiufe umfaßt Helfertätigkeit im Kinder- 
gottesdienst, Leitung einer Jugendgruppe, Veranstaltung von Kinder- 
Singstunden, leichte Verwaltungsarbeit, Hilfeleistung in der Vereinsarbeit. 
. Die Erfahrungen dieses ersten Praktikums sollen dem Zögling die Ent- 
scheidung für das nun zu wählende Hauptfach sein bzw. erleichtern. 

f) Der Unterricht der Oberstufe kann wegen der verschieden hohen 
Ansprüche in den vier Fächern nur teilweise gemeinsam sein. Außer in den 
Pflichtstunden wird hier vieles in Wahlkursen, Arbeitsgemeinschaften und 
Ausspracheabenden durchgearbeitet werden können, wobei die Klassen- 
absonderung aufgehoben ist. 

9) Für die Katechetik als Hauptfach lassen sich die Unterrichtsstoffe 
in folgenden fünf Fachgruppen zusammenfassen, wozu noch eine kürzere 
Ausbildung in den anderen Zweigen der kirchlichen Tätigkeit kommt. 
Turnen und Sport sind ein selbstverständlicher Teil der Lebensgestaltung. 
1. Fachgruppe: COhristenlehre mit ihren Unterfächern. 

X % : Pädagogik mit Psychologie, Jugendkunde, allgemeiner und 
spezieller Methodik und praktischen Unterrichtsübungen. 


3. * : Latein und Griechisch. 
4. * : Kunst und Dichtung. 
5. e : Christentum und Kultur (z. B. christliche Volkskunde, 


Christ und Recht, Christ und Staat, Christ und Wirtschaft, 
Christ und Wissenschaft, Freizeitgestaltung des Christen 
usw.). 

h) Das Allerwichtigste ist die Gestaltung des Gemeinschaftslebens zu 
einem Leben in christlicher Bruderschaft; hier gilt alles unter „Schulen 
mit der Bibel“ Gesagte in erhöhtem Maße. 

Vorstehende Forderungen der Kirche sind in eingehender Aussprache 
mit den Abgeordneten aus fast allen deutschen Ländern und preußischen 
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Provinzen am 29. und 30. April 1943 durch die Kammer für kirchlichen 
Unterricht bei der Vorläufigen Leitung der Deutschen Evangelischen Kirche 
angenommen worden. gez. Albertz 


Das Dritte Reich ist zerbrochen, und mit ihm seine Schule, ihre 
äußere und ihre innere „Einheit“. Der Grund, auf dem sie gebaut wurde, 
hat sich als „Sandgrund‘“ erwiesen. Was ist geblieben? Übriggeblieben 
ist das Vakuum, die Frage nach der wirklichen Mitte. Geblieben ist das 
Evangelium als die Antwort auf diese Frage, als der Zuspruch und An- 
spruch des Herrn, dem das ganze Leben, die ganze Welt gehört, der auf 
niemand und nichts verzichtet. Geblieben ist der Auftrag, die Kinder 
der Gemeinde zu erziehen als seine Kinder, der Auftrag, diese Welt nicht 
dem Teufel zu überlassen, keinen Lehrer und kein Kind: sie gehören 
unter des Herrn Christus Königsherrschaft. Geblieben ist eine kleine 
Gemeinde unter Eltern, Lehrern, Schülern — nach dieser Zeit. Warum 
nicht mehr? Zweifellos hat die immer stärkere Behinderung eine Wirkung 
in die Breite sehr schwer gemacht. Aber ebenso sicher gehört auch 
diese Arbeit der Kirche im Dritten Reich mit unter das Stuttgarter 
Schuldbekenntnis, vielleicht gerade sie am meisten, weil sie eine be- 
sonders verantwortungsvolle und besonders gefährdete war. 

Sehr verschieden sind die praktischen Voraussetzungen und Möglich- 
keiten und Gefahren: Bekenntnisschulen, Simultanschulen, ‚christliche 
Gemeinschaftsschulen‘‘, in West-Berlin eine Schule, die dem Religions- 
unterricht Gastrecht gibt, in Ost-Berlin unter demselben Schulgesetz 
eine Schule, die zwischen sich und diesem Gast eine Brandmauer auf- 
zurichten trachtet, und in der Östzone eine Schule, die wieder eine 
„Einheit“ zu haben behauptet, diesmal die der materialistischen Welt- 
anschauung, von vornherein antichristlich, wo die Kirche ‚‚ineinem Kampf 
auf Leben und Tod“ steht, ein neues Kampfgebiet, wo „der Hauptkonflikt 
zwischen dem christlichen Glauben und der säkularisierten Deutung des 
Lebensaufdem Gebiete deröffentlichen Erziehung auszufechten sein‘ mag. 

Im Osten ist die große Gefahr, die Schule sich selbst zu überlassen und 
sich auf die Christenlehre und das innerkirchliche Gesamtkatechumenat 
zurückzuziehen, — und die große Gelegenheit, das (noch?) ohne innere 
Behinderung durchzuführen, was einen kirchlichen Unterricht zum kirch- 
lichen Unterricht macht, der wirklich Verkündigung ist, mit einem von der 
Kircheausgebildeten Katechetenstand.Im Westenistbeidendortgegebenen 
Verhältnissen vielleicht die entgegengesetzte Gefahr — und Gelegenheit. 

Es wird darauf ankommen, die Spannung durchzustehen: Christen- 
lehre im Auftrag der Kirche — in der Schule; evangelische Lehrer — 
in allen Fächern; für evangelische Kinder — die evangelische Schule; 
evangelische Lehrer und evangelische Kinder — in allen Schulen. Es 
wird darauf ankommen, daß wir zusammenbleiben und zusammen unsere 
Schulfragen zu lösen suchen, Ost und West, Nord und Süd — im ge- 
meinsamen Dienst der Kirche am Volk. 
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Kirchliche Statistik 


Von P. Dr. Dielhenn 
(Abgeschlossen am 31. März 1950) 


Vorwort 


Nach einer langen Pause von sechzehn Jahren darf in diesem Jahr 
wieder der Anfang mit einer Kirchenstatistik gemacht werden, zu der 
der Herausgeber des kirchlichen Jahrbuches, Herr Oberkirchenrat 
Lie. Dr. Beckmann, Düsseldorf, die Anregung gab. Das letzte, bis 
auf den Artikel ‚Kirchliche Statistik“ zusammengeschrumpfte 
Kirchliche Jahrbuch erschien im Jahre 1934 und wurde nur in wenigen 
Exemplaren gedruckt. Danach waren kirchenstatistische Veröffent- 
lichungen verboten, und in den Jahren unmittelbar nach dem Kriege 
.lagen zunächst wichtigere Aufgaben vor als das Aufstellen kirchen- 
statistischer Tabellen. Nachdem sich aber nun die Verhältnisse geklärt 
haben und die ersten Kirchlichen Jahrbücher neu erschienen sind, ist 
auch das Interesse für kirchliche Statistik wieder erwacht. 

Freilich ist die Abfassung einer Kirchenstatistik gegenüber früheren 
Jahren heute mit besonderen Schwierigkeiten verbunden. Einmal ist 
es unmöglich, die bisher unveröffentlichten Erhebungsergebnisse der 
zurückliegenden Jahre auf einem gedrängten Raum nachzuholen. So- 
dann fehlt nach der Aufgliederung Deutschlands in einzelne Länder bis 
jetzt noch die zentrale statistische Stelle, wie wir sie früher im Statisti- 
schen Reichsamt besaßen. Diese aber ist nötig, um die erforderlichen 
bürgerlichen Zahlen zu erlangen. j 

So ist es heute noch nicht möglich, den Teil der Kirchenstatistik 
zu schreiben, der früher im Mittelpunkt der Kirchlichen Jahrbücher 
stand: die innerkirchliche Statistik, (Taufen, Trauungen, Be- 
erdigungen, Abendmahlsbeteiligung) abgesehen von den leicht zu 
erlangenden Zahlen der Theologiestudenten, Kandidaten, Pfarrer und 
Pfarrstellen. An deren Stelle soll in diesem Jahr zunächst einmal mit 
einer Konfessionsstatistik begonnen werden, wie eine solche nach 
der Volkszählung von 1925 außerhalb des Kirchlichen Jahrbuches von 
dessen Herausgeber, Professor D. Schneider, 1928 erschienen ist und 
wie sich eine solche in dem Kirchlichen Jahrbuch von 1934 anhangs- 
weise findet. Die infolge der Bevölkerungsverschiebungen in und nach 
dem zweiten Weltkrieg eingetretenen weitgehenden Konfessionsver- 
schiebungen lassen eine solche Konfessionsstatistik sogar notwendig er- 
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scheinen. Die konfessionelle Gliederung soll sich auch auf die erstmalig 
beigegebene Schulstatistik erstrecken, sowie jetzt auch auf die in den 
früheren Jahren einbezogene Moralstatistik, soweit in den einzelnen 
Ländern bei der letzteren eine konfessionell gegliederte Erhebung er- 
folgte. Der oben erwähnte Teil der innerkirchlichen Statistik ist 
insofern erweitert, als nicht nur wie bisher die Zahlen der ehemaligen 
altpreußischen Provinzialkirchen, sondern die der Landeskirchen der 
Evangelischen Kirche in Deutschland beigegeben sind. 

Eine Schwierigkeit besteht noch in der Beschaffung des Materials. 
War dieses früher durch Einsichtnahme beim Statistischen Reichsamt 
sowie in dessen Hauptveröffentlichungen, ‚Statistik des Deutschen 
Reichs‘, „Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich“ und ‚„Wirt- 
schaft und Statistik‘ zugänglich, so ist man heute auf die Veröffent- 
lichungen von dreizehn Statistischen Landesämtern, einschließlich Groß- 
Berlin, und für die Deutsche Demokratische Republik auf die des 
Statistischen Zentralamtes in Berlin angewiesen. In dankenswerter 
Weise haben diese Statistischen Ämter sowie das Statistische Amt für 
die Vereinigten Wirtschaftsgebiete in Wiesbaden-Biebrich darüber hin- 
aus noch weiteres erbetenes Material zur Verfügung gestellt. Für Ver- 
mittlung von Zahlenmaterial aus Berlin und der Deutschen Demokra- 
tischen Republik bin ich Herrn Oberkonsistorialrat Lie.Dr. Söhngen, 
Berlin, von solchem aus dem Saarland Herrn Kirchenrat Wehr, 
Saarbrücken, zu besonderem Dank verpflichtet. 

Leider sind die für unsere Zwecke brauchbaren Erhebungsergebnisse 
der einzelnen Statistischen Landesämter von unterschiedlicher Voll- 
ständigkeit, so daß auf eine Gesamtaufstellung — mit Ausnahme bei 
der Konfessionsgliederung — verzichtet werden muß. Jedoch kann in 
manchen Fällen, z. B. bei der Altersgliederung und der Moralstatistik, 
der pars pro toto genommen werden, wie später in dem Abschnitt über 
„Repräsentative Erhebung‘ näher dargelegt wird. Es besteht jedoch 
die Aussicht, daß das jetzige „Statistische Amt für die Vereinigten 
Wirtschaftsgebiete‘‘ wenigstens für den Bundesstaat zu einem Statisti- _ 
schen Bundesamt ausgebaut wird, so daß dann in Zukunft zunächst 
einmal für Westdeutschland die Erhebungen einheitlich erfolgen und für 
die Materialbeschaffung eine zentrale Stelle vorhanden ist. 

Zu dem Abschnitt ‚„Innerkirchliche Statistik‘ verdanke ich die 
Angabe der erfragten Zahlen den Herren Dekanen der Theologischen 
Fakultäten, den Herren Leitern der Kirchlichen Hochschulen, sowie den 
Kirchenleitungen der Landeskirchen. 
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I. Aus der Bevölkerungsstatistik 


a) Jetzige Größe der Bevölkerung 


1. Die Volkszählungen 


Stand in den früheren Kirchlichen Jahrbüchern im Hinblick auf 
den Hauptteil (Absolute und Verhältniszahlen der Taufen, Trauungen, 
Beerdigungen) in diesem einleitenden Abschnitt die allgemeine „Be- 
völkerungsbewegung‘“ in Geburten, Eheschließungen und Sterbefällen ° 
im Vordergrund, so sind es diesmal vor allem die „Wanderungen“ 
(Einwanderungen und Binnenwanderungen) mit ihren einschneidenden 
konfessionellen Veränderungen, die diesem ersten Teil das Gepräge geben. 
Die Größe der Wanderungen mit ihrem Einfluß auf die Zusammen- 
setzung der Bevölkerung wird festgestellt durch die Volkszählungen. 

Diejenige Volkszählung, die uns erstmalig in amtlichen Zahlen die 
durch Kriegs- und Nachkriegszeit hervorgerufene Bevölkerungsver- 
schiebung vor Augen führt, war die vom 29. Oktober 1946. Da seitdem 
die Bevölkerungsbewegung noch nicht zur Ruhe gekommen ist, wird 
die Volkszählung von 1950 stabilere Ergebnisse zeigen, deren endgül- 
tige Auswertung allerdings noch geraume Zeit benötigt. Vergleichsweise 
aber müssen auch die früheren Volkszählungen von 1910, 1925, 1933 und 
vor allem 1939 mit herangezogen werden, um die zwischen jenen Jahren 
einerseits und dem Jahre 1946 andererseits eingetretenen Veränderungen 
aufzuweisen. Jedoch sind solche Vergleiche mit Vorsicht anzustellen, 
einmal wegen der verschiedenen Größe des Erhebungsgebietes, dann 
aber auch wegen der verschiedenen Bestimmungen der zu erfassenden 
Bevölkerung. So war z. B.1925 das Saarland nicht mit einbegriffen, 
1939 aber wohl und dazu auch die „eingegliederten‘“ Gebiete (Österreich, 
Sudetenland) ; 1946 ist dagegen nur dasstark verkleinerte ,,Rumpfdeutsch- 
land“ erfaßt. Es seien hier zunächst die Bevölkerungszahlen ohne Rück- 
‚sicht auf die Gebietsveränderungen mitgeteilt. Sodann soll aber auch ° 
im Vergleich zwischen Vor- (1939) und Nachkriegszeit (1946) der 
Gebietsstand von 1947 zugrunde gelegt werden. Die geringfügigen 
Grenzveränderungen nach 1947 im Westen bleiben diesmal außer 
Betracht (vgl. Tabelle 1). 

Die zu zählende Bevölkerung war bei den einzelnen Volkszählungen 
verschieden bestimmt. Während vor 1925 die „ortsanwesende 
Bevölkerung“ gezählt wurde, d. h. auch die Personen, die sich nur 
vorübergehend am Zählungsort aufhielten, und nicht die Personen, die 
am Zählungstag vorübergehend abwesend waren — wodurch diese 
Zählungsart nur einen bedingten Erkenntniswert besaß —, wird seit- 
dem die „Wohnbevölkerung“ erfaßt, d. h. die Personen, die am 
Zählungsort dauernd wohnen. Die Zahlen der Wohnbevölkerung ergeben 
erst ein getreues Bild der Bevölkerungsgröße in den einzelnen Landes- 
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Tabelle 1!) Bevölkerungsentwicklung seit 1910 


Gebietsstand 


mit Saarland und Ortsanwesende 

























Größe der 


ae Bevölkerung 


Art der Bevölkerung 


1910 64 925 993 Elsaß - Lothringen Bevölkerung 

sowie ÖOstprovinzen 
1925 62 410 619 ohne diese Gebiete | Wohnbevölkerung 
1933 65 218 461 . . „ » 
1939 68 271153 1937 mit Saarland | Ständ. Bevölkerung 
1939 69 314 112 PS: = Wohnbevölkerung 
1939 57 883 874 1947 ohne y Ständ. Bevölkerung 
1939 58 845 912 ut = Wohnbevölkerung 
1946 64 501 757 Be ss „ 





gebieten und sind daher auch für sämtliche Verwaltungsmaßnahmen 
allein maßgebend. Abweichend hiervon wurde im Jahre 1939 in den 
Standorten der Wehrmacht und des Reichsarbeitsdienstes die ‚„stän- 
dige Bevölkerung“ nachgewiesen, d. h. die Zahl der Wohnbevölke- 
rung ohne die ihrer Dienstpflicht genügenden Soldaten, Arbeitsmänner 
und Arbeitsmaiden. In den Volkszählungsergebnissen von 1939 wird 
demnach meist die „ständige Bevölkerung“ aufgeführt. Bei der Volks- 
zählung von 1946 kommen zu der eigentlichen Wohnbevölkerung auch 
noch die Insassen der Kriegsgefangenen-, Zivilinternierten- und Flücht- 
lingslager hinzu. Da es sich um Glieder des deutschen Volkskörpers 
handelt, müssen sie der eigentlichen Wohnbevölkerung hinzugerechnet 
werden mit dem Ergebnis der „Wohnbevölkerung des Gesamt- 
gebietes“, während die außerdem mitgezählten durchweg aus Aus- 
ländern bestehenden Insassen der UNRA- (Verschleppten-) Lager außer 
Betracht bleiben müssen. Beim Vergleich mit 1939 muß daher außer der 
Zugrundelegung des gleichen Gebietsstandes vor allem der gleiche 
Bevölkerungsbegriff angewandt werden, d. h. für 1939 die gezählte 
ständige Bevölkerung zuzüglich der ihrer Dienstpflicht genügenden Sol- 
daten, Arbeitsmänner und Arbeitsmaiden, für 1947 die Wohnbevölkerung 
zuzüglich der Insassen der Kriegsgefangenen-, Zivil-, Internierten- und 
Flüchtlingslager. 

Die vorgenannten Unterscheidungen sind von grundlegender 
Bedeutung im Hinblick auf die mit den Volkszählungen miterfaßte 
Konfessionszugehörigkeit und die Feststellung der Größe und 
Art der Konfessionsverschiebungen zwischen den einzelnen Volks- 
zählungen, insbesondere von 1939 und 1946. 





1) In den Tabellen werden heute allgemein übliche Zeichen gebraucht. Ein Strich (—) bedeutet: 
nichts; ein Punkt (.) bedeutet: die betr. Zahl ist nicht bekannt. 
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2. Fortgeschriebene Bevölkerung 


Wegen der hohen Kosten und großen Umstände können Volks- 
zählungen nur in Zeitabständen von mehreren Jahren durchgeführt 
werden. Für die Zwischenzeit, für die oft neuere Zahlen, u. a. auch für 
kirchliche Verwaltungszwecke, benötigt werden, begnügt man 
sich mit der „Fortschreibung‘ der Bevölkerung. Die so „fortge- 
schriebene‘ Bevölkerung ist der Bevölkerungsstand bei der letzten Volks- 
zählung zuzüglich der Geborenen und Zugewanderten und abzüglich der 
Gestorbenen und Abgewanderten. Angesichts der stürmischen und . 
unregelmäßigen Bevölkerungsentwicklung der letzten Jahre sind solche 
neueren Zahlen besonders wertvoll. Da in den Jahren nach der Volks- 
zählung von 1946 eine einwandfreie Fortschreibung der Bevölkerung 
noch nicht überall in Gang gebracht war, behalf man sich mit dem 
Surrogat der „Verbraucherstatistik“, d.h. mit der Zahl der ausgegebenen 
Lebensmittelkarten, um damit die Größe der ‚„versorgten Bevölkerung“ 
festzustellen. Es ist klar, daß diese Zahlen kein ganz genaues Bild 
ergeben, u. a. wegen mancherlei Doppelzählungen, und daher mit 
einigem Vorbehalt zu bewerten sind. Leider geben sie, ebenso wie die 
eigentliche Fortschreibung, auch nicht die konfessionelle Gliede- 
rung der Bevölkerung wieder. Diese wird jedoch unter Zugrundelegung 
der im Anschluß an die nächste Volkszählung 1950 einsetzenden ein- 
wandfreien Fortschreibung errechnet werden können. 

In dem gesamten deutschen Bundesgebiet ist nach der Fortschreibung 
der Bevölkerung diese seit 1946 von 43996797 bis zum 31. Dezember 
1949 auf 47693800, also um rund 3700000 gestiegen. 


3. Repräsentative Erhebung 


Hat man sich bisher streng an die Forderung der klassischen Statistik, 
nämlich einer erschöpfenden Erhebung, gehalten, so tritt in neuerer 
Zeit daneben die Betonung einer repräsentativen Methode: es werden 
nach dem Prinzip der bewußten Auswahl oder dem Prinzip der zufälligen 
Auswahl Stichproben aus der gesamten Erhebungsmasse genommen und 
aufbereitet. Dies geschieht aus dem Grunde, weil oft das Erhebungs- 
material einen solchen Umfang angenommen hat, daß die bis ins einzelne 
gehende Aufbereitung und Auswertung sich über einen solchen Zeitraum 
erstreckt, daß die Ergebnisse oft nur noch historischen Wert haben. 

‚2. B. lagen nach der letzten Volkszählung die letzten Tabellen erst nach 
eineinhalb Jahren vor. Für viele Verwaltungsarbeiten, auch der 
Kirchenbehörden, sind aber frühzeitige, wenn auch nur annähernd 
genaue Ergebnisse dringend notwendig. Darum hat man bei der Volks- 
zählung von 1946 in Bayern neben der normalen Aufbereitung die 
repräsentative Methode zur Erzielung rascherer Ergebnisse erstmalig 
angewandt, und zwar mit überraschendem Erfolg. Es wurde 1 % des 
gesamten Zählmaterials nach einer bestimmten Auswahlmethode heraus- 
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gegriffen und innerhalb eines kurzen Zeitraumes von einigen Monaten 
bearbeitet. Beim späteren Vergleich mit den endgültigen Ergebnissen 
zeigte es sich, daß die Abweichungen hiervon sich innerhalb einer 
Fehlergrenze von nur wenigen Prozenten bewegten. Dies traf u. a. auch 
zu für die Gesamtzahlen und die prozentuale Verteilung der Religions- 
gemeinschaften sowie für die Aufgliederung nach Altersgruppen und 
für die Geschlechtergliederung. So wird diese repräsentative Methode 
für die Zukunft von größter Bedeutung werden. Bei der Volkszählung 
1950 soll sie im ganzen Bundesgebiet angewandt werden. 


4. Bevölkerungsdichte 


Ein weiterer Maßstab zur Kennzeichnung der Bevölkerungsvermeh- 
rung ist die Bevölkerungsdichte, d.h.die Inbeziehungsetzung von 
Bevölkerungszahl und Bodenfläche (1 qkm). Im Jahre 1910 entfielen 
in Deutschland durchschnittlich 120,04 Personen auf 1 qkm, 1922 in 
dem nach dem ersten Weltkrieg verkleinerten Deutschland 126,8, im 
Jahre 1939 in dem Reichsgebiet mit dem Gebietsstand von 1937 147,3, 
nach der Volkszählung von 1946 in dem jetzigen Deutschland 184,3 
Personen auf 1 qkm. Im Jahre 1950 wird die Bevölkerungsdichte nach 
weiterem Bevölkerungszuwachs, insbesondere durch Zuwanderungen, 
schätzungsweise rund 200 Personen auf 1 qkm betragen. Zieht man 
internationale Vergleichszahlen heran, so ergibt sich, daß Deutschland 
gegenwärtig nur von den Niederlanden mit 291,5 (Dezember 1947; 
1939 dagegen 267,7), Großbritannien mit 275,7 (1939) und Belgien mit 
275,3 (1939) Einwohner auf 1 qkm in der Bevölkerungsdichte übertroffen 
wird. Bedenkt man, daß die oben im Landesdurchschnitt angegebene 
plötzliche Bevölkerungszusammenballung in den einzelnen Gebieten 
noch verschieden stark in Erscheinung tritt, so kann man die Aufgabe 
ermessen, die der seelsorgerlichen Betreuung weiter Kreise 
der evangelischen Bevölkerung erwächst (vgl. hierzu auch den 
Abschnitt „Dichte der evangelischen Bevölkerung“ II b. 6). 


5. Altersaufbau und Geschlechtergliederung 


Für kirchlicheVerwaltungsmaßnahmen und seelsorgerliche 
Aufgaben ist die infolge der Blutverluste zweier Kriege und des 
Geburtenausfalls in den Kriegen und der Wirtschaftskrisen völlig ver- 
änderte Grundstruktur der Bevölkerung von größtem Interesse. 
Diese Veränderung, in Hundertsätzen ausgedrückt, macht der Vergleich 
der Jahre 1910, 1939 (Deutsches Reich) und 1946 (britisch-amerikanische 
Zone lt. „Wirtschaft und Statistik‘ 1949, S.401) in nachstehender Tabelle 
ersichtlich. Diese Zahlen gelten repräsentativ auch für das übrige deutsche 
Gebiet (vgl. Tabelle 2). 

Noch besser läßt das Schaubild der ‚„‚Alterspyramide‘ die Ver- 
schiebung in der Alters- und Geschlechtergliederung ersehen. Bei nor- 
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Tabelle 2 










Insgesamt 
in °% 
1910 | 1939 | 1946 
21,7 | 23,0 


Männliche Personen| Weibliche Personen 
in °% in %, 

1910 | 1939 | 1946 | 1910 | 1939 | 1946 

32,4 | 22,6 | 25,8 










Altersgruppe 








unter 14 J. 








14 bis 24 J. 11,9 | 10,7 9,7 10,4 8,9 
20 ,„ 50 J. 41,4 | 45,1 | 39,3 45,1 | 42,9 
50 „65 J. 9,9 | 14,3 | 15,9 15,0 | 16,1 












718 129,1 
100,0 100,0 |100,0 


65 J. u.älter Wiek 9,3 












100,0 |100,0 


malem Aufbau der Bevölkerung verjüngt die Alterspyramide sich fast 
gleichmäßig nach oben, da die Zahl der Lebenden mit zunehmendem 
Alter immer geringer wird. Diese natürliche Einwirkung der Geborenen 
und Gestorbenen auf den Altersaufbau wird durch außergewöhnliche 
Ereignisse gestört, nämlich durch Kriege und durch die damit im Zu- 
sammenhang stehenden Wirtschaftskrisen, die dann einen entsprechen- 
den Ausdruck in der Alterspyramide finden. 

Es sei hier der Altersaufbau der Bevölkerung im Gebiet der britisch- 
amerikanischen Zone durch die Gegenüberstellung der Alterspyramiden 
von 1910 (einem Jahr normaler Entwicklung) und 1948 aufgezeigt, und 
zwar in Altersklassen von je 5 Lebensjahren (im allgemeinen werden 
solche Alterspyramiden in einzelnen Lebensjahren dargestellt). Die 
Altersgliederung der anderen Länder gestaltet sich ebenso, da die Ein- 
wirkungen dieselben sind (vgl. oben den Abschnitt „Repräsentative 
Erhebung‘‘). Das folgende Schaubild ist der Monatsschrift „Wirtschaft 
und Statistik“ 1949, S. 70 mit kleinen Abänderungen entnommen. 

Betrachten wir den Aufbau der Alterspyramide von 1948 im Vergleich 
mit der von 1910, so können wir im einzelnen folgende Entwicklung - 
feststellen: 

1. Die Altersjahrgänge 1943 bis 1948 bilden eine sehr schmale Basis, 
auf der die ganze Pyramide ruht. Hier wirken sich noch die starken 
Geburtenausfälle der Jahre 1943 bis 1945 aus. Wie die Pyramide von 
1910 zeigt, müßte gerade diese Basis normalerweise breit ausgebaut 
erscheinen. 

2. Es folgen die infolge der ehe- und geburtenfördernden Maßnahmen 
des nationalsozialistischen Regimes weitaus besser besetzten Jahrgänge 
1933 bis 1942. 

3. Diese werden abgelöst durch die Jahrgänge 1928 bis 1932, bei 
denen sich der geburtenhemmende Einfluß der Wirtschaftskrise um 
1930 bemerkbar macht. Die Jahrgänge sind bis dahin vom zweiten Welt- 
krieg noch nicht in Mitleidenschaft gezogen worden. 
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DER ALTERSAUFBAU DER BEVOLKERUNG 
DES VEREINIGTEN WIRTSCHAFTSGEBIETES 1910 UND 1948 


Auf'die gleiche Bevölkerungsgröße bezogen. 


DL] 7970 Orunpen 95 
darüber 
80 
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MÄNNLICH 70 WEIBLICH 
65 
60 
35 
350 
45 
0 
35 
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4. Hierauf folgen die Jahrgänge nach dem ersten Weltkrieg 1918 bis 
1927 mit günstiger Geburtenentwicklung. Dies ist auf der Frauenseite 
ersichtlich, während die Männerseite zeigt, wie diese Jahrgänge (es 
waren bej Ausbruch des Krieges die 21 bis 30-jährigen!) weithin ein 
Opfer des zweiten Weltkrieges wurden. 

5. Die Pyramide zeigt für die Jahrgänge 1913 bis 1918 die tiefsten 
Einkerbungen. Diese sind durch zwei besonders starke Einwirkungen 
bedingt, einmal durch den hohen Geburtenausfall während des ersten 
Weltkrieges (die relative Geburtenhäufigkeit ging in Deutschland von 
rund 27 auf 1000 Einwohner im Jahre 1913 auf rund 14 während des 
Krieges zurück), sodann — das zeigt die noch stärkere Einschnürung 
auf der Männerseite — durch die hohen Kriegsverluste, die gerade diese 
Jahrgänge (sie waren bei Kriegsausbruch 1939 31 bis 36 Jahre alt) aufzu- 
weisen hatten. 

6. Bis dahin zeigt der Altersaufbau eine anormale Entwicklung, 
indem der Unterbau der Pyramide unorganisch zusammengesetzt ist. 
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Die folgenden Jahrgänge sind weit weniger durch die Kriege und Krisen 
betroffen. Im Schaubild der Pyramide ragen sie daher bis zu den 
50-jährigen weit über den Unterbau hinaus. 

7. Auch die höheren Altersstufen erhalten gegenüber dem Jahre 
1910 auf beiden Seiten ein beachtliches Übergewicht, das sich bis ins 
Greisenalter fortsetzt. 

So zeigt die Alterspyramide von 1948 dasselbe Bild wie Tabelle 2: 
schwache Besetzung der mittleren und untersten, dagegen übermäßige 
Besetzung der hohen und höchsten Jahrgänge. ö 

Aber noch eines läßt der Vergleich der beiden Seiten der Alters- 
pyramide erkennen: den starken Einfluß der beiden Weltkriege mit 
ihren hohen Blutverlusten auf die Geschlechterrelation, nämlich ein 
überdurchschnittlich starkes Anwachsen der weiblichen Bevöl- 
kerung. In diesem Umfange ist ein solches noch nie bei einer deutschen 
Volkszählung festgestellt worden. Erfahrungsgemäß kommen normaler- 
weise auf 100 Mädchengeburten 105 bis 106 Knabengeburten. Darum 
hat in den jüngsten Altersstufen die männliche Bevölkerung noch ein 
Übergewicht. Dieses wird jedoch infolge der hohen Knabensterblichkeit 
bis zum 20. Lebensjahr aufgehoben, so daß beide Geschlechter sich dann 
die Waage halten. Von da ab folgt wieder eine stärkere Sterblichkeit 
. des männlichen Geschlechts, so daß sich sogar unter normalen Verhält- 
nissen der Frauenüberschuß mit fortschreitendem Alter erhöht. Das 
Verhältnis der Geschlechter war in Deutschland wie folgt: 


Im Jahre 1885 kamen auf 100 Männer 104 Frauen, 
’ „ 1910 >} EL 100 > 103 2, 
’ E) 1919 &£) , 100 >} 110 &2 
Er Ei 1946 ’ Ei 100 2, 125 > 


Wir sehen, wie der erste Weltkrieg bereits einen erheblichen Frauen- 
überschuß zur Folge hatte, der nach dem zweiten Weltkrieg noch 
wesentlich erhöht wurde. Natürlich ist er in den mittleren Jahrgängen, 
die auf männlicher Seite die höchsten Verluste aufzuweisen haben, am 
erheblichsten. So entfielen in der britisch-amerikanischen Zone im Jahre 
1946 auf 100 Männer von 20 bis 30 Jahren 163,7, auf 100 Männer von 
30 bis 40 Jahren 148,6 gleichaltrige Frauen. 


b) Ursachen der Bevölkerungszunahme 


1. Geburtenüberschuß 


Fragt man nach den Ursachen der Bevölkerungszunahme, so ist diese 
auch heute noch zunächst einmal in dem Geburtenüberschuß zu suchen, 
der schon in den Jahrzehnten vor dem ersten Weltkrieg hierfür bestim- 
mend gewesen ist. Wohl ist die „Geburtenziffer“ (d. i. die Zahl der 
Lebendgeborenen auf 1000 Einwohner) seit der Vorkriegszeit zurück- 
gegangen, z. B. im Deutschen Bundesgebiet von 19,8 im Jahre 1938 
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auf 16,3 im Jahre 1946, (16,5 im Jahre 1947 und 1948, 16,6 im 
Jahre 1949). Aber dieses Absinken wird durch das gleichzeitige Sinken 
der „Sterblichkeitsziffer‘ (d. i. die Zahl der Gestorbenen auf 1000 Ein: 
wohner) wettgemacht, z. B. in dem genannten Gebiet von 11,4 im Jahre 
1938 auf 12,3 im Jahre 1946 (11,6 im Jahre 1947, 10,2 im Jahre 1948, 
10,1 im Jahre 1949). Daraus ergibt sich, daß ein, wenn auch ge- 
ringerer Geburtenüberschuß als 1938 (8,4) nach dem Kriege vorhanden 
war, nämlich 4,0 (1946), 4,9 (1947), 6,3 (1948), 6,5 (1949) auf 1000 Ein- 
wohner. Auffallend ist, daß die Alterssterblichkeit wesentlich geringer 
ist als vor dem Kriege. Nachfolgendes Diagramm (entnommen aus 
„Wirtschaft und Statistik“ 7/1941, S. 133, jedoch ergänzt) zeigt die 
Bevölkerungsbewegung seit 1870 (ab 1946 fürs Bundesgebiet). Für die 
Kriegsjahre sind noch keine zusammengefaßten Zahlen vorhanden. 


Bevölkerungsbewegung im Deutschen Reich 
Geburten und Sterbefälle 1870—1948 


auf 1000 Einwohner auf 1000 Einwohner 
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2. Wanderungsgewinn 


Die Hauptursache des Bevölkerungszuwachses ist in der Kriegs- und 
Nachkriegszeit zweifelsohne der ‚„Wanderungsgewinn“, vor allem durch 


34 Kirchl. Jahrbuch 1950 529 


den Zustrom der aus ihrer Heimat östlich der Oder-Neiße-Linie und aus 
an Deutschland angrenzenden Staaten Ost- und Südosteuropas aus- 
gewiesenen Reichs- und Volksdeutschen, die meist als „Flüchtlinge“ 
bezeichnet werden. Von ihnen wurden bereits im Jahre 1946 10 096 000 
registriert und auf die Besatzungszonen wie folgt verteilt: 


Amerikanische Zone 2904000 16,9 % der Gesamt- 


Britische 4 3193000 = 14,3 % bevölkerung 
Französische £ 5000 = 0,8% er . 
Sowjetzone und Berlin 3949000 = 19,3 % 25; . 
10096000 = 15,3 % der Gesamt- 
bevölkerung 


Durch Neuausweisungen hat sich die Zahl seitdem wesentlich erhöht. 
Welchen Einfluß diese Zugewanderten auf die Konfessions- 
zusammensetzung der Bevölkerung hatten, wird in einem 
späteren Abschnitt (II. c. 2) näher ausgeführt. 


II. Konfessionsstatistik . 


a) Die konfessionelle Gliederung Deutschlands vor 1946 


Die konfessionelle Schiehtung Deutschlands, insbesondere die Ver- 
‚teilung der beiden Hauptkonfessionen, ist durch die kirchen- und terri- 
torialgeschichtliche Entwicklung der einzelnen Landesgebiete bestimmt. 
Am Ende der Reformationszeit war fast neun Zehntel der deutschen 
Bevölkerung evangelisch. Der Dreißigjährige Krieg, vor allem aber die 
Gegenreformation brachte für die Evangelischen einen schweren Rück- 
schlag. Seitdem bestehen bis heute noch sehr in sich geschlossene fast rein 
katholische Gebiete vor allem im Süden, Südwesten und Nordwesten 
Deutschlands, allerdings wieder mit evangelischen Enklaven (Ansbach-- 
Bayreuth, Württemberg, die Rheinpfalz), während der Norden und Osten 
Deutschlands meist evangelisch ist mit den katholischen Einschüssen der 
Bistümer Münster und Fulda. Doch ist der Anteil der Evangelischen in 
überwiegend katholischen Gebieten fast überall geringer als der der 
Katholiken in überwiegend evangelischen Landesteilen. Einige Auf- 
lockerung brachten im neunzehnten Jahrhundert die Binnenwanderungen 
infolge der aufkommenden Freizügigkeit mit der Entstehung weiter 
Diasporagebiete und in neuester Zeit die Eingliederung der aus dem 
Osten Ausgewiesenen. Im großen und ganzen ist das Verhältnis der beiden 
großen Konfessionen so geblieben, daß die evangelische Bevölkerung die 
katholische zahlenmäßig weit überragt, wenn bei ersterer in den letzten 
Jahrzehnten auch eine geringe Abnahme zu verzeichnen ist. Seit 1871 
war die Relation beider Konfessionen wie folgt: 
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Tabelle 3 









Von der Gesamtbevöl- 
kerung waren in v. H. 


Katholiken 


Jahr 







Gebiet 








Evangelische 


1871 
1880 
1890 
1900 
1910 
1925 
1933 
1939 
1946 


Altes Reichsgebiet 





” ”» 


Deutschland nach Friedensschluß 1919 
Gebietsstand 1937 (mit Saarland) 

RE 1947 (4 Besatzungszonen, 
Groß-Berlin, ohne Saarland) 


In den Jahren 1890 bis 1910 ist ein geringer Rückgang der evan- 
gelischen und entsprechend ein Anstieg der katholischen Bevölkerung 
zu beobachten. Umgekehrt stieg der Hundertsatz des evangelischen 
Volksteils bis 1925 und sank der des katholischen noch beträchtlicher. 
Die Ursache ist in den Abtretungsverlusten nach dem ersten Weltkrieg 
zu suchen, da in den abgetretenen Gebieten, besonders in Westpreußen, 
Posen, Oberschlesien und Elsaß-Lothringen die katholische Bevölkerung 
die evangelische um weit über das Doppelte überwog. 

Die konfessionellen Verschiebungen, die in den Volkszählungen nach 
dem ersten Weltkrieg ihren Niederschlag fanden, werden in Tabelle 4 
im einzelnen vor Augen geführt. Während hiernach die Gesamtbevölke- 
rung von 1925 bis 1933 um fast 3 Millionen, d. s. 4,5 %, von 1933 bis 
1939 innerhalb desselben Reichsgebietet um über 3 Millionen, d. s. 4,7 %, 
gestiegen ist, weist der evangelische Bevölkerungsteil einen Anstieg von 
nur rund 612000, d. s. 1,5 % (1925 bis 1933), bzw. rund 1130000, d. s. 
2,8 % (1933 bis 1939) auf, der katholische Bevölkerungsteil dagegen 
einen solchen von rund 980000, d. s. 4,8 % (1925 bis 1933), bzw. rund 
1500000, d. 8. 7,3 % (1933 bis 1939). Die Vermehrung der Evangelischen 
liegt somit unter, die der Katholiken über der durchschnittlichen 
Bevölkerungszunahme. Dieser anteilmäßige Rückgang der Evangelischen 
ist wohl in erster Linie auf Austritte aus der Kirche zurückzuführen, 
wie man aus dem Anwachsen der Gemeinschaftslosen um 91,2 % (1925 
bis 1933), bzw. 43,0 % (1933 bis 1939) schließen kann. Die Abnahme 
des Judentums von 1925 bis 1933 um 11,5 % und von 1933 bis 1939 um 
gar 55,6 % läßt die katastrophale Auswirkung der rassefeindlichen Ge- 
setze des „Dritten Reiches‘ nur zu deutlich erkennen. 
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Für das Jahr 1939 liegt eine konfessionelle Auszählung nur für die 
„ständige Bevölkerung“ (I.a.1.) vor. Es kommen hinzu 1042959 
zum Heeresdienst und Arbeitsdienst Einberufene, so daß die zu Ver- 
gleichszwecken heranzuziehende Wohnbevölkerung sich auf 69314 112 
erhöht. Eine konfessionelle Gliederung der Wohnbevölkerung liegt je- 
doch nicht vor, sie kann nur errechnet werden (vgl. Tabelle 4). Die 
Hundertsätze bleiben dieselben wie bei der ständigen Bevölkerung. 
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b) Konfessionsschichtung 1946 


l. Summarisch 


Weit tiefgreifender als bei allen früheren Volkszählungen waren die 
Umschichtungen nach dem zweiten Weltkrieg bei der Volkszählung von 
1946. Sie wirkten sich auch auf die Konfessionsgliederung des verbliebe- 
nen deutschen Landes aus. Trotz aller Schläge, die die evangelischen 
Kirchen getroffen haben, hat der Protestantismus aber seine überragende 
Vorherrschaft im ganzen deutschen Gebiet bewahrt. 

Das vom Alliierten Kontrollrat im Gesetz über die Volkszählung 1946 
angeordnete Religionsschema weist, wie die Religionsverzeichnisse der 
Volkszählungen von 1933 und 1939, mancherlei Mängel auf. Insbesondere 
sind die „Angehörigen der Landes- und Freikirchen“ summarisch zu- 
sammengefaßt. Da die Angehörigen der Freikirchen (es waren hierunter 
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außer den Angehörigen der lutherischen und reformierten Freikirchen 
auch die Angehörigen der Brüdergemeine, die Baptisten, Mennoniten 
und Methodisten zu zählen) bei der Volkszählung von 1925 nur 0,82 % 
der gesamten Gruppe ausmachten, fallen sie kaum ins Gewicht und sind 
auch für 1946 leicht zu errechnen. Schwieriger ist es schon, daß die 
übrigen evangelischen und katholischen Christen, sowie die nichtchrist- 
lichen Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften nicht mehr ge- 
sondert ausgewiesen, sondern in der Sammelrubrik „Angehörige son- 
stiger Religionsgemeinschaften‘ zusammengefaßt sind. Ihr Prozentsatz . 
ist aber sehr gering. Die Volkszählung von 1950 wird auf Vorschlag 
der Kirchen wieder eine differenzierte Religionsgliederung bringen, aber 
auch Zusammenfassungen zusammengehörender Kirchen, z. B. Mitglied- 
kirchen der EKD (vgl. Tabelle 5). 





39,7% 33,0 % 0,7% 08% 4,4% 
SS 33 Ba [I 
Evang. Kath. Jsrael. Sonstige _ Gememschaffsiose 


2. Vergleich mit 1939 


Beim Vergleich der Jahre 1939 und 1946 wurde für 1939 nicht das 
damals zum Deutschen Reich gehörige Gebiet, also mit den Reichsgauen, 
sondern der Gebietsstand von 1937, einschließlich Saarland, für 1946 
der Gebietsstand von 1947, ausschließlich Saarland, zugrunde gelegt. 
Desgleichen wurde für 1939 die nach der Wohnbevölkerung errechnete 
konfessionelle Gliederung angenommen. 
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Die Bevölkerung des verbliebenen Deutschlands hat nach Tabelle 4 
um 4812355, d. s. 6,94 %, abgenommen. Die Abnahme des evange- 
lischen Bevölkerungsteils um 3531272, d. s. 8,40 %, liegt über, die 
Abnahme deskatholischen Bevölkerungsteils um 483627, d. s. 2,10%, 
liegt weit unter diesem Durchschnittssatz. Hier wirkt sich vor allem die 
Abtrennung des überwiegend evangelischen Ostens verhängnisvoll aus. 


Die Abnahme der Israeliten von 221763 auf nur 44692, also um 
117071, d. s. 79,85 %, spiegelt die Rassepolitik der dreißiger Jahre 
wider. 


Eine Zunahme haben lediglich die „Angehörigen sonstiger 
Religionsgemeinschaften‘“ aufzuweisen, und zwar um 74925, d. s. 
17,78 %. Hierunter fallen die „übrigen“ evangelischen und katholischen 
Christen, besonders auch die Sekten, die ja schon öfters in Krisenzeiten 
eine große Anziehungskraft ausübten (vgl. Zeugen Jehovas!), sowie die 


Angehörigen nichtchristlicher Religions- und Weltanschauungsgemein- 
schaften. 
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Nach den Israeliten haben prozentual am meisten abgenommen die 
„Gemeinschaftslosen und Personen ohne Angabe“, nämlich 
um 695310, d. s. 19,50 %. Diese Abnahme beruht zum größten Teil 
darauf, daß die in dieser Gruppe enthaltenen „Gottgläubigen‘“ und einst 
aus der Kirche Ausgetretenen wieder ihren Rücktritt in eine der Landes- 
kirchen vollzogen haben, wie aus den hohen Rücktrittsziffern in den 
einzelnen Kirchengemeinden hervorgeht. 


3. Ergebnisse in den einzelnen Ländern 


Bayern hat 2325663, d. s. 26,5 %, Evangelische, 6271648, d. s. 
71,6 %, Katholiken, 22770, d. s. 0,3 %, Israeliten, 41849, d. s. 0,5 N, 
Angehörige sonstiger Religionsgemeinschaften und 127720, d. s. 1,4 %, 
Gemeinschaftslose und Personen ohne Angabe. 

In dem überwiegend katholischen Bayern sind die Evan- 


gelischen am geringsten in den Regierungsbezirken Nieder- 
bayern/Oberpfalz mit 13,3 % gegenüber 85,5 % Katholiken und 
Oberbayern mit 14,1 % gegenüber 82,3 % Katholiken vertreten. 7 % 
und weniger Evangelische und eine entsprechend hohe Zahl von Katho- 
liken finden wir in den Kreisen Mühldorf mit 7,0 % Evangelischen und 
91,5 % Katholiken, Pfaffenhofen a. d. IIm mit 6 % Evangelischen und 
93,4 % Katholiken (beide in Regierungsbezirk Oberbayern), Wolfstein 
mit 6,9 % Evangelischen und 92,7 % Katholiken (Niederbayern) und 
Oberviechtach (Oberpfalz) mit nur4,1 % Evangelischen,dem 
geringsten Hundertsatz inBayern überhaupt, und 95,6 % 
Katholiken. 


Weit über dem Durchschnitt sind inMünchen die Gemeinschafts- 
losen mit 22901 Personen, d. s. 3,1 %, während dort der Anteil der 
Evangelischen 17,1 %, der der Katholiken 77,5 % beträgt. 


Höhere Hundertsätze an Evangelischen haben die Re- 
gierungsbezirke Schwaben mit 16,1 % Evangelischen gegen 82,0 % 
Katholiken und Unterfranken mit 20,8 % Evangelischen gegen 
78,2 % Katholiken. In diesen Regierungsbezirken finden sich auch wieder 
Kreise mit einer überdurchschnittlichen Anzahl von Evangelischen, 
nämlich Memmingen mit 25,7 % Evangelischen und 72,4 % Katholiken, 
Nördlingen mitsogar 46,8 % Evangelischen und 51,9 % Katholiken 
(beide im Regierungsbezirk Schwaben), sowie Schweinfurt-Stadt mit 
41,6 % Evangelischen und 55,6 % Katholiken, Hofheim i. Ufr. mit 
46,3 % Evangelischen und 52,3 % Katholiken und Kitzingen mit48,2% 
Evangelischen und 50,6 % Katholiken (alle drei Kreise im Regierungs- 
bezirk Unterfranken). Aber auch weit unterdurchschnittliche Anteils- 
ziffern der Evangelischen treffen wir hier an: im Regierungsbezirk 
Schwaben den Kreis Friedberg mit nur 5,5 % Evangelischen und 93,4 % 
Katholiken und im Regierungsbezirk Unterfranken den Landkreis 
Aschaffenburg mit 6,4 % Evangelischen und 93,1 % Katholiken. 
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Überwiegend evangelisch ist der Regierungsbezirk Ober- 
franken/Mittelfranken mit 58,4 % Evangelischen gegenüber 39,4 % 
Katholiken. In diesem Regierungsbezirk überragen an Evangelischen 
wieder die Kreise Neustadt bei Coburg-Stadtkreis mit 84,5 % Evan- 
gelischen und 12,9 % Katholiken, Hof-Land mit 81,9 % Evangelischen 
und 16,3 % Katholiken, Coburg-Land mit 80,8 % Evangelischen und 
17,8 % Katholiken, Münchberg mit 80,7 % Evangelischen und 17,8 % 
Katholiken, Naila mit 79,5 % Evangelischen und 19,2 % Katholiken, 
Coburg-Stadt mit 78,7 % Evangelischen und 17,7 % Katholiken, Kulm-. 
bach mit 76,6 % Evangelischen und 20.2 % Katholiken und Hof-Stadt 
mit 76,3 % Evangelischen und 20,4 % Katholiken. Auch in diesem 
Regierungsbezirk finden sich andererseits weit unterdurchschnittliche 
Verhältniszahlen: die Kreise Bamberg-Land mit 14,9 % Evangelischen 
und 84,2 % Katholiken, Bamberg-Stadt mit 20,8 % Evangelischen und 
76,0 % Katholiken, Staffelstein mit 26,3 % Evangelischen und 72,7 % 
Katholiken und Forchheim mit 28,9 % Evangelischen und 70,5 % 
Katholiken. 

Im ganzen ist für dasLand Bayern hervorzuheben, daß in den Kreisen 
übermäßig hohe Verhältniszahlen einer der beiden Konfessionen seit 
1939 nicht mehr bestehen. Eine starke katholische Mehrheit von über 
"95 % gab es 1939 noch in 57 Kreisen, 1946 nur noch im Kreise Ober- 
viechtach (Oberpfalz.) Umgekehrt gab es 1939 noch 13 Kreise mit einer 
evangelischen Mehrheit von über 85 %, 1946 dagegen keinen einzigen 
mehr. — Mit 0,3°/, hat Bayern den höchsten Prozentsatz an Isra- 
eliten in Deutschland. 

Hessen hat 2532615, d. s. 63,4 %, Evangelische, 1301540, d. s. 
32,6 %, Katholiken, 2949, d. s. 0,1 %, Israeliten, 34611, d. s. 0,9 %, 
Angehörige sonstiger Religionsgemeinschaften und 123963, d. s. 3,0 %, 
Gemeinschaftslose und Personen ohne Angabe. 

In den drei Regierungsbezirken verteilen sich die Konfessionen wie 
folgt: 


Regierungsbezirk Darmstadt 62,8 % Evangelische, 32,4 %, Katholiken 
7 Kassel 71,2% 5 ‚26,2 % 
” Wiesbaden 57,7 % " Ar 


Das größtenteils evangelische Land Hessen zeigt evange- 
lische Spitzen in den Kreisen Kassel-Land mit 84,1 % Evangelischen 
gegenüber 12,8 % Katholiken, Kassel-Stadt mit 83,3 %, Evangelischen 
und 10,8 % Katholiken, Melsungen mit 83,1 % Evangelischen und 15,0% 
Katholiken, Waldeck mit 82,3 % Evangelischen und 15,0 % Katholiken, 
Darmstadt-Land mit 80,7 % Evangelischen und 15,0 % Katholiken und 
Witzenhausen mit 80,0 % Evangelischen und 17,5 % Katholiken. Es 
handelt sich hier im wesentlichen um das’alte Kurhessen, das seit 
der Zeit des Schmalkaldischen Bundes vorwiegend evangelisch geblieben 
ist. 


” 
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Umgekehrt liegt ein Überwiegen des katholischen Volks- 
teils vor in den Kreisen Rheingau mit 16,5 % Evangelischen und 82,0% 
Katholiken, Limburg mit 18,8 % Evangelischen und 80,1 % Katholiken, 
Fulda-Land mit 19,6 % Evangelischen und 79,7 % Katholiken, Fulda- 
Stadt mit 20,3 % Evangelischen und 78,0 % Katholiken, Hünfeld mit 
30,8 % Evangelischen und 68,1 % Katholiken, Bergstraße mit 39,8 % 
Evangelischen und 57,9 % Katholiken, Main-Taunus mit 40,2 % Evan- 
gelischen und 55,8 % Katholiken und Offenbach-Land mit 42,1 %, Evan- 
gelischen und 52,1 % Katholiken. Die Gebiete einstiger geistlicher 
Herrschaften und jetziger Erzbischofs- und Bischofssitze (Mainz, 
Fulda, Limburg) erklären in den meisten dieser Kreise den vorwiegend 
katholischen Einschlag. 

Württemberg-Baden hat 2108734, d. s. 58,5 %, Evangelische, 
1360524, d. s. 37,7 %, Katholiken, 2165, d. s. 0,1 %, Israeliten, 46220 
d.s. 1,3 % Angehörige sonstiger Religionsgemeinschaften und 89661, 
d. s. 2,4 %, Gemeinschaftslose und Personen ohne Angabe. 

Im Landesteil Württemberg beträgt der Anteil der Evangelischen 
65,7 %, der der Katholiken 30,3 %, im Landesteil Baden dagegen be- 
trägt der Anteil der Evangelischen nur 46,9 %, der der Katholiken 
49,7 %. In den einzelnen Stadt- und Landkreisen ist die anteilmäßige 
Zugehörigkeit zu den beiden großen Konfessionen geschichtlich bedingt. 

Im Landesteil Württemberg zeigen der Westen und die Mitte 
einen stärkeren Anteil der evangelischen Bevölkerung, so 
in folgenden Kreisen: 


Stuttgart-Stadt mit 69,7 % Evangelischen, 22,3 % Katholiken 


Esslingen 7 BB5 9 m 27,4% 3 
Böblingen IH “ 22,5% 55 
Waiblingen .078,0% & 20,6 % ” 
Heilbronn/St. ,„ 76,1% n: 18,4 % ” 
Ludwigsburg wi 18% ; 19,8 % er 
Crailsheim ji; 70,8% Fr 21,72% > 
Öhringen 702% 2; 18,0 % „ 
Backnang =e19,85% is 17,35% a 
Vaihingen ri . 16,9 % 3; 


Die Katholiken wohnen meist im Nordosten und Osten des Landes- 
teils, besonders in den Kreisen Aalen mit 26,5 % Evangelischen und 
72,1 % Katholiken, Schwäbisch-Gmünd mit 35,2 0/, Evangelischen und 
62,6 °/, Katkoliken, Künzelsau mit 46,7 % Evangelischen und 51,3 % 
Katholiken und Mergentheim mit 55,0 % Evangelischen und 44,1 % 
Katholiken. 

Im Landesteil Baden sind die Evangelischen in der Minder- 
heit. Nur in den Kreisen Pforzheim-Stadt mit 79,7 % Evangelischen 
und 13,4 % Katholiken, Pforzheim-Land mit 72,5 % Evangelischen und 
25,6 % Katholiken, Heidelberg-Stadt mit 57,7 % Evangelischen und 
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37,4 % Katholiken und Mannheim-Land mit 53,4 % Evangelischen und 
44,1 % Katholiken sind die Evangelischen anteilmäßig über die Hälfte 
vertreten. Die Katholiken wohnen besonders zahlreich in den Kreisen 
Bruchsal mit 19,0 % Evangelischen und 80,4 % Katholiken, Buchen 
mit 19,5 % Evangelischen und 79,9 % Katholiken und Tauberbischofs- 
heim mit 24,6 % Evangelischen und 74,8 % Katholiken. 

Gemeinschaftslose sind besonders stark vertreten in Stuttgart 
mit 5,5 % und Mannheim mit 5,2 %. & 

Das Land Bremen, bestehend aus den Städten Bremen und Bremer- 
haven, hat 417286, d. s. 85,3 %, Evangelische, 43464, d. 3. 8,9 %, 
Katholiken, 127, d. s. 0,0 %, Israeliten, 4786, d. s. 1,0 %, Angehörige 
sonstiger Religionsgemeinschaften und 23762, d.8.4,8 %, Gemeinschafts- 
lose und Personen ohne Angabe. 

Das Verhältnis der beiden großen Konfessionen ist in Bremen unge- 
fähr das gleiche wie in Bremerhaven. Die Zahl der Gemein- 
schaftslosen bleibt unter 5 %, für eine Großstadt bemerkenswert! 

Schleswig-Holstein ist konfessionell wie folgt gegliedert: 2277596, 
d. s. 87,9 %, Evangelische, 176188, d. s. 6,8 %, Katholiken, 485, d. 8. 
0,0 %, Israeliten, 22494, d.s.0,9 %, Angehörige sonstiger Religions- 
gemeinschaften und 115471, d. s. 4,4 %, Gemeinschaftslose und Per- 
. sonen ohne Angabe. 

Über 90 % Evangelische finden wir in den Kreisen Eiderstedt 
mit 91,3 % Evangelischen und 5,8 % Katholiken, Husum mit 91,7 % 
Evangelischen und 5,1 % Katholiken, Schleswig mit 91,2% Evan- 
gelischen und 5,2% Katholiken und Süderdithmarschen mit 90,4 % 
Evangelischen und 5,7 % Katholiken. 

Unterdurchschnittliche Anteile von Evangelischen haben 
die Kreise Lübeck mit 87,6 % Evangelischen und 7,8% Katholiken, 
Stormarn mit 85,3 % Evangelischen und 7,6 % Katholiken, Neu- 
münster mit 84,1 % Evangelischen und 7,7 % Katholiken und Kiel mit 
81,2 % Evangelischen und 7,0 % Katholiken. In letzterem Kreis geht 
der hohe Anteil der Gemeinschaftslosen von 10,4 % auf Kosten 
des im ganzen Land Schleswig-Holstein geringsten Hundertsatzes an 
Evangelischen, während der Landesdurchschnittssatz der Gemeinschafts- 
losen nur 4,4 % beträgt. 

Das Land Hamburg hat 1140553, d. s. 80,3 %, Evangelische, 
91961, d. s. 6,5 %, Katholiken, 961, d. s. 0,1 % Israeliten, 16366, d. s. 
1,2 %, Angehörige sonstiger Religionsgemeinschaften und 171030, d.s. 
11,9 %, Gemeinschaftslose und Personen ohne Angabe. Auch in dieser 
Großstadt fällt wieder der hohe Prozentsatz der letzteren Gruppe auf, 
der im Durchschnitt der britischen Zone nur 4,3 % beträgt. 

Niedersachsen hat 4828803, d. s. 76,6 %, Evangelische, 1208847, 
d. s. 19,2 %, Katholiken, 1963, d. s. 0,0 %, Israeliten, 52876, d. 8.0,8%, 
Angehörige sonstiger Religionsgemeinschaften und 207564, d. s. 3,4 %, 
Gemeinschaftslose und Personen ohne Angabe. 
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Die meisten Evangelischen finden sich im Regierungsbezirk 
Stade mit 91,2 %, während dort der Anteil der Katholiken nur 6,2% 
beträgt. An der Spitze steht hier der Kreis Bremervörde mit 
93,3 % Evangelischen und 5,1 % Katholiken. Es folgen die Regierungs- 
bezirke Aurich mit 88,7 %, Lüneburg mit 87,4 %, Hannover mit 80,9 %, 
Braunschweig mit 75,9 %, Hildesheim mit 75,6 % und der Verwaltungs- 
bezirk Oldenburg mit 67,6 % Evangelischen. Über 90 % Evangelische 
haben in diesen Regierungsbezirken die Kreise Aurich mit 91,4 %, 
Lüneburg-Land mit 90,9 % und Dannenberg (Reg.-Bez. Lüneburg) mit 
90,8 % Evangelischen. 

Die wenigsten Evangelischen finden sich in dem Regierungs- 
bezirk Osnabrück, nämlich 45,8 %, dagegen 52,5 %, Katholiken. 
Und hier sind es wieder die Kreise Aschendorf-Hümmling (15,0 % 
Evangelische, 84,4 % Katholiken) und Meppen (15,1% Evangelische 
und 84,2% Katholiken), die den geringsten Anteil an Evangelischen 
haben. Andererseits haben in diesem Regierungsbezirk die Kreise Witt- 
lage (70,0 %), Melle (66,2 %), Grafschaft Bentheim (73,7 %), Osnabrück- 
Stadt (55,3 %) und Bersenbrück (54,4 %) über die Hälfte Evangelische. 

Nordrhein-Westfalen hat 4579536, d. s. 39,0 %, Evangelische, 
6604551, d. s. 56,2 %, Katholiken, 2912, d. s. 0,0 %, Israeliten, 137998, 
d. s. 1,2 %, Angehörige sonstiger Religionsgemeinschaften und 423407, 
d. 8. 3,6 %, Gemeinschaftslose und Personen ohne Angabe. 

Von den einzelnen Regierungsbezirken weist der Regierungsbezirk 
Detmold mit 66,61 % Evangelischen und 32,31 % Katholiken die 
meisten Evangelischen auf. Und hier stehen wieder an der Spitze 
die Kreise Lübbecke mit 90,79 % und Herford mit 90,35 % Evan- 
gelischen. Über die Hälfte Evangelische zählt außerdem noch der 
Regierungsbezirk Arnsberg mit 53,32 % Evangelischen und 45,11 % 
Katholiken, voran der Kreis Wittgenstein mit 84,48 % Evangelischen 
und 14,62 % Katholiken. 

Die Evangelischen der übrigen Regierungsbezirke liegen anteilsmäßig 
unter 50 %, wenn auch hier und da ein Kreis darüber hinausragt, so 
die Stadtkreise Wuppertal mit 75,30 %, Solingen mit 72,75 %, Remscheid 
mit 78,45 %, Mülheim a. d. Ruhr mit 59,11 % und die Landkreise Dins- 
laken mit 54,0% und Düsseldorf-Mettmann mit 54,2°/, Evangelischen. 

Die weitaus wenigsten Evangelischen finden sich in den 
Regierungsbezirken Münster mit 27,3 %, Köln mit 21,0 % und 
vor allem Aachen mit nur 6,9% Evangelischen, hingegen 92,6 % 
Katholiken. Hier hat der Landkreis Jülich die allerwenigsten Evan- 
gelischen, nämlich 3,8%, während der katholische Bevölkerungsteil 
96,1 % beträgt. Auch in den anderen Regierungsbezirken finden sich 
Kreise mit weit unter dem Durchschnitt liegenden evangelischen 
Bevölkerungszahlen, so im Regierungsbezirk Düsseldorf der Landkreis 
Geldern mit 8,8 % Evangelischen und 91,0 % Katholiken, im Regierungs- 
bezirk Köln die Landkreise Bergheim-Erft mit 9,4 %, Euskirchen mit 
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7,6% Evangelischen und 90,2% bzw. 92,1% Katholiken, im Regierungs- 
bezirk Münster der Stadtkreis Bocholt mit 7,6 % Evangelischen und 
92,1 % Katholiken und der Landkreis Coesfeld mit 8,8 % Evangelischen 
und 91,0 % Katholiken, im Regierungsbezirk Arnsberg der Kreis Olpe 
mit 10,5 % Evangelischen und 89,3 % Katholiken. Sogar in dem über- 
wiegend evangelischen Regierungsbezirk Detmold finden sich die Land- 
kreise Büren mit 14,2 % Evangelischen und 85,6 % Katholiken und 
Paderborn mit nur 13,5 % Evangelischen und 86,0 % Katholiken. 

Rheinland-Pfalz hat 1089098, d. s. 39,6 %, Evangelische, 
1614866, d. s. 58,6 %, Katholiken, 348, d. s. 0,0 %, Israeliten, 9638, 
d. s. 0,4 %, Angehörige sonstiger Religionsgemeinschaften und 39619, 
d. s. 1,4%, Gemeinschaftslose und Personen ohne Angabe. 

Die anteilsmäßig meisten Evangelischen wohnen im Ober- 
regierungsbezirk Pfalz mit 55,1 % Evangelischen und 42,8% Katho- 
liken. An der Spitze stehen hier die Kreise Kusel mit 77,9% Evan- 
gelischen und 20,9% Katholiken, Rockenhausen mit 76,1 % Evan- 
gelischen und 22,7 % Katholiken und Kirchheimbolanden mit 72,8 % 
Evangelischen und 25,4 % Katholiken, während der Landkreis Speyer 
mit 12,4 % gegenüber 86,8 % Katholiken die wenigsten Evangelischen 
aufzuweisen hat. 

Auch der Regierungsbezirk Rheinhessen hat eine größere 

evangelische Bevölkerung, 49,6 % gegenüber 46,8 % Katholiken. 
Der Kreis Alzey hat sogar 69,4 % Evangelische und 28,1 % Katholiken, 
der Landkreis Worms 67,6 % Evangelische und 29,8% Katholiken, 
während umgekehrt die verhältnismäßig wenigsten Evangelischen im 
Stadtkreis Mainz wohnen, nämlich 31,7 % gegenüber 61,3 % Katholiken. 

Der Regierungsbezirk Montabaur hat 46,2 % Evangelische und 
52,3 % Katholiken. Die meisten Evangelischen sind im Unterlahnkreis 
vertreten mit 75,5 % gegenüber 22,0 % Katholiken und die wenigsten 
im Unterwesterwaldkreis mit 16,9 % gegenüber 82,0 % Katholiken. 

Der Regierungsbezirk Koblenz, der neben den „Sonstigen“ 
aus 31,2 % Evangelischen und 67,4 % Katholiken besteht, zeigt in den 
einzelnen Kreisen die größten Gegensätze, von 76,4 %, Evangeli- 
schen und 20,6 % Katholiken im Kreise Birkenfeld, 55,8 % Evan- 
gelischen und 42,4 % Katholiken im Kreise Kreuznach, 55,1 %, Evan- 
gelischen und 44,0% Katholiken im Kreise Simmern bis zu 41% 
Evangelischen und 95,3 % Katholiken im Kreise Mayen und 2,1% 
Evangelischen und 97,5 % Katholiken im Kreise Kochem. 

Der für die Evangelischen ungünstigste Regierungsbezirk 
ist Trier mit nur 6,1 % Evangelischen und 93,4 % Katholiken. Ja dies 
Verhältnis geht zu Ungunsten der Evangelischen sogar bis zu 1,6 % 
Evangelischen und 98,2% Katholiken im Kreise Bitburg und 1,2 % 
Evangelischen und 98,7% Katholiken im Kreise Prüm. Es ist 
dies der geringste Prozentsatz der Evangelischen nicht nur im 
ganzen Lande Rheinland-Pfalz, sondern auch von ganz Deutsch- 
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land! Während die Hundertsätze der übrigen Kreise des Regierungs- 
bezirks Trier unter 5 % bleiben, zeigen nur der Stadtkreis Trier mit 
7,3 % Evangelischen und 90,8 %, Katholiken und der Landkreis Bern- 
kastel mit 26,7 % Evangelischen und 72,7 %, Katholiken einen etwas 
höheren Anteil der evangelischen Bevölkerung. 

Baden hat 309089, d. s. 26,0 %, Evangelische, 855667, d. s. 71,9%, 
Katholiken, 183, d. s. 0,0 %, Israeliten, 7878, d. s. 0,7 %, Angehörige 
sonstiger Religionsgemeinschaften und 18024, d. s. 1,4%, Gemein- 
schaftslose und Personen ohne Angabe. 

Höhere Hundertsätze an Katholiken und entsprechend niedri- 
gere an Evangelischen zeigen die Kreise Konstanz mit 15,1 % Evan- 
gelischen und 81,7 % Katholiken, Rastatt mit 12,3 % Evangelischen 
und 86,2 % Katholiken, Neustadt mit 10,8 % Evangelischen und 87,9% 
Katholiken, Stockach mit 8,5 % Evangelischen und 90,0 % Katholiken 
und vor allem Bühl mit nur 5,8% Evangelischen und 93,5 % 
Katholiken. Unter dem Durchschnittssatz des Landes an Katholiken 
bleibt die Landeshauptstadt Freiburg mit 29,9 % Evangelischen und 
66,0 % Katholiken. 

Mehr als die Hälfte der evangelischen Bevölkerung finden wir 
im Südwesten und Westen des Landes, nämlich in den Kreisen 
Lörrach mit 55,0 % Evangelischen und 41,6 % Katholiken und Kehl 
mit 67,1 % Evangelischen und 31,7 % Katholiken. 

Die Gemeinschaftslosen bleiben auch in der Landeshauptstadt 
auf nur 3,0 % beschränkt. 

Württemberg-Hohenzollern hat 478349, d. s. 43,1 %, Evan- 
gelische, 605198, d. s. 54,6 %, Katholiken, 150, d. s. 0,0 %, Israeliten, 
11361, d. s. 1,0 %, Angehörige sonstiger Religionsgemeinschaften, 
13710, d. s. 1,3 %, Gemeinschaftslose und Personen ohne Angabe. 

Im Landesteil Württemberg ist der Hundertsatz der Evangelischen 
mit 47,1 % gegenüber 50,5 % Katholiken etwas höher, im Landesteil 
Hohenzollern dagegen mit nur 8,8 % gegenüber 90,5 % Katholiken 
bedeutend geringer als der Landesdurchschnittssatz. 

Auch die einzelnen Kreise des Landesteils Württemberg zeigen 
große Verschiedenheit in der Konfessionszusammensetzung. Über 80 % 
Evangelische wohnen in den Kreisen Reutlingen mit 86,0 % 
Evangelischen und 10,0 % Katholiken, Freudenstadt mit 87,3 % 
Evangelischen und 8,4 % Katholiken und Calw mit sogar 91,1% 
Evangelischen und nur 6,0 % Katholiken. Unter 10 % hat nur der 
Kreis Saulgau, nämlich 8,0 % Evangelische und 91,2 % Katho- 
liken. 

Dagegen bleibt die evangelische Bevölkerung in den beiden 
Kreisen des Landesteils Hohenzollern unter 10 %, entsprechend 
hat die katholische Bevölkerung über 90 %, nämlich in dem Kreise 
Hechingen mit 8,9 % Evangelischen und 90,6 % Katholiken und in dem 
Kreise Hohenzollern mit 8,7 % Evangelischen und 90,5 % Katholiken. 
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Da sich keine Großstädte im Lande befinden, tritt die Zahl der 
Gemeinschaftslosen zurück. Nur in Schwenningen am Neckar, 
einer Stadt mit rund 21000 Einwohnern, finden wir neben 60,4 % Evan- 
gelischen und 32,3 % Katholiken 6,2 % Gemeinschaftslose! 


Deutsche Demokratische Republik 


Das Gebiet der gesamten Ostzone ist von jeher überwiegend evan- 
gelisch gewesen. Auch heute befinden sich dort 14132174, d. s. 81,6 %s 
Evangelische, wohingegen der katholische Anteil 2110507, d. s. 12,2 %, 
beträgt. Die Israeliten sind mit 2094, d.s. 0,0 %, die Angehörigen: 
sonstiger Religionsgemeinschaften mit 90145, d. s. 0,5%, und die 
Gemeinschaftslosen und Personen ohne Angabe mit 978814, d.s. 5,7 %, 
vertreten. Besonders hoch ist der Prozentsatz der letzten Gruppe. Er 
ist außer in den beiden Großstädten Berlin und Hamburg der höchste 
einer ganzen Zone. 

Brandenburg hat 2157741, d. s. 85,4 %, Evangelische, 232199, 
d.s. 9,2 %, Katholiken (also unter dem Zonen-Durchschnitt!) 424, d.s. 
0,0 %, Israeliten, 14542, d. s. 0,6 %, Angehörige sonstiger Religions- 
gemeinschaften und 122586, d. s. 4,8 %, Gemeinschaftslose und Per- 
sonen ohne Angabe. 

Die höchsten Hundertsätze der Evangelischen zeigen die 
Landkreise Templin mit 90,1 % Evangelischen und 7,2 % Katholiken, 
Prenzlau mit 90,2 % Evangelischen und 8,4 % Katholiken, Lübben- 
Spreewald mit 90,2 % Evangelischen und 7,8% Katholiken, Lebus 
mit 90,6 % Evangelischen und 6,6 % Katholiken, Angermünde mit 
91,85 % Evangelischen und 6,0 % Katholiken, Cottbus mit 92,3 % 
Evangelischen und 6,0 % Katholiken und Guben mit 92,4 % Evan- 
gelischen und 6,1 % Katholiken. 

Den niedrigsten Prozentsatz von Evangelischen finden wir 
mit 78,8 % gegenüber 10,5 % Katholiken im Stadtkreis Branden- 
burg-Havel. 

Wenn schon der Hundertsatz der Gemeinschaftslosen in der 
ganzen Ostzone verhältnismäßig hoch ist, so übersteigt er den der 
Katholiken in den Stadtkreisen Guben mit 5,3 % gegenüber 4,0 % 
Katholiken, Rathenow mit 8,1 % gegenüber 6,9% Katholiken und 
Forst/Lausitz sogar mit 10,8 % gegenüber nur 5,6 % Katholiken. 

Mecklenburg hat 1777034, d.s. 83,1 %, Evangelische, 305950, d. s. 
14,3 %, Katholiken, 153, d. s. 0,0%, Israeliten, 8362, d. s. 0,4 %, 
Angehörige sonstiger Religionsgemeinschaften und 48141, d. s. 2,2 %, 
Gemeinschaftslose und Personen ohne Angabe. 

90 % und darüber an Evangelischen haben die Kreise Use- 
dom mit 90,0 % Evangelischen und 8,2 % Katholiken, Randow mit 
91,1 % Evangelischen und 6,8 % Katholiken, Greifswald-Stadt mit 
91,3 % Evangelischen und 4,9 % Katholiken, Greifswald-Land mit 
91,4 % Evangelischen und 7,1 % Katholiken. 
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Unter 80 % Evangelische hat nur der Landkreis Hagenow mit 
77,2 % Evangelischen und 20,0 % Katholiken. 

Das Land Mecklenburg hat außerdem mit 2,2 % den niedrigsten 
Hundertsatz von Gemeinschaftslosen der Ostzone. 

Sachsen-Anhalt hat 3320806, d. s. 79,8 %, Evangelische, 633444, 
d. s. 15,2 %, Katholiken, 435, d. s. 0,0 %, Israeliten, 19700, d. s. 0,5 %, 
Angehörige sonstiger Religionsgemeinschaften und 186154, d. s. 4,5 %, 
Gemeinschaftslose und Personen ohne Angabe. 

Über 90 % Evangelische hat nur der Stadtkreis Zerbst mit 
90,9 % gegenüber 4,2 % Katholiken. Doch liegen von den 52 Kreisen 
des Landes in weiteren 27 Kreisen die Zahlen der Evangelischen über 
dem Landesdurchschnitt. Am niedrigsten liegen sie in den Stadt- 
kreisen Aschersleben mit 71,8 % gegenüber 21,7 % Katholiken und 
Köthen/Anhalt mit 70,2 % gegenüber 22,6 % Katholiken. 

Eine höhere Zahl von Gemeinschaftslosen hat der Stadtkreis 
Magdeburg; sie liegt mit 12,4 % weit über der der Katholiken von 7,7 %. 

Thüringen hat 2241371, d. s. 76,6 %, Evangelische, 488902, d. s. 
16,7 %, Katholiken, 428, d. s. 0,0 %, Israeliten, 16647, d. s. 0,6 %, 
Angehörige sonstiger Religionsgemeinschaften und 180149, d. s. 6,1 %, 
Gemeinschaftslose und Personen ohne Angabe. 

Mit 76,6 % Evangelischen und 16,7 % Katholiken hat das Land 
Thüringen den niedrigsten Prozentsatz von Evangelischen in 
der ganzen Deutschen Demokratischen Republik. Nur ein Kreis hat 
über 90% Evangelische, der Landkreis Sonneberg mit 91,6 % 
gegenüber 5,3 % Katholiken. Von den 34 Kreisen des Landes liegen . 
außerdem noch 20 Kreise über dem Landesdurchschnittssatz der 
Evangelischen. Auffallend weit darunter liegen die Landkreise 
Mühlhausen/Th. mit 52,5 % Evangelischen und 46,1 % Katholiken und 
vor allem Worbis mit nur 15,1 % Evangelischen und 84,1% 
Katholiken. Dieses umgekehrte Konfessionsverhältnis steht 
in der ganzen Ostzone einzig da. 

Ebenso auffallend ist es, daß zwei Städte dieses Landes den höch- 
sten Hundertsatz von Gemeinschaftslosen in ganz Deutschland 
haben, nämlich Gera mit 18,6 % (70,7 % Evangelische und 9,0 % 
Katholiken) und Jena mit 18,7 % (68,6 % Evangelische und 11,0 % 
Katholiken). 

Sachsen hat 4635222, d. s.. 83,4 %, Evangelische, 450012, d. s. 
8,1%, Katholiken, 654, d. s. 0,0 %, Israeliten, 30894, d. s. 0,6 %, 
Angehörige sonstiger Religionsgemeinschaften und 441784, d. s. 7,9 %s 
Gemeinschaftslose und Personen ohne Angabe. Der letzte Hundertsatz 
ist der höchste dieser Gruppe in einem Land der ganzen Ostzone. Er 
reicht bis nahe an den der Katholiken im Lande Sachsen heran. 

Weit überdurchschnittliche Verhältniszahlen von Evangeli- 
schen haben die Landkreise Auerbach mit 90,3 % Evangelischen und 
4,8 % Katholiken, Aue mit 90,7 % Evangelischen und 4,6 % Katholiken, 
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sowie Marienberg mit 91,6 % Evangelischen und 5,9 % Katholiken 
aufzuweisen. Die wenigsten Evangelischen finden sich prozentual 
im Landkreis Zittau mit 76,6 % Evangelischen und 14,8 % Katholiken. 

In Anbetracht dessen, daß der Hundertsatz der Gemeinschafts- 
losen in Sachsen schon über dem Zonendurchschnitt liegt, so zeigen 
sich in einzelnen Kreisen besonders hohe Verhältniszahlen, nämlich 
in den Stadtkreisen Plauen mit 8,5 % gegenüber 5,4 % Katholiken, 
Chemnitz mit 9,8% gegenüber 4,5 % Katholiken, Dresden mit 
13,3 % gegenüber 6,4% Katholiken, Leipzig mit 16,8 % gegenüber 
5,4 % Katholiken, sowie in den Landkreisen Chemnitz mit 8,6 %- 
gegenüber 4,8 % Katholiken und Dresden mit 10,7 % gegenüber 7,0 % 
Katholiken. 

Groß-Berlin 


hat 2278108, d. s. 71,4 %, Evangelische, 348257, d. s. 10,9 %, 
Katholiken, 7585, d. s. 0,2 %, Israeliten, 20166, d. s. 0,6 %, Ange- 
hörige sonstiger Religionsgemeinschaften und 537110, d. s. 16,9 %, Ge- 
meinschaftslose und Personen ohne Angabe des Bekenntnisses. 

Damit bilden die Evangelischen wie schon früher mit mehr als 
zwei Drittel die weitaus stärkste Bevölkerungsgruppe von Berlin. Danach 
folgen nicht die Katholiken, sondern mit 16,9 % die Gemeinschafts- 
‚losen. Deren hohe Zahl ist wie in den andern Ländern eine typisch 
großstädtische Erscheinung, worin sich die lebhaften Kirchenaustritts- 
bewegungen zwischen den beiden Weltkriegen widerspiegeln. Diese Zahl 
wird nur noch von der der beiden Thüringer Stadtkreise Gera und Jena 

übertroffen. Erst hiernach folgen die Katholiken mit 10,9 %. Gegen- 
über anderen Ländern ist auch die Zahl der Israeliten mit 0,2 % 
verhältnismäßig hoch. 

Saarland 


Wenn das Saarland bei den Zusammenstellungen der Bevölke- 
rungszahlen auch nicht einbezogen wurde, so muß es für eine kirch- 
liche Statistik doch mit herangezogen werden. Bildet es doch einen 
Teil zweier großer Landeskirchen, der Evangelischen Kirche im 
Rheinland und der Pfälzischen Landeskirche. 

Im Saarland fand am 29. Oktober 1946 keine Volkszählung statt, 
sondern bereits am 26. Januar 1946. Wenn hier die Ergebnisse der 
konfessionellen Gliederung wiedergegeben werden, so können sie daher 
nur mit Vorbehalt mit denen anderer Länder verglichen werden. Die 
Grenzveränderungen der Jahre 1946 und 1947 sind jedoch berücksich- 
tigt, so daß — wie bei der Volkszählung im angrenzenden Land Rhein- 
land-Pfalz — der Gebietsstand von 1947 zugrunde gelegt wurde. 

Das Saarland zählte danach am 26. Januar 1946: 195844, d. s. 
24,2 %, Evangelische, 599568, d. s. 73,8 %, Katholiken, 86, d. s. 0,0 %, 
Israeliten, 12100, d. s. 1,4 %, Angehörige sonstiger Religionsgemein- 


schaften und 5180, d. s. 0,6 %, Gemeinschaftslose und Personen ohne 
Angabe des Bekenntnisses. 
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Das überwiegend katholische Saarland hat besondere katho- 
lische Spitzen in den Kreisen St. Ingbert mit 14,8 % Evangelischen und 
84,2 % Katholiken, Saarlouis mit nur 3,9 % Evangelischen und 95,3% 
Katholiken und Merzig-Wadern mit gar nur 2,3 %, Evangelischen und 
97,3 % Katholiken. 

Überdurchschnittliche Zahlen von Evangelischen haben 
die Kreise Saarbrücken-Land mit 30,6 % gegenüber 66,6 %, Katholiken, 
Ottweiler mit 31,6 % gegenüber 65,3 %, Katholiken und Saarbrücken- 
Stadt mit 41,2 % gegenüber 53,7 % Katholiken. 

Der Hundertsatz der Gemeinschaftslosen ist mit dem Durch- 
schnitt von 0,6 % geringer als der sämtlicher Länder des übrigen 
Deutschland. Am höchsten ist er in den Kreisen Saarbrücken-Stadt und 
Ottweiler mit je 1,2 %. 


4. Die konfessionelle Gliederung der Großstädte 

Mit der Industrialisierung Deutschlands hat die Zahl der Großstädte 
gewaltig zugenommen und immer mehr Personen an sich gezogen. Wenn 
auch in der Kriegs- und unmittelbaren Nachkriegszeit infolge der Zer- 
störungen der meisten Großstädte ein umgekehrter Zug aufs Land und 
in die Kleinstädte einsetzte, so ist doch schon bei der Volkszählung von 
1946 mit 45 Großstädten fast der Stand von 1925 wieder eingeholt. 
Wohnten im Jahre 1925 insgesamt 16619402 Personen in den Groß- 
städten, d. s. 26,77 % der Gesamtbevölkerung, so wurden 1946 schon 
wieder 15799605 Großstadtbewohner gezählt, d.s. 24,49 % der deutschen 
Bevölkerung. 

Der Anteil der Konfessionen differiert stark. Von der Gesamtzahl 
der Evangelischen wohnen 9690005, d. s. 25,17 %, von der Gesamtzahl 
der Katholiken 4436804, d. s. dagegen nur 19,64 %, in Großstädten. 
Somit ist der katholische Volksteil weit weniger an der Großstadt- 
bevölkerung beteiligt als der evangelische. 

Von den Israeliten und den Gemeinschaftslosen wohnen über die 
Hälfte, nämlich 54,39 %, bzw. 50,99 %, in den Großstädten. 

Die Berechnung kann auch erfolgen wie in Tabelle 6. Hiernach sind 
von der gesamten Grofstadtbevölkerung 61,3 % evangelisch, 28,1 % 
katholisch, 0,2% Israeliten, 1,1 % Angehörige sonstiger Religions- 
gemeinschaften und 9,3 % Gemeinschaftslose und Personen ohne Angabe. 
Der Anteil der Evangelischen liegt also 1,6 % über deren Anteil an der Ge- 
samtbevölkerung, der Anteil der Katholiken dagegen wesentlich darunter, 
nämlich 6,9 %, der Anteil der Gemeinschaftslosen wieder 4,9 % darüber. 

So sind die Evangelischen weit mehr dem Einfluß des groß- 
städtischen Lebens ausgesetzt als die Katholiken, was bei den 
moralstatistischen Gegenüberstellungen nicht außer acht 
gelassen werden darf. Nur so ist es zu erklären, daß mit. der Kriminalität 
und den Ehescheidungen die evangelische Bevölkerung weit stärker 
belastet ist als der katholische Bevölkerungsteil (s. u.!). 
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Tabelle 6 Die Religionsgliederung in den Großstädten a 















Gemeinschafts- 


Angehörige N pP 
0 0 |loseu. Personen 
sonst. Religions- | Angabe des 


gemeinschaften | Bekenntnisses 









Einwohner- | Angehörige d. ev. Angehörige der 
zahl Landes-u. Freikirch.| röm. kath.-Kirche 


Großstädte der 
Britischen Zone 


Israeliten 






















































































absolut in %, | absolut lin °% | absolut |in °/,| absolut absolut in % 

1. Hamburg 1420 871 1 140 553 | 80,3 961 0,1 | 16 366 1,2 |171 030 [11,9 
2. Essen 520 592 204 457. | 39,3 150 0,0 7034 1,4 | 23 024 4,4 
3. Köln 489 812 87 324 | 17,8 437 0,1 5472 1,1 | 19614 4,0 
4. Dortmund 436 198 234 177 | 53,7 125 0,0 6 742 1,5 | 27457 6,3 
5. Düsseldorf 421 506 127 441 | 30,2 259 0,1 5319 1,3 | 32 640 1,1 
6. Duisburg 357 570 141 091 | 39,5 60 0,0 7195 2,0 I 24699 6,9 
7. Hannover 357 040 273 844 | 76,7 814 0,2 5487 1,6 | 29 305 8,2 
8. Wuppertal 325 688 223 623 | 68,7 . 114 0,0 6471 23,0 | 28710 8,8 
9. Gelsenkirchen 266 001 122173 | 45,9 127625 48,1 69 0,0 4613 1,7 | 11521 4,3 
10. Bochum 246 217 130 732 | 53,1 96466 | 39,2 41 0,0 4 308 1,7 | 14 670 6,0 
11. Lübeck 223 740 195 886 | 87,6 17 391 7,8 240 0,0 1 961 0,9 8 262 3,7 
12. Kiel 214 459 174057 | 81,2 15 041 7,0 36 0,0 3 004 1,4 | 22321 10,4 
13. Aachen 189 836 12 432 6,5 173824 | 91,6 15 0,0 1341 0,7 2 224 1,2 
14. Braunschweig 182 062 129811. | 71,3 21559 | 11,8 88 0,0 3416 1,9 | 27188 |15,0 
15. Oberhausen 174 595 61 333 | 35,2 104 975 | 60,1 23 0,0 2 738 1,6 | 5526 3,1 
16. Krefeld 150 160 30 056 | 20,1 112217 | 74,7 63 0,0 1 613 1,1 6211 4,1 
17. Solingen 132 917 84979 | 63,9 29 886 | 22,6 61 0,0 1889 1,4 | 16102 [12,1 
18. Mülheim/Ruhr 132 676 73355 | 55,3 48 265 | 36,3 32 0,0 2455 1,9 8 569 6,5 
19. Bielefeld 132 029 103 829 | 78,6 18831 | 14,3 52 0,0 3040 253 6 277 4,8 
20. Hagen 126 917 73048 | 57,6 42240 | 33,3 16 0,0 2 424 1,9 9189 7,2 
21. M.-Gladbach 110 655 11427 | 10,3 97335 | 38,0 25 0,0 315 0,3 1553 1,4 
22. Oldenburg 107 689 84549 | 78,5 16875 | 15,7 19 0,0 1 223 1,1 5 023 4,7 
23. Flensburg 100 624 88076 | 87,5 6410 6,4 18 0,0 977 1,0 5143 5,1 
Insgesamt 6 819 854 3 808 253 2406 222 | 35,3 0,1 1,4 ]506 258 7,4 
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Tabelle 6 Die Religionsgliederung in den Großstädten II 






























































Großstädte der Einwohner- Angehörige der Angehörige der n Angehörige sonst, in 
D. De Rezubtik“ Sch ev. Landes- und röm. -kath. Israeliten Religionsgemein-| Angabe.des 
Freikirchen Kirche schaften Bekenntnisses 
absolut [in %, | absolut |in °/,| absolut absolut [in °/,| absolut iin °/, 
37. Leipzig 607 655 466 649 | 76,8 32954 | 5,4 0,8 | 103 042 |17,0 
38. Dresden 467 966 371712 | 79,4 30096 | 6,4 2683 | 0,7 | 63363 |13,5 
39. Chemnitz 250 188 212 378 | 84,9 11 198 4,5 0,0 0,6 25 112 |10,0 
40. Magdeburg 236 326 185475 | 78,5 18296 | 7,7 0,0 1,2 | 29767 |12,6 
41. Halle/Saale _ 222 505 183 863 | 82,6 20 092 9,0 0,0 0,6 17 457 | 7,8 
42. Erfurt 174 633 130 091 | 74,5 27382 | 15,7 0,0 0,7 15835 | 9,1 
43. Zwickau 122 862 101 447 | 82,6 11 490 9,4 0,0 1,2 8350 | 6,8. 
44. Rostock 114 869 95028 | 82,7 11770 | 10,2 0,0 0,7 7349 | 6,4. 
45. Potsdam 113 568 . 9171 | 83,8 9735 8,6 | 0,0 0,6 7957 | 7,0 





























Insgesamt 2 310 572 1 841 814 173 013 
46. Groß-Berlin 3191 226 2278108 


348 257 
Großstädte der 


Britischen Zone: 6 819 854 3808 253 55,8 2 406 222 35,3 3718 0,1 95 403 1,4 
Amerikan. Zone: 3 371 397 1 706 143 50,6 1 463 888 43,4 | 12193 0,4 | 47422 1,4 
Französ. Zone: 106 556 55 687 45 424 0,0 1,5 


Großstädte des 


278 232 |12,0 
537 110 |16,9 









506 258 | 7,4 
141 751 | 4,2 
3817 | 3,6 
























Bundesgebietes: 10 297 807 5 570 083 3915534 | 3 651 826 | 6,3 
d. Dt. Dem. Rep.: 2 310.572 1 841 814 173 013 278 232 |12,0 
von Groß-Berlin: 3 191 226 2278 108 348 257 537110 |16,9 


46 Großstädte 
Deutschlands; 15 799 605 








9 690 005 











4 436 804 0,2 |181 318 1,1 j1 467 168 
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5. Die Konfessionsgliederung nach Geschlechtern 


In Tabelle 7 ist der Anteil der männlichen und weiblichen Bevölkerung 
gegenübergestellt, sowie der Anteil der männlichen und weiblichen 
Religionsangehörigen an der Gesamtpersonenzahl der betreffenden 
Religionsgruppe. 

Bei den Evangelischen ist der Frauenanteil in 10 von den 17 Län- 
dern nur um 0,6 % höher als der Frauenanteil der Gesamtbevölkerung, 
in Baden sogar um 0,1 % geringer. Dagegen ist er in den Großstädten 
Bremen (+ 1,1 %), Hamburg (+ 2,2 %) und Berlin (+ 2,4 %), sowie 
in Sachsen (+ 1,9 %) um ein Bedeutendes höher. In ganz Deutschland 
ist der Frauenanteil 1,1 % höher, der Männeranteil 1,1 % niedriger als 
der Anteil je der beiden Geschlechter an der Gesamtbevölkerung. 

Die Katholiken haben nur in 6 Ländern einen um 0,6 % höheren 
Anteil des weiblichen Geschlechtes als die Frauen an der Gesamt- 
bevölkerung der betreffenden Länder überhaupt, in 4 Ländern der 
Sowjetzone ist er über 1%, in Hessen 0,9% und in Berlin 1,6 % höher. 
Dagegen ist der katholische Frauenanteil in den überwiegend evange- 
lischen Ländern Brandenburg (— 0,1 %), Bremen (— 2,5 %), Schleswig- 
Holstein (— 2,8%) und Hamburg (— 4,3 %) geringer als der Anteil 
des weiblichen Geschlechts an der Gesamtbevölkerung dieser Gebiete. 
In Gesamtdeutschland hingegen halten sich die Hundertsätze der beiden 
Geschlechter katholischer Konfession die Waage. 

Bei den Angehörigen sonstiger Religionsgemeinschaften 
liegt der Anteil der Frauen hoch, und zwar für Deutschland um 2,1 %, 
über dem Anteil an der Gesamtbevölkerung. 

Umgekehrt zeigen die Israeliten und die Gemeinschaftslosen 
ein Überwiegen des Männeranteils, bei den ersteren in Gesamtdeutsch- 
land um 10,1 %, bei den letzteren sogar um 13,7 %, wenn auch die 
Anteilssätze in den einzelnen Ländern sehr schwanken, bei den Israeliten 
derart, daß sie zum Teil unter dem Anteilssatz der Gesamtbevölkerung 
dieser Gruppe liegen (Schleswig-Holstein, Hamburg, Rheinland-Pfalz), 
wohingegen bei den Gemeinschaftslosen die Männerseite durchweg das 
Übergewicht behält, und zwar bis zu 18,8% (Bayern) und 21,0 % 
(Sachsen) über dem Normalsatz der männlichen Bevölkerung in den 
betreffenden Ländern. Die Männer sind eben der Religionslosigkeit mehr 
anheimgefallen, während die Frauen die letzte Konsequenz der Loslösung 
von der kirchlichen Gebundenheit nicht in demselben Maße zu ziehen 
wagten. 
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Tabelle 7a 


Gebiet 


Amerikanische Zone 
Bayern 

Hessen 

Württ.-Baden 

Bremen 


Britische Zone 
Schleswig-Holstein 
Hamburg 
Niedersachsen 
Nordrhein-Westfalen 


Französische Zone 

. Baden 
Württemberg-Hohenzollern 
Rheinland-Pfalz 


Dt.Dem. Republik 
Brandenburg 
Mecklenburg 
Sachsen-Anhalt 
Thüringen 

Sachsen 
Groß-Berlin 
Insgesamt 


Die Religionsgliederung nach Geschlechtern 


Angehörige der ev. Landes u. Freikirchen 








Bevölkerung 
männlich weiblich 

absolut .n absolut 
7 605 561 45,1 9 276 496 
3 956 773 45,0 4 832 877 
1808 188 45,3 2 187 490 
1613 176 44,7 1994 128 
227 424 46,5 262 001 
10 038 188 45,5 12 023 374 
1173 687 45,3 1418 547 
656 323 46,2 764 548 
2870 741 45,5 3429 312 
5 337 437 45,4 6 410 967 
2 230 049 44,1 2 823 129 
620 757 43,7 670 084 
485 688 43,8 623 080 
1 223 604 44,4 1529 965 
7379 546 42,6 9 934 188 
1.066 405 42,1 1461 087 
912 385 42,6 1 227 255 
1 801 800 43,3 2 358 739 
1 262 326 43,1 1665 171 
2 336 630 42,0 3 221 936 
1295 304 40,6 1 895 922 

28548648 | 44,3 | 39953109 | 





weiblich 








männlich 
2 absolut or absolut 
54,9 3303 415 44,7 4 080 883 
55,0 1043 713 44,9 1 281 950 
54,7 1138 442 45,0 1 394 173 
55,3 931 898 44,2 1176 836 
53,5 189 362 45,4 227 924 
54,5 5 737 800 44,7 7088 688 
54,7 1013 325 44,5 1 264 271 
53,8 502 051 44,0 638 502 
54,5 2170 884 45,0 2 657 919 
54,6 2 051 540 44,8 2 527 996 
55,9 823 192 43,9 1053 344 
56,3 135 419 43,8 173 670 
66,2 206 479 43,2 271 870 
55,6 481 294 44,2 607 804 
57,4 5 883 029 41,6 8249 145 
57,9 896 202 41,5 1 261 539 
57,4 757 401 42,6 1019 633 
56,7 1419 577 42,7 1901 229 
56,9 951 097 42,4 1 290 274 
58,0 1858 752 40,1 2 776 470 
59,4 870 512 38,2 1 407 596 
55,7 16 617 948 43,2 21 879 656 





% 


55,3 
55,1 
55,0 
55,8 
54,6 
55,3 
55,5 
56,0 
55,0 
55,2 
56,1 
56,2 
56,8 
55,8 
58,4 
58,5 
57,4 
57,3 
57,6 
59,9 
61,8 
56,8 
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Tabelle 7c Die Religionsgliederung nach Geschlechtern 


Angehörige sonst. Religionsgemeinschaften ET en ne 


























Benins männlich | weiblich | männlich | weiblich 
absolut 9 absolut 0%, absolut % absolut Ur 
Amerikanische Zone 59 812 67 654 53,1 223 734 61,3 141 372 38,7 
Bayern 21 577 20 272 48,4 81 444 63,8 46 276 DZ 
Hessen 15 783 18 828 54,4 75 008 60,5 48 955 39,5 
Württ.-Baden 20 046 26 174 56,6 52 991 59,1 36 670 40,9 
Bremen 2406 2 380 49,7 14 291 60,1 9471 39,9 
Britische Zone 112 982 116 752 50,8 547 495 59,1 369 977 40,3 
Schleswig-Holstein 10 759 11 735 52,2 64 570 55,9 50 901 44,1 
Hamburg 8137 8 229 50,3 99 232 58,0 71798 42,0 
Niedersachsen 25 668 27 208 51,5 123 160 59,3 84 404 40,7 
Nordrhein-Westfalen 68 418 69 580 50,4 260 533 61,5 162 874 38,5 
Französische Zone 12 684 16 193 56,1 42 332 59,3 29 021 40,7 
Baden 3 376 4 502 57,1 10 390 57,6 7634 42,4 
Württbg.-Hohenzollern 4753 6 608 58,2 8.069 58,9 5 641 41,1 
Rheinland-Pfalz 4555 5.083 52,7 23 873 60,3 15 746 39,7 
Dt.Dem. Republik 37 016 53 129 58,9 573 147 58,6 405 667 41,4 
Brandenburg 5 943 8599 59,1 66 172 54,0 56 414 46,0 
Mecklenburg 3 338 5 024 60,1 26 063 54,1 22 078 45,9 
Sachsen-Anhalt 8274 11 426 58,0 105 915 58,5 80 239 41,5 
Thüringen 7059 9 588 57,6 96 873 53,8 83 276 46,2 
Sachsen 12 402 18 492 59,9 278 124 63,0 163 660 37,0 
Groß-Berlin 7989 12 177 60,4 277 446 51,7 259 664 48,3 
Insgesamt 230 483 46,4 265 905 53,6 1 664 154 58,0 1205 701 42,0 
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6. Räumliche Verteilung der Evangelischen 
(Dichte der evangelischen Bevölkerung) 


Für die Gemeindebildung wie für die kirchliche Versorgung der 
evangelischen Gemeindeglieder ist die Dichte der evangelischen Be- 
völkerung von größter Bedeutung. Es sei nur auf die Diasporagebiete 
innerhalb Deutschlands hingewiesen. Hier genügt nicht die Angabe des 
verhältnismäßigen Anteils der evangelischen Bevölkerung an der Ge- 
samtbevölkerung. Diese Hundertsätze brauchen nicht parallel mit den 
Zahlen der Dichte der evangelischen Bevölkerung zu laufen, weichen 
sogar oft voneinander ab. 

Aus der Tabelle 8 ist ersichtlich, daß die Evangelischen im Re- 
gierungsbezirk Trier mit 4,92 auf 1 qkm am weitesten ausein- 
ander wohnen. Es folgen Hohenzollern mit 5,84, die Regierungs- 
bezirke Aachen mit 14,61, Niederbayern/Oberpfalz mit 12,70, Schwaben 
mit 19,35 und Oberbayern mit 19,59 auf 1 qkm. Während im Jahre 1925 
außer den beiden ersten Gebieten noch mehr Gebiete unter 10 Evan- 
gelische auf 1 qkm hatten, so die Regierungsbezirke Niederbayern/ 
Oberpfalz und Oberbayern, hat die große Wanderungsbewegung der 
Kriegs- und Nachkriegszeit hier eine Wandlung geschaffen. 

Außer in den Großstadt-Ländern Berlin, Hamburg und Bremen 
wohnen die Evangelischen am dichtesten zusammen im Regierungs- 
bezirk Detmold mit 294,03, im Land Sachsen mit 272,79 und im Re- 
gierungsbezirk Düsseldorf mit 265,65 Evangelischen auf 1 qkm. Alle 
andern Länder bleiben unter 200. Aber gerade der Regierungsbezirk 
Düsseldorf zeigt, daß zur Berechnung der Dichte der evangelischen 
Bevölkerung oft noch eine weitergehende regionale Gliederung in Kreise 
erfolgen muß. Denn dort sind die Evangelischen einesteils allein in 
9 Großstädten und vielen Mittelstädten, besonders des Industriegebiets, 
zusammengeballt, andernteils leben sie, besonders am Niederrhein, weit- 
gehend in der „Zerstreuung‘. So finden wir in den Stadtkreisen Düssel- 
dorf 803,03 und Essen sogar 1084,60 Evangelische auf 1 qkm, während 
im Landkreis Kleve 16,27 und im Landkreis Geldern nur 11,16 Evan- 
gelische auf 1 qkm wohnen. 

In Tabelle 8 ist für die einzelnen Länder und Regierungsbezirke die 
Wohnbevölkerung ohne die deutschen Lagerinsassen zugrunde gelegt, 
da letztere z. T.nichtin die betr. Länder bzw. Regierungsbezirke gehören. 
Für die Berechnungder Dichte der evangelischen Bevölkerungim gesamten 
Deutschland muß jene Zahl jedoch wieder hinzuaddiert werden. Während 
im Jahre 1925 die Dichte der evangelischen Bevölkerung 84,33 betrug, 
hat sich diese Zahl auf 108,92 Evangelische auf 1 qkm im Jahre 1946 
erhöht, während gleichzeitig in Deutschland 63,93 Katholiken auf 1 qkm 


wohnen. 
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Tabelle 8. Räumliche Verteilung der Evangelischen 


Gebiet 


1) Bayern 
a) Reg.-Bez. Oberbayern 
b) » » Niedrb. Oberpf. 
0,9, ,,KOberfr./ 

Mittelfranken 

d) „ ,„ Unterfranken 
e) » ,„ Schwaben 

2. Bremen 

3. Hessen 
a) Reg.-Bez. Darmstadt 
p). ',„ » Kassel 
c) »  » Wiesbaden 

4. Württ.-Baden 
a) Landesteil Württemb. 
b) % Baden 
5.Schleswig-Holstein 
6.Hamburg 
7.Niedersachsen 
a) Reg.-Bez. Hannover 
b) „  ,„ Hildesheim 
c) »: » Lüneburg 
det Stade 
e) „ „» Osnabrück 
I)... =... „Aurich 
g) Verw.-Bez. Braunschw. 
h) „ „Oldenburg 
8. Nordrh.-Westfalen 
&) Reg.-Bez. Münster 
b) „ ,„ Detmold 
6) » . Arnsberg 
d) »  , Düsseldorf 
Dam; Köln 
Darm 2. Aachen 
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70 237,9 
16 337,8 
20 400,9 


15 121,5 
8 488,3 
9 889,4 

403,8 

21 117,0 
6 303,3 
9 199,7 
5 614,0 

15 700,1 

10 561,4 
5 138,7 

15 657,6 

746,6 

47 267,0 
6 565,0 
5.215,0 

10 973,0 
6 705,0 
6 205,0 
3 119,0 
3 085,0 
5 400,0 

34 040,0 
7 295,2 
6 483,6 
7 657,2 
5 497,8 
3 979,0 
3 127,2 


2 306 531 
320 016 
259 188 


1333 128 
202 827 
191 372 
416 559 

2 523 085 
785 483 
853 416 
884 186 

2 097 550 

1450 990 
646 560 

2 266 550 

1132 367 

4799 112 

1 003 739 
724 462 
797 111 
563 060 
285 358 
323 841 
596 469 
505 072 

4 557 039 
452 933 
906 384 

1392 080 

1460 346 
299 617 

45 679 





133,60 
137,39 
125,82 
144,76 
1516,69 
101,53 
152,89 
138,92 
72,64 
83,98 
45,99 
103,83 
193,34 
93,53 
133,87 
62,09 
294,03 
181,80 
265,65 
75,30 
14,61 





Tabelle 8 










Gebiet 


9. Rheinland-Pfalz 
a) Reg.-Bez. Koblenz 
Bi ass =. Inar 
Ds » Montabaur 
d) »„ » Rheinhessen 
e) Ob.-Reg.-Bez. Pfalz 
10. Baden 
ll. Württ.-Hohenzollern 
a) Württemberg 
b) Hohenzollern 
ce) Kreis Lindau 
12. Groß-Berlin 
13. D. Dem. Republ. 
a) Erandenburg 
b) Mecklenburg 
c) Sachsen-Anhalt 
d) Thüringen 
e) Sachsen 
Deutsche Lager-Insassen 
Alle 4 Besatzungszonen 
und Berlin 
14. Saarland 
Deutschland 





19 856,3 
6 377,8 
4 892,3 
1 780,3 
1 338,7 
5 467,2 
9 952,3 

10 407,4 
8 953,1 
1142,3 

312,0 
889,9 

107 173,2 
26 976,4 


22 937,8 


24 668,8 
15 598,3 
16 991,9 


353 449,1 
2 558,9 
356 008,0 




















c) Ursachen der Konfessionsverschiebungen 


1. Die Gebietsabtretungen 


Räumliche Verteilung der Evangelischen II 





Angehörige d.| Auf 1 qkm | von 10 
ev. Landes- u.) wohnen ar 
Freihirchen | Evangelische 1946 

1083 336 54,56 39,5 
256 184 40,17 31,2 
24 079 4,92 6,1 
101 568 57,65 46,2 
173 071 129,28 49,6 
528 434 96,66 55,1 
305 460 30,69 25,8 
476 606 45,79 43,1 
459 764 51,35 47,1 
6 667 6,84 8,8 
10175 32,61 19,8 
2278 108 2559,95 71,4 
14 132 174 131,86 81,6 
2157 741 79,99 85,4 
1 777 034 77,47 83,1 
3 320 806 134,62 79,8 
2241 371 143,69 76,6 
4.635 222 272,79 83,4 
123 127 
38 497 604 108,92 59,7 
195 844 76,53 24,2 
38 693 448 108,69 59,4 


Die Ursachen der Konfessionsverschiebungen sind zweifelsohne zu- 
nächst in den ungeheuren Gebietsabtretungen im Osten zu suchen. Das 
Gebiet östlich der Oder/Neiße-Linie mit einer Fläche von 114549,1 qkm 
und 9559919 Einwohnern (Wohnbevölkerung) hatte 1939 allein 6366 906, 
d. s. 66,6 %, Evangelische und 2887096, d. s. 30,2 %, Katholiken. 
Während in Schlesien 1939 etwas weniger Evangelische (47,9 %) als 
Katholiken (48,7%) wohnten, überwog in Ostpreußen mit 81,5 % 
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Evangelischen und 15,8 % Katholiken und Pommern mit 89,8 % Evan- 
gelischen und 6,9 % Katholiken bei weitem die evangelische Bevölkerung. 
Gewiß gehören die weitaus meisten der Bewohner jener abgetretenen 
Gebiete zu den nach dem Westen Vertriebenen. Aber unter den Zurück- 
gebliebenen wird entsprechend dem Anteil an der Gesamtbevölkerung 
der evangelische Teil der größere sein, so daß es sich hier um einen nicht 
unbedeutenden Verlust für die evangelische Bevölkerung des jetzigen 
Deutschland handelt. 


2. Die Wanderungen 


Weit einschneidendere Wirkungen auf die Konfessionsverschiebungen 
hatten jedoch die großen Wanderungsströme der Kriegs- und besonders 
der Nachkriegszeit. ‘Außer den Binnenwanderungen (Evakuierten- 
bewegungen und Abwanderungen aus der Sowjetzone) ist es vor allem 
der Riesenstrom der Flüchtlinge aus den ostdeutschen Provinzen und 
den osteuropäischen Ländern, die das konfessionelle Aussehen Deutsch- 
lands verändert haben. 

So haben die seit dem 1. September 1939 in Bayern „Zugezogenen“ 
diesem Land 712643 (= 32,4 %) Evangelische und 1393427 (= 63,3 %) 
Katholiken gebracht, so daß sich in diesem Land der Hundertsatz der 
. Evangelischen von 24,8 % (1939) auf 26,5 % (1946) erhöht hat, während 
sich der Hundertsatz der Katholiken von 73,2 % (1939) auf 71,4 % (1946) 
senkte. Im Gegensatz zu diesem Allgemeinbild hat der vorwiegend evan- 
gelische Regierungsbezirk Oberfranken/Mittelfranken eine Senkung des 
evangelischen Anteils von 63,5 % (1939) auf 58,4 % (1946) und eine Er- 
höhung deskatholischen Anteils von 34,1% (1939) auf 39,4 % (1946) erlebt. 

In Hessen betrug der Hundertsatz der Evangelischen 1939 69,0 %, 
der der Katholiken 32,6 %. Die Zugezogenen setzten sich zusammen 
aus 36,6 % Evangelischen und 56,9 % Katholiken, so daß die Anteils- 
ziffern 1946 waren: 63,6 % Evangelische (eine Senkung) und 32,6 % 
Katholiken (eine Erhöhung). 

Auch in Württemberg-Baden hat sich durch den Zuzug landes- 
fremder Personen das Zahlenverhältnis der beiden großen Konfessionen 
zugunsten der Katholiken verändert. 1939 betrug der Anteil der Evan- 
gelischen 63,8 % und der der Katholiken 31,4 %, im Jahre 1946 da- 
gegen wurden 58,5 % Evangelische und 37,8 % Katholiken gezählt. Und 
zwar hatten die seit dem 1. September Zugezogenen folgende konfessio- 
nelle Zusammensetzung: 33,8 % Evangelische und 62,5 % Katholiken. 

Bremen hatte 1939: 83,8 % Evangelische und 8,7 % Katholiken, 
1946 hingegen 85,3 % Evangelische und 8,9 %, Katholiken, also einen 
Zuwachs beider Konfessionen auf Kosten der Gemeinschaftslosen, deren 
Anteil von 6,6 % auf 4,8 % herabging. 

In Schleswig-Holstein wohnten 1939: 89,6 % Evangelische und 
3,8% Katholiken. Hier hat sich das Verhältnis 1946 zugunsten der 
Katholiken geändert, nämlich 87,9 % Evangelische und 6,8 % Katholiken. 
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Hamburg zählte 1939: 79,2 % Evangelische und 5,9 % Katholiken, 
außerdem 13,4 % Bekenntnislose, 1946 dagegen 80,3 % Evangelische, 
6,3 % Katholiken und nur 11,9 % Bekenntnislose. Hier finden wir den- 
selben Vorgang wie in Bremen. 

Niedersachsen zeigte 1939: 78,6 % Evangelische, 16,4 % Katho- 
liken und 4,2 % Bekenntnislose, welch letztere Gruppe auf 3,4 %, sank, 
desgleichen die Evangelischen auf 76,6 %, wohingegen die Katholiken 
1946 einen Anstieg auf 19,2 % aufzuweisen hatten. 

In Nordrhein-Westfalen war das Konfessionsverhältnis 1939: 
37,0% Evangelische und 56,7 % Katholiken, 1946 dagegen 39,0 % 
Evangelische und 56,2% Katholiken. Hier hat sich das Verhältnis 
zugunsten der Evangelischen verändert, indem die bis 1946 Zugezogenen 
zu 58,7 % aus Evangelischen und zu 38,1 % aus Katholiken bestanden. 

In Baden wohnten 1939: 24,6 % Evangelische und 72,9 % Katho- 
liken. Auch hier erhielten die Evangelischen einen prozentualen Zuwachs 
auf 26,0 %, die Zahl der Katholiken sank entsprechend auf 71,9 %. 

In Rheinland-Pfalz hat durch den Zuzug von 43,3 %, Evangeli- 
schen und 53,2 % Katholiken sich das Verhältnis der beiden Konfessionen 
nur gering geändert, beide erhielten einen kleinen Aufstieg, die Evan- 
gelischen von 39,1 % (1939) auf 39,6 % (1946), die Katholiken von 
58,3 % (1939) auf 58,6 % (1946). 

In Württemberg-Hohenzollern betrug das Verhältnis der Zu- 
gezogenen 51,1 % Evangelische und 44,4 % Katholiken, so daß sich 
die konfessionelle Gliederung von 42,3 % Evangelischen und 55,4 % 
Katholiken im Jahre 1939 zugunsten der Evangelischen mit 43,1 % 
gegenüber 54,6 % Katholiken geändert hat. 

Für Berlin sind die Zahlen der Evangelischen 1939 70,0 % und 
1946 71,4 %, die der Katholiken 1939 11,3 % und 1946 10,4 %. 

Die Deutsche Demokratische Republik hat, sowohl im ganzen als 
auch jeweils in den einzelnen Ländern einen prozentualen Rückgang 
der evangelischen Bevölkerung aufzuweisen, und zwar für die ge- 
samte Zone von 86,8 % (1939) auf 81,6 % (1936), während die katho- 
‘ lische Bevölkerung einen Aufstieg von 6,1 % (1939) auf 12,2 % (1946) 
erlebt hat. Die Veränderungen in den einzelnen Ländern der Deutschen 
Demokratischen Republik sind aus nachstehender Tabelle ersichtlich. 
Tabelle 9 
°/, Katholiken 







0/, Evangelische 





Brandenburg 

Mecklenburg 14,3 
Sachsen-Anhalt 15,2 
Thüringen 16,7 
Sachsen 81 
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Auch die KonfessiönsgliederungdesSaarlandeshatsich zuungunsten 
der Evangelischen geändert. Deren Anteil an der Bevölkerung betrug 
1939 25,6 %, der der Katholiken 71,7 %, 1946 dagegen zählte man in 
demselben Gebietsstand 24,8 % Evangelische und 73,8 % Katholiken. 

Der Vergleich in den einzelnen Ländern, für den der gleiche Gebiets- 
stand von 1947 zugrunde gelegt worden ist, zeigt bei folgenden Ländern 
eine Erhöhung des prozentualen Anteils der evangelischen Be- 
völkerung: Bayern, Bremen, Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Baden, 
Rheinland-Pfalz, Württemberg-Hohenzollern und Berlin ; dagegen weisen 
folgende Länder eine Minderung auf: Hessen, Schleswig-Holstein, 
Württemberg-Baden, Niedersachsen, sämtliche Länder der Deutschen 
Demokratiscken Republik und das Saarland. 

Während Zu- und Abgang des verhältnismäßigen Anteils der beiden 
Konfessionen an der Gesamtbevölkerung der einzelnen Länder im all- 
gemeinen im wechselseitigen Verhältnis stehen, ist in den Ländern 
Bremen, Hamburg und Rheinland-Pfalz ein beiderseitiges Ansteigen zu 
beobachten. 

Das ganze deutsche Bundesgebiet hat einen Zuwachs der 
Evangelischen von 49,1 % (1939) auf 50,2 % (1946) und ein gleich- 
bleibendes Verhältnis der Katholiken von 45,8 % aufzuweisen, das 
jetzige Deutschland dagegen einen Rückgang der Evangelischen 
von 60,4 % (1939) auf 59,7 % (1946), sowie einen Zuwachs der Katho- 
liken von 33,0 % (1939) auf 35,0 % (1946), auch wieder auf den Gebiets- 
stand von 1947 umgerechnet (vgl. Tabelle 10 u. 11). 


d) Vergleich zwischen West und Ost 


Tabelle 10/11 zeigt die Gegenüberstellung der Bevölkerung West- 
und Ostdeutschlands in ihrer Religionsgliederung, und zwar für 1939 
und 1946. Auch hier machten sich die durch die gewaltige Bevölkerungs- 
bewegung verursachten Religionsverschiebungen bemerkbar. Wieder 
ist das gleiche Gebiet (Gebietsstand 1947) zugrunde gelegt, für West- 
deutschland aber das Saarland, für Ostdeutschland Groß-Berlin und für 
1939 auch das Gebiet östlich der Oder/Neiße-Linie gesondert hinzu- 
gefügt. 

Während im Jahre 1939 in Westdeutschland mit dem damals dazu- 
gehörigen Saargebiet 19233214, in Ostdeutschland, einschl. Berlin und 
dem Gebiet östlich der Oder/Neiße-Linie, 22163223 Evangelische 
wohnten, waren es 1946 im Westen ohne Saarland 22087 322, mit 
Saarland 22283166, also jeweilsein Anstiegum 2844108, bzw. 3049952. 
Im Osten dagegen waren es 1946 in dem verbliebenen Gebiet ohne 
Berlin nur noch 14132174, mit Berlin 16410282, demnach in jedem 
Fall eine Senkung um 8031049, bzw. 5752941. 

Katholiken zählte man im Jahre 1939 in Westdeutschland, ein- 
schließlich Saargebiet, 18363608, in Ostdeutschland mit Berlin und dem 
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Jahrbuch 1950 


36 Kirchl. 


Tabelle 11 Religions-Gliederung Ostdeutschlands 


a) 1939 












Ständige Bevöl- 
kerung, bzw. 
Wohnbevölkerg. 


davon von 100 der Bevölk. waren 


Gebiet 

















Angehörige d. ev. 
Landes- und 
Freikirchen 


Angehörige der 
röm.-kath. 
Kirche 


Evange- 


Nische Katholische 


übrige 
























































Deutsche Dem. Republik 14 869 567 12 904 217 905 363 1059 987 7,1 
Berlin 4 321 521 3 026 436 486 367 808 718 18,7 
D. Dem. Republik u. Berlin 19 191 088 15 930 653 1 391 730 1 868 705 9,7 
Gebiet östl. d. Oder- 9 354 068 6 232 570 2 828 660 292 838 3,2 
Neiße-Linie 

Ostdeutschland 1939 28 545 156 22 163 223 4 220 390 2161 543 7,6 






b) 1946 











17 313 734 
3191 226 


14 132 174 
2278 108 


2 110 507 
348 257 


1071 053 
564 861 






Deutsche Dem. Republik 
Berlin 



















17,7 












D. Dem. Republik u. Berlin 20 504 960 16 410 282 2 458 764 1635 914 8,0 
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Gebiet östlich der Oder/Neiße-Linie 4220390, im Jahre 1946 dagegen 
im Westen ohne Saarland 20134454, mit Saarland 20734022, demnach 
jeweils ein Zuwachs um 1770846, bzw. 2370414. Im Osten wohnten 
1946 in der Dt. Dem. Republik ohne Berlin 2110507, mit Berlin 2458764 
Katholiken, demnach 2109883, bzw. 1761626 Katholiken weniger. 

Die Angehörigen der übrigen Religionsgemeinschaften und 
der Gemeinschaftslosen ergeben sowohl im Westen, hier trotz des 
Bevölkerungszuwachses, als auch im Osten eine niedrigere Zahl. 

Der verhältnismäßige Anteil der einzelnen Religionsgemein- 
schaften an der Gesamtbevölkerung West- und Ostdeutschlands hat 
sich entsprechend dem verhältnismäßigen Zuwachs, bzw. der verhältnis- 
mäßigen Abnahme jener Religionsgemeinschaften geändert. Bei einer 
Gesamtzunahme der Bevölkerung Westdeutschlands von 1939 bis 
1946 um 11,2 % (mit Saarland um 13,2 %) ist der evangelische Bevöl- 
kerungsteil um 14,8 % (mit Saarland um 15,9 %), der katholische dagegen 
nur um 9,6 % (mit Saarland um 12,9 %) gestiegen, alle anderen Gruppen 
zusammen um 9,9 %, bzw. 9,5 % gefallen. Somit bestand im Jahre 1946 die 
Bevölkerung Westdeutschlands aus 50,2 % Evangelischen (mit Saarland 
49,7 %), 45,8 % Katholiken (mit Saarland 46,3 %) und 4,0 % Anders- 
gläubigen (mit und ohne Saarland), während die Gliederung im Jahre 
1939 wie folgt war: 48,6 % Evangelische, 45,8 % Katholiken (wie 1946!) 
und 5 % Andersgläubige. 

In Ostdeutschland kann man für 1939 entweder die Bevölkerung 
des damaligen gesamten Gebietes, also einschließlich Berlins und des 
Gebietes östlich der Oder/Neiße-Linie oder nur das Gebiet der heutigen 
Deutschen Demokratischen Republik zugrunde legen und jeweils mit 
der Bevölkerung der heutigen Deutschen Demokratischen Republik ver- 
gleichen oder mit der Ostzone, einschließlich Berlin. 

Im ersteren Falle ist bei einer Bevölkerungsabnahme um 39,3 % 
(heutige Ostzone mit Berlin um 28,2 %) auch eine Abnahme der Zahl 
der Evangelischen um 36,2 %, bzw. 26,0 % zu verzeichnen, auch 
die Katholiken haben um 50,0 % (heutige Ostzone mit Berlin um 
41,7%) und die Andersgläubigen um 50,4 %, bzw. 24,3 %), ab- 
genommen, so daß sich der prozentuale Anteil 1946 wie folgt gestaltet: 
81,6 % (mit Berlin 80,0 %) Evangelische, 12,2 % (mit Berlin 12,0 %) 
Katholiken und 6,2 % (mit Berlin 8,0 %) Andersgläubige gegenüber 
77,6 % Evangelischen, 14,8 % Katholiken und 7,6 % Andersgläubigen 
im Jahre 1939. 

Nimmt man jedoch das gleiche Gebiet, also die heutige Deutsche 
Demokratische Republik sowohl für 1939 als auch für 1946 zum Ver- 
gleich, so ergibt sich folgende Veränderung: Mit der Bevölkerungszu- 
nahme um 2444167, d. s. 16,4 %, nahmen die Evangelischen um 
1217957 (12904 217 bis 14132174), d. s. 9,4 %, die Katholiken dagegen 
um 1205 144 (905363 bis 2110507), d.s.133,1 %, die Andersgläubigen 
um 11066 (1059987 bis 1071053), d. s. nur 1,0 %, zu. Das bewirkte bei 
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den Evangelischen eine Senkung ihres Anteils von 86,8 % (1939) 
auf 81,6 % (1946), desgleichen bei den Andersgläubigen von 7,1% 
(1939) auf 6,2 % (1946), bei den Katholiken dagegen eine Erhöhung 
ihres Anteils von 6,1 % (1939) auf 12,2 % (1946). 

Im ganzen kann gesagt werden, daß das anteilsmäßige Verhält- 
nis in Westdeutschland zugunsten der Evangelischen, in 
Ostdeutschland zugunsten der Katholiken sich geändert hat. 
Die Andersgläubigen haben in beiden Teilen Deutschlands, 
wenn von Groß-Berlin abgesehen wird, eine Abnahme zu verzeichnen. 

In Tabelle 12 werden die Zahlen der Gesamtbevölkerung sowie 
die der Religionsgemeinschaften Westdeutschlands und Ostdeutschlands 
einander gegenübergestellt. 


Tabelle 12 


















Bevölkerung Westdeutschland Ostdeutschland 


Gesamtbevölkerung 43 996 797 17 313 734 
2 mit Saarland bzw. Berlin 44 809 575 20 504 960 
davon: 
Evangelische 22 087 322 14 132 174 
5, mit Saarland bzw. Berlin 22 283 166 16 410 282 
Katholiken 20 134 454 2 110 507 
ss mit Saarland bzw. Berlin 20 734 022 2 458 764 
Andersgläubige 1775 021 1071 053 
Ai mit Saarland bzw. Berlin 1 792 387 1 635 914 


Aus dieser Tabelle ist leicht ersichtlich, daß das Übergewicht der 
Evangelischen trotz des verhältnismäßig hohen Anstiegs der Katho- 
liken nach wie vor im Osten liegt, wohingegen in Westdeutsch- 
land bei einem geringen Zuwachs der evangelischen Bevölkerung der 
katholische Volksteil dem evangelischen zahlenmäßig (um nur 
1549144 Seelen) und verhältnismäßig (mit Saarland um nur 3,4 %) 
kaum nachsteht. Die absoluten Zahlen der Andersgläubigen halten 
sich in West- und Ostdeutschland die Waage. 
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Die Religionsverteilung in West und Ost 
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49,7% 407% 800% 8.0 % 
Evang. Kath. Andersgi. Evang. Kath. Andersgi. 


westdeutschland. einschl. Saarland Ostdeutschland, einschl. Berlin. 


e) Religionsgliederung der Schulen, Schüler und Lehrkräfte 
1. Volksschulen 


Eine konfessionelle Aufteilung der Schulen liegt nicht vor von 
Bayern, Niedersachsen und Berlin. Nur Gemeinschaftsschulen haben 
Hessen, Württemberg-Baden und Bremen, Baden hat außer den Ge- 
meinschaftsschulen einige Bekenntnisschulen, Hamburg hat nur katho- 
lische und Gemeinschaftsschulen, während in allen übrigen Ländern alle 
drei Schularten vertreten sind. Jedoch hat Schleswig-Holstein die weitaus 
meisten 1948 noch bestehenden evangelischen Schulen in Gemeinschafts- 
schulen umgewandelt. In den übrigen Ländern überwiegen die Bekennt- 
nisschulen, wobei in Rheinland-Pfalz die evangelischenSchulen zugunsten 
der Gemeinschaftsschulen zurücktreten. Diese sind hier hauptsächlich 
in den überwiegend evangelischen Regierungsbezirken Rheinhessen und 
Pfalz, sowie fast ausschließlich in dem früher zu Hessen-Nassau gehören- 
den Regierungsbezirk Montabaur vorhanden. Diese ehemalige Provinz 
hat ja diesen Schultypus im Bereich des jetzigen Landes Hessen bis 
heute noch als ausschließlichen beibehalten (s. o.!). Die Zahlen aus der 
Deutschen Demokratischen Republik fehlen. 

Beim Vergleich der Hundertsätze der Schüler mit denen der 
Bevölkerung zeigt sich, daß jene in bezug auf die beiden großen Kon- 
fessionen im allgemeinen bei den Schülern höher sind als bei der Be- 
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Die Religionsgliederung der Volksschulen 


Tabelle 13a 








Schulen Schüler 







































Land davon davon von 100 waren 
| ev. | kath. simult. gen ev. kath. |andersgl.| ev. | kath. andgl. 
1 2 3 ers tal 8 9 10 u2le2 433 
Bayern 1949 6 567 ; : x 1274780 | 325984 | 941 564 7232 | 25,6 | 73,9 0,5 
Hessen 1949 2 609 — — 12609 | 554630 | 363812 ı 183 046 7772 | 65,6 | 33,0 1,4 
Württ.-Baden 1949 1832 —_ — 11832 | 496 333 | 291 090 | 195 932 9311 | 58,6 | 39,5 1,9 
Bremen 1949 102 — — 102 61 022 8 R e 5 2 ? 
Nordrh.-Westfalen 1949 5722 1586 |3 342 795 |1 708 424 | 683 802 1 006 808 17814 | 40,0 | 59,0 1,0 
Schlesw.-Holstein 1948 1690 [1391 2 297 | 435094 | 395 638 28 837 10 619 | 90,9 6,6 2,5 
„ » 1949 1719 75 2 1642 R : . R n F & 
Niedersachsen 1948 4569 2 341 612 |1616 | 950377 | 742498 | 192886 14993 | 78,1 | 20,3 1,6 
Hamburg 1948 294 — 11 283 | 168749 | 144154 8 557 16038 | 85,4 5,1 9,5 
Rheinl.-Pfalz 1949 2994 496 11426 11072 | 401187 | 156129 | 242539 2519 | 38,9 | 60,5 0,6 
Baden 1948 1090 — — 110901)| 181 359 46 034 | 133415 1910 | 25,4 | 73,6 1,0 
Württ.-Hohenz. 1949 1078 328 662 883 | 170190 72128 96 319 1743 | 42,4 | 56,6 1,0 
Berlin-West 1949 329 8 . r 247 809 . > s . A = 
Saarland 1947 531 136 371 24 | 134 216 29755 | 103 837 624 | 22,2 | 77,4 0,4 


ı) darunter einige Bekenntnisschulen. 


566 











197 
688 I 
919 
WLE 
6LEE 
r0F IL 
19 
E19 21 
0199 
669 9 
y199 


"A9 





798% 
999 
rIzE 
276 5 
869 1 
907 
LES PL 
89 
£03 SE 
808 I 
199 6 
188 01 
909 8% 


uutz 


uonyossy[foA I9p Zunıeporjdsuorstfey Sıq 


LF6L 
6F6l 
6F6l 
8r6l 
676 
sr6l 
sr6l 
sr6l 
6F6l 
6F6l 
6F6l 
6F6L 
6F6L 


gef 


02 | sten | zz | ut | 2a -| Fo | To8 | g/l! 6 7681 
LLT | 601 | F12 ° - r ® i y r 
es | 978 | Teer I To—|sio+ | gr | Ha| der LE 88L I 
1a | 612 | 0/98 |eı+ |ed—| 08 | 67, | Tieg| 68 0613 
s’ı | 9’sg | 9i6E | 64 |8'a—| so | Fieg | TE | FE 0787 
zer | sa | Eos |oı+ | ea —| ser | 19 | TEB | LH 877 
sr | z’sı | 9er | TO— |zI—| 6% | FR | 69. | Er 066 3 
ec | 89 | 618 | zT | 9 —| eis | Fi | eos | 098 ZLE 
87 | z’9g | 0'608 |E0+ |60—| 9T | eise | T/sE | zıq 8IL6L 
sc |e8 | 08 : Fr z « : e . 
se | ve | sise I|#ı—|eo—| He | rise | eisg | ese 8E9 € 
07 | 9‘zE | s’e9 | + | 09 — > g’se | 919 | SIE 798 € 
es | EL | gr | aut | Be 181 | &°12 986 61 
8 RE TIL ER TCERNTANTERTERTETE 
-[3pus | 'ygey | ‘ao | 'yyey | "Aa |’[Zpue| "yyey | "a0 | "pure ‘uyey 
9F61 'OL '67 - | »mps uUOIeA (0TUOA uoABp 
we uorem Zunıoy ee! 
-[9AOT IOP OOTUOA | jap zuaxayyicl o97gayıyor] 


Penny 

459 A - umIogT 
"zZuoayoH -YYMmM 
usopeqg 

zejd TRyg 
Zmquep 
UISYDESIOPAIN 
ur29s[oM-Ztasorysg 
PRM-"TRION 
us9weIg 

uopegq -yımM 
usssoH 

ufeg 


pus'] 


qEI STPASL 


567 


völkerung. Nur in den überwiegend evangelischen Ländern Schleswig- 
Holstein und Hamburg sind sie bei den katholischen Schülern, in den 
überwiegend katholischen Ländern Bayern, Rheinland-Pfalz, Baden und 
Württemberg-Hohenzollern sind sie bei den evangelischen Schülern 
um einen Bruchteil, im Saarland um 2 % niedriger als die Hundert- 
sätze der Bevölkerung (vgl. Tabelle 13a!). Es ist daraus zu schließen, 
daß die Kinder beider Konfessionen im allgemeinen bei der Konfession 
ihrer Eltern bleiben. Dagegen sind die Hundertsätze der „anders- 
gläubigen“ Kinder (es handelt sich überwiegend um „Gemeinschafts- 
lose‘‘) in sämtlichen Ländern durchweg geringer als die der „anders- 
gläubigen‘ Bevölkerung, ein Zeichen, daß auch „andersgläubige“ 
Eltern ihre Kinder einer der beiden großen Konfessionen zuführen. 
Vergleicht man die Hundertsätze der Schüler mit denen der Lehr- 
kräfte, wie es in Tabelle 13b geschehen ist, so kann man die Fest- 
stellung machen, daß die Hundertsätze der Lehrkräfte bei den Evan- 
gelischen mit Ausnahme von Württemberg-Hohenzollern bis zu 3,9 % 
(Bayern) hinter den Hundertsätzen der Schüler zurückstehen, während 
umgekehrt bei den Katholiken die Hundertsätze der Lehrkräfte die der 
Schüler, mit Ausnahme von Württemberg-Hohenzollern und den über- 
 wiegend evangelischen Ländern Württemberg-Baden, Schleswig-Hol- 
stein und Niedersachsen, bis zu 4,2 % (wieder Bayern) übersteigen. 
Hieraus ist zu schließen, daß entweder die katholischen Volksschulen 
besser mit Lehrkräften versorgt sind als die evangelischen oder daß die 
katholische Bevölkerung mehr Neigung zum Volksschullehrerberuf auf- 
bringt als die evangelische. 


2. Höhere Schulen 

Beim Vergleich der Hundertsätze von Schülerzahl und Bevölkerung 
fällt auf, daß sie bei den evangelischen Schülern in allen Ländern durch- 
weg über denen der Bevölkerung liegen, und zwar am höchsten in den 
überwiegend katholischen Ländern Bayern (+ 10,2 % 1948, + 11,0 % 
1949) und Württ.-Hohenzollern (+ 13,0% 1949), während sie bei den 
katholischen Schülern bis zu 10,3 % (Bayern), ja sogar 12,8 %, (Württem- 
berg-Hohenzollern) darunter liegen. Es ist aus diesen Zahlenverhält- 
nissen zu ersehen, daß, anteilsmäßig betrachtet, im ganzen Bundesgebiet 
mehr Kinder aus evangelischen Familien die Höhere Schule besuchen als 
aus katholischen (vgl. Tabelle 14b!). Auch hier sind keine Zahlen aus der 
Deutschen Demokratischen Republik vorhanden. 


3. Hochschulen 
In früheren Jahren veröffentlichte das Preußische Statistische Lan- 
desamt eine Hochschulstatistik, die u. a. auch eine Religionsgliederung 
der Studierenden enthielt. Vorerst sind ähnliche Gesamtveröffentlichun- 
gen nicht wieder erfolgt. Von den Ländern veröffentlichte Niedersachsen 
in seinen Statistischen Monatsheften (1946, Seite 46) eine Religions- 
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Tabelle 14b - Die Religionsgliederung der Höheren Schulen 


Differenz der °/,- Sätze Lehrkräfte 


Dad zwischen Schülerzahl. 


und Bevölkerung 


davon von 100 waren 


























ev. kath. | andersgl. ie ev. kath. |andersgl.| ev. kath. | andgl. 

Bayern 1948 | +10,2 —9,5 —0,5 4 222 1084 3 087 51 25,7 73,1 1,2 

" 1949 +11,0 — 10,3 —0,5 4718 s h ; A 2 . 
Hessen 1949 + 4,7 —3,6 —1,2 2 906 1 854 953 99 63,8 32,8 3,4 
Württ.-Baden 1949 | +10,0 — 9,8 —0,2 2 659 1601 906 152 60,2 34,1 5,7 
Bremen 1949 J ! a 418 ; i z . 3 . 
Nordrh.-Westf. 1949 + 5,3 — 2,1 —3,2 8 355 3335 4 841 179 39,9 57,9 2,2 
Schlesw.-Holst. 1948 + 18 —1,8 0,0 1 333 1200 72 61 90,0 5,4 4,6 
Niedersachsen 5 > ; . - - : - 3 : 
Hamburg 1948 + 5,3 —0,7 —4,6 1092 996 45 5l 91,2 4,1 4,7 
Rheinl.-Pfalz 1949 + 5,1 —4,7 —0,4 1400 512 862 26 36,6 61,6 1,8 
Baden 1948 2 e - . . B e 5 . . 
Württ.-Hohenz. | 1949 +13,0 —12,9 —0,1 sıl 438 342 3 54,0 42,2 3,8 
Berlin-West 1949 5 £ e 1437 5 £ : . £ - 
Saarland 1947 + 5,0 —3,9 —1,1 430 118 306 6 27,4 ler, 1,4 








570 


gliederung der Studierenden sämtlicher Hochschulen des Landes aus 
dem Winter-Semester 1947/48. Danach gehörten 77,7 %, aller Studieren- 
den der evangelischen, 17,6 % der katholischen Konfession Bn50 % 
waren Israeliten, 0,8 % Angehörige sonstiger Religionsgemeinschaften 
und 3,8% Bekenntnislose. Es können hieraus jedoch noch keine ein- 
deutigen Schlüsse über den Anteil der verschiedenen Religionsgruppen 
am Hochschulstudium gezogen werden. Denn in demselben Winter- 
Semester gehörten allein 68,2 % aller Studierenden den überwiegend 
evangelischen Ländern Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg und 
Bremen an. Erst wenn wieder eine zentrale Hochschulstatistik vorliegt, 
können diesbezügliche zuverlässige Aussagen gemacht werden. 


III. Aus der innerkirchlichen Statistik 


a) Die Zahl der Theologiestudierenden 


In den letzten sechzig Jahren zeigt die Zahl der Theologiestudierenden 
folgende Entwicklung: 


Sommer-Semester 1890 4536 Sommer-Semester 1925 2046 (52) 
h E 1900 2472 > r 1926 2324 (81) 
2 x. 1905 2277 2 Er 1927 2756 (100) 
F M 1910 2825 r * 1928 3536 (147) 
€ 3 1914 4345 H 3 1929 4544 (218) 
= & 1915 4010 5; R- 1930 5311 (257) 
h» r 1919 3862 (33) „ » 1931 6791 (330) 
” se 1920 3622 (52) ,„, E 1932 7399 (355) 
b; r- 1922 3059 (67) , & 1933 7066 (329) 
Winter-- ,„ 1924/25 1896 (49) „ I: 1939 1280 (40) 


Die in der Hauptzahl enthaltene Zahl der weiblichen Studierenden 
ist in Klammern hinzugefügt. Mit enthalten sind auch die Zahlen der 
Studierenden an den Theologischen Hochschulen Bethel und Elberfeld. 
Der Anteil der Ausländer ist nicht hoch, 1932 waren es 258, 1933 
279 (11). Die Zahlen bis 1933 sind den früheren Kirchlichen Jahrbüchern 
entnommen. 

Nach dem Höhepunkt des Jahres 1914 hat sich die Zahl der Theologie- 
studierenden während des ersten Weltkrieges im wesentlichen nahe an 
4000 gehalten. Nach dem Kriege setzte ein Rückgang ein, der im Winter- 
Semester 1924/25 mit 1896 (49) Studierenden seinen Tiefpunkt erreichte. 
Sodann ist, besonders seit 1927, ein stürmischer Aufstieg zu beobachten, 
und zwar bis zu dem Höchststand des Jahres 1932 mit 7399 (355) 
Theologiestudierenden, worauf wieder ein Rückgang folgte. 
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Tabelle 15 








Universität, bzw. 
Kirchl. Hochschule 


Berlin 

Bonn 
Erlangen 
Gießen 
Göttingen 
Greifswald 
Halle 
Heidelberg 
Jena 

Kiel 

Leipzig 

Mainz 
Marburg 
Münster 
Rostock 
Tübingen 
Berlin, Hochschule 
Bethel, MR 
W.-Barmen, ,, 


Neuendettelsau, ‚, 
Hamburg & 














122 ( 7) 
8 (—) 
216 ( 4) 
20 (—) 
96 ( 2) 
35 (—) 
146 ( 6) 
66 ( 2) 
1-7} 
13(1) 
129 ( 4) 
78 (2) 
20 (-) 
29 (—) 
271 (12) 


1280 (40) 








Zahl der Theologiestudierenden 


















W.-S. 

1946/47 

83 (22) | 83. (22) 
100 (16) | 144 (30) 
331 (38) | 358 (31) 
300 (55) | 310 (52) 
16(7) | 32(9 
82 (10) | 7310) 
110 (23) | 139 (19) 
2#)| 11 
63( 5) | 96 (20) 
39(9) | 657) 
30 ( 3) | 146 (36) 
129 (10) | 153 (16) 
47( 5) | 122 (50) 
(1E) 1063 
235 ( 5) | 285 (14) 
67 (-) | 130 (19) 
171 (19) | 198 (15) 
120 ( 6) | 125 (15) 
33(8) | 39( 6) 


1986 (235) | 2538 (373) 









86 (16) 
228 (44) 
406 (42) 
369 (54) 
26 ( 8) 
90 (11) 
226 (36) 
40 ( 3) 
131 (29) 
43 (10) 
209 (62) 
218 (22) 
123 (43) 
18 ( 3) 
293 (25) 
204 (35) 
193 (19) 
180 (21) 


72 (11) 


3152 (482) | 3711 (573) | 4036 (613) 








W.-8. 
1947/48 


100 (20) 
196 (43) 
417 (58) 
388 (56) 
31 (4) 
115 (11) 
304 (44) 
58 (12) 
142 (21) 
68 (12) 
279 (76) 
224 (25) 
159 (52) 
28 ( 4) 
406 (35) 
296 (52) 
245 (25) 
193 (31) 
62 (—) 

(.) 





106 (20) 
205 (42) 
333 (34) 
400 (53) 

33 ( 3) 
109 (18) 
295 (38) 

63 (15) 
150 (35) 

68 (12) 
347 (78) 
247 (30) 
222 (51) 

15(1) 
489 (64) 
323 (56) 
249 (20) 
190 (29) 

76 (—) 
116 (18) 


W..S. 
1948/49 


159 (33) 
189 (35) 
366 (31) 
391 (52) 

54 ( 6) 
142 (20) 
326 (41) 
108 (21) 
146 (31) 














84 (13) 
349 (75) 
232 (19) 
256 (55) 

51( 4) 
480 (49) 
372 (55) 
234 (31) 
173 (20) 
93 (—-) 
86 (18) 
4291 (599) 




















W.-S. 
1949/50 





1949 











135 (32) | 197 (45) 
228 (44) | 230 (54) 
418 (43) | 373 (43) 
456 (49) | 470 (57) 

60(8) | 752) 
109 (15) | 131 (15) 
353 (46) | 399 (47) 
108 (24) | 127 (20) 
155 (25) | 155 (24) 

98 (16) | 175 (27) 
292 (57) | 279 (46) 
268 (22) | 275 (29) 
308 (64) | 328 (68) 

53(5) | 772) 
469 (54) | 528 (37) 
366 (51) | 376 (54) 
216 (36) | 198 (28) 
168 (14) | 140 (10) 
116 (-) | 130 (-) 
166 (31) | 164 (30) 


4542 (623) | 4827 (634) 
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Für die Jahre 1934 bis 1938 liegen keine Zahlen vor, für 1939 nur 
von den Deutschland verbliebenen Universitäten und Hochschulen, also 
ohne Breslau und Königsberg. Aus der geringen Zahl von nur 1280 (40) 
Theologiestudierenden im Jahre 1939 ist der katastrophale Rückgang 
zu ersehen, der nicht zum wenigsten seine Ursache in den damaligen 
politischen Verhältnissen hatte. Die Zahl liegt noch weit unter der des 
tiefsten Standes zwischen den beiden Kriegen. 

Die Zahl der Theologiestudierenden in den Nachkriegs-Semestern 
1946 bis 1950 macht Tabelle 15 ersichtlich. 

Nach dem Wegfall der Universitäten Breslau und Königsberg, sowie 
der theologischen Fakultät in Gießen kamen als neue theologische 
Ausbildungsstätten hinzu: die theologische Fakultät der neuerrichteten 
Universität Mainz, die Kirchliche Hochschule in Berlin-Zehlendorf, 
die Evangelische-theologische Hochschule Augustana in Neuendettelsau- 
Heilsbronn (Bayern) und die Kirchliche Hochschule in Hamburg, in 
der von 1946 bis zum Sommer-Semester 1948 einschließlich nur ein 
Vorlesungswerk bestand. Die Theologische Hochschule in Elberfeld 
wurde als Kirchliche Hochschule nach Wuppertal-Barmen verlegt. 

Ein Vergleich der einzelnen Nachkriegssemester läßt erkennen, daß 
die Zahl der Studierenden von Semester zu Semester, auch bei den weib- 
lichen Studierenden, eine aufsteigende Tendenz hat, so daß im Winter- 
Semester 1949/50 die Zahl der Jahre 1914 und 1929 bereits überschritten 
wurde. Die Zahl der weiblichen Theologiestudierenden hat sich sogar 
im Winter-Semester 1949/50 gegenüber dem Voıkriegshöchststand des 
Sommeısemesters 1932 fast verdoppelt. 

Ursache für diese Steigerung wird neben den nach und nach aus der 
Kriegsgefangenschaft entlassenen Abiturienten und Theologiestudenten 
auch die Tatsache gewesen sein, daß für viele, die beabsichtigten, ein 
Studium zu ergreifen, der Zugang zu anderen Fakultäten durch den 
numerus clausus verschlossen war, so daß sie sich der Theologie, als 
einzigem „aussichtsreichen‘“ Studium, zuwandten. Jedoch steht auch 
fest, daß der Ernst der Zeit manche junge Menschen zu bewußten 
Christen heranreifen ließ und so dem Pfarrerstand wertvolle Kräfte 
zuführte. 

Wie in den Vorkriegs-Semestern marschiert wieder Tübingen an der 
Spitze der Theologiestudierenden. Es folgt aber nicht, wie damals, 
Berlin, sondern Göttingen, Heidelberg, die Kirchliche Hochschule Berlin- 
Zehlendorf, Erlangen. Diese letztere Universität nimmt sogar in einigen 
Semestern die erste Stelle ein. Im großen und ganzen zeigen sämtliche 
Universitäten und Hochschulen, mit Ausnahme der Hochschulen Barmen 
und Bethel, eine zunehmende Besucherzahl. 
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Tabelle 16 Zahl der Pfarramtskandidaten 
Kandidaten Kandidatinnen 
Landeskirche | Die 1. th. Prüf. bestand. Die 2. th. Prüf. bestand. Die wiss. Prüf. bestand. | D. prakt. Prüf. best. 
1946 | 1947 | 1948 | 1949 | 1946 | 1947 | 1948 | 1949 | 1946 | 1947 | 1948 | 1949 |1946 194711948 |1949 














Berlin-Brandenb. 
Prov. Sachsen 
Pommern 
Schlesien 
Westfalen 
Rheinland 
Baden 

Pfalz 

Bremen 
Anhalt 

Nassau u. Hessen! 
Kurh.-Waldeck 
Sachsen 
Hannover, luth, 
Schlesw.-Holst. 
Bayern 
Thüringen!) 
"Württemberg 
Hamburg 
Oldenburg 
Braunschweig 
Mecklenburg 
Lübeck 

Eutin 
Schaumb.-Lippe 
Lippe, ref. 
Nordwestd. ref. 
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73 118 311 165 167 149 2 13 10 6 
ı) In Thüringen bestanden außerdem die Pfarrvikarsprüfung (Nichttheologen laut Gesetz vom 14.11.45) 1947:21, 1948:4, 1949 :8 


574 


b) Die Zahl der Pfarramtskandidaten 


Tabelle 16. Zu diesem Abschnitt können Vergleiche mit früheren 
Jahren nur in beschränktem Maße angestellt werden, da sich die An- 
gaben der bisherigen Kirchlichen Jahrbücher nur auf die Gliedkirchen 
der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union erstreckten. Immer- 
hin ist die aufwärtsstrebende Entwicklung der Zahlen der Kandidaten, 
die die 1. theologische Prüfung bestanden haben, zu erkennen, ent- 
sprechend der zunehmenden Zahl der Theologiestudierenden in den 
Nachkriegssemestern. Wenn die Gesamtzahlen der Kandidaten, die die 
2. theologische Prüfung bestanden haben, für 1946 und 1947 höher sind 
als in den Folgejahren, so ist dies wahrscheinlich darauf zurückzuführen, 
daß in jenen Jahren unmittelbar nach dem Krieg Kriegsteilnehmer und 
aus der Kriegsgefangenschaft Entlassene ihre Examina nachzuholen 
hatten. Doch ist auch in allen vier Jahren der theologische Nachwuchs 
noch gering, wenn man die Zahlen der altpreußischen Landeskirche 
aus früheren Jahren danebenhält. Es bestanden die 


1890 1900 1910 1920 1925 1930 1932: 
1. theol. Prüfung: 460 259 179 278 190 233 375 
2. theol. Prüfung: 447 170 158 215 196 148 316 


Auffällig ist, daß so wenig der doch einen beträchtlichen Anteil aus- 
machenden weiblichen Theologiestudierenden sich einem kirchlichen 
Examen unterziehen. 


Tabelle 17. Die Zahl der Ordinierten läßt bis 1948 eine sinkende, 
von da ab eine steigende Tendenz erkennen. Die Gründe sind dieselben 
wie oben. Auch hier sollen die früheren Zahlen von Altpreußen vergleichs- 
weise gegeben werden. Ordiniert wurden dort: 


1890 1900 1910 1920 1925 1930 1932 
329 295 150 200 228 134 192 


Wenn man bedenkt, daß die Seelenzahl der Evangelischen Kirche der 
altpreußischen Union im Jahre 1925 noch nicht einmal die Hälfte der 
Zahl aller evangelischen Landeskirchen ausmachte, (rund 18700000 von 
39500000), so springt die geringe Zahl sowohl der Prüfungskandidaten 
als auch der Ordinierten der Nachkriegszeit innerhalb der Evangelischen 
Kirche in Deutschland gegenüber den entsprechenden Zahlen der APU 
sofort in die Augen. Doch läßt die seit 1946 ständig steigende Zahl der 
Theologiestudierenden für die kommenden Jahre auch hier einen Auf- 
stieg erwarten. 
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Tabelle 17 Zahl der Ordinierten 





ordiniert wurden 


Landeskirche 
Berlin-Brandenburg 7 12 
Prov. Sachsen !) 7 9 
Pommern — 1 
Schlesien — — 
Westfalen 6 13 
Rheinland 16 5 
Baden 3 5 
Pfalz 5 9 
Bremen — 1 
Anhalt — 3 
Nassau u. Hessen 6 7 
Kurhessen -Waldeck 3 4 
Sachsen 14 16 
Hannover — 13 
Schleswig-Holstein 3 3 
Bayern °) 15 3 
Thüringen 8 4 
Württemberg 21 61 
Hamburg 8 5 
Oldenburg 1 3 
Braunschweig Er 6 
Mecklenburg 3 8 
Lübeck En p) 
Eutin 1 ah 
Schaumburg-Lippe Er e: 
Lippe ref. 
Nordwestd. ref p) 1 
a ER BET De 


1) Sachsen (Kirchenprovinz) ordinierte außerdem 1949: 13 aus dem Diakonenstand Übernommene. 
%) bereits 1942 Prüfung abgelegt. 


°) Bayern ordiniert die Kandidaten im allgemeinen schon nach dem 1. Examen. Diese sind aber 
vor Bestehen des 2. Examensnoch nicht anstellungsfähig. Unter den Ordinierten befinden sich im 
ganzen 12 Vikarinnen. 
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c) Gemeinden, Pfarrstellen und Pfarrer 


Tabellen 18 und 19. Auch hier können frühere Jahre nicht zum 
Vergleich herangezogen werden, da sich die bisherigen Tabellen nur auf 
die Evangelische Kirche der altpreußischen Union erstreckten. 

Auffallend hoch ist die Zahl der unbesetzten Pfarrstellen. Um diese 
Stellen in zukünftigen Jahren besetzen zu können, ist es notwendig, 
daß die Zahl der Theologiestudierenden für Jahre hindurch mindestens 
auf der letztjährigen Höhe verbleibt. Denn nach früheren Berechnungen 
in den Kirchlichen Jahrbüchern sind rund 4000 Theologiestudierende 
erforderlich, um den normalen Bedarf, sowie den der damals unbesetzten 
Pfarrstellen (1929 waren es rund 1500) zu decken. — Zahlreiche ‚‚Ost- 
pfarrer“ und „Osthilfsgeistliche‘‘ haben in den Landeskirchen Ver- 
wendung gefunden. 

Einige Angaben über die Landeskirchen enthält das Kirchliche Jahr- 
buch von 1930, und zwar über die Zahl der Pfarrstellen im Jahre 1929. 
Sie seien den entsprechenden Zahlen von 1949 gegenübergestellt. Es 
waren Pfarrstellen in: 


1929 1949 
Berlin-Brandenburg 1728 1481 
Prov. Sachsen 1709 1768 
Pommern 802 233 
Schlesien 935 84 
Ostpreußen 566 — 
Grenzmark 91 — 
Westfalen 757 855 
Rheinland 901 1009 
Baden 529 583 
Pfalz 288 297 
Bremen 5l 13 
Anhalt 167 172 
Hessen und Nassau 840 866 
Kurhessen-Waldeck 500 579 
Sachsen 1494 1441 
Hannover, luth. 1178 1315 
Schleswig-Holstein 463 553 
Bayern 1056 ....1230 
Thüringen 903 974 
Württemberg 1099 1289 
Hamburg 118 153 
Oldenburg 111 131 
Braunschweig 251 288 
Mecklenburg 400 410 
Lübeck 17 35 
Reuß ä.L. 28 — 
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Eutin — 26 


Schaumburg-Lippe 20 21 
Lippe, reform. 59 77 
Nordwestdeutschland, reform. 130 126 

17191 16095 


d) Veränderungen im Bestand der Landeskirchen 


1. Territoriale Gliederung 


Die territoriale Abgrenzung der Landeskirchen deckte sich vor dem 
Kriege in der Hauptsache mit dem Gebietsstand der deutschen Länder, 
bzw. Provinzen. Nach der Aufteilung Deutschlands nach dem Kriege 
in neue Länder behielten die Landeskirchen im großen und ganzen ihre 
ursprünglichen Grenzen bei. 

Von den 27 Landeskirchen sind 13, also fast die Hälfte, Jlutherische 
Landeskirchen. Sie umfassen 20304111 Seelen. Zwei Landeskirchen 
tragen reformierten Charakter mit 416274 Seelen, 12 Landeskirchen 
sind uniert mit 19450500 Seelen. Die Art der Union ist verschieden 
und liegt zwischen der reinen „Verwaltungsunion‘, wie in den ehemals 
. altpreußischen Provinzialkirchen und der „Konsensusunion“, wie in der 
Badischen, Pfälzischen und Bremischen Landeskirche. In den beiden 
Hessischen Landeskirchen (Nassau-Hessen und Kurhessen-Waldeck) 
schließlich liegt der Bekenntnisstand bei den einzelnen Gemeinden, die 
teils lutherisch, teils reformiert und teils uniert sind. 


Die Abgrenzung der Landeskirchen ist im einzelnen folgende: 


Lutherische Landeskirchen 


Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens. Sie erstreckt 
sich auf das Land Sachsen, ohne den zugeschlagenen Restteil Schlesiens. 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Hannovers. Sie um- 
faßte früher die lutherischen Gemeinden Hannovers und gehört jetzt 
zum Land Niedersachsen. 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schleswig-Holsteins. 
Sie liegt im Land Schleswig-Holstein, einige Gemeinden jedoch im 
Land Hamburg. 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern. Sie liegt im Land 
Bayern. 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen. Sie liegt im 
Land Thüringen, jedoch ohne Erfurt. 

Evangelische Landeskirche in Württemberg. Sie liegt im 
württembergischen Teil des Landes Württemberg-Baden, sowie im 
Land Württemberg-Hohenzollern. 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs. Sie 
liegt im mecklenburgischen Teil des Landes Mecklenburg. 
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Tabelle 19 


Landeskirche 


Berlin-Brandenburg 
Prov. Sachsen 
Pommern 

Schlesien 
Westfalen 
Rheinland 

Baden 

Pfalz 

Bremen 

Anhalt 

Hessen und Nassau 
Kurhessen-Waldeck 
Sachsen 

Hannover, luth. 
Schleswig-Holstein 
Bayern 

Thüringen 
Württemberg 
Hamburg 
Oldenburg 
Braunschweig 
Mecklenburg 
Lübeck 

Eutin 
Schaumburg-Lippe 
Lippe, ref. 
Nordwestdeutschl. ref. 


1) mit Beschäftigungsauftrag vers. Ostpfarrer. ?) mit Berchäftigungsenfträg: 


Superinten 


denturen, Prop- 
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Gemeinden, Pfarrstellen und Pfarrer 1949 
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Evangelisch-Lutherische Kirche im Hamburgischen Staat. 
Sie umfaßt die Stadt Hamburg im Umfang von 1936, demnach auch 
Teile der heutigen Länder Schleswig-Holstein und Niedersachsen. 

Braunschweigische Evangelisch-Lutherische Landeskirche. 
Sie deckte sich früher mit dem Staat Braunschweig und liegt jetzt 
in Niedersachsen. 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Oldenburg. Sie deckte sich 
mit dem früheren Staat Oldenburg ohne Lübeck und liegt jetzt im 
Land Niedersachsen. 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Lübeck. Sie umfaßte den 
früheren Staat Lübeck und liegt jetzt in Schleswig-Holstein. 

Eyangelisch-Lutherische Landeskirche Eutin. Sie umfaßte den 
früheren oldenburgischen Landesteil Lübeck und liegt jetzt im Land 
Schleswig-Holstein. 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche in Schaumburg- 
Lippe. Sie deckte sich mit dem früheren Land Schaumburg-Lippe 
und liegt jetzt im Land Niedersachsen. 


Reformierte Landeskirchen 


Lippische Landeskirche. Sie umfaßte das frühere Land Lippe und 
liegt jetzt im Land Nordrhein-Westfalen. 

Evangelisch-Reformierte Kirche in Nordwestdeutschland. 
Sie umfaßte die reformierten Gemeinden der früheren Provinz Han- 
nover und der Stadt Lübeck mit einigen Ausnahmen und liegt jetzt 
im Land Niedersachsen. 


Unierte Landeskirchen 


Evangelische Kirche von Berlin-Brandenburg. Sie umfaßt 
Groß-Berlin, sowie das Land Brandenburg westlich der Oder. 

Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen. Sie liegt 
im jetzigen Land Sachsen-Anhalt, jedoch ohne Anhalt, aber mit dem 
Bezirk Erfurt im Land Thüringen. 

Evangelische Kirche in Pommern. Sie liegt im pommerschen 
Teil des jetzigen Landes Mecklenburg. 

Evangelische Kirche von Schlesien. Sie liegt im schlesischen 
Teil des jetzigen Landes Sachsen westlich der Oder/Neiße-Linie. 

Evangelische Kirche von Westfalen. Sie liegt im westfälischen 
Teil des Landes Nordrhein-Westfalen. 

Evangelische Kirche im Rheinland. Sie deckte sich mit der 
früheren Rheinprovinz, jetzt liegt ihr nördlicher Teil im Land Nord- 
rhein-Westfalen, ihr südlicher Teil im Land Rheinland-Pfalz und im 
Saarland und außerdem im größten Teil des Kreises Wetzlar, Land 
Hessen. 

Vereinigte Evangelisch-Protestantische Landeskirche Ba- 
dens. Sie liegt im Land Baden, sowie im badischen Teil des Landes 
Württemberg-Baden. 
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Vereinigte Protestantische Kirche der Pfalz. Sie liegt im Land 
Rheinland-Pfalz, sowie im früher pfälzischen Teil des Saarlandes. 

“ Bremische Evangelische Kirche. Sie liegt im Land Bremen. 

Evangelische Landeskirche Anhalts. Sie deckte sich mit dem 
früheren Staat Anhalt und liegt jetzt im Land Sachsen-Anhalt. 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau. Sie wurde ge- 
bildet durch Zusammenschluß der evangelischen Kirchen im früheren 
Staat Hessen, in dem nassauischen Teil der früheren Provinz Hessen- 
Nassau und in der Stadt Frankfurt. Sie liegt jetzt im Land Hessen _ 
und im Land Rheinland-Pfalz. 

Evangelische Landeskirche in Kurhessen-Waldeck. Sie a 
im nördlichen und östlichen Teil des Landes Hessen. 


2. Abtretung ostdeutscher Gebiete 


Die im Potsdamer Abkommen erfolgte verwaltungsmäßige Ab- 
trennung des Gebietes östlich der Oder/Neiße-Linie und die sich an- 
schließende Ausweisung der deutschen Bevölkerung aus diesen Provinzen 
hat die Provinzialkirchen der Evangelischen Kirche der altpreußischen 
Union gänzlich oder teilweise zerstört. Von dieser Kirche wurde die 
Kirchenprovinz Ostpreußen, wo 1939 1751591 Evangelische lebten, 
gänzlich abgetrennt, desgleichen die Grenzmark, von Schlesien mit 1939 
2254655 Evangelischen der größte Teil, von Brandenburg und Pommern 
bedeutende Gebiete. Die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche von 
Pommern wurde nach Greifswald, die der Evangelischen Kirche von 
Schlesien nach Görlitz verlegt. 

Im Gegensatz hierzu sind die dem Saarland eingegliederten Kirchen- 
gebiete weiterhin bei den betreffenden Landeskirchen (der Rheinischen 
und der Pfälzischen) geblieben. 


3. Zustrom der Flüchtlinge 


Die ausgewiesenen Glieder der evangelischen Kirche der Ostprovinzen 
bewahrten in Deutschland, wohin auch ihre Pfarrer gelangt waren, - 
vielfach ihren Zusammenhang, so daß ihre weitere seelsorgerliche Be- 
treuung aus dem Geiste der heimatlichen kirchlichen Gemeinschaft 
heraus erfolgen konnte. Ihre Verteilung über Deutschland rief jedoch 
vielerorts merkliche konfessionelle Verschiebungen hervor (s.unter1Ie 2.), 
und es entstanden oft neue evangelische Gemeinden an Orten, an denen 
früher keine oder nur wenige Evangelische vertreten waren. So wurde es 
oft notwendig, neue Stellen für Predigt und seelsorgerliche Betreuung 
einzurichten. Im allgemeinen wurden sonst die Flüchtlinge in die be- 
stehenden Gemeinden eingegliedert, deren Seelenzahl sich damit mehr 
oder weniger erhöhte. 


4. Seelenzahl der Landeskirchen 


In Tabelle 20 ist versucht worden, die Seelenzahl der Landeskirchen 
der Größe nach geordnet meist nach deren Angaben zusammenzustellen. 
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Diese Zahlen beruhen größtenteils auf Zählungen auf Grund der Volks- 
zählung von 1946, die mit ° versehenen auf Zählungen zu einem späteren 
Zeitpunkt, die mit + versehenen sind geschätzte Zahlen und dem 
„Deutschland-Jahrbuch 1949‘ entnommen. Immerhin gibt die Auf- 
stellung ein Bild von der Größe der einzelnen Landeskirchen. Die der 
Seelenzahl nach größte Landeskirche ist die Evangelische Kirche von 
Berlin-Brandenburg, die kleinste die Evangelisch-Lutherische Landes- 
kirche in Schaumburg-Lippe. Auch die Zusammenschrumpfung der 
Evangelischen Kirchen von Schlesien (1939 rund 2,2 Millionen, 1946 
230000) und Pommern (1939 rund 2 Millionen, 1946 637000) ist deutlich 
erkennbar. 


Tabelle 20 4. Seelenzahl der Landeskirchen 


gezählt, bzw. 


Landeskirchen + geschätzt 
Berlin-Brandenburg 4 535 432 + 1947 
Sachsen 4 413 689 1946 
Provinz Sachsen 3465 951 1946 
Hannover 3 500 000 + 1947 
Hessen und Nassau 2 620 547 1946 
Rheinland 2 596 938 1946 
Westfalen 2 542 100 1946 
Payern 2 330 000 1946 
Schleswig-Holstein 2 266 550 1946 
Württemberg 1 905 839 1946 
Mecklenburg 1 777 034 1946 
Thüringen 1 678 260 1946 
Kurhessen-Waldeck 1170 000 1946 
Baden 953 478 1946 
Pommern 637 334 1946 
Hamburg 620 000 1946 
Braunschweig 596 469 1946 
Pfalz 563 850 1946 
Oldenburg 505 074 1946 
Anhalt 385 034 1946 
Bremen 347 768 1946 
Schlesien 230 214 o 1949 
Lippe, reform. 223 000 1946 
Lübeck 201 289 1946 
Nordwestdeutschl., ref. 196 394 o 1948 
Eutin 117 950 1946 
Schaumburg-Lippe 70 837 o 1947 
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IV. Aus der Kriminal- und Moralstatistik 


a) Kriminalstatistik 
Die Entwicklung der Kriminalität in Deutschland seit 1882, dem 
Beginn der Berichtszeit des Statistischen Reichsamts, zeigt Tabelle 21. 
Die Zahlen dieser Tabelle, die einer Aufstellung des letzten Statistischen 
Jahrbuchs für das Deutsche Reich aus dem Jahre 1941 entnommen sind, 
schwanken von Jahr zu Jahr. Ihr Anstieg läuft zunächst einmal parallel _ 


der Volksvermehrung, dann aber spiegelt die Zunahme jeweils die auf 
dem deutschen Volk lastende wirtschaftliche Notlage wider. 


Tabelle 21 IV. Aus der Kriminal- und Moralstatistik 













Verurteilte 
Krimina- 
Jahr litätsziffer 
1882 315 849 | 253 324 62 615 30 750 24 358 6 361 936 


1890 | 362163 | 294 905 67 258 40 972 33 464 7508 1049 
1900 | 456479 | 383 635 72844 | 48657 40 844 7813 1164 
1910 | 538225 | 451 299 86926 | 51215 43 180 9135 1124 
1920 | 608563 | 489814 | 118749 | 91171 78 622 12 549 1284 
1921 | 651148 | 520598 | 130 550 76 932 63 134 13 798 1353 
1922 | 636817 | 522933 | 113 884 72 124 61 642 10 482 1326 
1923 | 823902 | 688959 | 134 943 86 040 76 280 9 760 1693 
1924 | 696668 | 582180 | 114488 43 276 36 985 6291 1494 

.1930 | 594610 | 515 260 79 350 26 409 22 966 3443 1287 
1936 | 383315 | 328 391 54 924 16 855 14 354 2501 737 
1939 | 297 353 | 251 043 46 310 17 444 14 786 2 658 — 
1940 | 264625 | 205141 59 484 21 274 17 330 3 944 _ 


Zur Beurteilung der Kriminalität, insbesondere beim Vergleich der 
einzelnen Jahre, genügen jedoch die Verurteiltenzahlen nicht. Ausschlag- 
gebend ist hier die Kriminalitätsziffer. Diese gibt das Verhältnis 
der Gesamtverurteilten zur Gesamtmasse der strafmündigen Bevölkerung 
wieder, und zwar auf 100000 der letzteren bezogen. Erst so erhält man 
Vergleichsgrößen für die einzelnen Jahre. Jedoch ergeben die Zahlen 
nach 1933, die so niedrig gehalten sind wie niemals zuvor, kein wahres 
Bild. In ihnen sind die Sonderbehandlungen durch die Gestapo und die 
Konzentrationslager, sowie die zahlreichen Verurteilungen durch den 
Volksgerichtshof und die Militärgerichte nicht enthalten. 
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Vergleicht man die Kriminalitätsziffern der einzelnen Länder im 
Jahre 1948 mit denen der Folgejahre des ersten Weltkrieges, so ergibt 
sich ein nicht so ungünstiges Bild, wie gemeinhin angenommen wird. 
Die Verurteiltenziffer stieg von 1284 im Jahre 1920 bis auf 1693 im 
Jahre 1923, um von da ab wieder zu sinken. Wenn man Hamburg außer 
Betracht läßt (die Großstädte haben überall und immer eine bedeutend 
höhere Kriminalität als das gesamte Land), so wird die Zahl des Jahres 
1923 im Jahre 1948 nur von Schleswig-Holstein mit 1853 übertroffen, 
wobei jedoch zu berücksichtigen ist, daß diese Ziffer auf die Bevölkerung 


nach der Volkszählung von 1946 bezogen ist, bei Bezug auf die zwei 


Jahre später vermehrte Bevölkerung aber kleiner sein dürfte. Die 
niedrigste Kriminalitätsziffer (1230) hat Württemberg-Hohenzollern, 
was seinen Grund in dem Fehlen jeglicher Großstadt, der überwiegend 
ländlichen Struktur des Gebietes und der weitgehenden Bewahrung 
dieses Landes vor den Kriegs- und Nachkriegsfolgen hat. Die Zahl des 
Saarlandes ist so gering, weil sie nicht auf die stıafmündige, sondern auf 
die Gesamtbevölkerung des Jahres 1946 bezogen ist. Bei den übrigen 
Ländern bewegen sich die Kriminalitätsziffern des Jahres 1948 ungefähr 
um die der Jahre 1920 bis 1922. 


Anders verhält essich jedoch bei der Kriminalität derJugendlichen. 
Sie ist nicht nur gegenüber der Vorkriegszeit in erschreckendem Maße 
gestiegen, ihre Zahl liegt auch weit höher als die nach dem ersten Welt- 
krieg. Die Kriminalitätsziffern der Jahre 1920 und 1923 sind bei den 
Jugendlichen 1137, bzw. 1083, die der dazwischenliegenden Jahre liegen 
etwas niedriger. In Hessen betrug die Kriminalitätsziffer der Jugend- 
lichen im Jahre 1948 jedoch 1199 und in Nordrhein-Westfalen sogar 
1386, wobei der Oberlandesgerichtsbezirk Köln wieder die höchste Zahl 
von 1857 aufweist. Es kommt darin die erschreckende Verwahrlosung 
weiter Kreise von Jugendlichen zum Ausdruck, denen es in den Wirren 
der Kriegs- und Nachkriegszeit an einer geregelten Lebensordnung und 
einer rechten Erziehung mangelte. 


Rubriziert man die Kriminalität nach den einzelnen strafbaren 
Handlungen, so steht an weitaus erster Stelle Diebstahl und Unter- 
schlagung, was bei der Verwischung des Eigentumsbegriffes in der 
nationalsozialistischen Ara, in Krieg und wirtschaftlicher Not wohl 
verständlich ist. Besonders bei den Jugendlichen beträgt diese strafbare 
Handlung über die Hälfte aller Delikte. In den Vorkriegsjahren lag der 
Anteil der Eigentumsdelikte unter einem Drittel. An zweiter Stelle 
stehen die Vergehen gegen die Wirtschaftsbestimmungen (Schwarz- 
schlachten u. a.) und in weitem Abstand danach solche strafbaren 
Handlungen, die mit den Eigentumsdelikten in engem Zusammenhang 
stehen, wie Betrug, Hehlerei, Urkundenfälschung. Der Anteil der Ver- 
brechen und Vergehen gegen die Sittlichkeit tritt gegenüber den Vor- 
kriegsjahren zurück. 
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Eine Kriminalstatistik in konfessioneller Gliederung gab es 
bis 1912 in Preußen. In der Nachkriegszeit liegt eine solche nur von 
einigen Ländern vor. In den übrigen Ländern werden auf Anordnung 
der Justizbehörden Angaben über die Religionszugehörigkeit nicht ge- 
macht. In dem überwiegend evangelischen Hessen zeigt diese Statistik 
folgende Zahlen für das Jahr 1947: 


Tabelle 23 









davon waren 





| sonst. | unbekannt 


absol. | IR 












Vergleicht man hiermit die Konfessionszahlen von Hessen nach der 
Volkszählung von 1946, so ist ersichtlich, daß der Anteil der evangeli- 
schen Verurteilten mit 60,2 % etwas unter dem Anteil der Evangelischen 
an der Gesamtbevölkerung (63,4) liegt; bei den Katholiken ist der Anteil 
mit 32,4 %, gegen 32,6 % ungefähr der gleiche, ebenso bei den Israeliten 
mit je 0,1 %. Dagegen ist der Hundertsatz der übrigen Verurteilten 
zusammen mit 7,3 % fast um die Hälfte höher als deren Anteil an der 
Gesanıtbevölkerung (3,9 %), so daß anzunehmen ist, daß die Anfällig- 
keit für die Kriminalität bei dieser Gruppe, zu der vor allem die Reli- 
gionslosen gehören, stärker ist als bei dem Bevölkerungsteil, der in die 
Ordnung einer der beiden großen Konfessionen eingefügt ist. 

Die konfessionell gegliederte Kriminalstatistik eines vorwiegend 
katholischen Landes, des Saarlandes, kommt für 1949 zu ähnlichen 
Ergebnissen: 


Tabelle 24 






davon waren 
Evangelische | Katholiken 
absolut absolut absolut %, 


| _ 1016  |24,7 | 2793 |079 | 305 | 74 


Evangelische Katholiken Sonstige 









Verurteilte 
insgesamt 







| Sonstige 




















Bevölkerung 
a. 29. 10.1946 


812 778 















absolut %n 


absolut 








599 568 


Hier ist der katholische Volksteil etwas weniger belastet als der 
evangelische, während wieder der Anteil der „Sonstigen“ mit 7,4 % 
einen gegenüber ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung (2,0 %) be- 
trächtlichen Hundertsatz an der Kriminalität des Saarlandes darstellt. 
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Bis 1938 für das Deutsche Reich, ab 1946 für die Orit.Besattungs2one. 


b) Selbstmorde 


Ein Vergleich der einzelnen Jahre ist nur möglich an Hand der 
„Selbstmordziffer“, die angibt, wieviel Selbstmorde im Jahr auf 100000 
der Bevölkerung kommen. Seit dem Jahre 1913 sind die Selbstmord- 
ziffern in Deutschland folgende: 


Tabelle 25 










Auf je 100 000 Le- 
bende kommen Jahr 
Selbstmorde!) 


je 100 000 Le 
bende kommen 
Selbstmorde!) 





Jahr 






1913 28 
1919 29 
1920 29 
1921 28 
1922 28 
1923 29 
1924 29 
1925 29 
1926 29 
1927 18 
1928 16 
1929 17 


!) bis 1938 für das Deutsche Reich, ab 1948 für die britische Besatzungszone 


Die mannigfachen Schwankungen zeigt noch deutlicher neben- 
stehende Kurve. 

Auffallend ist, daß die Selbstmordhäufigkeit unmittelbar nach beiden 
Weltkriegen rapide abgenommen hat. Nach den gewaltigen Blutver- 
lusten hat sich der Wille zum Leben so gestärkt, daß die Neigung, es 
freiwillig herzugeben, sehr gering ist. Auch in den Jahren der Geldent- 
wertung 1920 bis 1923 hält sich die Kurve auf ungefähr gleicher Höhe. 
Dagegen zeigen die Jahre des wirtschaftlichen Aufschwungs nach 1924 
auch eine Zunahme der Selbstmordhäufigkeit. Ihren höchsten Stand 
erreicht die Kurve 1931 und 1932, den Jahren zunehmender Arbeits- 
losigkeit. Nach einem kurzen Absinken in den Jahren 1933 und 1934 
und Wiederaufsteigen 1935 verbleibt dann die Kurve bis zum Ausbruch 
des Krieges bei gesteigerter Wirtschaftstätigkeit auf dieser Höhe, um 
dann nach dem Kriege wieder auf die Höhe von 1919 zu sinken. Gesamt; 
zahlen aus der Kriegszeit liegen bis jetzt noch nicht vor. (vgl. Tabelle 26). 

Tabelle 26 zeigt Zahl und Selbstmordziffer der einzelnen Länder für 
das Jahr 1948 und teilweise auch für 1946, 1947 und 1949. In den Jahren 
1946 bis 1948 bewegt sich die Selbstmordziffer im allgemeinen unter 
20,0; am niedrigsten ist sie 1948 in Hessen (10,0), am höchsten in dem 
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Tabelle 26 


Land 


Bayern 

Hessen 
Württ.-Baden 
Bremen 
Nordrh.-Westfalen 
Schleswig-Holstein 
Niedersachsen 
Hamburg 
Rheinland-Pfalz 
Baden 
Württ.-Hohenz. 
Groß-Berlin 


Saarland 


Zahl der Selbstmorde 





{rl 








davon waren 


kath. 


75 





andg. 


32 





men Selbst- 
mörder 


12,0 





1579 





13,0 1377 
\ 589 
s 1130 
R 334 
18,6 202 








137 
1 968 
580 


412 
240 
175 

1 256 
98 








18,6 


28,2 
10,6 
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Land Bremen, das außer der Großstadt Bremen noch Bremerhaven 
umfaßt (24,3), und Hamburg (33,1), was bei der wirtschaftlichen und 
soziologischen Struktur der Großstädte psychologisch verständlich ist. 
Auffallend ist, daß bei dem wirtschaftlichen Aufschwung nach der 
Währungsreform in den Ländern, die darüber Zahlen geben, im Jahre 
1949 die Selbstmordhäufigkeit im Steigen begriffen ist, so in Baden 
von 17,1 (1948) auf 18,6 (1949) und Nordrhein-Westfalen von 19,5 
(1948) auf 24,8 (1949). 

Einige Länder geben eine konfessionelle Gliederung der 
Selbstmörder. Es sind daraus keine besonderen Gesetzmäßigkeiten ab- 
zulesen. Die anteilmäßigen Zahlen laufen im allgemeinen — mit Aus- 
nahme von Württemberg-Hohenzollern — parallel mit dem Anteil der 
betreffenden Konfessionen an der Gesamtbevölkerung der einzelnen 
Länder. Nur die „andersgläubigen‘‘ Selbstmörder überragen ihren An- 
teil um das Doppelte. 


c) Ehescheidungen 


Die Zahl der Ehescheidungen zeigt seit dem ersten Weltkrieg eine 
steigende Tendenz. Auch hier kommen wir nur zu Vergleichszahlen, 
wenn wir die Ehescheidungsziffer berechnen, die angibt, wieviel Ehe- 
scheidungen auf 100000 der Bevölkerung fallen. Die Ehescheidungs- 
ziffer betrug seit 1918 in Deutschland: 


uf 100 000 der uf 100 000 in 
Bevölkerung ka- Bevölkerung ka- 
men Eheschei- Jahr men Eheschei- Jahr 
dungen dungen 


Tabelle 27 




















Auf 100 000 der 
Bevölkerung ka- 
men Eheschei- 
dungen 


Jahr 












1918 1927 57,6 1936 74,7 
1919 1928 58,0 69,0 
1920 1929 61,6 72,4 
1921 1930 63,3 89,1 
1922 1931 61,8 70,5 
1923 1632 65,0 75,1 
1924 1933 65,1 145,3!) 
1925 1934 82,9 180,3!) 
1926 1935 75,4 210,1!) 


2) im Land Hessen 


In einem Diagramm dargestellt, zeigt die Kurve nach einem plötz- 
lichen Anstieg von 1919 bis 1920 eine allmählich aufwärtsstrebende 
Richtung mit mannigfachen Schwankungen bis 1940. Über die Kriegs- 
zeit sind keine Angaben vorhanden. Von 1946 bis 1948 folgt dann eine 
steile Aufwärtsbewegung. 
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In den Jahren des ersten Weltkrieges ist ein erheblicher Rückgang 
der Ehescheidungen zu beobachten, da viele Ehescheidungsanträge 
zurückgestellt wurden. Um so stärker erhöht sich die Zahl der Ehe- 
scheidungen danach und erreicht einen Höhepunkt im Jahre 1921 mit 
62,9 Ehescheidungen auf 100000 der Bevölkerung, d. i. weit über das 
Doppelte von 1913 (26,6). Die nächste plötzliche Zunahme erfolgte 
1934 nach der nationalsozialistischen Machtübernahme, sodann 1939 ° 
nach Einführung des Ehegesetzes vom 6.7.1938, das die Ehescheidung 
durch den $ 55 (Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft seit drei Jahren 
als Scheidungsgrund), sowie durch die nationalsozialistische Anschauung 
von Wert oder Unwert der Ehe für die Volksgemeinschaft wesentlich 
erleichterte (vgl. Tabelle 28). 


Nach dem zweiten Weltkrieg setzte in allen Ländern eine ungewöhn- 
liche Steigerung der Ehescheidungen ein. Die niedrigste Ehescheidungs- 
ziffer haben Baden (123) und Württemberg-Hohenzollern (102) mit einer 
überwiegend ländlichen Bevölkerung und dem Fehlen von Großstädten, 
welch letzteres auch beim Saarland mit der Ehescheidungsziffer von 
nur 65,7 maßgeblich ist. Die höchsten Ehescheidungsziffern finden sich 
natürlich in den Großstadt-Ländern Berlin (471), Hamburg (429) und 
Bremen (326). Ihnen folgen die Länder Schleswig-Holstein (231) und 
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Tabelle 28 









Ehescheidungen 1948 
a. 100000 d.Bevölkg. 





absolut 





Bayern 163 
Hessen 210 
Württ.-Baden 178 
Bremen 316 
Nordrh.-Westfalen 192 
Schleswig-Holstein 231 
Niedersachsen 176 
Hamburg 429 
Rheinland-Pfalz 116 
Baden 123 
Württ.-Hohenzollern 102 
Groß-Berlin 471 
Saarland 66 


Hessen (210), fünf Länder mit überwiegend evangelischer Bevölkerung, 
die für Ehescheidungen viel anfälliger ist als die Angehörigen der rö- 
misch-katholischen Kirche, welche bekanntlich die Ehescheidung scharf 
ablehnt. Für die Großstädte spricht außerdem noch mit, daß dort die 
Anschauungen über die Unlösbarkeit der Ehe nicht so streng sind und 
daß dort die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse, besonders auch 
bei der Frau, das Wagnis der Scheidung nicht so schwer erscheinen 
lassen wie in Kleinstädten und auf dem Lande. 

Eine Ursache der steigenden Ehescheidungstendenz der Nach- 
kriegszeit wird in erster Linie in dem demoralisierenden Einfluß des 
Krieges und seiner Folgen zu suchen sein. Manche Ehe wurde im Kriege 
voreilig geschlossen, noch begünstigt durch Ferntrauung, die dann bald 
nach dem Kriege wieder gelöst werden mußte, da die Ehegatten nicht 
zueinander paßten. In Nordrhein-Westfalen fiel fast die Hälfte der 
Scheidungen des Jahres 1947 auf Eheschließungen während des Krieges, 
Dazu kamen die ungünstigen Einwirkungen auf viele Ehen durch langes 
und häufiges Getrenntsein der Ehegatten, durch wirtschaftliche Not, 
Wohnraummangel, Ernährungsschwierigkeiten, Verlust von Hab und 
Gut. Das alles mußte den Bestand derjenigen Ehen unterhöhlen, die 
nicht von vornherein in einem tieferen religiösen und sittlichen Verant- 
, wortungsbewußtsein gegründet waren. 

Aber nicht nur die durch Kriegs- und Kriegsfolgen geschaffenen 
Verhältnisse haben dieses maßlose Ansteigen der Ehescheidungen her- 
vorgerufen. Es scheint eine Ehescheidungswelle über die ganze Welt zu 
gehen. Überall hat sich die Anschauung über die in der Ehe eingegangene 
sittliche Bindung gewandelt. Schweden hat nach ‚Stat. Aarsbok för 
Sverige 1948‘ in den letzten beiden Jahrzehnten folgende Ehescheidungs- 
ziffern auf 100000 der Bevölkerung: 1926 bis 1930 durchnittlich: 34; 
1931 bis 1935 durchschnittlich: 41; 1936 bis 1940 durchschnittlich: 52; 
1941 bis 1945 durchschnittlich 75; 1946: 103; 1947: 103. 
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In Dänemark ist die Zunahme noch krasser. Die Ehescheidungs- 
ziffer auf 100000 der Bevölkerung ist dort nach ‚Stat. Aarbog for 
Danmark“: 1928: 66; 1931: 69; 1939: 96; 1941: 97; 1946: 183; 1947:: 167. 

Die wenigsten Ehescheidungen von allen europäischen Ländern soll 
Frankreich haben. In den Vereinigten Staaten sucht man dem 
Anwachsen der Ehescheidungen zu begegnen, indem 800 Universitäten 
und Colleges Vorlesungen über Familie und Ehe abhalten und die 
Kirchen Tausende von Schnellkursen veranstalten (nach „Sonntags- 
blatt‘ von H. Lilje, 11. 9. 49). 

Als Gründe für die Ehescheidungen beim Gerichtsverfahren stehen 
an der Spitze schwere Eheverfehlungen, ehrloses und unsittliches Ver- 
halten nach $ 43 des neuen Ehegesetzes vom 20. 2. 1946. Der Wortlaut 
dieses Paragraphen ist: „Ein Ehegatte kann Scheidung begehren, wenn 
der andere durch eine schwere Eheverfehlung oder durch ehrloses oder 
unsittliches Verhalten die Ehe schuldhaft so tief zerrüttet hat, daß die 
Wiederherstellung einer ihrem Wesen entsprechenden Lebensgemein- 
schaft nicht erwartet werden kann...‘ Fast drei Viertel aller Ehe- 
scheidungen erfolgte in den meisten Ländern auf Grund dieses Para- 
graphen. In weitem Abstand folgt Ehebruch ($ 42 des Ehegesetzes) 
und dann Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft ($ 48), während die 








Tabelle 29 Die Ehescheidungen 1948 
konfessionell 
ungemischte Ehen evangelischer | 
LaHa zwischen 
kath. | isr. | set. | unbk. | 





Evgl. |Kath.| Isr. | Sonst.) Unbk. 


\ te 22 le le [m 


Bayern 3138 |6618 248 |1853 |1228 | 2 | 101 
Hessen 1358 |152| 9) 231] 30lıos| 2 | 185| — 
Württ.-Baden 2964 11456 | 11 | 165 | 163 | 8so6| 2 5| 2 
Nordrh.-Westt. 7239 |8729) 3J1014 | 66|240| 6 | ı| 2. 
Niedersachsen 7827 |115| 5| 0| 1065| 7 | — | ı5| — 
Rheinland-Pfalz |1028 1054 92 464 | . Ten 
Baden 298 | 675 | 32] 06): unacrte & Tea 
Württ.-Hohenz. 415 | 356 =T m 136 JrurchndE RA 
Groß-Berlin 9694 | 502 1302 | 257 1198] | 
Saarland 111 | 264 | 6 | 92 | ER 
$, 1949 135 | 352 Br ae a En) 
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übrigen Ehescheidungsgründe: geistige Störung, Geisteskrankheit, an- 
steckende und ekelerregende Krankheiten ($$ 4446) mehr zurück- 
treten. 

Die meisten Länder stellen auf Grund der von den Landgerichten 
übersandten Zählkarten über ergangene Urteile eine konfessionelle 
Gliederung der geschiedenen Ehen auf. Soweit Angaben vorliegen, 
folgt in Tabelle 29 eine Zusammenstellung. 

Vergleicht man den Anteil der Ehepartner der einzelnen Religions- 
gemeinschaften an der Gesamtzahl der geschiedenen Personen mit dem 
Hundertsatz, den die betreffende Religionsgemeinschaft von der Ge- 
samtbevölkerung bildet, so kommt man zu dem Ergebnis der Tabelle 30 
(S. 596). 

Der Anteil der evangelischen Geschiedenen an der Gesamtzahl ist 
in den meisten Ländern größer als der Prozentsatz der Evangelischen in 
den betreffenden Gebieten, und zwar beträgt der Unterschied bis zu 
10,8% im Saarland. Eine Ausnahme bilden Württemberg-Baden und 
Niedersachsen, wo der Prozentsatz der evangelischen Geschiedenen 
0,5 %, bzw. 1,5 % niedriger ist als der der evangelischen Bevölkerung. 
Umgekehrt ist der Hundertsatz der katholischen Geschiedenen im all- 
gemeinen geringer als der des katholischen Volksteils in den betreffenden 


in konfessioneller Gliederung 





konfessionell gemischte Ehen 








katholischer | israelitischer | sonstiger | unbekannter 
Männer mit 
ev. | ier. | set. | unbk. | ev. | xath. | Bet. [unbk. | ev. | kath. | isr. junbke. | ev. | xath. | ist. |sst. 
Frauen 
a [12 [3 13 [95 [90 [7 [16 [10 [9 [21 [2 [5 1 Ts] 
1271 1 151 — 3 6 | — | — 1230 | 318 1|4Il— |i— | —|— 
995 1 54 — 4 | — | — | — [342 |164 | — | — 3 21 —|1— 
820 1 55 1 ] 3 | — | — [19 | 99 | — 1 4 2|—I— 
2707 5 151 — 5 1 — | — 1790 | 679 11— |ı1 3Iı—|— 
873 1 41 1 1 — 1 | — [503 | 98 21 — 6 1|l—|— 
425 28 R . . - 90 | 70 . 
194 rg en ET k 
150 | 5| - . r r 3 | 13|. - 6 . . 
923 | 17 1441 16 
87 | 2| 13 | 17 . 
120 | 1 | 81|115 
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Tabelle 30 Geschiedene und Bevölkerung nach der Religionszugehörigkeit (1948) 


Land 


Bayern 


Hessen 


Württ.-Baden 


Nordrh.-Westfalen 


Niedersachsen 


Rheinland-Pfalz 


Baden 


Württ.-Hohenz. 
Groß-Berlin 
Saarland 1948 


1949 





Evangelische 





Geschie- 
dene 
v.H. 


29,9 
64,1 
58,0 
42,9 
75,1 
46,7 
33,4 
50,7 
74,0 
35,0 
33,8 








26,5 
63,4 
58,5 
39,0 
76,6 
39,6 
26,0 
43,1 
71,4 
24,2 
24,2 














Katholiken Israeliten 
Geschie- | Bevölke- | Geschie- Bevöl- 
dene kerung dene kerung 
v..H. v. H v. H. v. H. 
53,3 71,3 0,2 0,3 
28,4 32,6 0,1 0,1 
34,8 37,3 0,2 0,1 
48,7 56,2 0,0 0,0 
17,2 19,2 0 0,0 
47,3 58,6 - 0,0 
60,0 71,9 » 0,0 
44,2 54,6 { 0,0 
9,7 10,9 0,2 0,2 
61,2 73,8 : 0,0 
63,6 73,8 3 0,0 








Sonstige Unbek. 
Geschie- | Bevöl- | Geschie- 
dene kerung dene 
v. H. 3. H, v. H. 
4,3 1,9 12,3 
7,0 3,9 0,4 
6,7 3,7. 1,3 
8,0 4,8 0,4 
6,7 4,2 0,9 
6,0 1,8 z 
6,6 2,1 3 
5,1 2,3 E 
16,1 17,5 £ 
3,8 2,0 i 
2,6 2,0 2 
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Ländern, zum Teil sogar sehr erheblich, und zwar 11,9% in Baden, 
11,3 % in Rheinland-Pfalz, 12,6 % im Saarland und 18,3 % in Bayern. 
Der Grund liegt einmal in der grundsätzlich ablehnenden Haltung der 
katholischen Kirche gegenüber den Ehescheidungen, sodann in der unter 
II b4 erwähnten Tatsache, daß der Anteil der katholischen Bevölkerung 
an den für Ehescheidungen besonders anfälligen Großstädten geringer 
ist als der des evangelischen Volksteils. Bei den „Sonstigen“, meistens 
Religionslosen, liegt der Hundertsatz der Geschiedenen über dem der 
entsprechenden Bevölkerung. Auch sie haben an der Großstadtbevöl- 
kerung prozentual größeren Anteil als an der Gesamtbevölkerung. 
Außerdem wirkt sich das Fehlen jeglicher ehebewahrenden kirchlichen 
Gebundenheit bei dieser Gruppe nachteilig aus. 
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nisse der Kriminalstatistik in Nordrhein-Westfalen 1948. — Die Ergebnisse der 
Volks- und Berufszählung des Landes Niedersachsen, 1949. — Gemeindestatistik 
Rheinland-Pfalz 1949. — Die Volksschulerhebung in Rheinland-Pfalz im Volks- 
schuljahr 1947/48. — Das Saarland in Zahlen 1948. — Amtliches Gemeinde- und 
Ortsverzeichnis des Saarlandes 1950. 

Handbücher und Nachschlagewerke: 

Deutschlandjahrbuch 1949. — Statistisches Handbuch von Deutschland 
1949. — J. Schneider, Kirchliches Jahrbuch, bis 1934. — J. Schneider, Die kon- ‘ 
fessionelle Schichtung der Bevölkerung Deutschlands nach den amtlichen Ergeb- 
nissen der Volkszählung am 16. Juni 1925, 1928. — Troschke, Evangelische Sta- 
tistik Deutschlands, Heft 2/3, 1929. — Zizek, Grundriß der Statistik 1923. 
Schriftliche Auskünfte: 
der Statistischen Landesämter in München, Wiesbaden, Stuttgart, Bremen, 
Kiel, Hannover, Düsseldorf, Hamburg, Bad Ems, Freiburg, Tübingen, Berlin- 
Wilmersdorf, Berlin-Ost; des Statistischen Amtes für die Vereinigten Wirtschafts- 
gebiete in Wiesbaden-Biebrich; der Universitäten (Theologische Fakultäten) 
und Kirchlichen Hochschulen, sowie der Landeskirchenbehörden. 


Die Zahlen dieses Artikels sind vorstehenden Quellen entnommen und vom 
Verfasser, meist tabellarisch, zusammengestellt. Die Berechnungen der Tabellen 
4. 6.7. 8. 10. 12. 13. 14 und 30, sowie die Diagramme, bei denen keine Quelle an- 
gegeben ist, sind vom Verfasser. 
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Personalstand 
der Kirchenleitungen, Theologischen Fakultäten, 
Kirchlichen Hochschulen und Akademien 


A. Die Evangelische Kirche in Deutschland 
und ihre Gliedkirchen (EKD) 


1. Evangelische Kirehe in Deutschland (EKD) 
a) Rat der EKD 

Vorsitzender: D. Dr. Dibelius, DD., Bischof, Berlin-Dahlem. 
Stellvertretender Vorsitzender: D. Dr. Lilje, DD., Landesbischof, Hannover. 
Weitere Mitglieder: 

D. Niemöller, DD., Kirchenpräsident, Wiesbaden, 

D. Meiser, Landesbischof, München, 

D. Hahn, Landesbischof, Dresden, 

D. Niesel, Moderator, Schöller-Dornap, 

Dr. Dr. Heinemann, Bundesminister, Essen, 

D. Dr. R. Smend, Universitätsprofessor, Göttingen, 

Dr. Herntrich, Oberkirchenrat, Hamburg, 

Dr. Kreyssig, Präses, Magdeburg, 

Mager, Präsident der Landessynode, Dresden, 

D. Hartenstein, Prälat, Stuttgart. 


b) Kirchenkanzlei dee EKD 


Hannover-Herrenhausen, Böttcherstr. 7. Fernruf 20246—48; Postscheckkonto: 
Hannover 8930; Bankkonto: Nr. 17433 bei der Nordwestbank, Hannover. 
Präsident: D. Brunotte. 


Mitglieder: Osterhof, ObKirchR.;, Dr. Merzyn, ObKirchR.; Ranke, 
ObKirchR.; Dibelius, KirchR.; v. Harling, KirchR. 


c) Kirchenkanzlei der EKD — Berliner Stelle 
Berlin-Charlottenburg 2, Jebensstr. 3. Fernruf 323991. 
Vizepräsident: Dr. Benn. 

d) Kirchliches Außenamt 


Frankfurt a. M., Schaumainkai 23. Fernruf 63653 
D. Niemöller, Präsident. 
Stratenwerth, Vizepräsident 
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e) Archivamt der EKD 


Hannover, Militärstr. 9. Fernruf 23635 
Dr. Lampe, Oberlandeskirchenrat. 


2. Evangelische Kirche der altpreußischen Union !) 


a) Kirchenleitung 
Vorsitzender; D. Dr. Dibelius, DD., Bischof, Berlin-Dahlem. 


Vertreter der Berlin-Brandenburgischen Provinzialkirche: 
Lie. Borrmann, Sup., Propst, Angermünde, 
D. Knak, Missionsdirektor a. D., Berlin NO, 
Stoeßinger, Oberingenieur, Berlin-Siemensstadt, 
D. Vogel, Professor, Berlin-Zehlendorf. 


Vertreter der Sächsischen Provinzialkirche: 
D. Müller, Bischof, Magdeburg, 
D. Heinzelmann, Professor, Halle an der Saale, 
Dr. Kreissig, Präses, Magdeburg. 


Vertreter der Pommerschen Provinzialkirche: 
D. von Scheven, Bischof, Greifswald, 
Dr. Rautenberg, Präses, Greifswald. 


Vertreter der Schlesischen Provinzialkirche: 
Hornig, Bischof, Görlitz. 

Je drei Vertreter der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Evangelischen 
Kirche im Rheinland. 


Von der altpreußischen Kirchenleitung berufen: 
P. Lic. Dilschneider, Berlin-Zehlendorf, 
Dr. von der Gablentz, Berlin-Frohnau. 


Vertreter des Evangelischen Oberkirchenrates (außer Bischof D. Dr. Dibelius): 
Dr. Tröger, KonsPräsident, Berlin-Dahlem, 
und ein weiteres für den einzelnen Fall benanntes Mitglied. 


Vertreter des Bruderrats der Bekennenden Kirche der altpreußischen Union: 
Dr. Böhm, Oberkonsistorialrat, Propst, Berlin-Zehlendorf, 
D. Niesel, Moderator, Schöller. 


Die Kirchenleitungen der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Evan- 
gelischen Kirche im Rheinland bilden zusammen die Leitung der Evangelischen 
Kirche der altpreußischen Union für die Westprovinzen; Sekretariat 
im Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche von Westfalen: Bielefeld, Güters- 
loher Str. 29. 


1) Zur Evangelischen Kirche der altpreußischen Union gehören die unter 
Nr. 3—8 aufgeführten Kirchen, die zugleich selbständige Gliedkirchen der EKD 
sind. 
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b) Evangelischer Oberkirchenrat 
Berlin-Charlottenburg, Jebensstr. 3, Fernruf 323991 (Sammelnummer). 
Präsident: D. Dr. Dibelius, DD., Bischof, Berlin-Dahlem. 
Mitglieder und Referenten: 
Dr. Tröger, KonsPräs.; Lie. Dr. Söhngen, ObKonsR.; Dr. Benn, 
ObKonsR.; Dr. Böhm, ObKonsR., Propst; Dr. Gefaeller, KonsPräs. ; 
Dr. Granzow, ObKonsR.; Heyer, ObKonsR.; Dr. Kracker von 
Schwartzenfeldt, ObKonsR.; Schwartzkopff, ObKonsR. 


8. Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg 
a) Kirchenleitung 

Vorsitzender: D. Dr. Dibelius, DD., Evangelischer Bischof von Berlin. 

Mitglieder: 
Dr. Moeller, 1. Vertreter des Vorsitzenden, Präses der Prov.-Synode, Direktor 
des Berliner Stadtsynodalverbandes; Dr. von Arnim, 2. Vertreter des Vor- 
sitzenden, KonsPräs.; Dr. Böhm, Propst, ObKonsR., geistl. Leiter der Abt. 
Berlin des Evang. Kons. Berlin-Brandenburg; Scharf, Präses, Propst, geistl. 
Leiter der Abt. Brandenburg des Evang. Kons. Berlin-Brandenburg; Jacobi, 
DD., Generalsuperintendent von Berlin Sprengell; Dr. Krummacher, 
Generalsuperintendent von Berlin Sprengel II; Braun, Generalsuperintendent 
der Kurmark; Lie. Jacob, Generalsuperintendent der Neumark und Nieder- 
lausitz; D. Albertz, Moderator, Professor, Sup.; Lie. Borrmann, Propst, 
Sup.; D. Braune, Pfarrer; Dr. Dietrich; D. Grüber, Propst; Lie. Dr. 
Harder, Professor, Sup.;Kaldewey, Kaufmann; Lie. Dr. Kegel, ObKonsR.; 
Lokies, KirchR.; Lie. Pätzold, Sup.; Steffani, Sup.; Stoessinger, Ober- 
ingenieur; D. Dr. Wenzel, KirchR. 


b) Büro der Provinzialsynode Berlin- Brandenburg 
Berlin W 15, Lietzenburger Str. 36 III; Fernruf 914533 


c) Evangelisches Konsistorium 
Berlin-Charlottenburg 2, Jebensstr. 3, Fernruf 323991 

Vorsitzender: D. Dr. Dibelius, DD., Evangelischer Bischof, Berlin-Dahlem. 

Konsistorialpräsident: Dr. von Arnim, Berlin-Zehlendorf. 

Geistliche Abteilungsleiter: Dr. Böhm, Propst, ObKonsR. (Berlin); Scharf, Präses, 
Propst (Brandenburg). 

Geistliche Mitglieder: Lic. Dr. Kegel, ObKonsR.; Dr. Dr. Fichtner, ObKonsR., 
Leiter des Amtes für den kirchl. Dienst an Kranken und Gefangenen; Andler, 
ObKonsR.; Block, KonsR.; P. Dr. Wiese, KonsR. 

Juristische Mitglieder und Referenten: Wendlandt, ObKonsR., Vertreter des 
Kons.Präs. in den Präsidialgeschäften; Siebert, ObKonsR.; Redlich, 
ObKonsR.; Dr. Brauer, KonsR.; Dr. Rudloff, KonsR.; Jeschke, KonsR.; 
Siehe, KonsR.; Vogel, Rechtsanwalt, Justitiar. 
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4. Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 
a) Kirchenleitung 

Vorsitzender: D. Müller, Bischof, Magdeburg. 

Mitglieder: Dr. Kreyssig, Präses der Provinzialsynode, Magdeburg, Hofmann, 
Konsistorialpräsident, Magdeburg; Zuckschwerdt, Propst; Schapper, 
Propst; Staemmler, Propst; Zwei Mitglieder des Konsistoriums abwechselnd 
(ein Jurist, ein Theologe); Barbe, Sup.; Borchert, Bauer; Dr. Dryander, 
Regierungsrat a.D.; D.Dr. Heinzelmann, Professor; Dr. jur. Koch; 
Martius, Bürgermeister a.D.; Meichßner, Sup., Professor; Elisabeth 
Meyer geb. Müller, Leiterin der Evang. Frauenhilfe der Kirchenprovinz 
Sachsen; P. Peuckert; Lie. Rohkohl, Sup.; Goedecke, Direktor. 


b) Evangelisches Konsistorium 
Magdeburg, Am Dom 2; Fernruf 31878/31880 /31881 

Vorsitzender: Hofmann, Konsistorialpräsident. 

Mitglieder: a) Juristen: Dr. Fretzdorff, Präsident (Vertreter des Konsistorial- 
präsidenten); Meyer, ObKonsR.; Dr. Klewitz, ObKonsR. (Finanzreferent); 
Dr. Siebert, ObKonsR.; Dr. Sternsdorff, KonsR.; Grenzendörfer, 
KonsR.; Schaeper, KonsR.; Dr. Grauheding, KonsR.; Dr. Hemprich, 
KonsR.; Dr. Holdefleiß, KonsR. 

b) Theologen: Zippel, ObKonsR.; Hage, ObKonsR.; Anz, ObKonsR.; 
Schaper, KonsR.; Lic. Hein, KonsR.; Ingeborg Zippel geb. Koch, Kon- 
sistorialrätin; D. Dr. Gabriel, KonsR. i. N.; Rössing, KonsR. i. N.;P.Guhr, 
theol. Hilfsarbeiter; D. Dr. Eißfeld, Professor, KonsR.i.N. 


c) Evangelisches Predigerseminar 
Lutherstadt-Wittenberg 
Studiendirektor: P. Ruff,; Studieninspektor: P. Reusche. 


b. Evangelische Kirche in Pommern 
a) Kirchenleitung 
Greifswald, Bahnhofstr. 35-35; Fernruf 286 
Vorsitzender: D. von Scheven, Bischof, Greifswald. 
Stellv. Vorsitzender: Lic. Scheel, Superintendent, Anklam. 
Mitglieder: P. Fischer; D. Hermann, Professor; Krause, Sup. a. D.; Kussin, 


Bauer und Fleischermeister; Dr. Rautenberg, Präses der Provinzialsynode; 
Schumacher, Sup.; D. Wahn, KonsPräs. i. R. 


b) Evangelisches Konsistorium 
Greifswald, Bahnhofstr. 35-36; Fernruf 286 
Vorsitzender: D.von Scheven, Bischof. 


Mitglieder: Woelke, ObKonsR., ständiger Vertreter des Vors.; Pettelkau, 
ObKonsR.;Faißt, KonsR.;Noeske, KonsR.;P. Labs, KonsR.im Nebenamt. 
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c) Pommersche Provinzialsynode 
Greifswald, Bahnhofstr. 35-36 
Dr. Rautenberg, Präses, Greifswald, 


Lie. Scheel, Superintendent, Anklam, 1. Stellvertreter, 
Krause, Superintendent a. D., Spantekow, 2. Stellvertreter. 


6. Evangelische Kirche von Schlesien 
Görlitz, Berliner Str. 62; Fernruf 2485. 


a) Kürchenleitung 
Hornig, Bischof, Görlitz; Bartos, Kaufmann; Böer, Sup.; Ehrlich, 
Hauptgeschäftsführer; Fränkel, ObKonsR.; König, Sup.; Lintzel, 
ObKonsR.; Paeschke, Sup.; Dr. Schwidtal, Rechtsanwalt; S chulz, 
Pfarrer. 
b) Evangelisches Konsistorium 
Hauptamtliche Mitglieder: Hornig, Bischof, Görlitz; Fränkel, ObKonsR,., 
(Theologe); Lintzel, ObKonsR., (Jurist); 
Nebenamiliche Mitglieder: Leder, Pfarrer, komm. KonsR.; Reese, Pfarrer, 
komm. KonsR. 
c) Provinzialsynode 
Präses: Dr. Schwidtal, Rechtsanwalt, Görlitz; 
Stellvertreter: 1. Lie. Kunze, Pfarrer, Klein-Biesnitz über Görlitz; 
2. Böer, Sup., Reichenbach O [L. ; Schriftführer : Kulke, Pfarrer, Ebers- 
bach bei Görlitz; Zippel, Verwaltungsangestellter, Rothenburg O/L.; 


7. Evangelische Kirche von Westfalen 
a) Kirchenleitung 
Vorsitzender: Wilm, Präses, Bielefeld. 


Hauptamitliche Mitglieder: a) Theologen: Lücking, ObKirchR., Theol. Vizepräsi- 


dent; Niemann, ObKirchR.; Brandes, ObKirchR.; Lie.van Randen- 


borgh, ObKirchR. 


b) Juristen: Dr. Thümmel, Juristischer Vizepräsident; Dr. Steckelmann, 
ObKirchR. 


Nebenamiliche Mitglieder: Dahlkötter, Sup.; Heuner, Sup.; Dr. Thimme, 
Ephorus; Achenbach, Fabrikant; Beckers, Direktor; Henning, Steuer- 
helfer; Dr. Krueger, Bergwerksdirektor; v. Lüpke, Regierungsvizepräsident 
a. D.; Dr. med. habil. Schlaaff, Chefarzt. 

b) Landeskirchenamt 
Bielefeld, Gütersloher Str. 29; Fernruf 3382 

Vorsitzender: Wilm, Präses. 

Theologische Mitglieder: Lücking, ObKirchR., Theol. Vizepräsident; Niemann, 
ObKirchR.; Brandes, ObKirchR.; Lie. van Randenborgh, ObKirchR.; 
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Nockemann, LandeskirchR.; Dr. Rahe, LandeskirchR.; Lic. Dedeke, 
LandeskirchR. 
Rechtskundige Mitglieder: Dr. Thümmel, Juristischer Vizepräsident; Dr. Steckel- 


mann, ObKirchR.; Dr. Kupsch, ObKirchR.; Franke, LandeskirchR. ; 
Winter, LandeskirchR. 


c) Evangelisches Predigerseminar 


Brackwede, Auf dem Kupferhammer 26; Fernruf Bielefeld 1407 
Leiter: Dr. Thimme, Ephorus. 


8. Evangelische Kirche im Rheinland 
a) Kirchenleitung 

Vorsitzender: D. Held, Präses. 

Hauptamtliche Mitglieder: a) Theologen: Lie. Dr. Beckmann, ObKirchR., Theol. 
Dirigent; Schlingensiepen, ObKirchR.; Rößler, ObKirchR.; Bou6, 
ObKirchR. 

b) Juristen: Ulrich, ObKirchR., Juristischer Dirigent; Dr. Pabst, ObKirchR. 


Nebenamtliche Mitglieder: Lic. Sachsse, KirchR.; Wehr, KirchR.; Himmelbach, 
Sup.; D.Dr.Mensing; Müller, Versicherungskaufmann, Kirchmeister; 
Dr. Dr. Heinemann, Bundesminister; Stodt, Juwelier, Kirchmeister; 
Theill, Kaufmann; Vogel, Baurat. { 


b) Landeskirchenamt 
Düsseldorf, Inselstr. 10; Fernruf 16035/19611 
Vorsitzender: D. Held, Präses. 


Theologischer Dirigent: Lic. Dr. Beckmann, ObKirchR., ständiger Vertreter des 
Vorsitzenden. 

Juristischer Dirigent: Ulrich, Oberkirchenrat. 

Hauptamtliche theologische Mitglieder; Schlingensiepen, ObKirchR.; Rößler, 
ObKirchR.; Bou&, ObKirchR.; Ebersbach, LandeskirchR. 

Hauptamtliche juristische Mitglieder: Dr. Pabst, ObKirchR.; Dr. Dalhoff, Landes- 
kirchR.; Dr. Löhr, LandeskirchR.; Dr. Muhs, LandeskirchR.; Dr. Glaser, 
LandeskirchR. 

Theologischer Hilfsarbeiter: Engelbert, LandeskirchR. 

Juristische Hilfsarbeiter: D. Dr. Mensing; Dr. Haferkamp, LandeskirchR. 


9. Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands!) 
a) Kirchenleitung 
Mitglieder: D. Meiser, Landesbischof, München, Leitender Bischof; D. Hahn, 
LBischof, Dresden; Dr. Herntrich, ObKirchR., Hamburg-Fuhlsbüttel; Dr. 
Bloetz, Landesgerichtsdirektor, Volksdorf b. Hamburg; Lotz, ObKirchR., 
Eisenach. 





1) Zur VEKLD gehören die unter 10-19 aufgeführten Kirchen, die alle selb- 
ständige Gliedkirchen der EKD sind. 
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Stellvertreter: D. Dr. Lilje, LBischof, Hannover; D. Dr. Beste, LBischof, Schwerin; 
Dr. Schanze, ObKirchR., Weimar; D. Kotte, Geheimrat, Dresden; Dr. 
Lerche, Landgerichtsdirektor, Braunschweig. 


b) Bischofskonferenz 
Vorsitzender: D. Meiser, Landesbischof. 


c) @eneralsynode 
ist in Verbindung mit der Bischofskonferenz die gesetzgebende Körperschaft. . 
Präsident: Dr. Blötz, Landgerichtsdirektor, Volksdorf b. Hamburg. 


d) Lutherisches Kirchenamt 
Hannover-Herrenhausen, Böttcherstr. 7; Fernruf 20246 
Leiter: D. Brunotte, Präsident. 
Für die Ostzone: Lutherisches Kirchenamt 
Berlin-Schlachtensee, Terrassenstr. 16; Fernruf 847401 
Leiter: Zimmermann, Vizepräsident. 


10. Evangelisch-Lutherische Kirche Sachsens 


a) Landesbischof 

D. Hahn, Radebeul. 

Stellvertreter: Lic. Kleemann, ObLKirchR. 
b) Evangelisch-Lutherisches Landeskirchenamt Sachsen 
Dresden A 20, Caspar-David-Friedrich-Str. 5; Fernruf 46539. 

Präsident: D. Kotte, Dresden. 
Mitglieder: Lic. Kleemann, ObLKirchR.; Knospe, ObLKirchR.; Lie. Noth, 

ObLKirchR.; Kandler, ObLKirchR.; Dr. Müller, ObLKirchR. 


c) Landeskirchenausschuß 


Vorsitzender: D. Hahn, Landesbischof. 
Mitglieder: D.Kotte, Präsident; Mager, Präsident der Landessynode; Dr. 
v. Loeben, Geh. Reg.-Rat; P. Prehn. 


d) Ständiger Synodalausschuß 
Vorsitzender: Mager, Präsident der Landessynode. 
Mitglieder: P.Dr. Klemm; P. Martin; Mütze, Inspektor; Richter, Bürger- 
meister; Rißmann, Sup. 


e) Prediger-Seminar in Lückendorf (Wiedereröffnung am 1. 10. 1950) 
Studiendirektor: Lic. Voigt. 


11. Evangeliseh-Lutherische Landeskirche Hannovers 
a) Landesbischof: 
D. Dr. Lilje, DD., Hannover. 
Ständiger Vertreter: Stalmann, Oberlandeskirchenrat, bei dessen Behinderung die 


übrigen geistlichen Mitglieder des Landeskirchenamtes in der unten ange- 
gebenen Reihenfolge. 
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b) Kirchensenat 
Vorsitzender: D. Dr. Lilje, DD., Hannover. 
Stellvertretender Vorsitzender: Hagemann, Landeshauptmann i. R., Celle. 
Mitglieder: Ahlhorn, Präsident; Stalmann, ObLKirchR.; Feltrup, LSup.; 
Dr. Fricke, Syndikus; Schulze, Sup.; Dr. Tuckermann; 2 Stellen z. Zt. 
unbesetzt. 
c) Landessynode 
Präsident: Redepenning, Senatspräsident. 
Vorsitzender des Ständigen Ausschusses: Schulze, Superintendent. 
Weitere geistliche Mitglieder: P.Wischmann, Studienleiter, stellvertretender Vor- 
sitzender; Klein, Sup. 
Stellvertreter: Schaaf, Sup.; Hoyer, Sup.; Lüderwaldt, Sup. 
Nichtgeistliche Mitglieder: Dr. Friedrichs, Rechtsanwalt; Müller, Landrat; 
Zeymer, Ingenieur; Pape, Landwirt. 
Stellvertreter: von der Groeben, Oberamtsrichter; Dröge, Tischler; Meyberg, 
Bankbevollmächtigter; Warnecke, Bürgermeister. 


d) Landeskirchenamt 
Hannover, Am Markt 4-5; Fernruf 21751-55 


Vorsitzender: D. Dr. Lilje, DD., Landesbischof. 

Präsident: Ahlhorn. 

Geistliche Mitglieder: Stalmann, ObLKirchR.; Meyer, ObLKirchR.i. N.; D. Dr. 
Mahrenholz, Univ.-Professor, ObLKirchR.; Bartels, ObLKirchR.;Mahner 

. ObLKirchR.; Klügel, LKirchR. 

Nichtgeistliche Mitglieder: Dr. Brüel, ObLKirchR.; Dr. Lampe, ObLKirchR.; 
Niemann, ObLKirchR.; Dr. Wagenmann, ObLKirchR.; Dr. Lübbing, 
ObLKirchR. 

Ständige Hilfsarbeiter: Bunnemann, KR.; Utermöhlen, KR., Landeskirchen- 
musikwart; Ruppel, ObKirchR.; Dr. Fritsch, ObKirchR.; Dr. Wiese,KR. 

Außerordentliches Mitglied: Cillien, ObKirchR. 

e) Kloster Loccum 
(Das Kloster unterhält ein Hospiz (Predigerseminar) für die Landeskirche). 


Abt: D. Dr. Lilje, DD., Landesbischof. 
Konventualen: Schnelle, Präsidenti. R.; D. Fleisch, Vizepräsidenti. R.;Feltrup 
LSup.; Laasch, LSup.; Ködderitz, Studiendirektor für das Hospiz. 


f) Predigerseminar auf der Erichsburg 
Kuratorium: D. Dr. Mahrenholz, Univ.-Professor, ObLKirchR. (Vorsitzender); 
Niemann, ObLKirchR.; Bartels, ObLKirchR. — Studiendirektor: Heinze. 
g) Pastoralkolleg 
(z. Zt. in der Evangelischen Akademie Hermannsburg) 


Konvent: D. Dr. Lilje, DD., Landesbischof (Vorsitzender); Stalmann, ObL.- 
KirchR.; Dr.Wagenmann, ObLKirchR.; Feltrup, LSup.; D.Dr.Trillhaas, 
Prof.; Dr. Bartels, Oberstudiendirektor. — Rektor: Lic. Hoffmann, Sup. 
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12. Evangelisch-Lutherisch® Kirche Schleswig-Holsteins 
a) Die Landessynode 


Präsident: Dr. Christians, Rechtsanwalt, Flensburg. 
Vizepräsidenten: Juhl, Propst; Siemonsen, Propst. 


b) Die Kirchenleitung 
Kiel, Körnerstr. 3; Fernruf 24442 /43 
Vorsitzender: D. Halfmann, Bischof für Holstein. 
Stellvertretender Vorsitzender: Wester, Bischof für Schleswig. : 
Mitglieder: Hasselmann, Propst; Hansen-Petersen, Propst; P. Schröder; 
Bührke, Landeskirchenamtspräsident; Graf zu Rantzau-Breitenburg; 
Thomsen, Hofbesitzer; Hahn, Oberstudiendirektor; Dr. Blötz, Land- 
gerichtsdirektor; Dr. med. Schulz. 
Beratende Mitglieder: Dr. Christians, Rechtsanwalt, Präsident der Tariie 
Matthiessen, LSup. 


c) Der Bischof für Schleswig 
Bischof Wester, Schleswig, Callisenstr. 22; Fernruf 2691 


d) Der Bischof für Holstein 
‚Bischof D. Halfmann, Kiel, Forstweg 26; Fernruf 21859 


e) Der Landessuperintendent für Lauenburg 
Landessuperintendent Matthiessen, Ratzeburg. 


f) Evangelisch-Lutherisches Landeskirchenamt 
Kiel, Körnerstr. 3; Fernruf 24442-43 
D. Halfmann, Bischof; Wester, Bischof; Bührke, Landeskirchenamtspräsident; 
Dr. Epha, ObKonsR.; Brummack, ObKonsR.; Ebsen, KonsR.; Mertens, 
KonsR.; Dr. Freytag, KonsR.; P. Schmidt, KonsR.; D. Völkel, Bischof 
i.R.; Matthiessen, LSup.; Siemonsen, KonsR. Propst; Schetelig, 
KonsR. Propst; P. Tonnesen, KonsR. Prof.; Hildebrand, KonsR. Propst; 
Adolphsen, KonsR. Propst. j 


9) Predigerseminar 
Preetz, Kieler Str. 30 


Studiendirektor: Dr. Gerhard Kunze. 


13. Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern 


a) Evangelisch-Lutherischer Landeskirchenrat 
München, Arcistr. 13; Fernruf 36096 
Landesbischof: D. Meiser, München. 
Kollegialmitglieder: 
1. Theologen: Bezzel, ObKirchR., Vorstand der geistl. Abteilung, Vertreter des 
Landesbischofs; Daumiller, ObKirchR., Kreisdekan; D. Schieder, Ob.- 
KirchR., Kreisdekan; Schmidt, ObKirchR.; Lie. Schmidt, ObKirchR.; 
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Riedel, ObKirchR.; Burkert, ObKirchR., Kreisdekan; Koch, ObKirchR., 
Kreisdekan. 

2 Juristen: Dr. jur. Schattenmann, ObKirchR., Vorstand der weltl. Abt.; 
Dr. jur. Karg, ObKirchR.; Müller, ObKirchR.; Dr. jur. Vischer, Ober- 


kirchenanwalt. 
Vorstand der Landeskirchlichen Stiftungsverwaltung: Dr. jur. Köberlin, Kir- 
chenanwalt. 
b) Landessynode 
1. Präsidium: 


Präsident: Dr. Meinzolt, Staatsrat und Honorarprof.; 1. Stellvertreter: 
P. Klingler, KirchR.; 2. Stellvertreter: Dietzfelbinger, Rektor; 1. Schrift- 
führer: Haas,Hauptlehrer; 2. Schriftführer: Lindenmeyer, Dekan. 

2. Landessynodalausschuß: 
Vorsitzender; D. Merz, Rektor. 
Geistliche Mitglieder: D. Merz, Rektor; P. Klingler, KirchR.; D.Dr. Kün- 
neth, Dekan und Honorarprof.; Dr. Giegler, Dekan. 
Stellvertreter: Nicol,KirchR.,Rektor; Dietzfelbinger, Rektor; D.Langen- 
faß, Dekan, KirchR.; D. Dr. Elert, o. Univ.-Prof. 
Weltliche Mitglieder: Dr. Meinzolt, Staatsrat und Honorarprof.; D. Dr. 
Eichhorn, Bankdir., ObRegR. a. D.; Bachmann, Ökonomierat; Dr. 
Schamel, Fabrikbesitzer; D. Dr. Heim, Oberstudiendirektor a. D. 
Stellvertreter: Flach, Landgerichtspräs.; Dr. Engelhardt, Prakt. Arzt; 
Bauereisen, Bürgermeister; Steinmeyer, Fabrikbesitzer. 


c) Evangelisch-Lutherisches Pastoralkolleg 
Neuendettelsau, Heckenstr. 8 
Rektor: D. Merz; Dozent: P. Dr. Ellwein. 
d) Evangelisch-Lutherisches Predigerseminar 
Nürnberg, Veilhofstr. 24; Fernruf 52540 
Rektor: Dietzfelbinger. Inspektor: P. Viebig. 


14, Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen 


a) Der Landeskirchenrat 


Vorsitzender: D. Mitzenheim, Landesbischof, Eisenach. 

Stellvertretender Vorsitzender: Lotz, ObKirchR., (Leiter der Rechtsabt.). 

Stellvertretender Vorsitzender in geistlichen Angelegenheiten: Phieler, ObKirchR. 

Weitere Mitglieder: Oßwald, ObKirchR.; Ziegner, ObKirchR.; Dr. Schanze, 
ObKirchR.; Köhler, ObKirchR.; Säuberlich, ObKirchR.; Bauer, Ob.- 
KirchR. 

b) Die Synode 

Vorsitzender: D. Mitzenheim, Landesbischof. 

1. Stellvertreter: Ostermann, Präsident, Rechtsanwalt; 2. Stellvertreter; Dahinten, 
KirchR.;3.Stellvertreter; Haaß, Geschäftsführer; Schriftführer; Franke, Bauer. 


607 


c) Oberste Behörde 
Landeskirchenamt Eisenach, Pflugensberg, Fernruf 1824-26 


d) Thüringer Predigerseminar 
Eisenach, Bornstr. 11 


15. Evangelisch-Lutherische Landeskirche Meeklenburgs 
a) Oberkirchenrat 
Schwerin i. Meckl., Münzstr. 8; Fernruf 4165-66 

Landesbischof: D. Dr. Beste. 

Oberkirchenratspräsident: Spangenberg. 

Geistliche Räte: Maercker, ObKirchR.; Lic. de Boor, ObKirchR. 
b) Landessynode 

Präsident: Dr. jur. Stratmann, Ministerialrat a. D. 


c) Synodalausschuß 
Dr. Stratmann, Ministerialrat a. D.; Siegert, LSup.; Brückner, Reg.-Baurat 
a. D.; P. Kleinschmidt; Pentz, Studienrat. 
d) Predigerseminar 
Schwerin 
Direktor (i. V.): Maercker, Oberkirchenrat. 
Dozenten: D. Dr. Beste, LBischof; Spangenberg, ObKirchRatspräs.; Maercker, 
ObKirchR.; Lic. de Boor, ObKirchR.; Werner, LSup.; Gemmel, Sup.; 
Dr. Haack; P. Lic. Runge; P. Voß; P. Heintzeler. 


16. Hamburgische Landeskirche 
a) Der Landesbischof 
D. Dr. Schöffel, Hauptpastor, Hamburg. 


b) Der Landeskirchenrat 
Präsident: Brandis, Dr. jur., Rechtsanwalt. 
Lie. D. Dr. Schöffel, Hauptpastor, LBischof; Dr. Herntrich, Hauptpastor, 
ObKirchR.; Dr. Pietzeker, ObKirchR.; Bielenberg, Landgerichtsdirektor; 
P. Daur; P. Hagemeister; Heesch, Lehrer; P. Kreye; v. Pressentin, 
Senator a. D.; Schulz, Oberstudiendirektorin. 


c) Das Landeskirchenamt 
Hamburg 13, Heimhuderstr. 36; Fernruf 447744 [46 
Dr. jur. Pietzeker, ObKirchR.; Dr. jur. et. rer. pol. Risch, KirchR. 


d)) Die Landessynode 
1. Das Präsidium 
D. Knolle, ObKirchR., Hauptpastor, Präsident; Dr. Ehlers, Rechtsanwalt, Vize- 
präsident; P. Gerber, Schriftführer; Dr. Krüß, Landgerichtsdirektor a. D., 
Schriftführer; P. Stehn, Beisitzer; Petersen, Kaufmann, Beisitzer. 
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2. Der Hauptausschuß 
D. Knolle, ObKirchR., Hauptpastor, Präsident; Dr. Ehlers, Rechtsanwalt, Vize- 
präsident; P.D. Heitmann; Dr. Imhoff, Diplomvolkswirt; Dr. Krause, 
OberstudR.;Nottebohm, Kaufmann; Dr. Rabe, Professor; P. Dr. Uhsadel]; 
Vopelius, Bankier. 


17. Braunschweigische Evangelisch-Lutherische Landeskirche 


a) Landesbischof 
Erdmann, Landesbischof, Wolfenbüttel. 
Stellvertreter: Röpke, ObLKirchR., Wolfenbüttel. 


b) Kirchenregierung 
Mitglieder: Erdmann, Landesbischof; Dr. Breust, ObLKirchR.;P. Herdiecker- 


hoff; Ernesti, Propst; Lic. Dr. Strothmann, KirchR. Propst a. D.; Linke, 
Amtsgerichtsrat; Pinkernell, Prokurist. 


c) Landeskirchenamt 
Wolfenbüttel, Schloßplatz 2 
Mitglieder: Erdmann, Landesbischof; Röpke, ObLKirchR.; Dr. Breust, ObL.- 
KirchR.; Seebaß, ObLKirchR. 


d) Predigerseminar 


Direktor: zur Zeit unbesetzt. 
Dozenten: Erdmann, Landesbischof; Röpke, ObLKirchR.; Seebaß, ObLKirchR. 
Jürgens, KirchR. Propst; Lie. Dr. Strothmann, KirchR. Propst a. D. 


18. Evangelisch-Lutherische Kirche in Lübeck 


a) Bischof 
Pautke, Bischof, Lübeck. 
Stellvertreter: P. Meyer, Senior. 


b) Kirchenleitung 
Mitglieder: Pautke, Bischof; P. Meyer, Senior; Göbel, ObKirchR.; P. Gülzow; 
P. Jansen; Kolz, Rektor; Kuck, Kaufmann; Lobsien, Amtsgerichts- 
direktor. 
c) Kirchenkanzlei 
Lübeck, Königstr. 231 
Mitglieder: Pautke, Bischof; P. Meyer, Senior; Göbel, ObKirchR. (Leitender 
Verwaltungsbeamter). 
d) Synode 
1. Vorstand: P. Jensen, Präses; Wehrmann, Rechtsanwalt, stellvertr. Präses; 
Krüger, Verwaltungsrat, Schriftführer. 
2. Ständiger Ausschuß der Synode bestehend aus dem Vorstand und folgenden Mit- 
gliedern: P. Fölsch; P. Krause; P. Richter; Dr. Förster, Landgerichts- 
direktor; Grusnik, Kirchenmusikdirektor; eine Stelle zur Zeit unbesetzt. 
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e) Erweiterte Kirchenleitung 


Der Ständige Ausschuß der Synode bildet zusammen mit der Kirchenleitung 
die Erweiterte Kirchenleitung, der bestimmte verfassungsmäßige Rechte und 
Pflichten übertragen sind. 


19. Evangelisch-Lutherische Landeskirche von Schaumburg-Lippe 
a) Bischof; Henke, Landesbischof, Bückeburg 


b) Landeskirchenamt 
Bückeburg, Am Obersten Hof 2 


Mitglieder: Henke, Landesbischof, Präsident; Möller, Oberamtsrichter, Vize- 
präsident; Dr. Schwertfeger, Hofkammerrat. 


c) Landeskirchenrat 


Mitglieder: Henke, Landesbischof, Präsident; Möller, Oberamtsrichter, Vize- 
präsident; Brunstermann, KirchR.; Conrades, Sup.; Dr. Schwertfeger, 
Hofkammerrat; Ostermeier, Prokurist; Sobbe, Bauer. 


d) Landessynode 
Brunstermann, KirchR., Präsident; Dr. Frhr. von Cramer, Notar, Vize- 
präsident. 


20. Evangelische Landeskirche in Württemberg 


a) Bischof; D. Dr. Haug, Landesbischof 


Stellvertreter: Dr. Weeber, Direktor im ObKirchR.; Lic. Schlatter, Prälat; Dr. 
Hartenstein, Prälat. 


b) Landeskirchenausschuß 
D. Dr. Haug, Landesbischof; Lechler, Präsident des Landeskirchentags; Dunz, 
Ministerialdirektor. 
c) Evangelischer Oberkirchenrat 
Stuttgart-O, Gerokstr. 21 u. 29; Fernruf 90351-53, 90878 
Vorstand: D. Dr. Haug, Landesbischof. 


Mitglieder: Dr. Weeber, Direktor im ObKirchR.; Lic. Schlatter, Prälat; 
D. Buder, Prälat; Dr. Hartenstein, Prälat, Stiftsprediger; Lie. Lempp, 
Prälat; Sautter, ObKirchR.; Seiz, ObKirchR.; Dr. Eichele, ObKirchR.; 
Dr. Waidelich; Dr. Ostmann, ObKirchR.; D. Metzger, ObKirchR.; Dr. 
Müller, ObKirchR.; Keller, ObKirchR.; Kopp, ObKirchR.; Betsch, 
KirchR.; Ströbel, KirchR. 


d) Evangelisches Pfarrseminar 
Stuttgart-S, Danneckerstr. 43 
Direktor: Gutbrod, KirchR. 
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21. Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 


a) Kirchenleitung 
Wiesbaden, Emser Str. 3; Fernruf 26215 
Vorsitzender: D. Niemöller, DD., Kirchenpräsident. 
Stellvertretender Vorsitzender: P. Hahn, ObKirchR.; theol. Leitung der Kirchen- 
verwaltung. 


Sonderbeauftragter für die beschleunigte Vereinheitlichung der Kirchenverwaltung: 
P. Nell, mit der Wahrnehmung der Funktionen des jur. Leiters der Kirchen- 
verwaltung beauftragt. 


Weitere Mitglieder: Dr. Wilhelmi, Rechtsanwalt, Präses; Dr. Schmidt, Prof., 
Stellvertr. des Präses; Dr. Fresenius, Chemiker; Frhr. Heyl zu Herms- 
heim, Fabrikant; P. Sucker, Dozent; P. Becker, Propst; P. Eitel; P. 
Grein, ObKirchR., theol. Sachbearbeiter der Kirchenverw.; Schuster, 
ObKirchR., jur. Sachbearbeiter der Kirchenverwaltung; Dr. Leitz, Direktor; 
Reeg, ObStudDir. 


b) Das Leitende Geistliche Amt 
Mitglieder: D. Niemöller, DD., Kirchenpräsident; P. Hahn, ObKirchR.; 
P.Rau, Propst; P. Weinberger, Propst; P.Becker, Propst; P. Lic. 
zur Nieden, Propst; P. Herbert, Propst; P. Goebel, Propst; P. 
Eitel. 
c) Kirchenverwaltung 
1. Verwaltungsamt Darmstadt: Darmstadt, Adelungstr. 33; Fernruf 690 und 2537 
2. Verwaltungsamt Wiesbaden: Wiesbaden, Emser Str. 3; Fernruf 26215 
3. Verwaltungsamt Frankfurt-Main: Frankfurt-Main, Niedenau 58, Fernruf 76247 /48 
Hauptamtliche theologische Sachbearbeiter: Grein, ObKirchR.; Lic. Wißmann, 
ObKirchR.; Heß, ObKirchR.; Dr.Berger, ObKirchR. 
Hauptamtliche juristische Sachbearbeiter; Schuster, ObKirchR.; Dr. Horre, 
ObKirchR.; Petri, ObKirchR.; Quack, ObKirchR.; Dr. Elß, ObKirchR. 
Nebenamtliche Sachbearbeiter; P. Lic. Fricke; P. Lie. Dr. Grün; P. Lic. Wallau. 


d) Evangelisches Predigerseminar 
Friedberg-Oberhessen, Leonhardstr. 18 


e) Evangelisches theologisches Landesseminar 
Herborn-Dillkreis, Schloß 


22. Evangelische Landeskirche von Kurhessen-Waldeck 
a) Bischof; D. Wüstemann, Kassel-Wilhelmshöhe 


b) Landeskirchenamt 
Kassel-Wilhelmshöhe, Schloßteichstr. 5; Fernruf 3454 u. 4309 


Leiter: D. Wüstemann, Bischof. 
Geistlicher Vertreter: Müller-Osten, Prälat. 
Weltlicher Vertreter: Dr. Jung, Vizepräsident. 
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Mitglieder: Lie. Dr. Neubauer, ObLKirchR.; Krommes,ObLKirchR.; Dr. Blesse, 
LKirchR.; Ackermann, LKirchR.; Preuß, LKirchR.; Dr. Jungbluth, 
LKirchR.; D. Dr. Frick, Professor, LKirchR. (im Nebenamt); D. von Haller, 
Propst, ObKirchR. (im Nebenamt). 

c) Pröpste (siehe unter d) 
d) Rat der Landeskirche 


Vorsitzender: D. Wüstemann, Bischof. 

Stellvertreter: Dr. Auffarth, Senatspräsident. 

Ständige Vertreter des Bischofs im Landeskirchenamt: Müller-Osten, Prälat; 
Dr. Jung, Vizepräsident; 

Pröpste: Scheffer, (Sprengel Kassel); Geß, (Sprengel Eschwege); Hilmes, 
(Sprengel Hersfeld); Lie. Maurer, Professor (Sprengel Marburg); Wibbe- 
ling, (Sprengel Hanau); D. von Haller, (Sprengel Waldeck); 

Direktor des Predigerseminars: Dr. Niebergall, Studiendirektor; 

Vertreter der missionarisch-diakonischen Verbände: Freudenstein, Landespfarrer 
für I.M. 

Vorsitzender der Landessynode: D. Hoappich, Kirchenrat; (Stellvertreter: Dr. 
Auffarth, Senatspräsident) . 

Gewählte Mitglieder: Wepler, KirchR. Dekan; (Stellvertr.: P.Rausch;) Dr. 
Ritter, KirchR.; Frau Professor Adam; (Stellvertr.: Schäfer, Lehrer;) 
Jourdan, Diakon, Direktor; (Stellvertr.: Frau P. Stehfen); Möpps, Kauf- 
mann; (Stellvertr.: Ludwig, Fabrikant;) Dr. Krause, Bürgermeister; (Stell- 
vertr.: Dr. von Heppe, ObRegR.;) Neumann, Bankvorsteher; (Stellvertr.: 
Fischer, Verwaltungsdirektor.) 


e) Landessynode 


Vorsitzender: D. Happich, Kirchenrat. 
Stellvertreter: Dr. Auffarth, Senatspräsident. 


f) Predigerseminar 
Hofgeismar. Leiter: Dr. Niebergall, Studiendirektor. 


23. Vereinigte Evangelisch-protestantische Landeskirche Badens 
a) Evangelischer Oberkirchenrat !) 
Karlsruhe, Blumenstr. 1; Fernruf 5865 [5868 u. 5914 
Vorsitzender: D. Bender, Landesbischof, Karlsruhe. 
Ständiger Vertreier: Dürr, Oberkirchenrat. 
Geschäftsleitender Vorsitzender: D. Dr. Friedrich, ObKirchR. 
Mitglieder: Katz, ObKirchR.; Dr. Bürgy, ObKirchR.; Dr. Heidland, ObKirchR. 
b) Landessynode I) 

Vorsitzender: Dr. Umhauer, Rechtsanwalt, Minister a. D. 
Mitglieder: Dr. v. Dietze, Universitätsprofessor; Dr. Ing. Schmechel, Architekt; 

P. Specht; Weber, Kreisschulrat; Dr. Bier, Dekan. 


l) a) u. b) bilden den Erweiterten Oberkirchenrat. 
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24. Vereinigte protestantisch-evangelisch-christliche Kirche der Pfalz 
(Pfälzische Landeskirche) 
a) Landessynode 
Präsident: Cappel, Kreisschulrat, Kirchheimbolanden. 
Stellvertreter: Dr. Holzberger, Chemiker. 
b) Kirchenregierung 

Kirchenpräsident: D. Stempel. 

Stellvertreter: Bergmann, Oberkirchenrat. 

Beamtete Mitglieder: Schaller, ObKirchR.; Kopp, ObKirchR.; Dr. Hahn, 
ObKirchR. 

Synodale Mitglieder: Landgraf, Dekan; Pfr. Marx; Pfr. Oberlinger; Pfr. Wil- 
helmy; Cappel, Kreisschulrat; Kuby, Weinhändler; Lösch, Reichsb.- 
OblInsp. i. R. 

c) Landeskirchenrat 
Speyer a. Rhein, Domplatz 5; Fernruf 2190 u. 2203 
Kirchenpräsident: D. Stempel. | 


Stellvertreter: Bergmann, ObKirchR. 
Mitglieder: Schaller, ObKirchR.; Kopp, ObKirchR.; Hahn, ObKirchR. 


d) Predigerseminar 
Landau i. d. Pfalz, Westring 14 


Durch Kriegsereignisse zerstört. Im Wiederaufbau begriffen. 


25. Evangelisch-Lutherische Kirche in Oldenburg 


a) Evangelisch-Lutherischer Oberkirchenrat 
Oldenburg i. O., Amalienstr. 6; Fernruf 4266 u. 2550 

Vorsitzender: D. Dr. Stählin, Bischof. 
Hauptamtliche Mitglieder: Dr. jur. Ehlers, ObKirchR.; Kloppenburg, ObKirch- 

R.; Dr. H. Schmidt, ObKirchR. 
Nebenamtliche Mitglieder: Höpken, P.; Dr. jur. R. Schmidt, Eisenb.-Abt.-Präs. 

iR. 

b) Synode 
Oldenburg, Fritz Reuter-Str. 2 

Präsident: Ahlhorn, Bezirksamtmann a. D. 


c) Synodalausschuß 
Ahlhorn, Bezirksamtmann a.D.; Chemnitz, KirchR.; Wilkens, P.; Dr. 
Gramsch, Min.-Rat; Dr. jur. Koch I, Rechtsanwalt. 


d) Kirchliches Seminar 
Oldenburg i. O., Quellenweg 36 


Leitung: D. Dr. Stählin, Bischof. 


613 


26. Evangelische Landeskirche Anhalts 


a) Evangelischer Landeskirchenrat 
Dessau, Neumarkt 4, Fernruf 2156 u. 2272 

Vorsitzender: Schröter, Oberkirchenrat. 

Stellvertreter: Körmigk, Kirchenrat 

Mitglieder: Fischer, KirchR.; Lie. Müller, KirchR. 

b) Der Landeskirchentag 

Vorsitzender: Präses verstorben. 

Geistl. Beisitzer: Lange, Kreisoberpfarrer; weltl. Beisitzer: Zimmermann, Stu- 
dienrat; geistl. Siellvertr.: P. Schmidt; welil. Stellverir.: Günther, Staats- 
anwalt. 

27. Lippische Landeskirche 
a) Kirchenleitung 
Lippischer Landeskirchenrat zu Detmold. Besteht aus den Mitgliedern des 
Landeskirchenamts, des Vorstandes der Landessynode und einem 4. synodalen 
Mitglied: Diestelmeier, Salinenoberinspektor a. D. 
b) Kirchenbehörde 
Lippisches Landeskirchenamt zu Detmold, Hornsche Str 44, Fernruf 3033 

Vorsitzender: Lic. Neuser, Prof., Landessuperintendent. 

Mitglieder: Ostmann, Landgerichtsdirektor a. D., jur. KirchR.; P. Engelbert, 
luth. KirchR. 

c) Landessynode 

Vorstand: P. Jürges, Präses; Meyer zu Dörentrup, Bauer; Dr. jur. Ebert, 

Oberamtsrichter a. D. 


28. Evangelisch-Reformierte Kirche in Nordwestdeutschland 


a) Landeskirchenausschuß 
Vorsitzender: Middendorf, Kirchenpräsident, Schüttorf. 
Mitglieder: Arends, Rechtsanwalt und Notar; P. Smidt; Diepen, Seilermeister. 
b) Landeskirchenrat 
Aurich, Schulstr. 9; Fernruf 268 

Präsident: D. Dr. Hollweg, Landessuperintendent. 

Vizepräsident: Dr. jur. Fokken. 

Ehrenamtl. Mitglieder: Fürst zu Inn- und Knyphausen; P. Herrenbrück. 


29. Evangelisch-lutherische Landeskirche Eutin 
a) Landessynode 
Präsident: Dr. med. Waßmund, Pansdorf. 
b) Landeskirchenamt 
Eutin, Schloßstr. 13; Fernruf 689 


Kieckbusch, Landespropst; de Beer, Oberamtsrichter i. R.; Wulff, Stadt- 
oberinspektor i. R. 
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Der Evangelischen Kirche in Deutschland angegliedert: 
1. Direktion der Europäisch-Festländischen Brüder-Unität 
Herrnhuter Brüdergemeine 
Direktionssitz für den Osten: 
Herrnhut-Oberlausitz, Vogtshof 
I. Bischof Johannes Vogt, 
2. Unitäts-Direktor Walther Baudert. Unitäts-Direktor Erwin Förster. 
Direktionssitz für den Westen: 
Bad Boll-Wttbg., Kurhaus; Fernruf 163 


1. Unitätsdirektor Lic. Heinrich Renkewitz. 
2. Unitätsdirektor Dr. Waldemar Reichel; Missionsdirektor Bischof Hermann 


Steinberg. 


2. Bund Evangelisch-Reformierter Kirchen Deutschlands 
Präses: P. Kamlah, Göttingen, Untere Karspüle 11a. 


8. Bremische Evangelische Kirche!) 
a) Der Kirchentag 
Der Kirchentag besteht aus 122 Vertretern der Kirchengemeinden. 
b) Kirchenausschuß 
1. Vorstand: 
Präsident: Donandt, Rechtsanwalt. 
Vizepräsident: Dr. Appel, Präsident des Verwaltungsgerichts. 
Schriftführer: P. Urban. 
Schatzmeister: Edzard, Kaufmann. 

2. Weitere Mitglieder: Dr. Leist, Rechtsanwalt; Schünemann, Kaufmann; 
P.Hackländer; P. Penzel; Krause, Bankdirektor; P. Otten; Kropp, 
Bauer; Wübbe, Kaufmann. 

c) Kirchenkanzlei 
Bremen, Sandstr. 10-12; Fernruf 21061 


Leiter: Dr. Bornemann. 


Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland 
Vorsitzender: Kirchenpräsident D. Niemöller, Wiesbaden, Emser Str. 3. 
Geschäftsführer: Kirchenrat v. Harling, Hannover-Herrenhausen, Böttcherstr. 7. 
Zur Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland gehören: 


1. Evangelische Kirche in Deutschland, s. oben S. 598. 
2. Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland, s. unter Bl. 
3. Evangelische Gemeinschaft in Deutschland, s. B 3. 





1) Bisher nicht Gliedkirche der EKD. 
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4. Methodistenkirche in Deutschland, s. B 2. 
5. Alt-Katholische Kirche in Deutschland, s. B5. 
6. Vereinigung der Deutschen Mennonitengemeinden, s. B 6. 
7. Evangelische Brüderunität in Deutschland, s. oben S. 615. 
Der Bund Freier evangelischer Gemeinden in Deutschland (B 4) steht im 
Gastverhältnis zur Arbeitsgemeinschaft. 


B. Freikirchen 


Vereinigung Evangelischer Freikirchen in Deutschland 


Vorsitzender: Schmidt, Bundesdirektor, Bad Homburg v. d. Höhe. 
Stellvertr. Vorsitzender: Dr. J. W. Ernst Sommer, Bischof, Frankfurt a. M. 
Schriftführer: Heinrich Wiesemann, Seminarlehrer, Ewersbach-Dillkreis. 
Beisitzer: Ernst Pieper, Kirchenpräsident, Berlin. 

Zur Vereinigung Evangelischer Freikirchen gehören: 

l. Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland, 

2. Methodistenkirche in Deutschland, 

3. Evangelische Gemeinschaft, 

4. Bund Freier evangelischer Gemeinden, e. V. 


1. Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden 
a) Bundesleitung 

Bundesvorsitzender: Jakob Meister, Berlin-Dahlem, 

Vorsitzender - West: Hans Fehr, Hamburg, 

Vorsitzender -Ost: Otto Soltau, Berlin-Weißensee, 

Schriftführer: Ewald Fiedler, Stuttgart. 

Leiter des Bundeshauses: Paul Schmidt und Erich Wingenroth, Bad Homburg 
v.d. Höhe. 

Weitere Mitglieder: Baresel, Stuttgart; Becker, Frankfurt/Main; Bender, 
Berlin; Dr. Braun, Duisburg; Groll, Würzburg; Johns, Hamburg; 
Müller, Velbert; von Pape, Zeitz; Pohl, Hamburg; Reichardt, Mülheim- _ 
Ruhr; Rollin, Leipzig; Seifert, Zwickau; Sondheimer, Magdeburg; 
Surmann, Lünen; Zimmermann, Köln-Mülheim. 


b) Bundeshaus 
Bad Homburg v.d. H., Luisenstr. 121; Fernruf 2628 
c) Predigerseminar 
Hamburg-Horn, Rennbahnstr. 115; Fernruf 294949 


Direktor: Lie. Dr. Luckey. 
Theol. Lehrer: Rockel; Dr. Mundhenk; Lie. Stahl. 


2, Methodistenkirche in Deutschland 


a) Bischöfliche Aufsicht 
Dr. Sommer, Bischof, Frankfurt a. M.-Ginnheim, Ginnheimer Landstr. 180, 
Fernruf 24734. 
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b) Distriktssuperintendenten 
Mitteldeutsch> Konferenz: Thomas, Zwickau; Georgi, Remtengruen, Vogtland; 
Nordostd. Konf.: Scholz, Berlin-Schöneberg; 
Nordwestd. Konf.: Zeuner, Hamburg; Schulz, Hamburg; 
Südd. Konf,: Dahn, Ansbach; Haug, Stuttgart; 
Südwestd. Konf.: Hoffmann, Frankfurt a.M.; Mann, Karlsruhe. 


c) Schriftführer der Zentralkonferenz 
Stehl, Direktor, Kassel-Wilhelmshöhe. 
d) Predigerseminar der Methodistenkirche 
Frankfurt a. M., Ginnheimer Landstr. 180. 
Direktor: Dr. Wunderlich. 
Dozenten: Dr. Huber; Dr. Scharpff. 


3. Evangelische Gemeinschaft in Deutschland 


a) Kirchenkanzlei: Berlin SW 29, Dieffenbachstr. 39; Fernruf 660459. 
b) Präsident des Kirchenvorstandes: Pieper, Superintendent, Berlin. 
c) Theologisches Seminar: Reutlingen, Hagstr. 2. 
Direktor: Dr. theol. Schempp. 
Dozenten: Dr. Kücklich; Dr. Dietrich, Professor; P. Wüthrich. 


4. Bund Freier Evangelischer Gemeinden in Deutschland 


a) Geschäftsstelle: Witten (Ruhr), Bodenborn 34, Fernruf 2014. 
Bundesgeschäftsführer: Mosner, Prediger, Witten (Ruhr). 
Bundesvorsteher: Glebe, Prediger, Frankfurt a. M. 

Bundespfleger: Fuhrmann, Prediger, Solingen. 

b) Predigerschule: Ewersbach (Dillkreis). 
Schulleiter: Quiring, Prediger. 
Theolog. Lehrer: Wiesemann; Prill; Dr. Dr. Reuter. 


5. Katholisches Bistum der Alt-Katholiken in Deutschland 


a) Bischof: Kreuzer, Bonn, Schumannstr. 49, Fernruf 122485. 
b) Weihbischof: Dr. Steinwachs, Neckargemünd. 
c) Generalvikar: Dr. Steinwachs, Neckargemünd 
d) Bischöfliches Ordinariat und Bischöfliche Verwaltung: Bonn, Schumannstr. 49. 
e) Synodalvertretung: 
2. Vorsitzender: Dr. Petri, Professor, Bad Ems. 
f) Alt-katholisches Bischöfliches Seminar: Bonn, Baumschulallee 9. 
Leiter: Dr. Küppers, Professor, Bonn. 


6. Vereinigung der Deutschen Mennonitengemeinden 


1. Vorsitzender: Pastor Lie. Händiges, Monsheim, Fernruf 175. 

2. Vorsitzender: Dr. Crous, Ältester, Göttingen. 

Kassenführer: Pfarrer Braun, Ibersheim. 

Ehrenvorsteher; Prof. D. theol. h. c. B. H. Unruh, Karlsruhe-Rüppurr. 
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7. Verbündete Evangelisch-Lutherische Freikirchen 


1. Evangelisch-Lutherische Kirche im früheren Altpreußen 

Oberkirchenkollegium: 

Präsident: Oberkirchenrat Dr. Günther, Wuppertal-Elberfeld, Paradestr. 41, 
Fernruf 35590. 

Dienststelle West: Oberkirchenrat Dr. Günther, Wuppertal-Elberfeld; Kirchenrat 
Lie. Kiunke, Oberursel (Taunus), Altkönigstr. 50. 

Dienststelle Ost: Geschäftsführer Pastor Schröter, Berlin © 2, Annenstr. 53; Kirchen- 
rat Lic. Schulz, Berlin-Wilmersdorf; Superintendent Grube, Berlin- 
Schlachtensee. 


2. Evangelisch-Lutherische Freikirche 


Präses; Pastor Petersen, Berlin-Steglitz. 

Stellveriretender Präses; Pastor Stallmann, Bochum. 

Präses des Nördlichen Bezirks: Pastor Hein, Groß-Oesingen über Wittingen; 
Präses des Südwestdeutschen Bezirks: Pastor Eikmeier, Steeden a. d. Lahn; 
Präses des Sächsischen Bezirks: Pastor Stallmann, Zwickau (Sachsen)-Planitz; 
Präses des Diaspora-Bezirks: Pastor Lerle, Crimmitschau. 

Für beide Kirchen: 

Lutherische T'heologische Hochschule: Oberursel, Altkönigstr. 50; Fernruf 340. 
Derzeitiger Rektor: Dozent Pastor Oesch. 

Dozenten: Lie. Laabs, Pastor; Kirsten, Pastor; Lie. Kiunke, Kirchenrst. 


3. Selbständige Evangelisch-Lutherische Kirche 
Kirchensuperintendent Heinrich Martin, Marburg/L, Am Grün 35; Fernruf 2821 


4. Evangelisch-Lutherische Flüchtlingsmissionskirche 
Präses: Pastor Malschner-Maliszewski, Memmingen. 


Ferner bestehen noch folgende lutherische Freikirchen: 


1. Renitente Kirche ungeänderter Augsburger Konfession in Hessen. 
Superintendent: Wicke, Kassel, Pfannkuchstr. 19. 


2. Freie luth. Bekenntniskirche in St. Anschar in Hamburg 
P.Schm dt, Hamburg, Anscharplatz 6. 


C. Evangelisch- Theologische Fakultäten 


1. Theologische Fakultät der Humboldt-Universität Berlin 
Ordentliche Professoren: 
Rost, Leonhard, D. Dr. Dekan: AT.— Lieb, Fritz, D., Basel: Osteuropäische 
KK. — Vogel, Heinrich, D., STh. — Schneider, Johannes, Lie. 
Dr., NT. 
Gastprofessor: 
Aland, Kurt, D.: KG., Ntliche LitG. u. Textkritik, Archäologie u. Kst@. 


618 


Professoren mit Lehrauftrag: 
Doehring, Bruno, D.: PrTh. — Dreß, Walter, Lie.: KG. 


Dozenten: 
Koch, Gerh., Lie, STh. — Wessel, Klaus, Lie. Dr. KG.: Christl. Arch. 
und Kirchl. Kunst. 


Lehrbeauftragte: 
Fichtner, Horst, Dr. med. et phil.: Christl. Soz. Ethik. — Jahn, Ernst, Lie.: 
RelPäd. — Klamroth, Erich, Lie.: Hebr. Sprache u. Atliche Hilfswissen- 
schaften. — Lezius, Gerda, Dr. phil.: Gr. u. lat. Sprachunterricht, kursorische 
Lektüre des NT. (sprachl. Teil). — Lisowsky, Gerhard, Dr. phil.: Hebr. 
Sprachunterricht. 


2. Theologische Fakultät der Universität Greifswald 


Ordentliche Professoren: 
Haendler, Otto, D. Univers. Prediger: PrTh. — Hermann, Rudolf, D.: 
STh. — Jepsen, Alfred, D. Dr. phil., Dekan: AT. — Koepp, Wilhelm, D., 
Univ. Prediger: STh. u. RelW. 


Professoren mit vollem Lehrauftrag: 
Jenssen, Ernst: Angewandte Th. — Steuernagel, Carl, D. Dr. phil.: Hebr. 
Sprachkurse. 

Lehrbeauftragte: 
Delling, Gerhard, Lie.: NT. 


3. Theologische Fakultät der Martin-Luther-Universität 
Halle-Wittenberg 
Professoren mit Lehrstuhl: 
Aland, Kurt, D.: KG., Chr. Arch., G. d. chr. Kst., Ntliche EinlW. — Bar- 
nikol, Ernst, D. Dr. phil.: KG. u. RelG. des Urchristentums. — Eißfeldt, 
Otto, D. Dr. phil., Mitglied der Deutschen Akademie der Wissenschaften zu 
Berlin und der Sächs. Akademie der Wissenschaften in Leipzig: AT. u. semit. 
RelG. — Fascher, Erich, D.: NT. — Heinzelmann, Gerhard D., Dekan: 
D.NT. — Klostermann, Erich, D. Dr. phil.: NT u. Altchr. Lit. 


Professoren mit Lehrauftrag: 
Knevels, Wilhelm, Dr.: PrTh. — Lehmann, Arno, Dr.: MissWiss. u. allgem. 
RelWiss. — Rebling, Oskar: Orgelspiel u. Orgelkunde. 


Dozent: 
Gericke, Wolfgang, Lie.: KG. 


Lehrbeauftragte: 
Benckert, Heinrich, Lic., Dr. phil., Pfarrer: STh. — Schmidt, Hans, D., 
em. ord. Prof.: Hebr. 
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4. Theologische Fakultät der Friedrich-Schiller-Universität Jena 


Ordentliche Professoren: 
Heussi, Karl, D. Dr.: KG. — Preisker, Herbert, D., Dekan: NT. u. Allgem. 
RelG. — Gloege, Gerhard, Dr.: STh. — Meyer, Rudolf, Lie.: AT. — 
Hertzsch, Erich, Dr.: PrTh. 


Von den Amispflichten entbunden: 
Macholz, Waldemar, D.: Konfessionskunde u. Verwandtes. 


Professor mit vollem Lehrauftrag: 
Jursch, Hanna, Dr.: KG. u. ChrArch. u. KstG. 


Lektoren: 
Heerdegen, Arno, Dr.: Hebr. — Stech, Bruno, Dr.: Griech. 


5. Theologische Fakultät der Universität Leipzig 


a) Ordentliche Professoren: 

Leipoldt, Johannes, D. Dr., Direktor des ntlichen Seminars, Vorsitzender der 
* Prüfungskommission für Theologen, Domherr: NtlicheW. — Alt, Albrecht, D., 

Direktor des atlich-exeget. Seminars u. der Bibl.-arch. Sammlung, Domherr: 
AtlicheW. — Sommerlath, Ernst, D., Direktor des Seminars für STh., 
Zweiter Univ. Prediger, Dekan, Domherr: STh. — Müller, Dedo, D. Dr., 
Direktor des Seminars für PrTh., Erster Univ. Prediger, Prodekan: PrTh. — 
Lau, Franz, Lic., Direktor des kglichen Seminars u. des Chr.-arch. Seminars: 
KG. — Fuchs, Emil, D.: STh., Soz. E. u. Rel. Soz. 

Von den amtlichen Verpflichtungen entbunden: 
Stephan, Horst, D.: STh. 

b) Professoren mit vollem Lehrauftrag: 
Oepke, Albrecht, D.: NtlicheW. — Bardtke, Hans, Lic. Direktor des 
atlich-exeget. Seminars: AtlicheW. 

c) Dozent: 
Köhler, Hans, P. Lie. Dr.: STh. 

d) Lehrbeauftragte: 
Wagner, Heinz, stellv. Direktor des Seminars für PrTh., Missionsdirektor, P.: 
RelPäd. u. Jugendk. — Herz, Johannes, D.: SozE. u. SozPäd. — Mulert, 
Hermann, D., o. Professor: STh u. Neuere KG. 


6. Theologische Fakultät der Universität Rostock 


a) Ordentliche Professoren: 
Quell, Gottfried, D.: AtlicheW. — Weiß, Konrad, Dr., Dekan: NtlicheW. — 
Doerne, Martin, D. Dr.: STh. — Holtz, Gottfried, D.: PrTh. 

b) Dozenten: 
Beyer, P. Dr.: STh. 

c) Lehrbeauftragte: 
Glawe, Walther, Prof. D. Dr.: KG. — Henry, Marie-Louise, Dr.: Hebr. 
Sprache u. AtlicheW. — Theek, Bruno, P.: Christentum u. Weltanschauung. 
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7. Theologische Fakultät der Rheinischen Friedrich- Wilhelms-Universität Bonn 


Ordentliche Professoren: 
‚Goeters, Wilhelm, D. (von den amtl. Pflichten entbunden): KG. — 
Kohlmeyer, Ernst, D. (von den amtl. Pflichten entbunden): KG. — Noth, 
Martin, D.: AtlicheW. — Dehn, Günter, D.: PrTh. — Schlier, Heinrich, 
D.: NtlicheW. — Schlingensiepen, Hermann, D.: PrTh. — Bizer, Ernst, 
D., Dekan: KG. — Gollwitzer, Helmut, Dr.: S. 

Dozenten und Privatdozenten: 
Kraus, Hans-Joachim, Dr.: AtlicheW. — Karpp, Heinrich, Lie. Dr.: KG. 

Mit der Abhaltung von Vorlesungen beauftragt: 
Schrey, Heinz-Horst, Dr.: S. 


8. Theologische Fakultät der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen 


Ordentliche Professoren: 

Strathmann, Hermann, D., emerit.: Ntliche Th. — Althaus, Paul, D., 
Vorstand des Seminars für Apologetik: S. u. ntliche Th. — Baumgärtel, 
Friedrich, D., Vorstand des atlichen Seminars, Dz., Rektor: AtlicheTh. — 
Elert, Werner, D. Dr. phil., Vorstand des Seminars für system. Th.: Syst. u. 
hist. Th. — Steinwand, Eduard, D., Vorstand des Seminars für Th. des chr. 
Ostens: Th. des chr. Ostens, mit Lehrauftrag f. PrT'h. — Stauffer, Ethelbert, 
D., Vorstand des ntlichen Seminars: Ntliche Th. mit Lehrauftrag für Antike 
Numismatik a. d. Phil. Fak. — v. Loewenich, Walther, D. Vorstand des 
kglichen Seminars u. des Seminars f. christl. Arch. u. KunstG.: KG., Sb., Chr. 
KArch. — Schmidt, Gerhard, D., Vorstand des Seminars f. Homiletik und 
Katechetik: PrTh., Päd., Did. — Stählin, Gustav, D. Dr. phil., Vorstand 
des ntlichen Seminars: Ntliche Th. — Weerda, Jan, Lic., Vorstand des 
Seminars für ref. Th.: Ref. Th. 


Honorar-Professoren: 

_  Kempff, Georg, Universitätsmusikdirektor, Vorstand des Instituts für Kir- 
chenmusik: Lit. u. Kmus. — Schornbaum, Karl, D. Dr. phil.: Bayer. KG. — 
Künneth, Walter, D. Dr. phil.: Grenzgebiet d. system. Th. 


Außerplanmäßiger Professor: 
Hauck, Friedrich, D.: Ntliche Th. 


Privatdozenten: 
Goppelt, Leonhard, Lie.: ntliche Th. (z. Zt. beurlaubt). — Graß, Hans, 


Lic: STh. 

Repetenten: 
Für Altes Testament: Hesse, Franz, Dr. — Für Neues Testament: Kraus, 
Herbert. 


Mit dem Abhalten von Vorlesungen beauftragt: 
Schwiebert, Ernest, Dr., amerik. Gastprofessor: KG.— Cramer, Karl, Dr., 
Pfarrer i. R.: Atliche Th. — Fichtner, Fritz, Dr. phil., Professor: Kirchl. 
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Arch. u. Denkmalspflege. — Nothmann, Hugo, Dr. phil., StR.: Spätjuden- 
tum. — Heubeck, Alfred, Dr. phil., StR.: Griech. u. lat. Sprachkurse. — 
Lebegern, Ludwig, Lehrer: Pädag. Praktikum. 


9. Theologische Fakultät der Georg-August-Universität Göttingen 


a) Ordentliche Professoren: 
Stange, Carl, D. Dr. theol. h. c., Dr. phil. h. c., Abt von Bursfelde: S. u. PrTh. 
— Meyer, Johannes, D.: PrTh. (emer.). — Bauer, Walter, D.: NT. (emer.).— 
Dörries, Hermann, D.: KG. — Jeremias, Joachim, D. Dr.: NT. — Go- 
garten, Friedrich, D.: STh. — Wolf, Ernst, D.: KG. — Weber, Otto, 
D. Dr.: Reform. Th. — Trillhaas, Wolfgang, D. Dr. phil.: PrTh. — Iwand, 
Hans Joachim. D.: STh. 


b) Honorarprofessoren: 
Schuster, Hermann, D., Studienrat i.R.: RelPäd. (liest nicht). — Mahren- 
holz, Christian, D. Dr. phil., ObLKirchR.: Kirchl. Mus. 


c) Mit der Vertretung eines Lehrstuhls beauftragt: 
Kraus, Hans Joachim, Dr., Privatdozent an der Univ. Bonn: AT. 


d) Außerplanmäßiger Professor: 
Kuhn, Karl Georg, Dr. phil.: NT. 


e) Privatdozenten: 
Roth, Erich, Dr. theol., Dr. phil.: KG. — Schäfer, Ernst, Dr.: Chr. Arch., 
Kirchl. K. — Kuschke, Amulf, Lie.: AT. — Schneemelcher, Wilhelm, 
Lie.: KG. — Vielhauer, Philipp, Dr.: NT (liest in Bonn). 

}) Mit der Abhaltung von Vorlesungen beauftragt: 
Harms, Hans-Heinrich, Dr.: ThM., ökum. Fragen. — Niebergall, Alfred, 
Stdir., Dr.: PrTh. 

9) Mit der Abhaltung von Übungen beauftragt: 
Schoeneich, Friedrich, Dr. phil.: Musikal. Lit. — Große-Brauckmann, 
Emil, Dr. phil., Studienrat: Griech. Sprachkurse. — Witte, Hermann, Stadt- 
schulrat a. D.: Pädag. didakt. Übungen. 


Assistent Lic. Arnulf Kuschke hält hebräische Sprachkurse ab. 


10. Theologische Fakultät der Ruprecht-Karl-Universität Heidelberg 


a) Ordentliche Professoren: 
Bornkamm, Heinrich, D.: HTh. — Frhr. von Campenhausen, Hans, 
D.: HTh. — Schlink, Edmund, D. Dr. phil.: STh. — Brunner, Peter, D.: 
STh. — Bornkamm, Günther, D.: NtlicheTh. — von Rad, Gerhard, D.: 
AT. — Hahn, Traugott Wilhelm, Dr.: PrTh. 


b) Inaktive ordentliche Professoren: 
Jelke, Robert, D. Dr. phil.: STh. u. DG.— Hölscher, Gustav, D. Dr. phil.: 
AT. — Hupfeld, Renatus, D.: PrTh. 


622 


c) Homorarprofessor: 
Frommel, Otto, D. Dr. phil., KirchR.: Lehrer am praktisch-theologischen 
Seminar. 

d) Außerplanmäßiger Professor: 
Greeven, Heinrich, Lic.: Ntliche Th. 

Privatdozenten: 
Moldaenke, Günter, Lic. theol., Pfarrer, KG. — Plöger, Otto, Lic. theol., 
P.: AT. — Joest, Wilfried, Dr. theol.:STh. 


Lehrbeauftragte: 
Poppen, Hermann, Dr. phil.: KMus. — Hauß, Fritz, Lic. theol. Dekan: 
Badische KG u. PrTh. — Rosenkranz, Gerhard, Dr. theol., o. Prof. der 
Universität Tübingen: Allgemeine RelG. u. MissW. — Naumann, Paul, Dr. 
theol. Stadtpfarrer: atliches Proseminar. 


11. Theologische Fakultät der Christian-Albrechts-Universität Kiel 


a) Ordentliche Professoren: 
Mulert, Hermann, D. (emeritiert): STh.— Rendtorff, Heinrich, D. Landes- 
bischof a. D., Prorektor, Senator: PrTh., NT. — Redeker, Martin, D. Dr. 
phil., Senator, Prodekan: STh. — Meinhold, Peter, Dr. theol., Dekan, Se- 
nator: KG., DG. — Hertzberg, Hans Wilhelm, D., Prälat a. D., Senator: 
AT. — Wendland, Heinz-Dietrich, Dr. theol.: NT., SozE. 

b) Planmäßige außerordentliche Professoren: 
Schneider, Rudolf, Dr. theol., Dr. phil.: NT. — Schultz, Werner, Lic., 
Dr. phil., P. i. R.: RelW., theol. Propädeutik. 

c) Honorar-Professor: 
Freytag, Walter, D. Dr. phil., Missionsdirektor: MissW. 

d) Dozenten: \ 
Voss, Theodor, D. KonsR. (emeritiert): PrTh. — Göbell, Walter, Dr. theol, 
P.: Neuere KG. — Vollborn, Werner, Dr, theol.: AT. 

f) Lehrbeauftragter: 
Bohne, Gerhardt, Prof. Dr.: Evang. Erz. u. Unterricht. 


12. Theologische Fakultät der Johannes-Gutenberg-Universität Mainz 


a) Ordentliche Professoren: 

Galling, Kurt, D. Dr. phil.: AT. u. Palästina-Kunde. — Horst, Friedrich, 
D. Dr. phil.: AT. — Käsemann, Ernst, D.: NT. — Dinkler, Erich, Dr. 
theol.: NT., ChrArch. — Völker, Walter, D. Dr. phil.: KG., DG., Patristik. — 
Delekat, Friedrich, D. Dr. phil.: STh., Phil., Päd. — Wiesner, Werner, 
Lie.: STh. — Holsten, Walter, Lic.: Allg. RelW., MissK. — Rapp, Eugen 
Ludwig, Dr. theol.: Christl. Orientalistik. — Jannasch, Wilhelm, Dr. theol.: 
PrTh. 


b) Außerordentlicher Professor: 
Hamel, Adolf, Lie: KG. u. DG 
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c) Honorarprofessor: 
Biundo, Georg, Dr. theol.: Pfälz. u. Rhein. TerritoriaIKG. 


d) Lehrbeauftragte: 
Eggert, Hanna, Dr. phil.: KMus. Loew, Wilh., Lie. theol., Dr. med.: 


Pr. Th. 


13. Theologische Fakultät der Philipps-Universität Marburg 


a) Ordentliche Professoren: 


Uckeley, Alfred, D., KonsR. (emeritiert): PrTh. — Hermelink, Heinrich, . 


D. Dr. phil. (emeritiert): KG. — Bultmann, Rudolf, D., DD., Ephorus des 
Sprachenkonvikts: NT.— Balla, Emil, D., Mitglied des Senats: AT.— Heiler, 
Friedrich, D., Dr. phil., DD: Vergl. RelG. u. RelPhil. — Frick, Heinrich, 
D., Dr. phil., DD., Direktor der Religionskundl. Sammlung, Ephorus des Hess. 
Stipendiatenanstalt, LKR., Mitglied des Senats: STh., RelW. u. MissK. — 
Benz, Ernst, D. Dr. phil., stellv. Direktor des Christl.-archäolog. Seminars, 
Mitglied des Senats: KG., DG. — Eltester, Walther, D.: NT. u. alte KG. — 
Horst, Johannes, D., Prälat, Universitätsprediger: PrTh. — Siegfried, 
Theodor, D. Dr. phil., stellvertretender geschäftsführender Direktor des Theol. 
Seminars: STh., Gesch. der Th., Relphil. 

.b) Außerplanmäßiger Professor: 
Maurer, Wilhelm, Lic. Propst, P.: KG. 

c) Honorarprofessor: 
Zscharnack, Leopold, D. Dr. phil., KonsR.: KG. 

d) Dozenten: 
Zeller, Winfried, Lie. theol. habil., P.: KG. — Adam, Alfred, Dr.: KG. — 
Fohrer, Georg, Dr., Dr. phil.: AT. — Müller, Ludolf, Dr., Dr. phil.: KG. 


14, Evangelisch-Theologische Fakultät der westfälischen Landes-Universität, 
Münster i. Westf. 

a a) Ordentliche Professoren: 
Herrmann, Johannes, D., Ephorus des Hamannstiftes: Atliche Th. u. Exeg. 
— Schmitz, Otto, D.: Ntliche Th. u. Exeg. — Stählin, Wilhelm, D., Dr. 
phil., Bischof: PrTh. — Rudolph, Wilhelm, D., Dr. phil.: Atliche Th. u. 
Exeg. — Schreiner, Helmuth, D., Dr. phil.: PrTh. — Haenchen, Ernst, 
Dr. theol.: STh. — Stupperich, Robert, Lie. Dr. phil.: KG. — Ratschow, 
Carl Heinz, Lie. Dr. phil.: STh., RelG. — Rengstorf, Karl Heinrich, D.: 
Ntliche Th. u. Exeg. — Jacobs, Paul, Dr. theol., Reform. Th. 

b) Planmäßige außerordentliche Professoren: 
Konrad, Joachim, Lic. Dr. phil.: S. u. PrTh. — Foerster, Werner, Lie. 
theol.: NT., Gesch. u. Kultur d. hellenist. Ostens. 

c) Honorar- Professor: 


Steinborn, Erwin, Lie. Bibliotheksrat: MissW., kgliche Hilfswissenschaften, 
theol. Bücherkunde. 
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d) Außerplanmäßiger Professor: 

Thimme, Wilhelm, D., P.: STh., RelPsych. (Liest nicht). 

e) Lehrbeauftragte: x 
Rahe, Wilhelm, Lie. LKirchR.: Westf. KG. — Freytag, Gottfried, PrTh. 
insb. Lit. u. Hymn. — Girkon, Paul, Dr. phil., P.: Kirchl. Kunst. — Ehmann 
Wilhelm, Prof. Dr.: Ev. KMus. 

f) Mit der Abhaltung von Sprachkursen beauftragt: 

Krämer, Ernst, Studienrat: Griechisch. 


15. Evangelisch-Theologische Fakultät der Eberhard-Karls-Universität Tübingen 


a) Ordentliche Professoren: 
Heim, Karl, Dr. phil., Lie., D. DD.: STh. (emeritiert). — Wehrung, Georg, 
Dr. phil., Lie. D.: STh. (emeritiert,. —Rückert, Hanns, D.: KG.— Schlunk, 
Martin, Lie. theol. h. c., D.: MissW. (emeritiert). — Faber, Hermann, Lic.D.: 
PrTh. — Fezer, Karl, Dr. theol.,, D., Ephorus des Ev. Stifts: PrTh. — 
Köberle, Adolf, D.: STh. — Thielicke, Helmut, Lic. Dr. phil., D.: STh. — 
Michel, Otto, Lie, D.: NT. — Bauernfeind, Otto, Lic., D.: NT. — 
Ebeling, Gerhard, Dr. theol.: KG. — Rosenkranz, Gerhard, D.: MissW. — 
Elliger, Karl, Lic., D.: AT. 

b) Außerordentlicher Professor: 
Steinbach, Ernst, Dr. theol.: RelPhil. u. soz. Ethik. 

c) Honorar-Professor: 
Paulus, Rudolf, D.: RelPhil., STh. 

d) Außerplanmäßiger Professor: 
Würthwein, Ernst, Dr. theol.: AT. 

e) Dozenten: 
Fuchs, Ernst, Lie. D.: Ntliche Th. — Schrey, Heinz, S.T.M., Dr. theol., 
Repetent: STh. 

f) Lehrbeauftragte: 
Hermelink, Heinrich, Dr. phil., D., Prof.: Württ. KG. u. KonfK. — Hauß- 
mann, Walter, Dr. phil., Studienrat: Griechisch. — Lauffer, Siegfried, Dr. 
phil. habil.: Griechisch. — Mezger, Manfred, Dr. phil.: Lit. u. Hymn. — 
Diem, Hermann, P.: PrTh. 


D. Kirchliche Hochschulen 
1. Theologische Schule in Bethel (Kirchliche Hochschule) 
Bethel bei Bielefeld, Postfach 24; Fernruf Bielefeld 63141 
Leiter der Schule: Fichtner, Prof. Lie.: AT. 


Dozenten im Hauptamt: Friedrich, P. Dr., stellvertr. Leiter: NT. — Girgensohn, 
P.D. Dr.: PrTh. — Frey, Hellmuth, P. Magister: AT. — Adam, P.Dr.: 
KG. = WoLREEHE Les STh; 
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Lektoren: Stoebe, P.: Hebr. — Krämer, Studienrat: Alte Sprachen. 


Dozenten im Nebenamt: Brandt, W.P. D.: NT. — Rust, H., Prof. D. Dr.: STh. — 
Ronicke, P.: Missionskunde. — Schütz, Kantor: Kirchenmusik. — Müller, 
Oberstudiendirektor Dr.: Phil. — Schorsch, Prof. Dr. med. u. Schulte, Dr. 
med. habil.: Psychiatrie u. Charakterologie. 


2. Kirchliche Hochschule Berlin 
Berlin-Zehlendorf, Heimat 27, Fernruf 847567-68 


Rektor: Prof. D. Heinrich Vogel. 

Ephorus: Prof. D. Martin Fischer. 

Kurator: Geh. Reg.-Rat Dr. Quaatz. 

Geschäftsführer: Dipl. Ing. Werner Natzschka. 

Dozenten: Albertz, Martin, Prof. D. Sup.: NT. — Braun, Herbert, Prof. Lie.: 
NT. — Dehn, Fritz, Prof. Dr. phil.: Lit. Wiss. — Delius, Walter, Prof. Lie. 
Dr. phil.: KG. — Dilschneider, Otto, P. Lie.: STh. — Fischer, Martin, 
Prof. D.: PrTh.u. KR. — Harder, Günther, Prof. Lie. Dr. jur.: NT. — 
Henschel, Erich, Dr. phil.: Alte Sprachen und Germanistik. — Hommel, 
Hildebrecht, Prof. Dr. phil.: Klassische Philologie und Altertumswiss.— Knak, 
Siegfried, Miss. Dir. D.: Miss.W. — Kruska, Harald, Miss. Insp. Lic.: STh. 
u. ThG. — Kupisch, Karl, Dr. phil.: G.— Lokies, Hans, Miss.Dir.KirchR.: 
RelW. — Paeslack, Meinhard, Dr. phil., Ref. der Erz. Kammer: Alte Spra- 
chen, griech. u. röm. RelG. — Quaatz, Reinhold, Geh. Reg. Rat Dr. rer. pol.: 
Soziologie. — Reisner, Erwin, Prof. Dr. phil.: Phil. — Schmidt, Martin, 
Prof. Dr.: KG. — Smend, Friedrich, Prof. Lie.: Lit.; KMus. — Vogel, 
Heinrich, Prof. D.: STh. — Wolff, Joh., P.: PrTh. 


Mit Vorlesungen beauftragt: 
Benn, Ernst-Viktor, Vizepräsident, Dr. jur.: KR. — Giese, Gerhard, Prof. 
Dr. phil.: Päd. — Jahn, Ernst, P. Lic.: RelPsych. — Maass, Fritz, P. Lie.: 
AT. — v. Rabenau, Eitel-Fritz, P. Dr. phil.: PrTh. — Thiel, Wulf, P.: 
Katechetik. — Wenzel, Theodor, KirchR. D. Dr. phil.: InnMiss. — Wester- 
mann, Klaus, P. Dr.: AT. — Winterhager, Jürgen, P. Dr. phil.: Ökume- 
nisches Seminar. 


Mit der Abhaltung von Sprachkursen beauftragt: 
Augustat, Walter, P. Dr. phil.: Hebr. — v. Kissel, Sergius, Prof. Lie. mag.: 
Hebr. u. Russ. — Reiter, Joachim, Studienrat: Lat. u. Gr. —v. Löwenclau, 
Ilse, Dr. phil.: Gr. 


Mit Gastworlesungen beauftragt: 
Rost, Leonhardt, Prof. Dr. phil.: AT. 


Studieninspektoren und Assistenten: 
Dudzus, Otto, Studentenpfarrer: Sprachl. Repetitorien, Bibelk. — Ascher- 
mann, Hartmut, cand. theol. Assistent: Sprachl. Repetitorien. 
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8. Kirchliche Hochschule Wuppertal 
Wuppertal-Barmen, Missionsstr. 9; Fernruf 50938 


Leiter der Schule: Prof. D. Otto Schmitz NT. 

Kurator und Dozent: P. Lic. Dr. Johannes Wilkens (NT). 

Dozenten: 
Beckmann, Joachim, ObKirchR. Lic. Dr.: S. u. PrTh. — Bückmann, 
Otto, P. Dr.: AT. — Eichholz, Georg, P. Lie.: NT. u. STh. — Hammels- 
beck, Oskar, Prof. Dr., Direktor der Päd. Akademie: Katechetik u. Päd. — 
Niesel, Wilhelm, P. D. Moderator des Reformierten Bundes: STh. — Men- 
sing, Karl, ObKirchR. Rechtsanwalt D. Dr. jur.: KR. — Obendiek, Har- 
mannus, P. Dr.: PrTh. — Wolff, Hans Walter, P. Lie.: AT. — Mühlhaupt, 
Erwin, P. Lie.: KG. 

Studieninspektor (zugleich mit der Studentenseelsorge in Wuppertal beauftragt): 
Werner Krause. 

Einen Lehrauftrag haben: 
Menzel, Gustav, P. Lie.: MissK u. RelG. — Tlach, Walter, P.: Hebr. — 
Dahms, Kurt, Dr.: Psych. 

Lektoren: 
Kirchner, Dr. Egon, Wilhelm, Dr. Hans Eberhard, Sprachunterricht. 


4. Augustana-Hochschule in Neuendettelsau-Heilsbronn 
Neuendettelsau, Heckenstr. 8; Fernruf Windsbach 1 


Rektor: D. Georg Merz. 


Dozenten: 
Merz, Georg, D., Rektor: PrTh., Enzyklopädie, Neuere KG. — Kinder, 
Ernst, P. Dr.: STh. u. Phil. — Ellwein, Eduard, P. Dr.: NT. — Stählin, 
Rudolf, P. Dr.: Alte KG., Lit., NT. — Wittenberg, Martin, Pfarrer: AT., 
Hymn. — Henke, Oswald, Dr. phil., Studieninspektor: Lektor f. Hebr. u. 
Lat. — Ebert, Hermann, Vikar, Assistent f. hebr. Sprache u. Leiter des 
Studienheims Heilsbronn. 

Nebenamtliche Mitglieder: 
Zillinger, Wilhelm, Dr. phil.: Gr., Deutsch, Didaktik. — Schulze, Fritz, 
Lie. Dr. phil: Phil., Psych. u. Päd. — Vicedom, Georg, Missionsinspektor: 
Missionskunde. 

Ehrenamtliches Mitglied: 
Lauerer, Hans, Rektor D.: DogmenG. 


5. Kirchliche Hochschule Hamburg 
Hamburg 39, Alsterdorfer Str. 440; Fernruf 595021 
Vorsitzender des Kuratoriums: Landesbischof D. Dr. Simon Schöffel. 
Rektor: Oberkirchenrat Dr. Volkmar Herntrich. 
Hauptamiliche Dozenten: Engelland, Hans, Dr.: STh. — Goppelt, Leonhard, 
Lie.: NT. — Herntrich, Volkmar, ObKirchR. Hauptp. Dr.: AT. — Knolle, 
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' Theodor, ObKirchR. Hauptp. D.: PrTh. — Schmidt, Kurt-Dietrich, Prof.D.: 
KG. — — Schöffel, LBischof D.Dr.:STh. — Schütz, ra Hauptp. Lie. Dr.: 
| "STh. 

ee N; "Nebenamitliche Dozenten: Alsweie Hans, P.: AT. — Echternach, a 

0.00... P. Lie. Dr.: STh..— Folwart, Helmut, P. Prof. Dr.: Phil. — Freytag, 
.. Missionsdir. Prof. Dr.: MissWiss. — Mülbe, Heinz, Studieninsp. P. 

r.: Phil. — Staack, Hagen, P. Dr.: KG. (beurlaubt). — Witte, Karl, P. 
NT. 

Mit er ag von Vorlesungen und bunden BIURN, Brodde, Otto, Dr. 
Kantor u. Organist: PrTh. — Dammann, Ernst, P. Prof. Dr.: AT. — Gar- 
"bers, Karl, Dr.: Arabisch, Syrisch, Aramäisch. — Jensen, Gustav, Dr.: 

Dat! Lau, Hermann, ObStuddir. Dr. Dr.: Gr. u. Hebr. — Lohse, Eduard, 
| Dr., Konviktinspektor: NT. — Schulz, Elisabeth, ObStuddirektorin: Kate- 
©, chetik. 


E. Evang. Akademien 


1. Evangelische Akademie Bad Boll über Göppingen, Kurhaus 


a ir a) Trägerschaft: Württembergische Evangelische Landeskirche. 
Ri 0, E b) Ehrenvorsitzender: Landesbischof D. Wurm, Stuttgart, Leiter: Direktor Dr. 
Eberhard Müller, Bad Boll. 


2. Evangelische Akademie in Hessen und Nassau, Offenbach a. M., Bieberer Str. 258 


a) Trägerschaft: Evangelische Kirche in Hessen und Nassau. 
.b) Leiter: Propst Pfarrer Lic. zur Nieden, Offenbach-Main. 
ee Studienleiter: 

Hochschuldozent Dr. phil. Kallenbach, Offenbach-Main. 


Ständige freie Mitarbeiter: 
Studentenpfarrer Dr. jur. Wolfgang Böhme, 
‚Universitätsprofessor Dr. Petry, 
Hochschuldozent Pfr. Sucker. 


3. Evangelische Akademie Hermannsburg, Hermannsburg, Kr. Celle 
(Corvinus-Akademie) 


a) - Trägerschaft: Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers. 
b) Vorsitzender des Konventes der Akademie: Landesbischof D. Lil je. 
Studienleiter: Pastor Lie. Doehring, Hermannsburg, Pastor Wischmann, 


Hermannsburg. 
Ständige Mitarbeiter: Prof. Dr. Karl Witt: Päd. — Harald von Bat eh 
., - Ökumene u. Ostkirche. — Dr. Stella Seeberg: Flüchtlingsfragen. 
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| A. Evangelische Akademie; Schloß. Tutzing ı am Sarnbenger Seo 
v - Se " Fernruf 0258 [466 


. a) Hrägeischaft: Evangelisch- Lutherische Landeskirche in Bayern. 


b) Leiter: Pfarrer Hildmann. 


ö. Evangelische Akademie von Kurhessen-Waldeck Guntershausen, Bezirk Kassel 


a) Trägerschaft: Evangelische Landeskirche von Kurhessen-Waldeck. 
b) Studienleiter: Pfarrer Dr. Müller-Schwefe, Guntershausen. 


6. Evangelische Akademie Baden 
Tagungen in Heidelberg und Herrenalb [Schwarzwald 


a) Trägerschaft: Vereinigte Ev.-Prot. Landeskirche Badens. 
b) Geschäftsstelle: Karlsruhe, Blumenstr. 1. 


7. Evangelische Akademie Christophorus-Stift Hemer 
(Kr. Iserlohn), Haus Hemer; Fernruf Iserlohn 3429 


Lübeck, Bremen und der Reformierten Kirche von Nordwestdeutschland. 


b) Leiter: Prof. D. Dr. Friedr. Karl Schumann, Theologe des Stifts; Prof. Dr. . - ' 


Wilhelm Schüßler, Historiker des Stifts; Dr. rer. nat. Günter Howe, Deds“ 
wissenschaftler des Stifts. 


8. Evangelische Akademie der Hamburgischen Landeskirche, 
Geschäftsstelle Hamburg-Harburg, Wilstorfer Str. 9 
a) Trägerschaft: Evangelisch-luth. Landeskirche in Hamburg. 
b) Vorsitzender: Landesbischof D. Dr. Schöffel, Hamburg. Leiter: Pastor Dr. 
Junge, Hamburg-Harburg, Wilstorfer Str. 9. Mitarbeiter: Studieninspektor 
Dr. Heinz Mülbe; 
c) Gesellschaft EvangelischeAkademie Hamburg: 1. Vors.: Prof. Dr. jur. Hans 
‘Möller. — 2. Vors.: Prof. Dr. phil. Paul Raethjen. 


9. Evangelische Forschungsakademie Ilsenburg 


a) Trägerschaft: Die Landes- und Provinzialkirchen in der Ostzone, gemeinsam 


vertreten durch den Evangelischen Oberkirchenrat in Berlin-Charlottenburg, 
Jebensstr. 3. 


| b) Vorsitzender des Kuratoriums: ObKonsR. Lic. Dr. Söhngen. 
Geschäftsführender Direktor: Dr. Albrecht Volkmann, Ilsenburg, Harz, Evan- 


gelisches Stift. 
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'a) Trägerschaft: Christophorusbund e. V., Kuratorium, bestehend aus Vertretern . 
der Ev. Kirchen von Westfalen, Rheinland, Schleswig-Holstein, Oldenburg, Si, 


. 


10. Evangelische Akademie Sachsen-Anhalt 
Lutherstadt Wittenberg (Lutherhalle), 
Ev. Stift Ilsenburg, Burg Bodenstein, Gernrode 


a) Trägerschaft: Evang. Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und Landeskirche 
Anhalt. 

b) Gesamtvorsitz: Präses Dr. Kreyssig, Magdeburg, Am Dom 1, Stellvertreter: 
Prof. Dr. Stammler, Halle-Saale, Händelstr. 29. 

c) Geschäftsführung: Prof. Dr. Thulin, Lutherstadt Wittenberg, Lutherhalle.' 


11. Evangelische Akademie Eisenach 


a) Trägerschaft: Evang.-Lutherische Kirche von Thüringen. 
b) Leiter: Oberkirchenrat Dr. Schanze, Weimar. 


12. Evangelische Akademie Braunschweig, Peter-Joseph-Krahe-Str. 11 


a) Trägerschaft: Braunschweigische Ev.-Luth. Landeskirche. 
b) Leiter: Pastor Direktor Reinhard Herdieckerhoff, Braunschweig. 


Studiengemeinschaft der Evangelischen Akademie 
Sekretariat: Stuttgart-N., Hoferstr. 16; Fernruf 92084 
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